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Die Gemeinde als Corporation. 


Sinleitung. 


Die vorliegende Sammlung von Gefeßen gibt zu mannichfachen 
Betrachtungen Anlaß, von denen die eine oder die andere dem 
Bude als Einleitung vorangeftellt werden kann. 

Bieles ließe fih über die gefhichtliche Entwidlung unferer 
Gemeinden fagen, aus der die gegenwärtige Berfaffung und Vers 
waltung der leßteren hervorgegangen ift. Sa e3 fehlt, mwenigftens 
in Bezug auf die Landgemeinden, noch an einer folchen Gefchichte, 
wenn ſchon verfihiedenartige WBorarbeiten vorhanden find. Wenn 
wir aber doch es hier nicht unternehmen, die gegenwärtigen Ge: 
meindezuftände an die der vergangenen Zeit anzufnüpfen und jene 
aus diefen zu erklären, fo gefchieht dies zunächft deshalb, weil wir 
glauben, daß diefe Sammlung befonders in die Hände foldher Ge: 
(häftsmänner kommen wird, die es mit dem heutigen Gemeinde: 
leben zu thun haben; diefen möchte aber mit einer derartigen ge: 
fchichtlichen Arbeit der Mehrzahl nach weniger gedient fein. 

Sodann fönnte fi unfere Einleitung auch mit der Politik 
des Gemeindewefend befchäftigen und insbefondre nachweifen, in: 
wiefern die Grundfäße berfelben nach den Gefeken der einzelnen 
Länder verwirklicht worden find oder nicht. Aber auch dies unter: 
laffen wir. Politifche Betrachtungen über Gemeinden find in neuerer 
Zeit fhon von gar Vielen angeftelt worden, — wir verweifen vor: 
züglih auf Buͤhau: die Behörden in Staat und Gemeinde. 1836, — 
und dad Bemeffen der Gefege der einzelnen Länder nach einem folchen 
politiichen Syflem fcheint und gar manches Bedenkliche zu haben. 

%* 
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Ferner bietet der Ueberblick uͤber den Inhalt der vorliegenden 
Quellen unſeres Gemeinderechtes reichen Stoff, einmal die große 
Mannichfaltigkeit, die vielen Eigenthuͤmlichkeiten der einzelnen Ge— 
ſetze hervorzuheben und uͤberſichtlich neben einander zu ſtellen, ſo⸗ 
dann aber auch auf die Beſtimmungen aufmerkſam zu machen, die 
allen dieſen Gemeindeordnungen, ſei es aus innerer Nothwendigkeit 
oder aus blos aͤußerem Zuſammentreffen, gemeinſam ſind. 

Es laſſen ſich auch noch gar manche andere Gegenſtaͤnde aus 
dem Gebiete des Gemeindelebens ausfindig machen, die, des Be: 
ſprechens werth, durch vorliegende Sammlung angeregt werden; wir 
haben uns aber aus verſchiedenen Gruͤnden bewogen gefunden, hier 
Einiges uͤber die Gemeinden als Corporationen mitzutheilen. 

Unſere Gemeindeordnungen faſſen naͤmlich die Gemeinden faſt 
durchgehens von der adminiſtrativen Seite auf, und immer 

mehr neigt ſich die Zeit dahin, Gemeindeangelegenheiten vorherr⸗ 
ſchend von dieſem Standpunkte aus zu behandeln. Gleichwohl laͤßt 
es ſich aber doch auch nicht verkennen, daß in dem Gemeindeleben 
rein privatrechtliche Elemente zur Geltung kommen und dies zus 
naͤchſt inſofern, als die Gemeinden Corporationen find Es 
gilt alſo, dieſe privatrechtlichen Grundſaͤtze hervorzuheben und bei 
denen, die mit der Gemeindeverwaltung betraut find, zum Bes: 
mwußtfein zu bringen. Diefelben find ſchon durch das gemeine Recht 
gegeben und daher auf alle Gemeinden, welche ſonſtige Grundfäße 
die einzelne Gemeindeordnung aufftellen mag, anwendbar, wenn 
jene Normen auch in den gedachten Gefegen nur kurz angedeutet oder 
als befannt vorausgefeßt wurden; 3. B. dad Vorrecht der Minder: 
jährigfeit der Gemeinden. 


Die Eorporation. 


Was nun den Sa betrifft, daß Gemeinden Corporationen 
find, fo fteht er in unferem Rechte unbezweifelt feft, auch wenn e3 
die einzelne Gemeindeordnung nicht befonderd fagt. Gerade aber 


Einleitung. vu 


der Umſtand, daß viele biefer Gefege dies nicht einmal erwähnen, 
macht ed, wenigftens für die vielen bei dem Gemeindeleben bethei- 
ligten Nichtjuriften oder auch für folhe Adminiftratiobeamten, bie 
mehr nur dem Namen nad Juriſten find, wichtig, daran zu erin- 
nern, was davon abhängt, daß die Gemeinden Gorporationen find 
und dadurch ſich rechtlih von Geſellſchaften (socielas) und 
bloßen, felbft anerfannten, Bereinen verfchiedener Art unterfcheiden. 
Auch ift ed gar nicht zu bezweifeln, daß ed die Gemeinden als ein, 
ihnen in vielen Beziehungen auf dem Gebiete des Privatrechted und 
bes Prozeſſes zuſtehendes, Vorrecht zu beachten und zu bewahren 
haben, daß fie Gorporationen find. 

Es ift bier nicht der Ort, die juriftifchen Unterſchiede 
zwifchen Gefellichaft und Corporation auseinanderzufeßen; wir vers 
weifen deöhalb auf Pfeifer: die Lehre von den juriflifhen Per: 
fonen 1847 ©. 56 — 90; aber als eines eigenthuͤmlichen Unter: 
ſchiedes zwiſchen Corporations- und anderen Vereinsbeamten oder 
Vorſtehern gedenken wir des, den das wuͤrttemb. B. G. g. 41 
(S. 178 unfer. Samml.) macht: nach dieſem brauchen nämlich Cor: 
porations⸗ oder Körperfchaftbeamte nicht Gemeindebürger zu werben. 

Unter unferen Gefeßen find es nur folgende, die den gemein: 
rechtlichen Satz, daß Gemeinden Gorporationen find, beſonders be: 
fätigen. Die weftphäl. $.1 (S: 11) gibt den Gemeinden bie 
Rechte einer öffentlihen Corporation. Geachtenswerth ift es, 
daß in dem $. 1 [S. 39] der rhein., ber mit dem $. 1 der weft: 
phaäͤl. faft gleichlautend ift, diefer Zuſatz ſich nicht findet.) Des: 
gleihen die bayer. 8.1 (8.70), 8. 20 (©. 73), die hannoͤv. 
$. 54 (S. 126), die altenburg. $. 99 und 100 (S. 390), die 
oldenburg. $.17 (©. 403). 

Es fann aber auch eine Gemeinde aus — auf den 
Gemeindeverband ſich beziehenden Corporationen beſtehen, ſ. z. B 
die bayer. $.6 (©. 71), vergl. $.22 (S. 74), die baden. $.145 
(8.232). — 
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Bei der Bedeutung, die die Corporation nicht blos für bie 
Gemeinde, fondern überhaupt für unfer Recht hat, ba ed befannt: 
lich außer diefer noch verfchiebene andere Gorporationen gibt, follte 
man glauben, daß unfere Juriften mit dem Begriff einer Gor: 
poration längft im Reinen wären, und doch ift ed nicht fo. Die 
Einen fagen 5. B., eine Corporation fei eine zu einem dauernden 
Zwed verbundene Mehrheit von Perfonen. Dann unterfcheidet fich 
biefe aber nicht von einem bloßen Verein. Andere, 5. B. Carpzov, 
behaupten, eine Corporation fei persona imaginaria, non habens cor- 
pus nec animam, und Scilter bezeichnet fie in ähnlicher Weile 
als ein bloßed nomen. Die neueren Juriſten definiren fie gemöhnlich 
als einen dauernden Verein Mehrerer zur Erreihung eined gemein 
famen Zwedes, die als ein Rechtsfubject betrachtet werden. 

Nichtjuriften werden gar nicht begreifen koͤnnen, was dazu 
Beranlafjung bot, eine Corporation, 3. B. eine ganze Ortögemeinde, 
für einen bloßen Namen oder für eine Scheinperfon ohne Leib und 
Seele anzufehen. Died erklärt fi) aber daraus, daß einer Corpos 
ration als einem Bereine dad Merkmal der juriftiichen oder morali: 
ſchen Perfon nach römifchen Rechte zufommt, und diefe ift aller: 
dings nur ein fingirted Wefen; aber die Corporation ift doch nicht 
blos juriftifche Perfon. Auch gibt es befanntlich juriftifche Perfonen, 
die nicht Corporationen find, z.B. der Fiscud. Nur die weimar. 
8.80 (S. 363) bezeichnet die Gemeinden ſchlechthin als moralifche 
Perfon ftatt Corporation. Es ift dies aber infofern nicht zu billi 
gen, ald man daraus, daß fie jagt: die Landgemeinden ftehen als 
moralifche Perfonen unter der Auflicht der Staatöbehörden, folgern 
fönnte, die Gemeinden follten jenen Behörden nur in fo weit unters 
geordnet fein, als jene als moralijche Perfonen in Betracht fommen, 
was aber nicht die Anficht des Geſetzes ift. 

Bon derfelben irrigen Anficht find auch die befangen, die bie 
Corporation zwar ald einen Verein anerkennen, von ihm zugleich 
aber behaupten, daß er nur ald ein Nechtöfubject oder ald eine 
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Perſon in Betracht komme; fie faffen die Corporation blos von ber 
vermögensrechtlichen Seite auf, indem fie z. B. ein Grundftüd er: 
wirbt oder eine Erbichaft macht. Diefe Anfiht, daß eine Gorpora: 
tion und Gemeinde eine Gefammtperfon oder eine Perfoneneinheit fei, 
findet fich auch in der altenburg. $. 110 (©. 393) ausgefprochen, 
indem es bafelbft heißt: Die Gemeinderechte umfaffen im Allge: 
meinen die Befugniß der Perfoneneinheit im Nechtöfinne. Vergl. die 
ſchwarzb.-rudolſtädt. 8.4. (S. 436). 

Nichtiger möchte es daher fein, eine Corporation als einen zu 
einem erlaubten Zwed organifirten mit Perfönlihfeit aus 
geftatteten Verein zu bezeichnen. Wegen der weiteren Begrün: 
dung und Ausführung diefer Definition verweilen wir hier aber auf 
unfere Unterfuchungen. 1847. Heft 3. ©. 131 ff. Eine Gemeinde 
würde hiernach von dem jurifliihen Standpunfte aus fein: ein zur 
Verwirklichung der Gemeindezwede und Angelegenheiten organifirter 
(dur Berfaffung und Verwaltung) mit Perfönlichkeit ausgeftatteter . 
Berein. Die weftpbäl. $.1 (S. 11) und rhein. $.1. (S. 39) 
fagen: ein Ort mit eigenem Haushalt fei eine Gemeinde. 

Bisher ift es die herrichende Anficht geweſen, daß ed nur eine 
Art von Eorporationen gebe und der Begriff derfelben fchon durch 
das roͤmiſche Necht feftgeftellt fei. Neueren Unterfuchungen zufolge 
muß man aber anerkennen, daß wir nicht blos einen römifch =, fon: 
dern auch einen teutfchrechtlichen Begriff der Corporation haben, und 
die3 wird für uns bier befonders deshalb wichtig, weil ſich nad) 
unferen Gemeindeordnungen theilS dieſer, theild jener fund gibt. 

Der Unterfchied beider tritt in Bezug auf das Rechtsſubject 
des Gorporationsvermögens hervor. Das römische Recht fieht daffelbe 
in einem fingirten Wefen, in der juriftifchen Perfon, über welche ins- 
befondre v. Savigny: das heutige römifche Recht Bd. II. ©. 235 ff., 
wahres Licht verbreitet hat, fo daß die Glieder der Corporation felbft 
alle zufammen weder dieſes NRechtöfubject find, noch auch Rechte 
am Gorporationdvermögen haben; die Mitglieder, die singuli, neh: 
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men diefem gegenuber nur eine den Guratoren, nicht dem Eigen: 
thuͤmer u. f. w., aͤhnliche Stellung ein. Man muß daher die oben 
gegebene Definition von der Corporation, um die Eigenthümlichkeit 
der römifchen hervorzuheben, fo fortbilden, daß man fagt, fie fei 
ein Verein Mehrerer (in ber oben bezeichneten Art), „deren Vereins: 
vermögen nicht als ben Bereinsgliedern, fondern als einer hievon 
verfchiedenen , befonderen, zu dieſem Zweck (erdichteten) juriftifchen 
Perſon gehörig rechtlich behandelt wird.’ P feifer a. a. O S. 26. 
Bei der teutſchrechtlichen Corporation erſcheinen dagegen die 
Mitglieder ſelbſt als Geſammtheit, als collective Einheit ge— 
dacht, als das Rechtsſubject des Corporationsvermoͤgens; vgl. unſere 
Unterſuchungen Hft. 3. ©. 144 ff. Da wir aber die Geſammtheit 
nur auf dem Gebiete des Privatrechtes für Vermoͤgensrechte als 
eine Perfon oder juriftifche Einheit aufzufaffen haben, die Corpo— 
ration und Gemeinde fich bei Erreihung ihrer Zwede auf ihrem 
abminiftrativen Gebiete troßdem als ein unter einer Gewalt ſtehen— 
der Verein Mehrerer geltend macht, fo verfallen wir mit ber ge: 
dachten Annahme nicht in den gerügten Fehler, die Corporation 
blos ald ein Rechtsſubject oder eine Gefammtperfon zu betrachten. 
Nur für ihre Vermögensverhältniffe erfcheint fie ald ein Rechts— 
fubjeet nach innen und nach außen, 3. B. bei dem Gorporations- 
darlehen. Daher betrachten auch unfere G. Ord. die Gemeinde ge- 
radezu ald Vereine, z.B. die altenburg. $. 119 (S. 395), oder 
als Sefammtheit, z.B. die hoh. heching. $. 63. (©. 461), 
ohne dabei Gemeinde als ein Rechtsfubject vor Augen zu haben. Noch 
häufiger finden wir aber, daß von gefellfhaftlihen Rechten, 
Sntereffen und Zwecken u. f. mw. der Gemeinden die Rede ift, z. B. 
in der bayer. $.22 (S. 74), ber k. heſſiſch. 8.36 (©. 263), 
ber weimar. $.6 (©. 340), der altenburg. $. 100 (S. 390), 
ber oldenburg. $. 17 (S. 404). Hiergegen ift auch nichts zu 
erinnern, fobald man das Wort gelellfchaftlich in einem weiteren 
Sinne nimmt und deshalb die eigenthümlichen Grundfäge tiber 
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die Gefellfchaft im engeren Sinne (societas) nicht auf dad Gebiet 
der Gorporationen und Gemeinden überträgt. So bilden 5.3. die 
in der baden. 8.78 (©. 218) erwähnten Socialaudgaben ben 
Gegenfab von Ausgaben der Gemeinde ald Corporation. 


Wil man die Gemeindegewalt auf dad Vorhandenſein einer 
Perfönlichfeit zurückführen, fo fünnte man in der Corporation eine 
öffentliche und eine privatrechtliche Perfönlichkeit unterfcheiden; die 
letztere beftände für die Vermoͤgensrechte. Beide Perfönlichkeiten 
werden aber Durch diefelben Vorſteher vertreten. 


Bon welchen wichtigen praftiihen Folgen es ift, ob eine römifch- 
oder teutfchrechtliche Corporation vorhanden ift, darauf haben wir 
gleihfalls in unf. Unterfuchungen ©. 168 ff. hingewiefen; auf ein: 
jelne werben wir unten zurüdfommen. Wir gedenfen daher hier nur 
noch folgenden Unterfchiedes, der über mehrere Erfheinungen auf 
dem Rechtögebiete der Corporationen Aufihluß gibt. Die römifche 
juriftifche Perfon ift zwar rechts- aber niht hHandlungsfähig, 
die teutfchrechtlihe Geſammtheit ift dies aber, wie fchwerlich be: 
jweifelt werden kann. 

Es ift nun neuerdingd behauptet worden, daß die römifch- 
rechtliche Corporation bei unferen Gemeinden zur Anmendung 
komme, und wir wollen auch nicht verfennen, daß diefelbe hier am 
Drt fe. Somit fönnte man meinen, daß uns hier die teutfch- 
rechtlihe Corporation nicht intereffire. 


Sehen wir aber genauer zu, fo ſteht es fchon zu bezweifeln, 
ob fi überhaupt unfere zeitherige Prarid der echtrömifchen Bor: 
fellung deutlich bewußt war und -ob fie nicht die teutfche für Die 
tömifche oder gemeinrechtliche hielt. Daher ift ed zu bedauern, daß 
nur aus fehr wenigen Gemeindeorbnungen zu entnehmen ift, ob fie 
die Gemeinden wirklich) ald römifchrechtliche betradhten. Dagegen 
finden ſich mehrere, die fich mit klaren Worten für das teutfchrecht: 
liche Princip entfcheiden, worauf wir aber noch nicht, mit Anderen, 


x Einleitung. 


die Anficht bauen möchten, daß biefes für unfere Gemeinden da3 
gemeinrechtliche oder herrſchende ſe. Wir glauben zwar annehmen 
zu dürfen, daß die teutfchrechtliche Anficht dem öfterreichifchen Rechte 
zum Grunde liegt, vgl. die tyrol. F. 3u. 4 (S. 1 u. 2), allein 
aus dem bürgerl. Geſetzb. $. 288, verglichen mit $. 287 u. 290, geht 
dies infofern nicht hervor, als im $. 287 vom Staatövermögen bie 
Rede ift, alfo von dem des Fiscus als juriftifcher oder moralifcher 
Perſon, im Gegenfaß zu den Mitgliedern des Staates; ber $. 288 
fährt dann aber fort: Auf gleiche Weife (alfo wie beim Fiscus ) 
machen die Sachen — deren Einkünfte zur Beftreitung der Gemeinde: 
auslagen beflimmt find — das Gemeindevermögen aus. Da fodann 
dem preuß. Landr. wie dem Code eiv. die teutfche Anfchauung der 
Gorporationen eigen ift, fo muß für die Länder, in denen dieſe 
Quellen gelten, aud die Gemeinde als teutfchrechtliche Corporation 
aufgefaßt werden. Daher Fann man ed zunächft auch herleiten, 
daß die baden. $. 53 (S. 213) fagt: Alles liegende und fahrende 
Vermögen der Gemeinden — ift das Eigenthum der Gemeinde: 
bürger als Gefammtheit, Bgl. 8.71 (©. 216). Wenn fi 
fodann diefelbe Definition in der hob. figmaring. $.52 (©. 478) 
wieder findet, fo könnte man meinen, es fomme dies nur daher, daß 
diefe ©. Ord. überhaupt der badifchen nachgebildet ift; allein wir 
finden die teutfchrechtlihe Corporation audy noch in anderen ©. Orb. 
So heißt es in der weimar. Städteord. v. 28. Aug. 1838. $. 40: 
Die Sefammtheit der Bürger zu Weimar macht die Stadtgemeinde 
oder Bürgerfchaft dafelbft aus; es fteht ihr als ſolcher das Eigen: 
thum aller Gemeindegrundftüde und Gerechtfame zu. Bergl. wei: 
mar. L. ©. Ord. $.29 (S. 345). Aehnlich verhält es fih im K. 
Sadhfen. Vergl. die Städteord. v. 1832 $. 22 mit der Landg. ©. 
Ord. $. 55 (S. 118) u. $. 72 (S. 123). Auch in der bayer. $.3 
(S. 70), $. 24 (©. 74), $. 34 (©. 76) finden ſich Beflimmungen, 
die dafür fprehen, daß man von ber teutjchen Anſicht über Gor: 
porationen ausgeht. 
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Gemeindeangelegenbeiten. 

Wir gedachten oben (S. IX) bei dem Begriffe der Gemeinde ber 
SGemeindeangelegenheiten, die fih aus dem Zwed jener 
ergeben. Was nun Gemeindeangelegenheit oder Sache fei, dies 
fann wohl im allgemeinen die Gemeindepolitif, die eine gewiſſe 
Aufgabe der Gemeinden im Staate fich ald Grundlage feßt, be: 
flimmen. Unverfennbar ift es aber, daß das, was in dem einzelnen 
Land ald Gemeindeangelegenheit erfcheint, nur durch die Gemeinde: ' 
ordnung oder das fonftige pofitive Necht defjelben ermittelt werden 
fann. Es ergibt fich fodann aber, daß der Begriff der Gemeinde: 
angelegenheiten hier ein weiterer, dort ein engerer ift, fo daß fich über 
denfelben nicht wohl etwas gemeinrechtlich Giltiged aufftellen läßt; 
vgl. jedoch die Hanno. 8.53 (S.126) Mittermaier teutfch. Pr. 
8.127: Bald ift die Polizei in einem fehr ausgedehnten Umfange 
Gemeindeſache, bald an fich nicht oder nur in beichränfter Maße. 
Hier gehören inquartirungen zur Gemeindeangelegenheit, dort 
nicht; in einzelnen Ländern erfcheint felbft das Wormundfchaftss 
wefen theilweis als ſolche, 3.8. in der tyrol. Inſtr. (S.6 u. ff.), 
inder f, heſſiſch. 8.71 (S. 277), in der ſchw. rudolftädt. 8.11 
(S. 441). Nicht felten wird ed auch fchwer, felbft nach den ein 
zelnen Gemeindeordnungen zu ermitteln, was Alles ald Gemeinde: 
angelegenheit erfcheint. Bei vielen läßt es ſich noch am beften aus 
dem Kreis der Gefchäfte abnehmen, der den Gemeindebeamten zu: 
gewiefen ift, oder aus der Angabe der verfchiedenen Ausgaben, die 
aus der Gemeindecaffe zu beftreiten find, z. B. in der naffau. 
$. 13 (S. 332). Gewoͤhnlich wird aber in den G. Ord. doch nur 
im allgemeinen von Gemeindeangelegenheiten geiprochen, ohne daß 
fie genauer feftgeftelt und begrenzt würden, oder fie werden als 
folche bezeichnet, die fi auf den Gemeindeverband beziehen, z. B. 
in der württemb. $.3 (S. 130), in der baden. $. 6. (©. 201). 
Auch werden zumeilen Gemeindeangelegenheiten in einem weiteren 
und engeren Sinne unterfchieden, z.B. in der weftphäl. 8. 89 u. f. 
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(S.27) der rhein. $. 85 u. 87 (S. 59). Ebenſo fommt e8 vor, 
daß die Gemeindebeamten au ger den Gemeindeangelegenheiten 5.8. 
mit der Handhabung der Polizei, wo diefe nicht zu denfelben gehört, 
beauftragt find, aber auch verfchiedenartige Gefchäfte, die theild 
durch Geſetze und Verordnungen befliimmt find, theild jenen von 
Staatöbehörden aufgetragen werden, zu beforgen haben, 5. B. in ber 
k. heſſiſch. 8.61 (S.272%, in der hob. hedingen. 8.15 (S.453). 
Endlid wird auch nicht felten die Verwaltung der Gemeindeange: 
legenheiten noch ausdrüdlic von der de8 Gemeindevermögens 
getrennt, obſchon leßtere im allgemeinen unter der erfteren mit be« 
griffen ift, 3. B. in der bayer. $.46 (©. 78), in der württemb,. 
8.3 (S. 130), in der baden. $6 (©. 201), in der altenburg. 
$. 120 (S. 395), in der hob. hechingen. $.2 (S. 451). Dies 
erfcheint auch als ganz zweckmaͤßig, da im erfteren Falle die Gemeinde 
ald ein Verein, im legteren als eine Perfon in Frage fteht. 


Entftehung, Veränderung und Auflöfung der Gemeinde 
ald Corporation. 


Wollen wir auch auf die Frage nicht weiter eingehen, welcher 
Rechtsgrund dafür aufzuftelen fei, daß die bereit3 vorhandenen 
Gemeinden Gorporationen find, fo ift e8 doch von praftifcher Be: 
deutung, zu wiffen, was zur Entftehung neuer Gemeinden als Cor: 
porationen erfordert wird; denn einmal erwähnen mehrere G. Orb. 
die Bildung neuer Gemeinden, und aud in Ländern, deren Geſetze 
hierüber nicht3 beftimmen, fünnen dennoch neue Ortfchaften ent: 
fiehen und fich zu Gemeinden erheben. 

Mag man au, befonderd gegenwärtig, darüber flreiten, ob 
Gorporationen ohne ausdrüdlihe Genehmigung und Anerkennung 
des Staated durch die Wirkung eined allgemeinen Rechtſatzes oder 
einer gefeglichen Beftimmung entftehen können, fo fprechen doch alle 
G. Ord. übereinftimmend aus, daß ſich wenigftens feine Gemeinde 
ohne Genehmigung des Staates neu bilden kann, und Dies zwar 
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ihon wegen des bemfelben zuftehenden Auflichtörechtes über jene. 
Dagegen finden wir nirgends eine Andeutung, daß die neue Ge: 
meinde noch befonders al5 Corporation vom Staate anerkannt 
werben müßte. Gewiß find feit den legten Jahrhunderten, ſeitdem 
man den Sat aufgeftellt hat, daß jede Corporation zu ihrem recht: 
lihen Dafein die Anerkennung des Staates bebürfe, viele Gemein: 
den neu entflanden, fo daß fie die Nechte der Gorporationen auds 
geübt haben, wir glauben aber nicht, was freilich eine quaestio 
facti ift, daß ihnen jedesmal befonderd vom Staate die Corpora: - 
tionsrechte verliehen worden find; erfennt der Staat, und fei es 
zeither auch nur ftillfchweigend gewefen, eine Gemeinde als folche 
an, fo erkennt er fie auch ald Corporation an. Verlangen aber die 
neuen ©. Orb. eine ausdrüdliche Anerkennung des Staates, fo 
ſcheint uns in diefer auch die ald Corporation mit zu liegen, weil 
ber Rechtsſatz feftfteht, daß eine Gemeinde eine Corporation ift. 
Gemeinhin fpriht man nur von einer Anerfennung der Cor: 
poration von Seiten des Staates, ohne die Behörde genauer zu 
bezeichnen, von welcher jene ausgeht. Wir nehmen mit Pfeifer 
a. a. O. ©. 52 ff. aus den dafelbft angeführten Gründen an, daß 
dazu dad Zuftizminifterium die geeignetfte Behörde ift, wenn es 
fi darum handelt, den Zweig der Staatögewalt zu ermitteln, dem das 
Schaffen der juriftifchen Perfonen und Corporationen überhaupt zu: 
zutheilen fei. In Betreff der Gemeinden aber ftelt es fich heraus, 
dag man bei der Anerkennung derfelben von Seiten des Staates 
mehr von dem Gefihtöpunfte ausgeht: die Gemeinden bedürfen 
jener Anerkennung) wegen ihrer Stellung zum Staatsorganismus, 
wegen ihrer abminiftrativen Bedeutung, ald von dem, daß jene 
wegen ihrer privatrechtlichen Natur als Eorporationen erforderlich fei. 
Wir glauben daher allerdings, daß fich bei uns Die Sache thatfächlich fo 
geftaltet: die vom Staate anerkannten Gemeinden erfcheinen nicht fo: 
wohl in Folge einer ausbrüdlichen Anerfennung, denn vielmehr durch 
die Wirkung eines allgemeinen Rechtsſatzes ald Gorporationen. 
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Die Beftimmungen unferer G. Ord. über diefen Gegenftand 
find folgende. Eigenthuͤmlich ift die der baden. $.4 (S. 261), 
nach der feine Gemeinde aufgelöft und feine neu gebildet werben 
fann, außer im Wege der Geſetzgebung. Dagegen fagt bie 
bayer.$.3 (S.70), vgl. württemb. $.1 (S. 129), nur allgemein, 
dag Dörfer, Weiler und einzelne Höfe zu einer Gemeinde vereinigt 
werden können; vergl. jedoh 8.5 (S.71). Nach der k. ſaͤchſiſch. 
8.14 (S. 107) ift zur Veränderung und Errichtung neuer Gemein: 
den die Genehmigung der Negierungsbehörde erforderlihd. Die hans 
növer. 8.54 (©. 126) verlangt die Genehmigung der zufländigen 
oberen Regierungsbehoͤrde; die grh. heſſiſch. 8.3 (S.294) fagt, daß 
ſich feine Gemeinde bilden, umgeftalten oder auflöfen darf, ohne Geneh— 
migung der Staatöregierung, vgl. die braunſchw. $.44 (S. 316); 
die weimar. $.2 (©. 339) fpricht für diefelben Falle von landes— 
herrlicher Genehmigung, vergl. die k. heffifch. 8.4 u. 5 (©, 252) 
und die h. bedingen. 8.1 (451). Dagessn rechnet die h. fig: 
maring. nad $. 148 — 150 (S. 497 ff.) diefen für das Gemeinde: 
leben fo wichtigen Act zu den Geichäften, die ohne landesherrliche 
Genehmigung von dem vorgefegten Bezirksamte abgethan wer: 
den fünnen. 

Hätten wir für derartige Fragen eine burchgebildete Theorie, 
fo würde gewiß, unbejchadet der Selbftftändigfeit der einzelnen 
Staaten, eine größere Gleichheit in denfelben wahrzunehmen fein. 
Denn diefe abweichenden Anfichten rühren ficher weniger daher, daß 
man etwas Eigenthuͤmliches aufzuftelen für nöthig achtet, als da: 
ber, daß e3 an anerkannten Grundfägen fehlt, denen jede Regie: 
rung gleihfam unwilllürlich folgte, wie 3. B. dem, daß Gemeinden 
Gorporationen find. 

In Bezug auf die Anzahl der Mitglieder, die zur Bildung 
einer Corporation erforderlich ift, hat fih zwar durch die Praris 
der Sub feftgeftellt, daß drei genügen; bei neu zu errichtenden 
Gemeinden ift aber zunächft auf ihre abminiftrativen Zwecke zu 
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ſehen, und es moͤchte daher die Anzahl von drei Mitgliedern nicht 
leicht hinreichend erachtet werden, um eine neue Gemeinde zu bilden. 
Mehrere G. Ord. enthalten auch hierüber abweichende Beſtimmungen; 
die bayer. $. 3 (S. 70) Ipricht von einzelnen Höfen, die k. fäch: 
ſiſch. 8.16 (S. 108) erwähnt einzelne Landgrundftüde. Die 
württemb. $.1 (©. 129) verlangt 100 Familien oder 500 Ein: 
wohner. Nach der baden. 8.154 (S.234) fcheinen 40 Einwohner 
noch nicht hinreichend zu fein, um eine wirkliche Gemeinde zu bilden. 
Die grh. heſſiſch. 9.8 (S. 295) fpricht von 400 — 500 Seelen, 
doch ift $. 26 (S. 299) von Gemeinden die Nede, die nicht mehr ald 
9 Drtöbürger zählen. Die naffau. 8.1 (S. 320) geftattet Dagegen 
fhon 12 oder 20 Familien die Errichtung einer eigenen Gemeinde, 

Ginmal beftehende Gemeinden Fönnen zwar auch mit anderen 
vereinigt werden, wenn fie zu wenig zahlreich find, doch iſt z. B. 
in der k. heſſiſch. 8. 37 (S. 263) von Gemeinden, die weniger ald 
50 Glieder zählen, in der weimar. $. 56 (©. 353) von foldyen 
unter 25 Nachbarn und in der meining. $.8 (S. 385) von 
denen, die weniger ald 20 Nachbarn haben, die Rede. 


Zwar fommen bei der Entftehung neuer Gemeinden ſowohl, 
als auch bei Veränderungen in Bezug auf beftehende Gemeinden, 
von denen die G. Ord. oft fprechen, mögen fich jene in der Ver: 
einigung mehrerer zeitheriger Gemeinden oder in der bloßen Zu: 
theilung einzelner Grundftüde, Häufer u. |. w. kundgeben, zunächft 
adbminiftrative Nüdfichten in Betracht, und es wirken dabei auch 
in3befondre abminiftrative Behörden; allein es darf auch hier der 
Umftand nicht außer Acht gelaffen werden, daß die ſich neu geftal- 
tende Gemeinde eine Corporation wird. Dadurch erlangt fie nun 
zwar verfchiedene Vortheile und Rechte fowohl auf dem Gebiete des 
Privatrechtes, ald auf dem des Prozeſſes; ed kommen aber doch auch 
in Folge der Erhebung zur Corporation Grundfäge zur Anwendung, 


durch deren Eintritt fowohl die Wermögensrechte derer, die nuns 
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mehr ald Corporation erfcheinen, — indem ihnen namentlich das 
VBerfügungsrecht ald Einzelne über dad etwa gemeinfchaftliche Gut 
dadurch entrüdt wird, daß ed nunmehr ald Gorporationdgut er: 
fcheint, — als aud) die Dritter, vorzüglich der Gläubiger der neuen 
Gorporation, wefentlich berührt werden. Diefe privatrechtlichen Um: 
geftaltungen müffen daher in ihrer juriftifchen Bedeutung wohl 
erwogen und gewürdigt werben. 

Treten in einer Gemeinde dadurch Veränderungen ein, daß 
ihr einzelne Grundflüde und Häufer einverleibt werden, fo kommt 
es zunächft auf die Vereinbarung der Betheiligten an; ift diefe nicht 
zu erlangen, fo enticheidet nach der weftphal. 8.15 (S. 13) das 
Minifterium ded Innern, nad der k. ſaͤchſiſch. $. 18 (S. 108) 
die Negierungsbehörde hierüber. Nach der baden. $.3 und 5° 
(S. 201) können fie unter Einwilligung der Betheiligten unter 
Staatögenehmigung verbunden werden; nach der bayer. $. 3 
(S. 70) beichränft fich die Einverleibung in jenem Falle blos auf 
die polizeiliche Verwaltung der Gemeinde ohne Ausdehnung auf die 
privatrechtlichen Werhältniffe. 

Abgefehen von diefer abminiftrativen Seite, über die ſich auch 
in anderen G. Ord. Beltimmungen finden, fommt aber auch noch 
die privatrechtliche in Betracht. Wir finden deshalb in der 
weftphaäl. 8.15. (S. 13) Folgendes: Durch dergleichen Verände: 
rungen dürfen privatrechtliche Verhaͤltniſſe niemals geftört werben, 
u. 8.30 (S. 16) in den beftehenden Schuldverhältniffen und in 
der Verbindlichkeit zur Verzinſung und Abtragung der fchon vor: 
handenen Schulden wird nichts geändert ; vergl. die rhein. $. 26 
(S. 44). Nach der k. fächfifch. F. 19 (S. 108) werden die privat: 
rechtlichen WVerhältniffe der einzelnen Mitglieder nicht mit geändert. 
Nach der hannöv. $. 47 (©. 124) können ohne Ausgleichung der 
Betheiligten feine Laſten übertragen werden, welche lediglich zur 
Erfüllung früherer, aus der Zeit vor der Vereinigung herrührenden, 
Verbindlichkeiten dienen. Nach der E. heſſiſch. $. 4 (©. 252) 


Einleitung. xix 


ſoll die Vereinigung ohne Beeintraͤchtigung beſonderer Rechtsver— 
haͤltniſſe und nah $.5 (S. 253) mit ſorgfaͤltiger Beachtung des 
einen und anderen Theiles gefchehen. Nach der grh. heffifch. 5.4 
(S.294) hat die Provinzialregierung die beftehenden privatrechtlichen 
Berhältniffe ohne Einwilligung der Intereffenten nicht zu verändern. 

In diefen Beftimmungen find hinreichende Winfe für die ent: 
halten, welche es mit dergleichen Gefhäften zu thun haben. 

Was die Auflöfung der Gemeinden betrifft, fo ift fie nach 
ben G. Ord. an diefelben Bedingungen gefnäpft, deren Erfüllung 
für die Entftehung jener vorgefchrieben if. Die Möglichkeit der 
Auflöfung alfo angenommen, fragt es fih, was mit dem Gemein: 
devermögen wird, wenn leßtere erfolgt ifl. Hat man gegenwärtig 
die Natur der Corporation richtiger erkannt, fo ſollte man endlich 
einmal auch aufhören, fich über diefe Frage zu flreiten. Hatte die 
Gorporation dad Merkmal der römifchen juriftifchen Perfon, fo wird 
ihr Vermögen nicht herrenlod, wohl aber als bonum vacans dem 
Fiscus deferirt, und die zeitherigen Mitglieder haben durchaus Fein 
Recht es unter ſich zu vertheilen. Puchta, Art. Corporation in 
J. Weiske Nechtölerifon HI. ©. 74. Kommt es bei einer Gemeinde 
zur Auflöfung, die nicht etwa mit der de3 zeitweilig gebildeten Ge: 
meinderath8 zu verwechfeln ift, fo ift dies wohl nur in Folge ad» 
miniftrativer Rüdfichten denkbar; es tritt die Gemeinde in anderer 
Seftalt wieder in’3 Leben, denn daß eine zeither beftandene Gemeinde 
fo aufhören follte, daß ftatt ihrer bloße Einzelne ohne allen Gemein: 
deverband vorhanden wären, widerſpricht dem Geifte unferer ©. 
Drd. ebenfo ald es mit der Bedeutung, die die Gemeinde gegen? 
wärtig für den Staat hat, unvereinbar ift. 

Tritt alfo unter diefen Umftänden eine Auflöfung der Gemeinde 
ein, indem fich z. B. der eine Theil aus örtlichen Rüdfichten der 
Gemeinde A, der andere der Gemeinde B anfchließt, fo wird durch 
die aufzulöfende Gemeinde felbft fo wie durch die bei der Auflöfung 
mitwirkenden Behörden zunächft mit dem Fiscus, wenigſtens von 
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dem rechtlichen Standpunkte aus, befonderd dahin zu verhandeln 
fein, daß er von dem Erwerb des ihm mit dem Momente der Auf: 
löfung deferirten Gemeindevermögens abfieht und es der oder den Ge: 
meinden zufommen läßt, durch bie Die zeitherige Gemeinde von 
neuem erfteht. Uebrigens find ſodann aber aud noch die Rechts— 
verhältniffe feftzuftelen, die hinfichtlich des fraglichen Gemeindever: 
mögens zwifchen der aufgelöften Gemeinde und den neuen fo wie 
rücfichtlih der Gläubiger und der fonft in Bezug auf jenes Ver: 
mögen Berechtigten ober Verpflichteten Pla ergreifen follen. 

Diefe letzteren Ausdeinanderfegungen und Feftftelungen werben 
allerdings auch dann eben fo nöthig, wenn die fragliche Gemeinde 
in einem Lande fich befindet, in dem die Gemeinden als teutfche 
rechtliche Gorporationen behandelt werden. Dann ift aber durch 
aus fein Grund vorhanden, dad Vermögen der aufgelöften Ge⸗ 
meinde ald bonum vacans dem Fiscus deferirt anzufehen. Daffelbe 
gehörte naͤmlich der Gefammtheit der Mitglieder felbft und nicht 
einem fingirten Rechtsſubject außer ihnen, fo daß fie nur die Stelle 
der Guratoren dem Gemeindevermögen gegenüber vertreten hätten 
(.S.X); wird alfo die Corporation, die Gefammtheit, aufge: 
Iöft, fo erftrecit fich dies auch auf das Corporationdvermögen. Die: 
ſes war zeither unter corporativer Form vereint, ed gehörte nicht 
den Einzelnen zu beflimmten Antheilen, fondern eben der Gefammt: 
heit ald ein Vermögen; fällt nun diefe corporative Vereinigungs: 
form hinweg, fo löft e& fi auch ganz natürlich in Sondervermögen 
ber zeitherigen Mitglieder zu ihren Antheilen auf, nur daß ed nun: 
mehr ald Privatvermögen der Einzelnen die etwaigen Vorrechte als 
Gemeinde: oder Gorporationdvermögen nicht mehr beanfpruchen kann. 
Died nimmt man am augenfcheinlichften bei den teutfchrechtlichen 
Eorporationen wahr, die ihr Vermögen fich erft durch Beiſteuer 
der Einzelnen fchufen und ſich dann fpäter auflöften. 

Sol aber, wie gewiß in den meiften Fallen, das Vermögen 
der aufgelöften Gemeinde nicht zur Vertheilung unter ihre zeitherigen 
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Mitglieder Fommen, fondern auch in der neugeftalteten Gemeinde 
Gemeindezweden dienen, fo muß deshalb wor der Auflöfung das 
Möthige feſtgeſtellt werden. . 


Hechte der Gemeinde. 


Unter den Gemeinderehten verftehen unfere G. Ord. und 
Rechtslehrer zwar oft die den einzelnen Gemeindemitgliedern zu: 
fiehenden Rechte, fie begreifen darunter aber auch die der Gemeinde 
ſelbſt und namentlich die ihr ald Corporation zufommenden. Diefe 
find entweder Rechte, die ihr als juriftifchen Perfon zuftehen, oder 
Begünftigungen, die fie als Gorporation genießt, oder auch folche, 
die aus dem befonderen Gemeindezwed fich ergeben. 

Die bayer. $.20 (©. 73) fagt deshalb: „Die Gemeinden 
fünnen in der Eigenfchaft als öffentliche Gorporationen alle Rechte 
ausüben und WBerbindlichkeiten eingehen, welche die bürgerfichen 
Geſetze den Privaten überhaupt geftalten und den Gemeinheiten in: 
fonderheit nicht verfagen’‘; vergl. die ſchw. rudolftadt. 8.4 
(5. 436). Obſchon dies an fich richtig ift, fo dürfte Doch dadurch 
der Umfang der Gemeinderechte keineswegs erjchöpft fein; die Ge: 
meinde ift hier im Wefentlichen nur als juriftifche Perfon aufge: 
faßt. Die etwas theoretifirende altenburg. $.110(9.393) — eine 
Stelle, die wir hier nicht mittheilen, weil fie leicht aufgefchlagen 
werden kann, — tft die einzige, welche in Bezug auf die Angabe der 
einzelnen Gemeinderechte ausführlicher tft; aber auch von der Theorie 
ſelbſt fcheint unfere Frage etwas vernachläffigt zu fein. Mauren: 
brecher Lehrb. d. teutfch. Pr. 2te Audg. $. 161 fagt, daß jeder 
Gorporation vier Rechte wefentlich zufländen. 4) Die Autonomie 
und eigene Gerichtöbarfeit in ihren Angelegenheiten, auch Polizei 
und Disciplinarftrafgewalt im Innern. 2) Dad Recht ihre Organe 
felbft zu wählen; 3) die Fähigkeit Vermögen zu erwerben und 
dafjelbe frei zu verwalten und 4) die Repräfentation nah Außen 
d. h. das Auftreten als Rechtsſubject im Staate, 
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Bon der Autonomie, als dem Rechte Statuten zu errichten, wer= 
ben wir noch befonderd fprehen. Won der eigenen Gerichtsbarkeit 
in Gemeindeangelegenhgiten finden fi wenigftens noch Ueberbleibfel 
in mehreren unferer G. Ord. 3. B. in den Rüge», Feld-, Friedens: 
gerichten u. f. w., fo in der hoh. hechingen. 8.39 (S.457); vgl. 
Bradenhoeft Art. Gemeinde in 3. Weiske Nechtslerifon Bd. IV. 
©. 521 ff. Es liegt übrigens hier nicht in unferem Plane auf die- 
fes Recht weiter einzugehen. Das zweite von Maurenbrecder 
hervorgehobene Gorporationdrecht findet in den meiften unferer ©. 
Ord., wenn auch unter fehr wefentlichen Modificationen, feine Be: 
flätigung und iſt überdies das Recht, nad deffen befchränfterer 
oder freierer Handhabyng die Güte und Zweckmaͤßigkeit einer G. Ord. 
fehr oft bemefjen wird. Daffelbe gilt auch von der größeren oder 
geringeren Freiheit binfichtlih der Verwaltung der Gemeinde und 
bed Gemeindevermögend. Unfere G. Orb. enthalten ganz vorzüglich 
die genaueren Beftimmungen darüber, inwieweit die Staatöbe- 
hoͤrden und welche ein Auffichtsrecht über dieſe Angelegenheiten 
haben. Die unter drei und vier angeführten Rechte werden uns 
weiterhin noch befchäftigen. 


An dieſe möchte fih zunahft dad Recht der Corporation 
oder Gemeinde fih zu verfammeln, welches ſchon das römifche 
Recht in dem Coire hervorhebt, anfchließen, wenn man dad oben 
ſchon hervorgehobene auf Perfönlichkeit, und zwar zunädft in 
Bezug auf Vermögensrechte, vorausſetzt. Die Berfammlungen 
der Landgemeinden find allerdings durch die meiften neueren G. 
Drd. wefentlich befchränft worden, und zwar nicht nur infofern, 
als fie nicht willkürlich ftattfinden dürfen, fondern vorzüglich in 
der Hinficht, daß fie nach vielen G. Ord. nur für Wahlhandlungen 
oder für gewiffe Bekanntmachungen, 3. B. der Gefege, erlaubt find, 
indem die Ausübung der Rechte, die früher der verfammelten Ge: 
meinde zuftand, auf bie Gemeindebeamten übertragen iſt. Auch 
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hier wuͤrde es uns zu weit fuͤhren, wenn wir die diesfallſigen Be— 
ſtimmungen der einzelnen G. Ord. beſonders aufzaͤhlen wollten. 

Daſſelbe gilt- von einem anderen mit dem gedachten Rechte 
eng zufammenhängenden, von dem der Beſchlußnahme oder 
den Gemeindebeichlüffen, mögen die Befchlüffe von der ganzen Ge- 
meinde oder von dem Gemeinderath u. f. w. ‚gefaßt werden. Wir 
fügen nur die Bemerkung hinzu, daß, fo verfchieden auch die Zahl 
der Stimmen, die nach den G. Ord. gefordert wird, fein mag, bod) 
feine einzige in irgend einem ale Stimmeneinbelligkeit ver: 
langt, obgleich diefe in neuefter Zeit von mehreren der auögezeich: 
netften Rechtslehrer wenigftens für gewiffe Angelegenheiten für nöthig 
erachtet wird; vergl. v. Savigny a. a. O. 8. 97— 100. Ein 
anderes Recht, welches ebenfalld in unferen G. Ord. insbefondre 
feftgeftellt wird, ift das der Aufnahme neuer Mitglieder. 

Ueber dad Recht von den Mitgliedern Dienftleiftungen 
und Umlagen zu Gemeindezweden zu verlangen, fol unten ge: 
fprochen werden. 

Das Recht der Aborbnung von Deputationen, die nad 
ver bayer. 8.43 (S. 77) nur aus zwei bis vier, nach der hoh. 
being. $. 72 (©. 463) aus drei Perfonen, wie auch andere Lanz 
deögeleße 3. B. dad Pr. Landr. 11. 6. 8. 149 feftiegen, beftehen follen. 

Allgemein zählt man hierher auch dad Mecht ein eigenes Sie— 
gel zu führen, welches in vielen G. Ord. befonderd anerfannt wird. 

Das Hecht der Minderjährigen wegen Wiedereinſetzung 
in ben vorigen Stand kennt zwar dad römifche Recht noch 
nicht, e3 ift aber durch allgemeine Praxis ſchon längft anerkannt; 
Gail obs. pr. 11. 26., Thibaut Pand. $. 1009; vergl. jedoch 
Mittermaier t. Pr. te Ausg. $. 122. Wenn diefed Recht auch 
dadurch nicht erfchüuttert werben Fann, daß e3 nicht durch Dad 
tömifche Recht begründet ift, denn unfer heutiges gemeined Necht 
befteht theild aus den römifchen , theild aus den einheimifchen Grund: 
lagen, noch auch dadurch, daß es in vielen Fällen als unzweck— 
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mäßig erfcheint, fo dürfte doch bei den teutfhrehtlidhen Cor— 
porationen der wahre Grund, aus dem ed die Praris geftattet hat, 
nämlih die Handlungsunfähigfeit der römifchen jurifliichen 
Perſon, hinwegfallen. Noch iftzu beachten, daß es die altenburg. 
8.110 (5.393) nur in Anfehung des Vermögens und der Gerechtiamen 
der Gemeinden gibt. Ausdruͤcklich gedenkt fodann nur noch die bayer. 
8. 21 (©. 74) ’und die weimar. $. 28 (S. 344) der jura minorum. 

Ueber das Recht einen Syndifus zu wählen und Gorporas 
tionsgefchäfte durch ihn beforgen zu laffen f. unten. 

Das Recht eine Caſſe zu haben, welches fchon das römifche 
Recht (communis arca) namentlich hervorhebt; vergl. Braden- 
hoeft a. a. O. ©. 531. Unfere G. Ord. ſprechen durchgängig von 
ibm, und ed werben beöhalb nach vielen auch befondere Gemeinde: 
rechner aufgeftellt. 

Dad Archivrecht hebt man auch noch hervor, und es haben 
mehrere G. Ord. Beflimmungen darüber, namentlich bezieht fich 
darauf, was fie Über die Gemeindelade fagen, 3. B. die k. fäch: 
fifch. 8. 38 (S. 113), die ſchw. rudolftäbt. $. 13. (S. 446). 

Das Recht auf ein eigened Gebiet, Bezirk, Gemarkung, ift 
den Gemeinden eigenthuͤmlich, wird aber gleihfalls in unferen ©. 
Ord. vielfältig Gegenftand ihrer Beftimmungen. 

Die altenbu rg. $.110 rechnet hierher noch die Einführung be: 
fonderer Anftalten zu Gemeinde = oder anderen gemeinnügigen Zweden. 

Das Recht einer fillfchweigenden Hypothek wegen der 
ftädtifchen Abgaben und wegen der Anfprüce an die ftädtifchen 
Berwalter aus ihrer Adminiftration ift dem römischen Rechte zwar 
fremd, allein felbft Puchta Pand. 8.200 erkennt e3 nach der Praris 
an. Ad ein Recht aller Gorporationen kann es aber nicht be— 
trachtet werden und namentlich nicht ald ein Recht der Landgemein⸗ 
ben. Doch beftimmt die k. fachfiich. Proz. Ord. v. 1622. Tit. 45. 
8.3, daß „die Güther dererjenigen, welche einer Stadt oder Ge: 
meine — vorgeftanden, ſolcher Verwaltung halben, heimlich ver: 
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pfändet” ſind. Inſoweit dieſe Proz. Ord. als Quelle des gemei- 
nen ſaͤchſiſchen Rechtes auch in Laͤndern außer dem K. Sachſen gilt 
und in denſelben nicht Durch neuere Geſetze die roͤmiſchen ftillfchwei: 
genden Hypotheken überhaupt aufgehoben find, kommt alfo das 
fraglihe Recht zur Anwendung. Die weimar. $. 28 (©. 344), 
$. 75 (©. 361) gefteht den Gemeinden, wie auch in anderen Län: 
bern, ein Borzugsrecht an dem Bermögen ihrer Verwalter zu. 

Früher namentlich fand den Gemeinden hinfichtlich ihres Ver: 
mögend auch die Steuerfreiheit zu. Klüber öffentl, Recht, 
8.407. Dod können Gemeinden noch andere in das öffentliche 
Recht einfchlagende Vorrechte haben. 

Das Recht des Fiscus kommt nur fraft Privilegiumd den 
Gemeinden, befonderd den Städten, zuweilen zu, und noch feltener 
dürfte fich das einzelnen Gorporationen zuftehende Recht, in das 
Vermögen der Mitglieder in Ermangelung von Verwandten zu 
fuccediren, bei Gemeinden vorfinden; vergl: v. Savigny 
a. a. O. ©. 300. 

Wenn endlih Manche noch von ber Wohlthat der Com: 
petenz fprechen, fo kann dies entweder nur auf ber bei den älte: 
ren Suriften fo oft vorfommenden Vermiſchung der Rechtögrunds 
fäße, die für die Gefellfchaft gelten, mit den, die bei Corporation 
zur Anwendung kommen, beruhen oder die Bedeutung haben, daß 
der Sorporation und Gemeinde die zu ihrer Zwederfüllung unentbehr: 
lichften Gegenftände von ihren Gläubigern gelaffen werden müffen. 

Aud auf dem Gebiete des Pro zeſſes kommen der Corpora— 
tion und Gemeinde befondere Rechte zu, die wir nur kurz andeuten. 
Ueber das Recht zur Prozeßführung vergl. z.B. die baden. 
8.126 (S. 227), k. heſſiſch. 8.85 (S.284), grh. heſſiſch. 
8. 75 (S. 309), weimar. $.84 (6.364), $. 88 u. 89 (©. 366), 
meining. $.12(S.387), altenburg. $.125 (S.397), oldenb. 
8.89. (S. 421). Ueber dad Recht des Gerichtsſtandes vergl. 
Pfeifer a. a. O. ©.56 ff. Ueber die Eidesleiflung vergl. 


xxvi Einleitung. 


v. Savigny a. a. O. ©.297. Bei der Frage über die Zeug: 
nißfähigkeit der Mitglieder in Gemeindefahen follte der Unter: 
fchied zwifchen der roͤmiſch- und teutfchrehtlichen Corporation mehr 
beachtet werden, al3 zeither gefcheben ift. Ferner ift fie von ber 
Gautiondleiftung befreit. Ueber das privilegium exizendi nach 
roͤmiſchem Rechte vergl. Puchta im Nectölerifon a. a. O. ©. 75. 
Endlich kann auch jeder, der ed für gut findet, alfo aud ein Mit: 
glied, die Vertretung einer Corporation oder Gemeinde ald defensor 
übernehmen. L. 1. $. 3. P. quod eujus. univ. (3. 4.); vergl. 
v. Savigny a. a. O. S. 296. Ueber Gemeindeprozeffe überhaupt 


vergl. Mittermaier t. Pr. $. 127. 


Die Statuten 


Wird dad Recht Statuten zu errichten erlaubten Gefellfchaf: 
ten oder Vereinen, die oft nicht einmal vom Staate als folche be: 
ftätigt find, zugeftanden, fo darf man es bei Gorporationen und 
namentlich bei Gemeinden, auch ®andgemeinden, gar nicht be- 
zweifeln. Zugleich lehrt die Gefchichte, daß ed die Dörfer von früher 
Zeit her geübt haben; Mittermaier a.a.D. 8.25. Wenn diefes 
Recht aber doch von Einzelnen für die Gegenwart bezweifelt worden 
ift, fo rührt died daher, daß man unter demfelben die Errichtung 
ber f. g. statuta eonventionalia und legalia zufammenfaßte. Unter 
letzteren verfteht man nämlich folche, die reine für Dritte wie die 
Genofjen gleich verbindliche Privatrechtögrundfäße, 3. B. über das 
Erbreht enthalten, unter erfteren foldhe, die blo8 auf die Ver: 
faſſung und die inneren Angelegenheiten der Genoffenfchaft fich be= 
ziehende Verhältniffe ordnen und regeln. Statuten ber lebteren 
Art zu errichten, kann als ein den Dorfgemeinden zuflehendes Recht, 
folange nicht ein Landesgefeb dad Gegentheil aus einem beflimmten 
Grunde ausfpricht, gar nicht beftritten werben, während Statuten 
der erfleren Art zwar allerdings auch von den Dorfgemeinden aus: 
gegangen find; allein dad Recht dazu ift nie in der Art wie bei 
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den Staͤdten anerkannt geweſen. In Folge der Ausbildung der 
landesherrlichen Geſetzgebung wird es bekanntlich aber auch von den 
Staͤdten jetzt nicht mehr geuͤbt. 

Es lag in der eigenthuͤmlichen Geſtaltung der Rechtsverhaͤltniſſe 
der Staͤdte im Mittelalter, daß ſie als Rechtsgenoſſenſchaften er: 
ſchienen, die durch Willkuͤr und Satzung rein privatrechtliche Nor— 
men und Rechtsſaͤtze erzeugen konnten; als ſolche galten aber die 
Doͤrfer nicht; vergl. Sachſenſp. III. 79. Hierin iſt alſo der Grund 
zu ſuchen, weshalb Städte ſ. g. statuta legalia errichten konnten. 
Unrichtig iſt es aber gewiß, wenn man die Urſache, weshalb Cor—⸗ 
porationen und Gemeinden jetzt keine Statuten rein privatrechtlichen 
Inhaltes errichten duͤrfen, in der Abfaſſungsweiſe alſo darin 
finden will, daß die Statuten vertragsweiſe errichtet werden; 
freilich handelt es ſich bier um keinen privatrechtlichen Vertrag. 
Man uͤberſieht dabei, daß auch die statula conventionalia, wenn 
fhon fie nur auf die Angelegenheiten der Genoffenfchaft felbft be= 
zugliche Beftimmungen enthalten, doch die Kraft und Wirkfamkeit 
der obligatorifchen Werträge überfchreiten, indem Alte die, welde 
fpäter in die Genoffenfchaft treten und unbezweifelt den statuta 
eonventionalia unterworfen find, Doch den die Statuten Abfaffenden 
oder den Vertrag Schliegenden ebenfo wie Dritte gegenüberftehen, 
wie der Dritte, der nach den Ortöftatuten 3.3. das Erbe nehmen foll. 

Iſt auch unferen Gemeinden durch die Ausbildung der geſetz— 
gebenden Gewalt fo wie durch die fonftigen Veränderungen der 
ftaatlichen Hoheit feit dem Mittelalter her das Recht, reines Pri: 
vatrecht enthaltende Statuten zu errichten, entzogen, fo Tann ſich 
nichts deſtoweniger noch Örtliches Gewohnheitsrecht privatrechtlichen 
Inhaltes ausbilden, wenn died das Landesgeſetz nicht gleichfalld ab: 
fchneidet. Auch fteht dies Necht mit dem entfchwundenen, derartige 
Statute zu errichten, nicht in Widerfpruch, denn wie das Volk 
Erzeuger des Gewohnheitsrechtes ift und in der Monarchie doch 
keine gefeßgebende Gewalt hat, fo kann fich auch in einem Gliede 
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des Volkes, der Ortsgemeinde, Gewohnheitsrecht bilden, obſchon 
dieſelbe das ausdruͤckliche Setzen dieſes Rechtes, das Recht, ſ. g. 
statuta legalia zu errichten, nicht hat. 

Was den Inhalt der Dorfitatuten oder Ordnungen betrifft, 
fo find wir der Ucberzeugung, daß bie vollftändigfte und ausführ: 
lichfte unferer neueren Gemeinde» oder Landgemeindeordnungen noch 
wichtige Gegenftände genug übrig gelaffen hat, die von ihr nicht 
einmal berührt werden; diefe fünnen den Inhalt des befonderen 
Ortsſtatutes bilden, und dies thut meift fehr noth, wirft jedenfalls 
ſehr vortheilhaft. ‚ 

Unfere Gemeindeordnungen find, foweit fie namentlich ald Land» 
gemeindeordnungen erfcheinen,, unferer Ueberzeugung nach durchaus 
nicht volksthuͤmlich, nicht dem befonderen Zwed einer Landgemeinde, 
d. h. einer folchen Genoffenfchaft, die die Landwirthſchaft im 
MWefentlichen zu ihrem Ziel und zu ihrer Aufgabe hat, entfprechend. 
Diefe Landesgefeße haben viel zu einfeitig nur das Verhältniß der 
Gemeinde zum Staate aufgefaßt, fie betrachten die Landgemeinde 
nur ald unterfie Grundlage des Organismus des Staates und fehen 
dabei faft ganz von dem nächften und in der früheren Zeit alleinigen 
Zweck einer Landgemeinde, nämlich von dem landwirthfchaftlichen, 
ab, Sie berühren die Gegenftande und VBerhältniffe, die dem 
Landmann die nächften und ihn vorzugsweife befchäftigenden find, 
meift gar nicht. Unfere neueren Landgemeindeorbnungen find zu 
fehr den Staatögrundgefegen oder Gonftitutionen nachgebildet. Sie 
find daher auch fo verfchieden von ben früheren volksthuͤmlichen, 
d. h. aus den Bebürfniffen der Landleute hervorgegangenen, Ge— 
meindeordnungen. Wer Gelegenheit gehabt hat, diefe Fennen zu 
lernen, wird und gewiß beiftimmen. Diefelben waren feine Orb: 
nungen, die jo ziemlich für jede Corporation oder Genofjenfchaft, 
welchen Zwed fie auch verfolge, anwendbar geweien wären; es 
waren Dorfrehte, die ebenfo die eigenthuͤmlichen Verhaͤltniſſe 
und die Lebens» und Wirthfchaftsweife der Dorfbewohner in's Auge 
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faßten, als die Zunftbriefe die beſonderen Beduͤrfniſſe dieſes oder 
jenes Handwerkes. Lieſt man aber z. B. die Abſchnitte unſerer 
Landgemeindeordnungen von den Rechten und Verbindlichkeiten der 
Gemeindeglieder, gewiß alſo die, in denen am erſten noch das be— 
ruͤhrt ſein koͤnnte, was wir meinen, ſo findet man davon ſo gut 
wie gar nichts; großentheils iſt nur vom Stimmrechte und Wähl- 
barkeit die Rede. Und welche Anzahl, um nicht zu ſagen Unzahl, 
von Erforderniffen werben da z. B. in der k. fachfifch. $. 28— 34 
(S. 110— 112) aufgeführt, um zu einem Dorfbeamten wählbar 
zu fein! Hätte man ſich doch bei derartigen Ausführungen erinnert, 
daß die goldne Bulle Karl’sIV., die fich die Wahl des Kaifers zu 
ordnen zur nächiten Aufgabe geftelt hat, den Kur: oder Wahl: 
fürften nur vorfchreibt, als römifchen Kaifer teutfcher Nation einen 
vir bonus, justus et utilis zu wählen! 

Es ift hier nicht der Ort, Alles das aufzuzählen, was Gegen: 
ftand des Inhaltes eines folchen Dorfflatutes werden kann; es bietet 
auch nicht blos die Landwirthſchaft, alfo Feld:, Garten-, Wiefenbau, 
die Viehzucht u. f. w., Stoff für eine folche Ordnung dar; auch 
fonftige genoffenfhaftliche Verhältniffe der DOrt3einwohner, 5.3. hin: 
fichtlich des haufig vorfommenden Gebrauches, bei einem Bau das 
nöthige Material unentgeltlih dur die Mitglieder dem Bauen: 
den anzufahren, oder rüdfichtlich de3 Tragens der Leiche eines ver: 
fiorbenen Mitgliedes u. ſ. w., follen in einer folchen Ordnung feft: 
geftellt werden. Wer fich darüber weiter unterrichten will, ber 
fiudire die älteren Dorfrechte oder praftifhen Schriften Über diefen 
Gegenftand, oder erfundige fich bei erfahrenen und einfichtsvollen 
Landbewohnern, denn natürlich bietet meift jede Gemeinde wieder 
andere Gegenftände dar, bie fi) als Inhalt eines folchen Orts: 
ſtatutes herauöftellen. 

Um ſich von der ganz geänderten Richtung der neueren Zeit 
binfichtlich bdeffen, was in eine Landgemeindeorbnung gehört, zu 
überzeugen, verweilen wir noch auf ein wohl ziemlich vergejfenes 
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Schriftchen: C. G. Th. Chladenius Verſuch über die Errichtung 
einer Dorfordnung. Leipzig, bei Heinſius 1791. 


Sagt man uͤbrigens, daß Alles dies nicht in eine Gemeinde— 
ordnung fuͤr ein ganzes Land gehoͤrt, ſo wollen wir daruͤber nicht 
ſtreiten; wir ſprechen hier von einem Ortsſtatute. 


Unſere G. Ord. enthalten über die Errichtung von Ortsſtatuten 
nur Folgendes. Ueber die Errichtungsart ſelbſt beſtimmt die we ſt— 
phäl. F. 16 (S. 13), vgl. die gleichlautende rhein. F. 11 (S. 41), 
blos, daß die betheiligten Gemeinden zuvor mit ihrer Erklaͤrung zu 
hoͤren ſeien; die k. ſaͤchſiſch. F. 2 (S.103) ſagt, daß fie von der 
Obrigkeit unter Berathung mit dem Gemeinderath zu entwerfen 
find. Die k. heſſiſch. F.3 (S. 251) verordnet, daß der vom Ge: 
meinderath und Ausfhuß angenommene Entwurf der Gemeinde zu 
Erinnerungen vorgelegt werden muß. Darüber, wie das Statut zu 
Stande fommt, bemerkt nur die altenburg. $. 120 (©. 395), 
daß es durch Beſchluß oder vertragsmaͤßiges Uebereinfommen 
unter fih gefchehe; vgl. die meining. $. 15 (S. 388). 


Hinfichtlih des Inhaltes der Statuten ergibt fich aus ber 
weftphäl. $.16 (S. 14), vgl. die rhein. 8.11 (©. 41), daß fie 
auh Abweihungen von dem Geſetz, alfo nicht blos Ergaͤn— 
zungen und nähere Beflimmungen befjelben, enthalten fünnen. Die 
k. Heffifch. 8.3 (S. 251) erkennt als den Inhalt Behandlung 
der Gemeindeangelegenheiten. Die k. fahfifh. 8.2 (S. 105) 
verordnet, daß in die Statuten nicht3 aufgenommen werben darf, 
was ber Landgemeindeordnung widerfpricht, oder zur Regulirung 
des Gemeindewefens nicht gehört. Dies hat die Folge, daß Statuten, 
die etwas von dem enthalten, was wir oben gerade ald den eriprieß- 
lichften Inhalt eines Ortöftatuted auffaßten, nicht beftätigt werden. 
Die altenburg. 8.120 (S.395) erklärt aber Derartiges ganz rich- 
tig ald Gegenftand des Inhaltes eines Ortöftatutes, und wir glauben 
aud nicht, daß nad) irgend einer anderen Gemeindeordnung Aehn— 
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liches von einem Ortsſtatute ausgeſchloſſen werden muß; wenigſtens 
verbietet es keine. 

Was die zur Giltigkeit eines Statutes noͤthige Beſtaͤtigung 
deſſelben durch die Regierung betrifft, ſo iſt dieſe jetzt allerwaͤrts 
anerkannt. Die weſtphaͤl. und rhein. a. a. O. verlangen die 
des Minifterium ded Innern; die k. ſächſiſch a. a. O. die der 
Regierungsbehörde; die k. heſſiſch. a. a. O. die der Provinzialres 
gierung; die weimar. $.84 (S. 365) die des Staatöminifterium ; die 
meining. $. 15 (S. 388) die der obrigfeitlichen Behörde; die alten: 
burg. a. a. D. vgl. $. 125 (S. 397) die landeöherrliche; die ſchw. 
rudolftädt. (S. 435) die der oberen Landedadminiftrationsbehörde, 

In neuerer Zeit ift noch die Frage aufgeworfen worden, ob 
nicht in den Staaten, in denen die Landftände bei der Geſetzge— 
bung mitzuwirken haben, auch die Zuſtimmung der erfteren zur 
Gültigkeit eined Statutes erforderlich fei. Aus den angegebenen 
geleglihen Beſtimmungen erfehen wir, daß felbft in derartigen 
Staaten nicht einmal Überall die Iandesherrliche Beftätigung des 
Statuted erfordert wird, 3. B. im 8. Sachſen; die weft: 
phäl. und rhein. a. a. D. beflimmen fogar noch, daß, wenn das 
Statut Abweihungen vom Geſetz enthält, nur die landesherr: 
lihe Genehmigung nöthig ift. 

Man hat nun von Seiten der Theorie die gedachte Frage fo 
zu löfen gefucht, daß man fagt, zur Giltigkeit der statuta conventio- 
nalia fei die Zuflimmung der Stände nicht erforderlich, wohl aber 
ju der ber st. legalia. Soviel wir wiffen, hat fich die Staats: 
paris zeither diefer Theorie noch nicht angefchloffen, und nament: 
ih zu beachten ift die zuletzt gedachte Beſtimmung der weftphäl. 
und rhein. G. Ord. Wir glauben übrigens, daß man mit ber 
gedachten Unterfcheidung der Statuten zu diefem Zweck nicht aus: 
reicht, denn enthält dad Gonventionalftatut Abweichungen vom Ge: 
6, fo gälte am Orte ded Statuted etwas, dem die Stände vielleicht 
gerade ihre Zuftimmung bei Berathung des Gefeßes verfagten (wir 
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haben dabei jedoch nicht die preußiſchen Provinzialſtaͤnde im Sinne). 
Auch koͤnnen Statuten, die ſich blos mit den inneren Angelegen— 
heiten der Corporation oder den der Genoſſen beſchaͤftigen, ſehr wohl 
reinprivatrechtliche Gegenſtaͤnde betreffen, man denke z. B. an die 
von Adelscorporationen. Und wie dann, wenn die Statuten blos 
für die Genoſſen giltige Beſtimmungen enthalten, die in das Poli: 
zei-, Straf: oder Staatärecht einfchlagen ? 

Auf die Auslegung der Statuten einzugehen, über die die 
älteren Zuriften viel Unhaltbares aufgeftelt haben, würde uns hier 
zu weit führen; vgl. jedoch die k. Sahfifh. a. a. D. Dagegen 
müffen wir noch ein Wort in Betreff der Frage fagen, ob wirklich 
„iedes Statut auch neben allgemeinen neuen Gefegen fortdauert, in: 
fofern nicht das Geſetz das Statut ausdruͤcklich aufhebt oder aus: 
fpricht, daß fein Statut gegen dad Geſetz gelten fol.” Man grün: 
det diefen Sa& befonbers auf das nicht eben fehr alte teutfche Rechts⸗ 
fprihwort: Stadtreht bricht Landrecht u. f.w. Auch darf man 
hier da3 Wort Statut nicht im engeren Sinne nehmen, es bezeichnet 
überhaupt Ortsrecht, wie dies auch in dem Ausdrud Stadtrecht Liegt. 

Dhne unfere G. Ord. vor Augen zu haben, fuchten wir diefen 
Cab in unf. Unterfuhung. Hft. I. S.40 ff. zu befämpfen, und 
das, was wir dort hervorhoben, findet feine volle Beftätigung durch 
die G. Ord. Nämlich nur die weftphäl. (S. 11) fagt, daß das 
neue Gefeß mit Aufhebung aller entgegenftehenden Befimmungen 
über die Berfaffung und Verwaltung der Landgemeinden gelte, vgl. 
die rhein. 8. 119 (©. 69), die weimar. $.1 (©. 339) ver: 
ordnet, daß Diejenigen landesgefeglihen und ort3gefeßlihen Be— 
flimmungen, Gemeindebefchlüffe und Herfommen, welche den Bor: 
Schriften der neuen Landgemeindeordnung entgegenftehen, aufgehoben 
find; vergl. die gotha. %. 98 (S. 383). Man wird aber nicht 
behaupten wollen, daß in den anderen Ländern, welche neue 
G. Ord. erhalten haben, in denen ſich nichts über die Aufhebung 
des zeither giltigen Statutarrechtes findet, die ortögefeglichen Beſtim— 
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mungen u. ſ. w. uͤber Verfaſſung und Verwaltung der Gemeinden 
noch fortbeſtehen; es waͤre dann die Ausfuͤhrung der gedachten Ge— 
ſetze unmoͤglich gemacht. Einige G. Ord. z. B. die k. heſſiſche 
$.2 (©. 251) ſagen nur: die Verfaſſung der Gemeinden beruht auf 
gegenwärtigem Geſetz. Nocd andere erwähnen im Eingang, baf 
Reformen im Gemeindewefen nöthig gewefen feien, oder dag man 
gleichförmige Einrichtungen bezwede oder die großen BVerfchieden: 
heiten bejeitigen oder das Gemeindewefen befördern wolle, Vgl. die 
naffau. (8. 319), die weimar. (8.339), die gotha. (S. 367), 
die meiningen. (S. 384). Hier ift wenigftend überall nicht von 
einer ausdrüdlihen Aufhebung älterer Geſetze die Rede. Nur die 
ſchw. rudolftadt. (S. 135) beflimmt im Eingang, daß mit den 
allgemeinen Vorfchriften die nach den befonderen Zocalbebürfniffen 
ſchon beftehenden Einrichtungen nicht in Widerfpruch fliehen dürfen. 
Die übrigen ©. Ord. berühren diefe Frage nicht einmal. 

Mir fuhten in der gedachten Schrift aber auch zugleich nach: 
zuweifen, daß, wenn aus einem Statute oder Ortsrechte gemwiffe er: 
worbene Rechte in fubjectivem Sinne und gegenüberftehende Laften 
fliegen oder daraus hergeleitet werden, z. B. Nutzungsrechte ber 
Gemeindeglieder, gewiffe Befreiungen oder Ehrenrechte, Diefe aller: 
dings auch nach der fraglichen Stelle des canonifhen Rechtes (c. I. 
de constit. in VI. [1.2.]) durch das jüngere Gefeß nicht ſchon an 
fih aufgehoben erfcheinen. Und auch dies wird vollfommen durd) 
unfere G. Ord. beftätigt, wofür die zahlreichften Beilpiele in den: 
felben vorliegen. Ja felbft die G. Drd., welche dad Ortsrecht aus: 
druͤcklich für aufgehoben erklären, fagen dennoch, daß derartige 
Rechte und Laften nach dem Drtörechte, dem Herkommen inäbefondere 
noch fortbefiehen follen, oder fie heben fie noch ausdrüdlich auf; 
vgl. die weftphäl. 8. 16 u. 19 (©. 14), die rhein. $. 11 u. 14 
(5. 41), die weimar. 8.19 (8.343), $.31u.32 (©. 345), $.38 
(S. 347), $. 70 (©. 358). 

Endlich verfteht es fih von felbft, daß Beflimmungen des 

RR 
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Ortrechtes uͤber Gegenſtaͤnde, die das neue Geſetz, die Gemeinde— 
ordnung, nicht beruͤhrt, durch daſſelbe auch nicht aufgehoben wer— 
den; doch koͤnnen deßhalb immer noch Zweifel entſtehen, z. B. 
wenn der Gemeindezweck nach dem neuen Geſetz als ein anderer 
erſcheint, als der war, den man nach dem zeitherigen hiſtoriſch 
gewordenen nicht gemachten Rechte dafuͤr anſah. 


Die Gemeindevorſteher. 

In der früheren Zeit, in welcher man ſelbſt die Rechtsverhalt— 
niffe der Staatsbeamten aus privatrehtlidhen Verträgen her 
teitete, Fonnte es nicht fehlen, daß dies in noch erhöhtem Maße in 
Bezug auf die Vorſteher der Corporationen Statt hatte, auch fand 
man dafür im römifchen Nechte hinreichenden Grund, denn dies 
verweift durchgehends auf die den Guratoren ähnlichen Verhaͤltniſſe 
der Vertreter der Corporationen. 

Selbft gegenwärtig fprechen unfere Juriſten zumal die Roma— 
niften von einem Auftrag, von einem Mandatsverhältnig u. f. w., 
in dem die Vertreter und Vorſteher der Corporation dieſer gegen: 
über fich befinden, und bemeffen nad) diefen privatrechtlichen Rechts— 
verhältniffen die Haftung und Verantwortlichkeit jener, vgl. Müh: 
lenbruch Lehrb. d. Pand. 11. 8. 197. Puchta Pand. 8. 358. 
Inſofern noch jest Corporationen vorfommen, deren Vertreter fich 
in der gedachten Stellung befinden, läßt ſich auch nichts gegen diefe 
Auffaffung einmwenden; auch wollen wir zugeben, daß es, wenn 
wir von den römifchen Beflimmungen über Haftung und Verant: 
wortlichfeit folcher Vertreter und Vorſteher abfehen, an pofitiven 
gemeinrechtlihen Beflimmungen hierüber fehl, und man fogar in 
Bezug auf die Haftung der Staatsbeamten auf das römifche Recht 
verweift, 3. B. 3. A. Zachariaͤ teutich. Staats: u. Bdär. I. 8.119. 

Soll aber die Anwendung römifcher Grundfäge eine erſprieß— 
liche fein, fo möchte es zuvor nöthig werden, genau die Rechts— 
verhältniffe der magistratus, der verfchiedenen Stelivertreter und 
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Beauftragten zu unterſuchen und auseinander zu halten, um dann 
erſt in Erwägung, ziehen, was von jenen gefundenen Grundſaͤtzen 
mit der gedachten Stellung unferer heutigen Gemeindebeamten ver: 
einbar fei, wobei noch überdies die römifchen flaatörechtlichen Grund: 
fäge in den Hintergrund treten müßten. 

Bei alledem darf ed aber nicht verfannt werden, daß die Ge: 
meindevorfieher nah unferen G. Drd. durchaus nicht von der 
Gemeinde privatrechtlich Beauftragte und ihr Untergeordnete find; 
fie erhalten auch von derfelben feine Inftructionen und Anweifungen. 
Verden die Gemeindebeamten von den Gemeinden, was die Regel 
it, ermwählt, fo bezeichnen dieſe nur die Perſon, der die vom Ge: 
leg beflimmten Rechte zuftehen ſollen; nur ihre Erwählung, 
nicht ihre Nechte verdanken fie der Gemeinde. Sie unterfcheiden 
ſich aber auch dadurch wejentlich von den privatrechtlich Beauftrag: 
ten, daß ihnen als Gemeindebeamten eine Gewalt über die Ge— 
meinde jelbft zufteht, und dieje ihnen untergeben iſt. Vergl. 5. 3. 
die bayer. $. 55 (©. 81.) 

Der hervorgehobene Unterfchied zwifchen Gemeindebeamten und 
Bevollmächtigten ift in der württemb. $. 76. (©. 152) ganz un: 
ummwunden ausgefprochen. Daher heißt es auch z. B. in der rhein. 
$. 61 (©. 54), daß der Gemeinderath feine Beichlüffe nah Leber: 
jeugung und Gewiſſen fafle, vgl. die ſchw. rudolftädt, 8.13 
(©.447). Ganz folgerichtig beftimmt dagegen $. 85 (©. 59) jener, daß, 
wenn ber Bürgermeifter für einzelne Geichaftszweige Deputationen 
bilde, diefe „nurald im Auftrag des Bürgermeifters beftehend und als 
Ihm untergeordnet zu betrachten find,” Uebereinſtimmend ift 
hiermit k. heffifch. $. 52 (S. 269). 

Diefe Grundfäge über Gemeindebeamte werden insbefondere 
au von der Gemeindepolitif ald richtig erkannt; dieſelbe betrachtet 
jene alö Repräfentativbeamte. Viele unferer G. Ord. fcheinen ſich 
aber über das in Bezug auf Gemeindebeamte und Vorſteher zum 
Grunde zu legende Princip nicht recht Elar zu fein. Es ift häufig 
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von „Vertreten“ die Rede, ohne daß man daraus abnehmen kann, 
welche ſpecielle Bedeutung damit verbunden ſei. Namentlich findet 
es ſich nicht ſelten, daß der Gemeindevorſtand als Vertreter der Ge— 
meinde hingeſtellt wird, und dann weiterhin ebenfalls auch der Ge— 
meinde ausſchuß, oder unter welchem anderen Namen! dieſes Inſtitut 
vorkommt, ohne daß auf den Unterfchied der Vertretung beider hin- 
gewiefen würde, j 

Daß die Gemeindebeamten nicht al3 Guratoren oder privat: 
rechtliche Vertreter der Gemeinde anzufehen find, ergibt fi auch 
noch daraus, daß man fie anerfannt als öffentlihbe Beamte 
betrachtet, vergl. weimar. $.67 (©. 356); ja bie naffau. 8.5 
(S. 325) bezeichnet den Schultheiß ald Worftand der Gemeinde als 
unterfte Staatsbehörde. Insbeſondere werden aber die Gemeinde: 
beamten nach vielen G. Ord. in verfchiedener Beziehung wie Staats: 
beamte behandelt und auch nach den vorhandenen Staatödienerge: 
fegen beurtheilt. Nach der rhein. 8. 82 (©. 58) findet dies Statt 
in Anfehung der Suspenfion, Entjeßung und freiwilligen Ent- 
laffung, vergl. die weftphäl. $. 86 (S. 26) und die oldenburg. 
8.69 (S. 416). Nach ber bayer. 8.50 (S. 79) treten die Stadt: 
räthe unter gewiffen Vorausſetzungen in die Verhältniffe unmittel— 
barer abminiftrativer Staatödiener. Nach der k. heſſiſch. 8. 58 
(S. 271) erhalten ftädtifche Gemeindebeamte unter gewiffen Eins 
ſchraͤnkungen nad den Grundfägen des Staatödienfigefeges Penfion 
aus der Stadtkaffe. Ueber Entlafjung der Gemeindebeamten über: 
haupt unter Bezug auf jened Gefeß vergl. $. 95 (S. 289). Nach 
ber grh. heſſiſch. $-. 18 (S. 297) find auf die Vürgermeifter 
(für Stadt: und Randgemeinden) gewiffe Beftimmungen des Edicts 
über die Givilftantsbeamten anwendbar. 

Darüber, ob die Gemeindebeamten Gehalt befommen oder 
nicht, fielen unfere G. Ord. verfchiedene Grundfäge auf. 

. Mehrere ©. Drd. enthalten auch Beſtimmungen über die Art 

und Weife der Befhwerdeführung gegen Gemeindebeamte, 
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z. B. die weftphäl. $. 71 (S.23) und $. 104 (S. 30); vergl. 
die rhein. $.101 (S. 64), die k. fahfifh. 8.47 (©. 116), 
die baden. $. 39. (S. 209) und $. 152 (S. 234). 

Noch erklärt die k. ſaͤchſiſch. $. 59 (S. 119) den Gemeinde: 
vorftand und Gemeinderath hinfichtlich des Gemeindevermögens für 
verantwortlid. Die württemb. $.83. (S. 155) fpricht von 
der Verantwortlichkeit mit dem eigenen Vermögen für fi und ihre 
Erben. Die ſchw. rubolftädt. $.13. (S. 446) verordnet, „daß 
der gewelene Schultheiß oder deffen Erben nach dem. Inventar für 
dasjenige Fehlende verantwortlich gemacht werden muß, welches fei- 
ner fpeciellen Aufliht anvertraut war.” 

Hierbei kommen die Fragen in Betracht, für welche Hand— 
kungen und Unterlaffungen ber Gemeindebeamten gemeinrechtlich 
Haftung mit ihrem Vermögen eintritt? Wie es bei Gollegen zu 
halten fei? Wann und inwiefern auch die ———— zur 
Haftung zu ziehen ſei? 


Der Syndikus. 

Manche unterſcheiden von den gedachten Gemeindebeamten die 
Repräſentanten oder Vertreter der Gemeinde; und info: 
weit man dabei an den Gemeindeausfhuß oder Gemeindedeputirte 
S. XXI) denkt, ift die Sache ganz in der Ordnung. Go fagt 
z. B. diebayer. $.75. (©. 84): die Wahlmanner wählen die Ge: 
meindebevollmächtigten als Reprafentanten der Gemeindecorporation, 
und die k. Heffifch. 8. 64. (S. 274) beftimmt: der Gemeindeaus— 
fhuß vertritt Die Gemeinde im Verhältniß zum Gemeinderath. Wenn 
aber die altenburg. $.110 (5.393) das Recht der Bertretung durch 
Einzelne aus ihrer Mitte genau von dem der Verwaltung durch felbft 
gewählte Beamte unterfcheidet, fo wird es ſchon zweifelhaft, an 
wen man bei jenen Vertretern zu denken habe, indem man findet, - 
dag der Syndikus von Manchen geradezu ald ein von den Ge: 
meindebeamten verfchiedener Nepräfentant der Gemeinde oder Gor: 
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poration bezeichnet oder wenigſtens von Anderen den Gemeinde— 
beamten gegenuͤber geſtellt wird, z. B. von Muͤhlenbruch 
a. a. O. 8. 197. 

Unſere aͤlteren Practiker, denen es gewoͤhnlich nicht recht ge— 
lingen wollte, die Corporation von der Geſellſchaft zu unterſcheiden, 
fanden in dem Vorhandenſein eines Syndikus ein Hauptmerkmal 
fuͤr das der Corporation; ſie dachten ſich unter dem Syndikus einen 
Juriſten, einen Advocaten, der insbeſondere die Prozeſſe der Cor— 
poration fuͤhrt. Die Lehre vom Syndikus wurde auch von ihnen 
unter allen die Corporation betreffenden Fragen mit beſonderer 
Vorliebe behandelt. 

Nach unſeren G. Ord. tritt dieſelbe aber ſehr in den Hinter: 
grund, und Mittermaier t. Pr. 8. 127. Not. 24 bemerkt: „Wo 
neue Gemeindeordnungen beftehen, fann von den Formen bed 
römischen Syndifats Feine Rede fein, fondern es genügt die Boll: 
macht des Bürgermeifterö oder jener Gemeindebehörden,, deren Zus 
flimmung nach den Landesgefeßen nothwendig iſt.“ Nach der tyrol. 
8.18 (©. 3) werden durch die Gemeindevorfteher die Syndifer in 
den Communen volllommen überflüffig. Die k. fähfifch. bes 
- flimmt deshalb folgendes: nad $. 38 (S. 113) vertritt der Gemein 
devorftand die Gemeinde gegen jeden Dritten gerichtlich und außer: 
gerichtlich, hat namens derfelben zu verhandeln und die diesfallfigen 
Schriften zu vollziehen. Die von den Gemeinden etwa errichteten 
Syndifate gehen auf den Gemeindevorftand über $. 51 (S. 117). 
Die Wahl eines Anwaltes zu Führung einzelner rechtlicher Anges 
legenheiten und die Inftruirung deſſelben — gehört für den Ge: 
meinderath ; feine Vollmacht aber wird vom Gemeindevorftand 
ausgeftellt, und wenn fie bei einer anderen Behörde, ald der Ges 
meindeobrigfeit producirt werben fol, von der letzteren beglaubigt. 
Vergl. die mwürttemb. 8.9. (S. 131). Nach der baden. $. 126 
(S. 227) führt der Gemeinderath den Prozeß, vergl. die k. hei: 
fid. 8.63 (S. 274), die grh. heſſiſch. 8. 75 (S. 309), die 
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oldenburg. 8.73 (S. 417), bie hoh. hechingen. $.14 (S. 453)3 
die weimar. $. 57 (S. 353) fagt: das Amt und die Verrichtung 
der f. g. Gemeindelyndifer ift aufgehoben. Bon einem befonderen 
Syndikus ſprechen nur noch die gotha. 8.60 (©. 377) und bie 
ſchw. rudolftädt. $. 4. (©. 437). 


Das Gemeindevermüägen. 


Dem Begriff ded Gemeinde vermögenS liegt Fein befonderes 
Merkmal zum Grunde. Verfteht man alfo unter Vermögen einer 
Derfon, nah unferem berrfchenden Rechtsſyſteme, den Inbegriff 
aller ihrer Sachen- und Obligationenrechte, fo ift auch der des Ge: 
meindevermögens gegeben. Wer hier ald das Nechtöfubject diefes 
Bermögens anzufehen fei, entfcheidet fich darnach, ob eine roͤmiſch— 
oder teutichrechtliche Corporation in Frage flieht. (S. oben ©. X.) 

Mehrere G. Ord., 3. B. die k. ſaͤchſiſch. $. 55 (©. 118) be: 
dienen fich hierbei des Eigenthumdbegriffes in einem fehr weiten 
und eigentlich unjuriftiihen Sinne, indem fie von einem Eigen: 
tum am Gemeindevermögen -[prechen und darunter auch die ber 
Gemeinde zuftehenden Forderungen mit begreifen, an denen die— 
felbe doch Fein Eigenthbum hat. So fommt ed auch vor, 5.2. 
in dem hob. figmaring. B. ©. $. 39 (5.506), daß von dem, der 
zum Gemeindemitglied aufgenommen werden will, ein beflimmtes 
„Vermögen zu vollem Eigenthum“ verlangt wird. Gewiß wird man 
aber der Aufnahme Fein Bedenken entgegenfegen wollen, wenn das 
fraglihe Vermögen in einer binlänglich geficherten Darlehnsfor: 
derung beſteht. 

Freilich. fprechen auch viele Zuriften von einem Eigenthum am 
Vermögen, wenn fchon es in Obligationen befleht, und in neueren 
Verwaltungsgeſetzen finden wir nicht nur diefen Berftoß gegen unfere 
Kechtöbegriffe, fondern auch oft noch manchen anderen. Es moͤchte 
daher ſehr zu rathen ſein, alle derartige Geſetzentwuͤrfe, deren Ver— 
ſaſſer zunaͤchſt die Sache und nicht die feineren juriſtiſchen Begriffe 
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im Auge haben, zumal wenn jene vielleicht nicht einmal wirkliche 
Suriften find, tüchtigen Juriften zu dem Zwed zur Durhficht zu 
geben, um, ohne Eintrag der Sache, mit der fi das Geſetz be: 
ſchaͤftigt, WVerflöße gegen das geltende Recht zu entfernen. Es 
handelt fich hierbei auch nicht etwa blos um dad ntereffe der 
Rehtswiffenfhaft, es kann vielmehr fehr leicht eine einge⸗ 
ſchlichene juriſtiſche Zweideutigkeit oder Unſicherheit zum Nachtheil 
derer, fuͤr die das Geſetz gegeben iſt, benutzt werden. 

Um ſich gewiſſe Eigenthuͤmlichkeiten hinſichtlich des Gemeinde— 
vermoͤgens und namentlich der Gemeindegrundſtuͤcke, z. B. in Bezug 
auf deren Benutzung, erklaͤren zu koͤnnen, muß man zunaͤchſt von 
dem Vorurtheil zuruͤckkommen, als ob dieſe Güter ſchon von ber 
fruͤheſten Zeit her zur Beſtreitung verſchiedener Gemeindebeduͤrfniſſe, 
im Gegenſatz zur Benutzung durch die Mitglieder zu ihren wirth: 
ſchaftlichen Privatzweden, beftimmt gemwefen wären. Wir finden 
fogar, daß die befonderd aus den Bußen oder Strafgeldern er: 
wachlenen Einnahmen der Gemeinde zum Berzechen für die Ges 
meindeglieder beflimmt waren, und felbft fpätere Landesgeſetze ver: 
bieten dies nicht unbedingt, fondern bemühen fih nur, diefe Ver: 
wendungsart auf ein gewiffes Maß und Ziel zurüdzuführen. Gegen: 
wärtig hat fich dies freilich fo geändert, daß ed nur bie hob. 
bedingen. $.70 ©. 463 noch für nöthig erachtet hat, diefe Ver: 
wendungsart des Gemeindeeinfommens ausdrüdlich zu unterfagen. 
Hierüber fowie über die Gefchichte der gemeinen Güter in Zeutfch: 
land haben wir und ausführlich in unferen Unterfuchungen Hft. III. 
©. 87 verbreitet. Aus dieſen gefchichtlihen Zuftänden erklärt es 
fih, wie es fommt, daß auch jeht noch die Erträge der Gemeinde: 
güter theilweis nicht zur Beſtreitung der unmittelbaren Gemeinde: 
dürfniffe verwendet werden, und die wird wieder auf die Zeft: 
ſtellung des Rechtöfubjectes derfelben von Einfluß. 

In Südteutfchland bezeichnet man bekanntlich die Gemeinde: 
güter, deren Ertrag zum Privatvortheil der Mitglieder beftimmt ift, 
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als Allmendgüter, diefelben fommen aber auch anderwärtö, wenn 
fhon nicht unter diefem Namen, vor. Die baden... 8.53 (S. 213) 
beftimmt, daß alles Vermögen der Gemeinde, es fei Gemeinde: 
oder Allmendgut, das Eigenthum der Geſammtheit ſei. Daſſelbe 
iſt auch für andere Laͤnder anzunehmen, ſoweit fie nicht etwas Ans 
deres feſtſetzen. Eine andere, mit der Geſchichte in Widerfpruch 
ftehende, Anficht ftellt aber die k. fahfifch. 8.55 (S. 118) auf. 
Nach diefer gehören die Gegenftände nicht zum Gemeindevermögen, 
an dem den Angefeffenen (eben die, welche früher die Gemeinde 
allein bildeten) das Eigenthumsrecht zufteht, wenn fie auch nach 
dem zeitherigen Sprachgebrauche als Gemeindegut, oder ihre Be: 
figer al3 die Gemeinde im engeren Sinne, Altgemeinde, u. f. w. 
bezeichnet worden find. Hiermit müffen diefe urfprünglichen Ge: 
meindegüter auch die Natur von Gorporationdgut und die bamit 
zufammenhängenden Rechte verloren haben. Won einer ähnlichen 
Anficht geht die k. heſſiſch. 8.80 ff. (S. 281) aus, indem fie 
außer dem DOrtögemeindevermögen noch ein Gefammtvermögen 
erwähnt, welches von den Einzelnen benußt wird. Dies dürfte fich 
aber wenigftens doch als das einer teutfchrechtlichen Corporation ge: 
falten. Dagegen vertritt die weimar. 9.29 (©. 345) die gemein: 
rechtlich teutfche Anfiht und zählt auch die Güter mit Necht zum 
Gemeindevermögen, die die k. fahfifche ausſchließt. Die Faffung 
des 8. ſelbſt kann man leicht nadhlefen. 

Hierbei erinnern wir nur noch, daß, da gegenwärtig viele 
Gemeindegüter entweder zur Beſtreitung der Gemeindebedürfniffe 
oder zum Privatvortheil der Einzelnen benußt werben, dies auch 
von den G. Ord. forgfältig in feinen Folgen beachtet werden ſollte. 
Nah den meilten ift dies aber nicht in gehörigem Maße der Kal, 
Wenn nun auc die gedachte Beflimmung der k. ſaͤchſiſchen Landg. 
Ord. die geſchichtliche Bedeutung der Gemeindeguͤter uͤberſieht, fo 
hat ſie doch das Gute, daß ſie die Rechte der Betheiligten zu ſchuͤtzen 
ſucht, waͤhrend andere G. Ord. auf dieſe hiſtoriſch begruͤndeten 
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Nechte der urfprüngfichen Anfiedler und ihrer Nachfolger zu wenig 
Merth legen. Aber auh-in praftifcher Hinficht bleibt e3 ftet3 nach: 
theilig wirfend, wenn urfprüngliche Gemeindegüter und ihre Rechts— 
verhältniffe ganz aus dem Gemeinde>s und Gorporationsfreife aus: 
geichteden werden, 5.8. in prozefjualiicher Hinfiht. Hier macht 
fih wiederum daS geltend, was wir oben bei Gelegenheit der Sta: 
tuten und Ortsrechte erwähnten: die neuen G. Drd. ziehen gegen 
die Anforderungen des gefchichtlichen Nechted den Kreis der Ge: 
meinde- und Garporationsfachen zu eng. 

Beachtungswerth ifl ed, wie v. Sapvignya. a. O. ©. 288 
und 289 diefe teutichrechtlihen Verhaͤltniſſe auffaßt und conftruirt, 
Doch verweifen wir noch auf dad, was wir in unferen Unterfuch. 
Hft. 11. ©. 238 darüber gefagt. 

Nachdem wir geliehen haben, was unfere ©. Ord. zum Ges 
meindevermögen rechnen, ift nur noch zu bemerken, daß auch bie 
Unterfchiede, welche die Theorie hinfichtlich der Gemeindegüter auf 
ftellt, je nachdem fie von Allen unmittelbar benußt werden können, 
"wie Gemeindehäufer, Brunnen u. f. w., oder nicht, auch in unferen 
G. Ord. erwähnt werden; vergl. die weimar. $. 31 (©. 345). 
Sodann hebt es 3. B. die bayer. $.24 (©. 74) hervor, daß ges 
wifje Gemeindegüter, infofern fie unentbehrli, unveräußerlich find, 
daher auch nicht verpfüändet werden dürfen: vergl. die baden. 
$. 120 (©. 225). Nach der E ſaͤchſiſch. $. 56 (S. 118) und der 
baden. $.55 (©. 213) darf da3 Stamm: oder Grundſtocksver— 
mögen nur in dringenden oder außerordentlichen Fällen zur Beſtrei— 
tung der laufenden Gemeindebedürfniffe verwendet werden. Eigen 
thümliche Grundfäge ftellt die grh. heffifch. 8.82 ff. (S. 310 ff.) 
darüber auf, welche Ausgaben aus dem Gemeindevermögen beftrit 
ten werden dürfen und welche nicht. 

Endlich erwähnen wir noch, daß die von der Wiffenfchaft 
gleichfalld verneinte Frage, ob dad Gemeindevermögen Staat: 
gut, f. g. mittelbares, fei, auch von unferen G. Ord. in gleicher 
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Weiſe entfchieden wird. Wie man zu diefer verwerflichen Anficht 
gelommen ift, darüber vergl. man unf. Unterfuch. Hft. II. ©. 174 
Daß dad Gemeindevermögen nicht Staatögut fei und nicht zu uns 
mittelbaren Staatszweden verwendet werden dürfe, erklären die 
k. ſaͤchſiſch. $. 63. (S. 120), die hannoͤv. 8. 57 (©, 127), die 
braunſchweig. $.45 (©. 316), die altenburg. $.113 (S.394). 


Die Berwaltung des Gemeindevermögens. 

Die Verwaltung des Gemeindevermögens, (den Begriff ber 
Verwaltung, adwinistratio, ftellt ſchon das römische Recht feft) wird, 
und fo auch nad unferen ©. Did. (f. ©. XIV.) von der der Ge: 
meindeangelegenheiten oder des Gemeindeweſens unterfchieden. Eine 
der Hauptaufgaben unferer neuen G. Ord. ift e8 nun, wie bekannt, 
von dem adminiftrativen Standpunkte aus das Genauere 
über diefe Verwaltung feftzuftellen. Jene befchäftigen fich vorzüglich 
mit der Beantwortung der Frage, wem die Verwaltung zuftehe, 
welche Gontrole der Gemeinde gebührt, und wie weit fich die Ein- 
wirfung und Aufficht der Staats- und fonftigen Behörden erfiredt. 

Unferem Zwed gemäß fehen wir hier von den befonderen Bes 
fimmungen der einzelnen G. Ord. ab und betrachten die Ber: 
waltung des Gemeindevermögend nur noch von der juriftifchen 
Seite. Da den Gemeinden die Vermögensfähigfeit zufteht und fie 
wie eine einzelne phyſiſche Perſon hierauf bezügliche Nechte und 
Berbindlichfeiten haben, fo findet fo ziemlich das ganze Privatrecht 
mit Ausnahme des Kamilienrechtes (doch können Gemeinden als 
Corporationen erben) auch auf diefe Anwendung. Es verſteht fich 
daher von felbft, daß wir die angedeutete juriftifche Seite nicht im 
vollen Umfange erörtern koͤnnen. 

Der Gemeindebeamte, namentlich ber VBorfteher, muß fich aber 
zweierlei flet3 vergegenwärtigen. Einmal nämlich, daß er Ver: 
walter und Vertreter fremden und nicht eigenen Vermögens ift, 
weshalb ihm ſchon das römische Recht wie einen Curator anfieht; 
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er muß fich alfo ſtets feiner V erantwortlichkeit bewußt bleiben. 
Daß diefer Gefihtspunft aber nicht ſelten aus den Augen verloren 
worden ift, ergibt fih, wenn man fih an die Stellung erinnert, 
die früher die alten Stadträthe in manchen Kändern zu dem Stadt- 
vermögen eingenommen hatten, fie betrachteten e3 3. B. ganz oder 
theilweis ald Rathövermögen; es ergibt fi) aber auch daraus, 
daß der Pabft nach dem canonifhen Rechte die Bifchöffe darauf 
binmweifen mußte, fie feien nicht Eigenthümer, fondern nur Ber: 
treter der Güter des Gapitel3. 

Aber auch wenn man ben teutjchrechtlichen Begriff der Cor 
poration zum Grunde legt, ift der Vorfteher nicht Eigenthümer ber 
Gemeindegüter, und befchließt die Gemeinde in ihrer Zotalität als 
Eigenthümerin felbft, fo muß fie erwägen, welche Pflichten fie den 
gleich berechtigten kommenden Gtiedern gegenüber hat, fo daß, wie 
die k. ſaͤchſiſche 8.56 (S. 118) fagt, die jedesmal lebenden Ge— 
meindeglieder nur dad Necht haben, die bei gefeßlicher Gebahrung 
zu beziehenden Nußungen zu gemeinfamen Zweden zu verwenden. 

Das zweite, was der Gemeindebeamte ſich vergegenwärtigen 
muß, ift, daß er Nechtsgefchäfte für die Gemeinde hinfichtlich 
ihres Vermögens eingeht u. f. w., mag er fie mit Dritten nicht zur 
Gemeinde Gehörigen oder mit Mitgliedern abfchliefen. Es muß 
dabei alfo Altes beobachtet werden, was entweder dad gemeine Recht 
für da3 fragliche Gefchäft, von wen und mit wem ed auch abge— 
fchloffen wird, vorfchreibt oder für Gorporationen und Gemeinden be: 
fonder8 rechtens ift, z. B. bei der Veräußerung, bei dem Darlehen. 

In Betreff des Gemeindevermögend find zunächft genaue In: 
ventarien oder Zagerbücher anzufertigen, die die Angabe der 
Gemeindegrundftüde, Gerechtfamen und Gefälle, fo wie auch die 
Rechte und Verbindlichkeiten jener enthalten, wie dies mehrere un: 
ferer G. Ord. beſonders vorfchreiben, 3.8. die rhein. $.94. (S.62), 
die k. heffifch. 8.72 (S. 278), die naffau. $. 10 (©. 330). 

Heben wir nun noch Einiges aus dem Sachen » und Obliga: 
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tionenrechte mit Bezug auf die Gemeinden hervor. Die Corpora- 
tionen und Gemeinden fönnen, wie b.fannt, Eigenthum an be 
weglihen und unbeweglichen Sachen fowie auch Gerechtfame er: 
werben und haben. Manche der letzteren finden ſich vorzugsweiſe 
bei Gemeinden. Sind zur Erwerbung unbeweglicher Sachen nach 
dem Landrechte beſondere, dem roͤmiſchen Rechte nicht bekannte, Be: 
dingungen erforderlich, z. B. die Inveſtitur oder was an ihre Stelle 
getreten iſt, z. B. die Eintragung der Erwerbung in oͤffentliche 
Buͤcher, ſo iſt auch die Erwerbung des Eigenthums von Seiten der 
Corporation oder Gemeinde an dieſelben gebunden, und bevor dieſe 
Bedingungen erfuͤllt ſind, erlangt ſie auch kein wirkliches Eigen— 
thum, inſofern dies das Landrecht fo feſtſtellt; vergl. jedoch Thibaut 
im Arch. f. civ. Pr. 10. ©. 1ff. 

Die Gorporationen und Gemeinden können auch Lehen er: 
werben, obgleich) man jene zu dem paſſiv relativ Iehnsunfähi- 
gen Perfonen zählt. Gewiſſe Corporationen waren aber ſchon im 
Mittelalter lehnsfähig, und wenn unfere Lehnrechtölehrer zur Err 
werbung eines Lehens von Seiten einer Corporation einen Lehnd: 
träger verlangen, fo ift der Grund dafür wohl mehr darin zu 
fuhen, daß fie zu jeder Erwerbung der Vertreter bedürfen, als 
darin, daß fie wirklich relativ lehnsunfähig wären. 

Die Corporationen und Gemeinden fünnen auch andere Sachen, 
die ſich nicht im vollen Eigenthum befinden, 3. B. emphyteutifarifche 
Grundftüde u. f. w. erwerben, foweit nicht befondere Verbote nament: 
lich des Landrechtes etwa entgegenftehen. If das Grundflüd lehn— 
geldpflichtig, fo kommt auch dad Intereſſe des Berechtigten bei ber 
Erwerbung durd die Corporation in Betracht. _ 

Der Erwerbung durch Tauſch gedenft die baden. $. 116 u. 
117. (S. 224.) 

Servituten koͤnnen Gorporationen ebenfalls erwerben, und 
der Niesbrauch (ususfructus) dauert gemeinrechtlih 100 Jahr 
für diefelben. L. 56. P. de usufr. (7.1.) Doc beflimmt das 
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Öfterr. Gefeßb. $. 529. „Die von einer Gemeinde oder einer 
anderen moraliſchen Perfon erworbene perfönliche Servitut dauert 
fo lange, ald die moralifche Perfon befteht.” In Betreff des usus 
(Gebrauchsrecht) behauptet aber v. Savigny a.a.D. ©. 290, daß 
er auf Gorporationen unanwendbar fei. 

Hinfichtlih des römifchrehtlichen Beſitzes (possessio), Der 
aber nicht mit der Uebung eines Nechted, die befonders in unferen 
einheimifchen Nechtöquellen oft auch possessio genannt wird, ver: 
wechſelt werden darf, hatten die alten römifchen Juriſten Bedenken, 
ob und wie er von einer Corporation erworben werden fünne. Sn: 
deß erfolgt dies jegt ebenfo durch ihre Vertreter, wie durch den 
Gurator für einen Wahnfinnigen oder anderen Handelsunfähigen ; 
vergl. v. Savigny a. a. O. ©. 291 ff. Weniger Schwierigfeit 
hat e3 übrigens, den Beſitz für die teutjchrechtliche Gorperation zu 
begründen. 

Eine Corporation hat auch an fih das Necht ihre Güter zu 
veräußern. Die in L.3. C. de vendend. reb. eivit. (11. 31.) 
vorgefchriebenen Veräußerungsformen und Beichränfungen beziehen 
fih nur auf die Städte, Mühlenbrud a. a. O. $. 198, bes 
rühren uns alfo hier nicht, wo wir zunächft die Landgemeinden vor 
Augen haben. Wo aber jene durch neuere Gefeße, wie Städte: 
ordnungen, feftgeftellt find, Fann obige Stelle ohnedied nicht mehr 
zur Anwendung fommen. Gewiffe Gemeindegüter find allerdings 
ihrer Beftimmung nad unveräuferlih, auch kann, wie wir oben 
fahen, dad Gefeß die Veräußerung für laufende Gemeindeausgaben 
befchränfen oder verbieten. Im Uebrigen aber find fie geftattet, doch 
ericheint ed ald befondere Aufgabe unferer neuen G. Ord. für diefe 
Kechtögefchäfte weitere Vorkehrungen zu treffen, und namentlich die 
nöthigen Zuftimmungen der Gemeinden und Staatöbehörden: feftzu: 
feßen. Zur Beräuferung von Grundftüden und Gerechtſamen ins: 
befondere verlangt man öffentliche Verſteig erung, uͤber welche 
vorzüglich die weſt phaͤl. 8.93 (S.28) und die rhein. $.95 (5. 62) 
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zu vergleichen iſt. Noch enthält die baden. $. 118 (S. 225) bie 
befondere Beftimmung, daß die Mitglieder, welche mit den Ge: 
meindeabgaben zwei Jahr in Ruͤckſtand find, ohne diefe abgetragen 
zu haben, nicht zu Käufen und Pachtungen der Gemeindegüter zus 
gelaffen werden follen. Die Verpachtung von Gemeindegütern foll 
übrigens ſchon nach L. 3. de locat. praed. civil. (11. 70.) im Wege 
der Berfteigerung erfolgen. Ueber die beichränfte Verpachtung an 
Magiftratöglieder und ihre Verwandte f. die bayer..$.123 (5. 96), 
vergl. $. 128 (S. 97). 

Bon der Veräußerung der Gemeindegüter unterfcheidet man 
noch die Theilung derfelben unter die Mitglieder. Diefe ift nach 
roͤmiſchem Rechte wie eine reine Veräußerung an Dritte ganz folge: 
recht zu betrachten, Puchta Pand. 8.26. N. ec. Ein anderer Ge: 
ſichtspunkt läßt fich ihr aber in Folge des teutfhrechtlichen Begriffes 
von der Corporation abgewinnen. Für diefe wichtige Lehre beftchen 
in vielen Ländern befondere Gefege, doch enthalten auch einige un: 
ferer ©. Ord. z.B. die bayer. 8.25 (S. 74) die hier hergehörigen 
Beflimmungen. 

Der Berpfändung der Gemeindegüter gedenft unter anderen 
die weftphäl. 8. 91 (S. 27), und die baden. $. 120 (S. 225) 
beſtimmt, in welcher Reihenfolge diefelben verpfändet werden follen. 

Bon Schenkungen, Berzidhtleiftungen, Nadläffen 
liquider und beitreiblicher Forderungen der Gemeinden fowie von 
Vergleichen fprechen als erlaubten Rechtsgefchäften die weft: 
phäl. 8.91 (5.27), die rhein. $.97 (©. 63), die württemb. 
8.52 (©. 143), dad württemb. B. ©. 8. 20 (©. 183), die 
baden. 8.122 (S. 226), die k. heſſiſch. $. 80 (©. 281), bie 
bob. heching. $. 56 (S. 460). — Der Ceſſion gedenkt die 
ka heſſiſch. $. SO. (S. 281). 

Mehrere ©. Drd. heben auch den Lieferungspertrag her: 
vor, über welchen zu vergleichen ift Mittermaiera.a.D. %. 292. 

Weit häufiger ald über andere Verträge verbreiten fich unfere 
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G. Orb. über das von der Gemeinde aufzunehmende und zu tilgende 
Darlehen. Die weftphäl. $.94 (S. 29) verlangt zur Auf: 
nahme die Genehmigung der Regierung, auch muß für einen Zin- 
fen» und Zilgungöfond geforgt werden, was auch in mehreren an- 
deren ©. Ord. wiederholt wird. Daflelbe fagt die rhein. 8. 97 
(S. 63). Nach der bayer. $.82 (©. 86) find bei Aufnahme eines 
Darlehens zunächft die Gemeindebevollmädhtigten zu Rathe zu ziehen, 
fodann ift nach d. 104 (S.91) die Gemeinde felbft zur Abgabe ihrer 
Erklärung wegen der Aufnahme zu verfammeln. Ueber die Geneh— 
migung der Staatöbehörden vergl. $. 123 u. 128 (©. 96 u. 97). 
Die k. ſaͤchſiſch. 8.60 (S. 120) beftimmt, unter welchen Be: 
dingungen ein Darlehen aufgenommen werden darf und verlangt 
8. 62 (5.120) die Genehmigung der Obrigkeit, wenn das Dar: 
lehen über 100 Thaler beträgt. Nach der baden. 8.82 (S, 219) 
ift zu nöthigen Anleihen die Einwilligung der Gemeinde erfor: 
derlih. Die Gapitalaufnahme zur Abtragung ſchon vorhandener 
Darlehen befchließt der Gemeinderath aber, und fo verlangen auch 
andere G. Drd. für diefen Fall weniger Förmlichkeiten, als zur Auf: 
nahme neuer Gapitalien. Die grh. heſſiſch. $. 74 (S. 308) er: 
fordert zur Aufnahme neuer Darlehen die Genehmigung der Pro: 
vinzialregierung. Nach der weimar. $.47 (S. 350) ift zur Auf: 
nahme neuer Gapitalien, die nicht von den Einkünften de3 laufen: 
den Sahred wieder gebedt werden, der Beſchluß der Ortnachbarn 
erforderlih, fodann nad $. 84 (S. 364) die Genehmigung der 
Ortöobrigfeit, vergl. 8. 74 (©. 360). Unter Beobachtung diefer 
Formen ift die Darlehnsaufnahme für die Gemeinde rechtöverbindlich, 
und es bedarf nach $. 48 (S. 350) „zur Begründung der Forderung 
gegen fie Feines Beweifed über die Verwendung in ihren 
Nutzen, fobald dad Darlehen an den zum Empfang berechtigten 
Rechnungsfuͤhrer gegen genuͤgende Quittung ausgezahlt worden iſt.“ 
Die gotha. $. 58 u. 60 (S. 376 u. 377) verlangt zur Darlehn3: 
aufnahme nach erlangtem Befchluß des Ausfchuffes die Zuſtimmung 
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der Gemeinde und der obrigkeitlichen Behoͤrde. Die meining. 
8.18 u. 19 (©. 389) beftimmt im Wefentlichen daffelbe unter wei: 
terer Ausführung, nur ift die Zuftimmung ber Gemeinde blos aus: 
nahmsweiſe erforderlich, vgl. 8 .12 u. 13 (©. 387). Die alten: 
burg. 8.125 (S. 397) erwähnt nur, daß die Gemeinde bei Auf: 
nahme von Darlehen dem Auffichtsrechte des Staated unterliege. 
Nach der oldenb. 8.87 (S. 420) follen Anleihen auf Antrag 
des Ausfchuffes mit Genehmigung der Regierung gefchehen, und 
nach ber ſchw. rubolftadt. $. 12 (S. 444) mit Genehmigung 
der Gemeinde. 


Unter allen dieſen G. Orb. ift Feine einzige, welche zur Be: 
gründung der Darlehnöforderung gegen die Gemeinde außer ben 
gedachten Erforberniffen mit dem roͤmiſchen Rechte (L. 27. P. de reb. 
ered. [12. 1.]) verlangte, daß das Gegebene auch wirklich in den 
Bortheil der Gemeinde verwendet worden fei; ja Die weimar. 
Landg. Ord. erklärt diefe Beltimmung des römifhen Rechtes, um 
allen Zweifel zu befeitigen, ausdruͤcklich für ausgefchloffen. 


Es würde eine befondere Abhandlung erfordern, wenn wir 
auf die vielbeftrittene angeführte Stelle tiefer eingehen wollten ; 
wir bemerfen daher nur, baß ber fragliche Grundfag nach den 
neueften Forfchungen nicht auf einem Privilegium zu Gunften der 
Städte beruht, vielmehr nur eine ganz richtige Folgerung aus ber 
Natur der römischen juriftiihen Perfon als handlungsun— 
fähigem Wefen ift. Hierbei wird ed aber wiederum fehr ein- 
flußreich, fih die verfchiedene Natur der römifch» und teutfchrecht: 
lihen Corporation zu vergegenwärtigen. Da nämlich die leßtere 
niht nur al3 ein recht3=, fondern auch als ein handlung: 
fähiges Rechtsſubject aufzufaffen ift, fo fällt, wenn diefe ein 
Darlehen aufnimmt, von ſelbſt der Grund hinweg, erft noch jene 
Verwendung zu verlangen. Inſofern nun der Praris ſtets mehr 
die teutfche Corporation, ald die echt römifche vorfchwebte, fo er: 


rt 
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Härt dies auch mit, weshalb fich jener römifhe Sab bei uns nie 
hat einbürgern fünnen. 


Für die aus dem Darlehen oder fonftigen Verbindlichkeiten der 
Gemeinde entflandenen Schulden haftet dad Gemeindevermögen — 
quod universitas debet, singuli non debent, — Wäre ſolches nicht 
vorhanden, fo werden die Gemeinden nicht leicht ein Darlehen ers 
halten, ed müßten ſich denn Dritte, feien fie Gemeindeglieder oder 
nicht, verbürgen oder fonftige Sicherheit fielen. Hat nun aber 
doch die Gemeinde Schulden ohne Gemeindevermögen, aus dem fie 
getilgt werden können, und wird ein Plan zur Abtragung der Bin: 
fen oder auch der Schuld felbft feitgeftelt, fo wird er darauf zu 
fußen haben, daß, in Ermangelung anderer Zilgungsmittel, Ge: 
meindefteuern audgefchrieben, oder den Mitgliedern Beiträge 
(Umlagen) auferlegt werden. Es haftet dann alfo allerdings 
factifch die Gemeindefchuld fubfidiär auf dem Vermögen der ein: 
zelnen Mitglieder, oder diefe müffen wenigftens für die Zilgung der 
Gemeindefchuld aus ihrem Privatvermögen Sorge tragen. Bon 
diefem Gefihtöpunfte geht auch die altenburg. $. 112 (S. 394) 
aus. „Fuͤr Gemeindefchulden haftet zunaͤchſt das Gemeindevermögen 
und aushilflich daS Privatvermögen der einzelnen Glieder.‘ 
Richtiger drüdt fi die oldenburg. $.17 (S. 404) infofern aus, 
als fie fagt, daß alle Gemeindeverbindlichkeiten zunächft auf dem 
Gemeindevermögen haften, „ſodann aber auf dem Vermögen und 
den Perfonen der einzelnen Gemeindegenofien dergeftalt, daß 
diefelben zu den erforderlichen Beiträgen und Leiftungen gezwungen 
werden fünnen.” 


Suriftifch kann aber diefe Auffaffungsweife nie in Schuß ge: 
nommen werden. E3 tft in vielen Beziehungen von höchfter Wich— 
tigfeit, die Bermögensverhälmiffe der Corporation oder Gemeinde 
und die der Mitglieder fcharf aus einander zu halten; und gewöhnt 
man fich, die Verbindlichkeiten beider zu vermifchen, fo gefchieht 
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e3 auch binfichtli der Rechte, was, wenn man felbft nur ein 
Haar breit von dem frengen Rechte weicht, die Rechtöverhältniffe 
der Corporation fowohl, ald die ihrer Mitglieder in unauflösliche 
Verwirrung und Unficherheit bringen muß. In unferem Falle 
hat man fich die Sache alfo ftetö fo zu denken: die Gemeinde haftet 
dem Gläubiger allein, fie kann aber, um ihre Verbindlichfeiten zu 
erfüllen, ihren Mitgliedern Umlagen auflegen. Dadurch treten bie- 
felben jedoch in Fein Rechtöverhältnig zum Gläubiger. Iſt ber 
Beitrag der Mitglieder in die Gemeindecaffe gefloffen, fo hat bie 
Gemeinde dad Eigenthum daran, fie bezahlt fodann mit ihrem 
Gelde den Gläubiger. Die Mitglieder haften aljo dem Gläubiger 
nie in der Art fubfiidär, daß er fich ohne befondere Verabredung 
aushilfweife an dieſe felbit halten koͤnnte. 

Bekannt ift ed übrigens, daß neu eintretende Mitglieder, 
die aber nicht mit denen zu verwechleln find, welche ald Grund: 
füudsbefiger einer Gemeinde aus abminiftrativen Nüdfichten zuge: 
theilt werden, f. oben S. XVII, auch zur Zilgung der Gemeinde: 
ihulden gleich den anderen beizutragen haben, die vor der Zeit 
ihres Eintritte3 gemacht worden oder entitanden find. ES beftätigt 
dies aber auch die weftphäl. 8.30 (S. 16); vgl. die rhein. 
I.26 (S. 44)5 die k. ſaͤchſiſch. 8.27 (S. 110)5 die hannoͤ— 
ver. 8.47 (©. 124) 5 die k. heffifch. $. 25 (S.259) 5 die wei- 
mar. $. 34 (©. 346). 

Wir find fomit unwilllürlih von den Rechtöverhältniffen der 
Gemeinde auf die der Mitglieder herüber geleitet worden; bevor 
wir jedoch von diefen weiter fprechen, müffen wir noch eine Ge: 
genftandes gedenken, ber zwar von feiner unferer G. Ord. berührt 
wird, gleichwohl aber zu dem Worherigen gehört und nicht un- 
wichtig ift, nämlich des Wermögenserwerbes der Gemeinde durch 
Erbrecht. 

Corporationen und Gemeinden koͤnnen Anderen natuͤrlich weder 
durch Teſtament noch in Folge der Verwandiſchaft etwas hinter— 
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laffen, fie fönnen ‚aber auch ebenfowerig von Verwandten etwas 
erben; ihr erbfchaftlicher Erwerb beſchraͤnkt ſich alfo auf den aus 
letzten Willen. Die Corporationen waren urfprünglid nach roͤmi⸗ 
ſchem Nechte erbunfähig, und es erlangten die Erbfähigfeit nur 
einzelne nad) und nad, fo daß es allerdings an einem Geſetz fehlt, 
welches die Erbfähigfeit aller Corporationen ausfpridt. Den Ge: 
meinden fteht fie jedoch anerfannten Maßen zu. Legate zu erwerben 
find die Dörfer insbefondere für fähig erklärt. (L. 73. $.1. P. de 
legat. 1. 130)). Ueber dieſe Behre ift zu vergleichen v. Savigny 
a. a. D. ©. 299 — 309. 


Die Gemeindemitglieder, 

Zuvdrberft gedenfen wir ber Frage, ob man erſt Unterthan, 
Staatöbürger, werden ‚müffe, ehe man Gemeindemitglied fein kann, 
‚oder ob das umgekehrte Verhältniß eintrete. Mag dieſe Frage aud) 
das philofophiihe Staatsreht enticheiden, wir glauben body 
nicht, daß fie für unfere teutfchen Staaten gemeinrechtlich zu entfchei- 
den fei. Wir begnügen uns daher mit ber Angabe der Beftimmungen 
nah unferen G. Ord. Die rıhein. $. 15 (S.47) fagt: daß das 
Gemeinderecht nur von denen ausgeuͤbt werden kann, welche preußifche 
Unterthanen find. Das baden. B. ©. $. 40 (©. 241) verlangt 
zuerft das Indigenatz vgl. bie ©. Ord. 8. 17 (S. 238); bie k. 
beffifch. $. 22 (S. 258) erfordert dagegen zuerft dad Gemeinde: 
bürgerreht, nah der weimar. $.9 (©. 341), $. 84 (©. 364) 
tritt das umgekehrte Verhältniß ein; nach der altenburg. $. 100 
(S. 391) fol man zuerft Gemeindebürger fein, vgl. jedoch $. 109 
(S. 398), nad der oldenburg. $. 13 (©. 402) wird man erft 
Staatsbürger; vgl. 8.74 (S. 417). Die ſchw. rudolftädt. 8.7. 
(S. 439) verlangt beides zugleih. Ausländer find übrigens nach 
unferen G. Ord. härteren Bedingungen hinſichtlich der Größe des 
Vermögens, welches fie nachweifen, oder des Eintrittögeldes, wel: 
ches fie entrichten müffen, unterworfen, ald Inlaͤnder. Inſofern 





‚Einlertumg. Lin 


num das Gemeindebürgerrecht in vielen Fällen mit der Erwerbung 
von Grundeigentum in Verbindung ſteht, ergibt fich, Daß es 
wenigftend noch nicht zu einer Fortbildung des in der teutfchen 
Bundesacte Art. 18. den Unterthanen der teutfchen Bundesftaaten 
zugeficherten Rechtes gefommen ift, „Srundeigentbum außerhalb 
des Staates, den fie bewohnen, zu erwerben und zu befißen, 
ohne deßhalb in dem fremden Staate mehreren Abgaben und 
Laſten unterworfen zu fein, als deffen eigene Unterthanen.“ Charaf: 
teriſtiſch für die teutfchen politifchen Zuftände ift e8 aber, daß nad) 
dem bayer. B. ©. $.7 (S. 192) hinfichtlich der Aufnahmegebüh: 
ven „Angehörige folcher Staaten, mit weldhen der Zollverein 
befteht, den Inlaͤndern aus anderen Gemeinden gleichgeachtet wer: 
den,” während Ausländer, mögen fie den teutfchen Bundesftaaten 
angehören oder nicht, höhere Aufnahmegebühren zu entrichten haben. 

Eine zweite Vorbemerkung ift diefe. Man behauptet gewöhn: 
Kh, daß Niemand zugleich Mitglied. zweier Gorporationen fein 
koͤnne, und beruft ſich deshalb befonderd auf L. 1. $. 2. P. de 
eolleg. (47. 22.) Diefe Stelle hat aber ganz entfchieden gar Feine 
wahren Gorporationen am wenigften unfere Gemeinden vor Augen; 
fie beftimmt nur, daß man nicht zugleich Mitglied zweier erlaubter 
Vereine (collegia), die etwa unferen verfchiedenartigen Gaffen zu 
vergleichen find, fein dürfe. Daß in jener Stelle nicht von Cor— 
porationen die Rede ift, ergibt ſich auch daraus, daß der, welcher 
aus dem zweiten Vereine austreten muß, das, was er nach Aus: 
weis der Rechnungen zu fordern hat, wieder zurüderhalten fol; 
es ift alfo von feinem Gorporationsvermögen die Rede. Zuweilen 
beruft man ſich auch noch, um jenen Saß zu begründen, auf das 
tanonifche Recht; dieſes gebietet aber nur, daß Niemand zugleich 
zwei Kirchen oder Dignitäten haben folle, und Died zwar um ber 
Habfuht vorzubeugen, und die gewiffenhafte Erfüllung der geift: 
lichen Pflichten zu erleichtern. 

Daß Semand Mitglied zweier Corporationen iſt, iſt thatſaͤch— 
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lich von jeher in Zeutfchland vorgelommen, und in vielen Fällen 
war und ift es fogar ftaatörechtliche Nothwendigkeit 3. B. bei Hand: 
werfern oder Kaufleuten die Bürger und Mitglieder einer Zunft 
fein müffen. Nichts deſtoweniger koͤnnen abminiftrative Gründe 
vorliegen, die den Gefeßgeber veranlaffen zu beflimmen, daß auch 
bei und Niemand Mitglied zweier Gemeinden zugleich fe. Das 
wiürttemb. B. ©. $.8 u. 9 (S. 179) läßt e3 zu, daß Jemand 
in zwei Gemeinden dad Bürgerrecht zugleich haben könne, es wer: 
ben jedoch gewiffe Beſchraͤnkungen hinzugefügt; vgl. bie k. hef: 
fifh. 8.19 (S. 257). Dad baden. B. G. $.3 (©. 236) ſetzt 
jedoch feft, dad man nur in einer Gemeinde das Bürgerrecht haben 
fönne. Daffelbe beſtimmt auch die oldenburg. $.15 (S. 403). 


In Bezug auf die Frage, wer Mitglied einer Gemeinde 
fei, und wie die Mitgliedfchaft oder das Gemeindereht erlangt 
werde, haben die neuen G. Ord. viel an den früheren Rechtöver: 
hältniffen, wenigſtens binfichtlih der Landgemeinden, geändert. 
In Folge der gefchichtlichen Ausbildung und des Zweckes derfelben 
waren namlich die Grundſtuͤcksbeſitzer, und urfprünglich nur bie, 
welche fich in der Gemeindeflur gemeinfam angefiedelt hatten, die 
eigentlichen Vollbauern, Mitglieder der Gemeinde und nur fie bes 
nußten die gemeinen Güter. Das Gemeindereht wurde zu: 
gleich mit dem Erwerb des Grundftüdd erlangt, indem es an 
demfelben haftete oder Flebte. Es bedurfte alfo weder einer befons 
deren Aufnahme, noch waren auch Andere ald Grundftüdöbefiger 
Gemeindeglieber. 

Diefer alte Zuftand befteht zunächft noch fort nach der k. fäch: 
fifch. 8.24 u. 2 (©. 109), indem nach diefer Grundftüdsbefiger 
Gemeindeglieder find, und mit dem Grundflüd ohne Weitered das 
Gemeinderecht erworben wird; doch Fünnen auch Andere durch Auf: 
nahme Mitglieder werben; vgl. die meining. $.2 (©. 384), 8.18 
(S. 387). Der Uebergang von den Grundfägen bes früheren Rech— 
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tes zu den Ideen der Neuzeit gibt fich recht deutlich in der ſchw. 
subolfiädt. fund. Nach diefer, 8.2 (©. 436), find mit den 
Smmobilien, aber nicht mit allen in der Gemeindeflur, die Gemeinde: 
rechte verbunden, fo daß der, welcher ein fo berechtigte Grundftüd 
erwirbt, Gemeindemitglied iſt und, wenn er volljährig fowie der 
Rechte eines Staatsunterthanen. theilhaftig ift, Sik und Stimme 
in der Gemeindeverfammlung hatz dieſes Kechtes kann er aber ver: 
Juftig werden, fo daß er die übrigen, namentlich das auf Unter: 
flügung im Falle des Verarmens und das auf die Gemeindenußungen 
und Vererbung der Gemeinderechte, behält, 8.8 (S. 439). 
Diefed Bererben wird aber mit dem Erwerben der Gemeinderechte e 
durh Geburt, was eben die Idee ber Neuzeit ift, ebenfo ver: 
mifcht, wie ed etwa dann ber Fall ift, wenn man von einem Erb: 
adel fpricht. Aber auch die Idee des Vererbens der Gemeinderechte 
ift nicht Die alte. Zwar erhielt der, welcher das Grundftüd, dem 
dad Gemeinderecht wie ein anderes Recht oder eine Laſt anflebte, 
erbte, zugleich mit diefem auch daS Gemeindereht, e3 war aber 
nicht Gegenjtand einer befonderen Erbfolge Nah dem alten 
Rechte hatten die Erben eined Gemeindegliedes als folche fein 
Recht auf die Gemeinderechte, infofern fie nicht das berechtigte 
Srundftücd ererbten. Erwarben fie auf andere Weife in der Gemeinde 
ein ſolches berechtigtes, fo erhielten fie des Grundftüds wegen, 
nicht aber wegen ihrer Geburt oder wegen eines. Erbrechted das 
Gemeindereht. Nach der ſchw. rudolftädt. 8.7 (S. 438) 
verdanken fie dieſes aber der Geburt, das heißt, wie dad Gefek 
fagt, die Erben haben, wenn fie ein berechtigtes Grundftüd erwer: 
ben, die Befugniß, auch als Mitglieder angenommen zu werden. 
Dadurch wird aber der Sag, daß die Gemeinderechte dem Grund: 
flüd ankleben, unficher gemacht, und es blidt auch ſchon die Idee 
einer befonderen- Aufnahme oder eines Antretens der Gemeinderechte 
durch. Es follte alfo in der gedachten Stelle. nicht von einer Ber: 
erbung der Gemeinderechte, ſondern davon die Rede ſein, daß kein 
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Verluſt der angebornen Gemeinderechte eintrete. Ebenſo eigen⸗ 
thuͤmlich iſt es auch, daß 8.5 (S. 437) unter den Rechten eines 
Mitgliedes das ausdruͤcklich mit aufgezählt wird, „ſaͤmmtliche aus 
der Mitgliedfchaft der Gemeinde fließende Rechte und Vortheile der: 
einft eintretenden Falles [befonders in dem der Gutsabtretung) für 
“ feine Erben — zu fordern.” Sind diefe Rechte, vgl. $. 2, mit den 
Immobilien verbunden, fo bedarf e3 diefed Fordernd gar nicht, und 
ebenjo deshalb nicht, weil fie nach $. 7 durch die Geburt fchon er: 
worben find. Es fcheint und, ald wenn man bei bdiefer Stelle an 
„ ein wirkliches Vererben der Gemeinderechte gedacht und in Folge 
deffen angenommen habe, daß, da der Erblaffer noch lebt, der 
Erbe jene Rechte noch nicht geltend machen könne, dies aljo der 
zeitherige Inhaber berfelben für ihn thun muͤſſe. Iſt nach diefer 
G. DOrd. die alte Anficht, nach der die Gemeinderechte mit dem 
Grundftüd verbunden waren, gelodert, fo hält diefelbe doch wie: 
der an ihr infofern fireng feft, ald der, welcher Fein angeborned 
Recht hat, fondern durch obrigkeitliche Aufnahme Mitglied wird, 
nah $.7 (©. 439) nur dann wirfliched Gemeindemitglied wird, 
wenn er „ein folches Eigentum acquirirt, mit welchem das Ge: 
meinderecht verbunden iſt,“ denn außerdem wird er nur als Schuß- 
verwandter aufgenommen. 

Es fchien nicht ohne Intereffe, auf diefen Kampf, auf dieſes 
in einander Fließen alter und neuer Rechtdanfhauungen hinzumei: 
fen, was zu verfchiedenen Betrahtungen Anlaß geben kann. Bor 
Allem fieht man daraus, wie fehwer ed oft wird, Neues an das 
Alte anzufnüpfen, wie groß die Macht der Gewohnheit ift, wie 
fchwer es alfo halt, fih von dem Alten ganz los zu machen unb 
an beffen Stelle dem Verſtaͤndniß des Neuen richtigen Eingang 
zu verfchaffen. 

Nach der Idee der Neuzeit ift nun befanntlich die enge Ber: 
bindung des Gemeinderechted mit einem Grundftüd aufgelöft, in- 
dem man jenes möglichft zu erweitern fuchte, fo Daß der Erwerb eines 
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Grundſtuͤcks uͤberhaupt oder der eines fruͤher berechtigten meiſt nur 
die Verpflichtung auferlegt, das Gemeinderecht zu erwerben. Zweck⸗ 
mäßig iſt aber dann bie z. B. in der weimar. 8. 11 (©. 341) 
enthaltene Beftimmung, daß Gläubiger, welchen Wohngebäude zu 
ihrer Befriedigung zugefchlagen werben, infofern fie folche innerhalb 
zwei Sahren wieder veräußern, das Nachbarrecht (Gemeinderecht) 
nicht zu erwerben brauchen. 

Uebrigens liegt bei diefen Umgeftaltungen das Wefentliche nicht 
darin, das die Erwerber und Beſitzer von Grundftüden noch der 
Hormalität der befonderen Erwerbung des Gemeinderechted unters 
liegen, vielmehr darin, daß außer ihnen auch Andere zur Erwer: 
bung jened Rechtes gleich befähigt find, wodurd die Landgemeinden 
ihren urſpruͤnglichen Charakter als Genoffenfchaften Landwirth— 
ſchaft Betreibender verlieren. 


Nechte und Berbindlichfeiten der Gemeindemitglieder, 


Wegen ded Weiteren über Erwerbung der Gemeinderechte, über 
die Stellung derer in der Gemeinde, die nicht wirkliche Mitglieder 
find, ſowie über die Rechte, die von der Mitgliebfchaft ab: 
haͤngig gemacht find, verweilen wir auf die einzelnen Gemeindeorb: 
nungen und bemerken nur noch, daß jene fehr verfchiedenartig 
find, fo daß fich deshalb nicht leicht etwas Gemeinrechtliched auf: 
ftellen läßt. Nur muß man ftetö die Rechte und Verbindlichkeiten 
ber Gemeindeglieder, die im Intereſſe der Gemeinde vorhanden find, 
forgfältig von den unterfcheiden, die die Einzelnen durch die Ge: 
meindemitgliedfchaft in ihrem Privatintereffe erlangen, 3. B. das 
Recht ein Gewerbe treiben zu dürfen. Das auf Unterfiügung im Falle 
bes Verarmens gehört aber weniger hierher, weil es meift ein Aus: 
fluß des Heimathsrechtes ift. 

Zu jenen Rechten find zunächft die Wahlrechte zu zählen, 
ferner dad Recht der Befchlußnahme in ber Gemeindeverfamm: 
lung, foweit es in Folge der neuen ©. Ord. noch vorfommt. Ob 
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die Mitglieder, und welche, ſich namentlich bei Gemeindeverſamm⸗ 
lungen vertreten laſſen dürfen, beſtimmen die G. Ord. abweichend; 
vgl. z. B. die weſtphaͤl. 8.42 (S. 19), die bayer. $.14 (S. 72), 
bie baden. $. 36 (S. 209), die weimar. $. 51 (S. 351), die 
oldenburg. $. 24 (S. 405). 

Bis zu welchem Lebensalter ein Mitglied zur Uebernahme von 
Gemeindeämtern verpflichtet ift, feßen die ©. Ord. auch nicht über: 
einflimmend feſt; man findet, daß das 6Oſte oder Höfte Lebensjahr 
befreit; nur nach der k. heſſiſch. $. 38 (S. 263) ift man bis zum 
70ften Sahre in der gedachten Hinficht verpflichtet. Hierher gehö- 
ren auch die Rechte der Mitglieder in Betreff der Ablegung der G e- 
meinderehnungen. Lebtere werben entweder eine gewiffe Zeit 
in der Gemeinde offen ausgelegt oder der verfammelten Gemeinde 
vorgelefen, fo daß den Mitgliedern dad Recht zugeftanden werden 
muß, ihre Bemerkungen in Betreff der Rechnungen zu machen, 
wie died auch mehrere G. Ord. ausfprechen. Zunaͤchſt wird aber 
durch jenes Auslegen oder Borlefen das erlangt, daß fich jedes 
Mitglied Kenntnig von dem Gemeinbehaushalt verfchaffen kann, 
worauf ihm ein Recht zuftebt. Die ©. Ord., welche hierüber Be: 
flimmungen enthalten find folgende. Die rhein. $. 91 (©. 61), 
die bayer. $. 82 (©. 86), 8. 105 (©. 92), die k. ſaͤchſiſch. 8. 61 
(S. 1%0), die württemb. $.36 (©. 139), die baden. $. 133 
(5.228), die k. heſſiſch. $. 90 u. 91 (5. 286), die grh. heffifch. 
$. 67 u. 70 (©. 307), die nafjau. $.17 (S. 335), die weimar. 
$. 47 (©. 350), die gotha. 8.59 (©. 377) u. $. 86 (©. 381), 
die meiningen. $. 145.387) u.$.22(©. 389), die oldenburg. 
$. 112 (S. 425), die ſchw. rudolftädt. $. 12 (S. 444). 


Die reinen Verbindlichkeiten ber Mitglieder der Ge: 
ameinde ‚gegenüber beftehen namentlich in der Zeiftung der Gemeinde: 
dienſte (Frohnen) und der Entrichtung der Gemeindebeiträge (Um: 
lagen). In welden Fällen bdiejelben die Gemeinde ald Berechtigte 
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von ben Mitgliedern zu fordern hat, darüber entfcheiden die einzels 
nen G. Ord. Wir bemerken nur Einiges über einzelne hier in 
Frage fommende Punkte. 

Diefe BVBerbindlichkeiten beginnen befanntlid mit ber Zeit 
be3 rechtlihen intritted in die Gemeinde ober mit dem Antritt 
des Gemeinderechted, wie dies auch 3.3. die bayer. 8.19 (©. 73) 
und bad baden. B. ©. 8.45 (©. 242) ausſprechen. Dies ift 
aber doch nicht beftimmt genug, und ed kann Zweifel entftehen, ob 
ein neu Eingefretener zu einer gewifjen 2eiftung ſchon verpflichtet 
fei oder noch nicht. ES verdient deshalb die in der weftphäl. 
8. 31 (S. 16) und der rhein. 8.27 (S. 44) enthaltene nähere 
Entfcheidung gewiß alle Beachtung. Die Verpflichtung fol hier: 
nach ohne befondere Erklärung mit dem erften Berfalltage 
feit dem Eintritt in die Gemeinde beginnen. Es kann nämlich 
darüber Streit entitehen, ob ein neues Mitglied, welches 5.3. nur 
die Hälfte der Zeit, die zwifchen dem letzten Verfalltage vor feinem 
Eintritt und dem nächften nah bemfelben, Mitglied ift, die 
mit diefem erſten Berfalltage gefällige Leiftung nur zur Hälfte oder 
noch gar nicht oder ganz zu entrichten hat. Das Geſetz enticheidet 
fih nun für das Letztere, und dies halten wir auch nach unferen 
Grundfägen über die Wirkung des Verfalltaged als dad Richtige, 
Folgereht muß man aber auch annehmen, daß dann baffelbe hin: 
fihtlich der von der Gemeinde zu beziehenden Nußungen gilt. Ge: 
ben die Mitglieder ihr Verhältnig zur Gemeinde auf, — was aber 
doch erft dann anzunehmen ift, wenn fie unter Beobachtung der 
gefeglihen Formen rechtlich aus dem Verhältniß zur Gemeinde auds 
getreten find, und nicht ſchon, wenn fie deshalb erft ihr Gefuch 
angebracht haben — fo dauert, nad) jenen G. Ord., ihre Verpflich- 
tung noch für den letzten vorher eintretenden Werfalltag fort und 
hört mit demfelben auf. 

Wie früher dad Gemeinderecht mit bem Grundflüd verbunden 
und infoweit real war, weshalb es fich aber durchaus nicht als 
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ein römifched bingliched Recht auffaffen läßt, fo waren es gleich- 
fall$ auch die Gemeinbeleiftungen, bie in Folge jener Gemeinde: 
rechte beflanden; vgl. Dunder die Reallaften ©. 180 ff Die 
Veränderungen, die nun in Folge des neuen Syſtems unferer 
G. Ord. nothwendig in diefer Hinficht eingetreten find, ſcheint man 
zeither aber nicht gehörig gewürdigt und beachtet zu haben. 


Mo nämlih dad Gemeinderecht nicht mehr in Folge ded Er: 
werbes eines berechtigten Grundflüds erlangt wird, da fünnen auch 
die mit jenem im innigften Zufammenhange ftehenden Laften nicht 
mehr als auf dem Grundftüd ruhend oder als Reallaften augefeben 
werben; fie find perfönlihe Verpflichtungen der Gemeindeglieder, 
infofern nicht gewiſſe Beiträge ausdrüdliih wie die Grundfteuern 
anf die Immobilien gelegt wurden. Wo daher die Gemeinderechte 
nicht mehr real find, find es auch die Keiftungen, namentlich die 
Dienfte, an fich nicht mehr. Das ganze Gemeindemitgliedfchafts- 
verhältniß beruht auf einer anderen Grundlage; es wird durch Ge: 
burt oder Aufnahme erworben, und nicht durch den Ermwerb eines 
Grundſtuͤcks. Iſt das Gemeindereht als eine Berechtigung des 
Grundfiüd3 von diefem hinweggenommen worden, fo ift dann aber 
auch damit jede befondere Ausflattung oder Bevorzugung dieſes 
Gemeinderechtes aufgehoben ; ald ſolche erfcheinen etwaige Realbe: 
freiungen von gewiffen Gemeindeleiftungen. Das Gefeß kann fie 
allerdings durch ausdruͤckliche Anerkennung fortbeftehen laffen oder 
gegen Entihädigung aufheben; wo dies aber nicht geſchieht, müffen 
fie mit dem gänzlich veränderten Grunde des Gemeindemitglied- 
fchaftöverhältniffes fallen; vgl. die naffau. $. 3 (©. 324). 


Nah der weftphäl. $. 35 (S.17) find die zu einem öffent: 
lichen Dienfte ‘oder Gebrauche beftimmten ungebauten Grundflüde 
fowie Gebäude gleicher Zwecksbeſtimmung von Gemeindeauflagen 
befreit. Dingliche Befreiungen außer den gedachten werden aber 
nad $. 37 (©. 18) fo lange anerkannt, bis fie von der Gemeinde 
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abgelöft find. Neue dingliche Befreiungen können von berfelben 
nicht erfheilt werden. Das letztere gilt nah $. 38 auch von 
perfönlichen dauernden Befreiungen; vgl. die rbein. $. 31 u. 32 
(S. 44 ff.). Auch die k. ſaͤchſiſch. 8 72 (S. 123) gefteht 
gewiffen Srundftüden und Gebäuden eine Befreiung von Gemeinde: 
leiftungen zu. Doch fol außerdem nach 8. 69 (S. 122) fünftig 
feine bleibende Befreiung mehr, welcher Art fie auch fei, erworben 
werden. Die bisherigen perfönlichen hebt, ohne Unterfchieb des 
Art ihrer Entftehung, ber $. 70 (©. 123) auf, die dinglichen, mit 
Ausnahme der 8. 72 anerkannten, erlöfchen dagegen ($. 74) nur dann, 
wenn fie in der feftgefesten Frift bei der Obrigkeit unter den nöthis 
gen Nahweifungen nicht angemeldet wurden. Sind fie begründet, 
fo kann fie die Gemeinde doch auch ablöfen. Schwer möchte es 
übrigens fein, dafür einen rechtlichen Grund anzugeben, daß bie 
perfönliche Befreiung, die felbft onereso titulo 5. B. durch Zahlung 
einer Geldfumme an die Gemeindecaffe beim Eintritt in die Ge: 
meinde erworben ift, ohne Weiteres vom Gefeß aufgehoben wird, 
während die ſ. g. dingliche Befreiung fortbefteht und nur gegen 
angemeffene Entihädigung in Wegfall fommen ann. Diefe f. g. 
Dinglihen Befreiungen werden noch dazu gewöhnlich durch f. g. 
Berjährung entftanden fein, die hier eigentlich nichts, als ein Miß— 
brauch, eine Anmaßung ift. Freilich meinen viele Suriften, baffelbe 
Recht fei ganz anderer Natur, wenn ed einem Grundſtuͤck anklebt, 
ald wenn dies nicht der Fall ift: gerade als ob der Rod, wenn ich 
ihn angezogen habe, ein ganz anderes Ding wäre, ald wenn ich 
ihn an den Nagel hänge. — Die hannoͤver. $.49 (S. 125) 
fliegt fih im Allgemeinen den Srundfägen der k. ſaͤch ſiſch. an, 
fie enthält aber infofern gerechtere Beflimmungen, als fie für dem 
Nachweis der Realeremtion keine beftimmte Friſt feftfeßt, nach deren 
Ablauf jener Nachweis nicht mehr zuläffig, ja felbft die begrün- 
dete Befreiung verloren iſt; fodann hebt fie auch die wohlerwor- 
benen perfönlihen Befreiungen nicht auf. Endlich beftimmt die 
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weimar. $. 38 (©. 347), daß, wo gemwiffe Gemeindebeamte zeit: 
ber gewiſſe Befreiungen genoffen haben, dieſe Freiheit nur fo lange 
fortdauert, ald die jet Angeftellten ihre Aemter behalten, infofern 
fie die Gemeinde den Nachfolgern nicht auch zugeftehen will. 

Sn Betreff der Beitreibungsart ber Gemeindeabgaben 
u. f. w. enthalten unfere G. Ord. Folgended. Die rhein. $. 25 
(S. 43) fagt: Alle Gemeindeabgaben, auch die Eintrittögelder, die 
Gemeindetaren und Ginfaufögelder find, beim Mangel freiwilliger 
Leiftung, im Steuererecutiondwege beizutreiben; vgl. Die 
k. heſſiſch. F. SS u. 89 (©. 285 u. 286), die naffau. 8.6 
(S. 327) , die franffurt. $. 67 (©. 547). Die weimar. 8. 74 
(5. 640) befiimmt, daß der Rechnungsfuͤhrer, nad gefchehener 
Erinnerung, das Neftenverzeichniß der Gerichtöobrigfeit behuf3 der 
eigentlihen Hilfsvolftredung zu übergeben hat, vgl. die olden- 
burg. $. 106 (©. 424). 


Es konnte hier wohl Niemand ein vollſtaͤndiges Gemein: 
dberecht erwarten; und fo möge man denn die vorftehenden An: 
deufungen und Hinweifungen befonders mit Bezugnahme auf unfere 
G. Ord. als einen Eleinen Beitrag zu jenem nachſichtig aufnehmen. 

Mas aber die vorliegende Sammlung der G. Ord. felbft be: 
trifft, fo bemerken wir nur Folgendes noch über fi. Wir brauch: 
ten für andere Zwede die fämmtlichen neueren G. Ord. Die Her: 
beifchaffung derfelben war aber felbft in Leipzig ald dem Mittelpunkt 
bes teutfchen Buchhandel zum Theil mit vielen Schwierigkeiten 
und Zeitverluften verbunden, den jeder Andere, der dieſe Geſetze 
zufammen zu haben wünfcht, wenigftens ebenfo ausgefebt if. Da 
wir letztere nun aber einmal erlangt hatten, gingen wir gern auf 
dad freundliche Entgegenfommen der geachteten Berlagshandlung 
biefer Sammlung ein, diefelbe zu veröffentlichen. Wir beanfpruchen 
dabei natürlich für uns gar Fein Verdienft, glauben aber doch, daß 
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dieſe Sammlung Vielen willkommen ſein wird, ohne fuͤr noͤthig 
zu erachten, dies hier weiter auseinander ſetzen zu muͤſſen. 

Wenn nun ſich hier die ſaͤmmtlichen neueren teutſchen Ge— 
meindeordnungen, mögen fie für Stadt: und Landge— 
meinden zugleich erlaffen fein oder nur für die leßteren allein, 
vollftändig abgedrudt vorfinden, daneben auch für die Länder, in 
denen die wichtigeren Beflimmungen über Gemeinden, in ben 
Staatögrundgefegen enthalten find, die hierher gehörigen 
Zitel der legteren, und fodann noch die Gemeindebürgerge: 
feße, foweit folhe in anderen Ländern ald ergänzende Theile der 
Gemeindeordnungen felbit vorfommen, fo meinen wir dad Wich: 
tigfte und Nothwendigfte diefed Zweiges der neueren teutjchen 
Gefeggebung hier zufammengeftellt zu haben. 

Nur die Reuß:Lobenftein: Ebersdorfer Landgemeinde: 
ordnung vom 1. San. 1847 fonnten wir troß unferer Bemühungen, 
da Feine gedrudten Eremplare mehr vorhanden waren, nicht recht: 
zeitig erhalten. Da ed aber im Eingange bderfelben Heißt, fie fei 
nach dem Mufter benachbarter dem hiefigen Lande verwandter Ge: 
feßgebungen entworfen, und fie in der That zunächft wörtlich mit 
der k. fächfifhen Landgemeindeordnung gleichlautend ift, auch 
fonft nicht irgend etwas Driginelled enthält, fo hoffen wir, daß 
man e3 ald feinen wefentlihen Mangel diefer Sammlung empfin: 
den wird, wenn die Reuß:Lobenftein-Ebersdorfer Landge- 
meinbeorbnung, alfo die für einen Zweig der jüngeren Linie des 
fürftlih Reuß’fhen Haufes, hier fehlt. 

Die befonderen teutfhen Städteordnungen finden 
fich allerdings hier nicht ; zur Rechtfertigung bemerfen wir nur, daß die 
wichtigfte, die preußische, ohnehin ſchon verbreitet genug ift. So: 
dann gibt es mehrere Länder, die zwar feine allgemeine Städteord- 
nung, wohl aber für die einzelnen Städte befondere Städteordnungen 
haben: follten leßtere nun aufgenommen werden oder nicht? Wollte 
man aber alle Städteordnungen zufammen faflen, fo würde dies 
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einen felbftftändigen Band geben. Stellte fich alfo ein Beduͤrfniß 
nach einer folhen Sammlung heraus, fo wird fich leicht Semand 
finden, e8 zu befriedigen. | 

Wir zweifeln auch nicht, daß Mancher noch diefe und jene 
mit dem Gemeindewefen zufammenhängenden Gefeße aufgenommen 
gewünfcht hätte, 3.8. Gemeinheitstheilungs-Heimathsgeſetze; und 
Andere werden vielleicht alle die weiteren auf die G. Ord. fich be: 
ziehenden Erlaffe, fowie die Mittheilung aller der Gefeße vermiffen, 
auf die die Gemeindeordnungen verweilen. Abgefehen von der 
Schwierigkeit, alles dieſes Material nur zu erlangen, war foldy’ 
einem Anfinnen fchon deshalb nicht nachzukommen, weil dann da3 
Ganze mehrere Bände umfaßt, und nad einigen Jahren doch 
fchon wieder Ergänzungen nöthig gemacht hätte. 

Sowie wir alfo Sammlungen von ben Staatögrundgefeßen 
haben, bie nicht zugleich alle auf Verfaſſung und Verwaltung be: 
zügliche Gefeße enthalten, fo bitten wir, ſich auch mit der vorliegen: 
den Sammlung der Gemeindeordbnungen zu begnügen. 

Außer einigen Buchflabenfehlern find noch folgende Berich- 
tigungen zu bemerken. ©. 78 3.3 von ob. lies Gemeindeverwal- 
tung ftatt "Gemeindeverfammlung. — ©. 148 3. 11 von ob. 
I. Srundftod ft. Srundftüd. — ©. 253 3. 12 v. unt. 1.3.6. — 
©. 301 3.18 v. ob. I. gemacht fi. machen. — ©.461 3.7 v. 
ob. l. aber fi. oder. — ©. 511 3.8 v. unt. I. Anwendung 
fl. Anordnung. 
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Gemeindegeſetz, durch kaiferl Entfchliefung vom 14. Auguft 

1819, promnlgirt den 26. October 1819. Die Regulirung 

der Gemeinden und ihrer Vorftände in Tyrol und Vorarlberg 
betreffend. 


Seine e. k. Majeſtaͤt haben mit allerhöchfter Entfchließung vom 
14. Auguft d. J., und hoher Eröffnung der hochlöblichen vereinigten 
Hofcanzlei vom 25. darauf, Zahl 26522— 2282, den Anträgen zur 
Regulirung des Gemeindewefens in Tyrol und Vorarlberg, unter 
folgenden Beflimmungen, die allerhöchfte Genehmigung zu erthei: 
len gerubet. 


2. Bon der fünftigen Gemeinderegulirung überbanpt. 


$. 1. As Mitglieder einer Gemeinde, welche auch zu den Ge: 
meindelaften beizutragen haben, werden alle diejenigen erklärt, welche 
in dem Umfange der Gemeinde befteuerte Gründe, oder Häufer, oder 
Grundzinfe u. dergl. eigenthümlich, oder pachtweife befigen, und bie: 
jenigen, welde in der Gemeinde ein Gewerbe, oder einen Erwerb 
ausüben. Der Umftand, ob die Gemeindeglieder in der Gemeinde 
wohnen, oder nicht, begründet Eeinen Unterfchied, und die bloße Ein- 
wohnung bringe die Eigenfchaft eines Gemeindegliedes nicht hervor. 

$. 2. In Beziehung der bei einigen Gemeinden Tyrols und 
Vorarlbergd aus alter Uebung beftehenden wahlmäßigen Aufnahme, 
und der Einkaufung der Gemeindeglieder, wird nachträglich entfchie: 
den werden, ob es bei diefer Uebung, wenn fie auf guten Gründen 
beruht, da, wo fie befteht, ferner werde belaffen, oder ob fie zum 
Vortheile der Gemeindecaffen allgemein werde gejtattet werden. 

$. 3. Die Eintheilung der Gemeinden ift genau wieder fo her: 
zuftellen, wie fie ehemals unter der k. k. öfterreichifhen Negierung 
bis zum Jahr 1805 beftanden hat, da diefe Eintheilung mit dem 
verjahrten Eigenthume der Gemeindeglieder über die gemeinfchaftlichen 
Güter und Realitäten vollkommen übereinftimmt, durch die Steuer: 
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kataſter weſentlich befeſtigt und durch das alte Herkommen gehei— 
ligt wird. 

$. 4. Die Verfuͤgung der italieniſchen und illyriſchen Regie— 
rung, wonach die vormaligen Gemeinden theils jerriffen, theils in 
Communen jufammengezogen, und die Güter der einzelnen Gemeinden 
oder Gemeindetheile zur gemeinſchaftlichen Communal : Vermögens: 
maffe vereinigt worden find, muß daher aufgehoben und durch die 
Miederherftellung der vormaligen Gemeindeeintheilung erfegt wer: 
den. Bloß in Anfehung der Steuereinhebung hat die gegenwärtige 
Gemeindeeintheilung, foferne felhe von der Fünftigen verfchieden 
ift, und wo Gontracte mit cautionirten Steuereinbebern beftehen, fo 
lange fortzudauern, bis die Dauer diefer Gontracte abgelaufen iſt, 
wonach die Gontracte über die Steuereinhebung gemäß der durch 
gegenwärtige Vorfchrift feftgefesten '"Gemeindeeintheilung, wie in dem 
folgenden $. ad d. bemerkt ift, zu errichten wären. 


II. Bon der Negulirung der Landgemeinden, 


$. 9. Jede Gemeinde bat aus ihrer Mitte: a) einen Gemeinde: 
vorfteher, b) zwei Gemeindeausſchuͤſſe, e) einen Gemeindecafiier, wie 
es durch die mitteljt Gubernialcireulure vom 3. April 1816, Zahl 
7624, neuerlich bekannt gegebene Gubernialvorfchrift vom 31. Detbr. 
1785 befohlen ift, und endlich d) einen eigenen Steuertreiber zu 
wählen, oder einen cautionirten Steuereinheber aufjuftellen, oder 
wenn ſchon einer contractmaßig befteht, denfelden durch die Dauer 
des Contracts fortbeftehen zu laſſen. 

$. 6. Die Wahl diefer Individuen foll von dem Randesfürft: 
lihen, oder Patrimonialgerichte, dem die Gemeinde unterfteht, 
jedesmal beftätigt werden; daher es diefen Gerichten auch freifteht, 
die ihrem Ermeffen nach verwerflihen Individuen, foferne nicht 
fhon befondere Vorfchriften darüber beftehen oder nachfolgen, gegen 
Vorbehalt des Recurfes, ganz auszuſchließen. 

$. 7. Die Vereinigung mehrerer diefer Aemter in einer Perfon 
darf, der Natur der Sache nach, nicht geftattet werden. 

$. 8. Der Gemeindevorfteher bat die Drdnung und die Polizei 
bandzuhaben, die Ausfhüffe haben ihm dabei an die Hand zu geben, 
und ihn zu vertreten, wenn er abwejend oder Frank ift. 

$. 9. Der Gemeindecaffier, der das Gemeindevermögen, fei es 
nun groß oder Klein, verwaltet, wird durch den Vorfteher und durch 
die Ausfchüffe bei feinem Amte controlict. 
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$. 10. Der auf eben biefe Weife zu controlivende Steuertreiber 
hat in der Gemeinde nur die Steuern einzutreiben, welche mit den 
Gemeindegeldern vorfhriftmäßig nicht vermenge werden dürfen. 

$. 11. Ein jedes tauglihe Gemeindeglied ift verbunden, ein 
jedes Ddiefer Aemter wenigftens auf ein Jahr ohne Widerrede anzu: 
nehmen; es Eann aber aud ein Gemeindeglied ein folches Amt dur) 
mehrere Fahre verwalten, wenn es der Wunfch der Gemeinde ift und 
das betreffende Gericht hiezu die Beftätigung ertheilt. 

$. 12. Unter dem Befehle des Gemeindevorftehers foll ferner 
eine jede Gemeinde, nach Verhältniß ihrer Größe, einige Feldwächter 
aufitellen, und durch Geldbeitrige, oder Naturalien, oder durch 
Theile von Gemeindegrundjtüden, oder andere Emolumente, diefelben 
unterhalten. 

$. 13. Die Pflicht diefer Feldwächter befteht darin, die Gär: 
ten, Felder, Aecker, Wiefen, Baͤume und Rebenfruͤchte zu bewachen, 
und auch fonft zur Entdedung und Fefthaltung alles fihlechten, müßi: 
gen und verdächtigen Gefindeld und zur Handhabung der öffentlichen 
Sicherheit ſich gebrauchen zu laffen. 

$. 14. Die mit ganz eigenen Bermögenheiten und Laſten bes 
ftehenden einzelnen Gemeinden, und ihre Vorſteher, flehen, wie big: 
ber, unter der unmittelbaren Leitung der Landgerichte. 

$. 15. Für jene Gemeinden, die vom Gerichtsfige weit ent— 
fernt, oder durch lementarereigniffe oft längere Zeit hindurch da— 
von getrennt find, find Gerichtsanwaͤlte oder fogenannte Gerichtsver: 
pflichtete aufjuftellen, die zur Erleichterung in dem Gange ber 
Rechtspflege, befonders im adeligen Nichteramte für beftimmte Ge: 
ihäfte, von Seite des Gerichts delegirt werden. 

$. 16. Im Allgemeinen wird e3 dem Ermeſſen des Gerichts 
überlaffen, in derlei Gemeinden, wo e3 nad) dem Erfenntniffe der 
Landesbehörde nothwendig ift, fahige Gerichtsanwälte zu beftellen ; 
doch find hiezu vorzüglich die Gemeindevorfteher, wenn fie geeignet 
find, fürzumählen. 

$. 17. Den Wirkungskreis der Gerichtsanwälte beftimmt bie 
am Ende angebogene Inftruction, wonach ſich genau zu beneh: 
men iſt. 

$. 18. Durch die Aufftellung der bezeichneten Gemeindevor: 
fteher werden die Syndiler in den Communen des italienijchen Zyrols, 
insbefondere aber die Secretäre und andere Schreiber, fo wie über: 
haupt die Ganzleien der Communen, vollkommen uͤberfluͤſſig. — 
Diefe den Communen eben fo läftige als Eoftbare Einrichtung ift 
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daher aufzuheben und durch die bisher ausgefprochene Einrichtung 
zu erfegen. 


WII. Bon der Negulirung der Fleineren Stadtgemeinden, 


$. 19. Zu den Eleineren Stadtgemeinden werden in Tyrol bie 
Städte: Kufftein, Nattenberg, Kigbihel, Hal, Glurns, Vils, 
Sterzing, Briren, Brunel, Lienz, Meran, Kaufen, Riva, Ala 
und Arco; und in Vorarlberg die Städte: Bregenz, Feldkirch und 
Bludenz gezählt. 

$. 20. Zur ökonomifchen Verwaltung, und zur polizeilichen 
Rocalaufficht auf Zuht und Drdnung, wird in jeder der genannten 
Stadtgemeinden ein politifch=öfonomifher Magiftrat, der jedoch dem 
einfchlägigen Iandesfürftlihen oder Patrimoninigerichte untergeordnet 
ift, bejtehen und regulirt werden. 

$. 21. Ein folher Magiftrat hat in der Regel: a) aus einem 
Bürgermeifter aus der Gemeinde mit einer jährlichen Remuneration, 
b) aus vier Magiſtratsraͤthen aus der Gemeinde, die unentgeltlic) 
dienen, €) aus einem Verwalter des Gemeindevermögens, der eine 
angemefjene jährliche Befoldung erhält, d) aus einem Öteuertreiber 
oder cautionirten Steuereinheber, und — e) da, wo e8 die Bedeu- 
tenheit des ſtaͤdtiſchen Vermögens nothiwendig macht, aud) aus einem 
fähigen, vom betreffenden Kreisamte zu beftätigenden Stadt= oder 
Markefchreider, der eine jährliche angemeffene Beſoldung erhält, 
zu beftehen. " 

$. 22. Die Wahl diefer Individuen foll in der Art gefchehen, 
daß die Gemeinde zuerſt 12, oder, wenn fie über 1000 Seelen zählt, 
16 bis 20 Wahlmänner duch Stimmenmehrheit wählt, welche Wahl: 
männer dann den Bürgermeifter, die Magiftratsrathe, den Vermoͤ— 
gensverwalter oder Kämmerer, den Steuertreiber aus der Gemeinde, 
den Stadtfchreiber aber, wo defjen Spitemifirung nothwendig befun= 
den werden follte, aus den vorkommenden Bittiverbern wählen. Wo 
cautionirte Steuereinheber aufgeftellt werden, find mit denfelben eigene 
Gontracte zu errichten, worüber die näheren Vorſchriften nachfol— 
gen erden. 

$. 23. Das einfchlägige Iandesfürftliche oder Patrimonialges 
richt hat den Verhandlungen über diefe Wahlen vorzufigen, und kann 
ein oder das andere Individuum, fofern nicht befondere Vorfchriften 
darüber die Richtſchnur geben, nad eigenem Ermeffen, jedoc) gegen 
Dorbehalt des Necurfes, dabei ausſchließen. 
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$. 24. Den gewählten VBürgermeifter und Syndiker hat das 
Kreisamt, die Magifteatsräthe aber das Gericht zu beftätigen. 

$. 25. Der Vermögensverwalter oder Kämmerer, fo wie ber 
Steuertreiber, foll kein Magifteatsrath, fondern dem Magiftrate 
felbft untergeordnet fein. 

$. 26. In jenen Stadtgemeinden, wo das Vermögen bedeu— 
tender ift, und viele Bauführungen vorkommen, foll nebft dem Kaͤm— 
merer ein eigener remunerirter Stadtimumeifter, fo wie der Kämmerer, 
gewählt und angeftellt werden. 

$. 27. Das übrige Ganzleiperfonale, wo felbes unentbehrlic) 
fein follte, fo wie die Diener des Magiftrats, wählt der Magiftrat 
felbft dur Stimmenmehrheit. 

$. 28. Hierbei verfteht es von fich ſelbſt, daß die Gerichtsbar: 
keit über ſchwere Polizeiübertretungen in foldhen Stadtgemeinden 
nicht dem Magiſtrate, fondern dem einfchlägigen landesfürftlichen oder 
Datrimonialgerichte zufteht. 

$. 29. Da jedoch bet Regulirung dieſer politifch = ötonomifchen 
Magiftrate auf die verfchiedenen Verhältniffe des Ortes und des Ge: 
meindevermögens Nüdficht getragen werden muß, fo wird die endliche 
Regulirung der politifch=öfonomifhen Magiftrate für eine jede der 
oben bezeichneten Stadtgemeinden durch abgefonderte Decrete erledigt 
und angeorbnet werden. 


IV. Bon der Negulirung der größern Stadtgemeinden. 


$. 30. Sn Betreff der definitiven Negulivung der größeren 
Stadtgemeinden Innsbrud, Trient, Bogen und Roveredo, und ihrer 
politifh=öfonomifhen Magiftrate, denen nebft dem eigenen Decono- 
micum auc) die politifcy = obrigkeitliche Verwaltung in den ihnen mit: 
-telft des allerhoͤchſten Patents über die Gerichtsorganifirung vom 
14. März 1817 zugewiefenen Bezirken übertragen worden ift, ift die 
hoͤchſte Entſchließung abzuwarten. Sämmtliche €. €. Kreisämter ſo— 
wohl, als die denfelben untergeordneten landesfürftlichen und Patrimo: 
nialgerichte werden hiemit angewiefen, allfogleid zur Ausführung 
diefer allerhöchft genehmigten Beftimmungen hinfichtlich der Gemeinde: 
regulirung in Zyrol und Vorarlberg zu fehreiten, und zu forgen, daß 
diefe wichtige Angelegenheit mit der erforderlichen Drdnung ihrer 
Vollendung zugeführt werde. 

Gubernialcireulare vom 26. October 1819. 


6 Defterreich. 


2* 


Inſtruetion für Anwälte, oder Vorſteher jener Gemein: 
den in Tyrol und Vorarlberg, welche entweder wegen der 
zu weiten Entfernung vom Gerichtöjige, oder Wegen 
zeitlicher Unzugänglichfeit zu demjelben, ermächtiget find, 
einige Gefchäfte im Namen ihres refpectiven Gerichtes 
gemäß nachftehender Vorſchrift zu bejorgen. 


8. 1. Ueberhaupt hat es bei der früheren allerhöchften Verord— 
nung vom 12. März 1784 zu beftehen, daß den Gerichtsanmwälten 
fein Recht und Gewalt zufteht, über vorkommende Gefchäfte zu er: 
fennen und zu entfcheiden, fondern lediglih nur zum Behufe der 
den Ortsgerichten allein zukommenden Juſtizpflege nachſtehende Ver: 
richtungen vorzunehmen. 

$. 2. Die Anwälte haben von allen Sterbefüllen, welche ſich 
in den ihrer Aufficht zugewiefenen Gemeinden ergeben, fchleunige 
Kenntniß zu nehmen, und felbe dem Gerichte, weldhem der Ber: 
ftorbene unterftund, fchriftlic anzuzeigen. 

8. 3. Zugleich haben fie nach dem Todesfall eines jeden Ge: 
meindegliedes mit Ausnahme der Angehörigen, bei welchen ein ande: 
ter Gemeindegerichtsvorftand einzufchreiten hat, im Falle eines zu: 
ruͤckgelaſſenen Vermögens, noch am Tage des Todesfalls in der 
Wohnung des Verftorbenen die Sperre vorzunehmen: und dazu jedes: 
mal zwei rehtfhaffene Männer als Zeugen und die anwefenden 
Erbintereffenten beizuziehen. 

$. 4 Diefe Sperre ift im Falle, daß Eeine Minderjährige, 
Abweſende, oder fonftige Pflegbefohlene vorhanden find, oder wo ſich 
Jemand Vertrauter um die Verlaffenfhaft annehmen kann, endlich, 
wo wegen Unterfchlagung oder Berfchleppung des Vermögens Eeine 
Gefahr zu befürchten wäre, fo vorzunehmen, daß der Anwalt ledi: 
glich nur feines Worftehersinfiegel auf einen ſchickſamen Drt, wo 
der zuruͤckgelaſſene Erbe im Befige und Gebraude des Nachlaffes 
nicht gehindert wird, in Gegenwart befagter Zeugen aufdrüde. 

$. 5. Wo aber die dem obigen $. entgegengefegten Fälle ein: 
treffen, bat der Anwalt das etwa vorhandene Geld und allenfallige 
Pretiofen, wie auch andere Sachen von Werth, dann Auffchreib: 
bücher, welche auf die Seite gefhafft werden Eonnten, entweder mit 
fih in feine Wohnung zu nehmen, oder bei einem dritten rechtfchaffe: 
nen Manne gegen Erlagsfchein zu hinterlegen, die Mobilien aber, 
welche der Verzehrungs- oder Verſchleppungsgefahr ausgefest find, 
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und welche die Erben weder zum Unterhalte, noch in der Haushal: 
tung oder zur Förderung des Bauerngutes bedürfen, in der Wohnung 
des Erblaffers in einem oder mehreren Zimmern zufammenzulegen, 
und felbe mittelft Auforüdung feines Siegels, fo daß in felbes, ohne 
Gewalt anzuwenden, Niemand kommen Eann, zu verfperren, und 
davon dem Gerichte mittelft Beilegung eines ordentlichen Werzeich- 
niffes ſchleunige Anzeige zu erflatten. 

8. 6. Ueber jeden Sperranlegungsact hat der Anwalt ein 
förmlicyes Protokoll aufzunehmen, im Eingang deſſelben den Ort, 
den Zag und die Stunde, dann bie Gegenwart der anwefenden Zeu: 
gen aufzuführen, und den Tauf- und Zunamen des Erblaffers, deſſen 
etwa zurüdgelaffener Ehegenofjen, deffen hinterlaffener Kinder, mit 
Bemerkung ihres Alters und ihres ohne weitläufiges Nachforſchen er: 
beblichen Aufenthaltsortes , ferner, ob ein fegter Wille vorhanden fei, 
und den Namen- desjenigen, der ſich um die Verlaffenfchaft annimmt, 
und in deffen Händen felbe gelaffen werden mag, aufzufchreiben; fo: 
bin diefes Protokoll felbft zu unterfchreiben, und von den anwefenden 
Zeugen, dann den Erbintereffenten mitunterfchreiben, oder wenn 
fie des Schreibens nicht fühig wären, mit ihren Handzeichen befräf: 
tigen zu laffen. 

$. 7. Wenn eine fchriftliche Legtwillige Verfügung oder darauf 
Bezug habende fhriftlihe Auffäge, um welche ſich der Anwalt jeder: 
zeit forgfältig zu erkundigen hat, vorhanden find, oder wenn die bei 
einer mündlichen legtwilligen Verfügung gegenwärtigen Zeugen ben 
legten Willen zu Papier gebracht hätten, fo hat der Anwalt foldye 
Schriften dem Sperrprotoßoll beizulegen; fonft aber, wenn ber 
Erbtaffer feinen legten Willen mündlich erfläret hat, fo hat der An: 
walt im erwähnten Protokoll aufzuführen, daß der Verftorbene feinen 
Willen in Gegenwart der Zeugen N. N. muͤndlich erklärt habe. 

8. 8. Das folchergeftalt aufgenommene Sperrprotofoll hat 
der Anwalt dem gehörigen Gerichte zur Einſicht, Beftätigung und 
allenfälligen weiteren Verfügung unverzüglich einzufchiden, und in 
felbem aud anzumerken, wem er die einftweilige Verwaltung des Nach: 
laffes, Führung der Wirchfhaft und Verforgung und Aufſicht über 
die etwa vorhandenen Pupillen anvertraut habe. 

8. 9. Hat das betreffende Gericht den vom Anmwalte vorge: 
fhlagenen Verwalter und Vormund ober Gurator ernannt, fo liegt 
dem Anwalte ob, das gerichtliche Vormundſchafts- oder Curatelde: 
cret dem beftellten Wormunde oder Gurator gehörig einzuhändigen, 
vom erftern das Handgelübde, daß er die Pflichten eines Vormundes 
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getreu und redlich erfuͤllen werde, abzunehmen, und das hieruͤber 
eigens aufgenommene Protokoll dem Gerichte unverweilt einzuſchicken. 

§. 10. In den Fällen, wo Minderjährige, Bloͤdſinnige, Ab— 
wwefende oder fonft zur Verwaltung des Nachlaffes unfühige Erben 
vorhanden find, oder wo Großjährige und übrigens zur Vermögens: 
verwaltung geeignete Erben um ſchleunige Befchreibung des Vermoͤ— 
gend anfuchen, bat der Anwalt im Namen des Gerichts ein vor: 
fchriftmäßiges Inventar, wovon die vorgefegten landesfürftlichen. und 
Patrimonialgerichte den betreffenden Gerichtsanmwälten ein Eremplar 
hinauszugeben haben, über den ganzen Nachlaß und Vermoͤgensſtand 
aufzunehmen, am Ende beffelben fowohl von ihm felbt, als von den 
beigezogenen Zeugen und allenfälligen Erbintereffenten zu unterfer: 
tigen und zu verfiegeln, und mit den zur Belegung des Vermögens 
dienlichen Urkunden dem Gerichte zur weiteren Verfügung einzufchiden. 

$. 11. Außer befagten Fällen hat der Anwalt nad) der für bie 
Vermögensverwaltung mittlerweile getroffenen Vorſorge lediglich bie 
Befehle des Gerichts abzuwarten, ob eine Vermögensinventur oder 
fonftige Vorkehrung in Abfiht auf die Verwendung, Veräußerung 
und Sicherftellung des Vermögens vorzunehmen fei. 

$. 12. Bei jeder Inventursaufnahme hat der Anwalt mit 
allem Fleiße, Aufmerkfamteit und Redlichkeit vorzugehen, Alles, was 
zum Activ- und Paffivftand des Vermögens gehöret, genau zu bes 
fchreiben, und redlich zu bewerthen; anbei ſich allen Eigennuges zu 
enthalten, und bei fchwerer Verantwortung und unausbleiblicher Strafe 
es nicht zu wagen, auch das Geringſte aus der Verlaffenfchaft fich zu: 
zueignen, felbft wenn es gegen Bezahlung des Schäßungswertheg, 
oder gegen fonftige Vergütung genommen werden wollte. 

$. 13. Findet das Gericht dem Anwalte aufzutragen, zwifchen 
den Erben einen Erbabtheilungsvergleih zu verfuchen, und bie 
im $. 5 erwähnte Mobiliarfchaft nad ihrer vorläufigen Bewerthung 
zu ‚veräußern, fo hat der Anwalt einen foldhen Vergleich zu Protokoll 
zu nehmen, und die Mobilien nach den beftehenden Vorfchriften an 
den Meiftbietenden öffentlich) zu verfleigern, darüber ein verläßliches 
und gewiffenhaftes Protokoll aufzunehmen, und beide Protokolle dem 
Gerichte zur weiteren Verfügung einzufchiden. 

$. 14. Da der Anwalt duch die Beftellungen der Vormund— 
ſchafts- und Guratelsdecrete die Kenntniffe aller in feinem Diftricte 
befindlichen Vormuͤnder und Curatoren erhält, fo hat er an felben bie 
Waifenrechnungen, infofern das Gericht die Vormünder und Cura— 
toren von ber Legung derfelben nicht enthoben hat, von ihnen zur 
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vorgefchriebenen Zeit abzufordern, zu Protokoll zu nehmen, und ſolche 
Rechnungsprotofolle mit feinen allenfälligen Bemerkungen dem Ge: 
richte zur Erledigung einzufchiden. 

$. 15. Den Anwälten wird zur Pflicht gemacht, das Beneh— 
men der DVormünder und Guratoren genau zu beobachten, für bie 
gute Erziehung der MWaifen nad) Kräften mitzuwirken, und auf bie 
fortwährende Sicherheit, Erhaltung und Berbefferung des Waifen: 
vermögens befondere Aufmerkjamkeit zu führen. Sollte er bemerken, 
daß ein Vormund oder Gurator feine obhabenden Pflichten vernach- 
Läffige, fo bat er bdenfelben zu größerem Fleiße und Aufmerkfamteit 
zu ermahnen, und bei fruchtloß gebliebener Ermahnung dem Gerichte 
genaue und pflichtmäßige Anzeige über das Benehmen des Vormun— 
des oder Curators zu erftatten. 

816. Den Anwälten fömmt fein Befugniß zu, in flreitige 
Rechtsangelegenheiten der Parteien fi zu miſchen. Wenn jedoch) 
die Parteien die gütlihe Bermittlung. des Anmwaltes anfuchen, kann 
er benfelben feine mwohlmeinenden Vorſchlaͤge zur wwechfelfeitigen Aus: 
gleihung thun, und hierüber, infofern fie es verlangen, und die ges 
richtlihe Beltätigung des Vergleiches nahfuhen, ein Protokoll auf: 
nehmen, welches er in Eeinem Falle felbft zu erledigen ermächtiget ift, 
fondern nebjt feiner und ber Parteien Fertigung dem Gerichte zur 
geeigneten Vorbefcheidung einzufenden hat. Anderweitige nicht freitige 
Gefchäfte der Parteien, als da find: letztwillige Anordnungen, Con— 
tracte, Schuldverfchreibungen, Abtretungen, Quittungen, Bürgfchaf: 
ten u. dgl. kann der Anwalt nach dem deutlichen und beflimmten 
Erklären der Parteien zu Protokoll aufnehmen, und der Obrigkeit zur 
gerichtlichen Protofollirung mit der Fertigung der Parteien einfenden. 

8. 17. In Fällen, wo die Vornahme eines Augenfceines kei— 
nen Vorſchub leidet, ift der Anwalt ermädhtiget, auf Anfuchen der 
Sntereffenten mit Beiziehung zweier rechtſchaffenen und unparteiifchen 
Männer einen Augenfhein vorzunehmen, welchen er fonah fammt 
einem darüber verläßlich aufzunehmenden Protokolle dem Gerichte ehe: 
thunlichit abzugeben hat. 

8. 18. Die Anwälte find nicht berechtiget, Bittgefuche, Klagen, 
Erecutionsanbringen, oder was immer für Satzſchriften der Par— 
teien zu Protokoll zu nehmen. Sollte jedocy das Gericht dem Ans 
walte die Einvernehmung der Parteien zu Protokoll über was immer 
für einen Gegenftand, oder die Vornahme der bewilligten Pfändung, 
allenfalls auch Schägungen und Feilbietungen auftragen, fo hat er 
ſich dabei genau nad) der in dem gerichtlichen Auftrage enthaltenen 
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SInfteuetion zu benehmen, und von der Befolgung befjelben dem Ge: 
richte pünktlich Auskunft zu ertheilen. 

$. 19. Sollten fih an Orten, weldye vom Gerichte weit ent: 
fernt find, zur Zeit, wo die Communication mit dem Gerichte durch 
Schnee, Lavinen und Waffergüffe gefperrt ift, Verbrechen ereignen, 
deren Thaͤter bis zur Wiedereröffnung der Communication entweichen 
bürften, fo bat der Anwalt derlei Thäter einftweilen, bis die Ruͤck— 
fprache mit dem Gerichte möglich wird, in fichere Verwahrung zu 
nehmen; bei Verbrechen des Mordes, des Zodfchlages und der ſchwe— 
ven Berwundung den Leichnam oder den Verwundeten wo möglich 
durch zwei, oder einen Wundarzt unterfuchen zu laffen, und davon 
dem Gerichte bei der erftmöglichen Gelegenheit umftändliche Anzeige 
nebft Beilegung des Befundes der Kunftverftändigen zu erflatten. 

$. 20. Ueber alle Aufträge, welche der Anwalt von feinem 
Gerichte erhält, ſowie auch über alle Berichte, Anzeigungen und 
Auskünfte, die er dahin erftattet, hat er ein genaues Vormerkbuch 
zu halten, und die dahin bezüglichen Acten und Schriften in quter 
Drdnung bei ſich zu verwahren, damit er fich jederzeit über bie ges 
leiftete Befolgung der ihm aufgetragenen Geſchaͤfte ausweifen, und 
felber ſich felbft die Gefchäfte gegenwärtig halten möge. 


Preußen. 


Fandgemeindeordnung für die Provinz Weſtphalen 
vom 31. October 1841. 


ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ıc. ꝛc. Nah Eingang der Erklärung Unferer im Sabre 
1833 zum Provinziallandtage verfammelt gewefenen getreuen Stände 
der Provinz Weſtphalen über den nach dem Gutachten Unferes Staats: 
raths abgefaßten Entwurf zu einer Ordnung für die ländlichen Ge: 
meinden find die hierauf Bezug habenden Verhältniffe einer noch— 
maligen gründlichen Unterfuchung unterworfen worden. Wir haben 
hieraus die Ueberzeugung entnommen, daß in diefer Provinz die Ele: 
mente der früheren, duch die natürlihe Befchaffenheit des Landes 
und feine gefchichtlihe Entwidelung begründeten Verfaffung nicht er— 
loſchen find, ſich vielmehr in einem der Fortbildung fähigen Umfange 
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noch vorfinden. Unſere Fuͤrſorge zur Herſtellung einer den eigen⸗ 
thuͤmlichen Verhaͤltniſſen der Provinz entſprechenden Verfaſſung der 
Landgemeinden hat deshalb dahin gerichtet ſein muͤſſen, jene Ele— 
mente zu erhalten und den Beduͤrfniſſen der Zeit anzupaſſen, zugleich 
aber den neu entſtandenen Elementen ber Ländlichen Gemeinden die 
erfdrderlihe Berüdfihtigung zu gewähren. Wir fegen demnach die 
über das Communalweſen in den verfchiedenen Randestheifen der Pro: 
vinz Weftphalen feither beftandenen, fremdberrlichen und großherzogt. 
heſſiſchen Gefege und Verordnungen hierdurch außer Kraft und ver: 
ordnen mit Aufhebung aller fonft entgegenftehenden Beſtimmungen 
uͤber die Verfaſſung und Verwaltung der Landgemeinden in dieſer 
Provinz auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt. 


Titel I. 


Bon den Landgemeinden und Aemtern überhaupt und 
der Grundlage ihrer Verfaſſung. 


$. 1. Alte diejenigen Orte (Dörfer, Bauerfchaften, Kicchfpiele), 
welche für ihre Communalbedürfniffe gegenwärtig einen eigenen Haus: 
halt haben, es fei auf dem Grund eines befonderen Etats oder einer 
Abtheilung des Etats der Bürgermeifterei oder des Gantong, follen 
fortan eine Gemeinde, mit den Nechten einer öffentlichen Corporation, 
unter einem Gemeindevorfteher bilden. 

$. 2. Sind in Folge der bisher geltend geweſenen Gefege meh: 
vere früher felbftftändige Gemeinden jegt zu einem Haushalte ver: 
bunden, fo ift jede derfelben berechtigt, die Trennung aus diefem 
Verbande und ihre MWiederherftellung als eigene Gemeinde zu ver: 
langen. Die Beſchlußnahme hierüber fteht den Meiftbeerbten des 
Ortes zu und erfolgt nach Mehrheit der Stimmen. Ueber die Zu: 
tüffigkeit der Trennung entfcheidet der Minifter des Innern auf den 
mit dem Gutachten des Oberpräfidenten begleiteten Bericht der Ne: 
gierung. Umfaßt der Verband mehr als zwei dergleichen Orte, fo 
muß, wenn der Antrag auf Trennung nur in Anfehung eines Drteg 
eingeht und begründet gefunden wird, die Ermittelung und Prüfung 
zugleich darauf erftredt werden, inwiefern der Verband in Anfehung 
der übrigen Orte beizubehalten oder gleichfalls aufzulöfen fei. 

$. 3. Zur Gemeinde gehören alle Einwohner des Gemeindebe: 
zirks und zu legterem alle innerhalb deffen Grenzen gelegene Grundftüde. 

$. 4. Einzeln gelegene Befisungen, welche noch Feiner Gemeinde 
angehören, müffen, infofern fie nicht landtagsfähige Ritterguͤter find, 
mit einer angrenzenden Gemeinde vereinigt werden. 
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$. 5. Den vormals unmittelbaren deutſchen Reichsſtaͤnden, auf 
welche die Verordnung vom 21. Juni 1815 Anwendung findet, ver: 
bleiben fowohl in perfönlicher Beziehung, als für ihre in dem Ge: 
meindebezirke belegenen Grundftüde und für deren Bewohner, bie 
ihnen nach der Inftruction vom 30. Mai 1820 in Verbindung mit 
der den $. 32 derfelben erläuternden Ordre vom 14. Juli 1829 oder 
vermöge befonderer Necefje zuftehenden Rechte. 

8.6. Wo die Nittergliter gegenwärtig mit den Ortsgemeinden 
verbunden find, foll deren Trennung, aus Nüdfiht auf ihr urſpruͤng— 
liches Recht hierzu, jederzeit eintreten, wenn beide Xheile darüber 
einig find. Wird auf eine folhe Trennung nur von dem einen 
Theile in feinem Intereffe angetragen, fo hat die Staatsbehörde zu 
beurtheilen, ob der Antrag in fidy gerechtfertigt fei; die Entfcheidung 
darüber erfolgt ducch den Minifter des Innern auf den mit dem Gut: 
achten des Dberpräfidenten begleiteten Bericht der Megierung. Anz 
falten, welche zur Befriedigung eines gemeinfamen Bedürfniffes des 
Nittergutes und der Gemeinde dienen, follen nach deren Trennung 
gemeinfchaftlic, bleiben, wenn aud nur der eine Theil darauf anträgt 
und die Gemeinfhaft ohne Nachtheil für den anderen Theil fortbes 
ftehen kann. Die Auseinanderfegung, fo wie die Megulirung ber 
Beiträge zu den gemeinfchaftlic verbleibenden Anftalten wird nach 
Vorfchrift des 8. 15 bewirkt. 

$. 7. Diefe Beftimmungen ($. 6) finden nur Anwendung auf 
die bei Publication des gegenwärtigen Gefeges vorhandenen landtags— 
fühigen Nittergüter, nicht aber auf andere vormals erimirte Güter, 
welche den Drtsgemeinden einverleibt bleiben. 


$. 8. Die Befiger der Nittergüter, welche aus der Verbindung 
mit den Ortsgemeinden ausfcheiden, find für den Bereich des Guts 
zu allen Keiftungen und Pflichten verbunden, welche gefeglich oder 
verfaffungsmäßig den Gemeinden obliegen. 

$. 9. Srundftüde, welche von einem außer dem Gemeinde: 
verbande befindlichen Rittergute getrennt und nicht fogleih mit einem 
anderen angrenzenden Gute diefer Art wieder vereinigt werden, find 
der zunächft belegenen Gemeinde einzuverleiben, von welder fie aud) 
bei einer in der Folge eintretenden Verbindung mit einem folchen 
Gute nicht getrennt werden. 

$. 10. Wenn ein folhes Gut durch Zerflüdelung oder Ver: 
minderung der Subftanz die Eigenfchaft eines landtagsfähigen Ritter: 
guts verliert, fo wird daffelbe, fobald es nach Vorfchrift der Ordre 
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vom 11. Sanuar 1835 in der Nittergutsmatrikel gelöfcht worden, 
mit der benachbarten Gemeinde vereinigt. 

$. 11. Außer den Fällen der $$. 2. 4. 6. ff. können Verändes 
rungen in ben Gemeindeverbänden, ‚wenn nicht ſaͤmmtliche bethei= 
ligte Gemeinden darin einwilligen, nur mit Unferer unmittelbaren 
Genehmigung vorgenommen werden. 

$. 12. Aus mehreren Gemeinden nebft den nicht im Gemeinde: 
verbande ftehenden Rittergütern wird ein Verwaltungsbezirk (Amt) 
unter einem Amtmann gebildet. Das Amt kann auch aus Einer 
Gemeinde beftehen, wenn diefelbe von dem Umfange ift, um ben 
Zweden eines Amtes für ſich allein zu genügen. In diefem Falle 
findet ein Ausfcheiden der feither zur Gemeinde gehörigen Nittergüter 
aus dem Gemeindeverbande nicht fkatt. 

$. 13. Das Amt kann zugleich in Anfehung folder Angelegen: 
heiten, welche für alle zu dem Amte gehörigen Gemeinden und Rit— 
tergüter ein gemeinfchaftliches Intereffe haben, einen Communalver- 
band bilden. Welche Angelegenheiten Gegenftand des Amtscom= 
munalverbandes fein follen, wird, fo weit fie nicht durch gefegliche 
Vorſchrift befonders beſtimmt find, durch Beſchluß der Amtsver: 
fammlung ($. 111) unter Genehmigung der Regierung feftgefteltt. 

$. 14. Die jegigen Bürgermeiftereien, Cantons und Verwal: 
tungsbezirke follen als Amtsbezirke beibehalten werden; es bleibt 
jedoch vorbehalten, fo weit die gegenwärtigen Bezirke nicht zweckmaͤßig 
befunden werden, die erforderlichen Abanderungen zu treffen. Diefe 
können nur mit Genehmigung des Minifters des Innern auf den 
mit dem Gutachten des DOberpräfidenten begleiteten Bericht der Ne: 
gierung erfolgen; die betheiligten Amtsverfammlungen und bie 
Kreisftäande müffen darüber zuvor mit ihrer Erklärung gehört werden. 

$. 15. Bei Beränderungen, welche jest oder fünftig in ben 
Gemeinde: oder Amtsbezirken vorgenommen werden, ift die Aus— 
einanderfegung nad Vernehmung der Betheiligten im Verwaltungs: 
wege zu bewirken. Wird eine Uebereinkunft hierüber unter den Be: 
theiligten vermittelt, fo genügt die Genehmigung berfelben durch bie 
Regierung, im Falle des Widerſpruchs entfcheidet der Minifter des 
Snnern. Durch dergleichen Veränderungen dürfen privatrechtliche Vers 
hältnifje niemals geflört werden. ine jede ſolche Veränderung der Ges 
meinde= oder Amtsbezirke ift durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 

$. 16. Wo eigenthümliche Verhältniffe einzelner Gemeinden oder, 
Randestheile es nöthig machen, Eönnen zur Ergänzung und näheren 
Beftimmung der Vorfchriften des gegenwärtigen Gefeges befondere 
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Dorfordnungen erlaffen werden. Ueber diefe Ordnungen find, je 
nachdem fie blos einzelne Gemeinden oder ſaͤmmtliche Gemeinden eines 
oder mehrerer Amtsbezirke oder Kreife betreffen, die betheiligten Ge— 
meinde-, Amts- oder Kreisverfammlungen zuvor mit ihrer Erflä: 
rung zu hören. Inſofern die Dorfordnungen keine Abweichungen 
von dem Gefege enthalten oder ein bis dahin in Wirkfamkeit geblie- 
benes Herkommen beftätigen, iſt zur Giltigkeit derfelben die Beſtaͤti— 
gung duch den Minifter des Innern hinreichend, außerdem aber 
Unfere landesherrlide Genehmigung erforderlich. 


Zitel II. 
Bon den Gemeinden. 


Abfhnitt J. Von den Gemeindemitgliedern, beren 
Rechten und Pflichten. 


$. 17. Mitglieder der Gemeinde find: 1) fammtliche feldftftän: 
dige Einwohner derfelben, 2) Alle, welche in der Gemeinde mit einem 
Haufe angefeffen find, und 3) diejenigen, welche das Gemeinderecht 
befonders erlangt haben ($. 43). Als mit einem Haufe angejeffen 
wird derjenige angefehen, auf deffen Namen das Haus in der Grund: 
fteuer : Mutterrolle eingetragen ift (Grundfteuergefeg für die weit: 
lichen Provinzen vom 21. Januar 1839 $. 14). 

$. 18. Inwiefern die Gemeinden neu anziehenden Perfonen - 
die Niederlaffung zu geftatten haben, ift nach den hierüber beftehen= 
den befonderen Vorſchriften zu beurtheilen. 

$. 19. Bon denjenigen, welche in der Gemeinde als ſelbſtſtaͤn— 
dige Einwohner ſich niederlaffen, kann ein Einzugsgeld erhoben wer— 
den, wenn 1) ein ſolches bis jegt herkoͤmmlich zur Gemeindecaffe 
erhoben worden ift, 2) die Einkünfte des Gemeindevermögens, nad) 
Abzug der etwa zur Verzinfung und zur planmäßigen Abbürdung der 
Schulden erforderlihen Beträge, im Durchſchnitte einen Ueberfchuß 
gewähren, aus weldhem ein erheblicher Theil der Gommunalbedürf: 
niffe beftritten werden Eann, oder 3) Gemeindeanftalten beftehen, 
weldye aus eigenem Bermögen hilfsbedürftigen Einwohnern Unter: 
ftügungen gewähren, oder 4) ein Vermögen vorhanden ift, welches 
von den einzelnen Mitgliedern benugt wird. Das Einzugsgeld wird 
in dem Falle unter 1) nach dem herkömmlichen Betrage forterhoben, 
kann aber anderweitig regulirt werden. Die Entfcheidung darüber, 
ob die Obfervanz für begründet anzuerkennen und in welcher Art das 
Einzugsgeld anderweitig zu regulicen ift, ingleichen über die Zuläffig- 
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keit und die Höhe des Einzugsgeldes in den Fällen unter 2), 3) und 
4) erfolge nah Vernehmung der Gemeindeverfammlung ($. 49). 
durch den Dberpräfidenten, welchen der Minifter des Innern mit 
einer Inſtruction hierüber verfehen wird. 

8.20. Die Mitglieder der Gemeinde nehmen an den gemeinfamen 
Rechten der Gemeinde Theil unter folgenden näheren Bedingungen. 

$. 21. Die Zheilnahme an den Wahlen und an den öffentlichen 
Gefchäften der Gemeinde (das Gemeinderecht) fteht nad) näherer Be: 
ſtimmung des 2. Abfchniets nur 1) den Meiftbeerbten ($. 40) und 2) 
denjenigen zu, welden daffelbe befonders verliehen worden ift ($. 43). 

$. 22. Die Einkünfte aus dem Vermögen der Gemeinde follen 
in der Regel auch fernerhin nach der bisher daſelbſt beftehenden Ber: 
faffung verwendet werden. 

$. 23. An demjenigen Vermögen, welches bisher lediglich zur 
Beftreitung der Gemeindeausgaben beſtimmt war, foll auch ferner 
den Einzelnen Eein Nutzungsrecht zuftehen. 

$. 24. Dagegen foll dasjenige Vermögen, welhes bisher zur 
Benugung der einzelnen Gemeindeglieder oder einer befonderen Klaffe 
derfelben beſtimmt gewefen ift, aud ferner nad) diefem Herkommen 
behandelt werden. Nähere Borfchriften hierüber, ingleihen über die 
auf dem Theilnahmerechte an diefen Nugungen ruhende befondere Ver: 
pflihtung zu Gemeindebeiträgen, werden einer befonderen Verord— 
nung vorbehalten; bis. dahin verbleibt es bei den darüber gegenwärtig 
beftehenden Anordnungen. 

$. 25. Zür die Zheilnahme an Gemeindenugungen, zu welchen 
fämmtliche Gemeindeglieder berechtigt find, Eanın zum Vortheil der 
Gemeindecaffe eine jährliche Abgabe, welde nah den einzelnen 
Arten jener Nugungen und nur von denjenigen, welche daran wirklich 
Theil nehmen, zu entrichten ift, angeordnet werden; dies muß jeder: 
zeit gefchehen, wenn die Gemeindebedürfniffe ohne Auflage nicht 
gedeckt werden können. Wo kein Einzugsgeld ($. 19) erhoben wird, 
kann anftatt der jährlichen Abgabe, oder auch neben derfelben ein Ein: 
Eaufsgeld eingeführt werden. — Beides wird nach Vernehmung ber 
Gemeindeverfammlung durdy die. Regierung feftgefegt; die im $. 19 
erwähnte Inſtruction foll auch hierüber nähere Anweifung ertheilen. 

$. 26. Auf das Vermögen von Gorporationen und Stiftungen, 
fowie auf dasjenige, welches einzelnen Klaffen von Einwohnern an: 
gehört, haben die Mitglieder der Gemeinde als folhe feinen Anſpruch. 

$. 27. Die Gemeinde ift zu allen Leiftungen verpflichtet, welche 
das Gemeindebedürfniß erfordert. 
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$. 28. Inſofern zu dieſen Leiftungen bie Einkünfte aus dem 
Gemeindevermögen nicht hinreichen, find alle einzelne Gemeinde: 
angehörige ($8. 3 und 17) zu Geldbeiträgen und Dienften, wozu 
jedoch Eunft= und handwerksmaͤßige Arbeiten nicht gehören, verpflichtet. 

$. 29. Auswärts wohnende Grundeigenthümer find, felbft 
dann, wenn fie als Dauseigenthümer zu ben Gemeinbegliedern ges 
hören ($. 17 Mr. 2) oder das Gemeinderecht durch befondere Ver: 
leihung erlangt haben ($. 43), doch nur zu den dem Grundeigen: 
thum auferlegten Feiftungen verpflichtet. 

$. 30. Die Beitragspflicht der einzelnen Gemeindeangehörigen 
($. 28) erftredt fi auch auf die VBerzinfung und Abtragung bereits 
vorhandener Schulden der Gemeinde, und e8 bedarf dieferhalb Feiner 
befonderen Bekanntmahung an die neu eintretenden Mitglieder. Bei 
Veränderung des Gemeindebezirk durch Zufchlagung einzeln gelege: 
ner Befißungen, oder durch Kinverleibung einer anderen Gemeinde 
oder eines Theils derfelben, wird jedoch in den beftehenden Schuld— 
verhältniffen und in der Verbindlichkeit, zur Verzinfung und Abtra= 
gung der fhon vorhandenen Schulden beizutragen, nichts geändert. 

$. 31. Die Verpflichtung der Einzelnen zu ſolchen Leitungen 
($$. 28 und 30) beginnt ohne befondere Erklärung mit dem erften 
Verfalltage feit ihrem Eintritt in die Gemeinde. — Wenn fie ihr 
Verhältniß zur Gemeinde aufgeben, fo dauert ihre Verpflichtung noch 
für den legten vorher eintretenden Verfalltag fort und hört mit dem: 
felben auf. 

$. 32. Servisberechtigte active Militärperfonen und auf Inacti— 
vitätsgehalt gefegte Dffiziere und Militärbeamte find von allen 
Geldbeiträgen und perfönlichen Dienften ($. 28) frei, infofern fie 
in der Gemeinde weder mit Grundeigenthum angefeffen find, noch 
Gewerbe treiben; doch bezieht ſich dieſe Befreiung nicht auf Zus 
fchläge zu indivecten Verbrauchsſteuern, wenn nicht durch befondere 
landesherrliche Verfügungen darüber Ausnahmen feitgefegt find. 

$. 33. Wegen der Beiträge der befoldeten Beamten follen bie 
Vorſchriften des Gefeges vom 11. Zuli 1822 und der Drdre vom 
14. Mai 1832 angewandt werden. Sämmtliche Beamte bleiben durd) 
die Gefdbeiträge, welche fie nach jenen Vorfchriften oder fonft an bie 
Gemeindecaffe zu entrichten haben, von perfönlichen Dienften frei; 
find fie aber Grundbefiger oder treiben fie ein Gewerbe, fo haben fie 
Stellvertreter zu beftellen, oder auch nach Uebereinkunft mit der Ge: 
meinde, oder auf Entfheidung der Regierung eine Geldvergütung 
dafür zu leiften. 


Sandgemeindeordnung für die Provinz Weftphalen ıc. 17 


$. 34. Betrifft das Bedürfniß nur das Intereſſe einzelner Klaffen 
der Gemeindeglieder oder einzelner Abtheilungen des Gemeindebezirks, 
fo feiften auch nur dieſe die Geldbeiträge und Dienfte zur Befriedi— 
gung beffelben. 

$. 35. Bon den Gemeindeauflagen find befreit: 1) Alle zu 
einem öffentlichen Dienfle oder Gebrauche beftimmte unbebaute Grund: 
ftüde, welche nad den Vorſchriften des Grundfteuergefeges für die 
weftlihen Provinzen vom 21. Januar 1839 $. 8 Nr. 1 und $. 9 
von der Belteuerung ausgenommen find; 2) die zu einem folchen 
Zwede beftimmten, nad der Vorſchrift des $. 8 Nr. 2 jenes Ge: 
feges von der Befleuerung ausgenommenen Gebäude, infofern, als 
fie feither nad) gefeglicher Beflimmung oder vermöge eines fpeciellen 
Rechtstitels auf Befreiung von den Gemeindelaften Anfpruc hatten, 
oder künftig neu erbaut, oder gegen Ueberlaffung von Gebäuden, welche 
bisher von Gemeindelaften frei waren, erworben werden. — Die zu 
einem öffentlichen Dienfte oder Gebrauche beſtimmten Gebäude, welche 
feither Gemeindelaften getragen haben, fo wie diejenigen Gebäude, 
welche Eünftig zu einem folhen Zwecke ohne gleichzeitige Abtretung 
eines von Gemeindelaften befreiten Gebäudes erworben werden, blei: 
ben den Gemeindelaften unterworfen, jedoh nur in dem bisherigen 
Umfange und mit Ausnahme der perfönlihen Dienftleiftungen. — 
An die Stelle fonftiger Naturallaften, zu denen auch die Einquartie: 
rung gehört, tritt eine fefte Geldrente, welche in Ermangelung eines 
gütlihen Abkommens durch Schiedsrichter feftzufegen if. Die Feft: 
fegung gefhieht nad dem Durchſchnitt der legten zehn Jahre, jedoch 
mit Rüdfihe auf die bei außerordentlihen Verhältniffen etwa eintre= 
tende Erhöhung der Laſt. Die Gemeinde ernennt einen und die Be: 
hörde, zu deren Verwaltung das Gebäude gehört, den anderen Schieds— 
richter; die beiden Schiedsrichter haben, wenn jene Behörde und bie 
Gemeinde fid darüber nicht vereinigen koͤnnen, den Obmann zu wäh: 
len. Berlieren die unter 1 und 2 angeführten Grundftüde die Eigen 
ſchaft, durch welche ihre Befreiung von der Grundfteuer bedingt ift 
(8. 11 des Grundfteuergefeges), fo fallt auch die Befreiung von 
den Gemeindeauflagen fort, fofern diefelbe nicht auf einem fpeciellen 
Rechtstitel beruht. 

$. 36. Wo die Staatswaldungen feither von den nad bem 
Grundfteuerfuße vertheilten Gemeindelaften befreit gemwefen find, ver: 
bleibt ihnen auch fernerhin diefe Befreiung. In Betreff der Befreiung 
der Dienftgrundftüde der Geiftlihen und Schulfehrer von den Ge: 
meindelaften behält e8 bei den beftehenden Vorfchriften fein Bewenden. 
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$. 37. Dinglihe Befreiungen, welche, außer den in 88. 35 
und 36 erwähnten, jet noch beftehen, werden nach ihrem bisherigen 
Umfange fo lange anerkannt, bis fie von der Gemeinde abgelöft find, 
erſtrecken ſich jedoh nur auf den gewöhnlichen Zuftand, nicht auf 
außerordentliche Leiftungen. — Der Ablöfungsbetrag wird durch 
Schiedsrichter feftgefegt, von welchen einen der Befiger des bisher bes 
freiten Grundftüdes, den anderen die Gemeindeverfammlung erwaͤhlt 
und wobei die Regierung den Obmann bejtellt. — Durd den Aus: 
fprud der Schiedsrichter wird unabanderlich feftgeftellt, welchen Geld: 
werth die Befreiung im gewöhnlichen Laufe der Dinge nah einem 
Durchſchnitt von 10 Jahren jährlich gehabt hat. Sobald die Gemeinde 
den zwanzigfachen Betrag des ermittelten Jahrsquantums an den Be: 
theiligten baar gezahlte hat, hört die Vefreiung auf. Neue dingliche 
Befreiungen können von der Gemeinde nicht ertheilt werden. 

8. 38. Perfönliche Befreiungen Eönnen gleichfalls von ber Ge: 
meinde nicht ertheilt werden. In Anfehung der Geiftlihen und Schul: 
lehrer find die beftehenden Verordnungen anzuwenden. 

$. 39. Gemeindeglieder, welde die ihnen obliegenden perfön- 
lichen Leitungen nicht felbft verrichten Eönnen oder wollen, find ver: 
pflichtet, taugliche Stellvertreter zu beftellen. 


Abfhnitt 1. Von dem Gemeinderehte und den Meift: 
beerbten. 


$. 40. Zu den Meiftoeerbten gehören diejenigen Gemeindeglie: 
der, welche im GemeindebezirE mit einem Haufe angefeffen find 
und von ihrem daſelbſt befindlichen Befisthum an Hauptgrundfteuer 
einen nad) den Drtsverhältniffen nicht unter zwei und nicht über 
fünf Thaler feftzufegenden Betrag entrichten. Die Feftfegung dieſes 
Betrages erfolgt durch den Oberprafidenten nad) Vernehmung der Ge: 
meindebehörden. 

$. 41. Die Meiftbeerbten theifen fih in zwei Klaffen. Die 
erfte Klaffe befteht aus den Befigeen derjenigen Bauerngüter (Höfe, 
Kolonate, Kotten u. f. w.), welche 1) vor dem Jahre 1806 in den 
Contributions- oder Schagungsmatrifeln oder Kataftern als bäuer- 
liche Stellen aufgeführt oder fonft in das Gemeindereht aufgenom= 
men waren, oder 2) dem Gefege über die bäuerliche Erbfolge vom 
13. Juli 1836 unterworfen find. Die zweite Klaffe umfaßt die übri- 
gen Dausbefiger. Zu dieſer Klaffe werden aud) diejenigen gerechnet, 
melden das Gemeinderecht befonders verliehen ift ($. 43). Diefe 
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Eintheilung der Meiſtbeerbten in Klaſſen faͤllt jedoch fort, wo die 
contributions⸗ und ſchatzungspflichtigen baͤuerlichen Beſitzungen vor dem 
Jahre 1806 keine geſchloſſenen Guͤter bildeten. 

$. 42. Das Gemeinderecht kann nur von den Meiſtbeerbten 
männlidyen Gefchlechtes ausgeübt werden, welche das 24. Lebensjahr 
zurüdgelegt haben und unbefcholten find ($$. 45 — 47). Es ift 
jedoch hierbei, mit Ausnahme der in den 88. 45 — 47 bezeichneten 
Fälle, eine VBertretung der Ehefrauen duch ihren Ehegatten, der 
‚unter vaterliher Gewalt ftehenden Perfonen durch ihren Vater, der 
unter Vormundfchaft flehenden Perfonen duch ihre Vormuͤnder, der 
Väter und Mütter durch ihre Söhne, ingleihen der Nittergutsbefiger 
duch ihre Rentmeiſter oder durch den Pächter des KRittergutes, fo 
wie derjenigen auswärts wohnenden Meiftbeerbten, welche zur erften 
Klaffe derfelben ($. 41) gehören oder, wo eine Kintheilung nad) 
Klaffen nicht flattfinder, ein dem Gefege über die bäuerliche Erbfolge 
vom 13. Juli 1836 unterworfenes Bauerngut befigen, durch den 
Pächter oder Verwalter der Befigung geftattet. Der Vertreter muß 
gleichfalls die vorangeführten perfönlihen Eigenſchaften befigen. 

$. 43. Alle übrige Gemeindeglieder, fo wie die auswärts woh— 
‚nenden Grundeigenthuͤmer, melde in dem Gemeindebezirke nicht 
mit einem Haufe angefeffen find (Forenfen), nehmen an dem Ges 
meinderecht keinen Theil, es kann ihnen aber foldyes, wenn fie die 
dazu nach $. 42 erforderlichen perfönlichen Eigenfchaften befigen, aus 
befonderem Bertrauen duch Beſchluß der Gemeindeverfammlung 
($. 49) verliehen werden. Das einem Einwohner folchergeftalt ver: 
.liehene Gemeindereht erlifht durch Aufgebung des Wohnſitzes, fo’ 
wie das einem Forenfen verliehene durch Veräußerung von mehr als 
der Hälfte feines Grundbefiges in dem Gemeindebezirke. — Der 
Wohnſitz wird in Ermangelung einer ausdrüdlihen Erklärung als 
aufgegeben angefehen, wenn nicht binnen Sahresfrift nach der Ent— 
fernung aus dem Orte ein Stellvertreter zur Erfüllung der Gemeinde: 
-obliegenheiten beftelle worden: ift. 

8. 44. Das Gemeinderecht wird verloren, wenn der Grundbefig 
eines Meiftbeerbten eine folhe Verminderung erleidet, baß davon 
nicht mehr der im $. 40 beflimmte Grundfteuerbetrag entrichtet 
wird. Entſteht die Verminderung der Steuerquote unter biefem 
Betrage blos dadurch, daß in Folge einer Vermehrung des Gefammt: 
Kataftralertrages der meftlichen Provinzen der allgemeine Steuer: 
prozentfas ſich ermäßigt, fo verbleibt dem zeitherigen Meiftbeerbten 
das Gemeinderecht. 

2* 
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8. 45. Bon dem Gemeinderechte find diejenigen auszufchließen, 
welche 1) wegen irgend eines Verbrechens auf zwei Jahre oder länger 
zum Zuchthaufe oder zu einer härteren Strafart, oder 2) wegen Mein: 
eides, Diebſtahles, oder qualifizierten Betruges zu irgend einer Crimi— 
nalftrafe verurtheilt worden find. Die Ausfchließung von dem Ge: 
meinderechte wird auf dem. Grund des rechtsfräftigen Erkenntniffes 
durch die SGemeindeverfammlung ausgeſprochen. 

8. 46. Das Gemeindereht kann durch Beſchluß der Gemeinde: 
verfammlung auch demjenigen entzogen werden, welder außer ben 
Fallen des 8. 45 zu irgend einer Griminalftrafe verurtheilt oder 
in irgend einer Griminalunterfuhung nur vorläufig freigefprochen 
worden ift, oder fich durch einzelne Handlungen oder durch feine 
Lebensweiſe die öffentlicdye Verahtung zugezogen hat. Der Amtmann 
bat in diefen Fällen die zum Grunde liegenden Thatſachen zu unter= 
fuhen und feftzuftellen, den Angefhuldigten mit feiner Vertheidigung 
zu hören und die Verhandlungen der Gemeindeverfammlung zur 
Beſchlußnahme vorzulegen, wobei er felbft den Vorfig zu übernehmen 
bat. Dem Angeſchuldigten flieht gegen den Befchluß der Recurs an 
die vorgefeste Regierung zu. 

$. 47. Das Gemeinderecht ruht, wenn ber dazu Berechtigte in 
Griminalunterfuhung oder Concurs verfällt. 

$. 48. In jeder Gemeinde hat der Vorfleher ein vollfländiges 
Verzeichniß der zur Ausübung des Gemeinderechtes perfönlid oder 
durch Stellvertreter befähigten Meiftbeerbten (Gemeinderolle) zu 
führen. Wer einmal in diefer Rolle aufgenommen ift, kann aus 
derſelben ohne gefegliche Gründe, welche ihm befannt gemacht werden 
müffen, nicht weggelaffen werden und bleibt, wenn er ber Weg: 
laffung widerſpricht, außer den Fällen des $. 45, fo lange in feinen 
früheren Berhälmiffen, bis die Regierung wider ihn entfchieden hat. 


Abſchnitt IM. Bon der Vertretung ber Gemeinden. 


$. 49. Die Gemeinde wird in allen ihren Angelegenheiten durch 
die Verfammlung der Meiftbeerbten vertreten, in größeren Gemein= 
den, welche ber Dberpräfident nach einer ihm darüber von dem 
Minifter des Innern zu ertheilenden Inſtruction beftimmt, findet 
jedoch eine Vertretung durch Gemeindeverordnete flatt. 

$. 50. Die Gemeindeverordneten beſtehen: 1) aus den Bes 
fisern der zur Gemeinde gehörigen landtagsfahigen Nittergüter und. 
2) aus gewählten Gemeindeverordneten, deren Zahl für jede Ge: 
meinde von dem Dberpräfidenten nad) Vernehmung der Gemeinde: 
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behörde beſtimmt wird und nicht unter fechs und nicht über acht: 
zehn betragen foll. 

$. 51. Die Rittergutsbefiger müffen, um an der Gemeinde: 
Derordnetenverfimmlung Theil nehmen zu- können, Diejenigen per= 
fönlichen Eigenfchaften befigen, welche für einen gewählten Gemeinde: 
verordneten erforderlich find; fie können jedoch ihr Stimmrecht nad 
Vorſchrift $. 42 durch Stellvertreter ausüben. 

$. 52. Die nad $.50 Nr. 2 zu mwählenden Gemeindever: 
ordneten werden auf fehs Jahre ernannt. Alle drei Jahre ſcheidet 
die Haͤlfte derſelben aus, an deren Stelle neue Mitglieder zu waͤhlen 
ſind. Die Ausgeſchiedenen ſind wieder waͤhlbar. Die Ausſcheidung 
erfolgt bei dem Ablaufe der erſten dreijaͤhrigen Wahlperiode nach 
dem Looſe. 

$. 53. Die Gemeindeverordneten werden durch die zur Aus: 
übung des Gemeinderechts befühigten Meiftbeerbten, mit Ausnahme 
der Nittergutsbefiger, aus ihrer Mitte gewählt; die Gewählten muͤſſen 
ſich zur chriſtlichen Religion befennen. . 

$. 54. Die Wahlen erfolgen, wo die Meiftbeerbten nach den 
Beftimmungen des $.41 in zwei Klaffen fich theifen, nach dieſen 
Klaffen. Auch Eann, wenn die Gemeinde aus Bauerfchaften mit zer: 
flreut liegenden Befigungen und aus einem gefchloffenen Dorfe befteht, 
zum Behufe dev Wahlen aus den im Dorfe wohnenden Meiftbeerb- 
ten eine Dritte Klaffe gebildet werden. Ä 

$. 55. Die Zahl der von jeder Klaffe zu mwählenden Gemeinde: 
verordneten richtet fih nach dem Verhältniffe der Gefammtfumme 
ber Grundfleuer, welche von den in der Klaffe begriffenen Meiftbeerb: 
ten entrichtet wird. Die Feſtſetzung hierüber erfolgt durch den Ober: 
präfidenten. 

$. 56. In dem Wahltermine, welcher vier Wochen vorher nad) 
ber in der Gemeinde gewöhnlichen Publicationsart bekannt zu machen 
ift, müffen die Meiftbeerbten perfoͤnlich oder in den nach $. 42 zu: 
läffigen Fällen durch Stellvertreter erfcheinen. Die Ausgebtiebenen 
find an die Befchlüffe der Amvefenden gebunden und zur Einfendung 
fhriftliher Abftimmungen nicht befugt. 

$. 57. Die Wahl ſteht unter der Leitung des Amtmannes; diefer 
ann aber hierbei fich durch dem Gemeindevorfteher vertreten laſſen. 

$. 58. Als erwählt ift derjenige zu betrachten, welcher die ab: 
folute Stimmenmehrheit für fi hat. Ergibt fih nicht eine abfofute 
Mehrheit, fo find diejenigen drei Candidaten, welche die meiften Stim- 
men für fi) haben, auf eine engere Wahl zu bringen. Wird auch 
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hierbei nach zweimaligem Verfuche Eeine abfolute Mehrheit erreicht, 

fo entfcheidet das Loos. 

$. 59. Neclamationen gegen das Verzeichniß der MWahlberech: 
tigten, welches bei Ankündigung des MWahlterhins öffentlih aus— 
zulegen ift, machen die Wahlhandlung nur dann ungültig, wenn 
nachher eine ſolche Abänderung bdeffelben verfügt wird, durch welche 
der Gewählte die abfolute Stimmenmehrheit verliert. 

$. 60. Die Wahlverhandlungen find nad) vorgängiger Prüfung 
in ber Gemeinde = Verordnetenverfammlung dem Landrathe einzurei: 
hen, welcher, wenn gegen bie Legalität des Berfahrens und bie 
Qualification der Gemwählten nichts zu erinnern ift oder die Erinne: 
rungen erledigt find, die Wahl zu beftätigen und die Einführung der 
Gewaͤhlten anzuordnen hat. 

$. 61. Die nad) den örtlichen Verhältniffen erforderlichen nähe: 
ven Beftimmungen über die Wahlform bleiben befonderen Reglements 
vorbehalten, worüber der Minifler des Innern den Oberpräfidenten 
mit Inflruction verfehen wird. 


Abfhnitt IV. Bon den Rehten und Berhältniffen der 
Gemeindeverfammlung. 


$. 62. Die Gemeindeverfammlung ($. 49) hat die Vollmacht 
und Verpflichtung, die Gemeinde nad) Ueberzeugung und Gewiffen 
zu vertreten und verbindende Befchlüffe für diefelbe zu faffen. 


$. 63. Die Verfammlung kann nur dann zufammentreten, wenn 
fie dazu von dem Worfteher oder dem Amtmann zufammenberufen 
worden: ift. 


$. 64. Der Vorfteher führt in der Verfammlung den Vorfig 
mit vollem Stimmredte und mit entfcheidender Stimme bei Stim— 
mengleichheit. Es fteht jedoch aud dem Amtmann die Befugnig zu, 
ben Vorfig darin zu übernehmen; er ift hierzu verpflichtet, wenn 
über den Haushaltsetat und über die Abnahme der Gemeinde 
rechnung, ingleichen über Angelegenheiten, bei denen mehrere Ge— 
"meinden des Amtsbezirkes gemeinfchaftlid betheiligt find, berathen 
werden fol. Es gebührt ihm hierbei bei Stimmengleichheit die ent- 
fcheidende Stimme, außerdem aber fein Stimmredt. 

$. 65. Wohnt ein Wittergutsbefiger der Verſammlung per= 
föntich bei, fo gebührt ihm, wenn nicht der Amtmann gegenwärtig 
ift, der Vorfig, und zwar bei Stimmengleichheit mit entfcheidender 
Stimme; find mehrere Nittergutsbefiger anwefend, fo hat, in Er: 
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mangelung einer Einigung unter ihnen, der ältefte den Vorſitz 
zu führen. 

$. 66. Die Befchlüffe werden nah Stimmenmehrheit gefaßt, 
zur Gültigkeit eines Beſchluſſes ift die Gegenwart von wenigftens 
zwei Drittheilen der Mitglieder erforderlich. Fehlt e8 bei einer Ver: 
ſammlung der Gemeindeverordneten an dieier Zahl, fo find an der 
Stelle der verhinderten oder abgegangenen Mitglieder fo viele der am 
hoͤchſten befteuerten Meiftbeerbten einzuberufen, als zur Befchluß: 
fuhigkeit der Verſammlung noͤthig ift. 

$. 67. Wer bei einer Angelegenheit ein von dem Äntereffe der 
Gemeinde verfhiedenes Intereſſe hat, darf an der Berathung keinen 
Theil nehmen. Tritt diefer Fall bei dem Vorſteher ein, fo hat der 
Amtmann den Vorſitz zu übernehmen. Kann wegen perfönlicher Be: 
theilung der Mitglieder und der an deren Stelle einzuberufenden Meijt: 
beerbten eine befchlußfahige VBerfammlung nicht gehalten werden, fo 
hat die Regierung vermöge des ihr zuftehenden Ober: Auffichtsrechtes 
für die Gewahrung der Nechte der Gemeinde Sorge zu tragen, ihr 
einen Rechtsanwalt zu beftellen und die fonft erforderlichen Einlei: 
tungen zur Wahrnehmung des Intereffes der Gemeinde zu treffen. 
Diefe Beſtimmung finder infonderheit alsdann Anwendung, wenn 
Streit darüber entfteht, ob ein Gegenftand Eigenthum der Gemeinde 
oder der einzelnen Gemeindeglieder ift. 

$. 68. Die Befhlüffe find mit Anführung der dabei gegen: 
wärtig gewefenen Mitglieder duch den WVorfigenden in einem beſonde— 
ren Buche zu verzeichnen. Die Ausfertigungen der Beſchluͤſſe, welche 
ohne Unterfchied Eoftenfrei find, müffen von den Vorfigenden und zivei 
Mitgliedern unterfchrieben werden, welche dazu jaͤhrlich von der Ge: 
meindeverfammlung zu wählen find, 

$. 69. Alle Befchlüffe der Gemeindeverfammlung müffen dem 
Amtmann, infofern er nicht felbft den Vorſitz geführt hat, vor ber 
Ausführung vorgelegt werben. 

$. 70, Den Meiftbeerbten und Gemeindeverordbneten ift es 
nicht erlaubt, irgend eine Vergeltung für die Ausübung ihres Berufes 
anzunehmen, nur baare Auslagen werden ihnen erflattet. 

$. 71. Die Gemeindeverfammlung, fo wie die einzelnen 
Mitglieder derfelben, find der Gemeinde für den ihr zugefügten Nach— 
theil verantwortlih, wenn fie fic) der Abflimmung entziehen, wenn 
fie durch Drdnungswidrigkeit die Beſchlußnahme verhindern, oder 
die Befchlüffe vereiteln, oder ſich ungebührlicherweife in die Ausfüh: 
rung mifchen; dagegen find fie für den Inhalt ihrer Befhlüffe nur 
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dann verantwortlich, wenn fie wider befferes Wiſſen, alfo in unred— 
licher Abfiht, gehandelt haben. Ergibt fi eine ſolche Vertretungs— 
verbindlichkeit der Verfammlung, fo hat die Regierung einen Anwalt 
zu beftellen, welcher im Namen der Gemeinde den Prozeß zu führen 
hat. Auch einzelne Mitglieder Eönnen wegen folcher Verbindlichkeiten 
auf Beſchluß der Gemeindeverfammlung in rechtlichen Anfpruch ges 
nommen werden. ' 

$. 72. Sollte eine Gemeinde = Verorbnetenverfammlung fort= 
mährend ihre Pflichten vernachläffigen und in Unordnung und Par 
teiung verfallen, fo werden Wir fie nach genauer Unterfuhung auf: 
löfen, die Bildung einer neuen Berfammlung nah Befinden wieder 
anordnen und die Schuldigen auf gewiffe Zeit oder auf immer für 
unfähig zu einer neuen Wahl erflären. Außerdem bleibt in dazu 
geeigneten Fällen bie gerichtlihe Rüge vorbehalten. 


Abfhnitt V. Bon dem Borfteher und dem Unterbeam: 
ten der Gemeinden. 


$. 73. Der Gemeindevorfteher, deſſen Amt auf die jeden 
Drtes herkömmliche Weife zu bezeichnen ift, wird für jest und big 
Wir Uns bewogen finden werden, die Wahl deffelben den Gemeinden 
zu überlaffen, vom Landrath aus den Meiftbeerbten und, wo die 
Gemeinde durdy Verordnete vertreten wird, aus Legteren nad Ver: 
nehmung der gutachtlihen Vorfchläge des Amtmanns ernannt. Der: 
felbe muß ſich zur chriftlihen Religion bekennen, in dem Gemeinde: 
bezirke wohnen und die zu feinen Gefchäften nöthigen Kenntniffe be: 
fisen. Das Amt des Vorflehers dauert ſechs Jahre, kann aber nach 
drei Fahren niedergelegt werden. Für Berhinderungsfälle wird in 
gleicher Art ein Stellvertreter (Beigeordneter) ernannt, welcher die: 
felben Eigenfchaften befigen muß. 

$. 74. In denjenigen Gemeinden, welche für fich allein ein Amt 
bilden, ift der Amtmann zugleich der Gemeindevorfteher. 

$. 75. Auch kann, wenn mehrere Gemeinden ein Amt bilden, 
der Amtmann zugleih zum Vorſteher derjenigen Gemeinde beftellt 
werden, in welcher berfelbe feinen Wohnfis hat. Der Oberpräfi: 
dent hat hierüber nad) Vernehmung der Gemeindeverfammlung zu 
entfcheiden. — Jene Gemeinde hat alsdann zu der Befoldung des 
Amtmanns- und beffen Entfchädigung für Dienftunkoften einen ver: 
hältnigmäßig höheren Beitrag, wie die Übrigen zum Amte gehörigen 
Gemeinden und Nittergutsbefiger, zu leiften. ($. 109.) 

8. 76. Das Amt des Vorftehers wird unentgeltlich verwaltet 
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und nur für Dienftunkoften eine Entfhädigung gewährt, “welche von 
ber Regierung nach Vernehmung der Gemeindeverfammlung beftimmt 
wird, jedoch Einen Silbergrofchen für jeden Kopf der Bevölkerung 
nicht überfteigen fol. Für Dienftreifen außerhalb des Kreifes kann 
jedoch befondere Vergütung verlangt werden. Gebühren für einzelne 
Amtshandlungen dürfen nur infoweit erhoben werden, als fie in 
ben Gefegen. ausdruͤcklich geflattet find; dagegen müffen die durch 
ſolche Handlungen verurfachten baaren ——— jederzeit von den 
Betheiligten erſtattet werden. 

8. 77. Der Vorſteher beſorgt unter vorgeſchriebener Mitwirkung 
ber Gemeindeverfammlung und unter der Aufficht des Amtmanng 
die Verwaltung der Angelegenheiten der Gemeinde und ift in der Re: 
gel die ausführende Behörde. Das Etats-, Caffen= und Rechnungs: 
wefen bleibt jedoch der unmittelbaren Leitung des Amtmanns vor: 
behalten. 

$. 78. In allen Angelegenheiten des Amts, foweit fie die Ge: 
meinde betreffen, ift der Vorſteher eine Unterbehörde des Amtmanns. 
In Rüdfiht auf dieſe Gegenftände und auf die Ortspolizei hat 
er die Aufficht zu führen, Anzeige zu machen und die ihm von dem 
Amtmann gegebenen allgemeinen* und befonderen Aufträge und An: 
weifungen auszuführen. 

$. 79. In diefen amtlihen Beziehungen ($$. 77 und 78) find 
dem Borfteher untergeben und zum Gehorfam verpflichtet: ſowohl alle 
einzelne Mitglieder der Gemeinde, als auch die in dem Bezirke der: 
felben beitehenden Corporationen und Stiftungen in ihren Verhaͤlt— 
niffen zu der Gemeinde. 

8. 80. Der Vorfteher kann gegen diejenigen, welche feinen An: 
ordnungen die gebührende Folgeleiftung verweigern, Geldftrafen bis 
zu Einem Thaler verfügen. — Auch fteht ihm, wenn der Amtmann 
nicht in derſelben Gemeinde" wohnt, die Unterfuhung und Beftrafung 
der Drts = Polizeicontraventionen zu, welche mit einer Geldbuße 
von höchftens Einem Thaler bedroht find. 

$. 81. Die zur Gemeinde gehörigen KRittergutsbefiger find 
jedoch in Bezug auf die Polizeiaufficht dem Amtmann unmittelbar 
untergeordnet. Auch in eigentlihen Communalfachen ift der Vor— 
fteher zur Erlaffung von Zwangsverfuͤgungen gegen diefelben nicht 
befugt, fondern muß folche bei dem Amtmann in Antrag bringen. 

$. 82. Wo der Umfang ber Gemeinde es nöthig macht, koͤn— 
nen für einzelne Theile derſelben, nad Beftimmung der Regierung, 
Dorfs- oder Bauerfchaftsvorfteher beftellt werden, welche in dem 
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ihnen angewieſenen Bezirke wohnhaft ſeyn muͤſſen. Wegen der Er— 
nennung, Qualification und Amtsdauer gelten die wegen des Ge— 
meindevorſtehers ertheilten Borfchriften. Die Dorfs- und Bauer— 
ſchaftsvorſteher bilden eine Hilfsbehoͤrde des Gemeindevorſtehers fuͤr 
die blos oͤrtlichen Geſchaͤfte und inſonderheit fuͤr die Polizeiaufſicht 
ihres Bezirkes. 

8. 83. In fo weit zum Dienfte der Gemeinde Unterbeamte und 
Diener erforderlich find, werden diefe, wenn fie zu blos mechanifchen 
Dienftleiftungen beftimmt find, von dem Amtmann, fonft aber von 
dem Zandrath ernannt. Ueber die Würdigkeit der anzuftellenden Per: 
fonen ift die Gemeindeverfammlung zuvor mit ihrer Erklärung 
zu hören. 

6. 84. Der Elementarerheber der directen Steuern verfieht 
zugleich die Stelle des Gemeindeeinnehmers und bezieht dafür eine 
nad) WVernehmung der Gemeindeverfammlung von der Regierung 
zu beſtimmende Nemuneration. Er hat für die Verwaltung fämmt: 
liher Gemeindecaffen eine befondere Gaution zu dem von der Re: 
gierung feftzufegenden Betrage, im Uebrigen aber nad) den für Unfere 
Gaffenbeamten beftehenden Vorfihriften zu beftellen. Ausnahmsweife 
fann von ber Regierung mit Genehmigung des Oberpräfidenten die 
Anftellung eines eigenen Gemeindeeinnehmers angeordnet werben. 
Die Ernennung des Letzteren erfolgt durch den Landrath; über die 
Wuͤrdigkeit des Anzuftellenden ift zuvor die Gemeindeverfammlung 
zu hören. 

$. 85. Wo es nöthig befunden wird, Kann die Negierung bie 
Aufftellung eines von ihr zu genehmigenden Normal: Befoldungss 
etats anordnen. 

%. 86. Die Hinfichtlich der Suspenfion, Entfegung und unfrei— 
willigen Entlaffung der Staatsdiener beftehenden Grundfäge kommen 
auch bei den Gemeindebeamten mit der Maßgabe zur Anwendung, 
daß über deren unfreiwillige Entlaffung die Negierung in voller Ver: 
fammlung entfcheidet. Durch daffelbe Verfahren foll bei allen das 
Gemeinderecht vorausfegenden Stellen die Entlaffung veranlaßt wer: 
den, wenn das Gemeinderecht verloren wird; im Falle des ruhen: 
den Gemeinderechtes ift nach den Umftanden über die Suspenfion 
zu verfügen. 

$. 87. Der Vorſteher ift berechtigt und verpflichtet, die Auf— 
fiht über die Unterbeamten und Diener der Gemeinde und über ihre 
Dienftteiftungen zu führen. — Bei vorkommenden Dienfivernad)- 
läffigungen und Dienftvergehen hat er dem Amtmann Anzeige zu 
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machen, welcher zur Erhaltung der nöthigen Disciplin das Mecht 
hat, den Unterbeamten Drönungsftrafen bis zu drei Thalern und 
den blos zu mechanifhen Dienftleiftungen angeftellten Dienern Ge: 
fängnißftrafen bis zu zwei Tagen aufzulegen. 


Abſchnitt VI. Von dem Gefhäftsverhältniffe des Ge: 
meindevorflehers und der Gemeindeverfammlung. 


8. 88. Wenn in Gemeindeangelegenheiten nicht blos die Ge— 
fege oder fchon gefaßte Befchlüffe auszuführen, fondern neue Befchlüffe 
zu-faffen find, fo gehen zwar diefe aud in der Pegel zunaͤchſt von 
dem Vorfteher oder dem Amtmann ($$. 63 und 64) aus; jedoch foll 
dabei die Entfcheidung nach Verſchiedenheit der Falle abhangig feyn: 
entweder von dem Vorſteher und Amtmann, oder von der Gemeinde— 
verfammlung, oder von- diefer und der hinzutretenden Genehmigung 
der vorgefegten Staatsbehörden. 


$. 89. Angelegenheiten, in welchen e8 auf Erfüllung von Pflich: 
ten gegen den Staat, gegen Inſtitute und gegen Privatperfonen ans 
fommt, gehören zur Entfcheidung des Vorftehers und Amtmanns ; 
es muß aber, wenn hierbei Örtliche Verhäftniffe Einfluß haben, 3. B. 
bei der Anlage und Unterhaltung der Polizei= und Armenanftals 
ten, bei den Angelegenheiten der Kirchen, Schulen, frommen Stif: 
tungen u. f. w., die Gemeindeverfammlung mit ihrem Gutachten 
vernommen werden. Diefes foll in fo weit beachtet werden, als es 
den Zwecken entfprechend und mit den allgemeinen Staatsgrunds 
fäsen vereinbar ift. — Was nach den Feftfegungen der Staatsbe: 
hörde in Beziehung auf Angelegenheiten diefer Art erfordert wird, ift 
die Gemeinde zu leiften verpflichtet. 


6. 90. Wenn der Amtmann oder der Vorfteher mit deffen Zus 
ftimmung irgend einen anderen Gegenftand, worin ihm die Entfchei: 
dung zufteht, freiwillig der Gemeindeverfammlung vorlegt, fo ift 
er an deren Beſchluß gebunden. | 


$. 91. Die Gemeindeverfammlung entfcheidet in allen An— 
gelegenheiten, welche fich lediglic auf den inneren Haushalt der Ge— 
meinde beziehen. Dahin gehören: 1) Feftfegung des Haushaltsetats, 
2) Verpachtung und Berwaltung von Grundftüden, 3) Melioration 
von Grundftüden, 4) Verpfaͤndung von Grundftüden, 5) Anftellung 
von Prozeffen und Abſchließung von Vergleichen über Gerechtfame der 
Gemeinde oder über die Subftanz des Gemeindevermögens, 6) Ver: 
träge, die außer den Grenzen des Haushaltsetats liegen, 7) aͤhn⸗ 
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lihe außerordentliche Geldbewilligungen, als Neubaue, Hauptrepa= 
raturen u. f. w., die den Haushaltsetat Überfteigen. 

$. 92. Die in Angelegenheiten diefer Art ($. 91) von der Ge= 
meindeverfammlung gefaßten Befchlüffe find, fo weit fie nicht nach 
ben folgenden Vorſchriften höherer Genehmigung bedürfen, für den 
BVorfteher und Amtmann verbindend. Wenn jedoch der Amtmann 
Die Meberzeugung hat, daß ein Befchluß den Gefegen widerſpricht, 
oder dem Gemeindewohl nachtheilig werden würde, fo foll er die Aus: 
führung verfagen und darüber an die Regierung zur Entfcheidung 
berichten; er muß aber, wenn er bei der Abfaffung des Befchluffes 
nicht anweſend war, eine nochmalige Berathung der Sache unter ſei— 
nem Borfige veranlaffen und eine Vereinigung hierüber verfuchen. 

d. 93. Die freiwillige Veräußerung von, Grundftücden kann nur 
mit Genehmigung ber Regierung und, der Regel nah, nur im Wege 
der öffentlichen Licitation flatt finden. Zur Gültigkeit der Licitation 
aber gehört: 1) die Vorlegung eines beglaubigten Auszuges aus 
dem Grundfteuerkatafter anflatt der Zare, 2) eine öffentlih auszu— 
hängende Ankündigung, 3) einmalige Bekanntmahüng durch das Amts= 
blatt der Regierung oder duch die etwa im Kreife erfcheinenden öffentz 
lichen Blätter, &) eine Feift von ſechs Mochen von der Bekannt— 
machung bis zum Picitationstermin, 5) Abhaltung des Licitations= 
termins durch sine Fuftisperfon, den Amtmann oder den Vorfteher. — 
Wenn der Kataftralertrag des Grundſtuͤcks nicht zwei Thaler über: 
fteigt, fo bedarf es der unter 3. vorgefchriebenen Bekanntmachung 
nicht. — Vor Erlaffung der Bekanntmachung ift an die Regierung 
zu berichten, welche ſich überzeugen muß, ob hinreihende Gründe zu 
der vorgefchlagenen Maßregel vorhanden find, und das Meitere zu 
verfügen hat. Iſt bei der Licitation der fünfundzwanzigfache Betrag 
des Kataſtralertrages, nah Abzug der auf dem Grundftüd ruhen 
den Abgaben und Laften, nicht erreicht worden, fo ift unter Einrei= 
hung der Verhandlungen an die Regierung zu berichten, welche über 
ben Zufchlag entfcheidet. — Bei Veräußerung von Gebäuden, welche 
nur nad) der Grundfläche befteuert find (F. 21 des Grundfteuerge: 
feßes vom 21. Januar 1839), ift, fofern fie für ſich allein und nicht 
als Zubehör eines Gutes mit diefem zugleich veräußert werden, eine 
Tare aufzunehmen und den Verhandlungen zum Grunde zu legen. — 
Sn befonderen Fällen kann die Regierung auch den Verkauf aus freier 
Hand geftatten, ſobald fie fih überzeugt, daß der Vortheil der Ge: 
meinde dadurch gefördert oder folche doch nicht benachtheiligt wird. 
Der Befigtitel kann für den Erwerber eines’ Gemeindegrundſtuͤcks 


Landgemeindeordnung fir die Provinz Weftphalen ıc. 29 


nur dann berichtigt werden, wenn die Beobachtung biefer Vorfchrif: 
ten nachgewiefen ift. — Die vorftehenden Beftimmungen finden auch 
auf die Veräußerung von Realberechtigungen Anwendung, wobei 
die Aufnahme einer Taxe jederzeit nothiwendig ift. 

$. 94. Zur Aufnahme von Anleihen und zum Ankauf von 
Grundftüden ift die Genehmigung der Regierung erforderlih. Die 
Genehmigung zu Anleihen foll nur dann ertheilt werden, wenn für 
einen fiheren Zinfen= und Zilgungsfonds geforgt ift. Desgleihen find 
Prolongationen von Anleihen und Abweichungen von dem genehmig: 
ten Zilgungsplan an die Einwilligung der Regierung gebunden. 

$. 95. Auch die Einführung neuer oder erhöhter Gemeinde: 
auflagen erfordert die Genehmigung der vorgefegten Staatsbehoͤrde 
nach näherer Beftimmung der darüber von den Minifterien des In: 
nern und der Finanzen bereits ertheilten oder Eünftig etwa noch zu 
erlaffenden Inftructionen. 

8. 96. Bei Verwaltung der Waldungen bleiben die Gemeinden 
den nad der Verordnung vom 24. December 1816 ſtatt findenden 
Befhränkungen fernerhin unterworfen. 

$. 97. In jeder Gemeinde muß ein Haushaltsetat für eine 
nach dem Ermeffen der Regierung auf ein bis drei Jahre zu beſtim— 
mende Periode aufgeftellt werden. Der Entwurf deffelben ift von dem 
Amtmann anzufertigen und unter deffen Vorfig von der Gemeinde: 
verfammlung zu prüfen und feftzufegen. — Ein Duplicat bes feft: 
gefegten Etats. ift dem Landrath einzureichen. Nimmt bdiefer darin 
Drbnungsmidrigkeiten oder eine Gefährdung des Gemeindeintereffes 
wahr, fo hat er die Ausführung desjenigen Theils des Etats, wobei 
folhe vorkommen, zu unterfagen. Widerfpriht die Gemeindevers 
fammlung, fo ift die Sache zur Entfcheidung der Regierung zu bringen. 

$. 98. Der Amtmann hat dafür zu forgen, daß der Haushalt 
nah dem Etat geführt werde. Außerordentliche Ausgaben, welche 
außer dem Etat geleiftet werben follen, bedürfen außer der Bewilli— 
gung der Gemeindeverfammlung ($. 91. Nr. 7) der Genehmigung 
des Landraths. 

$. 99. Alle Gemeindeeinkünfte müffen in die Gemeinbecaffe 
fließen, fie dürfen zu feinem anderen Zwede als zur Dedung des 
Gemeindebebürfniffes verwendet werben. 

$. 100. Die Gemeindeverfammlung controlirt die Verwal—⸗ 
tung. Sie ift daher berechtigte und verpflichtet, fi von der Aus— 
führung ihrer Befchlüffe und der Verwendung aller Gemeindeein: 
nahmen Ueberzeugung zu verfhaffen, die Acten einzufehen, die Rich» 
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tigkeit der Ausführung der Gemeindearbeiten zu unterfuchen u. f. w. 
Die Gemeindeverffammlung kann, wenn fie nicht aus Gemeinde: 
verordneten befteht, Behufs RENT, Gontrole einen Ausfhuß aus ihrer 
Mitte ernennen. 

$. 101. Die Rechnung Über die Gemeindecaffe, welche der 
Einnehmer vor dem 1. April des folgenden Jahres zu legen bat, ift 
zunädhft von dem Amtmann zu revidiren, welcher diefelbe mit feinen 
Bemerkungen der Gemeindeverfammlung zur Prüfung und Ab: 
nahme vorlegt. 

6. 102. Die Rechnung ift hiernächft mit den Reviſions- und 
Abnahmeverhandlungen an den Landrath zur fchließlihen Prüfung 
und Feftftellung einzufenden. Diefer hat längftens in fedhs Monaten 
die weitere Mevifion der Rechnung zu bewirken und die Dedyarge zu 
ertheilen oder feine Erinnerungen dem Amtmann mitzutheilen. 

$. 103. Ueber die Urt, wie die Haushaltsetats und Ned): 
nungen, fo wie das Gaffenwefen, einzurichten find, follen die Regie— 
rungen die erforderliche Inſtruction ertheilen. 

$. 104. Wenn die Gemeindeverfammlung glaubt, daß dem 
Vorfteher oder Amtmann VBernadhläffigungen oder Pflichtsverletzungen 
zur Laft fallen, fo ift dem Landrath Anzeige davon zu. machen, 
welcher die Sache zunachft im adminiftrativen Wege unterfuht und 
darüber an die Megierung zur Verfügung berichtet. Wenn aber der 
eine oder andere Theil fi) bei der Verfügung der Regierung nicht 
beruhigen will, fo ift ihm freigeftellt, binnen vier Wochen, von dem 
Eingange der Verfügung an gerechnet, entweder auf die Entfheidung 
ber höheren Staatsbehörde oder in dazu geeigneten Fallen auf den 
Rechtsweg zu provociren. Bis zur Entfcheidung. bleibt die Vollziehung 
ber vorläufigen Verfügung dem Ermeffen der Regierung überlaffen. 
Sobald auf höhere adminiftrative Entfheidung angetragen worden ift 
und beide Theile mit diefem Antrage einverflanden find, iſt der 
Rechtsweg ausgefchloffen, wenn nicht die höhere Behörde die Sache 
felbft dahin verweift. Sollte ein Prozeß gegen den Vorſteher oder 
Amtmann nöthig werden, fo hat die Negierung folchen auf den An: 
trag der Gemeindeverfammlung einzuleiten und der Gemeinde einen 
Anwalt zu beftellen, welcher Namens derfelben den Prozeß zu führen hat. 

$. 105. Urkunden, welche die Gemeinde verbinden follen, müffen 
in der Ausfertigung von dem VBorftcher und dem Amtmann volljogen 
werden; es muß aber, wenn fie Angelegenheiten bes Gemeindehaus: 
halte betreffen, der Genehmigungsbefchluß der Gemeindeverfamm: 
lung und in dem Falle des $. 98 die Genehmigung des Landraths 
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in beglaubigter Form beigefügt fein. Den Urkunden über Veraͤuße— 
rungen von Grundftüden und Realberechtigungen ift dasjenige, was 
zum Beweis der im 8. 93 aufgeftellten Erforderniſſe dient, nicht 
minder den Urkunden über Anleihen und den Ankauf von Grund: 
ftüden die Genehmigung der Regierung ($. 94), ebenfalls beglaubigt, 
beizufügen. Bezieht fi die Urkunde auf eine von der Gemeinde zu 
erfüllende Pflicht ($. 89), fo ift, wenn die Gemeindeverfammlung 
die Genehmigung verweigert, die Entfcheidung der Negierung in be: 
glaubigter Form beizufügen. 


Zitel IH. 
Bon den Aemtern. 


$. 106. Der Amtmann wird ohne Unterfchied, ob das Amt 
aus mehreren Gemeinden oder nur aus einer befteht, nad Verneh- 
mung der gutachtlichen Vorfchläge des Landraths von der Regierung 
ernannt. Es foll hierbei auf angefehene Grundbefiger in den Amts: 
bezirken befonders Rüdfiht genommen werden. Für Berhinderungss 
fälle ift in gleicher Art ein Stellvertreter zu ernennen. Das Amt 
des Stellvertreterd dauert, wenn dazu ein Oemeinbevorfteher er: 
nannt wird, nur fo lange, als feine Anftellung als Vorſteher. 

$. 107. In fo weit zum Dienfte des Amtes Unterbeamte oder 
Diener erforderlich find, werden dieſe auf den Vorſchlag des Amt: 
manns von dem Landrath ernannt. Beftcht das Amt nur aus Einer 
Gemeinde, fo verbleibt e8 bei den Beftimmungen des $. 83. Wegen 
Suspenfion, Entfegung und unfreiwilliger Entlaffung der Unterbeam: 
ten und Diener des Amtes finden die Vorfchriften des $. 86 An: 
wendung. Auch fliehen dem Amtmann gegen diefe Beamten bie im 
$. 87 beftimmten Disciplinarbefugniffe zu. 

8. 108. Wo die Einrichtung einer befonderen Amtscaffe nöthig 
gefunden wird, foll deren Verwaltung gleichfalls durch den Elemen— 
tarerheber ber Ddirecten Steuern beforgt werden, welcher dafür eine 
nach Bernehmung der Amtsverfammlung ($. 111) von der Regie: 
rung zu beflimmende Remuneration zu beziehen und eine mit ber 
Caution für die Gemeindecaffe ($. 34) zu verbindende Caution zu 
beftellen hat. Iſt ein eigener‘ Gemeindeeinnehmer angeftellt, fo 
kann demfelben von ber Regierung auc die Verwaltung der Amts— 
caffe übertragen werden. 

$. 109. Für jedes Amt ift von der Regierung nad Verneh— 
mung ber Amtsverfammlung eine Normal :Befoldungsetat auf 
zuftellen. Die Befoldungen, fo wie die Entfchädigungen für Dienft- 
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unkoften, muͤſſen von dem Amte aufgebracht werden; der Betrag ift 
auf die einzelnen Gemeinden und außer dem Gemeindeverbande 
befindlichen Mittergutsbrfiger, nach Verhältniß der Grund: und 
Klaffenfteuer, zu vertheilen. Die VBefoldung des Amtmanns und 
beffen Entfhädigungen für Dienftunfoften follen zufammen drei Sil— 
bergeofhen, und, wo der Amtmann zugleich Gemeindevorfteher ift, 
vier Silbergrofhen auf den Kopf der Bevölkerung nicht überfteigen. 
In Anfehung der Vergütung für Dienftreifen, fo wie der Gebühren 
und baaren Auslagen für Amtsverhandlungen des Amtmanns, fin: 
den die Vorfchriften des $. 76 Anwendung. 

$. 110. Der Amtmann führe, außer der Beauffihtigung und 
Leitung der Gemeindeangelegenheiten, die Verwaltung der Amts = 
Communalangelegenheiten ($. 13) und ift hierbei die allein aus— 
führende Behörde. Er hat in dem Amtsbezirke die Polizeiverwals: 
tung, fo wie alle in Zandesangelegenheiten vorkommenden örtlichen 
Geſchaͤfte, foweit hierzu nicht befondere Behörden beftellt find, zu 
beforgen. Unter der vorjtehenden Beſchraͤnkung ift er eben fo beredy: 
tigt, als verpflichtet, darauf zu fehen, daß überall die beftehenden 
Landesgeſetze und Vorfchriften gehörig beobachtet werden. In diefer 
Hinfihe find ihm ſowohl alle einzelnen Mitglieder des Amtes, als 
auch alle zu öffentlichen Zweden in dem Amtsbezirke beftehenden Ge— 
meindebehörden, ingleihen Gorporationen und Stiftungen, Folge 
zu leiften fchuldig. . 

$. 111. Das Amt wird in ben Amts: Communalangelegen= 
heiten ($. 13) duch die Amtsverfammlung vertreten; auf die be— 
fonderen Angelegenheiten der einzelnen Gemeinden fleht ihr aber Eeine 
Einwirkung zu. 

$. 112. Die Amtsverfammlung ift in denjenigen Aemtern, 
mwelhe aus Einer Gemeinde beftehen, von der Gemeindeverfamm: 
lung nicht verfchieden, in den übrigen Yemtern wird diefelbe gebildet: 
1) aus den Befigern der landtagsfähigen Nittergüter, ohne Unter: 
ſchied, ob diefe im Ort3= Gemeindeverbande ftehen oder nit, 2) aus 
den Vorftehern der zum Amte gehörigen Gemeinden, vermöge ihres 
Amtes, und 3) aus gewählten Abgeordneten. — Jede Gemeinde 
fendet einen Abgeordneten, find aber die einzelnen Gemeinden von 
fehr ungleicher Größe, fo tritt bei den ſtaͤrker bevölkerten Gemeinden 
eine Vermehrung der Abgeordneten ein, worüber der Dberpräfident 
zu beftimmen hat. Die Abgeordneten werden nah Vorſchrift der 
8. 52, 53 und 56 bis 61 und, wo die Gemeinde durch Verord— 
nete vertreten wird, von Legteren aus ihrer Mitte in gewöhnlicher Ver: 
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fammlung ($$. 63—66) mit Berüdfihtigung der Vorſchrift des 
8. 58 gewählt, jedoch find die Wahlverhandlungen dem Landrath 
zur Beftätigung der Wahlen einzureichen. 

$. 113. Den Vorfig in der Amtsverfammlung führt ber 
Amtmann und bei deſſen Verhinderung ber Stellvertreter: mit vollem. 
Etimmredte, und bei Stimmengleihheit mit entfcheidender Stimme. 
Iſt aud der Stellvertreter verhindert, fo hat der Altefte Ritterguts⸗ 
befiger und, wenn fein Witergutsbefiger an der Verſammlung Theil 
nimmt, ber ältefte Gemeindevorfteher den Vorſitz zu übernehmen. 

6. 114. Die Vorſchriften wegen der Rechte und Verhaͤltniſſe 
der Gemeindeverfammlung und wegen bes Gefcäftsverhältniffes des 
Gemeindevorftehers und der Gemeindeverfammlung (Tit. U. Ab: 
ſchnitt 4 und 6) finden auf die Amtsverfammlung und den Amtmann 
gleichmaͤßig Anwendung. 

$. 115. In dem Zalle des $. 92 hat der Amtmann, wenn 
er fid) mit der Amtsverfammlung nicht vereinigen kann, dem Land: 
rath davon Anzeige zu machen, welcher zuvörderft eine Vereinigung 
zu verfuhen und, wenn bdiefe nicht gelingt, an die Regierung zur 
Entfcheidung zu berichten hat. 

$. 116. Das Verhältniß, in welchem bie einzelnen Gemeinden 
und nicht im ©emeindeverbande flehenden Nittergutsbefiser außer 
dem Falle des $. 109 zu den gemeinfhaftlihen Bedürfniffen des 
Amtes beizutragen haben, wird durd die Negierung, nach Verneh— 
mung der Amtsverfammlung, feſtgeſetzt. — Die Beiträge, welche 
von den Gemeinden zu leiften find, follen nicht auf die einzelnen Ge: 
meindemitglieder, fondern auf die Gemeinden, und in biefen nad) 
beren Berfaffung auf die Einzelnen vertheilt werden. 


Titel IV. 
Bon der Verpflichtung zur Annahme von Stellen. 


8. 117. Jedes zur Ausübung des Gemeinderechtes befähigte Ge— 
meindeglieb ift in der Regel verbunden, unbefoldete Stellen und ein- 
zelne Aufträge, fo wie die Stellen eines Gemeinde: oder Amtöver: 
ordneten, anzunehmen, die legteren Stellen fechs Jahre und die übri: 
gen wenigſtens drei Jahre zu verwalten. Nach Ablauf diefer Friſt 
kann Seder die Stelle niederlegen und binnen den naͤchſten drei Jah— 
ren zur Annahme neuer Stellen ober Aufträge von längerer Dauer 
niht angehalten werben. 

8. 118. Fortdauernde Krankheiten, Gefchäfte, die längere Rei: 
fen nothwendig maden, und ein Alter über fehzig Jahre find gültige 
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Entfhuldigungsgrunde, wodurd die im $. 117 ausgeſprochene Ver: 
pflihtung eine Ausnahme erleiden kann. Wer außer diefen beſtimm— 
ten Fallen darzuthun vermag, daß er nad) feinen befonderen Verhält- 
niffen oder ohne wefentlihe Störung feines Wohlftandes eine ihm 
‚angewiefene Stelle nicht übernehmen könne, foll auf feinen Antrag 
nach Umftanden ganz befreit oder auch durch abgefürzte Dauer der 
Stelle erlecithtert werden. Die Entſcheidung hieruͤber ſteht dem Land— 
rath zu. 

$. 119. Von der im 8. 117 feſtgeſetzten Verbindlichkeit find 
gänzlich befreit: vom Etaate befoldete Beamte, ſtandesherrliche Be: 
amte, fo weit fie den Stautsbeamten gleih zu achten find, Juſtiz— 
commiffarien, Patrimoniafrichter, Geiftlihe, Scullehrer und Me: 
dicinalperfonen. Desgleichen können diejenigen, welche ein Gemeinde: 
amt oder die Stelle eines Gemeindeverordneten bekleiden, nicht 
gezwungen werden, eine neue Stelle neben der bisherigen zu über: 
nehmen; doch Eönnen die Legteren die Wahl zu Amtsverordneten, 
ingleichen die Gemeindevorfteher die Ernennung zum Stellvertreter 
des Amtmanns ($. 106), nicht ablehnen. Dagegen find Gemeinde: 
verordnete, unbefoldete Gemeindeämter, besgleichen die Dorf- und 
Bauerfhaftsvorfieher andere unbefoldete Stellen, fo wie die Etellen 
der Gemeindeverordneten, anftatt ihrer bisherigen Stellen, zu über- 
nehmen verpflichtet. + 

$. 120. Die Befiger der zur Gemeinde gehörigen Ritterguͤter 
find ein Gemeindeamt oder Aufträge in Gemeindefachen zu über: 
nehmen nicht verbunden. 

$. 121. Die vom Staate befoldeten Beamten, die den Staats: 
beamten gleich zu achtenden ftandesherrlichen Beamten, bie Patrimo: 
nialrichter, die Geiſtlichen und Schullehrer bedürfen, wenn fie eine 
Stelle oder einen Auftrag von längerer Dauer bei der Gemeindever: 
waltüung übernehmen wollen, dazu die Erlaubniß ihrer vorgefegten 
Dienftbehörde und der Negierung. Diefe Erlaubniß kann auch, wenn 
ſich aus der Verbindung beider Dienftverhäftniffe für den Staats: 
dienft oder für die Gemeindeverwaltung in der Folge ein Nachtheil 
ergibt, von der Dienftbehörde ſowohl als von der Regierung zurüd: 
genommen werben. 

$. 122. Wer fih den in den 88. 117 ff. beftimmten Verbind- 
lichkeiten außer den Fallen. der 88. 118—120 beharrlich entzieht, 
kann durch Befchluß der Gemeindeverfammlung mit Genehmigung 
ber Regierung der Ausübung des Gemeinderechtes, fo wie der Waͤhl— 
barkeit, für immer oder auf beftimmte Zeit verluftig erklärt werden. 
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Titel V. 
Bon der Oberanfficht über die Gemeindeverwaltung. 


$. 123. Die Oberaufficht des Staates Über die Aemter und 
Gemeinden wird durch die Negierung und Landräthe ausgeübt. Die 
Landräthe handeln hierbei in Anfehung der ihnen durch das gegen— 
waͤrtige Gefeg befonders überwiefenen Angelegenheiten als felbftftändige 
Behörden, im Uebrigen aber als beftändige Commiffarien der Regie— 
rung, und find in diefer Eigenfchaft verpflichtet, fi von der Amts: 
und Gemeindeverwaltung in ihren Kreifen in fleter Kenntniß zu er: 
halten und, wo fie eine Einfchreitung nöthig finden, der Megierung 
zur weiteren Berfügung Anzeige zu machen. Die Regierungen find 
berechtigt und verpflichtet: a) fich darüber, ob in jedem Amte, in 
jeder Gemeinde die Verwaltung nad) den Gefegen überhaupt und nad) 
dem gegenwärtigen. Gefege insbeſondere eingerichtet fei, die Meber- 
zeugung zu verfhaffen, zu dieſem Zwecke auch die Etats und: Rech: 
nungen einzufordern und die dabei wahrgenommenen Mängel zu rügen; 
b) dafür zu forgen, daß die Verwaltung fortwährend in dem vorge— 
ſchriebenen Gange bleibe und alle Störungen befeitige werden; ec) die 
Beihwerden Tinzelner über die Verlegung der ihnen als Mitglieder 
zuftehenden Nechte zu. unterfuchen und zu entfiheiden; d) die Aemter 
und Gemeinden zur Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten, und e) in 
den Füllen zu entfcheiden, welche in diefem Gefege dahin gewiefen 
find. Die Berichte, welche in Gemeinde: und Amtsangelegenheiten 
an die Megierung erftattet werden, find an den Landrath zu fenden, 
um fie mit feinen etwanigen Bemerkungen weiter zu befördern. Me: 
curfe an die Regierung gehen denſelben Weg. 

8. 124. Gegen die Entfcheidung des Landraths in den ihm be- 
fonders überwiefenen Sachen bleibt der Recurs an die Regierung, 
fo wie gegen Entfcheidungen der Reg'erung der Recurs an den Ober: 
präfidenten vorbehalten. — Der Rechtsweg dagegen ift nur dann 
zulaflig, wenn die Klage auf einen fpeciellen privatrechtlichen Zitel 
gegründet wird; über allgemeine Verwaltungsgrundfüage und deren 
Anwendung gebührt dem Nichter kein Ausſpruch. 

$. 125. In den Gemeinden, welche zu den Gebieten der vor: 
mals unmittelbaren deutfshen Neichsftände gehören, bleibt den Leg: 
teren die Ausübung der Negierungsrechte duch ihre Behörden nad) 
Maßgabe der Inftruction vom 30. Mai 1820 vorbehalten, infofern 
nicht durch befondere Nezeffe hierauf Verzicht geleiflet oder ein Anderes 
beftimmt worden ift. 
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$. 126. Die zur Ausführung des gegenwärtigen Gefeges er: 
forderlihen erften Einrichtungen werden unter der Leitung des Ober: 
präfidenten getroffen, welchen der Minifter des Innern mit einer 
Snfteuetion hierüber verfehen wird. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfihrift und bei: 
gedrudtem Koͤniglichen Infiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 31. Detober 1841. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm, 


von Boyen. von Kamptz. Muͤhler. von Rochow. von 
Nagler. von Ladenberg. Graf von Alvensleben. Frh. 
von Werther. Eihhorn. von Thile Graf zu Stollberg. 


Berordnung über die Einrichtung der Gemeindeverfafiung 
in der Provinz Weftphalen, vom 31. October 1841. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ı. Durch die Ordre vom 18. März 1835 ift geneh— 
migt worden, daß, wenn der Einführung der revidirten Stüdteord- 
nung vom 17. März 1831 an einzelnen Drten der Provinz Wet: 
phalen befondere Bedenken entgegenftehen follten, ſolche einftweiten 
ausgefegt bleiben können. — Nachdem Wir über die Verfaffung 
und Verwaltung der Landgemeinden diefer Provinz durch die Landge— 
meindeordnung vom heutigen Tage Beftimmung getroffen haben, 
fo ift es nothwendig, aud die Werhaltniffe derjenigen Städte, wo 
die revidirte Städteordnung bisher nicht eingeführt ift, näher feft: 
zuftellen; Wir verordnen demnach auf den Antrag Unferes Staats: 
miniſteriums, was folgt: 

8. 1. Die revidirte Städteordnung ſoll nunmehr auch in dies 
jenigen Städte der Provinz Weftphalen, wo fie bisher noch ausgefegt 
geblieben ift, eingeführt werden, wenn diefelben 2300 Einwohner oder 
darüber Haben. Sollte jedoch hiernachft die Stadtverordnetenvers 
ſammlung darauf antragen, daß die Verfaffung und Verwaltung der 
Stadtgemeinde nad) der Luandgemeindeordnung eingerichtet werde, fo 
kann diefem Antrage flattgegeben werden, infofern nad) genauer Un: 
terfuhung die Staͤdteordnung den befonderen Verhältniffen und Sn: 
tereffen der Stadtgemeinde nicht für entfprehend zu achten if. 

$. 2. Inden übrigen Städten, wo die Einführung der Städtes 
ordnung bisher ausgefegt geblieben ift, foll die Landgemeindeord: 
uung zur Anwendung kommen. Sollte jedoch die Gemeindeverord- 
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netenverfammlung ($. 9) bie Städteorbnung wuͤnſchen, und deren 
Einführung nicht befondere Hinderniffe entgegenftehen, fo Eann ber 
Stadt die Stäbteordnung verliehen werden. 

8. 3. Sn beiden Fällen, ($$. 1 und 2) entfcheidet der Minifter 
bes Innern auf den mit dem Gutachten des Oberpräfidenten bes 
gleitenden Bericht der Regierung. 

$. 4. Bei der Anwendung ber Landgemeindeordnung in ben 
Städten follen nachſtehende Mobdificationen eintreten. 

d. 9. Die auswärts mwohnenden Hausbefiger werden nicht zu 
den Gemeindegliedern, fondern zu den Forenfen gezählt. f 

$. 6. Das Gemeinde: oder Bürgerrecht fleht nur denjenigen 
zu, welche bie im $. 42 der Pandgemeindeordnung vorgefchriebenen 
perfönlichen Eigenfchaften befigen, in dem Stadtbezirke ihren Wohn: 
fig haben, und entweder 1) von ihren im Stadtbezirke gelegenen 
Grundbefigungen einen nach Vorfchrift des $. 40 daſelbſt nicht. 
unter zwei, und nicht über fünf Thaler zu beftimmenden Hauptgrund 
fleuer- Betrag oder 2) einen in gleicher Art nicht unter vier und 
nicht über acht Thaler für die Haushaltung und nicht unter zwei, und 
nicht über vier Thaler für den Einzelnen zu RENIOIERNEN Klaſſen⸗ 
ſteuerſatz entrichten. 

$. 7. Das Buͤrgerrecht kann nicht durch Stellvertreter ausge: 
übt werden, und ruht in allen Källen, in denen ein Bürger zur Aus: 
übung deffelden in eigener Perfon nicht fähig oder im Stande ift. 

8. 8. Wer feinen, Wohnfig in dem Stabtbezirfe aufgibt, ver: 
liert dadurch das Bürgerrecht. Als folher wird in Ermangelung 
einer ausbrüdlihen Erklärung derjenige betrachtet, welcher nicht: bin= 
nen Sahresfrift nach feiner Entfernung einen Stellvertreter zur Er: 
fültung feiner bürgerlichen Obliegenheiten beftellt hat. 

8. 9. Die Stadtgemeinde wird -jeberzeit durch eine SRERERDEE 
(Stadt-) DVerorbnetenverfammlung vertreten. 

8. 10. Für die Stabtverordneten wird eine, von dem Ober: 
präfidenten auf ein Drittel bis zur Hälfte derfelben zu beftimmende 
Anzahl von Stellvertretern gemählt, welche beftimmt find, in Behin: 
»erungsfällen oder bei dem Abgange einzelner Stadtverorbneten deren 
Stelie einzunehmen. Die Einberufung des Stellvertreters gefchieht 
nach der Mehrheit der Stimmen bei ber Wahl. 

$. 11. Zum Behuf der Wahl der Stadtverorbneten und Stell: 
vertreter ann die Stadt nad Beftimmung des Oberpräfidenten, 
welcher jedoch zuvor die Gemeindebehörden mit ihrem Gutachten zu 
vernehmen hat, in Wahlbezirke eingetheilt werden. Es bleibt vorbe- 
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halten, nach Publication des Gemwerbepolizei: Gefeges auch Wahlen 
nah Klaffen anzuordnen. 

$. 12. Menigftens die Hälfte der Stabtverorbneten muß aus 
Srundbefigern beftehen, welches jedoch auf die Stellvertreter feine 
Anwendung findet. Wenn von den zu Stadtverordneten Gemwählten 
weniger als die Hälfte Grundbefiger find, fo treten diejenigen Unanz 
gefeffenen, welche die wenigften Stimmen gehabt haben, zurüd, und 
werden die cerften Stellvertreter. Die Wahl muß alsdann zur Er: 
gänzung der erforderlichen Anzahl von Grundbefigern in denjenigen 
Wahlverfammlungen, in weldhen die Zurüdtretenden gewählt waren, 
erneuert werden. 

$. 13. Die Stelle des VBorftehers der Stadtgemeinde (Bürger: 
meifters) foll in der Regel mit der des Amtmanns verbunden und 
eine Ausnahme hiervon nur mit Genehmigung Unferes Minifters des 
Innern geftattet fein. 

$. 14. Für einzelne Stadttheile können nad) Vorſchrift des 
8. 82 der Landgemeindeordnung Bezirksvorfteher, (Rott: oder Vier: 
telsmeifter) beftellt werden. 

$. 15. Bei Anftellung der zum Dienfte der Stadt erforderlichen 
Unterbeamten und Diener find die jet beftehenden und fünftig zu er: 
lafjenden Verordnungen wegen Berforgung der Invaliden zu befolgen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfchrift und bei: 
gedrucktem Königl. Inſiegel. 

Gegeben Sansſouci, den 31. October 1841. 

. S). Friedrich Wilhelm. 


von Boyen. von Kamptz. Muͤhler. von Rochow. von 
Nagler. von Ladenberg. Graf von Alvensleben. Frh. 
von Werther. Eichhorn. von Thile. Graf zu Stollberg. 


Gemeindeordnung für die Rheinprovinz vom 23. Juli 1845. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. verordnen über die Verfaſſung und Verwaltung der 
Gemeinden in der Rheinprovinz, mit Ausnahme der Stade Wetzlar, 
in welcher e8 bei der bereits erfolgten Verleihung der revidirten Städte: 
ordnung verbleibt, und mit dem Vorbehalte, nach Befinden auch an: 
deren auf dem Provinziallandtage im Stande der Städte vertretenen 
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Gemeinden auf ihren Antrag die revidirte Stäbteordnung vom 17. März 
1831 zu verleihen und dabei diejenigen fatutarifchen Anordnungen 
zu bewilligen, welche nad den eigenthümlichen Verhaltniffen der die 
Verleihung nachfuchenden Städte wünfchenswerth erfcheinen, nad) Ver: 
nehmung Unferer getreuen Stande, auf den Antrag Unferes Staats: 
minifteriums, was folgt: 


Titel 1. 


Bon den Gemeinden und Bürgermeiftereien . überhaupt 
und der Grundlage ihrer Berfafjung. 


8. 1. Alle diejenigen Drte (Städte, Dörfer, Weiler, Bauer: 
ſchaften, Donnfchaften, Kicchfpiele u. f. w.), welche für ihre Com: 
munalbedürfniffe gegenwärtig einen. eigenen Haushalt haben, es ſei 
auf dem Grund eines befonderen Etats oder einer Abtheilung des 
Bürgermeiftereietats, follen fortan eine Gemeinde unter einem Ges: 
meindevorfteher bilden. 

8. 2. Drte, welche früherhin befondere Gemeinden bildeten, 
gegenwärtig aber mit anderen zu einem Haushalte verbunden find, 
fönnen als eigene Gemeinden wieder hergeftellt werden, wenn fie noch 
erhebliche befondere Sntereffen haben und zwei Drittel der zur Aus: 
übung des Gemeinderechtes befahigten Gemeindeglieder des Drtes 
(88. 33, 36) in einer zu diefem Zwed unter dem Vorfige des Buͤr— 
germeifters abzuhaltenden Gemeindeverfammlung fich dafür erklären. 
Der Oberpräfident hat hierüber auf den Bericht der Negierung zu 
entfcheiden; es müffen aber, bevor für die Wiederherftellung entfchieden 
wird, die zur Ausübung des Gemeinderechtes befüahigten Gemeindeglie: 
der der übrigen betheiligten Drtfchaften in einer unter dem Vorſitze 
des -Bürgermeifters abzuhaltendem Verſammlung ebenfalls mit ihrer 
Erklärung gehört werden. 

8. 3. Zur Gemeinde gehören alle Einwohner des Gemeindebezirkes, 
und zu legterem alle innerhalb deffen Grenzen gelegene Grundflüde. 

8. 4. Einzeln gelegene Befigungen, welche noch feiner Gemeinde 
angehören, müffen mit einer angrenzenden Gemeinde vereinigt wer: 
den; der Dberpräfident hat hierüber nach Anhörung der Betheiligten 
und des Gemeinderaths der betreffenden Gemeinde zu befchließen. 

$. 9. Den vormals unmittelbaren deutſchen Reichsftänden, auf 
welche die Verordnung vom 21. Juni 1815 Anwendung findet, und 
denjenigen Befigern von Standesherrlichkeiten, welchen gleichartige 
Befugniffe befonders verliehen find, verbleiben fowohl in perſoͤnlicher 
Beziehung, als für ihre in dem Gemeindebezirke belegenen Grund: 
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ftüe und für deren Bewohner, die ihnen zuftehenden Rechte, wie fie 
in ber Inſtruction vom 30. Mai 1820 in Berbindung mit ber ben 
8. 32 derfelben erläuternden Ordre vom 14. Juli 1829 oder vermöge 
befonderer Rezeffe feftgeftellt find. 

$. 6. Außer den Fällen der $$. 2 und 4 koͤnnen Veränderungen 
in den Gemeindeverbänden nur mit Unferer unmittelbaren Genehmi= 
gung vorgenommen werden. Die zur Ausübung des Gemeinderechtes 
befähigten Gemeindeglieder der betheiligten Gemeinden find hierüber 
zuvor in einer unter dem Vorſitze des Bürgermeifters abzuhaltenden 
Verfammlung mit ihrer Erklärung zu hören. 

$..7. Mehrere Gemeinden bilden einen Verwaltungsbezirt (Bür: 
germeifterei) unter einem Bürgermeifter, die Bürgermeifterei kann auch 
aus Einer Gemeinde beftehen, wenn diefe von dem Umfange ift, um 
den Zweden einer Bürgermeifterei für ſich allein zu genügen. 

$. 8. Die Bürgermeifterei bildet zugleih in Anfehung folcher 
Angelegenheiten, welche für alle zu der Bürgermeifterei gehörige Ge: 
meinden ein gemeinfchaftliches Intereffe haben, einen Communalvers 
band mit den Rechten einer Gemeinde. Welche Angelegenheiten Ges 
genftand des Bürgermeifterei: Communalverbandes fein follen, wird, 
foweit fie nicht durch gefegliche Worfchrift befonders beflimmt find, 
duch Beſchluß der Bürgermeiftereiverfammlung ($. 109) unter Ge: 
nehmigung der Regierung feftgeftelit. 

$. 9. Die Bürgermeiftereien follen in ihrer bisherigen Begren— 
zung beibehalten werden; es bleibt jedody vorbehalten, foweit die ges 
genwärtigen Bezirke nicht zweckmaͤßig befunden werden, die erforder: 
lichen Abanderungen zu treffen. Diefe Eonnen nur mit Genehmigung 
des Miniftere des Innern auf den mit dem Gutachten des Oberpräs 
fidenten begleiteten Bericht der Regierung erfolgen; die betheiligten 
Bürgermeiftereiverfammlungen und die Kreisftände müffen darüber 
zuvor mit ihrer Erklärung gehört werden. 

8. 10. Bei Veränderungen, welche jegt oder fünftig in ben 
Gemeinde: oder Bürgermeiftereibezirken vorgenommen werden, ift die 
Negulirung der VBerhältniffe, nad) Vernehmung der DBerheiligten, im 
Verwaltungswege durch die Regierung zu bewirken, gegen deren Ent: 
fheidung der Recurs an den Oberpräfidenten flattfindet. Ob und wie 
weit gegen biefe Entfcheidung die Berufung auf den Rechtsweg flatt: 
finden kann, ift nad) den beftehenden Gefegen zu beurtheilen. — Eine 
jede folche Veränderung der Gemeinde= oder Bürgermeiftereibezirke ift 
buch) das Amtsblatt befannt zu machen. 

$. 11. Mo eigenthümlihe Werhältniffe einzelner Gemeinden 
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oder Landestheile es noͤthig machen, koͤnnen zur Ergänzung und näher 
ven Beftimmung der Vorfchriften des gegenwärtigen Gefeges befondere 
Statuten und Dorfordnungen erlaffen werden, worüber, je nachdem 
biefe Verhältniffe nur in einzelnen Gemeinden oder in fämmtlichen 
Gemeinden einer oder mehrerer Bürgermeiftereien vorkommen, die be: 
theiligten Gemeinderäthe oder Bürgermeiftereiverfammlungen ($$. 44 
und 109) zu befchließen haben. — Inſofern die Statuten und Dorf: 
ordnungen Feine Abweichungen vom Gefege enthalten, oder ein bis 
dahin in Wirkfamkeit gebliebenes Herkommen beftätigen, ift zur Gül: 
tigkeit derfelben die Genehmigung des Minifters des Innern hinreichend, 
außerdem aber Unfere Landesherrliche Beftätigung erforderlih. — An 
der althergebrachten Wirkfamkeit der im oftcheinifchen Theile des Re— 
gierungsbezirkes Koblenz noch beftehenden' Schöffen: und Feldgerichte 
wird durch gegenwärtige Ordnung nichts geändert. 


Titel I. 
Bon den Gemeinden, 


Abfhnitt J. Von den Gemeindegliedern, beren Rechten 
! und Pflichten. 


$. 12. Mitglieder der Gemeinden find: 1) fämmtliche felbft: 
ftändige Einwohner derfelben, 2) Alle, welche mit einem MWohnhaufe 
in der Gemeinde angefeffen find und 3) diejenigen, welche das Ges 
meinderecht befonders erlangt haben ($. 36.). Als mit einem Wohn: 
haufe angefeffen, wird derjenige angefehen, auf deffen Namen das 
Haus in der Grundfleuermutterrolle eingetragen ift (Grundfteuergefeg 
für die weftlichen Provinzen vom 21. Januar 1839. $. 14.). 

$. 13. Inwiefern die Gemeinden neu anziehenden Perfonen bie 
Niederlaffung zu geftatten haben, ift nad den hierüber beftehenden 
befonderen Vorſchriften zu beurtheilen. 

$. 14. Bon denjenigen, melde in der Gemeinde als felbftftän: 
dige Einwohner fid) niederlaffen, kann ein Eintrittsgeld zur Gemeinde: 
caffe erhoben werden, wenn 1) ein folches bis jetzt herfömmlich zur 
Gemeindecaffe erhoben worden ift, oder 2) bie Einkünfte des Ge: 
meindevermögend, nach Abzug der etiva zur Verzinfung und zur plan: 
mäßigen Abbuͤrdung der Schulden erforderlichen Beiträge im Durch: 
ſchnitte einen Ueberfhuß gewähren, aus welchem ein erheblicher Theil 
der Communalbebürfniffe beftritten werden fann, oder 3) Gemeinde: 
anftalten beftehen, welche aus eigenem Vermögen hilfsbebürftigen Ein: 
wohnern Unterflügungen gewähren. — Das intrittögeld wird in 
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bem Falle unter 1. nach dem herfömmlichen Betrage forterhoben, 
kann aber anderweitig regulirt werden. Die Enticheidung darüber, 
ob die Dbfervanz für begründer anzuerkennen, und in welcher Art 
das Eintrittsgeld anderweitig zu reguliren ift, imgleichen über die Zus 
Läffigkeit und die Höhe des Eintrittsgeldes in den Fallen unter 2. und 
3. erfolgt nad) Vernehmung des Gemeinderathd durch die Negierungen, 
melde der Minifter des Innern hierüber mit einer Inſtruction ver— 
fehen wird. 

$. 15. Die Mitglieder der Gemeinde nehmen an ben gemein= 
famen Rechten und Pflichten der Gemeinde Theil, unter folgenden 
näheren Beftimmungen: 

$. 16. Die Theilnahme an den Wahlen und an den öffent: 
lichen Gefchäften der Gemeinden (das Gemeinderecht) fteht nach naͤhe— 
rer Vorfchrift des zweiten Abfchnittes nur 1) den Meiftbeerbten (Meift: 
befteuerten) (88. 33. 35.) und 2) denjenigen zu, welchen daſſelbe be: 
fonders verliehen worden ift (8. 36.). 

$. 17. In Anfehung der Theilnahme der einzelnen Gemeinde: 
glieder an den Nusungen des Gemeindevermögens wird in den bes 
ftehenden Rechtsverhältniffen durch gegenwärtige Gemeindeordnung, 
vorbehaltlich der im $. 18. getroffenen Beftimmungen nichts geändert. 

$. 18. Für die Theilnahme an den Gemeindenugungen ($. 17) 
kann auf den Antrag des Gemeinderaths zum Vortheile der Gemeinde 
caffe eine jährlihe Abgabe, welche nad den einzelnen Arten jener 
Nusungen und nur von denjenigen, welche daran wirklich theilneh— 
men, zu entrichten ift, angeordnet werden; zur Einführung oder Er— 
höhung derfelben ift die Genehmigung der WRegierung erforderlich. 
Anftatt der jährlichen Abgabe oder auch neben derfelben kann ein Eins 
Erufsgeld eingeführt werden. Daſſelbe wird nad Vernehmung deg 
Gemeinderaths durch die Regierung feftgefest; die im $. 14 erwähnte 
Inſtruction foll aud hierüber nähere Anweifung ertheilen. 

8. 19. Streitigkeiten über die. Theilnahme an den Gemeinde: 
nußungen werden, fofern fie nicht auf einen fpeciellen Nechtstitel fich 
gründen, im Verwaltungswege durch den Landrath entfchieden. 

8. 20. Auf das Vermögen der Gorporationen und Stiftungen, 
fo tie auf dasjenige, welches einzelnen Klaffen von Einwohnern ges 
hört, haben die Mitglieder der Gemeinde als folche feinen Anſpruch. 

$. 21. Die Gemeinde ift zu allen Leiftungen verpflichtet, welche 
das Gemeindebedürfniß erfordert. 

$. 22. Inſofern zu diefen Leiftungen die Einkünfte aus dem 
‚Gemeindevermögen und bie fonft den Gemeinden nad den Gefeßen 
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zuftehenden Einnahmen nicht hinreichen, find alle einzelne Gemeinde: 
angehörige ($. 3 und 12) zu Geldbeiträgen und Dienften, wozu je: 
doch kunſt- und handwerksmäßige Arbeiten nicht gehören, verpflichtet. 
8. 23. Die Geldbeiträge follen in der Regel in Zufchlägen zu 

den Staatsſteuern beftehen. In welchem Verhaͤltniß die Zufchläge auf 
die verfchiedenen Steuern zu vertheilen find, hat der Gemeinderath 
zu befchließen. Zu diefem Befchluß ift die Genehmigung der Regierung 
erforderlih, und find hierbei die im $. 98 erwähnten Snftructionen 
zu beachten. Im Betreff der Erhebung folcher Geldbeiträge, melche 
nicht durch Zufchläge zu den Staatsfteuern aufgebracht werden, ver: 
bleibt e8 bei den Bellimmungen des $. 13 des Geſetzes über die 
Einrihtung des Abgabenwefens vom 30: Mai 1820 und der Drdre 
vom 4. December 1826. — Die Dienfte follen gleichfalls. in der 
Regel nad) dem Maßſtabe der Staatsfteuern vertheilt werden. Mit 
Genehmigung des Landraths kann jedoch der Gemeinderath auch einen 
anderen Bertheilungsmaßftab befchließen. Welche Einwohner Hand: 
dienfte und welche Spannbdienfte zu leiften haben, beflimmt der Ge: 
meindevorfteher, vorbehaltlich des Recurſes an den Bürgermeifter und 
den Landrath. — Jeder ift berechtigt, die Dienfte durch taugliche. Stell: 
vertreter abzuleiften oder nad beftimmten vom Gemeinderathe vorzu: 
fhlagenden und vom Bürgermeifter feflzufegenden Sägen in jedem 
einzelnen Falle durch Zahlung an die Gemeindecaffe abzufaufen, aus: 
genommen in Nothſtaͤnden. — Wer die ihm obliegenden Dienfte nicht 
rechtzeitig leiftet, wird durch Zahlung des Geldwerthes derfelben nad) 
Vorſchrift des $. 25 angehalten. 

$. 24. Auswärts wohnende Grundeigenthümer find, felbft dann, 
wenn fie als Hausbefiger zu den Gemeinden gehören ($. 12, Nr. 2) 
oder das Gemeindereht durch befondere Berleihbung erlangt - haben 
($. 36), nur zu den dem Grundeigentum aufgelegten Leiſtungen 
verpflichtet. 

$. 25. Alle Gemeindeabgaben, infonderheit auch die nad) $. 14 
zu erhebenden Eintrittsgelder und die nad) $. 18 zu erhebenden Ge: 
meindetaren und Einfaufsgelder find, beim Mangel freiwilliger Leiſtung 
im Steuererecutionswege beizutreiben. Die Rollen werden vom Rand: 
rath für vollftredbar erklärt. 

8. 26. Die Beitragspfliht der einzelnen Gemeindeangehörigen 
($. 22) erſtreckt ſich aud auf die Verzinfung und Abtragung bereits 
vorhandener Schulden der Gemeinde, und es. bedarf dieferhalb Feiner 
befonderen Bekanntmachung an die neu eintretenden Mitglieder; bie 
Beftimmungen, welche in Anſehung der Befiger der von der franzoͤ— 
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fifhen Negierung verkauften Domainen durch das Geſetz wegen bes 
Ecdyuldenwefens der Gemeinden in den Randestheilen des linken Rhein 
ufers und in ber Stadt Wefel vom 7. März 1822 $. 33 getroffen 
worden find, verbleiben jedody in Kraft. Bei Veränderungen des Ge— 
meindebezirkes durch Zufchlagung einzeln gelegner Befisungen oder durch 
Einverleibung einer anderen Gemeinde oder eines Theils bderfelben, 
wird in den beftehenden Schuldverhältniffen und in der Verbindlichkeit, 
zur Verzinfung und Abtragung der fhon vorhandenen Schulden bei= 
zutragen, nichts geändert. 

$. 27. Die Verpflihtung der Einzelnen zu den in ben $$. 22, 
21 und 26 bezeichneten Leiftungen beginnt ohne befondere Erklärung 
mit dem erften Verfalltage feit ihrem Eintritt in die Gemeinde. - 
Wenn fie ihre Verhältnig zur Gemeinde aufgeben, fo dauert ihre Ver: 
pflihtung noch für den legten vorher eintretenden Verfalltag fort und 
hört mit demfelben auf. , 

$. 28. Servisberechtigte active Militärperfonen, imgleihen auf 
Snactivitätsgehalt gefegte Offiziere und Mitlitärbeamte, find von allen 
Geldbeiträgen und Dienften ($. 22 und 26) frei, infofern fie in der 
Gemeinde weder mit Grundeigenthum angefeffen find, noch Gewerbe 
treiben, in welchen Fällen fie zu den dem Grundeigenthbum und dem 
Gewerbe aufgelegten Leiftungen verpflichtet find. Doch bezieht fich 
diefe Befreiung nicht auf Zufchläge zu indirecten Verbraudhsfteuern, 
wenn nicht" durch befondere Landesherrliche Verfügungen darüber Aus: 
nahmen feftgefegt find. 

$. 29. Wegen der Befleurung des Dienfteintommens der Be— 
amten follen die Vorfchriften des Gefeges vom 11. Juli 1822 und 
der Drdre vom 14. Mai 1832 angewandt werden. — In Anfehung 
der Geiftlihen und Schullehrer verbleibt e8 bei den beftehenden Ver— 
ordnungen. 

$. 30. Wo bisher nach gefeglichee WVorfchrift einzelne Klaffen 
ber Gemeindeglieder oder einzelne Abtheilungen des Gemeindebezirkes 
zur Befriedigung folcher Bedürfniffe, welche nur diefe Klaffen oder 
Abtheilungen betreffen, befondere Geldbeiträge oder Dienfte geleiftet 
haben, behält es dabei fein Bewenden. 

$. 31. Bon den Gemeindenuflagen find befreit: 1) alle zu einem 
öffentlichen Dienfte oder Gebraude beftimmte unbebaute Grundftüde, 
welche nach den Vorfchriften des Grundfteuergefeges für die weftlichen 
Provinzen vom 21. Sanuar 1839 $. 8. Nr. 1. und 8. 9. von ber 
Befteuerung ausgenommen find; 2) die zu einem folchen Zwecke be= 
flimmten, nad) der Vorfchrift des $. 8. Nr. 2. jenes Gefeges von ber 
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Befteuerung ausgenommenen Gebäude, infofern als fie feither nad) 
gefeglicher Beſtimmung, oder vermöge eines fpeciellen Nechtstiteld auf 
Befreiung von den Gemeindelaften Anſpruch hatten, oder künftig neu 
erbaut oder gegen Ueberlaffung von Gebäuden, welde bisher von Ges 
meindelaften frei waren, erworben werden. — Die zu einem öffentlichen 
Dienfte oder Gebrauche beftimmten Gebäude, welche feither Gemeinde: 
laften getragen haben, fo wie diejenigen Gebäude, welche fünftig zu 
einem folchen Zwede ohne gleichzeitige Abtretung eines von Gemeinde: 
laften befreiten Gebäudes erworben werben, bleiben den Gemeindelaften 
unterworfen, jedoh nur in dem bisherigen Umfange und mit Aus: 
nahme der perfönlichen Dienftleiftungen. An die Stelle fonftiger Na— 
turallaften, wozu auch die Einquartierung zu rechnen iſt, tritt eine 
fefte Geldrente, welche in Ermangelung eines gütlichen Abkommens 
durch Schiedsrichter feftzufegen ift. — Die Feftfegung geſchieht nad) 
dem Durchſchnitt der legten zehn Jahre, jedoch mit Ruͤckſicht auf 
die bei außerordentlihen Verhältniffen etwa eintretende Erhöhung. — 
Die Gemeinde ernennt einen, und die Behörde, zu deren Verwal— 
tung das Gebäude gehört, den anderen Schiedsrichter; die beiden 
Schiedsrichter haben, wenn diefe Behörde und die Gemeinde ſich 
darüber nicht vereinigen können, den Obmann zu wählen. Kommt 
auch unter den Schiedsrichtern eine Einigung über die Wahl des Ob: 
manns nicht zu Stande, fo wird diefer von der Regierung ernannt. — 
BVerlieren die unter I.und 2 angeführten Grundſtuͤcke die Eigenfchaft, 
duch welche ihre Befreiung von der Grundfteuer bedingt ift ($. 11 
des Grundfteuergefeges), fo füllt aud die Befreiung von den Ge: 
meindelaften fort, fofern biefelbe nicht auf einem fpeciellen Rechts: 
titel beruht. — Denjenigen Staatswaldungen, welche feither von den 
nah dem Grundfteuerfuße vertheilten Gemeindelaften befreit gewefen 
find, verbleibt fernerhin dieſe Befreiung; dagegen bleibt auch das Me: 
gulativ vom 17. November 1841 wegen Heranziehung der Stante: 
waldungen zum Wegebau- fortbeftehen. In Betreff der Befreiung 
der Dienftgrundftüde der Geiftlihen und Scullehrer von den Ge: 
meindelaften behält es bei den beftehenden Vorfchriften fein Bewenden. 

$. 32. Dinglihe Befreiungen, welche außer den im $. 31 er: 
wähnten jest noch beftehen, werden nad ihrem bisherigen Umfange 
fo lange anerkannt, bie fie von der Gemeinde abgelöft find, erſtrecken 
ſich jedoch nur auf den gewöhnlichen Zuftand, nicht auf auferordent: 
liche Leiftungen. Der Ablöfungsbetrag wird durch Schiedsrichter feft: 
gefegt; von biefen erwählt Einen ber Befiger des bisher befreiten 
Grundftüds und den Anderen der Gemeinderath; der Obmann wird 
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nach Vorfchrift des d. 31 beftellt. — Durch den Ausfprud der Schieds: 
tichter wird unabanderlich feftgeftellt, welchen Geldwerth die Befreiung 
im gewöhnlichen Laufe der Dinge, nach einem Durchſchnitte von zehn 
Jahren, jahrlicd gehabt hat. — Sobald die Gemeinde den zwanzig: 
fachen Betrag des ermittelten Jahresquantums an den Betheiligten 
baar gezahlt bat, hört die Befreiung auf, — Neue dingliche Be: 
feeiungen Eönnen von der Gemeinde eben fo wenig ertheilt werden, 
als dauernde perfönliche Befreiungen. 


Abfhnitt I. Bon dem Gemeinderedhte (Bürgerredte) 
und den Meiftbeerbten. 


$. 33. Zu den Meiftbeerbten gehören: I. in den auf dem Pro: 
vinziallandtage im Stande der Staͤdte vertretenen Gemeinden, und 
zwar 1) in den mahl- und fchlachtfteuerpflichtigen Gemeinden und in 
den mit denfelben im Gemeindeverbande ftehenden Elaffenfteuerpflich: 
tigen Bezirken diejenigen Einwohner, welche aus ihrem Gewerbe, 
Vermögen oder aus anderen Quellen ein reines Einkommen beziehen, 
deffen geringfter Betrag nicht unter 200 und nicht über 600 Rthlr. 
feftzufegen ift; 2) in den Elajfenfteuerpflichtigen Gemeinden diejenigen 
Einwohner, welde a) entweder von ihrem im Gemeindebezirke ges 
legenen Grundbefisungen einen Haupt: Grundfteuerbetrag entrichten, 
deffen geringfter Sag nicht unier zwei und nicht über zehn Thaler 
feftzufegen ift;z oder b) einen Klaffenfleuerbetrag zahlen, deſſen ge: 
ringſter Jahresſatz gleihmaßig fowoh! für den Einzelnen als für die 
Haushaltung nicht unter vier und nicht über zwölf Thaler zu beftim: 
men iſt; 31. in allen anderen Gemeinden diejenigen Gemeindeglieder, 
welche im Gemeindebezirke mit einem Wohnhauſe angefeffen find und 
von ihren daſelbſt gelegenen Grundbefisungen einen Haupt: Grund: 
fteuerbetrag entrichten, deſſen geringfter Sag nicht unter zwei und 
nicht über fünf Thaler zu beflimmen ift. — Für Gemeinden, deren 
Mitglieder in fo überwiegender Zahl aus Pachtern ohne eigenen zum 
Meiftbeerbten qualificirenden Grundbefig beftchen, daß hiernach eine 
angemefjene Zahl von Meiftbeerbten nicht vorhanden fein würde, foll 
ausnahmsweife neben der Grundjteuer auch die Klaffenfteuer nach 
Maßgabe der Beſtimmung 1. 2. zur Aufnahme unter die Meift: 
beerbten befähigen; die Entfcheidung hierüber fteht dem Oberpräfiden: 
ten zu. — Sollte in einzelnen Gemeinden auch hierdurch eine ange: 
meffene Zahl von Meiftbeerbten nicht erlangt werden, fo Eann der 
Minifter des Innern auf den Antrag de3 Dberpräfidenten einen ge: 
ringeren Haupt: Grundfteuerfag als zwei Thaler zur Befähigung zum 
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Meiftbeerbten feftfegen. Von diefer Befugniß foll jedoch nur dann 
Gebrauch gemacht werden, wenn die Zahl der Meiftbeerbten bei einem 
Haupt:Grundfteuerfag von zwei Thalern weniger als zwölfbetragen würde. 

%. 34. Die Seflfegung des zur Eigenfhaft eines Meiftbeerbten 
erforderlichen Betrages der Grund- oder Klaffenfteuer und des Eins 
kommens ($. 33) erfolgt durc den Oberprafidenten mit Nüdficht auf 
die Drtsverhältniffe nad) Vernehmung des Gemeinderathe. — Das Ein: 
kommen wird vom Gemeinderathe nach pflihtmäßigem Ermeffen ab: 
gefhast, welchem zu dem Ende die Steuerrollen und fonftige Hilfs: 
mittel mitgetheilt werden müffen. - Gegen die Abfhägung, welche 
jedem Berheiligten bekannt zu machen ift, fteht diefem ſowohl die 
Führung des Nachweiſes eines höheren Einfommens vor dem Ge: 
meinderathe, als aud der Recurs an die Negierung zu. Bei der 
erften Einrichtung erfolge die Abfchagung durch die feitherigen Ge— 
meindevertreter. 

$. 35. Das Gemeinderedht kann nur von den Meiftbeerbten 
männlichen Gefchlechtes ausgeübt werden, welche das 24jte Lebensjahr 
zurüdgelegt haben, preußifhe Unterthbanen und unbefcholten find. 
(98. 38 — 40.) — Bon mehreren Perfonen, weldye im ungetheilten 
Befige eines zum Gemeinderechte befähigenden Grundſtuͤcks ſich befin- 
den, kann nur Einer das Gemeinderecht ausüben. Beim Mangel 
einer gütlichen Einigung ift dazu zunaͤchſt der auf dem Grundftüde 
fetbft wohnende Mitbefiger berufen, hierauf der im Gemeindebezirke 
mwohnende, und dann erſt die übrigen; unter mehreren Gleichbered): 
tigten entfcheidet das höhere Alter, und bei gleihem Alter das Loos. 

$. 36. Alle übrigen Gemeindeglieder, fowie die auswärts woh— 
nenden Grundeigenthümer, welche im Gemeindebezirke nicht mit einem 
Haufe angefeffen find (Horenfen), nehmen an dem Gemeinderechte 
einen Theil; daffelbe kann aber Lesteren, wenn fie die dazu nach 
$. 35 erforderlichen perfönlichen Eigenſchaften befigen, aus befondes 
vem Bertrauen durch Befchluß des Gemeinderaths verliehen werden. 
Das einem Forenfen folchergeftalt verliehene Gemeinderecht erlifcht 
durch Veräußerung von mehr als der Hälfte feines Grundbefiges in 
dem Gemeindebezirke. Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Gefeges 
über die Nechte und Verpflichtungen der Meijtbeerbten find in allen 
Fällen auch auf diejenigen zu beziehen, welchen das Gemeinderedht 
befonders verliehen worden ift. 

$. 37. Das Gemeindereht wird verloren, wenn ein Meiftbeerb- 
ter die nach $$. 33 und 34 feftzufegenden Steuerbeträge nicht mehr 
entrichtet, oder das beftimmte Einkommen nicht mehr bezieht. Ent: 
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fteht die Verminderung der Grundfteuerquote unter ben feftgefesten 
Betrag bloß dadurch, daß in Folge einer Vermehrung des Gefammt: 
£ataftralertrages der weftlihen Provinzen der allgemeine Steuerpro= 
centfaß ſich ermäßigt, ſo verbleibt den ſeitherigen Meiſtbeerbten das 
Gemeinderecht. 

$. 38. Von dem Wesibeite find diejenigen ausgeſchloſſen, 
welche zum Berlufte der Ehrenrechte verurtheilt worden find. 

$. 39. Das Gemeindereht kann durch Befchluß des Gemeinde: 
raths auch demjenigen entzogen werden, welcder 1) zu irgend einer 
Griminalftrafe verurtheilt oder in irgend einer Griminalunterfuhung 
nur vorläufig freigefprochen worden ift, oder 2) ſich durdy feine Les 
bensweife oder duch einzelne Handlungen die Öffentlihe Verachtung 
zugezogen hat. — Der Bürgermeifter hat in diefen Fallen die zum 
Grunde liegenden Thatfahen zu unterfuchen und feitzuftellen, den 
Angefchuldigten mit feiner Vertheidigung zu hören und die Verbands 
lungen dem Gemeinderathe zur Beſchlußnahme vorzulegen, wobei er 
felöft den Borfig zu übernehmen hat. — Dem Angefchuldigten fteht 
gegen den Befchluß der Recurs an die vorgefegte Negierung zu. — 
Soll das Verfahren gegen ein Mitglied des Gemeinderathg oder 
gegen einen Gemeindebeamten eingeleitet werden, fo ift dazu die vors 
herige Genehmigung der Regierung erforderlich). 

$. 40. Das Gemeindereht ruht, wenn der dazu Berechtigte in 
Griminalunterfuhung, in Goncurs oder, wo das rheinifche Givilges 
ſetzbuch gilt, in Zahlungsunfähigkeit verfälle, bis die Unterfuchung 
aufgehoben oder die Nehabilitirung ausgefprochen if. 

8. 41. In jeder Gemeinde hat der Vorfteher ein vollftändiges 
Verzeichniß der zur Ausübung des Gemeinderechtes befähigten Meift: 
beerbten (Gemeinderolle) zu führen. Wer einmal in diefe Rolle auf: 
genommen ift, kann aus bderfelben ohne gefegliche Gründe, welche ihm 
bekannt gemacht werden müffen, nicht weggelaffen werden. 

$. 42. Der Verluſt des Gemeinderedhtes hat den Verluſt ber: 
jenigen Stellen zur Folge, zu deren Erlangung ber DBefig deffelben 
erforderlich if. Im Falle des ruhenden Gemeinderechtes ift nach Um: 
ftänden von der Regierung über die Suspenfion zu verfügen. 

$. 43. Die vom Etaate befoldeten Beamten, fo wie die Be: 
amten der vormals unmittelbaren deutfchen NReichsflände und der im 
$. 5. bezeichneten Standesherren, fo weit diefelben den Staatsbeam: 
ten gleich zu achten find, die Geiftlihen und Schullehrer bedürfen, 
wenn fie eine Stelle oder einen Auftrag von längerer Dauer bei der 
Gemeindeverwaltung übernehmen follen, dazu der Erlaubniß ihrer 
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vorgefegten Dienftbehörde und der Regierung. Diefe Erlaubnig ann 
auch, wenn ſich aus der Verbindung beider Dienftverhältniffe für den 
Staatsdienft oder für die Gemeindeverwaltung in der Folge ein Nach— 
theil ergibt, von der Dienftbehörde fowohl als von der Regierung 
zurüdgenommen werben. 


Abſchnitt II. Von der Vertretung der Gemeinden. 


$. 44. Die Gemeinde wird in ihren Angelegenheiten nach den 
darüber in gegenwärtiger Ordnung ertheilten Vorfchriften durch den 
Gemeinderat (Schöffenrath) oder durch den Bürgermeifter und den 
Gemeindevorfteher vertreten. — Ob die Benennung Gemeinderath 
oder Schöffenrath zu gebrauchen fei, darüber entſcheidet das landes⸗ 
uͤbliche Herkommen. 

$. 45. In denjenigen (auf dem Provinziallandtage im Stande 
der Städte nicht vertretenen) Gemeinden, welche nur achtzehn oder 
weniger zur Ausübung des Gemeinderechtes befaͤhigte Gemeindeglieder 
zählen, bilden diefe fämmtlic den Gemeinderath. In allen übrigen 
Gemeinden befteht der Gemeinderath aus gewählten Gemeindeverordne: 
ten. — Bei einer Verminderung der Zahl der Meiftbeerbten big 
auf achtzehn oder darunter tritt die Derfammlung fümmtlicher Meift: 
beerbten erft von dem Zeitpunkt ab in die Stelle des aus gewählten 
Gemeindevgrordneten beftehenden Gemeinderaths, wo eine neue Mahl 
von Gemeindeverordnieten vorzunehmen gewefen wäre. Bei einer Ver- 
mehrung der Zahl der Meiftbeerbten über achtzehn ift die Wahl von 
Gemeindeverordneten binnen einer Frift von drei Jahren vorzunehmen. — 
Don diefen Beftimmungen foll in Anfehung derjenigen Gemeinden 
des oftcheinifhen Theils des Regierungsbezirkes Coblenz, in denen 
mehr als achtzehn Meiftbeerbte vorhanden find, feither aber eine Ber: 
tretung durch ſaͤmmtliche zur Ausübung des Gemeinderechtes befähigte 
Gemeindeglieder flattgefunden hat, eine Ausnahme dahin eintreten, 
baß der Gemeinderach aus fämmtlichen Meiftbeerbten gebildet werden 
muß, wenn dieſe duch einen nad) Stimmenmehrheit abzufaffenden 
Beſchluß darauf antragen. 

$. 46. in denjenigen zum Stande der Städte nicht gehörigen 
Gemeinden, welche ducc gewählte Werordnete vertreten werden, ge= 
hören zum Gemeinderath außer diefen Werordneten auch die im 
Gemeindebezirke mit einem Wohnhaufe angefejfenen meiftbegüterten 
Grundeigenthümer, welche von ihrem im Gemeindebezirke gelegenen 
Grundbefig mindeftens funfzig Thaler an Hauptſteuer jährlich zahlen, 
und die im 8.35 vorgefchriebenen perfönlichen Eigenfchaften befigen. 
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Eine Verminderung der Steuerquote lediglich durch Ermäßigung des 
allgemeinen Steuer: Procentfages ($. 37) hat das Ausfheiden deg 
meiftbegüterten Grundeigenthuͤmers nicht zur Folge. 

$. 47. Die Zahl der zu wählenden Gemeindevorftcher wird wie 
folgt feftgefegt: 

in Gemeinden 


von weniger als 1000 Einwohner auf . . . . . . . ... 6 
„ 1000 bis 3000 — — 12 
„3001 „ 10000 . ee 18 
„ 10001 ,„ 30000 e ——— 24 
„mehr als 30000 ET 30 


Eine Vermehrung oder Verminderung der Einwohnerzahl einer 
Gemeinde bat erit dann eine Veränderung in der Zahl der Gemeinde: 
verordneten zu Folge, wenn aus anderen Gründen neue Wahlen vor: 
zunehmen find. 

$. 48. Für die gewählten Gemeindeverordneten werden zur 
Hälfte ihrer Zahl Stellvertreter gewählt, welche beflimmt find, in Be: 
hinderungsfüllen oder beim Abgange einzelner Gemeindeverordneten 
deren Stelle einzunehmen, jedody in der Art, daß für einen verhin: 
derten Gemeindeverordneten nur der Stellvertreter einberufen werden 
kann, welcher von derfelben Wählerklaffe ($. 50.), wie der Verord— 
nete felbjt, gewählt worden ift. Die Reihenfolge für die Einberufung 
der Stellvertreter beflimmt fid) durch die Zahl der Stimmen, welde 
fie bei der Wahl erhalten haben. Bei gleicher Stimmenzahl ent: 
fcheidet das Loos. 

$. 49. Die Gemeindeverordneten und die Stellvertreter werden 
durch die zur Ausübung des Gemeinderechtes befühigten Gemeindeglie: 
” der, mit Ausnahme der im $. 46 erwähnten meiftbegüterten Grund: 
eigenthümer, welche ohne Wahl zum Gemeinderath gehören, aus 
ihrer Mitte auf ſechs Jahre gewählt. Alte drei Jahre fiheidet die 
Hälfte der Gemeindeverordneten aus, an deren Stelle neue zu wäh: 
len find. Die Ausgefchiedenen find wieder wählbar. Die Ausfcheis 
dung erfolgt bei dem Ablaufe der erften dreijährigen Wahlperiode nad) 
dem Loofe, nachher nad) dem Wahlturnus. Die Stellvertreter blei— 
ben fümmtlih 6 Jahre im Amte und Eönnen ebenfalls wieder ge: 
wählt werden. 

$. 50. Zum Behuf der Wahlen ($. 49) werden die Meiftbes 
erbten nad) Maßgabe ihres Einkommens oder der von ihnen zu ent: 
richtenden Steuern in drei Klaffen getheilt, und zwar in der Art, 
daß auf jede Klaffe ein Drittheil der Gefammtfummen des Einkom— 
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mens oder der Steuerbetraͤge aller Meiſtbeerbten faͤllt. In den im 
8. 33 unter I. Nr. J. genannten Gemeinden bilden diejenigen, welche 
das höchfte Einkommen befigen, bis zur Summe eines Drittheils des 
Einkommens aller Meiftbeerbten die erfte Klaffe, die zweite Klaffe 
befteht aus den naͤchſt jenen am meiften Begüterten, welche das 
zweite Drittheil des Einkommens aller Meiftbeerbten befigen; bie 
Dritte Klaffe umfaßt alle übrigen Meiftbeerbten., In eben diefer 
MWeife werden unter Zugrundlegung der Steuern bie Klaffen in den 
im $ 35 unter I. Nr. 2 und 1. erwähnten Gemeinden gebildet, und 
zwar in erſteren nach der Gefimmtfumme der Grund: und Klaffen: . 
fteuer, in legteren aber nach der Grundfteuer allein, wobei die Grund: 
fteuer derjenigen meiftbegüterten Grundeigenthümer, welche zu den im 
8. 45 erwähnten gehören und an der Wahl nicht Theil nehmen, 
außer Anrechnung bleibt. Schließt in den erften Klaffen ein Drittheil 
des Gefammteinfommens oder der Gefammtfteuern nicht genau mit 
dem Einkommen oder der Steuer eines Meiftbeerbten ab, fo ift die— 
fer zu der höheren Klaffe zu rechnen. Iſt bei mehreren Meiftbeerbten, 
bei welchen die Klaffen ſich feheiden, das Einfommen oder die Steuer 
gleich, fo entfcheidet das Loos, welche von ihnen zu der höheren und 
welche zu ber unteren Klaffe zu rechnen find. Diejenigen Forenfen, 
welchen das Gemeindereht aus befonderem Bertrauen verliehen ift 
($. 36), gehören zur erften Klaffe, und kommt die von ihnen bezahlte 
Steuer bei der Klaffenabftufung nicht in Anrehnung. Die auf diefe 
Weiſe gebildeten Klaſſen müffen eine jede aus fo viel Wählern, als 
von ihre überhaupt Gemeindeverordnete und Stellvertreter gewählt 
werden follen, alfo mindeftens aus drei Wählern beftcehen. Zur Ver: 
volftändigung dieſer Zahl werden nöthigenfalls die am meiften begü- 
terten oder am höchften befteuerten Wähler aus der nächfifolgenden 
Klaffe in die höhere aufgenommen. 

8. 51. Jede Klaffe wähle für ſich eine gleiche Anzahl von Ge: 
meindeverordneten und Stellvertretern, die Wahl ift aber an die Mit: 
glieder diefer Klaffe nicht gebunden, Vater und Sohn, ſowie Brüder, 
können nicht zugleic Mitglieder des Gemeinderaths fein. Befinden 
fi) unter den meiftbegüterten Grundeigenthümern ($. 46), und wenn 
die Vertretung der Gemeinde durch fammtliche Meiftbeerbte flattfindet, 
unter den legteren dergleichen nahe Verwandte, fo kann nur Einer von 
ihnen Mitglied des Gemeinderaths werden. Beim Mangel einer guͤt— 
lichen Einigung entfcheidet das höhere Alter und bei gleihem Alter 
das Loos. 

8. 52. Wenigſtens die Hälfte der Gemeindeverordneten muß 
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aus Grundbefigern beſtehen, weiches jedoch auf die Stellvertreter feine 
Anwendung findet. Wenn von den zu Gemeindeverordneten Gewaͤhl— 
ten weniger als bie Hälfte Grundbefiger find, fo treten diejenigen Un: 
angefeffenen, welche die wenigften Stimmen gehabt haben, zurüd und 
werden die erſten Stellvertreter, foweit dergleichen überhaupt zu wäh: 
len find. Die Wahl muß alsdann zur Ergänzung der erforderlichen 
Anzahl von Grundbefigern in denjenigen Wahlverfammlungen, in 
welchen die Zurüdtretenden gewählt waren, erneuert werden. Wo 
Örtliche Berhältniffe e8 nothwendig machen, Eann der Oberpräfident 
von der Vorfchrift, daß wenigftens die Hälfte der Gemeindeverordneten 
aus Grundbefigern beftehen foll, eine Ausnahme geftatten. 

$. 53. In dem Wahltermine, welcher vier Wochen vorher nach 
der in der Gemeinde gewöhnlichen Publicationsart bekannt zu machen 
ift, müflen die Wahlberechtigten perfönlich erfcheinen. Die Ausge: 
bliebenen find an die Befchlüffe der Anwefenden gebunden, und zur 
Einfendung fchriftliher Abftimmungen nicht befugt. Wer, obgleich 
anwefend, ſich dev Abftimmung enthält, ift den Ausgebliebenen glei) 
zu achten. Zu einer gültigen Wahl ift in jeder Wahlklaffe die Theil: 
nahme von wenigftens eben fo vielen Wählern nothivendig, als Wah— 
len vorzunehmen find. Kann hiernach eine gültige Wahl nicht zu 
Stande kommen, fo ernennt der Landrath die Gemeindeverordneten 
und Stellvertreter, welche zu wählen waren, und die Ernannten find 
dann, wenn ihnen nicht die gefeglichen Entfchuldigungsgründe, welche 
von der Uebernahme einer Vormundfihaft befreien, zur Seite ftehen, 
zur Annahme der Stellen unbedingt verpflichtet. 

$. 54. Die Wahl erfolgt unter der Leitung des Bürgermeifters 
im Beiftand zweier von der Wahlverfammlung zu beftimmenden Scru: 
tatoren. Der Bürgermeifter kann ſich durch den Gemeindevorfteher 
vertreten laffen. 

$. 55. Die Wahl jedes Gemeindeverordneten und jedes Stell: 
vertreters erfolgt in einer befonderen Wahlhandlung. Als erwähle ift 
derjenige zu betrachten, welcher die abfolute Stimmenmehrheit für ſich 
hat. Ergibt fih nicht eine abfolute Mehrheit, fo find diejenigen 
zwei Candidaten, weldye die meiften Stimmen für ſich haben, auf 
eine engere Wahl zu bringen. Wird aucd hierbei nach zweimaligem 
Verſuchen keine abfolute Mehrheit erreicht, fo entfcheidet das Loos. 
Fallen die meiften Stimmen in gleicher Zahl auf mehr als zwei Gan= 
didaten, fo ijt unter denfelben zum Behuf der engeren Wahl eine 
Vorwahl zu veranftalten, bei welcher die relative Stimmenmehrheit 
entfcheidet. Ergibt die Vorwahl kein Nefultat, fo entfcheidet unter 
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denen, welche in derfelben gleiche Stimmen befommen haben, das Roos 
darüber, welche zwei Kandidaten auf die engere Wahl zu bringen feien. 

$. 56. Die Wahlfiimmen werden vermittelft verdeckter Stimm: 
zettel abgegeben. Sollte diefe Wahlform in einzelnen Gemeinden nicht 
anwendbar fein, fo hat der Oberpräfident für diefelben eine andere 
MWahlform zu beftimmen. 

$- 57. Reelamationen gegen das Verzeichniß der Wahlberechtig⸗ 
ten, welches bei Ankündigung des Wahltermins öffentlich auszulegen 
ift, machen die Wahlhandlung nur dann ungültig, wenn nachher eine 
ſolche Abänderung deffelben verfügt wird, durch welche der Gewählte 
die abfolute Stimmenmehrheit verkiert. 

$. 58. Die Wahlverhandlungen, aus weldyen bie Beobachtung 
ber Vorſchriften der 88. 51 bis 56 erhellen muß, find, nad vor— 
gängiger Prüfung im Gemeinderat, dem Landrath einzureichen, 
welcher, wenn gegen die Legalität des Verfahrens und die Qualifica- 
tion der Gemwählten nichts zu erinnern ift oder die Erinnerungen er: 
lebigt find, die Wahl zu betätigen und die Einführung der Gewaͤhl— 
ten anzuordnen hat. 

$. 59. Wenn unter einzelnen Abtheilungen einer und derſelben 
Gemeinde über die befonderen Rechte derſelben Streit entſteht, fo 
wird hierüber nicht vom Gemeinderath verhandelt, fondern jede be: 
theifigte Abteilung, wenn fie nicht mehr als zehn Meiftbeerbte ent: 
hält, ducdy die Verſammlung der Iegteren, fonft aber durch fünf von 
den Meiftbeerbten aus ihrer Mitte zu erwählende Deputirte vertreten, 
welche unter der Leitung des Bürgermeifters mit einander verhandeln 
und, falls feine Einigung zu Stande kommt, zur Ausführung ihrer 
Anſpruͤche Bevollmächtigte ernennen. Diefe Deputirten fiehen in Be: 
jiehung auf den Streitgegenftand in dem Verhäftnif des Gemeinde: 
raths, der Bevollmächtigte aber in dem Verhaͤltniß der ausführen: 
den Behörde. (Abſchn. 4. Abtheil. 1 und 3.) 

$. 60. Wenn in gemeinfchaftlihen Angelegenheiten mehrerer 
Gemeinden die Beſchluͤſſe der verfchiedenen Gemeinderäthe nicht über: 
einftimmend find, fo haben die Gemeinderäthe Deputationen zu er: 
nennen, welche unter dem Vorſitz des Bürgermeifters die Sache ge: 
meinfchaftlich zu berathen und über das Reſultat ihren Committenten 
Bericht zu erftatten haben. Werden dennoch Eeine uͤbereinſtimmende 
Befhlüffe der verfchiedenen Gemeinderäthe erlangt, fo hat die Regie— 
tung aud in den Angelegenheiten zu entfcheiden, welche fonft den 
Beſchluͤſſen des Gemeinderaths überlaffen find ($$. 86, 88), fofern. 
die Sache nicht auf den Rechtsweg zu verweifen if. — Wenn Ge— 
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meinden verſchiedener Buͤrgermeiſtereien bei der Sache betheiligt ſind, 
ſo fuͤhrt den Vorſitz in der Verſammlung der Deputationen der Buͤr— 
germeiſter, in deſſen Bezirke der Gegenſtand des gemeinſchaftlichen In— 
tereſſes belegen iſt, und, wo dieſer Grundſatz nicht ausreicht, der aͤlteſte. 


Abſchnitt IV. Von der Verwaltung der Gemeinden. 


Abtheilung J. Von den Rechten und Verhältniſſen des Ge— 
meinderaths. 

J. 61. Der Gemeinderath hat die Vollmacht und Verpflichtung, 
für die Gemeinde in ihren Gemeindeangelegenheiten nad) Ueberzeugung 
und Gewiffen verbindende Befchlüffe zu faffen. Ueber andere Ange: 
legenheiten Eann der Gemeinderath nur dann berathen, wenn folche 
durch befondere Gefege, oder in einzelnen Fällen durch Verfügung ber 
Regierung, an ihn gemwiefen find. 

$. 62. Der Gemeinderath kann nur dann zufammentreten‘, wenn 
er dazu von dem Bürgermeifter oder mit deffen Genehmigung von dem 
Vorſteher zufammenberufen worden ift. Auf den Auftrag des vierten 
Theils der Mitglieder, und wenn ihre Zahl weniger als zwölf be: 
trägt, auf den Antrag von wenigftens drei Mitgliedern, ift der Buͤr— 
germeijter verpflichtet, den Gemeinderath entweder felbft zufammen: 
zuberufen oder den Vorfteher zu deffen Zufammenberufung anzuweifen. 
Die Zufammenberufung erfolgt fchriftli, unter Angabe der zur Be: 
rathbung Eommenden Gegenftände, und, mit Ausnahme dringender 
Fälle, mindejtens drei Tage vorher. Es können auch regelmäßige 
Sitzungstage durch den Bürgermeifter, nady Anhörung des Gemeinde: 
raths, ein für allemal beftimmt werden; die Gegenflände der Be— 
rathung find aber auch dann, wenn diefelben nicht dringend find, we— 
nigftens drei Zage vor der Sigung den Mitgliedern bekannt zu machen, 
Jedes Mitglied des Gemeinderaths hat das Recht, Anträge und Vor: 
fchläge über die Angelegenheiten der Gemeinde zur Berathung zu 
bringen. Diefelben müffen jedoeh, wenn fie nicht vorher dem Bürger: 
meifter und durch diefen drei Tage vor der Sigung den übrigen Mit: 
gliedern mitgetheilt find, auf den Antrag des Bürgermeifters oder 
auch nur Eines Mitgliedes bis zur naͤchſten Sigung ausgefegt werden. 

8. 63. Der Bürgermeifter führe im Gemeinderath den Vorfig 
und hat bei Stimmengleichheit die entfcheidende Stimme, fonft aber, 
wenn er nicht zugleich Gemeindevorfteher ift, fein Stimmredt. Er 
kann jedoch in geeigneten Fallen dem Vorſteher den Vorfig übertragen. 
Wenn über den HDaushaltsetat, über die Abnahme der Gemeinderedy: 
nung und über Angelegenheiten, bei welchen mehrere Gemeinden des 
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Bürgermeiftereibezirkes gemeinfchaftlich betheiligt find ($. 60), berathen 
wird, muß er flets feldft den Vorfig führen. Der Vorfteher hat immer 
volles Stimmredht und, wenn er den Vorfis führe, bei Stimmen: 
gleichheit die entfcheidende Stimme. — Der Gemeinderath Eann 
einen Protofollführer aus feiner Mitte wählen. 

8. 64. Die Befhlüffe werden nah Stimmenmehrheit gefaßt; 
zur Gültigkeit eines Befchluffes ift die Gegenwart von menigftens 
zwei Drittheilen der Mitglieder erforderlih. — Wenn der Gemeinde: 
rath, nachdem er zur Berathung ein und beffelben Gegenftandes 
zwei Mal vorfchriftsmäßig zufammenberufen ift, beide Male nicht in 
befchlußfähiger Zahl erfcheint, fo erganzt der Landrath feinen Befchluß. 
Mer nicht mitſtimmt oder die Unterfchrift verweigert, ift als nicht 
erfchienen zu betrachten. Es kann aber jedes Mitglied des Gemeinde: 
raths verlangen, daß feine abweichende Anfiht in das Protokoll auf: 
genommen werde. 

$. 65. Wer bei einer Angelegenheit ein von dem ntereffe ber 
Gemeinde verfchiedenes Intereffe hat, darf an der Berathung feinen 
Theil nehmen. Kann wegen perfönlicher Betheiligung der Mitglieder 
und ber an deren Stelle einzuberufenden Stellvertreter eine befchluß: 
fähige Verſammlung nicht gehalten werden, fo hat die Regierung 
vermöge des ihr zuftehenden Oberauffichtsrechtes für die Wahrung der 
Rechte der Gemeinde Sorge zu tragen und bie dazu erforderlichen 
Einleitungen zu treffen, nöthigenfalls auch einen Rechtsanwalt zu be: 
ftellen. Diefe Beftimmung findet infonderheit alsdann Anwendung, 
wenn Streit darüber entfteht, ob ein Gegenftand Eigenthum der Ge: 
meinde oder der einzelnen Gemeindeglieder ift. 

8. 66. Die Befchlüffe find, mit Anführung der dabei gegen: 
wärtig gewefenen Mitglieder, in ein befonderes Bud einzutragen, 
und fowohl von dem Vorfigenden,, als von allen anwefenden Mitglie: 
dern, in der Sisung felbft, zu unterfchreiben. Die Ausfertigung 
ſolcher Befchlüffe, welche Urkunden beigefügt werden, oder als Auto: 
tifation für den Bürgermeifter zu einzelnen Amtshandlungen dienen 
follen ($. 102), müffen von dem VBorfigenden und zwei Mitgliedern 
des Gemeinderaths unterfchrieben werden. Letztere werden dazu jähr: 
li vom Gemeinderath aus feiner Mitte gewählt. 

$. 67. Alte Befchlüffe des Gemeinderaths müffen dem Bür: 
germeifter, infofern er nicht felbft den Vorſitz geführt hat, fogleich 
vorgelegt werben. 

8. 68. Der Gemeinderath kann zur Vorbereitung der zur Ver: 
handlung kommenden Gegenftände Gommiffionen aus feiner Mitte er: 
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nennen. Dem Bürgermeifter fteht e8 frei, auch in diefen Commiſſio— 
nen den Vorfig zu führen. 

$. 69. Den Meiftbeerbten und Gemeindeverordneten ift es nicht 
erlaubt, irgend eine Vergeltung für die Ausübung ihres Berufes an— 
zunehmen; nur baare Auslagen werden ihnen erftattet. 

$. 70. Der Verſammlung des Gemeinderaths müffen alle Mit: 
glieder regelmäßig beimohnen, und kein Mitglied darf ſich der Abſtim— 
mung oder ber Unterfchrift des Protokolls entziehen. Ein Mitglied, 
weldyes die Verſammlung dreimal nach einander ohne genügende Ent— 
fhuldigung verfäumt, oder wiederholt durch ungebührliches Benehmen 
Drdnung und Ruhe geftört und den Zuruf des Vorfigenden zur Orb: 
nung nicht beachtet hat, oder welches die Theilnahme an der Abſtim— 
mung oder bie Unterfchrift des Protokolls ohne hinreihenden Grund 
verweigert, kann aus dem Gemeinderath ausgefchloffen werden. Die 
Entfcheidung erfolgt durch die Regierung. 

$. 71. Sollte ein Gemeinderath in Unordnung oder Parteiung 
verfallen, oder fortwährend feine Pflichten in folhem Grade vernach— 
läffigen, daß die im $. 64 vorgefehene Mafregel zur Fortführung 
einer ordnungsmäßigen Verwaltung nicht ausreiht, fo werden Wir 
den Gemeinderath nach genauer Unterfuchung der Sache auflöfen, die 
Bildung einer neuen Bertretung anordnen, und die Schuldigen auf 
gewiffe Zeit oder auf immer für unfähig zu einer neuen Wahl erklären. 


Abtheilung I. Bon dem Vorftcher, bem Empfänger und ben 
Unterbeamten ber Gemeinden, 


$. 72. Der Gemeindevorfteher wird nad Vernehmung der gut: 
achtlihen Vorfchläge des VBürgermeifters von! dem Landrath aus den 
Mitgliedern des Gemeinderaths ernannt. Derfelbe muß fih zur 
chriftlichen Religion befennen, im &emeindebezirke wohnen und bie 
zu feinen Gefchäften nöthigen Kenntniffe befigen. Bei feiner Ernen— 
nung foll auf Perfonen, welche das Vertrauen der Gemeinde vor: 
zugsweife genießen, fofern fie fonft für das Amt geeignet find, be: 
fonders Nüdfiht genommen werden. — Das Amt des Vorftehers 
dauert ſechs Jahr, kann aber nad) drei Jahren niedergelegt werden. — 
Kür Verhinderungsfälle wird in gleicher Art ein Stellvertreter (Bei: 
ftand) ernannt, welcher diefelben Eigenfhaften befigen muß. 

$. 73. In denjenigen Gemeinden, welche für fidy allein eine Bür: 
germeifterei bilden, ift der Bürgermeifter zugleich Gemeindevorfteher. 

$. 74. Aud ann, wenn mehrere Gemeinden eine Bürger: 
meifterei bilden, der Bürgermeifter zugleich zum Vorſteher derjenigen 
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Gemeinde. beftellt werden, in welcher berfelbe feinen MWohnfig hat. 
Der Oberpräfident hat hieruber nad) Vernehmung des Gemeinderathe 
zu entfcheiden. — In denjenigen Gemeinden, welde auf dem Pro: 
vinziallandtage im Stande der Städte vertreten werden, follen bie 
Stellen des Vorftehers und des Bürgermeifters in der Negel verbun: 
den und Ausnahmen hiervon nur mit Genehmigung Unferes Minifters 
des Innern geftattet fein. 

$. 75. Das Amt des Vorftehers wird unentgeltlicd verwaltet, 
und nur für Dienftunkoften eine Entfhädigung gewahrt, welche von 
der Regierung nach Vernehmung des Gemeinderaths zu beflimmen 
ift, jedoch 1 Sgr. für den Kopf der Bevölkerung nicht überfteigen foll. 
Für Dienftreifen nah einem mehr als zwei Meilen entfernten Orte 
kann befondere Vergütung verlangt werden. Gebühren für einzelne 
Amtshandlungen dürfen nur in foweit erhoben werden, als fie in den 
Gefegen ausdrüdlich geftattet find; dagegen müffen die durch folche 
Handlungen verurfachhten baaren Auslagen IEBETIEIE von den Bethei: 
ligten erflattet werden. 

8. 76. Der VBorfteher bat unter der Auffiht und nad ben 
Anweifungen des Bürgermeifters die Drtspolizei in feiner Gemeinde 
zu handhaben, foweit nicht befondere Behörden dafür beftehen. Für 
die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten und für alle Angelegen= 
beiten der Bürgermeifterei, fo weit fie die Gemeinde betreffen, ift der 
Vorfteher ein Organ des Bürgermeifters ($. 85.). Diefer darf aber 
bemfelben das Etats, Caſſen- und Rechnungsweſen nicht uͤbertra— 
gen. — Die Gemeindevorfteher und deren Stellvertreter gehören in 
dem Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Köln zu den Hilfs: 
beamten der gerichtlichen Polizei für die im Art. 11 der Straf: 
Procefordnung bezeichneten Gegenftände. 

$. 77. Wd der Umfang der Gemeinde es nöthig macht, können 
für einzelne Theile derfelben, nad) Beflimmung der Megierung, Be: 
zirks-, Dorfs- oder Bauerfchaftsvorfteher beftelle werden, welche in 
dem ihnen angemwiefenen Bezirke wohnhaft fein müffen. Wegen ber 
Ernennung, Qualification und Amtsdauer derfelben gelten die wegen 
des Gemeindevorftehers ertheilten Vorſchriften. Wenn in dem Bes 
zirke kein Mitglied des Gemeinderaths wohnt, fo kann ein anderer 
Meiftbeerbter zu diefem Amte ernannt werden. Die Dorfs: und 
Bauerfchaftsvorfteher bilden eine Hilfsbehörde des Gemeindevorftehers 
für die Polizeiaufficht ihres Bezirkes. 

8. 78. So weit zum Dienfte der Gemeinden Unterbeamte und 
Diener erforderlich find, werben diefe, wenn fie zu blos mechaniſchen 
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Dienftleiftungen beftimmt find, von dem Bürgermeifter, fonft aber 
von dem Landrath ernannt, in beiden Fällen, nachdem der Gemeinde: 
vath mit feiner Erklärung über die MWürdigkeit des Anzuftellenden 
gutachtlich gehört worden if. — Alle diefe Anftellungen finden auf 
Kündigung flatt, wenn nicht die Anftellung auf Lebenszeit durch das 
Geſetz für gewiffe Functionen des Beamten vorgefchrieben ift. In 
den Gemeinden, welche auf dem Provinziallandtage im Stande ber 
Städte vertreten werden, find die jeßt beftehenden und fünftig, zu er= 
laffenden Verordnungen wegen Berforgung der Invaliden zu befolgen. 

8. 79. In Beziehung auf die Verwaltung der Gemeindecaffen 
bleibe e8 dem Belchluffe der Bürgermeiftereiverfammlung ($. 109) 
überlaffen, ob ſolche dem Elementarerheber der directen Steuern über: 
tragen, oder ob ein befonderer Gemeindeerheber für fämmtliche Ge: 
meinden der VBürgermeifterei beftellt werden fol. Entſcheidet ſich die 
Berfammlung nicht für das Kestere, fo wird die Verwaltung ber 
Gemeindecaffen dem Steuererheber für die ganze Dauer feiner Amts: 
zeit übertragen. Befchließt die Verfammlung dagegen die Anftellung 
eines eigenen Einnehmers, fo erfolge deffen Ernennung durch den 
Landrath nad) gutachtliher Vernehmung des Bürgermeifters und der 
Bürgermeiftereiverfammlung. — Sn beiden Fällen ift der Betrag 
der Nemuneration, fo wie die Gaution des Erhebers nad) Verneh— 
nehmung der Bürgermeiftereiverfammlung von der Regierung zu be: 
ftimmen. — Wo die Verwaltung der Gemeindecaffe bei Publication 
diefes Gefeges dem Erheber der directen Steuern übertragen ift, da 
behält es bei diefem Verhaltniß für die Amtsdauer des gegenwärtigen 
Beamten fein Bewenden. — 

$. 80. Für die Steuercaffe und für die Gemeindecaffe find 
befondere Gautionen zu beftellen. Bei Defecten dient die für die 
Steuercaffe beftellte Caution zunähft zur Dedung der Steuercaffe, 
die für die Gemeindecaffe beftellte zunachft zur Dedung der Gemeinde: 
caffe. — Was den zu einer Gaffe vereinigten Gemeinden an Gau: 
tion und anderen Dedungsmitteln zufällt, wird nach Verhältniß der 
Berlufte, welche bie einzelnen Gemeinden erlitten haben, unter bie: 
felben vertheilt. 

$. 81. Die Regierung kann, wo fie es nöthig findet, die Aufſtel— 
(ung eines von ihr zu genehmigenden Normal:Befoldungsetats anordnen. 

$. 82. In Anfehung der Suspenfion, Entfegung und unfreis 
willigen Entlaffung der Gemeindebeamten kommen die Beftimmungen 
des Geſetzes, betreffend das gerichtliche und das Disciplinarverfahren 
gegen Beamte, vom 29. März 1844, zur Anwendung. 
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8. 83. Der Borfteher hat als Drgan des Bürgermeifters bie 
Auffiht über die Unterbeamten und Diener der Gemeinde und über 
ihre Dienftleiftungen zu führen. Bei vorfommenden Dienftvernad: 
lLäffigungen und Dienftvergehen hat er dem Bürgermeifter Anzeige zu 
machen, welcher zur Erhaltung der nöthigen Disciplin das Necht 
bat, den Unterbeamten Drdnungsftrafen bis zu 3 Rthlr. und den 
blos zu mechaniſchen Dienftleiftungen angeftellten Dienern auch Ge: 
fangnißftrafen bis zu zwei Tagen aufzulegen. Die Drdnungsftrafen 
fließen zur Ortsarmencaffe. 

$. 84. Der Bürgermeifter ift der nächte Dienftvorgefegte bes 
Gemeindevorftehers und des Gemeindeempfangers und als folcher 
gegen diefe Beamten bei Dienftvernachlaffigungen und Dienftvergehen 
zu Warnungen und Verweifen befugt. Zu Verhängung von Geld: 
ftrafen ift aber nur der Landrath ermächtigt, welcher foldhe bis zum 
Betrage von 5 Rthlrn. feftfegen und deren Vollſtreckung zum Beſten 
der Armencafje anordnen kann. 


Abtheilung ME. Bon den Befugniffen und Gefhäftsver: 

hbältniffen des Bürgermeifters, des Gemeindberaths und ber 

Staatsbehörden hinfihtlich der Verwaltung der Gemeinde: 
angelegenheiten, 


$. 85. Dem Bürgermeifter gebührt in allen Gemeindeange: 
legenheiten unter der in gegenwärtiger Drdnung vorgefchriebenen Mit: 
wirkung des Gemeindevorftchers (J. 76) die Ausführung. Die Ent: 
fheidung aber nur in denjenigen allen, in welden fie nicht dem 
Gemeinderath übertragen if. Der VBürgermeifter kann, wo dag 
Bedürfniß es erfordert, mit Genehmigung der Negierung zur Ver: 
waltung einzelner Gefchäftszweige aus geeigneten Gemeindegliedern 
Deputationen bilden, wobei auf die beftehenden Einrichtungen diefer 
Art befonders Rüdficht zu nehmen iſt. Mitglieder des Gemeinde: 
raths Eönnen nur mit deffen Zuftimmung zu einer Deputation be: 
ſtimmt werden. Solche Deputationen find nur als im Auftrage des 
Bürgermeifters bejtebend und als ihm untergeordnet zu betrachten. 


$. 86. Ueber alle von den Gemeinden zu beftreitenden Aus: 
gaben und zu leiftenden Dienjte hat der Gemeinderath zu befchließen. 
In Anfehung derjenigen Ausgaben und Dienfte, welche zur Erfüls 
lung von Pflichten der Gemeinden gegen den Staat, gegen Snftitute 
und gegen Privatperfonen nothwendig find, 3. B. zur Anlage und 
Unterhaltung von Polizeis und Armenanftalten, in den Angelegen- 
heiten der Kirchen, Schulen, ftommen Stiftungen u. ſ. w. ift der 


60 Preußen. 


Beſchluß des Gemeinderaths als bloßes Gutachten -anzufehen. Was 
nad) den Feftiegungen der Staatsbehörde in Beziehung auf Ange: 
legenheiten diefer Art erfordert wird, ift die Gemeinde zu leiften ver- 
pflihtet. In Anfehung derjenigen Ausgaben und Dienfte, welche 
nur das befondere Intereſſe der Gemeinde betreffen, ift der Befchluß 
des Gemeinderaths entfcheidend. Wegen des Umfanges der Pflichten 
ber Gemeinden behält es bei den beftehenden Gefegen fein Bewenden. 

$. 87. Ueber die Art, wie die Ausgaben gedeckt werden follen, 
fowie über den Bertheilungsmaßftab der Dienfte, hat der Gemeinde: 
rath zu befchließen ($. 23). Verweigert der Gemeinderath die Ab: 
faffung eines Befchluffes oder die Abänderung eines ungefeglichen 
oder eines folchen Befchluffes, welchem die nad den Beftimmungen 
der gegenwärtigen Ordnung erforderlihe Genehmigung der Staats-— 
behörde verfagt wird, fo läßt die Regierung die fehlende Summe 
nah dem Maßſtabe der Staatsfteuern ($. 23) auf die Gemeindean: 
gehörigen vertheilen und zur Gemeindecaffe erheben. 

$. 88. Ueber die Art und Weife der Ausführung von Ges 
meindeanlagen und Anflalten, fowie über die Verwaltung des Ge: 
meindevermögens, muß der Gemeinderath in allen Fällen zuvor ge— 
hört werden. In Anfehung folcher Angelegenheiten, welche ſich auf 
Erfüllung von Pflihten der Gemeinden beziehen ($. 86), ift auch 
hier der Befchluß des Gemeinderaths als bloßes Gutachten anzu— 
fehen, welches aber fo weit beachtet werden fol, als es den Zwecken 
entfprechend und mit den allgemeinen ÖStaatsgrundfügen vereinbar 
ift. Für die Behandlung derjenigen Angelegenheiten, welche nur das 
befondere Intereffe der Gemeinde und namentlich der Vermögensver: 
waltung betreffen, ift der Beſchluß des Gemeinderaths entfcheidend. 
Menn jedoch der Bürgermeifter die Ueberzeugung hat, daß ein Bes 
fhluß den Gefegen widerfpricht oder dem Gemeindewohl wefentlich 
nachtheilig werden würde, fo foll er die Ausführung verfagen und 
darüber an den Landrath berichten; er muß aber, wenn er bei Ab: 
faffung des Befchluffes nicht anmefend war, eine nochmalige Bera— 
thung der Sache unter feinem Vorſitz veranlaffen und eine Einigung 
verfuchen. Der Landrath Eann den Gemeinderath perfönlich verneh: 
men und hat, wenn aud) er feine Einigung zu Stande bringt, die 
Berhandlungen mit feinem Gutachten der Regierung zur Entfchei: 
dung vorzulegen. 

$. 89. Ueber alle Ausgaben, Dienfte und Einnahmen, welche 
ſich im voraus beftimmen laſſen, ſtellt der Bürgermeifter Etats auf 
und hat, nachdem ſolche vom Gemeinderath feftgeftelle worden, inners 
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halb der Grenzen dieſer Etats, ohne uͤber die einzelnen Anweiſungen 
den Gemeinderath zu hören, ſelbſtſtaͤndig zu verfügen. Ein Dupli— 
‚cat der Etats iſt dem Landrath vor der Ausführung einzureichen, 
welcher, wenn darin gegen gefegliche Beſtimmungen gefehlt ift, bie 
Ausführung nöthigenfalls zu fuspendiren, die Entfcheidung der Res 
gierung einzuholen und danach den Etat feftzuftellen und dem Bür: 
germeifter zur Ausführung zuzufertigen hat. Der Entwurf zu den 
Haushaltungsetats foll, bevor er vom Gemeinderath geprüft wird, 
vierzehn Tage lang im Verwaltungslocale zur Einficht der Gemeinde: 
glieder und der Forenfen offen gelegt werden. Der Gemeinderath 
kann auch die Veröffentlichung des Haushaltungsetats durch den Ab: 
druck befchliegen. Bei Vorlegung des Haushaltungsetats har der 
Bürgermeifter dem Gemeinderath einen ausführlihen Bericht über 
den Stand der gefammten Verwaltungsangelegenheiten der Gemeinde 
vorzulegen. 

$. 90. Der Bürgermeifter hat dafür zu forgen, daß der Haus: 
halt nah den Etats geführt werde. Außerordentlihe Ausgaben, 
welche außer dem Etat gefeiftet werden follen, bedürfen der Genehmi— 
gung bes Gemeinderaths und des Landrathe. 

$. 91. Die Rechnung über die Gemeindecaffe bat der Einneh- 
mer vor dem 1. Juni des folgenden Jahres zu legen und dem Buͤr— 
germeifter einzureichen. Nach vorläufiger Durchſicht läßt der Buͤr— 
germeifter in der Gemeinde befannt machen, daß die Rechnung im 
Berwaltungslocale während vierzehn Tage offen liege. Jedes Ge: 
meindemitglied ift befugt, die Rechnung dafelbft einzufehen und feine 
Erinnerungen dem Bürgermeifter oder dem Gemeinderath fhriftlic) 
einzureichen, um. davon bei Prüfung der Rechnung in geeigneter 
MWeife Gebraud zu mahen. Der Bürgermeifter revidiert fodann bie 
Rechnung und legt fie mit feinen Bemerkungen dem Gemeinderath 
zur Prüfung und Abnahme vor. Gleich nad) der Abnahme der 
Rechnung des Einnehmers hat der Gemeinderath unter dem VBorfig 
eines von ihm zu erwählenden Mitgliedes die Nechtmäßigkeit der 
vom Bürgermeifter ertheilten Ausgabeanweifungen und die Vollſtaͤn— 
digkeit und Nichtigkeit der Einnahmeüberweifungen zu prüfen. Das 
daruͤber aufzunehmende Protokoll reicht der Vorſitzende dem Landrath 
unmittelbar ein. Der Bürgermeifter darf bei jener Berathung nicht 
zugegen fein. 

$. 92. Die Rechnung iſt mit den Reviſions- und Abnahme: 
verhandlungen an ben Landrath zur fchließlichen Prüfung und $eft: 
ftelung einzufenden. Diefer hat längftens in fehs Monaten die 
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weitere Revifion der Rechnung zu bewirken und bie Decharge zu er— 
theilen, oder feine Erinnerungen dem Bürgermeifter mitzutheilen. — 
Der Gemeinderath Eann die WVeröffentlihung der Rechnungen dur) 
den Abdrud befchließen. 

8. 93. Ueber die Art, wie die HDaushaltsetats und Nechnungen, 
fowie das Gaffenwefen, einzurichten find, follen die Regierungen bie 
erforderliche Inftruction ertheilen. 

8. 94. Ueber alle Beftandtheile des Gemeindevermögens foll 
der Bürgermeifter ein Lagerbuch doppelt führen, von welchem ein 
Eremplar auf der Bürgermeifterei und das andere bei dem Gemeindes 
vorfteher beruht. Die in dem Lagerbuche vorgefommenen Veraͤnde— 
rungen follen dem Gemeinderath jahrlich bei Gelegenheit der Rech— 
nungsabnahme zur Einfiht und Erklarung vorgelegt werden. 

8. 95. Die freiwillige Veräußerung von Grundftüden kann nur 
auf den Antrag des Gemeinderaths, mit Genehmigung der Regie— 
rung und mit Ausnahme der unten erwähnten befonderen Falle, nur 
im Wege der öffentlichen Licitation flattfinden. — Zur Gültigkeit 
der Licitation aber gehört: 1) die Vorlegung eines beglaubten Aus: 
zuges aus dem Grundfteuerkatafter nebft Taxe; 2) eine öffentlich aus: 
zuhangende Ankündigung; 3) einmalige Bekanntmachung dur das 
Amtsblatt der Negierung oder durch die etwa im Kreife erfcheinenden 
öffentlihen Blätter, und durch öffentlichen Ausruf in der durch den 
Ortsgebrauch beftimmten Weife; 4) eine Frift von fehs Wocen von 
der Bekanntmahung bis zum fLicitationstermine; 5) Abhaltung des 
Licitationstermins durch eine Juſtizperſon oder den Bürgermeifter. — 
Menn der Kataftralertrag des Grundſtuͤcks nicht zwei Thaler und die 
Taxe nicht fünfzig Thaler überfteigt, fo bedarf e8 nur der ortsübli: 
hen Bekanntmadhung. — Vor Erlaffung der Bekanntmachung ift 
an die Negierung zu berichten, welche fi in geeigneter Weife, er: 
forderlihenfalls, durch commiffarifche Ermittelung überzeugen muß, 
ob hinreichende Gründe zu der vorgefchlagenen Maßregel vorhanden 
find. Iſt bei der Licitation die Taxe nicht erreiht worden, fo ift, 
wenn der Gemeinderath dennoch bei nochmaliger Vernehmung die Ver: 
außerung beantragt, unter Einreihung der Verhandlung an die Ne: 
gierung zu berichten, welche über den Zuſchlag entfcheidet. — Sn 
befonderen Fallen kann die Regierung auch den Verkauf aus freier 
Hand oder einen Taufh, und mit Genehmigung des Minifters des 
Innern auch die Vertheilung unter die Betheiligten geftatten, fobald 
fie fi) überzeugt hat, daß der Vortheil der Gemeinde dadurch gefoͤr— 
dert wird. Dem Minifterium des Innern bleibt vorbehalten, die 
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Regierungen wegen Veräußerung von Gemeindegütern mit leitenden 
Anweifungen zu verfehen. — Die vorftehenden Beftimmungen finden 
auch auf die Veräußerung von Nealberehtigungen Anwendung. 

$. 96. Zur Veräußerung von Sachen, welche einen befonderen 
wiffenfchaftlihen oder Kunftwerth haben, ingleihen von Archiven, ift 
die Genehmigung des Minifteriums des Innern erforderlich. 

8. 97. Zur Aufnahme von Anleihen, zur Verwendung von 
Gapitalien, zum Ankauf von Grundftüden, zur Anftellung von Pro: 
ceffen über Berechtigungen der Gemeinde oder über die Subftanz des 
Gemeindevermögens, oder zu Wergleihen über Gegenftünde dieſer 
Art, und zu Schenkungen und einfeitigen Verzichtleiftungen ſeitens 
der Gemeinde, ift die Genehmigung der Regierung erforderlich. — 
Die Genehmigung zu Anleihen foll nur dann ertheilt werden, wenn 
für einen ficheren Zinfen= und Zilgungsfonds geforget iſt. Desglei: 
hen find Prolongationen von Anleihen und Abweichungen von dem 
genehmigten Zilgungsplan an die Einwilligung der Regierung gebun— 
den. — Bu Proceffen gegen den Fiscus und zu Negreßklagen gegen 
Mitglieder der Staatsbehörden ift eine Genehmigung der Regierung 
nicht erforderlich. 

$. 98. Auch die Erhebung von Gemeindeauflagen erfordert die 
Genehmigung der  vorgefegten Staatsbehörde nach näherer Beſtim— 
mung der darüber von den Minifterien des Innern und der Finanzen 
bereits ertbeilten oder Eünftig etwa noc zu erlaffenden Inſtructio— 
nen ($. 23). 

8. 99. Bei Verwaltung der Waldungen find die Verordnung 
vom 24. December 1816, und die in Gemaßheit derfelben erlaffenen 
oder noch zu erlaffenden Neglements zu beachten. 

$. 100. Der Gemeinderath controlirt die Verwaltung. Er ift 
daher berechtigt und verpflichtet, fich von der Ausführung feiner Be: 
fhlüffe und der Verwendung aller Gemeindeeinnahmen Ueberzeugung 
zu verichaffen, die Acten einzufehen, die Nichtigkeit der Ausführung 
der Gemeindearbeiten zu unterfuhen u. f. w. Der Gemeinderath 
kann behufs diefer Controle Ausihüffe aus feiner Mitte ernennen. 

:$. 101. Wenn der Gemeinderath glaubt, daß dem Vorfteher 
oder Bürgermeifter Vernachlaͤſſigungen oder Pflichtverlegungen zur 
Laft fallen, fo ift dem Landrath Anzeige davon zu machen, welcher 
die Sache zunädhft im abminiffrativen Wege unterfucht und darüber 
an die Regierung zur Verfügung berichte. — Wenn aber der eine 
oder der andere Theil fich bei der Berfügung der Regierung nicht 
beruhigen will, fo flehbe ihm frei, binnen vier Wochen, von dem 
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Eingange der Verfügung an gerechnet, entweder auf die Entfcheidung 
der höheren WVerwaltungsbehörde oder in dazu geeigneten Fällen auf 
den Rechtsweg zu provociren. Dem Ermeffen der Regierung bleibt 
überlaffen, ob ihre Verfügung vorlaufig in Vollzug gefegt werden 
fo. Iſt auf Entfcheidung der höheren Verwaltungsbehörde angetras 
gen worden, und find beide Theile mit diefem Antrage einverftanden, 
fo ift der Rechtsweg ausgefchloffen; die höhere Verwaltungsbehörde 
bleibt jedoch befugt, ‚die Sache felbft zum Rechtswege zu verweifen. — 
Sollte ein Proceß gegen den Vorſteher oder Bürgermeifter nöthig 
werden, fo hat die Negierung folchen auf den Antrag des Gemeinde: 
rath3 einzuleiten und für die Gemeinde den vom Gemeinderath vor: 
gefchlagenen Anwalt zu beftellen, welcher Namens derfelben den Pros 
ceß zu führen bat. 

$. 102. Urkunden, welche die Gemeinde verbinden follen, müffen 
namens Dderfelben vom Bürgermeijter und Vorſteher unterfchrieben 
werden; die Beſchluͤſſe des Gemeinderaths und die Genehmigung 
der Stantsbehörden find in den geeigneten Fällen der Urkunde in 
beglaubigter Form beizufügen. ($. 66.) 


Zitel 11. 
Bon den Bürgermeiftereien. 


$. 103. Der Bürgermeifter wird nad) Vernehmung der gut: 
achtlihen Borfchläge des Landraths von der Negierung ernannt, jedoch 
behalten Wir ung vor, für diejenigen VBürgermeiftereien, welche eine 
Stadt von mehr als 10,000-Einwohnern enthalten, den Bürgermei: 
fter auf den Vorſchlag der Regierung Alterhöchft felbft zu ernennen, 
und demfelben den Titel eines Oberbürgermeifters beizulegen. Bei 
diefen Ernennungen foll auf angefehene Grundbefiger in dem Bür: 
germeiftereibezirke und auf andere Perfonen, welche das Bertrauen 
der Eingefeffenen vorzugsweife genießen, fofern fie fonft für das Amt 
geeignet find, befonders Nüdficht genommen werden. — Für jede 
Bürgermeifterei find von der Regierung in gleicher Weife zwei oder, 
wo es Bedürfniß erfordert, mehrere Beigeordnete zu ernennen; das 
Amt derfelben dauert fechs Jahre, nad) deren Ablauf fie wieder er: 
nannt werden können. Die Beigeordneten find beſtimmt, einzelne 
Amtsgefchäfte, welche der Bürgermeifter ihnen aufträgt, zu befor: 
gen, und diefelben in Verhinderungsfällen und während der Erledi— 
gung des Amtes nad) der unter ihnen von der Regierung feſtzu— 
fegenden Neihenfolge zu vertreten. 

$. 104. Soweit zum Dienfte der Bürgermeifterei Unterbeamte 
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oder Diener erforderlich find, werden diefe von dem Landrath ernannt, 
nachdem der Bürgermeifter und die Bürgermeiftereiverfammlung mit 
ihrer Erklärung über die MWürdigkeit des Anzuftellenden gutachtlich 
gehört find. Beſteht die Bürgermeifterei nur aus einer Gemeinde, 
fo verbleidt e8 bei den Beftimmungen des 8. 78. Diefe finden auch 
auf die Art und Weiſe der Anftellung der Unterbeamten oder Diener 
der Bürgermeifterei Anwendung. — In Anfehung der Suspenfion, 
Entfegung und unfreiwilligen Entlaffung der Unterbeamten und Die: 
ner der Bürgermeifterei finden die in dieſer Beziehung für die Un: 
terbeamten der Gemeinden beftehenden Vorfchriften ebenfalls Anwen: 
dung. Auch fichen dem Bürgermeifter gegen diefe Beamten die im 
$. 83 beftimmten Disciplinarbefugniffe zu. 

$. 105. Der Landrath iſt der naͤchſte Dienftvorgefegte des Bürs 
germeifters, und als folcher befugt, gegen denfelben Drdnungsftrafen 
bis zu zehn Thaler zu verfügen und deren Vollftredung zum Beten 
der Armencaffe anzuordnen. Der Beſchluß der Regierung über die 
unfreiwillige Entlaffung eines Bürgermeifters aus dem Amte bedarf 
der Beſtaͤtigung des Minifters des Innern. Hinfichtlich der unfrei: 
willigen Entlaffung eines von Uns ernannten Oberbürgermeifters fin— 
det dasjenige Verfahren Anwendung, welches gegen unmittelbar von 
Uns ernannte oder beftätigte Staatsbeamte vorgefchrieben ift (Geſetz 
vom 29. März 1844. $. 45). 

$. 106. Wo die Einrichtung einer befonderen Buͤrgermeiſterei— 
caffe nöthig gefunden wird, finden die im $. 79 gegebenen Vorſchrif— 
ten ebenfalls Anwendung, und bleibt es unter den dort bezeichneten 
Maßgaben der Beſchlußnahme der Bürgermeiftereiverfammlung über: 
laffen, ob die Verwaltung der Caſſe dem Elementarerheber der birecten 
Steuern oder dem Gemeindeerheber übertragen werden fol. 

8. 107. Für jede Bürgermeifterei wird von der Bürgermeifte: 
reiverfammlung ein Normal: Befoldungsetat aufgeftellt und von ber 
Regierung genehmigt. Die Befoldungen, fowie die Entjhadigungen 
für Dienftunkoften, müfjen von der Bürgermeifterei aufgebracht wer: 
den. Die Befoldung des Bürgermeifters und deſſen Entſchaͤdigung 
für Dienftunkoften follen zufammen 3 Sgr. auf den Kopf der Bes 
völferung nicht überfteigen. Neben diefem Einkommen, von welchem 
zwei Drittheile als Befoldung und ein Drittheil als Büreaukoften 
angefehen werden, Bann der DBürgermeifter, wenn er zugleich Ge: 
meindevorjteher ift ($. 74), die im $. 75 gedachte Entſchaͤdigung be: 
ziehen. In Anfehung der Vergütung für Dienftreifen außerhalb ber 
Bürgermeifterei, fowie der Gebühren und baaren Auslagen für Amts: 
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handlungen des Bürgermeifters, finden die Worfchriften des $. 75 
Anwendung. Die Bürgermeifterei ift verpflichtet, ein angemeffenes 
Gefchäftslocal zu befhaffen. — Den bei der Publication diefes Ge: 
feges angeftellten Bürgermeiftern, welchen bereits ein höheres Dienft: 
einfommen zugefichert ift, ſoll daffelbe für die Dauer ihrer Dienftzeit 
auch ferner verbleiben. 

$. 108. Der Bürgermeifter führt die Verwaltung der Commu— 
nalangelegenheiten der Bürgermeifterei und ift hierbei die allein aus: 
führende Behörde. Er hat, als die Polizeiobrigkeit des Bürgermeifte: 
reibezirkes, in demfelben die Polizeiverwaltung zu beforgen, fowie alle 
in Landesangelegenheiten vorfommende örtliche Gefchäfte, foweit hierzu 
nicht befondere Behörden beftellt find. Unter diefer Befchränkung ift 
ev eben fo berechtigt als verpflichtet, darauf zu fehen, daß überall 
die bejtehenden Landesgefege und Vorfihriften gehörig beobachtet wer: 
den. — In dieſer Hinfiht find ibm aud alle zu öffentlichen Zweden 
in dem Bürgermeiftereibezicke beftehende Gemeindebehörden, ingleihen 
Gorporationen und Stiftungen, jedody unbefchadet der durch ihre 
Statuten oder befondere Gefege begründeten Modificationen, Folge zu 
leiften ſchuldig. — Hinfichtli der Functionen der Bürgermeifter 
und Beigeordneten als Givilftandsbeamte, als Hilfsbeamte der ge: 
richtlichen Polizei und als Vertreter des Öffentlihen Minifteriums bei 
den Polizeigerichten, fo wie binfichtlich der Befugniffe der Bürger: 
meifter, Polizeiverordnungen und Polizeiftrafrefolute zu erlaffen, behält 
es in den verfchiedenen Theilen der Provinz bei der beftehenden Wer: 
faffung fein Bewenden. I 

$. 109. Die Buͤrgermeiſterei wird in ihren Communalangelegen— 
heiten ($. 8) durch die Bürgermeiftereiverfammlung vertreten, auf die 
befonderen Angelegenheiten der einzelnen Gemeinden fteht ihr aber, den 
Fall des 8. 79 ausgenommen, feine Einwirkung zu. 

$. 110. Die Bürgermeiftereiverfammlung ift in denjenigen Buͤr— 
germeiftereien, welche nur aus einer Gemeinde beftehen, vom Gemeinde: 
rath nicht verfchieden; in den übrigen VBürgermeifterein wird diefelbe 
gebildet: 1) aus den im $. 46 erwähnten meiftbegüterten Grundeigen= 
thümern; 2) aus den Vorſtehern der zur Bürgermeifterei gehörigen 
Gemeinden, vermöge ihres Amtes; und 3) aus gewählten Abgeord: 
neten. — Jede Gemeinde fendet einen Abgeordneten; find aber die 
einzelnen Gemeinden von fehr ungleicher Größe, fo tritt bei den ſtaͤr— 
fer bevölferten Gemeinden eine Vermehrung der Abgeordneten ein, 
worüber der Oberpräfident zu beftimmen hat. — Die Bürgermeifte: 
reiverfammlung muß aus wenigftens zwölf Mitgliedern beftehen; zur 


Gemeindeordnung für die Mheinprovinz ıc. 67 


Ergänzung biefer Zahl werden, wo es nöthig ift, nach Beftimmung 
bes Oberpräfidenten, aus den einzelnen Gemeinden, mit Nüdfiht auf 
deren Größe, mehre Abgeordnete gefendet. Die Abgeordneten werden 
vom Gemeinderath einer jeden Gemeinde aus feiner Mitte gewählt 
und vom Landrath beftätige. Sie bleiben fo lange Mitglieder der 
Bürgermeiftereiverfammlung, als fie Mitglieder des Gemeinderaths 
find. Ein Gemeindeverordneter, welcher in den Gemeinderath wieder 
gewählt ift, ($. 49), wird jedoch dadurdy noch nicht wieder Mitglied 
der DBürgermeiftereiverfammlung. — Die Veigeordneten merden zu 
den Berathungen der Bürgermeiftereiverfammlung eingeladen haben 
jedoch in derfelben fein Stimmredt. 

$. 1T1. Die Vorfchriften wegen der Nechte und Verhaͤltniſſe 
des Gemeinderathbs und wegen der Befugniffe und Gefchäftsverhält- 
niffe des VBürgermeifterd und des Gemeinderaths und der Staatsbe— 
hörden (Tit. I. Abſch. 4. Abthl. 1 u. 3) finden auf die Bürger: 
meiftereiverfammlung und auf die Behandlung der Communalanges 
legenheiten der Bürgermeifterei gleihmäßige Anwendung. 

$. 112. Den Vorfig in den Bürgermeiftereiverfammlungen führt 
ber Bürgermeifter und bei deffen Verhinderung der ftellvertretende Bei— 
geordnete mit vollem Stimmrechte und bei Stimmengleichheit mit ent: 
fcheidender Stimme. Iſt auch der Stellvertreter gehindert, fo hat ber 
ältefte Gergeindevorfteher den Vorſitz zu übernehmen. — Um bie 
zur Befchlußfähigkeit der Verfammlung erforderliche Anzahl von Mit: 
gliedern zu ergänzen ($. 64), werden nöthigenfalls andere Mitglieder 
derjenigen Gemeinderäthe einberufen, deren Mitglieder fehlen. Die 
Reihenfolge beftimmt fich hierbei nah Stimmenmehrheit, welche bie 
Mitglieder bei der Wahl erhalten haben. 

8. 113. Das Verhaͤltniß, in welchem bie einzelnen Gemeinden 
zu den gemeinfchaftlihen Beduͤrfniſſen der Bürgermeifterei beizutragen 
haben, wird durch die Regierung nach Vernehmung der Bürgermeifte: 
reiverfammlung feftgefegt. Wenn die Abgeordneten einzelner Gemein 
den diefe durch die Erklärung der VBürgermeiftereiverfammlung für 
benachtheiligt halten, fo fteht ihnen frei, ihren befonderen Antrag ber 
Regierung mıt vorzulegen. Die Beiträge, welche von den Gemeinden 
zu leiften find, follen nicht auf die einzelnen Gemeindeglieder, fondern 
auf die Gemeinden und in diefen nach deren Verfaffung auf die Ein: 
zelnen vertheilt werden. Die Vertheilung auf die Gemeinden gefchieht, 
wenn nicht befondere VBerhältniffe ein Anderes nothiwendig machen, 
3. B. wenn die Gemeinden ein ungleiches Intereſſe bei einer Aus: 
gabe haben, nad Maßgabe der Staatsfteuern ($. 23, 87, 98.). 

5* 
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Zitel IV. 
Bon der Oberaufſicht über die Gemeindeverwaltung. 


$. 114. Die Oberaufjicht des Staats über die Bürgermeiftereien 
und Gemeinden wird durch die Negierung und Pandräthe ausgeübt. 
Diefe Behörden find berechtigt und verpflichtet: a) fid) darüber, ob 
in jeder Bürgermeifterei und in jeder Gemeinde die Verwaltung nad) 
den Gefegen überhaupt und nach dem gegenwärtigen Gefege insbeſon— 
dere eingerichtet fei, Ueberjeugung zu verfchaffen, zu diefem Zwede 
auh die Etats und Redynungen einzufordern und die dabei wahrges 
nommenen Mängel zu rügen; b) dafür zu forgen, daß die Verwal— 
tung fortwährend in dem vorgefchriebenen Gange bleibe und alle Stö= 
rungen befeitigt werden; ec) die Beſchwerden Einzelner Über die Ver: 
legung der ihnen als Mitglieder zuftehenden Rechte zu unterfuchen 
und zu entfcheiden; d) die Bürgermeiftereien und Gemeinden zur 
Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten, e) in den Fallen zu entfcheiden, 
weldye in der gegenwärtigen Ordnung dahin gewiefen find. 

$. 115. Wegen des Verfahrens bei Ausübung diefes Auffichte= 
rechtes (F. 114) findet folgende nähere Beſtimmung flatt: 1) In 
denjenigen Angelegenheiten, weldye durch gegenwärtige Ordnung aus: 
drüdlih zur Entfcheidung der Regierung gewiefen find, verfügt die: 
felbe unmittelbar auf den Bericht des Landraths. 2) In denjenigen 
Angelegenheiten, welche das Geſetz den Randräthen befonders überweift, 
handeln diefe als felbftftandige Behörden. 3) In allen übrigen Fällen 
wird die der Negierung zuſtehende Auffiht auf die Bürgermeiftereis 
und Gemeindeangelegenheiten durch die Yandrathe, als beftändige Com: 
miffarien der Regierung, ausgeübt, fofern diefe nicht für nöthig findet, 
die Sache zu ihrer unmittelbaren Einwirkung und Entfcheidung zu 
ziehen. — Wo nit eine Ausnahme diefer Art eintritt, ift in den 
Angelegenheiten der Bürgermeiftereien und Gemeinden an den Land: 
rath zu berichten, welcher in den Fällen zu 1. die Sache der Regie: 
rung zur Verfügung vorträgt, in denen zu 2. felbft entfcheidet, und 
in denen zu 3. nah Maßgabe der beftehenden und Eünftig zu erlaffen: 
den reglementarifhen Beftimmungen entweder felbft verfügt, oder die 
Entfheidung der Regierung einholt. 

$. 116. Im denjenigen Städten, weldye der Aufficht des Land: 
raths bisher nicht unterworfen waren, bleibt diefes Berhalmiß ferner 
bejtehen. Alte Zunctionen, welche das gegenwärtige Gefeg den Land: 
räthen zumeift, werden in Bezug auf jene Städte unmittelbar von 
der Negierung ausgeübt. 
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$. 117. Gegen bie Entfcheidung des Bürgermeifters bleibt der 
Recurs an den Landrath, gegen die Entfcheidbung des Landraths der 
Recurs an die Negierung, und gegen die Entfcheidung der Regierung 
der Recurs an ben Dberpräfidenten vorbehalten. Der Recurs muß 
in allen Inftanzen binnen einer Präclufivfrift von 6 Wochen, vom 
Empfang der Verfügung, gegen welche Necurs ergriffen werden foll, 
an gerechnet, bei der Wehörde eingeleitet werden, gegen beren Ber: 
fügung Befchwerde erhoben wird. Die Nechtfertigung des Recurſes 
kann auc an die vorgefegte Behörde eingereicht werden. Hinſichtlich 
der Zuläffigkeit des Rechtsweges in den dazu geeigneten Fällen wird 
dusch die gegenwärtige Ordnung an den beftehenden Gefegen. nichts 
geändert. 
$. 118. In Gemeinden, welche zu den Gebieten ber vormals 
unmittelbaren deutfchen Reichsftände und der im $. 5 bezeichneten 
Standesherren gehören, bleibt diefen die Ausübung, der Negierungss: 
rechte durch ihre Behörden nach Maßgabe der Inftruetion vom 30. Mai 
1820 und der abgefchloffenen befonderen Rezeſſe vorbehalten. 
$. 119. Die zur Ausführung dee gegenwärtigen Ordnung. er: 
forderlichen erften Eintihtungen werden unter der Leitung des Ober: 
präfidenten getroffen, welchen der Minifter des Innern mit einer 
Snfteuction hierüber verfehen wird. Der Zeitpunft, mit welchen 
in den einzelnen Gemeinden die Einführung gegenwärtiger Gemeinde: 
ordnung beendet fein wird, iſt duch das Amtsblatt. der betreffenden 
Regierung zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. Bis dahin bleiben 
die feitherigen Gemeindevertrster in Function. Won diefem Zeitpunfte 
an treten für die betreffenden Gemeinden die bisherigen Gefege und 
Verordnungen Über die Verfaffung und Berwaltung, der Gemeinden, 
foweit im bdiefem Gefeg nicht darauf Bezug genommen iſt, aufer 
Kraft. — Die beftehende Drganifation der Armenverwaltung wird 
durch dieſes Gefeg nicht aufgehoben. . 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterfehrift und beis 
gedrucktem Eönigl. Infiegel. 
Gegeben Sansfouci, ben 23. Juli 1845. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Eichhorn. v. Thile. v. Sa— 
vigny. vd. VBodelfhwingh. Gr. zu Stollberg. Flottwell. Uhden. 
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Die revidirte Verordnung, die Verfaffung und Verwaltung 
der Gemeinden im Königreiche betreffend. 


— —* 


Titel 1. 
Von der Bildung und Eintheilung der Gemeinden. 
Gapitell. Bon der Bildung der Gemeinden. 


8. 1. Jede Stadt, mit Einfchluß ihrer Vorſtaͤdte und ihres 
ganzen Burgfriedens; jeder Markt oder Fleden, und jedes .Dorf, 
welches bisher ſchon eine für fich beftehende Körperfchaft mit eigenem 
Gemeindevermögen und mit befonderen Gemeinderechten ausmachte, 
bildet eine Gemeinde, und foll als ſolche ferner fortbeftehen. 

8. 2. Ein jedes Patrimonialgeriht foll für fich eine ober 
mehrere Gemeinden ausmachen, in der Vorausſetzung, daß baffelbe 
gefchloffen und zufammenhängend ift. 

$. 3. Mehrere nahe gelegene Eleinere Orte, nämlih: a) Dör: 
fer, die kein eigenes Gemeindevermögen und feine eigenen Ges 
meinderechte befigen, b) bloße Weiler, ec) einzelne Höfe, Mühlen 
und Häufer follen entweder in einer eigenen Gemeinde vereinigt, oder 
iener ihnen zunächft gelegenen Gemeinde, wohin fie vielleicht ſchon 
nah dem Pfarr- oder Schulfprengel gehören, einverleibt werden. 
Diefe Einverleibung fest die beiderfeitige Einwilligung des Eigen: 
thümers und der Gemeinde voraus. In Ermangelung diefer Ein: 
willigung befchränft fich diefe Einverleibung blos auf die polizeiliche 
Verwaltung der Gemeinden, ohne Ausdehnung auf die privatrecht: 
lichen Berhältniffe. 

$. 4. Alle zerftreut liegende einzelne Wälder, Feldguͤter, Gärs 
ten, Weinberge, öde Pläge, Seen und Teiche, fie mögen dem Staate, 
einer Corporation oder Privateigenthümern angehören, müffen, in 
fo ferne fie nicht fchon zu dem Bezirke einer beftimmten Gemeinde 
gefchlagen find, mit Nüdfiht auf den Steuerverband und ihre 
natürliche Lage und fonftigen WVerhältniffe, einer folchen zugetheift 
und mit ihr verbunden werden. — Größere außer den bisherigen 
Drtsmarkungen liegende Waldungen, Seen und Freigebirge find von 
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obiger Zutheilung ausgenommen, und bleiben in ihren bisherigen 
Verhaͤltniſſen. 

$. 9. Wenn bei Gemeinden, welche früher für ſich beſtanden 
haben, befondere Umftände eintreten, welche eine neue Bildung der= 
felben nothwendig oder raͤthlich machen, fo foll darüber jederzeit an 
einfchlägige Behörde ein befonderes Gutachten erftattet, und die Ge: 
nehmigung des Staatsminifleriums des Innern erholt werden. 

$. 6. In jedem Falle, wo eine Gemeinde aus Orten gebildet 
wird, deren eines oder jedes ein abgefondertes eigenes Gemeinde= oder 
Stiftungsvermögen befigt, foll diefes denfelben zur befonderen Be: 
nügung und Verwaltung ausdrüdlich vorbehalten bleiben. 

$. 7. Da in befonderen Fällen, 3. B. a) zur Herftellung 
und Unterhaltung wichtiger Vicinalftraßen, ingleichen der Ufer- und 
MWafferbauten, wenn fie den Communen obliegen, und duch bie 
Bezirke mehrerer Gemeinde gehen; b) zur Anfchaffung von Eoftfpieligen 
Seuerlöfhmafhinen; ec) zur Unterhaltung der Landärzte und Heb— 
ammen; d) zur Armenpflege duch zweckmaͤßige Armenanftalten ; 
e) bei Mititäreinquartierungen, Kriegsfuhren und Kriegslieferuns 
gen ıc. ic. das Zufammenwirken mehrerer Gemeinden erfordert wird, 
und manche ähnliche polizeiliche und fonftige politifche und financielle 
Zwede in der Verwaltung des Staates ohne eine Vereinigung meh: 
rerer Gemeinden entweder gar nicht oder nur unvolllommen erreicht 
werden Eönnen, fo behalten Wir Uns vor, für foldhe gemeinfame 
Zwede mehrere nahe gelegene Gemeinden in einer Diftrictsgemeinde 
Eünftig zu vereinigen. 


Gapitel 2. Bon der Eintheilung der Gemeinden. 


$. 8. Die Gemeinden theilen ſich a) in Städte und größere 
Märkte, b) in Ruralgemeinden, welde theils aus Eleineren Märk: 
ten, theild aus Dörfern, Weilern und Einöden beftehen. 

$. 9. Die Städte erhalten nad) dem Maße ihrer Bevölkerung 
eine Unterabtheilung in 3 Klaffen, nämlih: 1. Klaffe: die Städte 
mit einer Einwohnerzahl von 2000 Familien 'und darüber; II. Klaffe: 
Städte von 500 bis 2000 Familien; III. Klaffe: Städte und Märkte 
«unter 500 Familien. 

8. 10. Kleinere Städte und Märkte, welche die Koften eines 
Magiftrates mit ihren VBerhältniffen nicht vereinbar finden, find jeder: 
zeit befugt, zeitlich in die Klaſſe der Landgemeinden zurudzutreten. 
Ihnen verbleibt in foldhen Fällen der Name Stadt oder Markt mit 
dem etwa befigenden Wappen. 
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Zitel I. 
Bon den Mitgliedern der Gemeinde. 


Gapitel 1. Beftimmung ber zu einem Gemeinde: 
gliede erforderlihen Eigenfhaften. 


$. 11. Wirklihe Mitglieder einer Gemeinde find in der Megel 
nur diejenigen, melde 1) in dem Bezirke berfelben ihren ſtaͤndigen 
Wohnfig aufgefhlagen oder dafelbft ein hausliches Anwefen haben, 
und dabei 2) darin entweder befteuerte Gründe befigen oder befteuerte 
Gewerbe ausüben, 

$. 12. Darunter find hiernach auch die bloßen Hausbefiger 
und die Gewerbsleute ohne Grundvermögen begriffen, ‚wenn fie von 
ihren Häufern oder Gewerben die Steuern entrichten. 

8. 13. Die übrigen, einem Gemeindebezirke angehörigen, aber 
mit Gemeindebürgerrechten nicht begabten Perfonen find entweder: 
1) Gemeindeangehörige mit Anfaffigkeit aus einem in $. Il und 12 
nicht erwähnten Anfäffigkeitstitel (in Städten und Märkten Infaffen, 
in Landgemeinden Beifaffen) oder 2) bloße Heimathsangehörige der 
Gemeinde ohne Anfäfiigkeit (ausfchliegend Heimathsberedhtigte) oder 
3) folhe Heimathsangehörige anderer Gemeinden oder Staaten, welche 
in der Gemeinde einen blos vorübergehenden, oder ohne Erlangung 
der Heimath und ohne die Borausfegungen des $. 11. Abf. 2. und 
8.13. Ziff. 1. entfprechenden ſtaͤndigen Wohnfig aufgefchlagen haben 
(Miethleute, Inleute), oder endlich 4) auswärts wohnende und in 
anderen Gemeinden oder anderen Staaten anfafjige oder heimathbes 
rechtigte Befiger von in der Gemeindemarkung befindlichen Grund: 
ftüden oder nugbaren Rechten (Gemeindeforenfen). 

$. 14. Wenn Jemand an einem Drte ein befleuertes Haus 
und Gründe befist, anderswo aber feinen Wohnfis hat, fo ift ein 
folher verpflichtet, durch einen gehörig Bevollmaͤchtigten fi als Ge: 
meindeglied vertreten, und bie in bdiefer Eigenfchaft ihm zuftehenden 
Nechte ausüben zu laffen. In Ermangelung eiries befonderen Bevoll: 
müchtigten wird der in der Gemeinde mwohnende Verwalter oder Zeit: 
päcdhter des Gutes, und bei theilweifer Verpachtung der Pächter des 
größten Antheils an dem Geſammtgute als ftillfchweigend bevollmädh: 
tigt erachtet, an den Gemeinderechten im Namen des Eigenthümers 
Theil zu nehmen. 

$. 15. Zwiſchen den vollen und nugbaren Eigenthümern, wel— 
hen Lesteren auc die Erbpächter gleich zu achten find, tritt Eein 
Unterfchied ein. 
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8. 16. Außer biefen bier als Gemeindemitglieder bezeichneten 
Einwohnern ift den Magiftraten der Städte geftattet, unter Beiſtim— 
mung der Gemeindebevollmädhtigten aud noch andere Gemeindebewoh: 
ner als wirkliche ($. 11 und 12) oder als Ehrenbürger, oder auch 
andere Inlaͤnder als Ehrenbürger aus befonderen Nüdfichten auf das 
Semeindewohl, vorbehaltlich der Allerhöchften Betätigung aufzunehmen. 


Capitel 2. Bon den allgemeinen Rechten und Pflid: 
ten der Gemeindeglieder. 


$. 17. Jedes wirkliche Gemeindeglied ift berechtiget: a) an ben 
Berathungen über gemeinfchaftlihe Angelegenheiten in den durch ge: 
genwärtiges Gefeg beftimmten Fallen und Borausfegungen, Theil zu 
nehmen; b) zu Gemeindeämtern und Stellen gewählt zu werden, 
wenn baffelbe die dazu erforderlichen übrigen gefeglihen Eigenfchaf: 
ten befigt. 

$. 18. Die Anfprüche der wirklichen Gemeindeglieder an ben 
unvertheilten Gemeindegründen richten fih nad Zit. II. Cap. 2. $. 26 
der Verordnung vom 17. Mai 1818. 

$. 19. Jedem activen Gemeindegliede und deffen Stellvertreter 
liegt dagegen ob: 1) bei den Gemeindeverfammlungen perfönlich zu 
erfcheinen, 2) die Gemeindeftellen, zu welchen es gewählt wird, fo 
ferne es feine in dieſem Geſetze ausdrüdtich genehmigte allein gül: 
tige Entfhuldigungsurfahen ($. 77) nachmeifen kann, unweigerlic) 
anzunehmen und während der beftimmten Zeit ihrer Dauer treu und 
gewiffenhaft zu verwalten; 3) alle gemeinſchaftlichen Verbindlichkeiten 
und Laften zur Erreihung eines gemeinfamen Zwedes, wohin die 
Gemeindedienfte, Umlagen u. d. gl. gehören, verhaltnifmäßig zu 
übernehmen. Wenn nicht befondere Verträge oder particuläre Orts— 
rechte ein Anderes beftimmen, wird vermuthet, daß jedes Gemeinde: 
glied von ber Zeit feines Eintrittes gleiche Gemeinderechte befige, und 
auch gleiche Gemeindelaften zu tragen habe. 


Titel II. 

Bon den Gemeinden als öffentlichen Corporationen, 
Gapitel I. Von den allgemeinen Rechten und Berbinb: 
lichkeiten. 

$. 20. Die Gemeinden koͤnnen in der Eigenſchaft als öffent: 
liche Corporationen alle Nechte ausüben und Berbindlichkeiten ein: 
gehen, welche die bürgerlichen Gefege den Privaten überhaupt geftat: 
ten und den Gemeinheiten infonderheit nicht verfagen. 
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8. 21. Sie ftehen unter der befonderen Guratel und Aufſicht des 
Staates, und genießen die Vorrechte der Minderjährigen. 

$. 22. Als Theile des ganzen Staatskoͤrpers find fie den all: 
gemeinen Staatszjweden untergeordnet, und verpflichtet, an allen 
- Etaatslaften Antheil zu nehmen; — als einzelnen Gefellfhaften liegt 
ihnen ob, Alles dasjenige zu leiften, was zur Erreichung ihres gefell= 
fchaftlichen Zwedes erforderlich ift, wie auch die aus befonderen Rechts— 
gründen entftandenen Verbindlichfeiten ihrer Corporation zu erfüllen. 

$. 23. Die Mittel zur Erfüllung der Verbindlichkeiten, welche 
ben Gemeinden obliegen, finden fich theils in dem Gemeindevermögen, 
theild in den Gemeindedienften, theils in den Gemeindeumlagen. 


Capitel 2. Bon dem Gemeindevermögen. 


$. 24. Dasjenige Gemeindevermögen, welches die Gemeinde als 
nothivendiges Mittel zur Erreihung ihres gefellfchaftlihen Zweckes 
befigt, wohin die nothwendigen öffentlichen Gebaude, Wege, Brüden, 
Brunnen, Grenzzeihen, Löfchgeräthe zc. gehören — ift, fo weit es 
zu ben Bedürfniffen der Gemeinde erforderlich ift, ein ganz unver: 
Außerliches Eigentum derfelben; ebenfo ift das ihrer Verwaltung an— 
vertraute Vermögen der zur Religionsausübung, zum Unterrichte und 
zur Mohlthätigkeit beſtimmten Localftiftungen und Anftalten under- 
äußerlich; e8 dürfen in der Regel keine Veränderungen in ihrer Sub: 
ftanz, ohne Genehmigung der einfchlägigen oberauffehenden Staats: 
behörde, vorgenommen werden, und die Gemeinden find verbunden, 
nah den Bedürfniffen und dem Erforderniß des gefellfchaftlichen 
Zweckes daſſelbe herzuftellen, zu erhalten und zu ergänzen. 

$. 25. Gemeindevermögen, welches zwar nicht zum gefell: 
fhaftlihen Zwecke weſentlich nothwendig , deffen Rente aber ausfchließ- 
(ih zur Beſtreitung der Gemeindebedürfniffe beſtimmt ift, oder 
von den einzelnen Gemeindegliedern benügt wird, kann aus abmi: 
niftrativen Gründen mit Genehmigung der Curatel veräußert werden; 
auch kann bdaffelbe auf gerichtlichen Auftrag zur Bezahlung der Ge: 
meindefhulden der Veräußerung oder zur Beförderung der Kultur 
der Vertheilung unter die Gemeindeglieder unterliegen. — Im All: 
gemeinen wird folgendes hierüber feftgefege: 1) Die Theilung der zur 
Zeit noch in ungetheilter Eigenfchaft vorhandenen Gemeindegründe 
findet nur wegen nachgewieſenen überwiegenden Vortheild für die Ge: 
meinde mit Zuftimmung der Mehrheit von drei Viertheil fämmtlicher 
wirklicher Gemeindeglieder der Gefammtgemeinde, unter welchen 
drei Viertheilen jedoch die Größtbegüterten der Gemeinde, fowie der 
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oder bie Schäfereiberechtigten begriffen fein müffen, und mit höhe: 
rer Guratelgenehmigung flatt; 2) ihr Vollzug richtet ſich nad den 
beftehenden oder noc zu erlaffenden Gefegen, und insbefondere, was 
die Antheile des Pfarrers und der Schule betrifft, nad) den bezüg: 
lich des Maaßſtabes der Antheile fortbeftehenden Verordnungen vom 
16. April 1800, 14. October 1803, 19. Juni 1807, 22. November 
1810, und 21. Mai 1811, dann was den Antheil der Schäferei: 
berechtigten anbelangt, nah dem Berhältniß ihres bisherigen Ges 
nufrechtes an den zu vertheilenden Gründen. Wenn die Vertheilung 
ber Gemeindegründe flatt findet, fo follen denjenigen, melde in 
Gemeinſchaft ihrer feparaten Antheile bleiben wollen, ihre Antheile im 
Bufammenhange zugemeffen werden. 3) Saͤmmtlich vertheilte und 
daher in das Privateigentbum übergehende Gemeindegründe, mit 
Ausnahme ber den Pfarrern und Schulen, dann den Schäfereibe: 
rechtigten zugefallenen Antheile, werden mit einem durch Erlegung des 
25fachen Betrages ablösbarem Grundzinfe zu Gunften der Gemeinde: 
caffe und zwar im geundherrlichen Berbande ftehende Gemeinde: 
gründe, — unbefhadet des Grundbarkeitsverhältniffes, und nur fo 
weit, als Eeine Ueberbürdung entfteht, — belaſtet. — Die nach be: 
ftehenden Geſetzen, Verträgen und Obfervanzen den fog. Leerhäuslern 
etwa zugehenden Antheile Eönnen von den Gemeinden als unzertrenn: 
liche Zugehör des Hauſes erklärt werden. Gleiche Befugniß fteht den 
Gemeinden hinfichtlich ber den fogenannten Kleinbegüterten (Söldnern) 
anfallenden Theile zu, unbefchadet der in einzelnen Fallen aus dem 
Golonarverbande von dem Gutsheren etiva abgeleiteten und-im Falle 
fi) ergebender Srrungen, auf dem Givilrechtswege auszutragenden 
Anfprühe. — ine durch die zu J feſtgeſetzte Majorität der Ge: 
meindeglieder entfprechende Zahl von ZTheilen wird für die Gemeinde 
zurücdbehalten, um jeweils an SKleinbegüterte oder Leerhaͤusler ver: 
pachtet zu werden. — 4) Die Gemeindewaldungen Eönnen nur behufg 
der Abtreibung und infofern vertheilt werden, als diefelben zur Wald: 
£ultur nicht geeignet erfcheinen, oder als in der betreffenden Gegend 
der Ueberfluß an MWaldbeftänden, der Mangel an Ader: und Wiefen: 
gründen eine Theilung im Intereſſe der Kultur nöthig macht, und 
der Gemeinde für Dedung gemeindlicher VBerwaltungsbedürfniffe noch 
ein angemefjener Waldftand verbleibt. Jedenfalls muß die Abtreibung zu 
Sunften der Gemeindecaffe gefchehen, und ſonach in diefe der Erlös fließen. 

$. 26. So lange Gemeindegründe unveräußert oder unvertheilt 
bleiben, richtet ficy die Benutzung derfelben nach den beftehenden Ver: 
ordnungen und dem rechtmäßigen Herkommen. 
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Capitel 3. Von den Gemeindedienſten. 


§. 27. Zur Herſtellung und Ausbeſſerung der noͤthigen Ge: 
meindegebäude, Brunnen, Wege, Brüden, der Ufer: und Waffer: 
bauten 2c.; infofern fie der Gemeinde obliegen, zur Handhabung der 
Öffentlichen Sicherheit, foweit nicht auf andere Art dafuͤr hinreichend 
geforgt ift, find die Gemeinden Frohnen oder Gemeindedienfte zu 
leiiten fchuldig. 

$. 28. Zu den Gemeindefrohnen gehören auch die Quartiere, 
welche dem ducchmarfchirenden oder cantonivenden Militär eingeräumt 
werden müffen. 

$. 29. Diejenigen Gemeindeglieder, welche mit Gefpann ver: 
fehen find, eiften die Frohnen mit Gefpann; die Uebrigen mit 
Handarbeit. 

$. 30. Wenn in einer Gemeinde duch Verträge oder durch 
befondere DOrtsrechte Eein anderer Mapftab eingeführt ift, fo richtet 
fih das Verhaͤltniß der Gefpannsfrohnen nad) der Zahl der Gefpanne, 
womit ein jedes Mitglied feine Landwirthfchaft oder fein Gewerbe 
beftreitet. 

8. 31. Das Verhältniß der Handfrohnen wird nach ber Zahl 
ber dazu verbundenen Gemeindeglieder bemeifen. 


6. 32. Gemeindefrohnen dürfen von den Verpflichteten aud) 
durch gerignete Stellvertreter geleiftet werben. 


$. 33. Die Negulirung und Vertheilung der Gemeindefrohnen 
geſchieht, nach den hierüber beftehenden gefeglihen Normen, in den 
Städten duch den Magiftrat, und in den Ruralgemeinden burd) 
den Gemeindeausfhuß; fie fol durch Ddiefelbe auf eine folhe Art 
vorgenommen werden, daß den Verpflichteten die Beforgung ihrer 
eigenen Haus- und Landwirthfchaft oder ihres Gewerbes nicht zu fehr 
erfchweret oder gar unmöglich gemacht werde. 


Capitel 4& Bon den Gemeinbeumlagen. 


$. 34. Gemeindeumlagen oder Beiträge an Geld oder Natura- 
lien aus dem Privatvermögen der Gemeindeglieder, finden zu Ges 
meindezweden nur dann ftatt, wenn die Bedürfniffe der Gemeinde 
weder durch den Ertrag des fländigen Gemeindevermögens, noch durch 
andere den Gemeinden bewilligte Gefälle, noch durch die Zuſchuͤſſe 
aus dem Staatsvermögen, noch durch freiwillige Zuſammenwirkung 
der Gemeindeglieder felbft, gededt werden können; — eben fo, wenn 
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das Beduͤrfniß der oͤrtlichen Stiftungen nicht aus dem Ertrage ihres 
Vermögens beftritten werden kann. 


$. 35. Die Fülle und die Zwede, für welche dergleichen Um— 
lagen in den Gemeinden geftattee find, wer dazu verpflichtet ift, den 
Mapftab, nach welchem diefe Gemeindeumlagen zu vertheilen find, 
die Erhebungsart und die Verwendung berfelben, beflimmen die be: 
fonderen Gefege. 


Zitel IV. 
Bon der Berwwaltung der Gemeinden. 


Gapitel 1. Allgemeine Beftimmungen. 


$. 36. Die Gemeinden beforgen ihre Angelegenheiten in Ge: 
meindeverfammlungen durch Gemeindebefchlüffe, oder fie handeln durch 
ihre Bertreter und Bevollmaͤchtigte, wie diefes die gegenwärtige Ver— 
ordnung näher beftimmt. 


$. 37. Zur Fuffung eines Gemeindebefchluffes, wo ein folcher 
erforderlih ift, müfjen zwei Drittheile der Gemeindeglieder gegen: 
wärtig fein. 

$. 38. Der Beſchluß wird duch die abfolute Mehrheit der 
Anwefenden beftimmt. Bei gleihen Stimmen entfcheidet der Ges 
meindevorfteher. 

$. 39. Abweſende fönnen, außer den oben 8. 14 bemerften 
Fällen, durch Anweſende fih nicht vertreten laſſen. 

$. 40. In Begenftänden von Bedeutung, woraus befondere 
Verbindlichkeiten für die Gemeinde erwachfen fönnen, muß der Be: 
ſchluß fchriftlic aufgefest, und von dem Vorſtande der Verſammlung 
und zweien Mitgliedern durch Unterfchrift bezeugt werden. 

8. 41. Beſchluͤſſe, welche nicht das allgemeine, fondern nur 
das bejondere Intereffe eines Individuums oder einer einzelnen Klaffe 
betreffen, find ohne ihre Beiftimmung von Feiner Wirkung. 

$. 42. Die ordentlihen Vertreter der Gemeinden find die Ge: 
meindeausfhüffe. — Zur Vertretung der Gemeinden in befonderen 
Fallen ift jedesmal eine befondere Vollmacht nothwendig, welcher ein 
gültiger Raths- oder Gemeindefhluß ($. 37 bis 41) zum Grunde 
liegen muß. 

8. 43. Die Gemeinden dürfen feine Deputationen von mehr 
als zwei, höchftens vier Gemeindegliedern abordnen. 

$. 44. Die Form der Gemeindeverwaltung ift verfchieden: I) in 
den Städten und größeren Märkten; 2) in den NRuralgemeinden. 


18 Bayern. 


Gapitel 2. Bon der Gemeindbeverwaltung in den Stäb- 
ten und größeren Märkten. 


8. 45. In diefen wird die Gemeindeverfammlung beforgt und 
vollzogen: 1) durch einen bürgerlichen Magiftrat; 2) durch einen 
befonderen Gemeindeausfchuß, welcher aus erwählten Gemeindebevoll: 
mächtigten beſteht; 3) durch Diftrictsvorftcher, welche in größeren 
Städten dem Magiſtrate beigegeben find. 


Gapitel 3. Bon den Magiftraten. 
1. Formation berfelben, 


$. 46. Der Magiftrat ift der Vorfteher der Gemeinde, und 
zugleich der Beamte für die Verwaltung ihrer gemeinfchaftlihen An— 
gelegenheiten und ihres Vermögens. 

8. 47. Derfelbe foll beftehen: 1) in den Städten ber erften 
Klaffe (F. 9) a) aus zwei Bürgermeiftern; b) aus zwei bis vier 
rechtsfundigen Raͤthen; ec) aus einem technifhen Baurath, wo das 
Bauwefen von Bedeutung iſt; d) aus 10 bis 12 Bürgern, vorzüg: 
lich von der gewerbtreibenden Klaffe. — Die Verwaltung des Stadt: 
vermögens wird vom Magiftrate einem rechtsfundigen Rath und 
einem Rath aus der Zahl der Bürger übertragen. — Sn gleicher 
Art gefhieht die Uebertragung der Adminiftration bes Local: Stif: 
tungsvermögens; es Eönnen jedoch die einzelnen größeren Stiftungen 
auch unter mehrere Rathe vertheilt werden; 2) in den Städten zwei: 
ter Kaffe (8.9) a) aus einem VBürgermeifter; b) aus einem oder 
zwei rechtsfundigen Räthen; ec) aus einem Stadtſchreiber; d) aus 
acht bis zehn Bürgern; 3) in den Städten und Märkten der dritten 
Klaffe: a) aus einem DBürgermeifter; b) aus einem Stadt: oder 
Marktfchreiber; ©) aus fehs bis acht Bürgern. — Die Verwaltung 
des Communal- fowie des Stiftungsvermögens wird in den Städten 
und Märkten der zweiten und dritten Klaffe entweder einem oder 
mehreren Mitgliedern des Magiftrates wie bei den Städten der erften 
Klaffe übertragen. 4) Das erforderliche Canzleiperfonal befteht: in 
den Städten der erften Klaffe nad) Verhältniß der Bevölkerung a) aus 
einem oder zwei Secretairen, dann b) aus ber erforderlihen Zahl 
von Echreibern, Magiftratsdienern und Boten. — In den Städten 
und Märkten der zweiten und dritten Klaffe werden die Ganzleiges 
fhäfte von den Stadt: und Marktichreibern, mit Beigebung des 
nöthigen Schreiberperfonals, der erforderlihen Diener und Boten be: 
forgt. — 5) Bei einem großen Stadtvermögen kann auch ein eigener 
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Stabtfimmerer, Rechnungsfuͤhrer, fowie bei bedeutenden oͤrtlichen 
Stiftungen ein eigener Dekonom angeftellt werden. — Die Städte 
find ermächtiget, ihr flabiles mit Subfumtion unter die IX. Ver: 
faffungsbeilage begabtes Perfonal unter die hier feftgefegte Zahl zu 
vermindern, insbefondere auch, fo ferne fie erjter Klaffe find, flatt 
zweier, einen Bürgermeifter aufjuftellen, oder fo ferne fie zweiter 
Klaffe find, ſtatt eines rechtskundigen Raths einen rechtsfundigen 
Bürgermeifter mit Stabilität zu wählen, wenn fie es ihren Verhält: 
niffen entfprechend finden, Magiftrate und Bevollmaͤchtigte folches 
mit je zwei Drittheilen der Stimmen befchließen, und dem Befchluffe 
die Eönigliche Genehmigung zu Theil wird. 

$. 48. a) Zur Anftellung als rechtskundiger Bürgermeifter oder 
Magiftratsrath ift das vollendete akademiſche Studium und die mit 
entfprechendem Erfolge beftandene Goncursprüfung für den Staats: 
dienft erforderlich. b) Das Amt eines eigens und förmlich ange: 
ftellten Stadt: oder Markefchreibers fegt den Nachweis der für dieſes 
Amt erforderlichen Kenntniffe durch angemeffenes Beftehen einer von 
der Kreisregierung anzuordnenden practifchen Prüfung voraus. — 
Außer diefer Qualification muß der Bürgermeifter auch in dem 
Gemeindebezirfe mit einer Realität anfafjig fein. — Die aus 
den Übrigen Bürgerklaffen zu mwählenden Gemeindeglieder richten ſich 
rüdfichtlid ihrer Qualification nah den VBorfchriften, welche unten 
$. 76 für die Gemeindebevollmächtigten gegeben find. Sie follen, 
wo es gefchehen kann, nicht aus foldhen Gewerben, die einer befon: 
deren und ununterbrochenen Polizeiauffiht unterworfen find, genom: 
men erben. 

$. 49. Sämmtlihe Glieder des Magiftrates dürfen weder in 
der auf= oder abfleigenden Linie, noch in der Seitenlinie erften Gra: 
des untereinander verwandt oder verfchwägert fein. 

$. 50. Die Bürgermeifter, bei welchen die im 8.48 bezeich: 
nete mindere Qualification vorgefchrieben tft, werden auf die Dauer 
von ſechs Fahren gewählt, nad deren Verfluß fie ihr Amt nieder: 
legen wüflen, wenn fie nicht aus befonderem Vertrauen wieder ge: 
wählt werden. — Der Bürgermeifter und diejenigen Stadträthe 
aber, bei welchen nach $. 48 eine höhere Qualification erfordert wird, 
erhalten bei ihrer Anftellung eine verhäftnißmäßige fire Beſoldung, 
und fie treten nach drei Jahren, wenn fie durch eine neue Wahl in 
ihren Stellen beftätigt werden, analog in die Verhältniffe Unferer 
unmittelbaren abminiftrativen Etaatsdiener. — Die aus der Bir: 
gerfchaft erwählten Magiftratsperfonen verfehen ihre Stellen fechs 
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Jahre hindurch, jedoh in der Art, daß alle drei Jahre die Hälfte 
derfelben nad) der fie treffenden Reihe, das erſtemal aber durd das 
Loos austritt, und durch eine neue Wahl erfegt wird. — Die Bür: 
germeifter, bei welchen die oben bemerkte höhere Qualification nicht 
gefordert wird, erhalten einen auf die Dauer ihres Amtes befchränf: 
ten Functionsgehalt. — Die aus der Bürgerfchaft gewählten Ma: 
giftratsglieder empfangen eine verhältnißmäßige Entfhäadigung. — Die 
Stadt: und Marktfchreiber, fowie der technifche Baurath, wo ein 
folher nothwendig ift, follen nach Verhaͤltniß der Größe der Stüdte 
und Märkte und des Ertrages des Gemeindevermögens auf eine ihre 
Subfiftenz ſichernde Weiſe befoldet werden. — Uebrigens ift das 
Dienftverhältniß der eigens angeftellten Stadt: und Marftfchreiber, 
der Baubeamten und der etwa eigens angeftellten Stadtkaͤmmerer 
widerruflich, und zieht weder Penſions- noch fonftige Anſpruͤche nad) 
fih, fo ferne nicht ein, mit Guratelgenehmigung gefhloffener Dienft: 
vertrag anderweite Beſtimmungen gibt. Den aus der Bürgerfchaft 
gewählten Magiftratsgliedern fteht die Befugniß zu, die auf fie ges 
fallene wiederholte Wahl abzulehnen, ohne daß fie nöthig hätten, be— 
fondere Entfhuldigungsgrüunde anzuführen und nachzuweifen. 

$. 5l. Die Amtskleidung des Magiftrates ift ſchwarz; — die 
Mitglieder defjelben tragen in den Städten erfter und zweiter Klaffe 
einen Degen. — Den zeitlihen Bürgermeiftern ift geftattet: a) in 
den Städten ber erften Klaſſe eine goldene Medaille an einer goldes 
nen Kette, b) in den Städten der zweiten Klaffe eine gleiche Medaille 
an einem bellblauen Bande, e) in den Städten und Märkten ber 
dritten Klaffe eine Medaille von Eilber an einem gleihen Bunde 
in ihrem Amte und bei allen öffentlichen Gelegenheiten an dem 
Halfe zu tragen. — Diefe Medaillen zeigen auf der Vorderſeite 
das Bruftbild des NRegenten, und auf der Kehrfeite das Wappen der 
Stadt oder des Marktes. — Sie find Eigenthum der Gemeinde, 
aus deren Mitteln fie angefchafft werden. 

$. 52. Die Wahl des gefammten Magiftrates kommt den Se 
meindebevollmädhtigten zu. 

$. 53. In den Städten erfter Klaffe wird die Wahl jedesmal 
durch einen Eöniglihen Commiffair aus der Mitte der Kreisregierung, 
in den übrigen Städten und Märkten aber durdy den Eöniglichen Com: 
miffair, oder durch die betreffenden land- und gutsherrlichen Gerichte 
geleitet. — Die von den Gemeindebevollmädhtigten gewählten In— 
dividuen müffen, mit beigefügtem Gutachten, in den Städten ber 
erften Klaffe dem Minifterium des Innern, in den Städten ber 
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uͤbrigen Klaſſen aber der betreffenden Kreisregierung zur Beſtaͤtigung 
angezeigt werden. 

$. 54. Nach erfolgter Beſtaͤtigung geſchieht die Verpflichtung 
und Einweiſung der Buͤrgermeiſter, in Gegenwart der Gemeindebe— 
vollmaͤchtigten, in den Städten erſter Klaſſe durch eine beſondere Re: 
gierungscommiffion, in den übrigen Städten und Märkten hingegen 
durch einen Eöniglihen Commiſſair, oder durch das einfchlägige land» 
oder gutöherrliche Gericht. — Die übrigen Magiftratsglieder, das 
Canzlei- nebft dem Unterperfonal, werden duch den Bürgermeifter 
in Pflichten genommen. 


HM. Wirkungskreis der Magiftrate, 
A. Rücfichtlich der eigentlichen Gemeindeangelegenpeiten, 


$. 55. Der Magiftrat übt als Vorſteher der Gemeinde alle 
der bürgerlichen Corporation zuftehenden Rechte im ganzen Umfange 
des Gemeindebezirkes aus, und fämmtliche Gemeindeglieder find ihm 
in dieſer Beziehung untergeben. 

$. 56. Diejenigen Gemeindeglieder, welche der bürgerlichen Ge— 
meinde nur durch den Befig einer in der flädtifhen Markung liegen: 
den Realität angehören, find dem Magiftrate als WVorfteher der Ge: 
meinde nur in Beziehung auf diefe Befigungen, in ihren perfönlichen 
Derhältniffen aber derjenigen Obrigkeit untergeben, unter welcher fie 
gemäß ihres Standes oder ihrer Dienftesverhältniffe flehen. 

8. 57. Alte öffentlihen Inftitute, die zur Erreichung des ge: 
fetfchaftlichen Zwedes der Gemeinde errichtet find, und aus Gemeinde: 
mitteln erhalten werden, ftehen, mit dem dabei angeftellten Perfonal, 
unter feiner Auffiht und Leitung. 

8. 58. Die Stadt: und Marktfchreiber, fowie die höheren ftäd- 
tifchen Bedienfteten werden von dem Magiftrate benehmlich mit dem 
Gemeindeausfhuffe, unter Beftätigung der Kreisregierungen, gewählt 
und angeftellt. — Die Anftellung des Canzleiperfonals und der Die: 
nerfchaft koͤmmt dem Magiftrate zu. 

8. 59. Er verwaltet das gefammte Communal- und das locale 
Stiftungsvermögen durch die in feiner Mitte befindlichen Stadt: oder 
Markestimmerer und Stiftungsverwalter, oder wo durch die Stif: 
tungsbriefe befondere, mit ber gegenwärtigen Gefeggebung noch ver: 
einbare Verwaltungen angeordnet find, durch diefe, nach den hierüber 
gegebenen befonderen Vorſchriften. — Die Rechnung über die Ver: 
waltung des Gemeinde = und Stiftungsvermögens muß hiernach von 
den Verwaltern ihm jährlic) abgelegt werden, welcher fie den Ge: 
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meindebevollmaͤchtigten zur Einſicht und ſchriftlichen Erinnerung vor— 
legt, und mit dieſen der Kreisregierung zur Reviſion einſchickt. — 
Das Kirchenvermoͤgen jeder Confeffion und Parochie, und zwar in 
ftandes= und gutsherrlidhen Gemeinden nad Maßgabe der Beilagen IV. 
und VI. der Verfaffungsurkunde wird einer befonderen Kirchenverwal— 
tung anvertraut, — beftehend: a) aus dem Pfarrer (bei Proteftan: 
ten, wo mehrere an einer Kirche find, aus dem Erſten oder einem 
aus ihrer Mitte Gewahlten); b) aus einem Abgeordneten, Vorſtande 
oder Mitgliede des Magiflrates, wo möglich derfelben Gonfeffion ; 
ec) aus vier bis acht befonders gewählten Gemeindegliedern derfelben 
Gonfeffion. — Die Etatsentwürfe, fowie die Nechnungen werden 
beide zu gehöriger Zeit dem Magiftrate zur Einſicht und Erinnerung 
zugefendet, welcher fie — mit feinen Bemerkungen begleitet, der vor— 
gefesten Quratelbehörde zur Prüfung und Befcheidung vorlegt. — 
Diefelde Mittheilung gefchieht von Seiten des Pfarramtes an das 
Drdinariat oder Confiftorium zur Einfihtnahme und Erinnerung durdy 
Mittheilung an die einfchlägige Kreisregierung Kammer des Innern. 

$. 60. Er forgt für die Erhaltung der Gemeindegüter und für 
die Erfüllung der Gemeindeverbindlichkeiten. 

$. 61. Er ordnet an und vertheilt die Umlagen, fowie die 
übrigen Gemeindelaften bei Militäreinquartierungen und Durhmärfchen, 
nad) den hierüber beftehenden befonderen Verordnungen. 

$. 62. Er hat die Aufnahme der Bürger und Schugverwand- 
ten, und ertheilt die Heurathsbewilligungen. 

$. 63. Er hat die Verleihung der Gewerbsgerechtigkeiten im 
Gemeindebezirke, infofern diefe nicht in befonderen Fällen der Staats: 
behörde unmittelbar oder ausfchließend vorbehalten find. — Sin den 
Stadtgemeinden wird das Vermittlungsamt, wenn Streitigkeiten unter 
den Gemeindegliedern entftehen, nad den im $. 120 bezeichneten Vor: 
fchriften durdy die Magiftrate ausgeübt, vorbehaltlic des Mechtes der 
Berheiligten, — Mitbürger ihres Vertrauens zu benennen, welche 
unter der Leitung eines von dem Magiftrate zu beftimmenden Gom: 
miffärs gemeinfchaftlidy mit demfelben die gütliche Vereinigung, jedoch) 
ohne allen Zwang oder Drohung zu eriwirken ſich beftreben. — Bei 
den Ausfertigungen des Vermittlungsamtes wird von der Anwendung 
des Stempels Umgang genommen. 

$. 64. Es ſtehen unter feiner Aufficht und Leitung: 1) das 
ganze ftädtifhe Bauweſen; 2) die Leihanftalten; 3) die Feuerlöfchan: 
ftalten; 4) die Beleuchtungsanftalten. _ 

$. 65. Er forgt für die Herftellung der Gemeindewege, Brüden 
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und Stege, der Brunnen» und MWafferleitungen, infoweit dieſe aus 
Semeindemitteln beftritten werden. 

$. 66. Er nimmt Antheil an der Armenpflege, nad der Ber: 
ordnung vom 17. November 1816. (Regierungsbl. St. XXXXI.) wie 
auh an dem Kirchen: und Volksfchulwefen, nach den gleichfalls 
hierüber beftchenden Verordnungen. 


B. Rüdfihtlich der Polizei. 


$. 67. Dem Magiftrate ift in allen Städten und Märkten, 
mit Ausnahme Unferer Haupt: und Refidenzftade München, als Re: 
gierungsbeamten, die geſammte Localpolizei übertragen. 

$. 68. In den Eleineren Städten und in den Märkten, welche 
einem land= oder gutsherrlihen Gerichte untergeordnet find, übt der 
Magiſtrat die Ortspolizei nach denjenigen Vorfchriften aus, welche 
in dem Edicte über die gutsherrliche Gerichtsbarkeit für die polizeilichen 
Berrichtungen gegeben find. 

$. 69. In den größeren Städten, welche den Kredßregierungen 
unmittelbar untergeben find, beforgt der Magiftrat die Polizei in 
einer eigenen bafür angeordneten Gefchäftsabtheilung, ganz nad) ber 
Inſtruction für die Polizeidirectionen vom 24. Septemb. 1808. (Reg. 
31.1808. St. LXIII. Seite 2509 ff.) 

$. 70. In jenen Städten, in welchen befondere Berhältniffe 
es erfordern, werden Wir nach Gutbefinden eigene Gommiffarien ent: 
weder für beftändig beftellen, oder zeitlich abordnen, deren Verhaͤltniß 
zu den Magiftraten in einer befonderen Inſtruction beflimmt wird, 
und welche ihre Befoldung oder Functionggehalt wie bisher aus ber 
Staatscaffe erhalten. 

$. 71. Zur Beſtreitung der Local: Polizeikoften wird von dem 
Staatsärar verhältnißmäßig ein beftimmter jährlicher Beitrag geleitet 
werden. — Diefer ift auf die Summe von 80,000 fl. für die erften 
ſechs Jahre feftgefest; nad) deren Ablauf foll derfelbe, mit Rüdficht 
auf die alsdann noch erforderlichen nothwendigen Koften und die Ver: 
moͤgenskraͤfte der Städte, weiter beſtimmt werden. 

$. 72. Die Magiftrate haben das ihnen zur Ausübung ber 
Polizei erforderliche Perfonal aus den dermal bei derfelben angeftell: 
ten Individuen zu wählen. 


III. Gefhäftsgang. 
$. 73. Die Gefchäftsführung des Magiftrates in den verſchiede— 
nen Gefchäftszweigen foll, mit Rüdfiht auf die verfhiedenen Klaffen 
6* 
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und Verhaͤltniß der Staͤdte, durch ein beſonders Regulativ naͤher 
beſtimmt werden. 


Capitel 4. Von dem Gemeindeausſchuſſe, oder den Ge— 
meindebevollmädtigten. 


1. Beftellung dberfelben, 


$. 74. Die Gemeindeglieder, welde das volle Staatsbürger: 
recht haben, wählen, unter der Aufficht eines Eöniglichen Commiſſairs 
aus ihrer Mitte durh Stimmenmehrheit eine beftimmte Anzahl von 
MWahlmännern, welche bei den Städten ber I. Klaffe, die über 
4000 Gemeindeglieder zählen, den 40ften, bei jenen unter 4000 Ge: 
meindegliedern den 3Often, bei den Städten der II. Klaffe den 2Nften, 
und bei jenen der III. Klaffe den IOten Theil der wahlfähigen Ge: 
meindeglieder beträgt. — Die Städte werden zur Vornahme diefer 
Wahl in verhältnigmäßige Bezirke abgetheilt, und auf jeden wird die 
ihn treffende Anzahl der Wahlmänner ausgefchlagen. 

$. 75. Saͤmmtliche in obiger Art ernannte Wahlmänner ver: 
fammeln fi bierauf in dem Gemeindehaufe, und wählen unter 
gleihmäßiger Auffiht ducd) relative Stimmenmehrheit die Gemeinde: 
bevollmädhtigten als Nepräfentanten der Gemeindecorporation. 

$. 76. Für die Stelle eines Gemeindebevöllmächtigten find nur 
diejenigen waͤhlbar, welche, nebjt dem vollen Staatsbürgerrechte, 
a) in den Städten der erſten Klaffe im höchftbeiteuerten Drittheile, 
b) in den Städten der zweiten Klaffe in der höcyjtbefleuerten Hälfte, 
und o) in den Städten und Märkten der dritten Klaffe in den höchft: 
befteuerten zwei Drittheilen fi befinden. — Bei Berechnung der 
Befteuerung wird nur der Gefammtbetrag der Haus =» Gewerbe: und 
Nufticalfleuern, die in der Gemeindemarkfung entrichtet werden, in 
Anſchlag gebradt. 

§. 77. Nur erwiefene Eörperliche oder geiftige Unfühigkeit oder 
ein fechzigjahriges Alter find gültige Entfchuldigungsurfaden, wegen 
welcher ein Gemeindeglied die Stelle eines Bevollmädhtigten ablehnen 
kann. — Aud) diejenigen, welche nad) 8.56 der bürgerlichen Ge: 
meinde nur rüdfichtlid ihrer. befteuerten Befigungen angehören, find 
nicht verbunden, die Stelle eines Gemeindebevollmädhtigten anzunehmen. 

$. 78. Ausgeſchloſſen find: a) Perfonen weiblichen Geſchlechtes, 
wenn fie auch Gemeinderecht befigen; b) Minderjährige, wie aud) 
diejenigen, welche unter Guratel ſtehen; ec) Perfonen, die wegen eines 
angefchuldigten Verbrechens oder eines nach dem allgemeinen Straf: 
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gefesbuche verpönten Vergehens in einer gerichtlichen Unterfuchung fich 
befinden oder einer folchen unterlagen, ohne von aller Schuld freige: 
fpeochen worden zu fein, d) Perfonen, die in Concurs verfallen find, 
oder ſolche, welche fich gerichtlich oder außergerichtlich infolvent erklärt 
und ihre Gläubiger nicht fpäter vollftändig befriedigt haben. 

$. 79. Die Zahl der Gemeindebevollmächtigten foll immer das 
Dreifache der bei dem Magiftrate aus der Bürgerklaffe angeftellten 
Raͤthe (8. 47) betragen. -— Sie werden auf neun Jahre gewählt; 
nad deren Verfluß tritt immer das ältere Drittheil aus und wird 
durch eine neue Wahl erjegt; der erſte und zweite Austritt gefchieht 
aber nad) Verlauf des dritten und fechften Jahres durch das Loos. — 
Der Abgang einzelner Bevollmächtigten, der ſich in der Zwifchenzeit 
bis zum ordentlichen Austritte eines Drittheils auf irgend eine zu: 
Läffige Weife ergibt, wird dur den Eintritt der naͤchſten Erfagleute 
erfegt, welche dann die Eigenfhaft von Bevollmächtigten- in fo lange 
befleiden, als die Ausgetretenen in dieſem Amte noch zu verbleiben 
gehabt hätten. — Die Abtretenden Eönnen wieder gewählt werben. 

8. 80. Die nad $. 75 getroffene Wahl wird nicht nur jedem 
ernannten Individuum durch fchriftliche Eröffnung, fondern auch im 
Kreis: Intelligenzblatte öffentlid bekannt gemacht. Nach vollzogener 
Wahl Höre alle Function der Wahlmänner auf. 


I Wirkungsfreis ber Gemeinbebevollmädtigten, 


$. 81. Die Gemeindebevollmäcdhtigten find als Vertreter ber 
Gemeindecorporation 1) berechtiget, die Bürgermeifter, die rechtskun— 
digen Näthe, und die fämmtlichen Glieder des Magiftrates zu wäh: 
len; wozu aber abfolute Stimmenmehrheit erfordert wird; 2) fie con— 
eurriren mit dem Magiftrate zur Beſetzung bes ftädtifchen Dienftper: 
fonals nad) den Beſtimmungen des $. 58 und zwar in der Art, daß 
ber Magiftrat die von ihm ausgewählten Individuen für bie zu be: 
fegenden Stellen ihnen bekannt macht, und fie mit ihren allenfalfigen 
_ Erinnerungen darüber vernimmt. — Sollten der Magiftrat und die 
Bevollmächtigten fid über die Auswahl nicht vereinigen können, fo 
ift die Entfcheidung der Kreisregierung darüber zu erholen. 

$. 82. Der Magiſtrat ift verpflichtet: die Gemeindebevollmäd): 
tigten in allen wichtigen Gemeindeangelegenheiten zu Rathe zu ziehen, 
insbefondere a) bei Veräußerungen oder Berpfändungen unbeweglicher 
Gemeinde: oder Stiftungsgüter oder nugbarer Rechte; b) bei Er: 
werb von Realitäten oder Rechten; c) bei Neubauten; d) bei allen 
Verpachtungen oder Geldvorleihen an Magiftratsglieder, und an ihre 
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Berwandte in auf: und abfteigender Linie, dann Seitenverwandte 
und Verfchwägerte im erften Grade; e) bei Gapitalsaufnahmen für 
bie Gemeinde; SF) bei Kieferungscontracten; g) bei Regulirung unftän= 
diger Gemeindedienfte und Gemeindeumlagen; h) über die entworfes 
nen Schulden: Zilgungspläne; i) über die Gemeinde: und Stiftungs= 
tehnungen (nad 8.59). — Außer den hier angeführten Fallen ift 
der Magiftrat befugt, wo er es für zwedmäßig erachtet, au in ans 
beren Angelegenheiten die Gemeindebevollmädptigten mit ihren Erinne= 
tungen zu vernehmen. a) Die Bevollmächtigten vertreten die Ge— 
meinde bei Anfaffigmahungs= und VBerehelihungsfragen, gegenüber 
dem mit der polizeilihen Befcheidung der betreffenden Gefuche beklei— 


beten Magiftrate und werden daher von diefem mit ihrer Erinnerung 


vernommen. b) Die wefentlichen Ergebniffe der ftädtifhen Rechnun— 
gen werden vor deren Einfendung durch den Drud öffentlich bekannt 
gemacht. c) Jedes Gemeindeglied, und dann, fo ferne in dem be: 
treffenden Fahre Umlagen percipirt wurden, auc) jeder zu der betreffen: 
den Umlage beigezogene Dritte ift befugt, binnen der diefer Publicas 
tion folgenden 14 Zage feine Bemerkungen über diefe Rechnung zu 
dem Magiftratseinlaufe abzugeben und fid) darüber einen Empfang: 
fhein zu erholen. — Diefe Bemerkungen werden mit der Rechnung 
ſelbſt an die Guratel gefendet. 


$. 83. Der Magiſtrat ift fhuldig, die Bemerkungen und Ab— 
flimmungen der Gemeindebevollmachtigten möglihft zu beruͤckſichti— 
gen. — Abweichende Anfihten des Magiftrates und der Gemeindes 
ſowehl, als der befonderen Stiftungsbevollmädjtigten, werden in ges 
meinfamen Sigungen des Magiftrates mit dem betreffenden Gremio 
der Bevollmächtigten muͤndlich berathen, und fo ferne auch auf dies 
fem Wege die gefondert zu zahlenden Stimmen jedes diefer beiden 
Körper nicht übereinftimmende Majvritäten darbieten, der vorgefegten 
Curatel zur Entfheidung vorgelegte. — Die Befugniß der Magiftrate 
zu Anordnung von Proviforien ift in folhen Fallen auf das Vor— 
handenfein einer abfoluten Verzugsgefahr beſchraͤnkt. 


$. 84. Auch außer den oben 8.82 fpecificirten Fällen find bie 
Gemeindebevollmächtigten berechtiget, dem Magiftrate eine fchriftliche 
Erinnerung zu übergeben, fo oft fie einen bedeutenden Nachteil für 
das Gemeindewohl wahrnehmen, oder einen das Gemeindebeite för: 
dernden Vorſchlag machen zu müffen glauben; aud fteht es ihnen 
frei, Befchwerden Über die Gemeindeverwaltung, wenn fie von dem 


Magiftrate nicht erlediget werden follten, bei der Kreisregierung und 
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vefp. bei dem vorgefegten land = oder gutsherrlichen Gerichte durch 
ſchriftliche Vorftelungen anzubringen. 


‚UI Bon ihren Berfammlungen und Vorrechten. 


$. 85. Die Gemeindebevollmächtigten verfammeln fi) immer 
nur im Gemeindehaufe; fie wählen ſich alle drei Jahre aus ihrer 
Mitte einen VBorfteher und einen Protofollführer, welcher auch alle 
ſchriftlichen Aufſaͤtze beforgt. 

$. 86. Ihre Verſammlungen finden ſtatt: a) fo oft fie der 
Magiſtrat in den $. 82 beftimmten Fällen dazu auffordert; b) fo 
oft fie bei befonderen Veranlaffungen, nah $. 84, es für nothwen— 
dig erachten; von welchen auferordentlichen Berfammlungen fie je: 
doch dem Magiftrate und der außer diefem in der Stadt befindlichen 
befonderen Polizeibehörde jederzeit die vorläufige Anzeige zu machen 
haben. — Der Gemeindebevollmäcdtigte, welcher bei einer angefag: 
ten Verfammlung ohne eine gültige Entfhuldigungsurfache, worüber 
die anmefenden VBerfammelten zu erkennen haben, nicht erfcheint, un: 
terliegt in dem erften Falle einer Etrafe von einem Gulden zum 
Zocalarmenfond, und diefe Strafe wird in jedem weiteren Falle, in 
fo lange zwifchen einem Minimum von zwei Gulden und einem 
Marimum von zwölf Gulden erneuert, als nicht die Gemeinde ſich 
veranlaßt fieht, ein folhes Gemeindeglied wegen beharrlicher Ber: 
nachläffigung feiner Bürgerpfliht, durch gemeinfamen Befhluß des 
Magiftrates und der Gemeindebevollmäcdhtigten, von dem Amte foͤrm— 
lich auszufhliegen. — Uebrigens bleibt dem Beftraften der Recurs 
an die Guratel für den Fall vorbehalten, wenn er abfolute Hinder— 
niffe des Erfcheinens und rechtzeitige Entfchuldigung nacweifen zu 
Eönnen glaubt. — Gegen den erkannten Ausſchluß ift die Verfolgung 
der Berufung bis zu der Kreisregierung geftattet. 


$. 87. Zu allen Befhlüffen der Gemeindebevollmäcdhtigten wird 
wenigſtens die Anwefenheit von zwei Drittheilen, und von biefen 
die abfolute Stimmenmehrheit erfordert. (Zit. IV. 8. 37. 38.) Nur 
die in diefer Art gefaßten Befchlüffe find als gültige Erklärungen 
derfelben anzufehen. 

8. 88. Die Gemeindebevollmächtigten verfehen ihre Stellen 
unentgeltlich, und fie find von der Theilnahme an den Gemeinde: 
laften nicht befreit; baare Auslagen und Verrichtungen außerhalb 
dem Gemeindebezirke follen ihnen jedoch aus dem Gemeindevermögen 
vergütet werden. — Bei öffentlichen Feierlichkeiten oder anderen be: 
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fonderen Gelegenheiten haben fie den Vorrang nah dem Magiftrate 
vor den Übrigen Bürgern. 


Gapitel 5. Bon den Diftrictsvorftehern. 


Die größeren Städte follen vom Magiftrate in gewiſſe Bezirke 
nad) den verfchiedenen Straßen und Plägen eingetheilt, für diefe 
eigene Diftrictsvorfteher beftellt, und dem Magiftrate zur Beihilfe 
untergeordnet werben. 

$. 90. Diefe Diftrictsvorfteher werden von dem Magiftrate 
felbft aus den in den betreffenden Stadtbezirken mit einem eigenen 
Wohnhaufe anfäffigen Gemeindegliedern, und zwar jedesmal auf drei 
Jahre, ernannt. — Bei den Diftrictsvorftehern werden die naͤm— 
lichen Eigenfchaften ‚erfordert, welche für die Gemeindebevollmäctigten 
($. 76) vorgefchrieben find. — Ausnahmen hiervon können nur mit 
Zuftimmung der Kreisregierung und im Hinblid auf die befondere 
Wuͤrdigkeit und Befähigung eines Individuums flattfinden. — Die 
ben Gemeidebevollmädhtigten eingerdumten Entfhuldigungsurfachen 
($. 77) kommen auch ihnen zu Statten. 

$. 91. Das Amt der Diftrictsvorfteher befteht: 1) im der Be— 
forgung aller Gemeindeangelegenheiten , die ihren Bezirk betreffen, 
und ihnen von dem Magiſtrate im Allgemeinen oder befonders auf: 
getragen werden; — fie führen hiernach die Aufficht über Brüden, 
Wege, Stege, Brunnen und Wafferleitungen ; fie wachen für Die 
Erhaltung der öffentlichen Sicherheit, der Ruhe. und Drdnung in 
ihrem Bezirke, für die Abwendung Ungluͤck drohender Gefahren; 
alle polizeilihen Vorfälle, deren Abſtellung nöthig ift, oder die fonft 
der Polizeibehörde zu wiſſen erforderlich find, haben fie derfelben fo: 
gleich anzuzeigen; 2) fie wirken zur Abſchaffung der Bettler, forgen für 
die Armen ihres Bezirkes, und erheben die Gemeindebeiträge hierfür. 

$. 92. Die Diftrictsvorfteher verfehen ihre Stellen unentgelt: 
lich, genießen aber die Vorzüge der Gemeindebevollmächtigten. ($: 88.) 


Gapitel 6. Bon ber Verwaltung in ben Ruralgemeinden. 


$. 93. Die Verwaltung diefer Gemeinden gefchieht durch einen 
Gemeindeausfchuß. 


A. Beftellung deffelben. 


$. 94. Diefer wird gebildet: 1) aus dem Gemeindevorfteher, 
2) aus dem Gemeindepfleger, und 3) aus dem Gtiftungspfleger, 
4) aus drei bis fünf Gemeindebevollmädtigten. — Die oben be: 
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nannten Pfleger können bei nicht bedeutendem Vermögen der Gemeinde 
und der örtlihen Stiftungen, jedod mit abgefonderter Rechnungs: 


führung, in einer Perfon vereinigt werden. — Sn allen Gegenftänden 
des Gemeindeftiftungs = und Schulweſens, dann der Armenpflege wohnt 
der Ortöpfarrer dem Gemeindeausfchuffe bei. — Der Drtsfchulfehrer 


führe in der Regel als Gemeindefchreiber die Protokolle und beforgt 
alle Schreibereien, fertige auch die Gemeinde: und Stiftungsrech— 
nungen, wenn. die Gemeinde: und Stiftungspfleger diefes förmlich) 
zu thun niche felbft im Stande find. — Das Kirhenvermögen jeder 
Gonfeffion und Parochie wird, wie bei den Städten, einer befonderen 
Kirchenverwaltung anvertraut, beftehend 1) aus dem Pfarrer, 2) aus 
dem Gemeindevorfteher oder einem Mitgliede des Gemeindeausfchuffeg, 
wo moͤglich derfelben Confeſſion; 3) aus zwei bis. vier befonders ges 
wählten Gemeindegliedern berfelben Gonfeffion, und zwar in ſtandes— 
und gutsherrlichen Gemeinden, nad) Maßgabe der Beilagen IV. und 
VI. der Berfaffungsurkunde. — Die Voranfchläge, fowie die Rech— 
nungen, werden zur gehörigen Zeit dem Gemeindeausfhuffe zur Ein: 
fiht und Erinnerung eingefendet, welcher fie mit feinen Bemerkungen 
begleitet, der vorgefegten Guratelbehörde zur Prüfung und Befchei: 
dung vorgelegt. — Diefelde Mittheilung kann von Seiten des Pfarr: 
amted an das Drdinariat oder Gonfiftorium gefchehen, zur Einficht: 
nahme und Erinnerung, welche der Kreisregierung zu übergeben ift. — 
Es foll zu jeder Zeit eine doppelte Gaffenfperre eingeführt, und der’ 
eine Sclüffel dem Pfarrer, der andere aber dem von der Verwaltung 
gewählten Kirchenpfleger zugeftellt werden. 

$. 95. Der Drtsvorfteher, die Gemeinde und Stiftungspfleger 
follen aus den höchftbefteuerten zwei Drittheilen genommen werden. — 
Der Gemeindevorfteher foll nebftdem, fo viel möglich nicht aus ſolchen 
Gemeindeeinwohnern genommen werden, bie offene Wirthfchaft treiben. 

$. 96. Der Gemeindevorfteher und die beiden Pfleger, fowie die 
befonderen Bevollmächtigten, werben von der verfammelten Gemeinde 
aus ihrer Mitte, unter Leitung des treffenden land = oder gutsherr— 
lichen Gerichtes gewählt, und von dem land= oder gutsherrlichen Ges 
richte beftätigt. — Der bisherige Gemeindevorfteher kann nie Mit: 
glied des Wahlausfchuffes fein. — Statt bdeffen tritt ein anderes 
Gemeindeglied, und zwar ein zweiter Abgeordneter der Gemeinde— 
bevollmädhtigten, in den Wahlausfhuß. — Der Vorſteher und bie 
Pfleger werden auf die treue Erfüllung ihrer Obliegenheiten mittelft 
Handgelübdes an Eides flatt verpflichtet. 

8. 97. In den Ruralgemeinden, melde einem gutsherrlichen 


90 Bayern. 


Gerichte untergeben ſind, bleiben dem Gutsherrn und deſſelben Be— 
amten die Rechte vorbehalten, welche in dem Edicte uͤber die guts— 
herrliche Gerichtsbarkeit denſelben uͤbertragen ſind. 

$. 98. Der Vorſteher, die Pfleger und die Bevollmaͤchtigten 
verfehen ihre Stellen drei Jahre lang; die Abgehenden Eönnen jedoch 
wieder gewählt werden. — Den Gewählten kommen zur Nichtan: 
nahme ihrer Stellen die oben $. 77 angeführten Entfhuldigungs: 
urfachen zu. Auch haben diejenigen Beftimmungen, welche im &. 78, 
wegen Ausfchließung einiger Individuen von der Stelle eines Ge: 
meindebevollmächtigten enthalten find, rüdfichtlich der Mitglieder des 
Gemeindenusfchuffes ihre Anwendung. 

8. 99. Die gewählten Gemeindevorfteher, die Gemeinde: und 
Stiftungspfleger, erhalten eine nah dem Maßſtabe der Größe des 
Drtes, dann des Gemeinde: und Stiftungsvermögens feftzufegende 
jährlihe Belohnung. — Sie find dagegen wegen ihrer Stelle von 
feiner Art der Gemeindelaften befreit. — Der Gemeindefchreiber 
erhält gleichfalls eine verhältnigmäßige Belohnung; für die Fertigung 
der Rechnungen, wenn er diefe zu beforgen hat, wird ihm eine be: 
fondere Gebühr beftimmt. — Die Gemeindebevollmädhtigten verfehen 
ihre Stellen unentgeltlich; bei Gängen jedoch außerhalb des Gemein: 
bebezirkes, und wo fie rüudfichtlich der Gemeindeangelegenheiten be: 
fondere Auslagen haben, find fie beredhtiget, eine Entfhadigung zu 
fordern. — Die Mitglieder des Gemeindeausfchuffes gehen bei öffent: 
lichen Feierlichkeiten den übrigen Gemeindegliedern vor, und den Ge: 
meindevorftehern ift, wie ehemals den Obmännern, geftattet, einen 
Kleinen Schild mit den bayerifhen Wappen auf der linken Seite der 
Bruft ale Auszeichnung zu tragen; diefer Schild wird aus den Ge: 
meindemitteln angefhafft und bleibe Eigenthum der Gemeinde. 


B. Wirkungskreis des Gemeindeausfhuffes. 
1. Sn ben eigentlihen Gemeindeangelegenhbeiten. 


$. 100. Das Hauptorgan des Gemeindeausfchuffes ift der Ge— 
meindevorfteher. Er leitet und verfammelt die Gemeinde, erholet ihre 
Befchlüffe, verkündet ihr die Eöniglihen Befehle und Verordnungen, 
und ift für deren Vollzug verantwortlich; ihm liegt nebftdem insbe: 
fondere ob: bie Führung und Bewahrung a) des Gemeindebuches 
oder der Befchreibung der Gemeindegrenzen, ber Nechte und Gere: 
tigkeiten, der liegenden Güter und Befigungen derfelben, b) des In— 
ventariums über alle zur Gemeinde gehörigen Geräthfchaften, Feuer: 
Löfchrequifiten und dergleichen, dann ce) ber Goncurrenzrolle für die 
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Anlagen, Frohnen u. f. w. nach dem feftgefegten Fuße; d) des La: 
gerbuches über alle im Gemeindebezirke liegende Häufer und Befiguns 
gen der Privateigenthümer unter Bemerkung der darauf haftenden 
Laften und Steuern. — Er hat zu forgen, daß die Veränderungen, 
welche mit den Befigungen in einer Dorfsgemeinde durch Kauf, Tauſch 
und dergl. ſich zutragen, in dem Lagerbuche bemerkt und nachgetragen 
werden. — Er hat die Aufbewahrung des Duplicates der bei dem 
Pfarramte jährlidy geführten Tauf-, Trau⸗ und Sterbregifter unter vor: 
gängiger Beglaubigung und Siegelung des Pfarramtes zu übernehmen: 

$. 101. Die Verwaltung der eigentlichen Gemeindeangelegen= 
heiten fetbft ift dem gefammten Ausfchuffe anvertraut. — 1) Die 
Einwilligung der Gemeinden zur Aufnahme der Gemeindeglieder, fo: 
wie der Schugverwandten erfolgt nach Maßgabe der Gefege Über An: 
faffigmahung und Gewerbswefen. — Diefem fteht (biernach) zu - 
2) die Aufnahme und Anftellung des Dorfwächters, des Flur: und 
des Nachtwaͤchters; ferner 3) die Beforgung der gefammten Armen: 
pflege in dem Gemeindebezirke, nad den hierüber beftehenden Ber: 
ordnungen; 4) die Mitwirkung in der Auffiht auf das Schulwefen 
in den Gemeinden; 5) das gefammte Gemeindebaumefen unter Bei: 
ziehung der Sachverſtaͤndigen; 6) die Regulirung und Vertheilung 
ber Gemeindedienfte und Gemeindeumlagen. \ 

$. 102. Ein vorzüglicher Gegenftand der Pflihten und Obforge 
bes Gemeindeausfchuffes ift die Verwaltung des Gemeinde= und Local: 
Stiftungsvermögens. Diefe wird durch die aufgeftellten Gemeinde » und 
Stiftungspfleger, als Mitglieder des Gemeindeausfhuffes, vollzogen, 
welche jedoch gleichwie die Stadtfämmerer und Stiftungsverwalter bei 
den Magiftraten in allen wichtigen VBerwaltungsangelegenheiten ($. 82), 
blos mit Ausnahme der fländigen Einnahmen und Ausgaben, an die 
nad) der Stimmenmehrheit zu faffenden Befchlüffe des gefammten 
Ausfhuffes gebunden find. 

$. 103. Der Ausfhuß ſelbſt ift fchuldig, in den unten bei den 
Magiftraten $. 123 vorgefchriebenen wichtigen Fällen jedesmal bie 
Genehmigung bes competenten land= oder gutöherrlichen Gerichtes 
einzuholen. 

$. 104. Da die Gemeinde durch ihre befonderen Bevollmaͤch— 
tigten bei dem Gemeindeausfchuffe vertreten wird, fo ift fie nur 
1) über Erwerbungen, Vertheilungen oder Veräufferungen von Ge: 
meinderealitäten und nugbaren Rechten, 2) bei Regulirung a) neuer 
Gemeindebienfte, b) der Gemeindeumlagen, 3) bei Aufnahme eines 
Paffivcapitals fir die Gemeinde, 4) bei der Aufnahme neuer Anfied: 
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ler, zur Abgabe ihrer Erklärung durch den Gemeindevorfteher zu ver: 
fammeln, welche dem an die vorgefeßte Behörde zu erftattenden Be— 
richte über die erwähnten Gegenftände beizufügen ift. 

$. 105. Die Rechnung über die Verwaltung des Gemeinde: 
fowie des Stiftungsvermögens wird jährlich von dem Pfleger gelegt: 
a) dem Gemeindeausfchuffe felbft, welhem fie 14 Tage lang, mit 
allen Belegen, zur Durhfiht und Abgabe feiner Erinnerung offen 
fteben foll; b) der verfammelten ganzen Gemeinde, durch öffentliches 
Ablefen, im Beifein des Gemeindenusfhuffes; e) fie wird hierauf 
dem einfchlägigen land= oder gutsherrlichen Gerichte, mit allen Be: 
legen und den darüber etwa gemachten Erinnerungen, eingefendet, 
von welchem fodann die Mevifion bderfelben vorgenommen wird. — 
Bon dem einfchlägigen land- oder gutsherrlichen Gerichte ift nicht 
nur jahrlidy eine fummarifche Ueberfiht der bei demfelben zur Re— 
vifion eingefommenen und bereits revidirten Gemeinde- und Stif: 
tungsrechnungen der Kreisregierung mit Bericht vorzulegen, fondern 
diefe hat auch innerhalb 5 Fahren wenigftens einmal eine folche Rech: 
nung einer Superrevifion zu untergeben. 

$. 106. In den Gemeinden, welche gutsherrlichen Gerichten 
untergeben find, follen in der Verwaltung der eigentlichen Gemeinde: 
angelegenheiten die DBorfchriften des $8. 101 bis 105 inclufive be: 
obachtet werden, jedoch vorbehaltlich der den gutsherrlichen Gerichten 
nad) dem Edicte über die gutsherrliche Gerichtsbarkeit darauf zuftehen- 
den gefeglihen Einwirkung und der denfelben übertragenen Rechte. 


1. Rüdfihtlih ber Localpolizei, 
S. 107. Die Handhabung der Dorfs- und Feldpolizei ift in 
ben Drten, welche feinem gutsherrlichen Gerichte untergeben find, dem 
Vorftande des Gemeindeausfhuffes ausfchliefend übertragen. — Sn 
den gutsherrlihen Gerichten erhalten die Beftimmungen des $. 106 
ihre Anwendung: 


a) Der Dorfspolizei, 

$. 108. Der Gemeindevorfteher forgt für die Erhaltung der öffent: 
lichen Ruhe, Sicherheit und Drdnung in der Gemeinde; er verhin- 
dert Öffentliche Zufammenrottungen, Raufhändel, verbotene Spiele, 
Ueberfchreitung der Polizeiftunden in den Wirthshäufern; er entfernt 
Bettler, Vagabunden, Haufirer, unberechtigte Arzneihändler; ver: 
dächtige und gefährliche Perfonen follen von ihm, mit Hilfe der Dorfs— 
und Slurwächter, dann der Gemeindeglieder felbft, welche ihm dabei 
den erforderlichen Beiftand zu leiften fchuldig find, verhaftet werden. 
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$. 109. Fremde Reifende müffen ihm von den Wirthen ange: 
zeigt werden; liederliches Gefindel oder verdächtige Perfonen dürfen 
von den Gemeindeeinwohnern bei empfindlicher Strafe nicht beherbergt, 
fondern müffen fogleicy dem Ortsvorſteher zur Anzeige gebracht werden. 

$. 110. Bei verubten Verbrechen liegt ihm die Verhaftung und 
Berfolgung des Verbrechers, dann die fchleunige Anzeige bei Gericht 
ob; er hat zu wachen, daß die von dem Verbrecher zurldgelaffenen 
Spuren bis zu genommenem richterlichen Augenfcheine unverändert 
erhalten werden; in eilenden Sällen, wo nämlich wegen Entfernung 
des Gerichtes die Erlöfhung oder Veränderung der Epuren zu befor: 
gen wäre, hat er Alles, was zu deren unverzüglichen Erforſchung ge: 
hört, zu veranlaffen und das Gericht ungefjaumt davon in Kennt: 
niß zu feßen. 

$. 111. Er hat gegen. medicinifche Pfufcher zu wachen; zur 
BVollziehung der wegen der Schugpodenimpfung beftehenden Vorfchrif: 
ten mitzuwirken; bei Unglüdsfallen die erforderlichen Nettungsmittel 
anzuwenden, ſowie bei entftehenden Epidemieen und Viehſeuchen fchleu: 
nige Anzeige an das einfchlägige Amt zu machen und einftweilen 
die geeigneten Vorfichtsinaßregeln zu treffen. 

$. 112. Er hat die Feuerfhau, naͤmlich die Befichtigung der 
Feuergefährlichkeiten in den Häufern und fonftigen Gebäuden, mit 
Zuziehung fachverftändiger Handwerksleute, jaͤhrlich zweimal, im 
Fruͤh- und Spätjahre, vorzunehmen; für die gute Herftellung und 
Erhaltung einer hinreichenden Zahl von Löfchgerathfchaften zu forgen, 
fowie bei einem ausbrechenden Brande für die Nettung das Erfor— 
liche anzuordnen. 

8. 113. Es gehört ferner zu feinen Pflichten: a) die Aufficht 
auf Öffentliche Reinlichkeit, auf Wege, Stege, Brüden und Waffer: 
leitungen ; b) bie Vifitation der Victualien, des Maßes und Gewich— 
tes, welche öfters und unvermuthet vorzunehmen ift; e) die Aufmerk: 
famkeit auf die Mühlen, und die fchleunige Anzeige an die vorgefegte 
Polizeibehörde von den wahrgenommenen Gebrechen und Mifbräuchen ; 
d) die Handhabung der Dienftbotenordnung und die Aufficht auf das 
Gefinde, überhaupt auf die Sittlichkeit faämmtlicher Gemeindeeinwoh: 
ner; die Dienftboten= fowie die Leumundszeugniffe über die Auffuͤh— 
rung und das Betragen der Ortseinwohner follen jedody von dem 
gefammten Gemeindeausfhuffe, gemeinfhaftlicd mit dem Pfarramte, 
unentgeltlich ausgeflellt werden. 

8. 114. Todesfaͤlle unter den Gemeindegliedern hat der Vor: 
fteher fogleich dem competenten Untergerichte anzuzeigen, und, befon- 
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ders wenn kein Erbe im Hauſe iſt, Sorge zu tragen, damit bis zur 
gerichtlichen Verſiegelung von dem Nachlaſſe nichts entwendet werde. 


b) Der Feldpolizei. 

$. 115. Der Vorſteher hat die Auffiht auf die richtige Er— 
haltung der Flur: und Markungsgrenzen, die er deshalb zu gewiffen 
Zeiten mit Zuziehung der Gemeindebevollmädhtigten und einiger jungen 
Gemeindemänner zu umgehen bat, Die dabei allenfalls vorgefundes 
nen Mängel und Anftände find unverzüglich der einfchlägigen Bes 
hörde anzuzeigen. — Jede Gemeinde hat das Recht zur Aufitellung 
verpflichteter Flurwaͤchter. Diefe dürfen Pfändungen vornehmen, und 
haben den amtlichen Glauben öffentliher Diener, wenn fie gerichtlich 
verpflichtet find. — Die Siebnerei foll in den Gegenden, wo fie 
befteht, erhalten, und für die Zukunft die Siebner ermächtigt wer: 
den, ihre bisherigen Functionen nad) der bisherigen von den Polizei: 
behörden vor Allem zu prüfenden, zu beftätigenden und bekannt zu 
machenden Siebnerordnung auszuüben. 

$. 116. Er hat die Beförderung des Ader: und Wiefenbaues, 
die Kultur der öden Gründe, die Abftellung der Brache, die Pflanzung 
von Obſt- oder anderen nüslihen Bäumen auf Gemeindeplägen, 
Straßen und Wegen; die Aufnahme der Viehzucht, die Einführung 
der Stallfütterung zc. fi) befonders angelegen fein zu laffen, und, 
fo viel moͤglich, dabei mit eigenem Beifpiele voranzugehen. 


11. Rückſichtlich des Strafrehtes des Gemeindeausfhuffes, 

$. 117. Geringe Dorf- und Feldfrevel, befonders folche, bie 
durch Ueberadern, Uebermähen, duch unbefugtes Einhüten, durch 
die Nachtweiden 2c. gefchehen, flehen dem Gemeindeausfchuffe zur Be: 
ftrafung zu. 

$. 118. Die Strafen dürfen nur in Geldbußen beftehen bis zu 
einem Gulden, womit die Verurtheilung in Schadenerfag bis zu drei 
Gulden einfhlüffig verbunden werden Eann. — Körperliche oder Ar: 
reftftrafen zu erkennen, ift dem Gemeindeausfchuffe nicht geftattet. — 
Menn die öffentliche Sicherheit erfordert, Semanden in gefänglichen 
Derhaft zu nehmen, fo muß ber Ergriffene fogleih an die competente 
Amtsbehörde abgeführt werden. | 

$. 119. Die erkannten Geldftrafen fließen in die Gemeindecaffe. 


IV. In Beziehung auf das Bermittelungsamt des Ausfchuffes, 
$. 120. Wenn in der Gemeinde Streitigkeiten unter den Ge: 
meindegliedern entftehen, fo hat der Gemeindeausfchuß. die Pflicht und 
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das Necht, fich der gütlihen Wermittelung derfelben, nad) den Vor: 
fhriften der Berordnungen vom 31. Mai und 20. October 1810 
(Regierungsblatt ©. 442 und 1091) zu unterziehen; vorbehaltlich des 
Mechtes der Betheiligten, Männer ihres Vertrauens zu benennen, 
welche unter Leitung des Gemeindevorftehers oder eines anderen Mit: 
gliedes des Gemeindeausfchuffes gemeinſchaftlich mit demfelben die güt: 
liche Vereinigung , jedod; ohne allen Zwang oder Drohung, zu erwirfen 
fi beftreben. — Beide Theile find verbunden, vor ihm zu erfchei: 
nen; der Verſuch der Ausföhnung gefhieht ohne Zulaffung von Abd: 
vocaten; auch ohne daß die Parteien eine N dafür zu entrichten 
fhuldig find. 


Titel V. 


Bon der Unterordnung der Gemeinden und ihrer Bertvals 
tungsftellen unter die Staatsbehörden. 


$. 121. Die Gemeinden ftehen unter einer befonderen Aufficht 
und Guratel der Staatspolizei, weldhe von dem Staatsminifterium 
des Innern als oberften Stelle und unter deſſen Leitung von ben 
Kreisregierungen durch die ‚Untergerichte — als Polizeibehörden — 
ausgeübt wird. . 


Gapitell. Bon der befonderen Unterordnung des 
Magiftrates. 


a) Sn den Städten der I. Klaffe, 


$. 122. In den Städten der erften Klaffe ift der Magiftrat 
— als eine felbftftändige Behörde — der Kreisregierung unmittelbar 
untergeordnet. Er berichtet hiernach unmittelbar an die Megierung, 
und empfängt von diefer in gleicher Art die ihm zugehenden Be: 
fehle. — Wenn neben dem Magiftrate in einer Stadt noch ein 
eigener Commiſſair angeordnet ift, fo richtet fich deffelben Verhaͤltniß 
zu dem Magiftrate nach der hierüber zu erlaffenden Inſtruction. 

$. 123. Außer den durdy allgemeine und befondere Vorfchriften 
beftimmten Fällen fteht der Magiftrat, als Beamter der Gemeinde, 
rückfichtlich der Verwaltung des Gemeinde und Local: Stiftungsver: 
mögeng unter der näheren Auffiht der Kreisregierung. — Der 
Magiftrat ift daher verbunden, die Genehmigung derfelben einzuholen: 
1) bei allen Ermwerbungen, Veränderungen und Veräußerungen von 
Realitäten und Nechten über den Werth von 1000 fl.; 2) bei neuen 
Fundationen und Fundationszuflüffen, wenn damit Laften verbunden 
find; 3) bei Berwandelung der bisherigen Selbftregie bedeutender 
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Oekonomieguͤter oder nutzbarer Rechte in Verpachtung, oder dieſer in 
eine Selbſtregie; 4) bei allen Verpachtungen an Magiſtratsglieder 
und deren Verwandte in auf: und abſteigender Linie, dann Seiten— 
verwandte und Berfchwägerte im erften Grade, oder an foldye, die 
an ber Verwaltung Theil haben; 5) bei bedeutenden Neubauten; 
6) bei Aufnahme eines Paffivcapitals für die Gemeinde über 2000 fl.; 
7) bei allen Ausleihen von Xctivcapitalien, welche den Betrag von 
1000 fl. überfteigen, oder auch ohne Unterfchied der Summe, wenn 
das Ausleihen an ein Mugiftratsglied, oder deren oben bemerkte Ver: 
wandte oder an fonftige Zheilnehmer an der Verwaltung gefchieht; 
8) bei Vorſchuͤſſen einer Stiftung an die andere, infofern fie nicht 
im naͤmlichen Etatsjahre zurüderfegt werden; 9) über die Zuläffigkeit 
eines Nechtsftreites; 10) bei Anordnung neuer Gemeindedienfte, dann 
bei neuen Gemeindeumlagen. 

$. 124. Die Kreisregierung, an welche jährlidy die Gemeinde: 
und Stiftungsrehnungen puͤnktlich eingefendet werden müffen ($. 59), 
hat ſolche innerhalb defjelben Jahres genau zu prüfen und das Ab— 
folutorium darüber zu ertheilen. 

$. 125. Sie hat die Leitung und Beftätigung der Magiftrats: 
wahlen, wie aud die Verpflichtung der Bürgermeifter, nach den 
näheren Beftimmungen ber $$. 93. 54 und 58. 


b) Sn Städten und Märkten ber IL und 111, Klaffe, 


$. 126. Wenn in einer Stadt zweiter Klaffe ein eigener Com: 
miffaie aufgeftelle ift, fo wird eine folhe Stadt in ihrem Verhält: 
nig zum GCommiffair den Städten erſter Klaffe, wie im $. 122, 
gleich geachtet. 

$. 127. In allen übrigen Städten ber zweiten und dritten Klaffe 
und in den Märkten ift der Magiſtrat zunächft der Auffiht und Lei: 
tung des einfchlägigen land= oder gutsherrlichen Gerichtes untergeord= 
net; biefe Behörde ift verbunden und ermächtiget, dem Magiftrate 
im Allgemeinen über feine Amtsführung Erinnerungen zu machen, 
und wenn fie nicht befolgt werden, Anzeige darüber an die Negierung 
zu erflatten; in dringenden Fallen kann daffelbe proviforifhe Ver: 
fügungen felbft treffen. 

$. 128. In den $. 123 bemerkten Fällen, wo die Magiftrate 
der größeren Städte an die Einwilligung der Regierung gebunden 
find, werden die Magiftrate der Eleineren Städte und Märkte ohne 
NRüdfiht auf die Größe der Summe verbindlich gemacht, die Geneh— 
migung des einfchlägigen land= oder gutsherrlichen Gerichtes einzuholen, 
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welche Letztere jedoch in allen wichtigen oder die Summe von 500 fl. 
überfteigenden Fällen die Beſtaͤtigung der einfchlägigen Kreisregierung 
nachzuſuchen haben. — ine unmittelbare oder mittelbare Verpach— 
tung, fowie ein unmittelbares oder mittelbares Anleihen an den 
Gutsheren felbft, aus dem feinem Gerichte untergebenen Gemeinde: 
oder Stiftungsvermögen ift unter keinem Vorwande geftattet und 
bleibt fireng verboten. — Diefes Berbot erftredt fih auch auf die 
gutsherrlihen Beamten und Berwalter. — Nebſtdem koͤnnen der— 
gleichen Verpachtungen und Anleihen an die Verwandten der Gute: 
herren und ihrer Beamten und Verwalter in ab= und auffteigender 
Linie, dann an beren Seitenverwandte und Verſchwaͤgerte im erften 
Grade, nur nah den in den $$. 82 Hit. d. 103 und 123. Nr. 4 
enthaltenen Beflimmungen, fonah nur nach Vernehmung der Ge: 
meindebevollmäcdhtigten und Ausfhüffe, und nad Genehmigung der 
vorgefegten Kreisregierungen, flattfinden. 


GSapitel 2. Bon der befonderen Unterordnung bes Ge: 
meindeausfchuffes in den Ruralgemeinden. 


$. 129. Der Gemeindeausfhuß ift dem ihm vorgefesten land: 
und gutsherrlihen Gerichte nad den beftehenden Vorſchriften un: 
tergeordnet und verbunden, die Befehle und Aufträge deffelben zu 
vollziehen. 

$. 130. So oft die vorgefegte Behörde die perfönlihe Verneh— 
mung des Gemeindeausfhuffes nöthig findet, hat im Namen beffel- 
ben der Gemeindevorfteher, und in deffen Verhinderung das Xeltefte 
der übrigen dem Gemeindeausfhuffe beigegebenen Bemeindeglieder, beim 
Amte zu erfcheinen. 

$. 131. In welchen Fällen der Gemeindeausfhuß in der Ver: 
waltung der Gemeindeangelegenheiten die Genehmigung, reſpective 
Entfheidung, des betreffenden land= oder gutsherrlichen Gerichtes eins 
zubofen hat, ift $. 101 und 103 näher beftimmt; aud hat biefeg, 
nach $. 105, die Revifion der Rechnungen über das Gemeinde= und 
Stiftungsvermögen. 

$. 132. Ueber das Verhaͤltniß des Gemeindevorftehers, bei der 
Ausübung der Rocalpolizei, zu der ihm vorgefegten Polizeibehörde — 
find in den $$. 110. 114 und 118 befondere Beftimmungen enthalten. 

$. 133. Außer den — oben bei dem Wirfungskreife der Ge: 
meindevorfteher bezeichneten befonderen Fällen — haben bdiefelben am 
Ende eines jeden Vierteljahres bei dem vorgefegten Untergerichte zu 
erjcheinen, und demfelben vorzulegen: 1) die Anzeige der vorgefalle: 
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nen Veränderungen in dem Befige der Gründe,, 2) das Negifter über 
die verfündeten Gefege und Verordnungen, 3) das Strafbuh, in 
welches die Bifitationen und Belrafungen eingetragen find, 4) die 
Gemeindebeſchluͤſſe. 

$. 134. Die Untergerichte ſollen ſich mit den Gemeindevorſtehern 
in eine ſolche Verbindung ſetzen, daß ſie ihnen in allen vorkommen— 
den Faͤllen leicht Rath und Unterſtuͤtzung geben koͤnnen; ſie ſollen 
oͤfters in den Dorfsgemeinden nachſehen und, wie ſchon unterm 
24. März 1802 bei der Organiſation der Landgerichte $. XVI. vorge: 
fhrieben worden ift, bei jeder Gelegenheit und Veranlaſſung ſich 
überzeugen, ob die Gemeindeausfhüffe, und insbefondere die Vor— 
fteher, ihre Pflichten erfüllen und den ihnen übertragenen Obliegen- 
heiten nachkommen, und nicht allenfalls ihre Stellen zu Privatabfidy: 
ten mißbrauden; fie haben in einem folhen Falle fogleih das Ge: 
eignete zu verfügen und von Amtswegen einzugreifen. 


Das revidirte Gefetz über die Anfäfigmahung und Ver— 
ehelichung. \ 
Abfhnitt I. Bon der Anfäffigmadhung. 
1. Begründung ber Anfäffigmahung. 


8.1. Die Anfäffigmahung eines Staatsangehörigen in einer Ge: 
meinde, in welcher er fich niederlaffen will, hängt vor Allem von folgen: 
den allgemeinen Vorbedingungen ab: 1) daß demfelben weder civilrecht= 
liche Verhaͤltniſſe, nod) das Militär Conferiptionsgefeg, noch befondere, 
gegen einzelne Einwohnerklaffen geltende Ausnahmsgefege, entgegen 
ftehen, 2) daß er einen guten Leumund befise, und 3) nicht nur den 
vorfchriftmäßigen Schulunterricht vollendet, fondern auch den Religions 
unterricht während ber Zeit der Sonntagsfchulpflichtigkeit fleißig be— 
fuht babe. — In Beziehung auf das unter Nr. 3 berührte Er: 
forderniß wird noch befonders beftimmt: a) daß die Nachweiſung des 
Schulunterrichtes, foviel die Vergangenheit betrifft, nicht mit voller 
Strenge zu fordern; b) daß jedocd die Beibringung eines Zeugniffes 
über die Urfachen des nicht vollendeten Schulunterrichtes, wenn von 
diefer Seite ein Mangel obwaltet, überhaupt unerläßlih; e) daß aus: 
nahmsweife aud) die Nachweiſung einer anderwärts (außer der Schule) 
erlangten hinreichenden Bildung als genügend anzufehen; endlich d) daß 
der etwa nicht vollendete Religionsunterricht noch vor der Anfäffig- 


Das revidirte Geſetz über Anſaͤſſigmachung ıc. 99 


mahung nachzuholen und der Bewerber fi ch dieſer Nachholung zu 
unterwerfen verpflichtet ſei. 

$. 2. Unter dieſen Vorausſetzungen und Vorbedingungen wird 
die Anſaͤſſigmachung durch nachſtehende Titel begruͤndet: J. durch 
einen, dem Anſaͤſſigkeitsbewerber eigenthuͤmlich, oder in dem Colonar—⸗ 
verhaͤltniß zugehoͤrenden, dem geſetzlichen Steuerminimum entſprechen⸗ 
den, bis zu dem Capitalbetrage dieſes Minimums ſchuldenfreien Grund: 
befig; II. duch Erwerbung eines realen oder radizirten Gewerbes; 
III. durdy erlangte perfönliche Gewerbsconceffion; IV. durch einen, 
auf fonftige Weife vollftändig und nachhaltig geficherten, Nahrungs: 
ftand. — Bu l. Das Steuerminimum des die Anfaffigkeit von 
Gefeges wegen begründenden Nealbefiges ift feftgefegt: 


A. In Landgemeinden 

ausschließlich des flets nachzumeifenden fchuldenfreien Befiges der nöthi. 
gen Wohn: und Wirthfchaftsräume, dann Wirthfchaftsgebaude a) für 
Eingeborene der betreffenden Gemeinde auf ein Grundfteuerfimplum 
von 1 fl.; b) für Eingeborene anderer Gemeinden des Königreichs, 
dann für Angehörige auswärtiger Staaten, mit welchen auf dem 
Grund der Reciprocität dießfallfige Verträge beftehen oder abgefchloffen 
werden, auf ein Grundfteuerfimplum von 1 fl. 30 kr., jedody mit 
der Befchränfung, daß bei Eingeborenen anderer Gemeinden des König: 
reihs, welche das Eigenthbum bei Gant= oder Erecutionsverkfäufen 
erwerben, ebenfalls ein Steuerfimplum von 1 fl. hinreichend fein foll; 
ce) für fonftige Ausländer auf ein Grundfteuerfimplum von 2 fl. 


B. In Gemeinden mit magiftratifcher Berfaffung: 

. a) Für Gemeindeeingeborene auf ein Grundfteuerfimplum von 
1 fl. 30 Er. oder auf ein Häuferfleuerfimplum von 2 fl. 30 r.; b) für 
Eingeborene anderer Gemeinden des Königreichg, dann. für Angehörige 
ausmwärtiger Staaten, mit welchen auf dem Grund ber Reciprocität 
dießfallſige Verträge beftehen oder abgefchloffen werden, auf ein Grund: 
fleuerfimplum von 2 fl., oder auf ein Hauferfteuerfimplum von 4 fl., 
jedoch mit der Befchränkung, daß bei Eingeborenen anderer Gemein: 
den des Königreihe, melche das Eigenthum bei Gant= oder Erecu: 
tionsverkäufen erwerben, ebenfalls ein Grundfteuerfimplum von 1 fl. 
30 fr. und ein Häuferfteuerfimplum von 2 fl. 30 Er. hinreichend fein 
folle; e) für fonftige Ausländer auf ein Grundfteuerfimplum von 3 fl. 
30 Er., oder ein Häuferfteuerfimplum von 6 fl. — und zwar in ber 
Art, daß in den fädtifchen Gemeinden bei gemifhtem Grund- und 
Häuferbefige vier Kreuzer Häuferfteuer einem Kreuzer Grundfteuer gleid) 

7 * 
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kommen. — Sn dem Untermainfreife wird das analoge Grund: und 
Häuferfteuerminimum erfordert. — Zulll. Die Vorbedingungen per— 
fönlicher Gewerbsverleihungen find in dem Gefege vom 11. September 
1825 aufgeführe. — Zu JIV. Der auf andere Weife vollftändig und 
nachhaltig geficherte Nahrungsftand endlicdy muß hervorgehen entiveder: 
a) aus einem das Steuerminimum nicht erreichenden, aber vermöge 
der örtlichen Verhaltniffe, oder ins Verbande mit dem Betriebsver— 
mögen, oder dem perfönfichen VBerhälmiß des Erwerbers, das Fort— 
kommen der Familie dennoch fichernden Grundbefig, oder b) aus 
einer ficheren den Bedarf einer Familie gewährenden Rente, oder 
e) aus dem, die Zukunft einer Familie vortheilhaft geftaltenden Be— 
triebe einer den Gewerben nicht beizuzählenden Erwerbsart, oder end- 
(ih d) aus dem Xohnerwerbe, fofern diefer vermöge des örtlichen 
Bedarfes und im Gegenhalte zu der Zahl bereits vorhandener Lohn 
arbeiter als nachhaltige Nahrungsquelle betrachtet werden kann. — 
Uebrigens muß 1) bei Anfafiigmahungen auf Grundbefig auf reale 
oder radizirte Gewerbe das directe oder Nutzeigenthum durch Vorlage 
des Ankunftstitels und bei etwaigen Zweifeln, insbefondere bei ver: 
mutheten Scheinkfäufen, durch genaue Unterfuhung nachgewieſen wer: 
den. Dagegen bleibt aber audy jedem Anfaffigkeitsbewerber frei, die 
Erwerbung der betreffenden Realität des realen oder radizirten Ge: 
werbes von der wirklichen Zuerfennung der Anfäffigkeit abhängig zu 
machen, in welchem Falle die etwaige Bewilligung der Anfaffigkeit 
nur eventuell, d. h. unter der Vorausfegung der innerhalb eines ber 
ftimmten Zermines nachzuweiſenden Erfüllung des Erwerbsvertrages 
ertheilt, und die Anfafigkeitsurfunde nur nad) erfolgtem Beweife des 
wirklich vollzogenen Erwerbes ausgehändigt wird. 2) Bei Anfaffig: 
machungen auf Lohnerwerb nach conftatirtem VBorhandenfein der Vor: 
ausfegung des gegenwärtigen $. zu IV. lit. d., ift ganz vorzügfid) 
Ruͤckſicht auf erprobten Fleiß und bewährte Tüchtigkeit des Bewerber 
zu nehmen, und bei fonft gleichen Verhältniffen ausgedienten Sol: 
diten, dann folhen Dienftboten der Vorzug zu geben, welche ohne 
häufigen Dienſtwechſel 15 Jahre hindurch mit Treue und Fleiß ges 
dient und durch langes Berbleiben in demfelben Dienfte, fowie durch 
Antegung namhafter Erfparniffe bei der Sparkaffe, oder auf fonft 
feuchtbringende Weife, Beweiſe von hauslihem Sinne gegeben haben. 

8.3. Um die Erwerbung eines Grundeigenthums, wie es im 
$. 2 Nr. 1. bezeichnet iſt, zu erleichtern, Eann jedes Gut bis zu dem 
dafelbft angegebenen Maße getheilt werden, wobei die verhältniß: 
mäßige Repartition der geundherrlichen Neichniffe durch Uebereinkunft 
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ber betheifigten Grundherren und Grundholden zu ordnen iſt. — Die 
Zerfchlagung in Eleinere Parzellen, als folhe, auf welchen das vor: 
erwähnte Steuerminimum haftet, ift bei Lludeigenen Gütern unbe: 
Dingt, bei gebundenen Compleren aber nur nad) Uebereinkunft des 
Gutsherrn und des Grundholden geftattet. — Dem Gutsheren 
bleibt die Ertheilung feiner Einwilligung zu Gutszertrümmerungen 
fowie zur Repartition der greundherrlichen Neichniffe ftets frei, und er 
kann dazu nicht gezwungen werden, vorbehaltlicy jedoch der gefeglichen 
Beftimmung über die gerichtliche Supplirung des geundherrlichen Con— 
fenfes in allen jenen Fällen, wo dem Gutscomplere aud nad) er: 
folgter Abtrennung das im $. 2 heftimmte Steuerminimum von 1 fl. 
gefichert bleibt. 

$. 4 Auch ber Eintritt in ein öffentliches Amt des Staates, 
ber Kirche oder der Gemeinde mit befinitiver Anftellung wird als 
Zitel der Anfaffigmahung erkläre. — In Beziehung auf biefen 
Titel find die mittelbaren,, definitiv ernannten Beamten an den Orten 
three Amtsfige, ſowie die Oberofficiere und definitiv ernannten Mi: » 
litärbeamten an ihren fländigen Garnifons= und Berufsorten den . 
unmittelbaren Givilftaatsdienern gleich zu hakten. — Staatsdiener, 
welche durch freiwilligen Verzicht auf den Staatsdienſt oder Durch ge: 
fegwidriges Betragen den Anſpruch auf Penfion verloren haben und 
verarmen, fallen nebft ihren Angehörigen nicht der Gemeinde, fondern 
dem Staate zur Lafl. 

8. 5. Die Anfäffigkeit wird bei definitivem Eintritte in ein 
öffentliches Amt des Staates, der Kirche oder ber Gemeinde, durch 
die Anftellungsurkfunde, und bei perfönlichen Gewerbsconceffionen dur) 
die im Berufungsfalle beftätigte Conceſſionsurkunde erworben. — Alle 
übrigen Arten von Anfaffigmahungen fegen einen in Rechtskraft er: 
wacfenen Befchluß über das Vorhandenfein der allgemeinen und be: 
fonderen Vorbedingungen ($. 1 und 2) voraus. 


U. Weberfiedelung unb Einmwanberung,. 


8. 6. MUeberfiedfungen ſchon anſaͤſſiger Staatsbürger aus einer 
Gemeinde in die andere, werden, foferne fie mit einer Veränderung 
der Heimath verbunden find, gleich neuen Anfaffigmahungen behan— 
delt; von den allgemeinen Vorbedingungen ift jedoh nur der Nach: 
weis des Leumunds und die Beachtung, ob ceivilrechtliche Hinderniſſe 
der Aufnahme in dem treffenden Orte entgegen ſtehen, zu twiederholen; 
Cinwanderungen aus dem Auslande, infoferne fie mit gehöriger Be— 
willigung geſchehen, folgen den. im $. 2 gegebenen Normen. 
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IH. Aufnahmegebühren, 

$. 7. Die Gemeinden find zur Erhebung von Aufnahmsgebühs 
ren nach folgenden Normen berechtiget: I. für wirkliche Gemeindeglie: 
der: a) in Städten erfter Klaffe wird die Aufnahmsgebühr feftgefegt 
zwifchen 60 und 100 fl.; b) in Städten zweiter Klaffe zwifchen 40 
und 60 fl.; e) in Städten dritter Klaffe und Märkten mit magiftra= 
tifcher Verfaſſung zwifchen 25 und 40 fl.; d) in Landgemeinden nad) 
Maßgabe der Größe der mit der Eigenſchaft eines wirkfichen Gemeinde- 
gliedes verbundenen Nugungen zwifchen 1 bis 8 fl., 8 bis 16 fl., 
16 bis 25 fl. — In welche diefer drei Hauptklaffen jede Landge— 
meinde eingereiht werden foll, wird auf den gutachtlihen Antrag ber 
niederen Guratelbehörde durch die Kreisregierung, vorbehaltlid des 
Recurfes der betreffenden Gemeinde an das k. Staatsminifterium des 
Innern, feftgefege. 11. Für Infaffen und Beifaffen wird die Auf: 
nahmsgebühr feftgefest: a) in Gemeinden mit magiſtratiſcher Ver— 
faffung zwifchen 10 bis 25 fl., b) in Landgemeinden zwifchen 1 bis 
Sfl. — Die näheren Beftimmungen über die Abflufungen der Auf: 
nahmsgebühren innerhalb der gegebenen Hauptklaffen werden durch 
Defchlüffe der Magiftrate oder der Land: Gemeindeverwaltungen je— 
doch in der Art feftgefest, daß 1) Angehörige der naͤmlichen Gemeinde 
eine verhältnißmäßig geringere Aufnahmsgebühr zu entrichten haben, 
als 2) jene, welche aus einer anderen inländifchen Gemeinde gebürtig 
find, und diefe 3) wieder eine geringere, als die Ausländer; 4) Anz 
gehörige folher Staaten, mit weldyen der Zollverein befteht, werden 
den Inländern aus anderen Gemeinden gleihgeacdhtet. 


Abfhnite ll. Don der Verebelihung. 


$. 8. In Anfehung ber Verehelihung werden nachftehende Ber 
flimmungen ertheilt: 1) £einem Staatseinwohner, welcher in irgend 
einer Gemeinde einen gefeglichen Titel der Anfäffigmahung ($$. 2 
und 4) für fih hat, foll die gehörigen Drtes nachgefuchte Erlaubniß 
zur Verehelichung oder MWiederverehelihung verweigert werden, wenn 
nicht privat= oder Firchenrechtliche Hinderniffe oder außerordentliche 
Polizeiruͤckſichten eintreten; 2) ohne einen -Zitel der vorbemerkten Art 
foll feinem Staatsangehörigen die Verehelichungs- oder Wiederverehes 
lihungserlaubniß ertheilt werden; 3) in Beziehung auf die im öffent: 
lichen Dienfte angeftellten Perfonen find die befonderen Regulative über 
deren Verehelihung in Anwendung zu bringen, und hierbei, was die 
nicht definitiven Diener betrifft, aud die im $. 2 angegebenen Rüd: 
fihten auf geeignete Weife zu beobachten; 4) die Verbote unerlaubter 
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Berehelichung außer Landes bleiben fortan in Wirkſamkeit, jedoch mit 
ber Abänderung, daß an die Stelle der bisher ausgefprochenen Ge⸗ 
fängnißftrafe bloßer Polizeiarreft treten fol; 5) Auslander, infoferne 
fie fi in einer Gemeinde des Königreiches anfäffig machen, find bei 
vorhabender Verehelichung nach gleihen Vorfchriften wie die Inlaͤn— 
der zu behandeln; 6) WReligionsdiener, weſche eine Trauung ohne 
vorgängige obrigkeitliche Heurathsbewilligung vornehmen, haften für 
Schäden und Koften, welche hieraus irgend einer Gemeinde zumach- 
fen Eönntien. 


Abfhnite 1. Bon der Zuftändigfeit und dem Verfah— 
ven in Angelegenheiten der Anfäffigmahung und Ver: 
& belihumng. 

$. 9. Die Zuftändigkeit und das Verfahren in Angelegenheiten 
ber Anfäffigmahung und Verehelihung richtet fi) nach dem bisherigen 
Vorfchriften, unter ausdrüdlihem Vorbehalte der Befugniffe, welche 
den Standesherren, den Gutsherren und den Gemeinden nah Maß: 
gabe der vierten und fechflen Beilage der Verfaffungsurkunde, ſowie 
in Berbindung hiermit, nach Mafgabe der Declaration über die ehe: 
malige Ritterfhaft und ihre Hinterfaffen vom 34. December 1806, 
und nach den Beflimmungen der Verordnung über das Gemeinde: 
wefen vom 17. Mai 1818 zukommen. — Uebtigens wird feftgefegt: 
1) zur Vernehmung der Berheiligten sub. b. und e. ift eine kurze 
und unerſtreckliche Frift mit der Folge auzuberaumen, daß diejenigen, 
welche ohnerachtet gehörig erfolgter Ladung ihre Erklärung an dem 
dießfalls beftimmten Tage nicht abgeben, als dem Gefuche zuftim: 
mend angefehen werden follen. — Als Betheiligte find zu betrach— 
ten: a) die Gemeinden, deren Nichteinwilligung bei Anfäffigungen 
aus den im $. 2. Ziff. 1. 2 und 3 angeführten Ziteln das Recht 
der bloßen Erinnerung‘, in dem Falle des $. 2. Ziff. 4 aber jenes des 
abfotut bindernden Widerſpruches behauptet, infoferne es fih nicht 
a) um Niederlaffung auf ein gegenwärtig ſchon beftehendes häusliches 
Anwefen, oder 6) um die Nachweiſung eines Titels der Anfäffig: 
machung Behufs der Verebelichung eines noch nicht definitiv angeftell- 
ten Dieners des Staates, der Kirche oder Gemeinde handelt; b) der 
Armenpflesfhaftsrath; e) die gleichmäßigen Bewerber um biefelbe 
Kathegorie der Anfäffigkeit, falls fie ficy durch die einem Dritten ver 
liehene Anfafiigmahung in ihren Anfprüchen befchräntt glauben, end= 
(ih d) die Grund: und Geeichtsherren; infofern es fih um Anfäffig: 
machungen von Grund: und Gerichtsholden handelt. — Das Ein: 
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willigungs⸗ und Berufungsrecht fteht zu, wenn die Vorausfegungen 
ber lit. d. vorhanden find, dem Grund: und Gerichtsheren. — Das 
gemeindlihe Einwilligungs = und Berufungsreht wird in Gemeinden 
mit magifteatifcher Verfaffung von den Gemeindebevollmädhtigten, in 
den Landgemeinden von dem Gemeindeausfhuffe, oder foferne es fich 
um Begründung eines neuen Anwefens handelt, von der Geſammt— 
gemeinde ausgeübt. — Die Gemeindebevollmädtigen üben dieſe 
Rechte nach Vorfchrift der 88. 86 u. 87 des Gemeindeedicts. 2) Jedes 
Gefuh um Anfaffigmahung oder Verehelichung foll von dem Tage 
an, wo es angebracht worden ift, längftens binnen 6 Wochen befchie= 
ben werden; 3) gegen die zwei Entfchließungen der unteren Behörde 
und der vorgefesten höheren Stelle wird eine weitere Berufung nicht , 
geftattet; 4) die Beamten, welche bei Bewilligung der Anfäffig: 
mahung und Berehelihung ben ausdrüdlichen Bellimmungen des 
gegenwärtigen Gefeges zuwider handeln, find für die daraus entfliehen 
den Koften und Schäden haftend erklärt. - 


Abfhnite IV. Bon der Aufhebung ber früheren Ver— 
ordnungen und von der Vollziehung des gegenwärtigen 
Geſetzes. 


$. 10. Mit Vorbehalt der im $.1. Nr. 1 erwähnten Auss 
nahmsgefege, dann mit Vorbehalt der im $.8. Nr. 4 wiederholten 
Verbote, und unbefchadet deffen, was im $. 9. über die Beibehaltung 
der Vorfchriften hinſichtlich der Zuftändigkeit und des Verfahrens aus: 
gefprochen ift, werden alle bisherigen polizeilichen Verordnungen über 
Anfaffigmahung und Verehelihung aufgehoben, und flatt jener Wer: 
ordnungen ijt in den fieben älteren Kreifen des Königreiches das ge— 
genwärtige Gefeg vom Tage der Verkündigung an, als allein gültig 
zu betrachten. 


Sach fe m 


Sandgemeindeordnung für das Königreich Sachſen vom 
7. Movember 1838. 


ir, Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden König von Sad: 
fen ıc. ic. ıc. haben für nöthig befunden, die Verhältniffe der Land: 
gemeinden im Unferem Königreiche duch ein allgemeines Gefeg zu 
ordnen und verfügen demnah, mit Zuftimmung Unferer getreuen 
Stände, durch gegenwärtige Landgemeindeordbnung, wie folgt: 


Abtheilung 1. Allgemeine Beftimmungen. 


$. 1. Alle Landgemeinden des Königreiches Sachſen haben fich 
nach diefer Gemeindeordnung zu achten und find darnach zu beurtheilen. 

$. 2. Wo die örtlichen Berhältniffe es rathſam machen, fünnen 
für einzelne Gemeinden auf deren oder der Gemeindevertreter Anz 
trag, ‚oder auch auf Anlaß der Gemeindeobrigkeit felbft, befondere 
Gemeindeordnungen (Drtsjtatuten) errichtet, es darf aber nichts darin 
aufgenommen werden, was dieſem Gefege widerfpricht oder zur Me: 
gulirung des Gemeindewefens nicht gehört. — Die Drtsftatuten find 
von ber Obrigkeit, unter Berathung mit dem Gemeinderathe, zu 
entwerfen und bedürfen der Genehmigung der Megierungsbehörde. 
Die legtere ift auch zur Abänderung oder Abfchaffung eines örtlichen 
Statutes erforderlih. — In zweifelhaften. Fällen ift das Ortsſtatut 
im Sinne dieſes allgemeinen Geſetzes zu erklaͤren. 

$. 3. Der Regierung bleibt vorbehalten, in ſolchen Fällen, wo 
die befonderen örtlichen WVerhältniffe die Anwendung aller Vorfchriften 
diefer Gemeindeordnung nicht wohl zulaffen, ausnahnsweife zu geftat: 
ten, daß nur die den Verhältniffen entfprechenden Beflimmungen zur 
Ausführung gebradht, die übrigen aber den oͤrtlichen Verhaͤltniſſen 
angepaßt oder gänzlich bei Seite gefegt werden. — Sie ift auch er: 
mächtigt, in folhen Gemeinden, in denen die Mehrzahl der Gemeindes 
glieder der durch diefes Geſetz den Landgemeinden überlaffenen Selbft: 
ftändigkeit fi unmwürdig zeigt, die hierauf bezüglichen Beftimmungen 
der Landgemeindeordnung auf gewiffe Zeit außer Wirkſamkeit zu 
fegen. — In beiden Fällen ift es lediglich dem Ermeffen der Res 
gierung überlaffen, nach vernommenen Gutachten der Obrigkeit, wegen 
Verwaltung des Gemeindewefens und fonft diejenigen Maßregeln zu 
treffen, die den obmwaltenden Umftänden am Angemeffenften erſcheinen. 
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8. 4. Die koͤniglichen Aemter und Gerichte, ſowie die Erb-, 
Lehn- und Gerichtsherrſchaften, haben von Bekanntmachung dieſer 
Gemeindeordnung an, der Ausuͤbung ſolcher Befugniſſe ſich zu ent— 
halten, welche derſelben zuwiderlaufen. 

8. 5. Jede Landgemeinde verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſt 
durch die aus ihrer Mitte dazu erwaͤhlten Perſonen, unter Aufſicht 
der Obrigkeit und der Regierungsbehoͤrde. 

$. 6. Als Gemeindeangelegenheiten find jedoch nur diejenigen 
zu betrachten, welche die Verhaͤltniſſe, Rechte und Berbindlichkeiten 
eine Ortsgemeinde als folcher betreffen. — Es find daher die be= 
fonderen Angelegenheiten einer einzelnen Klaffe der Gemeindeglieder 
den Gemeindeangelegenheiten nicht beizuzählen. 

$. 7. Drtsobrigkeit in Gemeindeſachen ift diejenige Behörde, 
welcher die Erbgerichtsbarkeit Über die Gemeinde zufteht. Wo diefe 
Gerichtsbarkeit unter mehrere Behörden gerheilt ift, hat die Regie— 
rungsbehörde,, aus Rüdfichten auf Zweckmaͤßigkeit, diejenige von ihnen 
zu beftimmen, welche als Gemeindeobrigkeit ausſchließlich competent 
fein fol. — Sind jene Behörden nicht durchgängig Eönigliche, fo 
ift zuvor eine gütliche, der Genehmigung der Regierungsbehörde zu 
unterftellende Bereinigung unter den Gerichtsinhabern zu verfuchen, 
und nur in deren Entftehung nad obigen Grundfägen, unter Aus 
einanderfegung der gegenfeitigen Anfprüche, zu entfcheiden. — Iſt 
die Gerichtsbarkeit an den Staat abgetreten worden, fo verbleiben 
deffen ungeachtet dem Gutsheren diejenigen obrigkeitlichen Befugniffe, 
welche derſelbe ausdruͤcklich fich vorbehalten hat, foweit fie nicht mit 
dieſem Gefege im Miderfpruche ftehen. 

$. 8. Die Gemeindeobrigkeit ($. 7) bat nicht nur a) das ge= 
fammte Gemeindewefen zu beauffichtigen und defjen Verwaltung nach 
den in diefem Gefege enthaltenen Beftimmungen zu leiten, fondern 
auch b) die Drtspolizei im ganzen Gemeindebezirke zu verwalten und 
e) die in beiderlei Hinfiht vorkommenden Streitigkeiten und Ver— 
gehungen zu erörtern und in erfter Inftanz zu entfcheiden. — Sn 
diefen Angelegenheiten find daher alle Gemeindeglieder und Einwohner 
des Gemeindebezirkes, ohne Unterfchied ihres fonftigen Gerichts: 
ftandes, der Gemeindeobrigkeit, als DVerwaltungsbehörde, unterworfen 
und diefe ift unmittelbar an fie zu verfügen berechtigt. 

8. 9. Die Gemeindeobrigkeit hat jedody der eigenen Entfcheidung 
fih dann zu enthalten, wenn a) das fiscalifche Intereffe oder ber 
Vortheil einer Gerihtsherrfchaft des Drtes bei der Sache betheiligt 
ift, oder b) Befchwerden über die Obrigkeit felbft in Frage kommen. — 
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In beiden Fällen ift die Suche der vorgefegten Regierungsbehoͤrde 
einzuberichten. 

$. 10. Gegen die Entfcheidungen und fonftigen Verfügungen 
ber Gemeindeobrigkeit fteht Jedem, der fich dadurd) für verlegt haft, 
Recurs oder Befchwerdeführung, nach den über das Verfahren und 
ben Inflanzenzug in Berwaltungsfachen geltenden gefeglihen Vor— 
fhriften, zu. 

$. 11. Alle Gemeindeobrigkeiten haben ohne Unterfchied, ob’ fie 
ſchrift- oder amtfäffig find, in Polizei- und Gemeindeangelegenheiten 
unmittelbar an die vorgefegte Megierungsbehörde zu berichten. 

$. 12. Die Dienflobliegenheiten der Localgerichtsperfonen in 
Bezug auf Juftizverwaltung merden durch gegenwärtiges Gefeg nicht 
geändert. Dagegen ift die polizeiliche Localauffiht Eünftig lediglich 
ducch die von der Gemeindeobrigkeit hierzu beftellten Organe zu führen. 
Sämmtlidyen Obrigkeiten verbleibt übrigens das Recht, für den Be: 
reich ihrer Gompetenz die erforderlichen Gerichtsperfonen und anderen 
zu Ausrichtung obrigkeitliher Verfügungen benöthigten DOfficianten 
und Diener zu ernennen, und fie Eönnen hierzu auch die von der 
Gemeinde erwählten Communbeamten beftimmen. 

8. 13. Die obrigkeiclichen Verhandlungen in Gemeindeangelegen: 
heiten, die lediglich in Folge des Oberauffichtsrechtes eintreten, find 
in allen Inftanzen gebühren= und ftempelfrei, und nur die unumgaͤng— 
lichen, bei den niederen Inftanzen erwachfenen, Verlaͤge find aus der 
Gemeindecaffe zu bezahlen. Gelangen jedoch urfprüngliche Gemeinde: 
angelegenheiten als Parteifahen in den Rechts- oder Adminifkrativ: 
juftizweg, oder ift eine gerichtliche Verhandlung im Privatintereffe 
der Gemeinde auf ihre Anfuchen vorzunehmen, fo leiden die über 
Liquidirung, Ab- und Erftattung von Koften geltenden allgemeinen 
Grundfäge Anwendung. Daffelbe gilt in Beſchwerdeſachen und ſolchen 
Fällen, wo durch unbegründete MWeigerungen oder verhangene Saum: 
niffe, oder durch gefegwidriges, Verfahren der Gemeinden oder Ge- 
meinderäthe, obrigkeitlihe Verhandlungen verurfacht worden find. 


Abtheilung I. Bon dem Gemeindeverbande und den 
Gemeindebezirfen. 


$. 14. Die jest vorhandenen Landgemeinden mit ihren Flur: 
bezirken beftehen unter den nachfolgenden naheren Beflimmungen fort. 
Zu Veränderung berfelben und zu Errichtung neuer Gemeinden ift 
die Genehmigung ber Regierungsbehörde erforderlich. 

$. 15. Grundftüde, welche von den Grenzen eines Landge: 
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meindebezirkes auf allen Seiten umſchloſſen ſind, zeither aber zu einer 
anderen Gemeinde gehoͤrt haben (Enclaven), ſind, inſoweit ſie nicht 
Pertinenzſtuͤcke von auswaͤrtigen Grundſtuͤcken ſind, mit derjenigen 
Gemeinde zu vereinigen, in deren Bezirke ſie liegen. 

$. 16. Einzelne, außerhalb der Landgemeindebezirke gelegene, 
Landgrundftücde, die zeither zu Beinem Gemeindeverbande gehört ha= 
ben, find entweder in eine befondere Gemeinde zu vereinigen, oder 
einer ihnen zunächft gelegenen Zandgemeinde einzuverleiben. 

$. 17. Mehrere an einem Drte zeither beftandene Landgemein= 
den, deren Grundftüde nicht in ſich abgefchloffene Fluren bilden, find 
in eine Gemeinde zu verbinden. Auch Eönnen mehrere benadhbarte 
Drte, deren jeder bisher eine befondere Gemeinde gebildet hat, zu einer 
Gefammtgemeinde vereiniget werden. 

$. 18. Es find jedod in den 88.15, 16 und 17 erwähnten 
Fällen, auf Antrag der Berheiligten, die gegenfeitigen befonderen Sn: 
tereffen zu erörtern und auszugleichen. Kommt eine Bereinigung 
hierüber nit zu Stande, oder werden fonft gegen die beabfichtigte 
Bildung der Gemeindebezirke Widerfprüce erhoben, fo hat die Regie: 
rungsbehörde darüber zu entfcheiden, deren Ermeffen e8 vorbehalten 
bleibt, in geeigneten Fällen Ausnahmen von obigen Regeln zu geftatten. 

$. 19. Durch Vereinigung mehreree Gemeinden, ingleichen durch 
Zufchlagungen, Abtrennungen und andere Veränderungen ber Ges 
meindebezirke, werden die privatrechtlichen Vechaͤltniſſe der einzelnen, 
ingleihen die Cigenthums: und Nugungsrechte ganzer Klaffen von 
Gemeindegliedern nicht mit geändert. 

$. 20. Vom Landgemeindeverbande und den Gemeindebezirken 
bleiben ausgefchloffen: 1) alle zum Staatsgute gehörigen Waldungen, 
2) die Kammergüter, 3) die Eöniglichen Schlöffer und deren Zube: 
börungen, 4) die Nittergüter, 5) folhe Güter, die zwar nicht wirf: 
liche Nittergutseigenfchaft haben, aber zur Gemeinde in gleichen Ber: 
häftniffen ftehen, wie jene, fowie gefchloffene, bisher zu keinem Ge: 
meindeverbande gehörige, Waldungen. In zweifelhaften Fällen hat 
die Regierungsbehörde hierüber zu entfcheiden. 

$. 21. Diefe Ausnahme erfiredit ſich jedoch nicht a) auf bie 
zu den $. 20 erwähnten Befigungen erworbenen bäuerlihen Grund: 
ftüde, und b) auf die von den erfleren abgebauten und vererbten 
Häufer, vielmehr bewendet es in Anfehung Ddiefer beiden Arten von. 
Grundftüden bei den $. 14 ff. getroffenen Beftimmungen. 

$. 22. Durch freie Uebereinktunft unter den Betheiligten können 
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auch bie $. 20 ausgenommenen Befigungen felbft zu einer Gemeinde 
gefchlagen werben. 

8. 23. In Bezug auf Polizeiverwaltung können aud die vom 
Landgemeindeverbande ausgenommenen Befigungen, ingleichen einzelne 
Enclaven, welche nah $. 15. nicht zur Gemeinde zu fhlagen find, 
mit einer Gemeinde verbunden werden. Ueber die Nothmwendigkeit 
folder befonderer Vereinigungen, das diesfallfige Beitrags- und ſon— 
ſtige nähere Verhaͤltniß entfheidet in Ermangelung eines freiwilligen 
Uebereineommens unter den Berheiligten die Regierungsbehörde. 


Abtheilung I. Bon den Mitgliedern der Landgemein— 
den, deren Rechten und Pflidten. 


8. 24. Mitglieder einer Randgemeinde find nur diejenigen ſelbſt— 
ftändigen Perfonen, welche entweder Grundftüde im Gemeindebezirke 
befigen, oder innerhalb beffelben ohne Grundbefig ihren bleibenden 
MWohnfis haben. 

$. 25. Angehörige von Gemeindegliedern und alle folhe im 
Drte wohnhafte Perfonen, deren Heimathsrecht in der Gemeinde un: 
bezweifelt ift, treten daducch, daß fie auf irgend eine Art zur Selbft: 
ftändigkeit im Gemeindebezirfe gelangen, ohne Weiteres in das Ver: 
hältniß von Gemeindegliedern. Daffelbe gilt von denjenigen, welche 
Grundftüde im Gemeindebezirke erwerben. Es haben jedoch die Lehns: 
und Hppothekenbehörden in Fällen, wo auswärtige Acquirenten von 
Grundftüden in der $. 17 des Heimathsgefeges vom 26. Novbr. 1834 
vorgefchriebenen Maße fich nicht auszuweifen vermögen, mit der Con: 
firmation oder Adjudication und Lehnsreihung fo lange anzuftehen, 
bis die Zuftimmung der Gemeindeobrigfeit erfolgt ift. — Fremde 
hingegen, welche im Gemeindebezirke fich weſentlich niederlaffen wollen, 
ohne fich darin anfäffig zu machen, bedürfen ausdrüdlicher Aufnahme 
zu Gemeindemitgliedern. 

8. 26. Gefuhe um Aufnahme in eine Landgemeinde find bei 
der Obrigkeit anzubringen. Iſt das Recht des Anfuhers auf Anz 
nahme den beftehenden Gefegen nach unzweifelhaft, oder ftehen dem 
Gefuche gefeglihe HDinderniffe entgegen, fo befchließt die Obrigkeit 
ohne Weiteres über die Aufnahme oder Abweifung des Bittftellers. 
Sn anderen Fällen hat fie zuvörderft die Erklärung des Gemeinde: 
raths zu vernehmen, jedoch nur erhebliche Einwendungen gegen die 
Aufnahme zu berüdfihtigen. Bei Aufnahme eines Ausländers be: 
wendet e8 bei den Beflimmungen des Mandats vom 13. Mai 1831. 

$. 27. Jedes Mitglied einer Landgemeinde erlangt durch feinen 
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Eintritt in dieſelbe auf ſo lange, als es Mitglied dieſer Gemeinde 
bleibt, diejenigen Rechte, welche nach der oͤrtlichen Verfaſſung allen 
Gemeindegliedern uͤberhaupt und denen der betreffenden Klaſſe insbe— 
ſondere zuſtehen; dagegen uͤbernimmt es aber auch auf die naͤmliche 
Zeit die Verpflichtung zur Theilnahme an den der Ortsverfaſſung 
nach daſſelbe treffenden Gemeindeleiſtungen, einſchließlich der zu Ab— 
tragung etwa ſchon vorhandener Schulden zu leiſtenden Beitraͤge, und 
Niemand kann ſich hiergegen mit dem Vorwande ſchuͤtzen, daß er von 
dieſen Verpflichtungen keine Kenntniß gehabt habe. 

$. 28. Stimmberechtigt find, mit alleiniger Ausnahme bes 
$. 54 erwähnten Falles, nur die im Gemeindezirke anfäffigen Ge: 
meindeglieder. — Bon mehreren Perfonen, welche im ungetheilten 
Befige eines Grundftüdes fich befinden, ift nur eine flimmberedtigt. 
Der im Grundftüde felbft oder, wenn dafelbft feiner ſich aufhalt, 
der im Gemeindebezirke wohnhafte Mitbefiger hat den Borzug. Unter 
mehreren gleidy Berechtigten entfcheidet, dafern fie nicht felbft fich 
darüber vereinigen, das höhere Alter. — Auszügler, als folche, 
find zu den Angefeffenen felbft dann nicht zu rechnen, wenn fie ein 
befonderes Auszugshaus bewohnen. 

$. 29. Ausgefchloffen vom Stimmrechte find: 1) diejenigen, 
welche mit Abentrihtung von Landes: oder Gemeindeabgaben länger 
als 2 Jahre, nad vorgängiger Erinnerung, in Ruͤckſtand geblieben 
find, fo lange diefe Rudjtande nicht abgeführt werden; 2) Gemeinde: 
glieder, die der Localarmenverforgung anheim gefallen find, fo lange 
ſolches gefchieht, und die erhaltene Unterflügung nicht erfegt wird; 
3) Unmündige und ſolche Perfonen, die ald Verſchwender, Geiftes: 
kranke oder fonft unter Zuftandsvormundfchaft ftehen, fo lange die 
Vormundſchaft dauert; 4) Alle, welche von öffentlichen Aemtern, Ge— 
richtsbeftallungen oder der juriflifhen Praxis removirt oder fuspendirt 
worden find, jedoh im letzteren Falle nur während der Dauer der 
Suspenfion; 5) diejenigen, zu deren Vermögen ein Schuldenwefen 
entftanden ift, ed mag nun daffelbe zum förmlidyen Concurs gediehen, 
oder der Weg. der außergerichtlichen Erledigung eingefchlagen worden 
fein, fo lange nicht ihre Gläubiger vollftändige Befriedigung erhalten 
zu haben erklären; 6) Alle, die wegen eines nad) allgemeinen Be: 
griffen entehrenden Verbrechens in Unterfuhung befangen, oder darin 
verflochten gewefen find, ohne von dem gegen fie entftandenen Ver: 
dachte völlig freigefprochen worden zu fein. Ob ein felches Verbrechen 
vorliege, darüber hat die Ortsobrigkeit, unter Vernehmung mit dem 
Gemeinderath zu entfcheiden. Außerdem Eann 7) ſolchen Perfonen, 
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die durch unfittliche Aufführung der öffentlichen Achtung ſich verluftig 
gemacht haben, die Stimmberechtigung entjogen werden, wenn wenig: 
ſtens zwei Drittheile der Gemeinderathsverfammlung dafür geftimmt 
haben und die Obrigfeit diefen Befchluß genehmigt. — Freiwillige 
Entſagung auf das Stimmrecht iſt nicht ſtatthaft. 

$. 30. Das Stimmrecht iſt perſoͤnlich auszuüben, und finden 
hiervon nur folgende Ausnahmen ftatt: 1) verehelichte Frauensperfo- 
nen dürfen, infofern fie nicht vom Tifh und Bette getrennt find, 
nur duch ihre Ehemaͤnner an den Gemeindeverfammlungen Theil 
nehmen; 2) wegen ber zum Oemeindeverbande gehörigen, im Cigen: 
thum des Staates, milder Stiftungen oder anderer öffentlicher An: 
falten und Gorporationen befindfihen Grundftüde wird dag Stimm: 
recht von denjenigen ausgeübt, denen die unmittelbare Verwaltung 
folher Srundftüde übertragen ift, oder die hierzu von der betreffenden 
Behörde befonders mit Auftrag verfehen find; 3) den Befigern von 
Ritters und folhen Gütern, welche $. 20, Nr. 5 bezeichnet worden, 
dafern fie nad $. 21, lit. a oder 8. 22 Mitglieder der Gemeinde 
-find, iſt nachgelaffen, durch Bevollmächtigte, wozu fie auch ihre 
Dfficianten beftellen Eönnen, an den— Öemeinteverfammlungen Theil 
zu nehmen und ihre Stimme abzugeben. 

$. 31. Zu Gemeindeämtern wählbar und zu deren Uebernahme 
verpflichtet find alle Gemeindeglieder, ohne Rüdficht auf Anfäfjigkeit, 
jedoch mit folgenden Ausnahmen. 

$. 32. Nichte wählbar find: 1) Frauensperfonen ohne Unter: 
fchied; 2) Alle, denen aus einem ber $. 29 erwähnten Gründe bie 
Stimmberehtigung abgeht; 3) Gemeindeglieder, die nicht im Ge: 
meindebezirke wohnen; 4) Geiftliche und Schullehrer. — Ergibt fich 
eins dieſer Dinderniffe der Wählbarkeit bei Jemandem, der bereite 
ein Gemeindeamt bekleidet, fo hat er daſſelbe fofort niederzulegen. 
Was er aber bis dahin verrichtet, oder wozu er mitgewirkt hat, bleibt 
dennoch gültig. 

$. 33. Waͤhlbar, aber nicht zur Uebernahme eines Gemeinde: 
amtes verpflichtet, find: 1) Befiger von Nitter- und den $. 20, 
Nr. 5 bezeichneten Gütern, in den $. 21, lit. a und $. 22 angegebe: 
nen Fällen; 2) Staatsdiener, guts= und gerichtöherrfchaftliche Be— 
amte und Privatofficianten, wenn fie die Zuftimmung ihrer Vorge⸗ 
ſetzten nicht erlangen; 3) practicirende Aerzte, Wundaͤrzte und Ge— 
burtshelfer, ingleichen Apotheker, die keinen Proviſor haben; 4) Perſonen, 
die uͤber 60 Jahr alt ſind; 5) ſolche, die an anhaltender, die Er— 
fuͤllung der zu uͤbernehmenden Obliegenheiten hindernder Kraͤnklichkeit 
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leiden; 6) diejenigen, welche in den Jahren, fuͤr die ſie ein Amt 
übernehmen ſollen, ihrer Geſchaͤfte oder anderer Verhaͤltniſſe halber, 
längere Zeit abiwefend zu fein, genöthige find; 7) Perfonen, die 
durch Uebernahme eines Gemeindeamtes und den dadurch entfichenden 
Zeitaufwand in ihrer Gewerbthätigfeit weſentlich geftört werden wuͤr— 
den; 8) Alle, die bereits ein Gemeindeamt übernommen haben, wäh 
rend deſſen Dauer und der darauf folgenden 3 Jahre; 9) Gefellfchaf: 
ter eines bedeutenden Handels = oder Fabrikgeſchaftes, im Falle bereits 
ihre Mitgefellfehafter ein ſolches Amt verwalten. — Die Beutrhei— 
lung der unter 5, 6, 7 und 9 erwähnten Ablehnungsgründe iſt zus 
nacht dem Ermeffen des Gemeinderaths, und im Falle der Reclama— 
tion hiergegen, der Entfcheidung der Obrigkeit überlaffen. — Wer 
ein Gemeindeamt übernommen hat, ungeachtet ihm eine der Entſchuldi— 
gungsurfachen unter 1, 4, 8 und 9 zur Seite ftand, kann foldyes vor 
Beendigung der gefeglihen Dauer deffelben nicht aus dem nämlichen 
Grunde niederlegen. Eben fowenig berechtigt das während der Amtsfuͤh— 
rung erfüllte 6Ofte Lebensjahr zur früheren Niederlegung des Amtes. 

$. 34. Wer die Uebernahme eines Gemeindeamtes ohne genuͤ— 
genden Ablehnungsgrund beharrlich verweigert, ift auf fo lange, als 
das Amt von ihm hätte verwaltet werden follen, von der Stimmbe— 
rechtigung und Waͤhlbarkeit ausgefhloffen und hat Überdies während 
der nämlichen Zeit eine jährliche Abentrichtung zur Gemeindecaffe ab: 
zuführen, deren Betrag in jedem einzelnen Falle von der Obrigkeit 
unter Zuftimmung des Gemeinderaths, beftimmt wird, jedoch nicht 
über 10 Thaler jahrlicdy anfteigen darf, Nach Ablauf jenes Zeitraumes 
ift er fofort wieder wählbar, und die nämlichen Nachtheile wiederholen 
fih fo oft, als er eine auf ihn gefallene neue Wahl, unter gleicher 
Vorausfesung, abermals ablehnt. 

$. 35. Wer nad $. 32. Nr. 2 und 8. 34 der MWählbarkeit 
zu einem Gemeindeamte verluftig wird, verliert dadurch auch bie 
Fähigkeit zur Uebernahme oder Beibehaltung anderer ehrenvoller Auf: 
träge für die Landgemeinde. 


Abtheilung IV. Bon der Vertretung der Landgemeinden 
und von der Gemeindeverwaltung im Allgemeinen. 


$. 36. In jeder Landgemeinde, die über 25 anfaffige Mitglies- 
der zählt, werden die Gemeindeangelegenheiten durd einen Gemeinde: 
vath beforgt. Derfelbe befteht aus 1) einem Gemeindevorftande, 
2) einem oder mehreren Gemeindeälteften, und 3) einer zu beftim: 
menden Anzahl Gemeindeausfchußperfonen. 
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$. 37. Der Gemeinderath bildet die berathende und befchluß: 
faffende Behörde in allen Gemeindeangelegenheiten. Er übt in biefer 
Eigenfchaft alle diejenigen Rechte aus, weldye von der Gemeinde durch 
die Gefammtheit ihrer Mitglieder würden ausgelbt werden Eönnen. 

$. 38. Der Gemeindevorftand hat a) im Allgemeinen darüber 
zu wachen, daß das Gemeiniwefen ordnungsmäßig verwaltet und das 
Befte der Gemeinde allenthalben wahrgenommen werde. Zu biefem 
Behuf hat er b) ben Gemeinderath fo oft als nöthig zu verfammeln, 
die einer befonderen Entſchließung bedürfenden Gegenftände zur Be: 
rathung deffelben zu bringen und legtere zu leiten; e) die vom Ge: 
meinderath gefaßten Befchlüffe allein auszuführen und die nöthigen 
Anzeigen an die Obrigkeit zu erflatten; d) das Gemeindefiegel zu 
führen, die Gemeindelade mit den der Gemeinde gehörigen Schriften, 
Geldern und fonftigen Effeeten aufzubewahren und überhaupt das 
Gemeindecaffen= und Rechnungsweſen zu beforgen; e) die Gemeinde 
gegen jeden Dritten, fowie gegen Einzelne ihres Mittels, gerichtlich 
und außergerichtlich zu vertreten, namens berfelben zu verhandeln und 
die diesfallfigen Schriften zu vollziehen. — Durch feine Handlungen 
wird daher zwar die ganze Gemeinde verbindlich, er ift aber derfelben 
dafür verantwortlih, daß nichts von ihm unternommen oder unter: 
laffen worden, ohne durch einen legalen Beſchluß des Gemeinderaths 
dazu ermächtigt gewefen zu fein. Nüdfichtlich der Eidesleiftungen für 
die Gemeinde bewendet e8 übrigens bei der in der Erl. Procefordnung 
ad tit. XVII, $. 5 enthaltenen Vorfchrift. 

8. 39. Dem Gemeindevorfteher ift allenthalben ein Gemeinde: 
ältefter, als Stellvertreter für Erledigungs= und Behinderungsfälle, 
zuzuordnen. — Wo die drtlihen Verhaͤltniſſe es nöthig machen, 
fönnen aber auch mehre Gemeindeältefte, als Gehilfen des Gemeinde: 
vorftandes entweder im Allgemeinen, oder zur Beforgung gewiffer 
Angelegenheiten, 3. B. für die Caffengefhäfte, zur Schriftenfertigung 
u. f. mw. beigegeben werden. — Die folchenfall8 unter denfelben zu 
treffende Gefchäftsabtheilung, die gegenfeitige Stellvertretung und das 
fonftige nähere Verhältniß ift flatutarifch zu beſſimmen. — Die Ge: 
meindeälteften find übrigens der Gemeinde ebenfo wie der Gemeinde: 
vorftand für ihre Handlungen und Unterlaffungen verantwortlich. — 
Bei außergewöhnlihen Vorfällen, 3. B. bei Einquartierungen, größe: 
ven Bauen u. f. w. Eönnen dem Vorftande auch andere Gemeinde: 
rathsglieder zur Unterftügung beigegeben und einzelne Gemeindeglieder 
von ihm zugezogen werden. Diefe haben dann lediglich nach feinen 
Anweifungen zu handeln. z 
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$. 40. Der Gemeindevorſtand und die Gemeindeaͤlteſten werden 
von dem Gemeinderat aus fammtlihen nah $. 31 ff. wählbaren 
Gemeindegliedern auf 6 Fahre gewählt, und können auch folde Per: 
fonen, die bereits Mitglieder des Gemeinderaths find, (deren erledigte 
Stellen foldyenfalls aber zu ergänzen find), dazu augerfehen werden. — 
Die Wahl gefchieht unter Leitung der Obrigkeit nah ‚Stimmenmehr: 
heit, dergeftalt, daß derjenige für gewählt zu erachten ift, der eine 
die Hälfte der Abflimmenden überfteigende Anzahl von Wahlſtimmen 
für fih hat. Erlangt Niemand eine folhe Stimmenmehrheit, fo ift 
noch einmal abzuftimmen, und es gilt nun derjenige für gewählt, ber 
bei diefer zweiten Abjtimmung überhaupt die meiften Stimmen er: 
halten hat. 

$. 41. Die Wahl des Gemeindevorftandes und der Gemeinde: 
älteften unterliegt der Beftätigung der Ortsobrigkeit, die fie aus er- 
heblichen Gründen verfagen und eine anderweite Wahl anordnen Eann. 
Nach erfolgter Beftatigung werden fie von der Obrigkeit in Gegen: 
wart des Gemeinderaths, dafern überhaupt und foweit deffen Mit: 
glieder, auf vorher demfelben zu macende Bekanntmachung, fi da= 
bei einfinden, verpflichtet. 

$. 42. Die Zahl der in den Gemeinderath zu fegenden Ge— 
meindeausfchußperfonen ift überall nad örtlihem Beduͤrfniß feſtzu— 
ſtellen. Sie darf jedoch in feinem Falle über 27 anfteigen und muß 
allenthalben wenigftens fo viel betragen, als einzelne Hauptklaſſen 
von Gemeindegliedern, 3. B. Hüfner, Gärtner, Häusler, im Drte 
vorhanden find. Bei Auswerfung der aus jeder Klaffe zu wählenden 
Anzahl Ausfhußperfonen iſt theils die Kopfzahl, theils der Umfang 
des Grundbefiges einer jeden Klaffe zu berüdfichtigen; es dürfen je— 
doch in Eeinem Falle mehr als ein Viertheil ſaͤmmtlicher Gemeinde: 
ausfchußperfonen unanfäffig fein. 

$. 43. Die Gemeindeausfhußperfonen werden auf 6 Jahre von 
fammtlihen flimmberedhtigten Gemeindegliedern, unter Leitung ber 
Obrigkeit, nach Stimmenmehrheit erwählt, dergeftalt, daß für jede 
einzelne Klaffe diejenigen als gewählt zu betrachten find, weldye unter 
ſaͤmmtlichen wählbaren Mitgliedern der nämlichen Klaffe die meiften 
Etimmen erhalten haben. Bei Stimmengleihheit entfcheidet das 
Loos. — In Gemeinden, welche über 200 Mitglieder zählen, Eann 
die Wahl der Ausfchußperfonen duch Wahlmänner erfolgen, welche 
von den flimmberechtigten Gemeindegliedern aus ihrer Mitte, ohne 
Ruͤckſicht auf die Verfchiedenheit der Klaffen, nach Stimmenmehrheit 
erwähle werden. Die Zahl derfelben ift nad oͤrtlichem Beduͤrfniß 
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duch Gemeindebefhluß, unter Genehmigung der Obrigkeit, einmal 
für allemal feftzufegen. 

$. 44. Alle 2 Fahre tritt ein Drittheil fämmtlicher Gemeinde: 
ausfchußperfonen aus und wird durch neue Wahl erſetzt. Wo die 
feftgefeste Zahl derfelben nicht in drei gleiche Theile fich zerfällen läßt, 
ift ein dieſem Verhaͤltniß fih möglichft annähernder Wechfel der 
Baht der jedesmal Ausfcheidenden zu beftimmen, fo daß jedenfalls 
nach 6 Jahren der ganze Ausfhuß erneut wird. Das Ausfcheiden 
trifft allezeit diejenigen, welche feit ihrer legten Wahl am längften 
im Amte find. Unter mehreren in gleihem Dienftalter Stehenden 
entfcheidet das Loos. 

$. 45. Zu Ergänzung ber erforderlichen Anzahl von Gemeinde: 
ausfchußperfonen in außerordentlihen Erledigungs = oder Behinderungs: 
füllen find diejenigen als Erfagmänner einzuberufen, weldye in der 
betreffenden Klaffe bei der legten Wahl die meiften Stimmen, nad) 
den zu ordentlichen Gemeinderathsgliedern Erwählten, erhalten haben. 
Sind auch feine Erfagmänner mehr für die betreffende Klaffe vor: 
handen, fo ift eine auferordentlihe Wahl zu Ergänzung des Ges 
meinderaths zu veranftalten. — Der Austritt eines in außerordent: 
lichen Erledigungsfällen als Gemeindeausfchußperfon eintretenden Er: 
ſatzmannes erfolgt zu der Zeit, zu welcher diejenige Ausfchußperfon, 
deren Stelle er erfegt, ausgetreten fein würde. 

$. 46. Der Gemeinderath darf fih in der Regel nur auf Er: 
fordern des Gemeindevorftandes verfammeln. Derfelbe oder deſſen 
Stellvertreter beftimmt Zeit und Ort dazu, und führt den Vorſitz in 
der VBerfammlung. Durch Beſchluß des Gemeinderaths kann aber 
auch feftgefegt werden, ob und wie oft ordentliche VBerfammlungen ges 
halten werden follen. Iſt der Gemeindevorftand und beffen Stellver: 
treter behindert, fo hat ber ältefte Gemeindeältefte, ift aber weder der 
Gemeindevorftand, nocd ein Gemeindeältefter mehr im Gemeinderath 
vorhanden, die ältefte Gemeindeausfchußperfon, eihftweilen die Stelle 
bes Gemeindevorftandes zu vertreten. Betrifft der zu verhandelnde 
Gegenftand eine von dem Gemeindevorftande abgelegte Nechnung, fo 
hat der Gemeindevorftand des Vorfiges fich zu enthalten; es führt 
vielmehr denfelben in der vorangegebenen Neihenfolge ein anderes 
Mitglied des Gemeinderathe. Unter mehreren Gemeinbdeälteften oder 
Gemeindeausfhußperfonen, melde in gleihem Dienftalter ſtehen, 
entfcheidet das höhere Lebensalter. — Zu Faffung eines gültigen 
Berchluffes ift die Anmwefenheit von menigftens zwei Drittheilen 
der Gemeinderathsmitglieder erforderlih. Die Befhlußnahme erfolgt. 

8* 
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nach Stimmenmehrheit und die Abſtimmung durch Namensaufruf. 
Bei Stimmengleichheit gebührt dem Vorſitzenden die entſcheidende 
Stimme — Iſt ein Gemeinderachsmitglied perfönlicy bei einer Bes 
fhlußnahme betheiligt, fo bat es der Zheilnahme daran fi zu ent— 
halten und während bderfelben abzutreten. — Ueber die Verhand— 
(lungen des Gemeinderachs ift ein befenderes Bud (Gemeindebud)) 
zu halten, in welches jeder gefaßte Befchluß, unter Angabe der dafür 
ausgefallenen Stimmenzahl, eingetragen wird, und deffen Einfidt 
jedem Gemeindegliede auf Verlangen zu geftatten ift. Diefer Eintrag 
ift jedesmal noch vor Aufhebung der Verfammlung durch eine, von 
dem Vorfigenden zu bejlimmende, der Fertigung fchriftlicher Auffäge 
fundige Perfon zu bewirken, dabei der Tag und Drt, an welchem 
die Verſammlung flattgefunden, fowie die Anzahl der dazu erfchienenen 
Gemeinderathsmitglieder, anzugeben, und, nach erfolgter Borlefung, 
von dem Vorfigenden, dem Berfaffer und noch zwei Gemeindeaus— 
perfonen zu unterfchreiben. Findet fih unter den Mitgliedern des Ge— 
meinderaths feine zu Fertigung fchriftlicher Auffäge geeignete Perfon, 
fo kann der Gemeinderath eine mit diefen Arbeiten vertraute Perfon 
erwählen, die jedody fein Stimmrecht hat und welcher, nach Befinden, 
eine angemefjene Vergütung aus der Gemeindecaffe auszufegen ift. 

$. 47. Sind bei einem der Entſchließung des Gemeinderaths 
unterliegenden Gegenftande die ntereffen der einzelnen Einwohner: 
Elaffen verfchieden, und hält die Mehrzahl der einer Klaffe angehöri: 
gen Gemeindeausfchußperfonen die befonderen Intereffen ihrer Klaffe 
durch den Beichluß der Mehrheit des Gemeinderaths für gefährdet; 
fo fteht es ihnen frei, auf obrigkeitlihe Entſcheidung anzutragen. 
Solchenfalls ift die Ausführung des fraglichen Beſchluſſes bis zu Er: 
ledigung der Differenz ausjufegen. — Das Naͤmliche teitt ein, 
wenn der Befiger oder Vertreter der 8. 20. Nr.2. 4 und 5 bezeich— 
neten Güter die legteren ducch einen Beſchluß des Gemeinderaths be: 
nachtheiliget glaubt, und auf Entfcheidung der Obrigkeit anträgt, 
jedoh mit der 8.9. vorgefchriebenen Beſchraͤnkung. — Auch liegt 
ed dem Vorſtande ob, wenn er felbft die Befchlüffe des Gemeinde: 
raths für ungefeglich oder dem Gemeindewefen offenbar fhädlich er: 
achtet, mit der Ausführung anzuftehen und zuvörderft der Obrigkeit 
Anzeige darüber zu erflatten. — In anderen Fällen ift es zwar 
jedem Betheiligten unbenommen, bei der Obrigkeit über den Ge: 
meinderath oder den Vorſtand Befchwerde zu führen, es wird aber 
dadurch die Ausführung der einmal gefaßten Befhlüffe nicht eher ge: 
hemmt, bis die Obrigkeit folches anordnet. 
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$. 48. Den Gemeindeausfchußperfonen liegt, nächft der. Theil: 
nahme an den gemeinfamen Berathungen des Gemeinderaths, ins— 
befondere noch ab, die Amtsführung des Vorftandes im Auge zu 
behalten und zu controliren. Sie Eönnen zu dieſem Behufe dem 
verfammelten Gemeinderath ihre Wahrnehmungen mittheilen, Aus: 
£unft vom Vorſtande verlangen und wenn hierdurch ihre Bedenken ſich 
nicht erledigen, auf Abftimmung antragen. Iſt die. Mehrheit des 
Gemeinderaths mit dem Verfahren des Vorſtandes nicht einverftan: 
den und zu einer Ausgleichung folcher Differenzen in der Gemeinde: 
rathsverſammlung nicht zu gelangen, fo tritt bie Entfcheidung der 
Obrigkeit ein. 

$. 49. Wenn eine Ausfchußperfon aus der Kkaffe von Gemeindes 
gliedern, welcher fie angehörte und. für die fie in den Gemeinderath 
gewählt worden, austritt, fo hört fie auf, Mitglied des Gemeinde: 
raths zu fein. 

$. 50. Ob und melde Vergütung dem emeindevorfiande, 
deſſen Stellvertreter und den etwanigen Gemeinbdeälteften zu verwillis 
gen fei, hängt von der Entfchliefung des Gemeinderaths und Ge: 
nehmigung der Obrigkeit ab. Andere Gemeinderathsgkieder haben ihr 
Amt unentgeltlich zu verwalten. Jedenfalls aber werden unvermeid: 
Fihe baare Auslagen aus der Gemeindecaffe erfegt. 

8. 51. Mit dem Tage, an welhem die nach diefem Gefege 
zu wählende Gemeindebehörden in Wirkfamkeit treten, geben die von 
der Gemeinde etwa errichteten Syndicate auf den Gemeindevorftand 
über. Auch fommen gleichzeitig die auf Gemeindeverwaltung bezüg- 
kichen Dienftverrichtungen der Rocalgerichtsperfonen und anderen hierzu 
beftellt gewefenen Beamten, fowie die dafür etwa ausgefegten oder 
hergebrachten Gebührniffe, in Wegfall und ziwar ohne Unterfchied, ob 
diefe Functionen zeither auf perfönlicher Uebertragung beruhten, oder 
auf Grundftüden hafteten. 

8. 52. Zu Ertheilung rechtlicher oder technifcher Gutachten und 
Fertigung der dahin einfchlagenden Schriften ein für allemal beftimmte 
Conſulenten anzunehmen, ift ntcht erlaubt. Die Wahl eines Anwal: 
tes zu Führung einzelner rechtlicher Angelegenheiten und die Inſtrui— 
rung bdeffelben, fowie die Ernennung eines Sacverftändigen, gehört 
für den Gemeinderath; die Vollmacht des erfteren felbft aber wird 
vom Gemeindevorftande oder deſſen Stellvertreter allein ausgeftellt, 
und, wenn fie bei einer anderen Behörde, als der Gemeindeobrigkeit 
producirt werden foll, von der legteren beglaubigt. 

$. 53. Neben dem Gemeindeausfchuffe darf, außer den Wahl: 
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verſammlungen, keine Zuſammenberufung aller Gemeindeglieder zur 
Berathung und Beſchlußnahme über Gemeindeangelegenheiten ſtatt— 
finden. Eine hierauf gerichtete Anordnung des Gemeindevorſtandes, 
oder ein derartiger Beſchluß des Gemeinderaths iſt unguͤltig. 

$. 54. In Gemeinden, die nicht mehr als 25 anfaffige Mit— 
‚glieder zählen, kommt der $. 36. erwähnte Gemeinderath in Wegfall, 
und es tritt an deffen Stelle die Berfammlung aller flimmberechtigten 
Gemeindglieder, bei welcher folchenfall® auch die Unangefeffenen durch 
Abgeordnete ihres Mittels vertreten werden. Die Zahl der legteren 
ift nach den Örtlichen Verhältniffen zu beftimmen und darf in keinem 
Falle den vierten Theil der anfäffigen Gemeindeglieder überfteigen. 
Sie werden von den unangefeffenen Mitgliedern der Gemeinde felbft 
erwählt, und es treten hierbei die $$. 28, 29, 30, 43, 44, 45 
und 49 enthaltenen Beftimmungen, foweit fie auf diefen Fall anwend- 
bar find, ebenfalls ein. Die folchergeftalt zufammengefeste Ge: 
meindeverfammlung hat überall einen Gemeindevorftand und einen 
Gemeindeälteften zu wählen, und leidet übrigens hierauf Alles dasje— 
nige Anwendung, was vorfiehend $$. 38,39, 40, 41, 46, 47, 48, 
50, 51 und 52 verordnet worden ift. 





Abtheilung V. Bon dem Gemeindevermögen und beffen 
Verwaltung. 


$. 55. Unter dem Gemeindevermögen, im Sinne biefes Ge- 
ſetzes, ift nur dasjenige zu verftehen, welches der ganzen Ortsgemeinde 
eigenthuͤmlich zufteht, oder doc, in diefem Glauben von ihr befeffen 
wird. Es bleiben daher hiervon alle Gegenftände ausgefchloffen, an 
welchen einzelnen Perfonen oder Familien, milden Stiftungen, felbft: 
ftändig verbleibenden Gefellfchaften, oder befonderen Klaffen von Ge: 
meindegliedern, 3. B. den Angefeffenen überhaupt, oder gewiffen 
Grundftüdsbefigern, das Eigenthumsrecht zufteht, wenn fie auch nach 
dem zeitherigen Sprachgebrauche als Gemeindegut, oder ihre Beſitzer 
ald Gemeinde im engeren Sinne, Altgemeinde u. f. w. bezeichnet 
worden find. — Streitigkeiten darüber, ob ein Gegenftand zum Ge: 
meindevermögen. in obigem Sinne gehöre oder nicht, find im Rechte: 
wege zu erledigen, und bis dahin haben die WVerwaltungsbehörden 
lediglich den Befisftand zu berüdfichtigen. 

$. 56. Das Stammvermögen der Gemeinden ift, unbefchabet 
nüßlicher oder unnachtheiliger Veränderungen mit einzelnen Beftand: 
theilen, im Ganzen unvermindert zu erhalten, und die jedesmal 
lebenden Gemeindeglieder haben nur das Recht, die bei gefeglicher 
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Gebahrung zu beziehenden Nugungen zu gemeinfamen Zwecken zu 
verwenden. Befonders erworbene Rechte einzelner Perfonen oder 
Klaffen auf diefe Nutzungen bleiben vorbehalten, und etwanige Irrun— 
gen hierüber gehören ebenfalls in den Rechtsweg. — Auch hat es 
an Orten, wo nad) der zeitherigen Localverfaffung gemwiffe Gemeinde: 
nugungen unter die Gommunglieder zu vertheilen gemwefen- find, bier: 
bei fo lange zu bewenden, bis eine diesfalffige Aenderung befchloffen 
wird ($. 57 und 58.). — Nur in Fällen dringenden VBedürfniffes 
und mit Genehmigung der Regierungsbehörde kann ein Theil des 
Stammvermögens zum Beften der- Gemeinde verwendet werden. 

$. 57. Ob und unter welchen Vorausfegungen das unbewegliche 
Gemeindevermögen getheilt werden darf, ingleihen ob und nad) wel— 
chen Grundfägen eine Ablöfung der einzelnen Perfonen oder Klaffen 
daran ‚zuftehenden Nutzungs- oder anderen Rechte ftattfinden Eann, 
ift nad) den Vorfchriften des Gefeges über Ablöfungen und Gemein: 
heitstheilungen vom 17. März 1832 zu beurtheilen. 

$. 58. Denjenigen Befugniffen, welche zeither von allen Ge: 
meindegliedbern, als folchen, zu ihrem unmittelbaren Privatvortheile 
haben benugt werden dürfen, 3. B. Holzdeputaten u. f. w. kann durch 
Beſchluß des Gemeinderaths zum Beften der Gemeinde entfagt und 
es können biefelben auf gleiche Weife auf die Randgemeinde als folche 
übertragen werden. Beſteht ein folhes Befugniß in der Benugung 
eines Gemeindegrundftüds durch die einzelnen Gemeindeglieder, 3. B. 
Huthung, und würde ein Antrag auf Zheilung nad den Beſtim— 
mungen des Gefeges vom 17. März 1832 über Ablöfungen und Ge: 
meinheitstheilungen zur Folge haben, daß jedes theilnahmeberechtigte 
Gemeindeglied ein Stud ditfes Grundftüds eigenthuͤmlich zugefprochen 
erhiefte, fo muß der Ausführung des vom Gemeinderath gefaßten 
Beſchluſſes eine Bekanntmachung vorhergehen, durdy welche jedem 
beteiligten Gemeindegliede freigeftellt wird, ‚innerhalb einer gewiſſen 
Friſt auf Theilung des Grundſtuͤcks anzutragen. Einzelne Klaffen 
Eönnen ihren Benugungsrechten ebenfalls entfagen; es ift aber hierzu 
die UWebereinftimmung von wenigſtens zwei Drittheilen ERS 
Mitglieder der betreffenden Klaffe erforderlich. 

$. 59. Das Gemeindevermögen wird von dem Gemeindevor: 
ftande, nach den Befchlüffen des Gemeinderaths, verwaltet und beide 
find für Erhaltung und pfleglihe Benugung der Subſtanz fowie für 
gefegliche Verwendung der Nugungen verantwortlid. — Abgefonderte 
Verwaltung einzelner zu gemeinfamen Zweden beftimmter Fonds oder 
fonftiger Gegenftände findet nur dann flatt, wenn biefe Zivede von 
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denen des eigentlichen Gemeindehaushaltes verſchieden ſind, z. B. bei 
Armenverſorgungsanſtalten ꝛc. oder wenn privatrechtliche Gründe, wie 
die Beſtimmung einer Stiftung, es nöthig machen. 

8. 60. Hat eine Gemeinde Schulden, für deren Tilgung bes 
reits ein Plan befteht, fo ift diefer zu befolgen. Wo nod) fein be= 
flimmter Tilgungsplan vorhanden, ift ein folcher von dem Gemeinde 
rath, unter Genehmigung der Obrigkeit, feftzuftellen. — Bor erfolgter 
Zilgung der vorhandenen Schulden dürfen neue Schulden nicht con=. 
trahirt werden, ausgenommen a) wenn dadurch ältere Schulden von 
wenigftens gleichem Gapitalbetrage, die außerdem noch nicht zur Abe 
zahlung kommen würden, abgetragen werden follen, oder b) in außer: 
ordentlichen dringenden Fallen, und c) wenn dadurch ein bleibender 
Vortheil für die Gemeinde erreicht wird. — Sn allen diefen Fallen 
müffen aber zugleih die Mittel zur Rüdzahlung nad einem be: 
ſtimmten Plane feftgeitellt werden. 

$. 61. Die Gemeinderechnungen find jährlich dem Gemeinde: . 
rath abzulegen, der die vorläufige Prüfung derfelben einem oder 
einigen Gemeindeausfchußperfonen auftragen kann. Sedenfalls find fie, 
nebſt Belegen und den von vorgedachten Eraminatoren etwa gemachten 
Bemerkungen, vier Wochen lang an einem dazu beftimmten Orte 
zur Einfiht fämmtlicher Gemeindeglieder auszulegen und fodann in 
ber Gemeinderathsverfammlung ducchzugehen. Die Ausftellungen, die 
hierbei nicht zur Erledigung kommen, werden zur Entfcheidung ber 
Obrigkeit geſtellt. Wird die Rechnung richtig befunden, fo ift dies 
im Gemeindebuche zu bemerken, audy dem Rechnungsführer auf Ver: 
langen eine Abfchrift von diefem Eintrage auszuhändigen. 

$. 62. Zur Gültigkeit der Erwerbung, VBerpfandung und Ber: 
Außerung von Gemeindegrundftüden, forwie zur Aufnahme von Dar: 
lehnen, die über 100 Thaler betragen, ift die Genehmigung der 
Obrigkeit erforderlich und kann aus erheblichen Gründen verfagt mer: 
ben. Uebrigens kann die Obrigkeit, vermöge bes ihr zuftehenden Auf: 
fihtörechtes, jederzeit die Worlegung der Gemeinderechnungen ver: 
langen und die Abftellung etiwa bemerkter Mängel, nad) Bernehmung 
mit dem Gemeinderat, anzuordnen. Einer befonderen Defectur und 
Zuflification abgethaner Rechnungen hat fie jedoch nur auf ausdrüd: 
lihen Antrag der Betheiligten fich zu unterziehen. 

$. 63. Die Regierung kann das Gemeindevermögen auf feine 
MWeife, auh nicht im Falle der dringendften Noch, als Staatsgut 
behandeln, oder unter die unmittelbare Verwaltung der Staatsbehör: 
ben ziehen. — inftweilige, in Folge von Unterfuhungen, im Rechts: 
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wege oder auf angebrachte Befchwerden für nöthig befundene und von 
Stantswegen anzuordnende Sequejtrationen, ſowie andere auf eine 
bloße Beauffihtigung und pflegliche Benugung abzwedende Anord: 
nungen, find hierunter nicht begriffen. Namentlich bewendet es dies— 
falls bei den rüdjichtlih der Communwaldungen, ingleichen des Com: 
munberg= und Kohlenbaus, bereits beftehenden Vorſchriften. 


Abtheilung VI. Bon den Gemeinbeleiftungen. 


$. 64. Alle Gemeindeleiftungen find entweder a) perfönliche 
(Gemeindedienfte), oder b) andere Naturalleiftungen, oder e) Geldent: 
richtungen. — Welche von diefen verfchiedenen Arten von Gemeinde: 
leiflungen vorzugsweife zu benugen, und nach welhem Maßſtabe die— 
felben unter die einzelnen Gemeindeglieder oder deren Klaffen zu ver: 
theilen feien, ift zunaͤchſt nad der ſchon beftehenden Ortsverfaffung 
zu beurtheilen, in deren Ermangelung aber durch Befchluß des Ges 
meinderathg, unter Genehmigung der Drtsobrigfeit, feftzuftellen. — Auf 
gleihe Weiſe Bann auch ein ſchon beftehender Leiftungsfuß abgeändert 
und ein anderer eingeführt werden, wenn wenigflens zwei Drittheile 
der Gemeinderachsverfammlung dafür flimmen. 

8. 65. Kommt eine Bereinigung, deren Genehmigung unbe: 
denklich fällt, nicht zu Stande, fo ift bei Regulirung der Gemeinde: 
leiftungen von folgenden Grundfägen auszugehen: 1) wo Leiftungen 
zu gewiffen Zweden, die an fi) als Gemeindezwede zu betrachten 
find, zeither nur gewiffen Klaffen von Gemeindegliedern, oder Ein: 
zelnen, rechtlich obgelegen haben, da hat es auch fernerhin bei diefer 
Berpflihtung zu bewenden. 2) Alle Leiſtungen, die nur den Vortheil 
einzelner Klajfen oder mehrerer derfelben beziweden, find von diefen 
allein zu beftreiten. 3) Soviel thunlich find die Bedürfniffe der Land: 
gemeinden, wenn die regelmäßigen Einkünfte derfelben dazu nicht aus: 
reihen, durch Gemeindedienfte zu beftreiten und nur, wenn hierdurch 
ber Zwed gar nicht oder nicht befriedigend erreicht- werden kann, iſt 
zu anderen Naturalleiftungen oder Geldentrihtungen zu verfchreiten. 
4) Spanndienfte können nur von denen verlangt werden, die ihrer 
Grundftüde halber Gefpann halten müffen, und find nad Verhaͤltniß 
ber Ddiesfalls vorhandenen Züge, wobei zwei Ochfen einem Pferde 
gleich gerechnet werden, zu vertheilen. 5) Handdienſte werden 
von den Haͤuslern und den unangefeffenen Gemeindegliedern allein 
verrichtet. 6) Naturalabentrichtungen Eönnen nur ausnahmsweife, 
wenn bejondere Zwede fie erheifchen, und blos rüdfichtlich folcher 
Gegenftände verlangt werden, die den Gemeindegliedern zuwachfen oder 
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in ihren Landwirthfchaften erzeugt werden. Sie find ſolchenfalls nach 
Berhältniß des Grundbefiges zu vertheilen. Te Geldanlagen find theils 
nad dem Grundbefige, unter Beruͤckſichtigung der verfchiedenen Klaffen, 
theils nach der Kopfjahl der Gemeindeglieder, zu vertheilen. 8) Bei 
allen auf das Grundeigenthum zu legenden Leiftungen ift nur das— 
jenige unbewegliche Vermögen zu berüdfichtigen, was im Gemeinde: 
bezirke liegt. — Das Nähere ift nad) den örtlihen Verhältniffen zu 
reguliren und Eönnen dabei nicht nur Abänderungen der vorftehenden 
Grundfäge vorgenommen, fondern feldft ganz neue, von ben legteren 
völlig abweichende Beftimmungen aufgeftellt werden. 

$. 66. Alle Gemeindedienfte find unentgeltlid zu verrichten, 
und nur die nöthigen baaren Auslagen, wozu jedoch bei Spanndien- 
ften der Aufwand für Zehrung und Futter nicht zu rechnen ift, wer— 
den auf Berlangen aus der Gemeindecaffe erfegt. — Inwieweit bei 
anderen Naturalleiftungen eine Vergütung ſtattfindet, hängt von ber 
jedesmaligen befonderen Beftimmung ab. — Xrbeiten, welche eine 
wiſſenſchaftliche, kunſt- oder handwerksmaͤßige Kenntniß vorausfegen, 
können als Gemeindedienfte nicht gefordert und müffen daher dem— 
jenigen, ber fie für die Gemeinde übernimmt, von diefer vergütet werden. 

8. 67. Stellvertreter find bei allen Gemeindedienjten,, die nicht 
zu den Gemeindeämtern gehören, zulaͤſſig; fie müffen aber vollkom— 
men tüchtig fein. 

$. 68. Die Vertheilung der Gemeinbdeleiftungen nad dem feft: 
gefegten Maßftabe und die Beſtimmung der dabei zu beobachtenden 
Reihenfolge gehört für den Gemeinderach, die Anfage der hiernach 
von dem Einzelnen zu überteagenden Leiſtung aber für den Vorftand. — 
Bei Verweigerung oder Nichtleiftung folcher Dienfte, die duch Stell= 
vertreter verrichtet werden können, hat der Gemeindevorftand für ge: 
eignete Stellvertreter, wenn fie gegen Bezahlung zu erlangen find, 
zu forgen und ben diesfallfigen Aufivand aus der Gemeindecaffe vor: 
fhußweife zu beflreiten. — Wegen Einbringung deffelben und der 
in Rüdftand gelaffenen Natural: und Geldentrichtungen von dem 
Säumigen ift die Obrigkeit anzugehen und von diefer das Meitere, 
da nöthig mittelft Nequifition der Gerichtsbehörde, einzuleiten. 

8. 69. Vom Zage der Bekanntmachung diefes Gefeges an Eön- 
nen bleibende Befreiungen von Gemeindeleiftungen , welcher Art fie 
aud fein mögen, feldft mit Einwilligung des Gemeinderaths, nicht 
mehr erworben werden (fiehe jedoch $. 72.). Namentlich fol eine 
Verjährung zum Erwerbe dinglicher Befreiungen vom gedachten Zeit: 
punkte an weder anfangen, noch zu laufen fortfahren. 
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$. 70. Die bisherigen perfönlichen Befreiungen von dergleichen 
Leitungen werden hiermit aufgehoben, und zwar ohne Unterfchied der 
Art ihrer Entftehung. — Ausgenommen von den perfönlichen Ge: 
meindeleiftungen bleiben jedoch die Geiftlihen und Schullehrer, da— 
fern fie nicht in der Gemeinde angefeffen find, fowie, unter gleicher 
Borausfegung, die verabfchiedeten Militärperfonen hinfichtlich aller der: 
jenigen Gemeinbeleiftungen, von welchen denfelben nad) den gefeglichen 
BVorfriften eine Befreiung zukommt. 

$. 71. Dingliche Befreiungen, die nicht zu den $. 72 ausge: 
nommenen gehören, erlöfhen mit Ablauf dreier Jahre von Bekannt: 
machung diefes Gefeges an, wenn fie nicht binnen dieſer Friſt bei 
der Gemeindeobrigkeit, unter Angabe der Erwerbsmittel und Bei: 
bringung oder Nachweiſung der etwa vorhandenen hierauf bezüglichen 
Urkunden, angemeldet worden find. — Werden ſolche Befreiungen 
gegründet befunden, fo Eönnen fie von der Gemeinde jederzeit, auch 
wider den Willen des Grundftüdsbefigers, abgelöft werden. 

$. 72. Ohne einen befonderen Erwerbstitel ſteht Eünftig eine 
dingliche Befreiung nur nod zu: 1) den im Eigenthum der ganzen 
Landgemeinde oder in ihrer alleinigen Benugung befindlichen Grund: 
ftüden, und 2) den Smmobilien der Staatsanftalten und öffentlichen 
milden Stiftungen, ben Begräbnißplägen, Kirchen und öffentlichen 
Schulgebaͤuden, den Pfarr: und Schullehngrundftüden, infoweit der: 
gleichen Immobilien bei Bekanntmachung diefes Gefeges fchon vor: 
handen gewefen und zeither nicht fehon zu den Gemeinbeleiftungen 
gezogen worden find. — Ob und inwieweit Gerichtshäufer, Gefäng- 
niffe, Dienftwohnungen der Gerichtsverwalter, der Kirchen-, Schul: 
und Gerichtsdiener , oder anderer Öffentlichen Beamten, eine Befreiung 
von Gemeindeleiftungen. genießen, hängt theils davon, mas deshalb 
jeden Orts zeither fhon beftanden hat, theils von der, nad) Befinden, 
zu treffenden Vereinigung ab. — Künftige Erwerbungen: des Staates, 
der Gerichtsherrfchaften, milden. Stiftungen, Kirchen: und Schulge: 
meinden, follen dergleichen Neulbefreiungen niemals genießen. Auch 
erlöfchen. die vorftehend bemerkten Befreiungen jedenfalls dann, wenn 
in Anfehung des Eigenthumrechtes oder des Gebrauches der fraglichen 
Immobilien eine folhe Veränderung vorgeht, nach welcher fie nicht 
mehr unter eine der obgebachten Klaffen: gehören. 

$. 73. Unfer Minifterium des Innern ift mit Vollziehung ge: 
genwärtigen Gefeges beauftragt und zu Erlaffung der zu deſſen Aus: 
führung nöthigen Verordnungen ermächtigt, wird aud den Zeitpunkt 
beftimmen, von wo an bdaffelbe in Wirkfamkeit tritt. 
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Urkundlich haben Wir dieſes Geſetz eigenhaͤndig vollzogen und 
Unſer koͤnigliches Inſiegel beidrucken laſſen. 
Gegeben zu Dresden, am 7. November 1838. 
Friedrich Auguſt. 
(L. S) Eduard Gottlob Noſtiz und Jaͤnckendorf. 


Hanuover. 


Fandesverfaſſungsgeſetz für das Königreich Hannover 
vom 6. Auguſt 1840. 


Capitel. 3. Bon ben Gemeinden und Körperfhaften. 


$. 45. Jeder Landeseinwohner, jedes Grundftüd und jedes Haus 
muß in Beziehung auf die öffentlichen Verhaltniffe einer Gemeinde 
oder einem Verbande mehrerer Gemeinden, oder aber einem für ſich 
beftehenden bebaueten Domanial- oder fonftigen Gute angehören. — 
Größere unbebauete Grundbefigungen, deren Vereinigung mit Gemein: 
den, Gemeindeverbänden oder Gütern nach ihrer Belegenheit unzwed: 
mäßig ift, Eönnen von der oberen Verwaltungsbehörde von diefer Be: 
flimmung ausgenommen werden. 

$. 46. Die in Folge polizeiliher Einrichtungen erforderlichen 
Ausgaben und Leiftungen find fowohl die Gemeinden, als aud) die 
für ſich beftehenden Domainen und Güter und unbebaueten Grund: 
befigungen zu tragen verpflichtet, foweit foldye nicht Dritten, vermöge 
Gefeges, Herkommens oder Vertrages obliegen. j 

8. 47. Jedes Mitglied einer Gemeinde ſowie jedes zu folcher 
gehörige Haus oder Grundftüd muß zu den aus den öffentlichen Verhaͤlt— 
niffen der Gemeinde entfpringenden Laſten verhältnißmäßig beitragen. — 
Wenn ein Anſchluß von Domainen, Gütern, Häufern oder fonftigen 
Befigungen an eine Gemeinde oder an einen Gemeindeverband flatt: 
findet, fo koͤnnen gegenfeitig, ohne vorgängige Vereinbarung unter 
den Betheiligten über Ausgleichung oder Entfhädigung, Feine Laften 
übertragen werden, welche lediglich zur Erfüllung früherer aus der 
Zeit vor der Vereinigung herrührenden Verbindlichkeiten dienen. Da: 
gegen haben die Hinzutretenden zu den übrigen Laſten der Gemeinde, 
foweit diefe aus deren öffentlihen Verhältniffen entfpringen, verhält: 
nißmäßig beizutragen. 
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$. 48. In den privatrechtlichen Verhäftniffen der einzelnen zu 
einem Gemeindeverbande bereits gehörenden oder in benfelben Eünftig 
aufzunehmenden Mitglieder, Güter und Grundftüde, wird an fich 
durch die Beflimmungen der vorftehenden Paragraphen nichts verändert. 

$. 49. Die neue Erwerbung einer Eremtion von Gemeinde: 
Laften iſt unſtatthaft. — Was die beftehenden Eremtionen von Ge: 
meinbdelaften anlangt, fo follen a) Realeremtionen auf Antrag der 
Gemeinden, und zwar foweit fie rechtlich begründet find, nur gegen 
vorgängige Entfchädigung aufgehoben werden. Nur allein die Eönig: 
lihen und ftandesherrlihen Schloͤſſer und Gärten bleiben unbedingt, 
die Grundflüde der Kirchen, Pfarren, Pfarrwitiventhümer, Schulen 
und milden Stiftungen aber bis zu weiterer gefeglicher Beftimmung 
in der rechtlich beftehenden Ausdehnung von der Goncurrenz zu Ge: 
meindelaften befreiet. b) Perfönliche Befreiungen von Gemeindelaften 
follen nicht ferner flattfinden, jedoch bleibt die gefegliche Beftimmung 
der Fälle, in welchen ausnahmsweiſe ein perfönliches Recht auf Bes 
freiung von Gemeindelaften beizubehalten fein möchte, vorbehalten. Wis 
zur Erlaffung diefer Gefege bleiben die bisherigen Grundfäge in Kraft. 

$. 50. Haben Einzelne fowohl im Falle des Anfchluffes ihrer 
bisher nicht zur Gemeinde gehörenden Beſitzungen, als auch bei Auf: 
hebung der NRealeremtionen in der Gemeinde allein oder vorzugsweife 
Ausgaben und Laften für die öffentlichen Zwecke oder für die Beduͤrf— 
niffe einer Gemeinde getragen, fo fol auf der Erſteren Antrag, den: 
felben eine fold;e Ausgabe oder Laft verhältnifmäfßig gegen eine von 
ihnen zu leiftende Entfchädigung abgenommen oder bei Uebernahme 
anderer Gemeindelaften angerechnet werden. 

$. 51. Die Befiger derjenigen ‚bisher eremten Güter und Höfe, 
welche entweder durch Anfchluß ihrer Befigung in eine Gemeinde neu 
eintreten oder deren rechtlich begründete Eremtion von Gemeindelaften 
aufgehoben wird, follen befugt fein, die ihnen dadurch zufallenden 
NMaturaldienfte und Leiftungen durch billige der Gemeinde dafür zu 
leiftende Geldvergütungen zu reluiren, infofern nicht dringende Gefahr 
im Berzuge ift, oder nicht Laften in Frage kommen, welche von den 
Sintretenden fchon vorher in natura zu tragen waren. 

$. 52. Denjenigen, welche duch den Anfchluß an eine Ge: 
meinde oder durch Aufhebung von Eremtionen in die Laften der Ge: 
meinde mit eintreten, foll ein ihrer Goncurrenz zu dieſen Laften, 
ihrem Intereſſe an den Gemeindeangelegenheiten und ihren Verhaͤlt— 
niffen zu anderen Mitgliedern der Gemeinde entfprechendes Stimm: 
echt beigelegt werden. Auch follen die Befiger ganzer Güter befugt 


126 Hannover. 


fein, ſolches durch Bevollmächtigte auszuüben. — Die ettvaige Be: 
fugniß anderer Gemeindemitglieder, insbefondere der Befiger der oben 
erwähnten Güter in ihrer Eigenfhaft als Befiger pflichtiger Befigun: 
gen, das Stimmredt in der Gemeinde durch Bevollmaͤchtigte ausüben 
zu laffen, wird durch die vorftehenden Beftimmungen nicht verändert. 

$. 93. Keine Gemeinde kann mit Ausgaben oder Leiſtungen 
befchwert werden, wozu fie nicht durch Necht oder Gefeß verbunden 
ift. — Daffelbe gilt von mehreren in einem Verbande ftehenden 
Gemeinden. 

$. 54. Zur Bildung einer Gemeinde, wie überhaupt einer jeden 
Corporation, wenn diefe auch nicht von der Megierung ausgeht, ges 
hört die Genehmigung der zuftändigen oberen Verwaltungsbehörde. 
Ohne diefe kann auch eine beftehende Gemeinde ihren Gemeindever: 
band weder durch Aufnahme anderer Gemeinden erweitern, noch durch 
Bildung neuer Gemeinden verändern, noc ihre Gemeindeverfaffung 
eigenmaͤchtig abändern. 

$. 55. Die Zulaffung neuer Mitglieder in eine Gemeinde kann 
gegen den Willen der Legteren nur aus einem in den beftehenden ober 
noch zu erlaffendeu Gefegen beftimmten Grunde flattfinden. Bei Be: 
fegung von Anz und Abbauern, melde der Gemeinde bereits anges 
hören, in welcher fie bauen wollen, iſt die Gemeinde jedesmal mit 
ihren etwaigen Einwendungen zu hören. 

$. 56. Den Gemeinden und den Verbänden mehrerer Gemein: 
den fteht das Recht zu, ihr Vermögen felbft zu verwalten. — Die 
Dberaufficht der Verwaltungsbehörde über diefe Wermögensverwaltung, 
fowie über die Vertheilung und Verwendung der Gemeindeabgaben 
und Reiftungen darf fich nicht weiter erftreden, als dahin, daß das 
Vermögen erhalten, deffen Einkünfte. ihrer Beftimmung und dem 
Beften der Gemeinde gemäß verwandt und bei Anordnung und 
Vertheilung der Gemeindeabgaben angemeffene, aud die Rechte der 
übrigen Landeseinwohner und das allgemeine Wohl nicht verlegende 
Srundfäge befolgt werden. Auch fteht der VBerwaltungsbehörde die 
Entfcheidung von Beſchwerden zu, welche gegen die Gemeindevermwal: 
tung erhoben werden möchten. — Die Einführung neuer oder die 
Abänderung beftehender Beitragsverbältniffe in Beziehung auf Ab: 
gaben und Leiftungen der Gemeinden oder Gemeindeverbände, Eann, 
unter Beobachtung der darunter beftehenden Rechtsgrundfäge, durd) 
Gemeindebefchluß, jedoch nur unter Beftätigung ber oberen Verwal: 
tungsbehörde gefchehen. 

$. 57. Die DVerbindlichkeiten der Gemeinden fowie überhaupt 
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alfer Gorporationen verpflichten die Regierung nicht. Das Vermögen 
und Einkommen derfelben und ihrer Anftalten darf nie als Staatsver— 
mögen behandeltund nicht mit den Staatseinnahmen vereinigt werden. 
$. 58. Die ftädtifchen Obrigkeiten und deren Mitglieder, wie 
auch die Beamten der Landgemeinden find zur Verwaltung der Ge: 
meindefachen, fowie zur Beforgung der ihnen durch Gefeg, Verfaffung 
oder Herkommen oder von den höheren Behörden übertragenen Landes— 
angelegenheiten in ihrer Gemeinde verpflidhtet. In Fällen, wo ein 
Gemeindebeamter die Erfüllung diefer Verpflichtungen vermöge feiner 
Eigenfhaft als Gemeindebeamter ablehnen zu koͤnnen vermeint, ent: 
fcheidet hierüber die Regierung. | 
$. 59. Die Berfaffung und Verwaltung der Städte wird, nad) 
vorgängiger Verhandlung mit denfelben, durch zu verfündigende, vom 
Könige zu vollziehende Urkunden oder Meglements nach folgenden 
Grundfägen geordnet werden: 1) die Bürgerfihaften ernennen durch 
freie Wahl ihre Vertreter, jedoch nicht auf deren Lebenszeit; 2) die 
Städte haben das Recht, ihre Magiſtrate und übrigen Gemeindebe: 
amte felbft zu erwählen. An den Wahlen nehmen die Bürgerfchaften 
mit den Magiftraten, erflere durd ihre Vertreter, Theil. Die höhere 
Beftätigung ift nur bei den Wahlen der flimmführenden Mitglieder 
des Magiſtrates und des Stadtgerichtes, fowie bei dem Stadtredh: 
nungsführer erforderlich. — Uebrigens follen hierunter etwaige nähere 
Beſtimmungen, theild über ein fernes Aufrüden der einmal Ange: 
ftellten, theils über die Präfentation mehrerer Perfonen zur Auswahl 
der Megierung nicht ausgefchloffen werden. 3) Die Vertreter der 
Bürgerfchaft nehmen menigftens an allen Angelegenheiten Antheil, 
welche das Vermögen ber Stadt, deren Nechte und Gerechtigkeiten, 
wie auch deren DVerbindlichkeiten betreffen, namentlich an der Veran: 
lagung und Vertheilung neuer und der ubermaligen Prüfung beftehen- 
der Gemeindeabgaben, Laften und Leiftungen. 4) Ihrer Controle ift 
die Verwaltung des ſtaͤdtiſchen Vermögens und die Nechnungsablage 
über diefelbe unterworfen. 5) Gemeinfchaftliche oder übereinftimmende 
Befchlüffe des Magiftrates und der Vertreter der Bürger,chaft über 
die Verwendung der laufenden Einnahme aus dem Gemeindevermögen 
bedürfen in der Regel der höheren Beftätigung nicht. — Indeß muf 
der Magiftrat im Anfange eines jeden Nechnungsjahres einen von 
den Bertretern der Bürgerfchaft genehmigten der ftadtifchen Verwal: 
tung als Vorſchrift dienenden Haushaltsplan, und nad Ablauf des 
Rechnungsjahres einen Auszug aus den von den Vertretern geprüften 
und von dem Magiftrate abgenommenen ftädtifhen Rechnungen der 
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Bürgerfchaft befannt machen und der die Oberaufficht führenden Ne: 
gierungsbehörde einfenden. — Auch hat die obere Verwaltungsbe— 
hörde alljährlid eine Superrevifion der Nechnungen vorzunehmen. 
Ueber die aus dieſer Superrevifion hbervorgehenden monita bat der 
Magifteat unter Zuziehung der Vertreter mit den Nechnungsführern 
zu verhandeln, die alsdann verbleibenden Differenzen entfcheidet die 
obere Verwaltungsbehörde. 6) Die Regierung kann unter den Mit: 
gliedern der Magiftrate die Perfon beflimmen, welche die flädtifche 
Polizei beforgen fol. Auch Eann fie, wo befondere Umſtaͤnde folches 
erforderlich machen, eine eigene Polizeibehörde anordnen. Die dadurch 
verurfachten außerordentlihen Koften trägt die Regierung. Aber auch 
in diefem Falfe foll den Magiftraten die Beforgung deffen verbleiben, 
was die Gemwerbeverhältniffe, die Einrichtung, Verwaltung und Be: 
anffihtigung der ftädtifchen Güter und Anftalten, und der für ge— 
meinfame ftädtifche Zwede beftimmten Privatanftalten zum Gegenftande 
hat. — Schon beftehende Verfaffungsurkunden einzelner Städte wer: 
den bei Revidirung derfelben, unter Beruͤckſichtigung der Localverhaͤlt— 
niffe, fowie unter Zuziehung von Bertretern der Bürgerfchaft mit den 
vorftehenden Grundfägen in Uebereinftimmung gebracht werden. — 
Diefe Grundfäge find gleichfalls bei Feflfegung der Verfaffung der 
Fleden, jedoch unter den durch die Verhältniffe gebotenen Befchrän: 
fungen und Ausnahmen, zur Anwendung zu bringen. 

$. 60. Den Landgemeinden fteht unter Aufficht der Verwal: 
tungsbehörden die eigene Verwaltung ihres Vermögens und die Regu— 
lirung der ihnen obliegenden Gemeindeabgaben und Leitungen zu. — 
Es follen die Landgemeinden in der Negel das Recht haben, ihre 
Gemeindebeamte mit Borbehalt obrigkeitlicher Beftätigung zu wählen. 
Ausnahmen von diefer Negel finden auf den Grund vorhandener Bes 
rechtigungen ſtatt; fie können aber audy wegen befonderer Verhättniffe 
in den Gemeinden beftehen. 

$. 61. Die behuf Einrichtung der Landgemeinden zu erlaffenden 
gefeglihen Beftimmungen, infoweit e8 deren bedarf, find im Wege 
der Provinzialgefeßgebung zu treffen. 

$. 62. Den in den verfchiedenen Provinzen beftehenden ritter- 
fhaftlichen Gorporationen verbleiben ihre flatutenmäßigen Rechte. — 
Den Kitterfchaften fteht die Befugniß zu, ihre Statuten mit Eönig: 
liher Genehmigung abzuandern oder neue Statuten einzuführen. Auch 
find diefelben insbefondere befugt, mit Eöniglicher Genehmigung Ver: 
eine zur Erhaltung ihrer Güter zu errichten. 


SB urttemberg. 


Verwaltungsedict für die Gemeinden, Oberämter nnd 
| Stiftungen. 


Withelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Württemberg. In Ge: 
maßheit dev mit Unferen getreuen Ständen getroffenen Verabſchiedung 
verfuͤgen und verordnen Wir auf den Grund des Abſchiedes vom 
30. Juni 1821. (Staats- und Regierungsblatt von 1821. S. 469 ff.), 
wie folge. — Un die Stelle der drei erften organifchen Edicte vom 
31. December 1818, die Gemeindeverfaffung , die Oberamtsverfaffung 
und die Verwaltung der Stiftungen betreffend, tritt das nachſtehende 
Verwaltungsedict fuͤr die Gemeinden, Oberaͤmter und Stiftungen, 
welches Wir hiermit zur allgemeinen Nachachtung bekannt machen. 


Capitel J. Von der Verwaltung der Gemeinden. 


Bildung ber Gemeinden, 

$. 1. Jede Stadt, jeder Marktfleden und jedes Dorf bilder 
eine für fich beftehende Gemeinde. — inzelne Weiler und Höfe 
haben fih an die Gemeinde des nächftgelegenen Ortes anzufchließen, 
oder, wo ſolches ihre Lage erheifcht und geftattet, unter fih zu einer 
eigenen Gemeinde zu verbinden. — Jede neu zu bildende Gemeinde 
foll mwenigftens 100 Familien oder 500 Einwohner umfaffen; aus be: 
fonderen Kocalrüdfichten kann jedoch eine Ausnahme von diefer Regel 
nachgefuht und duch die Regierung des Kreifes bewilligt werden. — 
Die näheren Bedingungen Ddiefer Vereinigung find, foweit fie dem 
gegenwärtigen Edicte nicht zuwider laufen, nad) gütlicher Ueberein: 
Eunft der Betheiligten feflzufegen. 


Eintheilung der Gemeinden, 

$. 2. Die Gemeinden werden nad) Derfchiedenheit ihrer Größe 
in drei Klaffen getheilt, deren erfte die Städte von mehr als 5000 Ein: 
wohnern, bie zweite die Gemeinden von mehr als 1000 Einwohnern, 
endlich die dritte alle übrigen Gemeinden begreift. — Die befonde= 
ven Nechte jeder einzelnen Klaffe find in gegenwärtigem Edicte (88. 12. 
15. 16. 66.) feftgefest; die übrigen Beſtimmungen beffelben find 
ſaͤmmtlichen Klaffen gemein. 

Rehteder Gemeinden, 
$. 3. Der Gemeindeverband erftredtt ſich auf alle nicht gefeglich 


davon ausgenommenen innerhalb der Gemeindemarkung befindlichen 
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Perfonen und Sachen. — Jede Gemeinde hat das Recht, alle auf 
diefen Gemeindeverband ſich beziehende Angelegenheiten zu beforgen, 
ihr Gemeindevermögen felbftftändig zu verwalten, und die Drtspolizei 
im Umfange des Ortes und feiner Markung nad) den beftchenden Ge: 
fegen zu handhaben. 
Gemeinderath. 
8. 4. Die wirklihe Ausübung diefer Nechte oder die Verwal: 


tung der Gemeinde vertraut fie einem Gemeinderath (in den Städten 
Stadtrath genannt), welcher mit Einfchluß des Vorftandes aus 7 bis 


21 Mitgliedern befteht. — ine Abänderung der für jede einzelne 
Gemeinde einmal feftgefesten Zahl der Mitglieder kann nur mit Ge: 
nehmigung der Negierung des Kreifes gefchehen. — Auch die ein 


zelnen Mitglieder des Gemeinderaths werden beziehungsweije Stadt: 
räthe und Gemeinderäthe genannt. 


Wahl der Mitglieder bes Gemeinderath®,. 


8. 5. Die Mitglieder des Gemeinderaths werden duch Die 
Bürgerfhaft aus ihrer Mitte nach der Stimmenmehrheit gewählt. — 
Diefe Wahl gefchieht unter der Leitung des erften Drtsvorfteherg, 
vorbehaltlih der dem Dberamtmanne zuftehenden Befugniß, dieſer 
Wahlhandlung, unter den im $. 38. ausgedrüdten VBorausfegungen, 
anzuwohnen. — Die Stimmen werden duch den Rathſchreiber 
aufgezeichnet; die Zählung bderfelben gefchieht unter Zuziehung des 
älteften Gemeinderaths und des Obmannes des Bürgerausfchuffes. 

Wählbarkeit. 

8. 6. Jeder Bürger iſt als ſolcher verpflichtet, die auf ihn ge: 
fallene Wahl wenigftens für die nädjften 2 Jahre anzunehmen. — 
Auch Beifiger können gewählt werden, unter der Bedingung jedoch, 
daß fie vor dem Antritte der Stelle das wirkliche Bürgerrecht erwer: 
ben. — Ausgefchloffen find von der Wählbarkeit die Minderjährigen, 
Verſchwender, Gantleute, Criminalverbrecher und alle diejenigen Bür: 
ger, welche mit dem Vorftande oder einem anderen Mitgliede des 
Stadt: oder Gemeinderaths im erften oder zweiten Grade (nad) bür: 
gerlicher Berechnungsmweife) verwandt oder verfchwägert find. — Nach 
diefer Beſtimmung Eönnen Vater und Sohn, Sciviegervater und 
Zochtermann, Großvater und Enkel, Großfchwiegervater und Enkel: 
mann, Brüder und Schwäger nicht neben einander im Gemeinderath 
figen, wohl aber die Ehemänner zweier und mehrerer Schweftern und 
alle entfernteren Verwandten. 
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Entlaßbarkeit. 
$. 7. Je nach Verfluß von 2 Jahren (von der Wahl eines 
Mitgliedes an zu rechnen) wird zur abermaligen Wahl gefchritten. 
Wird hierbei dafjelbe Mitglied zum zweiten Mal gewählt, fo ift es 
von dort an als auf Lebensdauer gewählt zu betrachten und Eann 
nur nach Maßgabe der beftehenden Gefege von feiner Stelle wieder 
entfernt werden. 
Perfönlihe Rechte, 
$. 8. Die Mitglieder der Stadt: und Gemeinderäthe genießen 
als folche Eeinen Gehalt, wohl aber die Perfonalfreiheit, die herfömm: 
lichen Chrenvorzüge und für einzelne Verrichtungen die gefeglichen 
und rechtmäßig hergebrachten Gebühren. 


Hflihten des Gemeinderathe, 
$. 9. Dem Gemeinderath liegt e8 ob, die Rechte der Gemeinde 
vor den Staatsbehörden zu vertreten, gegen Mißbraͤuche im Inneren, 
und gegen Eingriffe von Außen zu wahren, im Namen der Gemeinde 
ſich zu berathen, zu befchließen, zu fprechen und zu handeln. 


Gemeinbevorfteher, 

$. 10. Jede Gemeinde hat einen erften Vorfteher, der den 
Vorſitz im Gemeinderath führe und beziehungsweife Stadtſchultheiß 
und Schultheiß genannt wird. 

Wahl des Gemeinbevorftehers, 

$. 11. Zu der Stelle des Gemeindevorftehers werben durch die 
Mahl der Gemeinde drei Gandidaten in Vorſchlag gebraht. — Es 
kann zu dieſem Amte jeder gewählt werden, der zum Mitgliede des 
Gemeinderaths wählbar ift ($. 6.); nur bleiben diejenigen Bürger, 
welche das Wirthfchaftsgewerbe treiben, auch fernerhin ausgefchloffen. — 
Zur Gültigkeit der Wahl wird erfordert, daß mwenigftens zwei Dritt: 
theile ſaͤmmtlicher Stimmberechtigten bei derfelben erſchienen feien und 
ihre Stimmen abgegeben haben. — Die Leitung der Wahlhandlung 
gefchieht duch den Dberamtmann. 


Ernennung. 

8. 12. Unter der Vorausfegung, daß die Vorgeſchlagenen bie 
gefeslichen Eigenfchaften haben, wird einer derfelben, — in den Ge: 
meinden erfter Klaffe duch Uns felbft, auf den Vortrag Unferes 
Minifteriums des Innern, in den übrigen Gemeinden duch die 
Kreisregierung — zum Ortsvorfteher ernannt. — Im Falle einer 
der Vorgeſchlagenen zwei Dritttheile aller abgelegten Stimmen. auf 
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fi vereinigt, wird diefem immer der Vorzug vor den Übrigen ge: 
geben. — Die Ernennung gefhieht auf Lebenszeit. In Abſicht auf 
Entfernung vom Amte find die Drtsvorfteher nach den gefegmäßigen 
Beftimmungen zu behandeln. — Iſt der Ernannte nidyt zuvor ſchon 
Bürger der Gemeinde, weldhe ihn zu ihrem Vorſteher in Vorſchlag 
gebracht hat, fo erlangt er hierduch das Ortsbuͤrgerrecht ohne wei: 
tere Nachfuhung deffelden, jedoch unter Vorbehalt der von ihm zu 
entrichtenden Bürgerannahmegebühren. 
Gehalt. 

$. 13. Der Ortsvorfteher erhält aus der Gemeindecaffe eine 
den Kräften berfelben und dem Umfange feiner Gefchäfte angemeffene 
Befoldung, wogegen er alle und jede Dienflverrichtungen in Gemeinde: 
fachen ohne weitere Anrechnung zu beforgen hat. Bei auswärtigen 
Verrichtungen erhält er die gefegliche Entſchaͤdigung. 

Amtöobliegenheiten bes Ortsvorftehers. 

$. 14. Dem Ortsvorfleher liegt e8 ob, die öffentliche Drdnung, 
Ruhe und Sicherheit zu erhalten, die Ortspolizei im Namen der Ge: 
meinde, die Landespolizei im Namen und aus beftindigem Auftrage 
der Regierung zu handhaben, die Gefege und die in Gemäßheit der: 
felben von den Staatsbehörden getroffenen Anordnungen zu verkünden, 
zu vollziehen und durch Andere vollziehen zu laffen, für Aufrechthal: 
tung der Gefege, der Religion und guter Sitten zu forgen, ber 
Armen und Nothleidenden fih anzunehmen, Hilfsbedürftige zu be: 
rathen, gegen Unrecht und Gewalt zu fhüsen, das Wohl der Ge: 
meinde und ihrer einzelnen Glieder nad beftem Wiffen und Gemwiffen 
zu fördern, die Verwaltung des Gemeindevermögens zu leiten, bie 
Rechner und übrigen Officianten zur Erfüllung ihrer Pflichten anzu: 
halten, Mißbraͤuche und Unordnungen aller Art zu verbüten, zu ent: 
decken und zur Rüge zu bringen. — Im Falle der Abwefenheit hat, 
wofern nicht dur den Drtsvorfteher oder die höhere Behörde eine 
andere Amtsverweferei beftellt it, das aͤlteſte anwefende Mitglied 
des Gemeinderaths feine Stelle zu vertreten. 


Strafgewalt bes Drtsvorftehers, 
$. 15. Jeder Drtsvorfteher ift ermächtigt, den Ungehoriam- fei: 
ner Untergebenen, oder andere Polizeivergehungen mit einer Geld: 
oder Gefängnißftrafe zu ahnden, welche fich jedoch bei dem Gemeinde: 
vorfteher dritter Klaffe nicht über zwei Neichsthaler oder vier und 
zwanzigſtuͤndiges Gefängniß, in Gemeinden zweiter Klaffe nicht über 
drei NReichsthaler oder ſechs und dreißigftundiges Gefängniß, und bei 
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dem Drtsvorftande erfter Klaffe nicht über vier MReichsthaler oder zwei: 
mal vier und zwanzigftündige Einthürmung erftreden darf. — An: 
dere und namentlich befchimpfende Strafen ift fein Ortsvorſteher zu 
erkennen berechtigt. — Auch kann die Gefängnißftrafe nur auf eine 
der Gefundheit des Verhafteten unfhädliche Weife vollzogen werden. — 
Glaubt der Geftrafte ſich durch die ihm zuerfannte Strafe befchwert, 
fo fteht ihm die Berufung (der Recurs) an das Oberamt nad Maß— 
gabe ber gefeglichen Beftimmungen offen. — Uebrigens darf ein 
Drtsvorfteher gegen Mitglieder des Gemeinderaths, mit Einfluß des 
Rathsſchreibers, nur auf Geldftrafen erkennen. 


Behandlung höherer Straffälle, 

$. 16. Größere Vergehungen, insbefondere aber die Waid- und 
MWalderceffe, hat der Drtsvorfteher vor den Gemeinderath zu ziehen, 
welcher unter denfelben Beſtimmungen bis auf das Doppelte der obigen 
Strafmaße zu erkennen befugt iſt — Solche VBergehungen endlich, 
welche auch diefes gedoppelte Strafmaß überfteigen, oder ihrer Natur 
nah nur zum Erkenntniß der Staatsbehörden geeignet find (z. B. 
Uebertretungen ber Finanzgefege, des MWaldverbotes u. dgl.), hat ber 
Drtsvorfteher der geeigneten höheren Behörde zur weiteren Verfügung 
anzuzeigen. 

und peinliher Fälle. 

$. 17. Bei fchweren Vergehungen oder wirklichen Verbrechen 
bat der Drtsvorfteher zu Entdedung und Fefthaltung des Thäters die 
augenblidliche Vorkehr zu treffen, auch dafür zu forgen, daß bie zu— 
ruͤckgebliebenen Spuren des Verbrechens auf Eeinerlei Weife verlöfcht, 
vielmehr bis auf höhere Verfügung Alles im nämlichen Zuftande uns 
verrucdt erhalten werde. — Der Verhaftete wird, fobald es mit 
Sicherheit gefchehen kann, zum Dberamte oder, wenn über die 
Natur des, Verbrechens fein Zweifel obwaltet, an den Oberamtsrich— 


ter eingeliefert. — Auch im legteren Falle hat jedoch der Ortsvor— 
fteher dem Oberamte von dem Borfalle eine Anzeige zu machen. 
Verhaftskoſten. 


F 18. Jeder Verhaftete ſteht, fo lange er ſich im Drtögefäng- 
niß befindet, unter der Aufficht des Drtsvorftehers und wird auf 
Koften der Gemeinde verpflegt. — In peinlichen Fällen werden je: 
doch diefe Koften von ber Staatscaffe erfegt; es hat zu dem Ende 
der Ortsvorfteher, bei der Einlieferung des Verbrechers das Koftenver: 
zeichniß beizufchließen. — Bei bloßen Polizeivergehungen bleibt der 
Gemeinde der Regreß an den Schuldigen vorbehalten. — Die Er: 
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haltung der Gefängniffe, ſowohl zu diefem als zum eigenen Gebrauche, 
liegt der Gemeinde ob, für welche dagegen alle durch den Ortsvor— 
fteher oder durch den Gemeinderath angefesten Strafen erhoben und 
verrechnet werden. 


Form der Verhandlungen im Gemeinderath. 

$. 19. Der Gemeinderath kann ſich nur auf Berufen des Drts: 
vorftehers verfammeln. Kein Mitglied deffelben kann außer dem Falle, 
wenn der Gegenftand daffelbe perfönlich oder deffen Verwandte und 
Schwaͤger bis zum zweiten Grad einſchließlich ($. 6.) angeht, von 
der Verfammlung ausgefchloffen oder bei der Einberufung derfelben 
übergangen werden. ine bdiesfallfige Verfehlung des DOrtsvorftehers 
ift nad dem Grade feiner Verfcehuldung zu beftrafen. — Die Ber: 
handlung des Gemeinderaths ift colfegialifh; der Beſchluß wird nad) 
der Stimmenmehrheit gefaßt. Im Falle der Stimmengleihheit hat 
der Vorftand die entfcheidende Stimme. — Zur Gültigkeit des Be: 
ſchluſſes wird erfordert, daß bei Abfaffung deffelben mehr als bie 
Hälfte der Mitglieder des Gemeinderaths anweſend gewefen fei. 

Rathsſchreiber. 

$. 20. Zu Führung der Rathsprotokolle, zu den Ausfertigun— 
gen aus denfelben, zu Erhaltung der Regiftratur und der öffentlichen 
Bücher, fowie zur Beforgung der vorfommenden Schreibereigefchäfte 
überhaupt, wird ein Rathsſchreiber vom Gemeinderach auf Lebens: 
dauer gewählt, vom Oberamt beftätigt und in Pflichten genommen. — 
Er bezicht einen firen Gehalt aus der Gemeindecaffe, wogegen er alle 
im Namen des Gemeinderaths zu fertigende Berichte, Verzeichniffe, 
Umlagen, Berechnungen und ähnliche Ausfertigungen ohne befondere 
Belohnung beforgt. — Der Rathefchreiber Eann auch aus der Mitte 
des Gemeinderaths (mit Ausfchluß jedoch der Gemeinde» und Stif: 
tungspfleger) gewählt werden, und behält in diefem Falle die ihm 
als Rathsmitglied gebührende Stimme. — Auch der erfte Ortsvor: 
fteher kann mit Zuftimmung des Gemeinderaths das Actuariat bei 
demfelben gegen angemeffene Belohnung beforgen; nur wird ihm in 
biefem Falle zu Führung der Wahlprotofolle eine Urkundsperfon an 
die Seite gegeben. 

Verwaltung bes Gemeindevermögens, 

$. 21. Der Gemeinderath verwaltet das Vermögen der Ge: 
meinde. Die Caffen und Rechnungsführung, ſowie die Verwaltung 
einzelner Vermögenstheile überträgt er Einzelnen aus feiner Mitte, 
führe die Aufſicht über diefelben, ordnet ihre Einnahmen, prüft ihre 
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Ausgaben, unterfucht ihre Rechnungen, erwägt und befchlieft, was 
ihm zur Erhaltung oder Herftellung des Gleichgewichtes zwifchen Ein: 
nahme und Ausgabe oder fonft zum Beften der Gemeinde nüglic 
und nothwendig fcheint. 

Gemeindepfleger. 

$. 22. Für die Hauptrechnung wird durch den Gemeinderath 
aus feiner Mitte ein oder zwei Gemeindepfleger (Stadtpfleger) ge: 
wählt, welche legteren Falls in der Caſſen- und Rechnungsfuͤhrung 
jährlich mit einander wechfeln. — Sie werden entiweder auf Lebeng: 
dauer oder auf eine beftimmte Zeit, in diefem Falle jedoch wenig: 
fens auf die Dauer von drei Jahren gewählt und können nur unter 
denfelben Bedingungen wie die Ortsvorfteher von ihrer Stelle entfernt 
werden. — Sie behalten Sig und Stimme im Gemeinderath und 
find demnah immer aus der Zahl der bereits auf Lebenszeit gemähl- 
ten Mitglieder deffelben zu nehmen. — Die Wahl gefchieht unter 
dem Borfige des erften Ortsvorftehers mit Zuziehung des Nathfchreis 
bers, jedoch unter Vorbehalt der im $. 38. ausgefprochenen Befugniß 
bes Dberamtmannes. — Die Stadt= und Gemeindepfleger werden 
durch den Dberamtmann beftätigt und in Pflichten genommen; fie 
beziehen aus der Gemeindecafje einen den Kräften derfelben ange— 
mefjenen Gehalt. — Die Treibung einer Wirthſchaft bleibe ihnen 
unterfagt. 

Theitrechner. 

$. 23. Für einzelne Vermoͤgenstheile und Einkuͤnfte ber Ge: 
meinde kann der Gemeinderath, jedoch nur da, wo es die Nothdurft 
erfordert, befondere Auffeher, Rechner und Verwalter mit angemeffe: 
nem Gehalte beftellen, 3. B. Waldmeifter, Pferchmeifter, Sruchtvor: 
rathspfleger, Bauverwalter und dergl. — Es find jedoch folche 
Theilrechner nur als Unterpfleger des Hauptrechners zu betrachten; 
übrigens wie dieſer entweder auf Lebenszeit oder auf eine beftimmte 
Zahl von Sahren zu beftellen, dem Oberamte zur Beflätigung und 
Verpflichtung anzuzeigen. — Auch der Steuereinbringer ift Theil: 
rechner des Gemeindepflegers; es Eann aber der Einzug der Staats: 
fteuer au dem Gemeindepfleger übertragen werben. 

Berhältniß des Rechners zum Gemeinberath, 

8. 24. Der Stadt: und Gemeindepfleger fowohl als die vor: 
genannten Theiltechner find dem Gemeinderath untergeordnet und an 
deffen Befchlüffe gebunden. — Der Gemeinderath erkennt über die 
beftmögliche Benugung des Gemeindevermögens, über die Nothwen⸗ 
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digkeit und moͤglichſte Beſchraͤnkung der Ausgaben, uͤber die Verwen— 
dung des Ueberfchuffes der Gemeindeeinfünfte und im Falle der Uns 
zulänglich£eit der legteren über die Mittel zu Dedung der Ausgaben. 


Gommunfchaben. 

$. 25. Jede Gemeinde ift berechtigt, bei der Unzulänglichkeit 
ihres Gemeindevermögens das im Gemeindeverbande begriffene Privat: 
vermögen zu Beſtreitung der ihr ald Gemeinde obliegenden Ausgaben 
in Anfprudy zu nehmen, und zu diefem Behufe das Deficit der Ge: 
meindeeinfünfte (den Communfchaden) nad dem Drtsfteuerfuße um: 
zulegen. — Der Gemeinderach ift es der Bürgerfchaft ſchuldig, durch 
möglichfte Erhöhung der Einnahmen und möglichfte Beſchraͤnkung ber 
Ausgaben, ihr die Laft diefer Umlagen, fo viel an ihm liegt, zu er: 
leichtern; er iſt es aber auch den künftigen Mitgliedern der Gemeinde 
ſchuldig, das wirkliche und unvermeibliche Deficit, foweit es nur 
immer die Kräfte der Gontribuenten geftatten, duch wirkliche lm: 
lage ohne Angriff des Gemeindefonds ohne Gapitalaufnahmen und 
Vorempfänge zu decken. 


Sahresetat. 

$. 26. Nach diefer gedoppelten Nüdficht hat der Ortsvorſteher 
mit Zuziehung der Gemeindepfleger und des Rathsſchreibers den Jahres: 
etat der Gemeinde (Communfcadensproject) beim Anfange des Rec: 
nungsjahres zu entwerfen und dem Gemeinderath und Buͤrgeraus— 
fhuffe zur Berathung fofort aber mit den Bemerkungen der legteren 
dem Dberamte zur Genehmigung vorzulegen. — In bdiefem Etat 
find — foweit ſich folches nur immer aus den vorhergehenden Red): 
nungen und fonftigen Erfahrungen mit einiger Zuverlaffigkeit und 
MWahrfcheinlicykeit berechnen läßt, — die vorausfichtlichen Einnahmen 
und Ausgaben des neuangetretenen Sahres aufzunehmen und aus 
der DVergleihung bderfelben der Schluß zu ziehen, ob und wieviel zu 
vollftändiger Beftreitung der Ausgaben als Communſchaden umzulegen, 
ob und wie der etwaige Ueberfchuß der Gemeindeeinkünfte zum Beſten 
der Gemeinde oder einzelner Bürger zu verwenden fein möchte. 


Hauptetat, 
$. 27. Bu Erleichterung bdiefer Arbeit ſowohl, als zu Erhal: 
tung einer deſto richtigeren und fefteren Ueberficht über den öfonomi: 
fhen Zuftand und Bedarf der Gemeinden, hat der Oberamtmann 
mit Zuziehung des Gemeinderaths und Bürgerausfchuffes einen flehen: 
ben Dauptetat für jede Gemeinde zu bilden und foldyen der betreffen: 
ben Kreisregierung zur Einfiht und Prüfung vorzulegen. — Diefen 
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Hauptetat, welcher je nach Verfluß von zehn Zahren zu erneuern ift, 
bat der Gemeinderath als Leitfaden bei Entwerfung des Jahresetats 
und in vorkommenden Fällen bei feinen Befchlüffen über Gegenftände 
der Gemeindeverwaltung als Maßſtab zu benugen. 
Steuerſatz. 

$. 28. Der Steuerfag oder bie jährliche Reviſion des Steuer: 
Ertafters wird, dem Grundfage der Vertretung der einzelnen Steuer: 
pflihtigen duch die Gemeinde gemäß, von den Gemeindevorftehern 
gefertigt. 

Communfchabensumlage, 

$. 29. Wenn der Steuerfag volkendet und die oberamtliche Ge: 
nehmigung des Jahresetats erfolgt ift, wird die zu Dedung des Des 
ficit erforderlihe Summe (der Communſchaden), nad der für die 
Steuerumlage beftehenden Vorſchrift, auf die Bürgerfchaft und die 
übrigen Gontribuenten umgelegt, und zu Bezahlung derſelben ange: 
meffene Zieler beftimmt. 

Behandlung der Gemeinbeeinfünfte. 

$. 30. Die Verkäufe, Verleihungen und fonftigen Verträge 
über den Ertrag des Gemeindevermögens werden durch den Gemeinde: 
pfleger oder duch den betreffenden Theilrechner nach vorgängiger Be: 
willigung des Gemeinderaths, unter Beobachtung der von legterem 
ertheilten Vorſchriften, nad) öffentlihem Auffteeich in Gegenwart des 
erften Drtsvorftehers oder eines von ihm hierzu abgeordneten Ge: 
meinderaths abgefhloffen und durch diefen in das hierzu beflimmte 
Protofoll eingetragen. — Sollte der Gemeinderath aus befonderen 
Gründen die Unterlaffung des Aufftreihs raͤthlich finden, fo hat er 
hierüber mit dem Bürgerausfhuffe Rüdfprache zu nehmen ($. 52). — 
Sn jedem Falle wird die Verhandlung dem Gemeinderat) zur Ge: 
nehmigung vorgelegt. — Die aus folhen Verträgen oder fonftigen 
fpeciellen Rechtstiteln entftehenden Schuldigkeiten (3. B. Pferchgelder, 
Holzkaufihillinge, Zinfe, Pachtgelder u. dgl.) haben die aufyeftellten 
Rechner zur gehörigen Zeit mit Strenge einzuziehen, und alle dieje— 
nigen Zahlungen, welche nicht ausdrüdlich für andere Zwede gefchehen, 
vorzugsweife zur Zilgung Ddiefer Vertragsfchuldigkeiten zu verwenden. 

Behandlung der Gemeindbeausgaben. 

$. 31. Auch die Ausgaben der Gemeindecaffe werden, fofern 
fie nicht im Voraus beftimmt find, nur nad vorgängiger Prüfung 
und Genehmigung des Gemeinderaths durch den Gemeindepfleger ge: 
leiftet. Unterläßt er diefe Vorficht, fo hat er das Zuvielbezahlte der 
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Gemeindecaffe aus eigenen Mitteln zu erfegen. — Der Drtsvor: 
fteher ift nicht ermächtigt ohne Zuftimmung des Gemeinderaths ir 
gend eine Zahlung auf die Gemeindecaffe anzumeifen. — Der Ge: 
meinderath hat zu erkennen, ob und in welchen Fällen der Weg des ' 
Adftreiches oder fonftigen Accordes, oder irgend eine andere Behand: 
lungsweife dem Wortheile der Gemeinde am Zuträglichiten fei. An 
die Zuftimmung des Bürgerausfchuffes ift er nur in den unten 
(88. 52. 53.) angezeigten Fällen gebunden. — Bei neuem oder fonft 
bedeutendem Bauweſen, fowie bei anderen Accorden, deren Beurthei: 
lung befondere technifche Kenntniffe erfordert, hat der Gemeinderath 
vor dem Angriff der Arbeit ordentlichen Riß und Ueberfchlag fertigen, 
folche jedesmal durch einen von der Staatsbehörde hierzu ermächtigten 
Kunftverftändigen prüfen zu laffen, und die von diefem nad) technifchen 
Ruͤckſichten erteilten Vorſchriften genau zu befolgen. 
Gemeindberehnungswefen, 

$. 32. Jeder Gemeinderechner hat fämmtlihe Einnahmen und 
Ausgaben puͤnklich aufzuzeichnen, wegen forgfältiger und abgefonder: 
ter Verwahrung der Gaffengelder fid nad den beftehenden Gefegen 
zu achten, die Nechnung felbft aber ohne fremde Beihilfe zu ftellen. — 
Kür die Behandlung und Einrichtung faämmtlicher Gemeinderechnungs: 
gefchäfte, fowie wegen der Belohnung der Rechner für die Beforgung 
diefer Gefchäfte, wird die für das Gemeinderechnungswefen Überhaupt 
zu ertheilende befondere Inſtruction die näheren Vorſchriften und Be: 
flimmungen enthalten. 

Bermwaltungsactuare, 

$. 33. Damit jedod diejenigen Gemeinden, deren Vorſteher 
und Redner zur. eigenen Behandlung der in den 68.26. 28. 29 
und 32. erwähnten Berwaltungsgefchäfte die erforderliche Kenntniß 
und Fertigkeit noch nicht befigen, in dieſer Beziehung gehörig berathen 
feien, fo find hierfür, wo das Bedürfniß es erfordert, Hilfsbeamte 
(Berwaltungsactuare), welche von Staats wegen zur Verſehung 
folcher Gefchäfte ermächtigt find, aufzuftellen. — Es bleibt dem 
Ermeffen der in einem Oberamtöbezirke vereinigten Gemeinden über: 
laffen, ob für die Beſorgung ihrer Verwaltungsgefchäfte ein ober 
mehrere Hilfsbeamte verwendet werden follen. 

Belohnung berfelben, 

$. 34. Diefe Verwaltungsactuare erhalten ihre Belohnung aus 
den betreffenden Gemeindecaffen. Sie wird durd einen gemeinderäth: 
lichen Befchluß für jedes einzelne dem VBerwaltungsactuar übertragene 
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Geſchaͤft feftgefegt und bedarf der Genehmigung der Kreisregierung. — 
Dem Perwaltungsactuar kann erft je nad) geleifteter Arbeit die dafür 
ausgefeste Belohnung ausbezahlt werden. 
Entlaßbarkeit, 

$. 35. In dem mit dem Verwaltungsactuar einzugehenden Ver: 
trage hat fich jede Gemeinde das Recht vorzubehalten, die demfelben 
ertheilten Gefchäftsaufträge ganz oder theilweife zurüdzunehmen, fo: 
bald ihre Vorfteher oder Rechner zu Bearbeitung der ihnen obliegen- 
ben Geſchaͤfte der Unterftügung jenes Hilfsbeamten nicht mehr bedürfen. 

Prüfung und Abhör der Gemeinderehnung. 

$. 36. Jede Gemeinderehnung ift fobald als moͤglich nad 
ihrem Berfalltermine, wenigftens aber fobald zu flellen, daß fie noch 
vor dem Ablaufe des neuen Rechnungsjahres geprüft und abgehört 
werden kann. — Sobald fie geftelle und gehörig beurfunder ift, wird 
fie in Abwefenheit des Rechners der verfammelten Gemeinde durch 
den Rathsfchreiber vorgelefen, fofort längftens binnen 8 Tagen durch 
den Gemeinderath mit Genauigkeit durchgangen, und die ſich ergeben 
den Anftände von Poften zu Poften verzeichnet. Hierauf wird die 
Rehnung fammt ihren Beilagen dem Bürgerausfhuffe zur gleich: 
mäßigen Duchfiht zugeftelle, von diefem mit feinen Bemerkungen 
fpäteftens binnen vier Wochen zurüdgegeben, und diefe Erinnerungen 
durch den Gemeinderath in eigener Sigung geprüft und begutachtet. — 
Dann erft wird die Rechnung nebft den beiderfeitigen Bemerkungen 
dem DOberamte übergeben, welches die nähere Prüfung und Berichti- 
gung berfelben nad der ihm ertheilten Vorſchrift beſorgt. — Die 
gegebenen Neceffe werden dem Gemeinderath und Bürgerausfchuffe 
beziehungsweife zur Einfiht und Nachachtung mitgetheilt. 

VBerwahrung ber Rehnungsurfunden, 

$. 37. Um den Rechner gegen die Zerflreuung und den Verluft 
der zu Belegung feiner Nechnung dienenden Documente fidyer zu 
ftellen , find Ddiefelben bei jeder der vorgenannten Uebergaben von 
Ziffer zu Ziffer vorzuzahlen, und ein förmlicher Empfangfchein darüber 
auszuftellen. — Sollte gleihwohl in ber Folge eine Rechnungsurs 
funde vermißt werden, fo hat fi) die Gemeinde an denjenigen zu 
halten, der fie zu verwahren gehabt hatz in Beziehung auf den 
Rechner aber ift der Eintrag in der Rechnung, welcher ſich auf das 
verlorene Document bezieht, als richtig anzunehmen. 

Verhältniß des Gemeindberaths zum Dberamte; 
8. 38. Die das Innere der Verwaltung "felbft betreffenden, 
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fowohl bei der Prüfung der Rechnung gefundenen, als die bei dem 
ruggerichtlichen Durchgange gegen diefelbe erhobenen Anftände, wird 
der Oberamtmann durch den Gemeinderath unter feinem perföhlichen 
Vorſitze erörtern und erledigen laffen. — Auch in anderen, befon: 
ders wichtigen oder fchwierigen Fallen ift e8 jedem Gemeinderath er: 
Iaubt, den Oberamtmann um perfönliche Anwohnung zu bitten, fowie 
von’ der anderen Seite der Oberamtmann ermäadtigt ift, jeder Ber: 
handlung in Gemeindefachen, welche feine Gegenwart erfordern moͤch— 
ten, auch unaufgefordert anzuwohnen. Jedoch hat er die Nothwen— 
digkeit feiner Anwefenheit, infofern fie mit Koften verbunden ift, 
jedesmal gegen die betreffende Regierung zu rechtfertigen. — Sn 
keinem Falle darf aber durch die Gegenwart des Beamten die Freiheit 
der Berathung geftört ‚oder das Stimmrecht der Rathsglieder beein 
trächtigt werden. 
zum erften Ortsvorftcher; 

$. 39. Auch der Gemeindevorfteher hat zwar bie Verhandlungen 
des Gemeinderaths von Amts wegen vorzubereiten, zu ordnen und zu 
leiten, die Stimmen zu fammeln und aus der Mehrheit derfeben 
den Befchluß zu ziehen, niemals aber die Freiheit der Berathung auf 
irgend eine Weiſe zu flören, vielmehr die gefegliche Befugniß des 
Gemeinderaths zu ehren und gegen jeden Eingriff von innen oder 
von außen zu fihügen. 

Befonders in Berwaltungsfadhen, 

$. 40. Insbefondere hat ſich der Drtsvorfteher über das Ge: 
meindevermögen durchaus feine einfeitige Verfügung anzumaßen, eine 
duch) den Gemeinderath nicht im Voraus genehmigte Ausgabe auf 
die Gemeindecaffe anzuweifen, ohne Zuftimmung des Gemeinderaths 
feine Accorde oder fonftige Verträge im Namen und auf Rechnung 
der Gemeinde abzufchließen. 

und in Polizeifahen. 

$. 41. Ebenfo hat in Polizeifachen der Ortsvorfteher die ihm 
nöthig dünkenden Anordnungen, befonders infofern fie mit Koften für 
die Gemeinde verbunden find, im Gemeinderath vorzutragen und, 
wenn er fich bei dem Befchluffe deffelben nicht beruhigen zu können 
glaubt, die oberamtliche Entfcheidung einzuholen. — In dringenden Fäl- 
len ift jedoch dem DOrtsvorfteher erlaubt, auch ohne Mitwirkung des Ge: 
meinderaths die für den Augenblid erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. 

Vollziehung ber Gemeinderathsbeſchlüſſe. 
$. 42. Die Vollziehung der Beſchluͤſſe des Gemeinderaths, fo: 


Verwaltungsedict für die Gemeinden ıc. 141 


wie der von den höheren Behörden getroffenen Anordnungen, ift dem 
Drtsvorfteher überlaffen. — Er ift hierbei in feinem Falle an bie 
Mitwirtung des Gemeinderaths gebunden, erforderlihen Falls aber 
berechtigt, bdenfelben im Ganzen oder einzelne feiner Mitglieder zur 
Unterflüsung und Mitwirkung aufzufordern. 
VBerhältniß des Oberamtmannes zur Gemeinbeobrigkfeit des 
Dberamtfipes, 
$. 43. Was das befondere Verhältniß der Gemeindeobrigkeit 
bed DOberamtfiged zum Oberamtmanne im Polizeifachen betrifft, fo 
ift hierüber im $&. Ill. das Nöthige angeordnet. 
Gemeindediener. 
$. 44. Zum Behufe der Vollziehung ſowie zu anderen oͤffent— 
lichen Zwecken werden die erforderlichen Diener von dem Gemeinde— 
rath aus den Gemeindeangehoͤrigen gewaͤhlt und durch den Ortsvor— 
ſteher mittelſt Handgeluͤbdes verpflichtet. — Sie werden auf Wohl: 
verhalten angenommen und koͤnnen mithin vom Gemeinderath zu 
jeder Zeit wieder entlaſſen werden. 
Form der Wahlen im Gemeinderath. 
$. 45. Die Wahlen gefchehen in der Megel durch mündliche 
offene Abftimmung. — Bei Stellen jedoh, welche aus dem Ges 
meinderath felbft erfegt werden oder auch fonft, fo oft es irgend ein 
Mitglied des Gemeinderaths fordert, werden die Stimmen fpriftlich 
oder im Durchgange abgegeben. — Sind mehrere gleichartige Stellen 
gleichzeitig zu erfegen, fo benennt jeder einzelne Stimmgeber fo viele 
Gandidaten, als es Stellen find; bei mehreren ungleichartigen Stellen 
wird erft nach Erfegung der erften zur Wahl für die folgende gefchrit: 
ten. — Iſt eine Ratheftelle erledigt, fo muß zuvor diefe, und dann 
erft können die etwa damit verbundenen Nebenaͤmter erſetzt werden. 
Bürger: und Beifigredht c. 
$. 46. In Abſicht auf die Erwerbung des Bürger: und Bei: 
figrechtes, auf die Gemeindenugungen, auf das Ehrenbürgerrecht, die 
Duldung ber Juden und die Zutheilung von Heimathlofen hat es 
bei den diesfalls beftehenden Gefegen fein Berbleiben. 
Bürgerausfchuß,. 
$. 47. Die Bürgerfhaft hat keinen unmittelbaren Antheil an 
der öffentlihen Verwaltung und darf ohne Berufung des Ortsvor— 
ftehers fih nicht verfammeln. Sie wird aber dem Gemeinderath ges 
genüber duch einen beftändigen Bürgerausfhuß vertreten, der von 
der Bürgerihaft aus ihrer Mitte gewählt wird. 
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Bahl der Mitglieder des Ausfhuffes. 

8. 48. Die Zahl der’ Mitglieder des Ausfhuffes wird in jeder. 

einzelnen Gemeinde durch die Zahl der Glieder des Gemeinderaths 
(mit Einfluß des Drtsvorftehers) beftimmt. 


Wählbarkeit, 
8. 49. Der Bürgerausfhuß wird je auf zwei Jahre gewählt. 
Alljaͤhrlich Hat die Hälfte deffelben auszutreten. — Zur Wahlbarkeit 


werden bdiefelben Eigenfchaften wie zum Eige im Gemeinderath erfors 
dert; doc ftehen Verwandtfchaftsverhältniffe mit anderen Mitgliedern. 
des Ausfchuffes oder des Gemeinderaths der Wahl nicht im Wege. — 
Jeder Bürger ift als folder verbunden, die auf ihn gefallene Wahl 
unweigerlid anzunehmen und an den Verhandlungen des Ausſchuſſes, 
foweit e8 nur immer feine übrigen VBerhältniffe geftatten, Theil zu 
nehmen. — Die austretenden Mitglieder können erft nad) Jahres 
frift wieder gewählt werden, find aber zu Annahme der Stelle erft 
nach Verfluß ziveier Jahre (vom Austritte an zu rechnen) verbuns - 
den. — Wird einem Mitgliede des Bürgerausfchuffes ein Gemeinde: 
amt übertragen, fo hat bdaffelbe für den Fall der Annahme diefes 
Amtes aus dem Bürgerausfhuffe zu treten. | 


Form der Wahl. Verpflihtung. 

$. 50. Die Wahl wird unter dem Borfige des Ortsvorſtehers 
vorgenommen, mit Zuziehung des Rathsfchreibers und zweier Urkunde: 
perfonen, welche der Bürgerausfhuß aus der austretenden Hälfte feis 
ner Mitglieder wähle. — Sie gefchieht mittelft förmlidher Stimm: 
zettel nach der relativen Stimmenmehrheit der Bürger mit Ausfchluß 
der Gemeinderäthe und bedarf keiner höheren Beltätigung. — Die 
Gewählten legen in die Hand des Drtsvorftehers den Eid ab, den 
ihnen durch gegenwärtiges Edict vorgezeichneten Pflichten getreulich 
nachzufommen. Ihre Beeidigung gefchieht öffentlih und zwar auf 
dem Rathhaufe oder in dem fonft zu den Gemeindezufammenfünften 
beftimmten Gebäude. 


Dbmann bes Ausfchuffes. 

$. 51. Ein Mitglied des Ausfchuffes wird durch gleichzeitige 
Mahl der Bürgerfhaft zum Obmanne deffelben beftimmt. — Seder 
Bürger bezeichnet zu Ddiefem Ende auf feinen Stimmzettel zugleich 
dasjenige Mitglied, welches er zu diefer Stelle für das Zauglichfte 
halt. — Es kann aus der bleibenden oder aus der neu eintretenden 
Hälfte des Ausfchuffes gewählt werden und behalt im legteren Falle 
die Obmannsftelle während der zweijährigen Dauer feines Siges im 
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Ausfhuffe. — Der Bürgerausfhuß bedarf Eeines eigenen Actuars, 
fondern überträgt in vorkommenden Fällen feinem Obmanne oder ir: 
gend einem hierzu tauglichen Mitgliede die Führung der Feder. — 
Ein förmlides Protokoll über die Verhandlungen des Ausfchuffes 
wird nicht erfordert. 
Befiimmung der Fälle, in weldhen die Zuftimmung bes Aus: 
fhuffes einzuholen ift. 

$. 52. Der Gemeinderath ift verbunden, die Zuftimmung des 
Bürgerausfhuffes einzuholen: 1) bei Regulirung des Gemeindeetats 
und der darauf gegründeten Umlage (Communfchadensproject); 2) bei 
unvorhergefehenen Ausgaben, welche die Summe bes Etats in der Art 
überfchreiten, daß eine neue oder erhöhte Umlage nothwendig wird; 
3) bei folhen Verleihungen oder fonftigen Verträgen über Gemeinde: 
einkfünfte, welche nicht im Wege des Aufftreiches gefchehen; 4) bei 
allen Verträgen mit einzelnen Gliedern des Gemeinderaths ohne vor: 
gängigen Auf- oder Abftreich; 5) bei außerordentlihen Belohnungen, 
Verehrungen oder fonftigen Begünftigungen für einzelne Mitglieder 
des Gemeinderaths; 6) bei allen und jeden Nachläffen liquider und 
erigibler Forderungen der Gemeinde; 7) bei allen und jeden Be: 
fhlüffen, wodurd der Gemeindeetat bleibend verändert, der Vermoͤ— 
gensfonds der Gemeinde und deſſen Ertrag für die Zukunft vermehrt 
oder vermindert wird. 

Fortſetzung. 

$. 53. Unter den Beſchluͤſſen letzterer Art find alle diejenigen 
begriffen, welche eine Erwerbung oder Veräußerung von Gebäuden, 
Grundftüden, Gefällen und anderem nutzbaren Eigenthum, eine 
Gapitalaufnahme oder Ablöfung von XActivcapitalien zu Dedung der 
laufenden Ausgaben, einen außerordentlihen Vorempfang auf die Ein: 
fünfte der folgenden Jahre (namentlicy außerordentliche Holzſchlaͤge zc. ), 
eine Bewilligung neuer Befoldungen oder Befoldungszulagen und Pen: 
fion, eine Belaftung der Gemeinde durch Paffivübernahme von Ren: 
ten, Binfen, Gülden und läftigem Eigenthum betreffen; desgleichen 
diejenigen Fälle, wo von Erhöhung, ESchmälerung oder Aufhebung 
bürgerlichen Nugungen (namentlih der Allmend:, Holz, Weid-, 
Pferch- und anderen Gerechtigkeiten der einzelnen Bürger) oder ums 
gekehrt von Erhöhung, Verminderung oder Aufhebung bürgerlicher 
Leiftungen an die Gemeinde: (namentlich der Bürgerfteuer, des Bürz 
gerannahmgeldes , des Befiggeldes, MWachgeldes, Frohngeldes, der All: 
mendzinfe, Holztheilzinfe, Weidgelder und ähnlicher Einzüge) die 
Rede ift. 
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Form ber Behandlung. 

$. 54. In allen unter den Beftiminungen ber $$. 52 u. 53. 
begriffenen Fällen hat der Gemeinderath den Bürgerausfhuß jedesmal 
vor Abfaffung des Befchluffes zur Berathung beizuziehen und über 
feine Anfiht und Meinung mündlih zu hören. Iſt der Ausſchuß 
mit dem Gemeinderath einverftanden, fo wird diefe Erklärung in’s 
Rathsprotokoll eingetragen, durdy den Obmann und die zwei älteften 
Mitglieder des Ausfchuffes unterzeichnet und fofort von Gemeindes 
raths wegen das Meitere verfügt. — Trage der Ausfhuß Bedenken, 
der Anficht des Gemeinderaths beizutreten, fo ift ihm das Abtreten, 
angemeffene Bedenkzeit und abgefonderte Berathung geftattet. — 
Nach Beendigung derfelben erfcheint der Bürgerausfhuß abermals in 
Gefammtheit vor dem Gemeinderath und läßt diefem feinen Befchluß 
nebft den Gründen deffelben durch den Obmann muͤndlich vortragen, 
worauf die Sache nochmals befprochen, bei fortdauernder Verſchieden— 
heit der Meinungen aber der Ausfhuß entlaffen, die Berathung im 
Gemeinderath fortgefegt, abgeftimmt und befchloffen wird. 
Tolgen ber Meinungsverfhiedenheit zwifchen bem Gemeinde: 

rath und dem Bürgerausfhuß. 

$. 59. Steht diefer Befchluß des Gemeinderaths mit der Ans 
fiht des Bürgerausfhuffes im Widerfprudhe, fo hat die Sache, 
worüber Meinungsverfchiedenheit entftanden ift, in ihrem vorigen Zus 
fände zu bleiben; es wäre denn, daß eine Verbindlichkeit der Ge: 
meinde oder der Gemeindevorfteher gegen die Gemeinde unerfüllt 
bleiben müßte, wo alsdann das Oberamt verfügend einzufchreiten hat, 
oder daß die Frage, über welche verfchiedene Anfichten herrfchen , die Ab 
weihung von einer gefeglichen Verwaltungsnorm beträfe, in welchem 
Falle immer das Gefeg in Anwendung zu bringen if. — Dabei 
verfteht es fich übrigens von felbft, daß Angelegenheiten, welche über: 
haupt zur Kenntnißnahme der Staatsbehörde fich eignen, auch in den 
vorbemerkten Fällen an folhe zu bringen find, und daß bei einer 
Meinungsverfciedenheit des Gemeinderaths und des Bürgerausfchuffes 
über die Frage: ob ein einzelner Fall unter die gefegliche Negel zu ſtel— 
len fei, jedem XZheile die Berufung an das Oberamt vorbehalten bleibt. 
Beftimmung ber Fälle, in welchen das Gutachten des Bür: 

gerausfchuffes einzuholen ift, 

$. 56. Ueber die Beftellung des Gemeindepflegers und des 
Steuereinbringers, über die Annahme neuer Bürger und Beifiger, 
über das Beginnen oder Verlaffen wichtigerer NRechtsftreite, und über 
diejenigen Fälle, worüber der Deputirte zur Amtsverfammlung be: 
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fonders zu inftruiren ift, hat der Gemeinderath jedesmal den Bürger: 
ausfhuß auf die im $. 54 vorgezeichnete Weife um fein Gutachten 
zu hören. Er ift jedoch in jenen Fällen an diefes Gutachten feines: 
wegs gebunden, vielmehr nad eigenem pflihtmäßigen Ermeffen zu 
befchließen und, fo lange von Dberamtes wegen nichts Anderes ver: 
fügt wird, fortzuhandeln, beredhtigt. 
Sonftige Sommunicationen mit dem Bürgerausfhuffe, 

$. 57. In allen übrigen bier nicht aufgezählten Fällen ift der 
Gemeinderath zu Beiziehung des Bürgerausfchuffes keineswegs ver: 
pflichtet. Wohl aber ift derfelbe ſowie das Oberamt berechtigt, auch 
in anderen Fällen, fo oft es ihm räthlich oder förderlich fcheint, den 
Ausfhuß um feine Meinung zu hören, und fih mit ihm über das 
gemeine Beſte gemeinfhaftlich zu berathen. 

Einfiht ber Gemeindberehhnungen, 

$. 58. Wenn nun gleich die eigentliche Verwaltung bes Ge: 
meindewejens oder die laufenden Gefchäfte derfelben einzig und allein 
dem Gemeinderath ohne Mitwirkung des Bürgerausfchuffes über: 
Laffen bleiben, fo ift jedoch dem letzteren ($. 36) die Befugniß ein- 
geräumt, die Jahresrechnungen der Gemeindepfleger nebft ihren Bei: 
lagen einzufehen, zu prüfen und feine Bemerkungen über diefelben 
dem Gemeinderath mitzutheilen. — Es wird aber der Ausfchuß 
und vorzugsweife der Obmann deſſelben nicht allein für die forgfälz 
tige Verwahrung und unmangelhafte Zurüudgabe der Rechnung und 
Rechnungsbelege ($. 37), fondern auch insbefondere noc dafür vers 
antwortlih gemadt, daß diefelben wahrend der zur Ducchficht 
beftimmten Frift unter Eeinerlei Vorwande von dem Rathhaufe oder 
dem in Ermangelung beffelben hiezu angewiefenen Locale ent: 
fernt werden. 

Weitere Berathungen des Ausfhuffes. 

8. 59. Bei Gelegenheit diefer Rechnungsdurchſicht kann fich ber 
Bürgerausfhuß zugleich über den Zuftand des Gemeindewefens über: 
haupt und deſſen Verwaltung berathen, feine diesfalffigen Wünfche, 
Vorfchläge oder Beſchwerden den Bemerkungen über die Gemeinde: 
tehnung anhängen, und mit folchen dem Gemeinderath übergeben, 
welcher diefe wie jene gehörig zu würdigen und dem Dberamte zur 
weiteren Berfügung vorzulegen hat. 

8. 60. Auch außer diefer jährlihen Zuſammenkunft fteht es 
dem Dbmanne des Bürgerausfchuffes frei, legteren zu jeder Zeit zu: 
fammen zu berufen. Er bat jedoch von dieſem Worhaben fowie von 
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dem Gegenftande der Verhandlung den Drtsvorfteher immer vorgängig 
in Kenntniß zu fegen. 
Korm der Berathungen bes Bürgerausfchuffes, 
$. 61. Zu jeder Verhandlung des Bürgerausfchuffes find fimmt: 


liche Glieder deffelben durd den Obmann zu berufen. — Ohne ge: 
gründete Entfhuldigung kann fich Feines der im Drte anmefenden 
Ausfhußglieder der Verfammlung entziehen. — Zur Gültigkeit des 


Befchluffes wird die Anwefenheit von mehr als der Hälfte fammt: 
licher Mitglieder erfordert. 

Ä Beobahtung ber Inftangenorbnung. 

$. 62. Der Ausfhuß hat feine Anträge in jedem Falle zunächit 
an den Gemeinderath und erft, wenn er dort das gewünfchte Gehör 
nicht erhalten, an das Oberamt zu richten und von diefem die Ent: 
fchliefung zu erwarten. — Sollte diefe über die Gebühr ‚verzögert 
werden, oder der Ausfchuß bei derfelben ſich nicht beruhigen zu Eön- 
nen glauben, fo ift ihm zwar unbenommen, feine diesfallfige Beſchwerde 
bei der betreffenden Regierung im ordentlichen Wege anzubringen. Er 
hat jedoch diefe Eingaben jederzeit in gefeglicher Form verfaffen zu 
laffen, außer den gefeglih ausgenommenen Füllen den oberamtlichyen 
Beibericht nicht zu umgehen und aller die Gemeindecaffe beſchwe— 
renden Sollicitationen ſich zu enthalten. 

Form der Anträge bes Bürgerausfhuffes. 

8. 63. Die Anträge an den Gemeinderath geſchehen jederzeit 
mündlich durd den Ausfhuß in Gefammtheit, oder den Obmann 
und einige Mitglieder des Ausfchuffes; die Anträge an das Oberamt 
in der Regel gleichfalls mündlich durch den Obmann und eines oder 
mehrere hiezu vom Ausfchuffe gewählte Mitglieder deffelben. — Die 
Bemerkungen Über die Rechnung oder den Gemeindeetat und andere 
ausführlichere Vorträge können zwar fchriftlidy verfaßt, dem Gemeinde: 
vath jedoch nicht anders als perfönlidy übergeben werden. 

Auffiht auf das Gemeindewefen, 

$. 64. Bu Handhabung des Uns zuflehenden Rechtes der Ober: 
aufficht über das Gemeindewefen find zunaͤchſt die Oberämter, in ber 
Unterordnung unter die betreffenden Kreisregierungen und das Minifte: 
rium des Innern, aufgeftellt. — Ihre Obliegenheit ift es, das 
Eigentum der Gemeinden gegen jeden Eingriff, gegen mögliche Miß— 
brauche, Berfäumniffe und Berfchleuderungen fiher zu ftellen, ohne 
jedoch bei Ausübung der ihnen anvertrauten Aufficht in die Selbſt— 
verwaltungsrechte der Gemeinden einzugreifen. — Insbeſondere find 
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die Oberämter verpflichtet, die Etats. und Rechnungen der Gemeinden, 
fowie die von einzelnen. Bürgern oder dem Buͤrgerausſchuſſe erhobe— 
nen Bejchwerden über die Gemeindeverwaltung mit Sorgfalt und 
Strenge zu prüfen und nad dem Erfunde das Geeignete vorzufeh: 
ten. — Die Gemeindevorfteher haben ſich jeder diesfallfigen Unter: 
fuhung fowie der oberamtlihen Aufficht überhaupt mit Bereitwilligs 
keit zu fügen, und die von ihnen verlangten Berichte, Erklärungen 
und fonftigen Auffhlüffe pflihtmäßig abzugeben. 


Genehmigung ber Gemeindberathöbefchlüffe, 


8. 65. Die Befchlüffe des Gemeinderaths bedürfen der Geneh— 
migung einer Negierungsbehörde in allen denjenigen Fällen, in wel: 
chen entweder das ntereffe der Gemeinde und ihrer Verwalter, ober 
das Intereſſe der gegenwärtigen Bürgerfchaft und der künftigen Glie— 
ber der Gemeinde, oder das Intereſſe der einzelnen Gemeinden und 
der übrigen Staatsgenoffen getheilt if, — Solche Befhlüffe find 
daher jedesmal dem Dberamte zur weiteren Berfügung oder. Einlei- 
tung. vorzulegen. Namentlich bat dies in nachſtehenden Fallen zu 
gefchehen: a) wenn .der Dberamtmann, ein Gehilfe deffelben, ober 
ein anderer Staatsbeamter, ein Kirchen. oder. ein Corporationsdiener 
bei der Sache perfönlich intereffirt ift; ‘b) wenn einem Mitgliede des 
Gemeinderaths oder Bürgerausfchuffes eine Befoldung, Penfion, Wart: 
geld oder Verehrung aus der Gemeindecaffe verwilligt oder ein ſonſti— 
ger Vortheil zugeftanden wird; c) wenn durch unvorhergefehene Aus 
gaben die Hauptfumme des Etats uͤberſchritten, und eine neue oder 
erhöhte Umlage nothiwendig wird; d) bei jeder Veräußerung von Ges 
bauden, Grundftüden, Gefällen und anderem nugbaren Eigenthum 
der Gemeinde; e) bei jeder neuen, die Schuldenmaffe vermehrenden 
Gapitalaufnahme; f) bei jeder Ablöfung von Xctivcapitalien, infofern 
folhe nicht zur Abtragung von Paffjivcapitalien verwendet werden; 
g) bei außerordentlihen Borempfängen auf die Einkünfte folgender 
Sabre, außergewöhnlichen Holzfchlägen und dergleichen; h) bei jeder 
Belaftung der Gemeinde durch Paffivübernahme von Renten, Zinfen, 
Guͤlten und anderem läftigen Eigenthum; i) bei jeder Schmälerung 
der Gemeindeeinfünfte duch Einführung oder Erhöhung bürgerlicher 
Nusgungen, 3. B. von Allmend:, Holz-, Weid-, Pferchgerechtigkeis 
ten für einzelne Bürger; k) bei jeder Verminderung oder Aufhebung 
der beftehenden Grundabgaben an die Gemeindecaffe, 3. B. der Allmend- 
jinfe, Dolztheilzinfe, Weidgelder:u. a. m.; 1) in allen denjenigen Faͤl— 
len, wo eine Gemeinde auf Koften Anderer fich eine Einnahmsquelle 
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eröffnen oder bie bereits beftehenden erweitern will; 3. B. bei der Ein: 
führung oder Erhöhung von Pflafter-, Brüden:, Wag:, Kranenz, 
Thorfperrgeldern und dergleichen; m) wenn die Gebühren für die Auf: 
nahme neuer Bürger und Beifiger erhöht, die neu aufgenommenen 
Bürger von den Gemeindenugungen ganz oder zum Theil ausgefchloffen, 
die Ausgefeffenen höher als die Mitglieder der Gemeinde zu den Um: 
lagen der legteren angelegt; n) wenn neue Jahr: und Wochenmaͤrkte 
errichtet, die beftehenden verlegt, erweitert oder mit neuen Abgaben 
beſchwert werden follen. 


Höhere Genehmigung. 


$. 66. In allen fo eben ($. 65) aufgezählten Fällen wird der | 

Beſchluß des Gemeinderaths dem DOberamte zur Prüfung vorgelegt, 
von diefem aber entweder von Amtswegen genehmigt oder der betref: 
fenden Kreisregierung mit gutachtlichem Berichte vorgetragen. — Letzte— 
res gefchieht nothwendig: 1) wenn der Oberamtmann, ein Gehilfe 
deffelben, oder ein anderer Staatsbeamte, ein Kirchen oder Cor: 
porationsdiener bei der Sache perfönlich intereffirt ift; 2) wenn einem 
Mitgliede des Gemeinderaths eine neue oder erhöhte Beſoldung oder 
Penfion verwilligt wird; 3) wenn das Grundeigenthum einer Ge— 
meinde ganz oder zum Theile mit dem Eigenthums- oder Nutznießungs— 
rechte unter die Gemeindeglieder vertheilt; 4) wenn ein Grundftüd 
oder irgend ein Realrecht der Gemeinde veräußert werden fol, deſſen 
Gapitalwerth die Summe von 1000 Gulden in der erften, 500 Gul: 
ben in der zweiten ober 250 Gulden in der dritten Klaffe der Ge: 
meinde überfteigt; 5) wenn eine bleibende Verbindlichkeit auf die Ge: 
meinde übernommen, eine neue die Schuldenmaffe der Gemeinde 
vermehrende Gapitalfhuld aufgenommen; 6) wenn ein zum Grund: 
ftüd des Gemeindevermögens gehöriges Activcapital zu Dedung der 
laufenden Ausgaben verwendet werden foll; und 7) in allen unter 
dem $. 65 (Lit. I. m. und n.) aufgeführten Fällen. 


Dberamtlihe Genehmigung. 


$. 67. In allen übrigen im $. 66 nicht namentlich ausgedrud: 
ten Fällen find die Oberämter ermächtigt, die ihnen nad) $. 65 vor: 
gelegten Befchlüffe des Gemeinderaths von Amtswegen zu genehmi: 
gen oder unter fpecieller Anführung der Gegengründe zur Abänderung 
zurüdzugeben. — Es bleibt jedoch den Oberämtern unbenommen, in 
Faͤllen, bei denen fie in Zweifel find, die vorgefegte Regierung um 
Belehrung und Befcheid zu bitten; fie haben aber von dieſer Befug— 
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nig nur auf eine den Gefchäftsgang nicht unnöthig erfchwerende Weife 
Gebraudy zu machen. 


Capitel 2. Bon ber Berwaltung der DOberämter. 
Geſchäftskreis des Oberamtes, 


8. 68. Jede Gemeinde des Königreiches ift einem Oberamte: 
bezirke einverleibt, für welchen eine befondere Verwaltungsftelle unter 
der Benennung des Dberamtes befteht. — Der Gefchäftskreis des 
Dberamtes umfaßt alle diejenigen Gegenftände, welche weder den Ge: 
richts- noch den Finanzbehörden zugetheile find. — Sollte in einzel: 
nen Füllen über die Zuftändigkeit einer oder der anderen Stelle ein 
Zweifel entftehen, fo ift die Sache zunaͤchſt bei dem betreffenden Ober: 
amte anzubringen, welches diefelbe entweder von Amtswegen zu er: 
ledigen oder an die geeignete Behörde zu verweifen oder hierüber 
höhere Entfheidung einzuholen hat. 


Nähere Bezeihnung beffelben, 

$. 69. Es gehören demnah zu dem Wirkungskreife ber Ober: 
Amter alle diejenigen Gegenftände, welche unter die Aufficht und Lei: 
tung bes Minifteriums des Innern und beziehungsmeife der Kreisre: 
gierungen geftellt find, namentlich aber a) die Wahrung der Hoheits: 
rechte des Staates, die Erhaltung der Landesgrenzen und der mit 
den Nachbarſtaaten beftehenden Berhältniffe, die Erledigung — be: 
ziehungsweife die VBorlegung ber Ein= und Auswanderungsfälle, ber 
Vermögenserportations = und Abzugsfälle; b) die Erhaltung des 
Staatsorganismus und der den einzelnen — dem Oberamte unterge: 
ordneten Stellen, Körperfchaften und Ständen vorgezeichneten Gren— 
zen, namentlid die Erhaltung der Amts= und Gemeindeverfaffung, 
die Leitung der Wahlgefchäfte, die Aufficht über die Gemeindevorfteher 
und Dfficianten, die Beilegung der Irrungen zwifchen den Gemeindes 
rächen und Bürgerausfhüflen, fowie die Erledigung — beziehungss 
weife die Vorlegung der in Abficht auf die Erwerbung, den Genuß 
oder den Verluft des Bürger- und Beifisrechtes fich ergebenden An: 
fände; e) die Aufficht über die Verwaltung des Gemeindevermögeng, 
die Prüfung — beziehungsweife die Genehmigung der Gemeindeetats, 
der Gemeinderechnungen und der Befchlüffe des Gemeinderaths in 
den hiezu geeigneten Fällen; d) die Auffiht über die Verwaltung ber 
Stiftungen, die Sorge für Erhaltung derfelben und für die ſtiftungs— 
mäßige Verwendung ihrer Einkünfte, die Prüfung und Juſtification 
ihrer Rechnungen; e) die Aufficht über die Amtskoͤrperſchaft und 
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über die Verwaltung ihres Vermögens, ber Vorſitz in der Amtsver— 
fammlung, die Prüfung und Vorlegung der Amtscorporationg= Etats, 
die Prüfung und Erledigung der Amtspflegrechnungen; f) die mög: 
lichfte Erleichterung, Vertheilung und Ausgleihung der Kriegsleiftungen 
und anderer öffentlihen Laften, die Leitung der Amtsvergleichung; 
g) die Recrutirung und die Vorbereitungsgefchäfte derfelben, das Ber: 
fahren gegen die Ungehorfamen, die Erledigung — beziehungsmeife 
die Vorlegung der Heurathsgefuhe; h) die Sammlung, Redaction 
und Vorlegung ftatiftifher Notizen Bevölkerungstiften und ähnlicher 
periodifcher Berichte; i) die Auffiht über die Verwaltung der Orte: 
polizei und die Handhabung der Randespolizei im ganzen Umfange bes 
Wortes, insbefondere die Fürforge für die beftehenden Bildungs, Er: 
ziehungs= und Unterrichtsanftalten, für Beförderung der Sittlichkeit 
und des Arbeitsfleißes, für Befchäftigung und Ernährung der Armen, 
Entfernung der Bettler und Landftreicher, die Aufenthaltsbeftimmung 
für Heimathlofe, die Sicherheits=, Gefundheits:, Gewerbs:, Feuer: 
und Straßenpolizei u. f. w.; k) die Unterfuhung, Beftrafung und 
beziehungsweife die Vorlegung der Uebertretungen der Polizei, Megi: 
minal- und Finanzgefege, die Aufficht über die Polizeigefängniffe und 
Gefangenentransporte, die polizeilichen Maßregeln zu Verhütung, 
Entdeckung und Beftrafung der Verbrechen; 1) die Unterftügung der 
Juſtiz- und Finanzbeamten, der Militärs und übrigen Staatsbehör: 
den in der Ausübung ihres Berufes. 


Gonceurreng mit anberen Behörden, 


$. 70. Inſofern einzelne der ſonach zum oberamtlichen Gefchäfts: 
£reife gehörigen Gegenftände bisher von den Dberämtern in Gemein: 
[haft mit anderen benfelben coordinirten Stellen, namentlicy mit 
den Decanen, Sculinfpectoren, -Kameral: und Forftbeamten zu be: 
handeln waren, hat es bei diefer gemeinfchaftlichen Behandlungsmeife und 
ben hierüber beftehenden Verordnungen auch fernerhin fein Verbleiben. 


Dberamtsactuar, 


$. 71. Zur Unterflügung ift dem Oberamtmanne ein vom Staate 
befoldeter Oberamtsactuar beigegeben, welcher von dem Oberamtmanne 
aus der Zahl der gefeglich geprüften und zur Verſehung eines Ober: 
amtsactuariats für tüchtig erklärten Candidaten vorzufchlagen, duch 
das Minifterium des Innern zu beftätigen und bei der Kreisregie: 
rung in Pflichten zu nehmen iſt. — Er kanrı gegen einvierteljährige 
Auftündigung von ‚den Oberamtmanne mit Gutheißen des Minifte: 
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riums bes Innern, wieder entlaffen werden. — Waͤhrend der Be: 
Eleidung diefer Stelle wird ihm das Heurathen nicht geftattet. 
Dienftverrihtungen bes Oberamtdactuars, 

8. 72. Der Oberamtsactuar hat ſich allen und jeden amtlichen 
Aufträgen des Oberamtmannes, insbefondere aber den Rechnungs = und 
Ganzleigefchäften deſſelben mit Bereitwilligkeit zu unterziehen; er ift 
für die Beforgung derfelben zunächft dem Oberamtmanne, der Ober: 
amtmann aber der höheren Behörde verantwortlihd. — Sm Falle der 
Abweſenheit oder fonftiger Verhinderung des le&teren ift, infofern über 
die Amtsverwefersi nicht anders verfügt wird, der Oberamtsactuar 
der gefegliche Stellvertreter des DOberamtmannes. 

Gefundheitsbeamte, 

$. 73. Für die Gefundheitspolizei find die erforderlichen Aerzte 
angeftellt. Sie werden in Betreff ihrer gegenfeitigen Unterordnung, 
ihres Berhältniffes zum Oberamte und ihrer fonftigen Dienftbeziehungen 
auf die Inftruction vom 14. März 1814 verwiefen. (St. u. Reg. BI. 
1814. ©. 121 ff.), — Die Ernennung der Ober: und Unteramts: 
ärzte gefchieht durch Uns auf den Vortrag des Minifteriums des In— 
nern. — Wir wollen übrigens, daß die Wuͤnſche, welche bei Be: 
fegung folder Stellen durch die Amtsverfammlungen vorgetragen wer: 
den möchten, von der vorfchlagenden Behörde immer begutachtet werden 
follen. — Die DOberamtswundärzte, die Deb= und Thierärzte werden 
aus der Zahl der für ſolche Stellen geprüften Candidaten durch die 
Amtsverfammlung gewählt und durch die Kreisregierung beftätigt. — 
Die Ober: und Unteramtsaͤrzte werden, mit Rüdficht auf die Beiträge der 
Gemeinden und Stiftungen, aus der Staatscaffe, die übrigen Geſundheits— 
beamten aus den Amtspfleg-, Gemeinde: und Stiftungscaffen befoldet. 

Techniker. 

$. 74. Für das Hochbauweſen, für den Straßen=, Ufer= und 
Brüdenbau und andere technifchen Gegenftände, haben die Oberämter 
in den geeigneten wichtigeren Zällen Rath und Hilfe bei den Kunft: 
verftändigen zu ſuchen, welche hiezu von Etaatswegen angeftellt oder 
ermächtigt find. — Sollte der Oberamtmann für ſolche oder andere 
gemeinfame Zwede des Oberamtes die Aufitellung eigener Amtsofficia— 
len für nüglich oder nothiwendig erachten, fo hat er fich hierüber mit 
der Amtsverfammlung zu berathen, und ihre biesfallfigen Beſchluͤſſe 
der Kreisregierung zur Genehmigung vorzulegen. 

Amtskörperſchaft. 
$. 75. Die zu einem Oberamtsbezirke vereinigten Gemeinden 
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bilden aud künftig, wie bisher, eine eigene gefchloffene Körperfchaft, 
welche ihren Antheil an den öffentlichen Laften mit vereinigten Kraͤf— 
ten trägt, ihre gemeinfchaftlichen Zwecke mit vereinigter Anſtrengung 
auf gemeinfchaftliche Koften verfolgt. 


Amtsverfammlung,. 

$. 76. Die Amtskörperfhaft wird vertreten durch die Amts— 
verfammlung, welche unter dem Borfige des Oberamtmannes aus 
wenigftens zwanzig, höchftens dreißig Abgeordneten der Oberamtsftadt 
und der übrigen Amtsorte gebildet wird. — Jede einzelne Gemeinde 
befchidt diefelbe nach der Amtsfchadensmatrikel oder dem Steuerfuße, 
alfo jedoch, daß feine Gemeinde mehr als ein Drittheil fämmtlicher 
Amtsdeputirten beftellt, die Eleinften Gemeinden aber fi) über einen 
gemeinfhaftlihen Abgeordneten, oder über eine gewiffe Reihenfolge 
vergleihen. — Der erfte Drtsvorfteher ift von Amtswegen der 
Amtsdeputicte feiner Gemeinde, die weiteren Abgeordneten werden von 
dem betreffenden Stadt: oder Gemeinderath alljährlih aus feiner 
Mitte gewählt. — Kämmtliche Amtsdeputirten beziehen aus der 
Amtspflegcaffe die gefeglichen Entichadigungsgelder für die Dauer der 
Amtsverfammlung. — Sie find in Allem, was fie ald Amtsvor— 
fteher verhandeln, von den einzelnen Gemeinden unabhängig und an 
feine SSnftruction gebunden. — Wenn es fid) hingegen von dem 
Rechte einzelner Gemeinden — gegenüber von dem gefammten Ober: 
amte — handelt, und fie in folhen Fällen als Bevollmädhtigte der 
erfteren erfcheinen, fo liegt ihnen ob, die ihnen deshalb ertheilten 
Aufträge und Anweifungen zu befolgen. — Auch in anderen wichtiges 
ren Fällen haben die Amtsdeputirten den Gemeinderath und Bürger: 
ausfchuß ihrer Gemeinde von den durch die Amtsverfammlung gefaß— 
ten Befchlüffen in Kenntniß zu fegen; zur perfönlichen Anwohnung 
in der Amtsverfammlung find die Bürgerausfhüffe oder einzelne Mit: 
glieder derfelben nur auf befonderes Erfordern der Amtsverfamms 
lung berechtigt. 


Actuar ber Amtsverfammlung, 


$. 77. Die Amtsverfammlung überträgt einem ihrer Mitglie: 
der die Führung des Protokolls, die Ausfertigungen aus demfelben 
und die fonftigen Actuariatsgefchäfte. — Der gewählte Actuar ver: 
fieht diefe Stelle, fo lange er Mitglied der Amtsverfammlung bleibt; 
er ift für die Erhaltung der Regiftratur fowie für feine Dienftver: 
richtungen überhaupt der Amtscorporation verantwortlid. — Er ber 
hält feine Stimme in ber Amtsverfammlung und erhält für feine 
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Dienftleiftungen eine angemeffene fire Belohnung, welche durch bie 
Amtsverfammlung unter Genehmigung der betreffenden Regierung 
feftgefegt wird. — Sollte nah dem Erachten der Amtsverfammlung 
feines ihrer Mitglieder die zu diefer Stelle erforderlichen Fertigkeiten 
befigen, fo hat fie hiervon der betreffenden Regierung die Anzeige zu 
machen, und zu Uebertragung des Actuariats an einen im Oberamts- 
bezirke angeftellten Staats= oder Gemeindediener oder an irgend einen 
Dritten unter Benennung beffelben die Bewilligung nachzuſuchen. 
Amtöpfleger. 

$. 78. Zu Beftreitung der gemeinfamen Beditrfniffe der Amts: 
Eörperfchaft hat dieſelbe eine eigene Gaffe, deren Ausgaben in Er: 
mangelung oder bei der Unzulänglichkeit eigener Fonds durch jährliche 
Umlagen auf die Gemeinden (Amtsfchaden) gebedt werden. — Der 
Caſſier — Amtspfleger — ift zugleich der Obereinbringer der auf bie 
Amtskörperfchaft ausgefchriebenen Staatsfteuer. — Er wird von der 
Amtsverfammlung gewählt, von der Regierung beftätigt, aus ber 
Amtspflege befolder. — Zur Wählbarkeit wird eine vorgängige Prüs 
fung durch die Staatsbehörde erfordert. — Dem Amtspfleger gebührt 
von Amtsiwegen der Sig und eine berathende Stimme in der Amts: 
verfammlung; das Actuariat bei derfelben oder beim Oberamte kann 
er nicht verfehen. — Er hat feinen Wohnfig in der Amtsfladt zu 
nehmen, kann aber niemals zugleid der Gemeinderechner der Amts: 
ftade fein. — Für einzelne Vermögenstheile kann die Amtsverſamm— 
lung mit Genehmigung der betreffenden Regierung befondere Verwal— 
ter, 3. B. Fruchtvorrathspfleger, Magazinverwalter und dergl. beftel: 
fen, welche jedoch dem Amtspfleger untergeordnet, und nur als Ges: 
hilfen oder Theilvechner defjelben zu betrachten find. 

Amtscorporationsetat. 

$. 79. Der Amtspfleger entwirft vor dem Anfange des Rec: 
nungsjahres den Amtscorporationsetat (das Amtsfchadensproject) und 
legt ihn unter Anfchluß der Voracten dem Dberamte zur Prüfung 
und Berichtigung vor. — Der Oberamtmann übergibt ihn der Amts⸗ 
verfammlung, vernimmt fie über die etwaigen Anflände und veran: 
laßt die erforderlichen Beſchluͤſſe zu Dedung des Jahresbedarfes, 


welche mit dem Etat felbft der betreffenden Regierung zur Genehmi: 
gung vorgelegt werben. 


Amtsſchaden. 
$. 80. Nach erfolgter Genehmigung wird die Amtsſchadensum— 
lage durch den Amtspfleger, oder fofern es die Amtsverfammlung 
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vorzieht, durch den Actuar berfelben entworfen, von Oberamts wegen 
geprüft und ausgefchrieben, fofort dur den Amtspfleger eingezogen, 
und über diefe und andere Schuldigkeiten von ihm am Scluffe des 
Rehnungsjahres mit fümmtlichen Gemeinden fhriftliche Abrechnung 
gepflogen. 

Tagebuch und Gaffenrapport des Amtspflegers, 

$. 81. Neben diefem Abrechnungsbuche und dem gewöhnlichen 
Rapiate hat der Amtspfleger über feine -fammtlichen Einnahmen und 
Ausgaben ein fortlaufendes Tagebuch zu führen und dem Oberamte 
auf jedesmaliges Verlangen vorzulegen. — Auch ohne eine folche 
Aufforderung legt der Amtspfleger wenigftens mit jedem halben Jahre 
der Amtsverfammlung eine Ueberfiht feiner Einnahmen und Aus: 
gaben und des Gaffenzuftandes vor; fie wird dem Protokolle beige— 
fchloffen, ihre Hauptrefultate werden in folches eingetragen und bei 
jedesmaliger Cinfendung des Amtsfhadensprojectes ber Regierung 
angezeigt. 

Amtspflegerechnung. 

8. 82. Auf den Grund feines Zagebuches und Napiates, der 
Umlags:, Einzugs- und Abrechnungsregifter und übrigen Documente, 
hat der Amtspfleger feine Jahresrechnung in den erften drei Monaten 
nad) dem Rechnungsſchluſſe entweder felbft zu ftellen oder durch einen 
geprüften Nechnungsverftändigen auf eigene Koften ftellen zu Laffen. 


Prüfung und Abhör der Amtspflegrehnung. 

$. 83. Die Amtöpflegrehnung wird nebft ihren Beilagen in 
der Amtsverfammlung durch deren Actuar in Abmefenheit des Amts: 
pflegers verlefen, fofort einem von der Amtsverfammlung alljährlich 
einer neuen Wahl zu unterwerfenden Ausfchuffe von drei bis fünf 
Mitgliedern zur näheren Durchſicht und Prüfung zugeftellt, auch jedem 
einzelnen Mitgliede der Amtsverfammlung auf Verlangen die Einficht 
der Rechnung auf dem Rathhauſe geftatter. — Nach beendigter Prü: 
fung vergleicht der Ausfhuß die Nechnung mit dem fummarifchen 
Auszuge derfelben, wonad der letztere vecalculirt, dem Amtspfleger 
eine Nachrechnung gezogen, und die Gaffe geftürzt wird. — Laͤng— 
ftens nach vierzehn Tagen wird die Nechnung mit der Nachrechnungss 
und Gafjenfturzurfunde und den fonfligen Bemerkungen des Ausfchuffes 
dem Oberamte zur förmlichen Revifion übergeben, welches die vorge: 
fundenen Anftände mit Beiziehung des Rechners erörtert, und nad) 
Befinden ber Umftände mit Zuziehung jenes Ausfchuffes- oder der vollen 
Amtsverfammlung erledigt. — In jedem Falle hat der Oberamt: 
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mann über die Erledigung jener Anftande der nächften Amtsverfimm: 
lung ausführlihen Vortrag zu machen. — Für die unnachfüchtliche 
Befolgung der in Abſicht auf Nachrechnung und. Gaffenfturz gegebe: 
nen Vorfchriften find die fümmtlichen Mitglieder der Amtsverfamm: 
lung, zunädft aber ihre Ausfhuß und der Oberamtmann mit ihrem 
eigenen Vermoͤgen für ſich und ihre Erben verantwortlic). 


Decretur auf die Amtspflege. Ausfhüffe der Amtsver— 
fammlung, " 

$. 84. Demfelben oder jedem fonft beliebigen Ausfchuffe kann 
bie Amtsverfammlung die Prüfung und Ermäßigung der einzelnen 
etatsmäßigen oder fonft im Allgemeinen befchloffenen Ausgaben der 
Antspflege übertragen. — Der Dberamtmann oder fein gefeglicher 
Stellvertreter führt den Borfig bei diefem Moderationsgefchäfte. — 
Ohne vorgängige Genehmigung bdiefes -Ausfchuffes oder der Amtsver: 
fammlung darf von dem Umtspfleger -Eeine unftändige Ausgabe ge: 
leiftet, höchftens und nur auf feine Gefahr auf bereits im Allgemei: 
nen befchloffene Ausgaben eine angemeffene Abfchla@szahlung gemacht 
werden. — Auch der DOberamtmann ift nicht ermächtigt ohne Zus 
ſtimmung des Ausfhuffes oder der Amtsverfammlung irgend eine Zah: 
lung von Amtswegen auf die Amtspflege anzuweifen. — Neue, 
unvorhergefehene, oder den Etat überfchreitende Ausgaben, fowie die 
zu Dedung bderfelben erforderlichen Umlagen, Gapitalaufnahmen ıc. 
fönnen nur in voller Amtsverfammlung berathen werden. — Nur 
in wirklich dringenden Fällen Eönnen die Amtsdeputicten der Amts: 
ftadt mit oberamtliher Genehmigung den Amtspfleger zu einer folchen 
Ausgabe ermaͤchtigen; der Amtspfleger iſt jedoch im Anftandsfalle be: 
rechtigt, die Einberufung der Amtsverfammlung zu verlangen. In 
jevem Falle find derfelben ſolche vorläufige Decrete zur Prüfung und 
Genehmigung vorzulegen. — Für einzelne Vorarbeiten oder fonftige 
Berrichtungen mögen Ausfhüffe oder Commiffionen von der Amts: 
verfammlung beftellt, jedoch nur für beſtimmte Zwecke und. längftens 
auf Zahresfrift bevollmächtigt werden. 


Amtsvergleihung. 
$. 85. Die Amtsverfammlung beftimme alljährlich bei der Be: 
rathung über den Jahresetat die Zaren, wornach die Militär: und 
Vorſpannkoſten, die Koften der Poftritte, der Staats = und Landes: 
frohnen und andere nad Gefeg und rechtsgültigem Herfommen zur 
Amtsvergleihung geeigneten Koften des legten Rechnungsjahres berech— 
net und unter ben Gemeinden bes Oberamtes ausgeglichen werden. 
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Sie beftimmt den Termin, auf welchen die Verzeichniffe diefer Koften 
durch die einzelnen Gemeindevorfteher mit Zuziehung ihrer Gemeinde 
räthe gefertigt, durch den Amtspfleger oder, wenn die Amtsverfamme 
lung es vorzieht, durch ihren Actuar gefammelt, geordnet, ergänzt 
und mit einem Hauptverzeichniffe zur oberamtlichen Revifion übergeben 
werden. — Nach beendigter Revifion werden die fämmtlihen Ver: 
zeichniffe nebft den darin vorgefundenen Anftänden der Amtsverfamm: 
lung vorgetragen nach Erledigung der legteren die Summen gezogen, 
die Hauptfumme umgelegt und nad) vorgängiger Prüfung dem Amts: 
pfleger zum Einzug und zur Verrechnung übergeben. 
Amtscorporationsfhulben, 

$. 86. Dem Schuldenwefen der Amtskörperfchaften hat die Amts— 
verſammlung, insbefondere aber der Oberamtmann und der Amtspfle: 
ger, eine vorzügliche Aufmerkfamkeit zu widmen, auf Erhaltung des 
öffentlichen Gredits und allmählige Verminderung der Schuldenlaft 
unter fteter Berüdfihtigung der Zeitumftäande und der Kräfte der 
Amtsangehörigeneden ernftlihen Bedacht zu nehmen. 

Gefhäftsfreis der Amtsverfammlung, 

8. 87. Nac) allen diefen und anderen Beziehungen hat die Amts— 
verfammlung die oͤconomiſchen Angelegenheiten der Amtscorporation 
zu beforgen, Alles, was fowohl den inneren gefellfchaftlihen Verband 
diefer Körperfchaft, als ihre Verhältniffe gegen Einzelne und gegen 
andere Gorporationen betrifft, in Berathung zu ziehen, darüber Be— 
fchlüffe zu faffen, ihre diesfallfigen Wünfhe und Befchwerden bei den 
geeigneten Stellen anzubringen und geltend zu machen, ben Ober— 
amtmanne bei wichtigeren Polizeianftalten oder fonftigen Anordnungen 
auf Erfordern mit Rath und That zu unterftügen, durch gemeinfame 
Anordnungen die Vollziehung der Gefege in den einzelnen Gemein: 
den zu fichern. 

Form ihrer Berathungen., 

$. 88. Bei den zum Gefchäftskreife der Amtsverfammlung ge: 
hörigen Gegenfländen findet durchgängig die collegialifhe Behandlung 
Statt. Die Mehrheit der Stimmen gibt den Beſchluß; im Falle der 
Gleichheit hat der Oberamtmann die entfcheidende Stimme. — Sn 
feinem Falle darf die Beiflimmung der einzelnen Amtsdeputirten von 
Haus aus, ohne collegialifhe Verſammlung, eingeholt werden. 


Höhere Genehmigung der Amtöverfammlungsbefhlüffe 


8. 89. Außer den oben ($$. 73. 74. 77. 78) bezeichneten Wahl: 
‚gefchäften, außer den Amtscorporationgetats ($. 79) und unvorherges 
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fehenen. Weberfchreitungen berfelben ($. 84), find auch bie fpecielleren 
Beſchluͤſſe der Amtsverfammlung der betreffenden Kreisregierung zur 
Genehmigung vorzulegen: a) wenn der Oberamtmann, ein Gehilfe 
defjelben,, oder ein anderer Staatsbeamter, ein Kirchen oder Corpo— 
rationgdiener mittelbar oder unmittelbar bei der Sache intereffiet iſt; 
b) wenn einem Mitgliede der Amtsverfammlung oder irgend einem 
Dfficianten der - Amtscorporation eine neue oder erhöhte Befoldung, 
Denfion oder Wartgeld, eine außerordentliche Belohnung, Verehrung, 
Nachlaß oder fonftige Begünftigung bewilligt wird; e) wenn ein Grund: 
ftüd oder irgend ein Nealrecht der Amtscorporation veräußert wird, 
deſſen Gapitalwerth die Summe von 1000 Gulden überfteigt; d) wenn 
eine bleibende Verbindlichkeit auf die Amtscorporation übernommen, 
eine neue die Schuldenmaffe der Amtspflege vermehrende Capital: 
ſchuld aufgenommen, und überhaupt fo oft e) der Grundftod des 
Amtscorporationsvermögens auf irgend eine andere MWeife gefchwächt 
oder angegriffen wird. 


Auffiht auf die Gemeindbeverwaltung Prüfung der Ge 
meinberathsbefchlüffe. 
$. 90. Was die zu dem Amtsverbande gehörigen einzelnen Ges 
meinden betrifft, fo ift die Aufficht über die Verwaltung des Gemeinde: 
vermögens eine der mwefentlichften und wichtigften Obliegenheiten des 
Dberamtimannes, welcher er fih mit unverdroffener Thätigkeit, mit 
Treue und Ernft zu widmen hat. — Bu diefem Behufe find oben 
($. 65), die Fälle beſtimmt worden, in welchen die einzelnen Befchlüffe 
des Gemeinderathd dem Dberamte zur Verfügung oder weiteren Ein: 
leitung vorzulegen find. — Bei der Prüfung diefer Befchlüffe wird 
fi) der Oberamtmann — ohne in bie Verwaltung des Gemeindever: 
mögens felbfthandelnd einzugreifen — einzig durch die Rüdficht leiten 
Laffen, daß jede eigennüsige Einwirkung von Seite einzelner Gemeinde- 
vorfteher, Ausfhußglieder oder Gemeindeofficianten entfernt, jede den 
allgemeinen flaatswirthfchaftlichen oder polizeilichen Grundfägen zuwi— 
derlaufende, oder mit den Verhältniffen gegen andere Gemeinden und 
Staatsangehörigen unverträglihe Maßregel zuruͤckgewieſen, der Grund: 
ftod des Gemeindevermögens möglihft ungefchmälert der Nachkom: 
menfchaft überliefert, das Gleichgewicht zwifchen Einnahmen und Aus— 
gaben erhalten, und unvermeidliche Störungen deffelben in möglichfter 
Zeitkürze wieder entfernt oder ausgeglichen werden. 


Fortſetzung. 
$. 91. Bei den Vertraͤgen der Gemeinden, bei den Verkaufs-, 


158 Württemberg. 


Berleihungs= oder Accordsverhandlungen hat der Oberamtmann nicht 
ohne übereinftimmendes Erfuchen des Gemeinderaths und des Bür: 
gerausfchuffes unmittelbar und. perfönlicy mitzuwirken, vielmehr auf 
möglichfte Vereinfachung der Verwaltung und Verminderung der Koften 
den ernftlihen Bedacht zu nehmen. 
Fortſetzung. 

$. 92. Den (im $. 55) erwähnten Fällen einer Meinungsver: 
fhiedenheit zwifchen dem Gemeinderath und dem Bürgerausfchuffe hat 
der Oberamtmann befondere Aufmerkfamfeit zu widmen, und hiebei 
vornehmlid) aud darauf zu fehen, daß nicht unter dem Vorwande 
eines folhen Diffenfes polizeiliche oder fonftige Verbindlichkeiten ber 
Gemeinden und ihrer Vorfteher unerfüllt bleiben. 

Gemeindeetat. 
8.9. Die Hauptetats der Gemeinden ($. 27) hat der Ober: 
amtmann vorfchriftmäßig zu verfaffen, die jährlichen Specialetats 
($. 26) aber zu revidiren, zu genehmigen oder zur Berichtigung zu— 
rüdzugeben. — in Duplicat derfelben wird in der Oberamtetegiftra= 
tur aufbewahrt, zur fteten Ueberfiht über den öconomifchen Zuftand 
der Gemeinde, und zur Richtfehnur in vorkommenden Fällen. 
Prüfung ber Gemeinderehnungen. 

8.9. Die NRevifion der Gemeinderehnungen feines Bezirkes 
hat der Oberamtmann nod vor dem Ablaufe bes neuen Rechnungs— 
jahres vorzunehmen ($. 36.), und daher mit Ernft und nöthigenfalls 
unter Anwendung der ihm zu Gebote ftehenden Mitteln dafite zu fors 
gen, daß die Nechnungen fobald als möglih nach ihrem Verfallter: 
mine geftellt werden. — Die ihm zur Revifion übergebenen Rech— 
nungen bat der Oberamtmann mit Aufmerkfamkeit und Genauigkeit 
zu prüfen, die Mängel der Verwaltung zu rügen, die Bemerkungen 
des Gemeinderaths und des Bügerausfhuffes mit der Rechnung zu 
vergleihen, den Nechner darüber zu hören, die Anftände von Amts: 
wegen zu erledigen oder deren weitere Erörterung einzuleiten. — Ueber 
den Zuftand des Gemeinderechnungswefens hat der Oberamtmann wie 
bisher einen jährlichen Hauptberiht an die betreffende Negierung ein— 
zufenden. 

Rehnungsabhör, 
$. 95. Die widhtigeren, bei Revifion der Gemeinderechnungen 
vorgefundenen Anftände, infofern diefelben nicht fomwohl die Rechnung, 
als vielmehr die Verwaltung ſelbſt betreffen, hat der Oberamtmann 
an Drt und Stelle unter Vernehmung des Bürgerausfchuffes zu er: 


Verivaltungsedict für die Gemeinden ıc. 159 


Örtern, und unter feinem Vorſitze durch den Gemeinderath erledigen 
zu laffen. — Es ift jedoch zu Verminderung der Koften diefe 
Rocalabhör, wenn nicht dringende Gründe eine Ausnahme fordern, 
mit dem Nuggerichte zu verbinden, jedesmal im Amtsfige gehörig 
vorzubereiten, und auf die die Verrechnung allein betreffenden Defecte, 
deren Erledigung die Mitwirkung des Gemeinderaths nicht erfordert, 
nur in dem einzigen Falle auszudehnen, wenn die Verhandlung im 
Oberamtsſitze der Gemeinde zu größerer Befchwerbe gereichen würde. 


Ruggerichte. 

8. 96. Das Ruggericht ſoll regelmäßig in den Gemeinden erſter 
Kaffe alljährlich, in denen der zweiten Klaffe alle zwei Jahre, und 
in den Gemeinden dritter Klaffe alle drei Jahre gehalten. werden. — 
Dem DOberamtmanne bleibt die Beftimmung der Reihenfolge fowie ber 
Tagfahrt, jedoch in der Art überlaffen, daß immer die für die Orts: 
bewohner fchieklichfte Jahreszeit zu diefer Verhandlung gewählt werde. — 
Der zu diefem Behufe verfammelten Gemeinde wird zuvörderft ein Aus: 
zug der mwichtigften Gefege und Drdnungen, befonders im Gemeindes 
wefen, verlefen und erläutert, fofort aber ſaͤmmtliche Gemeindeanges 
hörigen aufgefordert, jedes ihnen bekannte Gebrechen der öffentlichen 
Verwaltung, jede mögliche Berbefferung derfelben, fowie ihre etwwaigen 
Befchwerden gegen den Ortsvorfteher, den Gemeinderath oder den 
Bürgerausfhuß dem DOberamtmanne anzuzeigen. — Zu Folge biefer 
Aufforderung wird jeder einzelne Bürger über feine. ſich hierauf be— 
ziehenden Wünfhe, Vorfchläge und Befchwerden im Durchgange und 
in Abwefenheit der Gemeindevorfteher vernommen, durch einen vom 
DOberamtmanne .hiezu beftellten Actuar ein kurzes Protokoll geführt, 
fodann der Bürgerausfhuß über jene fowohl als über feine eigenen 
Defiderien gehört, und endlicy mit dem Gemeinderath (mit Ausfhluß 
der etwa perſoͤnlich intereffirten Mitglieder deffelben) die erforderliche 
Berathung gepflogen. — Die Refultate diefer Berathung oder bie 
Nuggerichtsreceffe nebft den bei der Rechnungsabhör getroffenen Ver: 
fügungen werden der verfammelten Gemeinde durch den Oberamtmann 
eröffnet, nöthigenfalls erläutert und zur Nachachtung empfohlen. 


Fortſetzung. 
§. 97. Auch von Amteswegen hat der Oberamtmann bei dem 
Ruggerichte den Zuſtand der Gemeindeverwaltung und der Ortspolizei 
auf jede ſchickliche Weiſe mittelſt Augenſcheines, Einſicht der oͤffent— 
lichen Buͤcher u. ſ. w. zu erforſchen, die bei dem naͤchſt gehenden 
Ruggerichte ertheilten Receſſe mit den Gemeindevorſtehern zu durch): 
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gehen, bie weiter erforderlichen Anordnungen zu treffen und ihrer 
Befolgung ſich zu verfichern. 
Strafgewalt des Oberamtmannes, 

$. 98. Dem Oberamtmanne ift zu Behauptung feines amtlichen 
Unfehens, zu Erhaltung der öffentlichen Ordnung und zu Aufrecht: 
haltung der Regiminal-, Polizei: und Finanzgefege eine amtliche 
Strafgewalt verliehen, welche fich bis auf eine Summe von 10 Reiche: 
thalern oder eine achttägige Gefängnißftrafe (beides einfchließlich), bei 
Legal: und Gonfiscationsftrafen aber bis auf die Summe von 50 Gul: 
den (ebenfalls einſchließlich) erſtreckt. 
Behandlung höherer Straffälle, 

$. 99. Schwerere Vergehungen gegen Regiminal=, Polizei= und 
Sinanzgefege, welche die fo eben ($. 98) bezeichneten Grenzen feiner 
amtlichen Strafgewalt überfteigen, hat der Oberamtmann zu unter: 
ſuchen und der betreffenden höheren Verwaltungsftelle zur weiteren Ver— 
fügung vorzulegen, welche nad Befchaffenheit der Umſtaͤnde die Strafe 
feibft erkennen oder, wenn ſolche ihre Strafbefugnig überfteigt, die 
Acten nebft Gutachten dem Gerichtshofe des Kreifes zur weiteren Ver— 
fügung mittheilen wird. — Bon dem Ermeffen des legteren hängt es 
ab, entweder auf den Grund der oberamtlichen Unterfuchung das Ur: 
theil zu fpredyen, oder die Unterfuchung durdy den Oberamtmann er= 
gänzen, oder endlich durch den Oberamtsrichter reaffumiren zu laffen. — 
Sn allen nad) diefen oder den naͤchſtfolgenden Beftimmungen zu höhe: 
rem Erkenntniß geeigneten Fällen hat der Oberamtmann zwei Ge— 
meinderathsmitglieder als Scabine zu der Unterfuchung beizuziehen. 


Behandlung ber Dienftverygehen, 

$. 100. Auch die Dienftfehler und Dienftvergehungen der dem 
Dberamtmanne untergeordneten Beamten und Diener hat derfelbe nach 
den fo eben gegebenen Beftimmnngen zu unterfuhen und nad Ber: 
fchiedenheit der Falle von Amtswegen abzuftrafen, oder der betreffen- 
den Regierung zur Beftrafung anzuzeigen. — Bei folhen Dienftver: 
gehungen aber, deren Beſtrafung nicht allein die oberamtliche Straf: 
gewalt, fondern auch die der höheren Berwaltungsftelle eingeräumte 
Staatbefugniß überfteigt, hat zwar der Oberamtmann die Unterfuchung 
in adminiftrativer Hinfiht fortzuführen, nad deren Beendigung aber 
die Sache dem Oberamtsrichter zum weiteren Verfahren zu übergeben, 
hierüber jedoch, fowie über die fonftigen Nefultate der oberamtlichen 
Unterfuchung an die Regierung des Kreifes gleichzeitig zu berichten. — 
Aud im Fortgange der. gerichtlichen Unterfuchung ift der Oberamt: 
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mann verpflichtet, dem Oberamtsrichter auf deſſen Erfuchen Über die ad: 
miniftrativen Beziehungen der Sache jede erforderliche Auskunft zu geben, 
oder den materiellen Theil der Unterfuchung nachträglich zu ergänzen. 
Fortſetzung. 

$. 101. Gegen diejenigen Beamten und Diener, welche nad) 
der Verfchiedenheit ihrer Functionen fowohl dem Oberamtmanne als 
dem DOberamtsrichter untergeordnet find (3. B. Ortsvorfteher, Gemeinde: 
räthe, Rathsſchreiber, Gefundheitsbeamte), hat, je nachdem ihr Ver: 


gehen die eine oder die andere jener Functionen betrifft, zunachft der: | | 


jenige Oberbeamte, zu deſſen Reffort diefe Functionen gehören, die 
Unterfuhung zu führen. — Kommt biebei die Verlegung von bei: 
berlei Dienftpflichten oder irgend ein gemeines Verbrechen ($. 103. 104) 
gleichzeitig zur Sprache, fo ift hierdurch die Competenz des DOberamts: 
richterd für die ganze Unterfuhung begründet, der Oberamtmann hin: 
gegen verpflichtet, den erſteren in Abſicht auf die Adminiftrativver: 
gehungen des Angefhuldigten auf die eben ($. 100) gedachte Weife 
zu unterflügen. — Sin bedeutenderen Fallen diefer Art ift die höhere 
Berwaltungsftelle durdy den Oberamtmann von dem Vorgange gleich: 
falls in Kenntniß zu ſetzen. 
Fortſetzung. 
$. 102. Auch für Dienſtvergehungen derjenigen Beamten und 
Diener, welche in Beziehung auf ihre Dienftverrichtungen weder dem 
Dberamtsrichter noch dem Dberamtmanne untergeordnet find (nament- 
lid) der Finanzbeamten), bildet das Oberamt die naͤchſte und ordent- 
liche Unterfuchungsbehörde. — Es hat jedoch daffelbe gegen die den 
Gentrals oder Kreisftellen unmittelbar untergeordneten Finanzbeamten 
nur aus befonderem Auftrage jener Behörden einzufchreiten, außerdem aber 
fich Eeinerlei Infpectiong = oder Strafrecht ber diefelben anzumaßen. — 
Gegen bie niederen Diener im Finanzfache hingegen ift der Oberamt— 
mann auch in Dienftfachen auf erhaltene Anzeige innerhalb der Gren: 
zen feiner Strafbefugnig ($. 98), unter Communication mit den be= 
treffenden Sinanzbeamten, zu erkennen berechtigt, wichtigere Fälle aber 
ber höheren Finanzbehörde anzuzeigen, oder (nach den oben $. 100 
gegebenen Beſtimmungen) dem Oberamtsrichter zu übergeben verpflich- 
tet. — Für Kirchen: und Schuldiener bildet der Oberamtmann mit dem 
Decan das gemeinfchaftliche Oberamt, und als folches für die Dienftver: 
gehungen jener Beamten die naͤchſte und ordentliche Unterfuchungsbehörde. 
Behandlung der peinlihen Fälle. | 
$. 103. Gemeine Verbrehen und Vergehungen endlich, beren 
Beſtrafung weder innerhalb der oberamtlichen Strafgewalt noch auch 
11 
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in der Gompetenz der höheren Adminiftrativbehörden liegt, werden dem 
Oberamtsrichter zur Unterfuhung übergeben. — Wenn über die Na— 
tur des Verbrechens und über die Competenz des Dberamtsrichters 
kein Zweifel obwaltet, fo gefchieht die Uebergabe an denfelben unmit= 
telbar durch die Ortsvorfteher ($. 17). — Im Bweifelsfalle wird bie 
Sache nad) der oben ($. 68) aufgeftellten Regel an das Dberamt ge: 
bracht. — Der Dberamtmann hat jedoch fowohl in bdiefem Falle, 
als wenn er auf anderem Wege, durch Denuncintion, durch unmittel: 
bare Wahrnehmung oder durch polizeiliche Maßregeln auf bie Spur 
eines begangenen Verbrechens geleitet wird, dieſelbe nur bis zu der 
Ueberzeugung zu verfolgen, daß das in Frage ftehende Verbrechen nach 
ſeiner Natur und der im Allgemeinen darauf geſetzten Strafe zur rich— 
terlichen Competenz geeignet ſei, ſofort aber und ohne Zeitverluſt die 
Sache dem Oberamtsrichter zu uͤbergeben, und dieſem die wirkliche 
Unterſuchung zu uͤberlaſſen. 


Nähere Abgrenzung ber oberamtlihen und oberamtsridhter= 
lihen Competenz in Straffadhen, 

$. 104. Im Edicte für die unteren Gerichtsftellen find zu naͤhe— 
ver Beftimmung diefer Competenz diejenigen Vergehen und Verbrechen 
bezeichnet, welche in jedem Falle und felbft dann, wenn die Perfon 
des Thäters noch gänzlich unbekannt ift, zur oberamtsrichterlihen Uns 
terfuhung geeignet find. — Nah Ausfheidung derfelben bleiben dem 
Oberamtmanne zur Unterfuhung — beziehungsweife zur Beftrafung 
zugetheilt: a) bie Dienftvergehungen der in den verjchiedenen Verwal: 
tungszweigen angeftellten Beamten und Diener nad den bieroben 
($$. 100— 102) gezogenen Grenzen; b) die Uebertretungen der Regi— 
minalz, Polizeis und Finanzgefege nad den hierüber (88. 98. 99) 
getroffenen Beſtimmungen; ec) die Verbal- und Realinjurien inner: 
halb der Grenzen ber oberamtlichen Strafbefugniß; d) die erften ein 
fachen Diebftähle und Betrügereien, deren Gegenftand den Werth 
von zehn Gulden nicht überfteigt; Alles jedoch nur, infofern die hier 
aufgezählten Handlungen nicht mit anderen ſchwereren Bergehungen 
concurriren, als in welhem Falle der Oberamtsrichter aud) die Unter: 
fuhung der erfteren zu Übernehmen befugt und verpflichtet if. 


Befonders in Abfiht auf die Griminalpolizei, 
$. 105. Aud in den zur oberamtsrichterliden Gompetenz ge⸗ 
eigneten Fällen hat der Dberamtmann nicht allein den Oberamtsrich— 
ter auf jedesmaliges Erfordern von Polizeiwegen zu unterflügen, ſon— 
dern auch unaufgefordert die ihm anvertraute Polizeigewalt und das 
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ihm untergeordnete Polizeiperfonal zu Entdeckung ber Verbrechen, zu 
Derfolgung und Fefthaltung des ZThäters zu verwenden, überhaupt 
aber und bis zur Uebergabe an den Oberamtsrichter Alles dasjenige 
vorzufehren, was die richterliche Unterfuchung zu erleichtern und den 
Erfolg derfelben zu fihern geeignet fein dürfte. — Mit der wirklichen 
Unterfuhung aber hat fi der Oberamtmann Eeineswegs zu befaffen, 
vielmehr, fobald er nur immer von der Zuftändigkeit des Oberamts— 
richters die amtliche Ueberzeugung erhalten, Ddiefem die weitere Ver: 
fügung anheim zu geben. — Die Veranftaltung einer Legalinfpection 
liegt dem Dberamtinanne ob, wofern ed nicht unzweifelhaft ift, daß 
die Sache ſich zur Competenz des Dberamtsricdhters eignet. — Unter 
denfelben Borausfegungen kann eine Hausſuchung durch den Oberamt: 
mann, oder — nach gefchehener Uebergabe — durch den Oberamts— 
richter verfügt werden. Auch den Ortsvorſtehern ift diefelbe unter den 
gefeglihen Bedingungen geftattet. | 


Fortſetzung. 

$. 106. Die Verhaftung des Angeſchuldigten iſt in den geſetz— 
lich biezu geeigneten Fallen nicht allein dem Oberamtsrichter, fondern 
auch dem Dberamtmanne und jedem Drtsvorfteher erlaubt. — Was 
die Erlaffung von Stedbriefen betrifft, fo ift auch diefe nach Ver: 
fchiedenheit der Falle fowohl dem DOberamtsrichter, als dem Oberamt: 
manne, beiden jedoch nur infofern geftattet, als der Verdacht gegen 
die bezeichnete Perfon rechtlich begründet, und die Verhaftung derfel: 
ben zufäfiig ift. Auch die vom Oberamtsrichter erlaffenen Stedbriefe 
werden in der Regel an die Oberämter feines und der benachbarten 
Gerichtsbezirke gerichtet und von diefen an die untergeordneten Behoͤr— 
den ausgefchrieben. — Die Veranſtaltung einer Streife bleibt dem 
Oberamtmanne Überlaffen; nur in befonders dringenden Fällen kann 
der Dberamtsrichter auch einzelne Drtsvorfteher um Anordnung einer 
Particularftreife unmittelbar requiriren. — Gegen die hierbei oder 
auch fonft eingefangenen Baganten wird die Unterfuhung vom Ober: 
amtmanne eingeleitet, und erft dann, wenn ſich gegründete Anzeigen eines 
wirklichen Verbrechens finden, an den Dberamtsrichter abgegeben. 


Polizeigefängniffe und Verpflegung ber Gefangenen, 
$. 107. Die Auffiht über die Polizeigefängniffe und die darin 
befindlichen Gefangenen fteht dem Dberamtmanne, und in der Unter: 
ordnung unter benfelben den einzelnen Drtsvorftehern zu. — Die 
Einrichtung und Erhaltung der oberamtlichen Gefangniffe, fowie die 
Verpflegung der Gefangenen in bdenfelben liegt der Amtspflege ob, 
il’ 
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welche dagegen auch die von Oberamtswegen angeſetzten Polizei⸗ und 
Disciplinarſtrafen bezieht. — Nur die Strafen wegen Uebertretung 
der Regiminal- und Finanzgeſetze, ſowie die den Betrag von 10 Reichs— 
thalern überfteigenden Legalftrafen (F. 98) werden dem Fiscus verrech⸗ 
net. — Zu Verminderung der Koſten iſt es dem Oberamtmanne ge— 
ſtattet, ſich zu Vollziehung ſeiner Straferkenntniſſe der ſtaͤdtiſchen 
Polizeigefaͤngniſſe zu bedienen. — Die diesfallſige Uebereinkunft mit 
den Stadtvorſtehern, ſowie die Feſtſetzung des Verpflegungstarifs und 
das Erkenntniß uͤber den Regreß an die Schuldigen, bleibt der Amts⸗ 
verſammlung uͤberlaſſen. — Diejenigen Gefangenen, welche zur Ueber⸗ 
gabe an den Oberamtsrichter geeignet find, werden aud während des 
oberamtfichen Verhaftes auf Gerichtskoften verpflegt, und es hat zu 
dem Ende der Dberamtmann jedesmal bei der Uebergabe an den Ober: 
amtsrichter ein Verzeichniß jener Detentionskoften beizuſchließen. 


namentlih auf dem Transporte, 

$. 108. Die Koften der Verpflegung, Verwahrung und Fort: 
fhaffung der Gefangenen auf dem Xransporte werden von jedem 
Stationsorte vorgefhoffen, von diefem aber nad) einem durch bie 
Amtsverfammlung alljährlich zu erneuernden Mapftabe zur Amtsver= 
gleihung gebracht. — Für Inländer hat die Amtspflege ihres Wohn— 
ortes unter Vorbehalt des Regrefjes einzuftehen. 

Recurs gegen oberamtlihe Straferfenntniffe 

$. 109. Gegen jede von dem Dberamte angefegte Geld: oder 
Gefaͤngnißſtrafe (mit Einfhluß der $. 104. Lit. c. d. aufgeführten 
Kälte) fteht dem Geftraften der Recurs an die geeignete höhere Verwal: 
tungsftelle nach den diesfalls beftehenden gefegfichen Beftimmungen offen. 

Prüfung der von ben DOrtsvorftehern gefällten Gtrafs 
erfenntniffe. 

$. 110. Da auf gleiche Weife gegen die von einem Ortsvor— 
fieher oder Gemeinderath verhängten Polizeiftrafen dem Geftraften 
der Recurs an das Oberamt geftattee ift ($. 15), fo bat der Ober: 
amtmann jede Beſchwerde diefer Art unter Vernehmung des Ortsvor: 
ftandes mit Unbefangenheit zu prüfen, und nur nad) forgfältiger Er: 
wägung aller Umftände darüber zu erkennen. — Gegen dieſe ober: 
amtliche Entfcheidung findet Fein weiterer Recurs an eine höhere 
Behörde Statt. 
Aufſicht über die dem Oberamte untergeordneten Staat: 

und Gemeinbebiener. 
8. 111. Bei jeder Veranlaffung hat der Oberamtmann fein 
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Augenmerk bahin zu richten, daß das obrigkeitliche "Anfehen eines 
Theils gegen Unbotmäßigkeiten und ordbnungswidrige Anmafungen be: 
hauptet, anderen Theils aber nie zur Bedrüdung oder Mifhandlung 
Unferer Unterthanen mißbraucht werde. — Sn diefer gedoppelten Be: 
ziehung hat der Dberamtmann auf die Amtsführung der ihm unter: 
geordneten Staats: und Gemeindediener ein ſtets wachſames Auge zu 
halten, ihre Thätigkeit zu weden, zu ordnen und zu leiten. 


Auffiht über die Ortspofizei — 

$. 112. Die Handhabung der Ortöpolizei tft zwar fowoht in 
ber Amtsſtadt, als in den Übrigen Amtsorten zunächft und unmittel: 
bar den Drtsvorftehern und Gemeinderathen anvertraut. Es hat jedoch 
der Oberamtınann über die wirkliche Ausübung dieſer Polizeigewalt 
die ſtrengſie und beftändige Aufſicht zu führen, die diesfallfigen Local— 
anordnungen nad vorgängiger Prüfung von Amtswegen zu unter: 
ftügen, unter ſich ſelbſt und mit den SOME DOLIHBFIENER in Ueber: 
einftimmung zu erhalten. 


insbefonbere in ber Oberamtsflabt. 

$. 113. Was insbefondere die Ortspolizei in der Oberamtsſtadt 
betrifft, fo ift der Oberamtmann nicht allein in wichtigeren und dringen 
deren Fällen unmittelbar und perfönlich einzufchreiten befugt und ver: 
pflichtet, fondern aud) der Ortsvorſteher verbunden, von allen bedeus 
tenderen,, insbefondere aber von allen mit einiger Deffenttichkeit ver: 
fnüpften, Vorgaͤngen das Oberamt auf der Stelle in Kenntniß -zu 
fegen und die etwaigen Anordnungen deffelben zu befolgen. Unter die 
Vorgänge diefer Art find insbefondere zu zählen: alle Aufſehen er: 
regenden Erreffe und polizeiwidrigen Vorfälle, öffentliche Luftbarkeiten, 
Sreifchießen, Schauſpiele u. dgl., Eimquartierungen und Durchmaͤrſche, 
echeblichere Unglüdsfälle, außerordentliche VBerfammtungen der Bürger: 
haft, öffentliche Anfchläge und fonftige Bekanntmachungen, neue 
Polizeianftalten und Verordnungen, die Beftellung neuer Polizeibes 
dienten und fonftiger Gemeindeofficianten, die Kirchen: und Schul: 
pifitationen und andere mit gewifler Feierlichkeit verbundenen Wer: 
handlungen x. — Die Geftattung gewöhnlicher Taͤnze ift in ber 
Amtsftadt fowohl, als in den übrigen Amtsorten dem Ortsvorfteher 
überlaffen, welcher die gefeglihe Zare davon zu erheben und viertel: 
jährig dem Dberamte einzuliefern hat. | 
Perfönlihe Eheilnahme des DOberamtmannes an ben Gemeinde: 

rathsverhandlungen. 
$. 114. Dem Oberamtmanne iſt geſtattet, unter den im 9. 38 
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gegebenen Beſtimmungen einzelnen Verhandlungen des Gemeinderaths 
perfönlich anzumwohnen und an den Berathungen beffelben Theil zu 
nehmen. Er hat aber in diefem Falle die den Gemeinden und ihren 
Behörden eingeräumten Befugniffe zu achten, die Leitung der Ver: 
handlung, die Umfrage, die entfcheidende Stimme u. f. w. dem Orte: 
vorfteher zu überlaffen, die Freiheit der Berathung auf keinerlei Weife 
zu flören, noch weniger die Faſſung irgend eines mit den beftehenden 
Gefegen verträglichen Befchluffes zu hindern. 


Verhältnif zum Bürgerausfchuß. 
$. 115. Den Bürgerausfhuß hat der Oberamtmann bei ben 
ihm gefeglich zuftehenden Befugniffen zu fchügen, feine Bitten, Vor: 
fhläge und Befchwerden mit Unbefangenheit zu hören und mit Auf: 
merkſamkeit zu prüfen, zugleich aber auch mit Ernſt darauf zu fehen, 
daß nicht der Bürgerausfhuß die Grenzen jener Befugniffe überfchreite, 
oder bei feinen Anträgen von dem Wege der Ordnung abweiche. 


Beftätigung und VBerpflihtung ber Gemeinderathsglieder, 
Gemeindepfleger und DOfficianten, 

$. 116. Die Wahl der Mitglieder des Gemeinderaths ſowie 
bie der Gemeindepfleger und der übrigen Gemeindeofficianten, hat der 
Dberamtmann nur nad forgfältiger Prüfung der perfönlihen Ber: 
hältniffe und Eigenfchaften des Gewaͤhlten zu beftätigen, oder bie 
Gründe, warum er diefe Beftätigung verweigern zu müffen glaubt, 
nad eingeholtem Gutachten des Gemeinderaths unter Anfchluß deffels 
ben der Regierung vorzulegen. — Die Beeidigung der Gemeinde: 
beamten ift, fo oft es ohne Koftenaufmand gefchehen kann, vor der 
betreffenden Gemeinde, außerdem aber in der Amtsſtadt, immer jedoch 
mit gebührender Feierlichkeit, nah vorgängiger Belehrung über die 
Pflichten ihres Berufes vorzunehmen. — Die Verpflihtung der unteren 
Gemeindediener hat der Oberamtmann der Ortsobrigkeit zu Üüberlaffen. 

Wahl und Verpflihtung ber Ortsvorfteher., 

$. 117. VBorzügliche Aufmerkſamkeit ift der Wiederbefegung der 
Drtsvorftehersftellen zu widmen. — Bei Erledigung einer folchen Stelle 
hat der Oberamtmann bie. einftweilige Amtsverweferei zu beftelfen, 
fodann zur Wahl der Candidaten einen angemeffenen Termin anzus 
beraumen. — Am Wahltage begibt fi der DOberamtmann an Drt 
und Stelle, befpricht fih vorerft mit dem Gemeinderath und dem 
Bürgerausfhuffe über das, mas in Abfiht auf die Befoldung, In: 
ſtruction, Regiftratur und dergl. zu erinnern fein möchte, verfammelt 
fodann die Gemeinde, belehrt fie über die Form und die Wichtigkeit 


Verwaltungsedict für die Gemeinden ꝛc. 167 


der Wahl und fordert ſaͤmmtliche Buͤrger auf, nunmehr einzeln im 
Durchgange je drei Maͤnner zu bezeichnen, welche von ihnen fuͤr die 
wuͤrdigſten und tuͤchtigſten zu dieſer Stelle erachtet werden. — Ueber 
den Durchgang wird durch einen vom Oberamtmanne hiezu beſtellten 
Actuar ein foͤrmliches Protokoll geführt, jede einzelne Stimme in dem: 
felben bemerkt, und der Eintrag von dem Stimmgeber unterzeichnet. 
Sofort werden mit Zuziehung des älteften Nathsgliedes und des Ob: 
mannes des Bürgerausfchuffes die Stimmen gezählt, und die Reſul— 
tate diefer Zählung ſowohl, als die Zahl aller Stimmberedhtigten und 
der bei der Abftimmung erfchienenen Bürger am Schluffe des Proto= 
£olls beurkundet. — Diefes Wahlprotofoll hat der Oberamtmann ber 
Megierung des Kreifes zur weiteren Verfügung im Original vorzus 
legen. — Der neu ernannte Drtsvorfteher wird durch den Oberamt: 
mann öffentlih auf dem Rathhaufe oder in dem fonft zu den Ge: 
meindezufammenfünften beftimmten Gebäude beeidigt und in feine 
Stelle eingewiefen. 


DOberamtöregiftratur. Geſchäftslocal. 

$. 118. Die ordnungsmäßige Erhaltung feiner Amtsregiftratur 
hat fi der Dberamtmann befonders angelegen fein zu laffen, und 
daher auf die Reponirung, Sammlung und Aufbewahrung der Acten 
möglichften Fleiß und Sorgfalt zu verwenden. — Zur Erleichterung 
feiner Gefhäftsführung ift dem Oberamtmanne in feiner Amtswoh— 
nung das erforderliche Arbeitslocal eingeräumt, in welchem er aud) 
feine amtlichen Verhandlungen ordentlicherweife vornimmt. Es ift ihm 
jedoch unbenommen, bei folchen Verhandlungen, für welche ein größe: 
rer Raum oder befondere Feierlichkeit und Deffentlichkeit erfordert wird, 
von dem Rathhaufe der Oberamtsftadt Gebraud zu machen. 


Amtstage. 
F. 119. Der Zutritt zum Oberamte iſt die ganze Woche hin: 
durch zu jeder fhidlihen Stunde geöffnet. — Für feine auswaͤrti— 


gen Verrichtungen hat der Oberamtmann gewiffe Wochentage feftzu: 
fegen, an den übrigen fi nicht ohne Noth von feinem Amtsfige zu 
entfernen, und feine Amtsuntergebenen über diefe im Einverftändniffe 
mit den übrigen Ortsbeamten und mit Nüdfiht auf die: Örtlichen 
Verhaͤltniſſe zu treffende Zeiteintheilung zu ihrer Nachachtung zu bes 
lehren. — An Sonn: und Feiertagen bleibt die Canzlei — dringende 
Fälle ausgenommen — gefhloffen; nur in durchaus unauffhieblichen 
Faͤllen kann eine öffentlihe Verhandlung und aud dann nur ohne 
Störung des Gottesdienftes gefhehen. — Ohne zuvor eingeholte Er: 
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laubniß der betreffenden Regierung bat fih der Dberamtmann nicht 
über Nacht aus feinem Oberamtsbezirke zu entfernen. 


Gapitel 3. Von der Verwaltung der Stiftungen. 
Unmittelbare XAuffiht über die Stiftungen. 

$. 120. Die in jeder Gemeinde vorhandenen Stiftungen für 
Kirhen:, Schul: und Armenbedürfniffe, mit Einfluß der für diefe 
und ähnlihe Zwede beftimmten Familien» und anderen Privatitif: 
tungen, find, wofern die Stifter keine andere Auffihtsbehorde benannt 
haben, unter die befondere Obhut der geiftlichen und weltlichen Orts— 
vorfteher geftellt. 

Bildung bes Stiftungsraths, 

$. 121. Der Stiftungsrath befteht aus den Ortsgeiftlichen und 
dem Etadt= oder Gemeinderat. — Die Leitung der Gefchäfte ſteht 
dem erften Ortsgeiftlihen und dem erften Ortsvorfteher gemeinfchaft: 
li) zu; außerdem gebührt dem weltlihen Ortsvorfteher die erfte ordent— 
liche, dem geiftlihen Worfteher hingegen im Falle der Stimmengleich: 
heit die entfcheidende Stimme. Die übrigen Geiftlihen des Ortes, wo 
ſich deren mehrere befinden, fiimmen nad dem weltlihen Vorſteher 
vor den Übrigen Rathegliedern. — Mo jedoh für einzelne Kirchen 
des Drtes befondere Stiftungen beftehen, gebührt nur den bei der be: 
treffenden Kirche angeftellten Geiftlihen eine Stimme über die Ange— 
legenheiten derfelben. — Das Stimmredt der weltlihen Rathsglie— 
der wird duch kein Parochialverhaͤltniß befchräntt. 

VBerhältniffe der Mitglieder des Stiftungsraths. 

$. 122. ft der Gemeinderat aus Mitgliedern von verfchiedes 
nen Glaubensbefenntniffen zufammengefegt, fo find die Eatholifchen 
Mitglieder deffelben von den Berathungen über die Verwaltung evange- 
lifher Stiftungen, und umgekehrt die evangelifchen Gonfefjionsver- 
wandten von den Berathfchlagungen über die Verwaltung Eatholifcher 
Stiftungen inſoweit ausgeſchloſſen, als diefe Stiftungen blos für got: 
tesdienftliche Zwede beſtimmt find. 

Actuar bes GStiftungsrathe, 

$. 123. Der gewöhnliche Actuar des Gemeinderaths führt das 
Protokoll (abgefondert vom Rathsprotokoll) und beforgt die Ausferti— 
gungen aus demfelben ohne befondere Belohnung. — Die Xecten 
werden bei den Gemeindebocumenten verwahrt; dem vorfigenden 
Geifttichen ift unbenommen, zu jeder beliebigen Zeit davon Einficht 
und Abfchrift zu nehmen. 
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Stiftungspfleger. 

$. 124. Der Etiftungsrarh wählt durch Mehrheit der Stims 
men die erforderlichen Stiftungspfleger (Deiligenpfleger, Spitalpfleger, 
Armenkaftenpfleger, Almofenpfleger u. f. w.) und ftellt fie dem ges 
meinfchaftlihen Oberamte zur Beſtaͤtigung und Verpflichtung vor. — 
Eie werden entweder auf ihre Lebensdauer oder auf eine beftimmte 
Zeit, wenigftens aber auf die Zeit von drei Fahren, gewählt, und 
koͤnnen nur unter bdenfelben WVorausfegungen wie die Ortsvorfteher 
und Gemeindepfleger ($. 12) von ihrer Stelle entfernt werden. — 
Dem erften Ortsvorſteher kann die Stiftungspflege nicht übertragen 
werden. — Dem Stiftungspfleger gebührt von Amtswegen, wenn 
er auch nicht Mitglied des Gemeinderaths ift, Sig und Stimme im 
Stiftungsrath. 

Combination mehrerer Stiftungen, 

$. 125. Bon mehreren in einem Orte befindlichen Stiftungen 
ift für jede in der Meygel eine eigene Rechnung zu führen. — Sollte 
der Stiftungsrath für angemeffen erachten, mehrere folder Stiftungen 
in eine gemeinfchaftliche Verwaltung zu vereinigen, fo ift der dies— 
fallfige Antrag, nah vorgängiger Rüdfprahe mit dem Buͤrgeraus— 
fhuffe, dem gemeinfhaftlihen Dberamte und von dieſem nebſt Gut: 
achten der betreffenden Regierung vorzulegen. 

Weitere Dfficianten, 

$. 126. Die etwa weiter erforderlichen Officianten, 3. B. Kaften: 
Enechte, Küfer u. dgl. — gleichfalls vom Stiftungsrath, jedoch 
nur auf Wohlverhalten, gewählt und von dem Vorſtande deſſelben 
verpflichtet. 

Allgemeine Abminiftrationsvorfhriften. 

$. 127. Die Stiftungspfleger fowohl, als die übrigen Mitglie: 
der des Stiftungsrarhs find dafür verantwortlich, daß das Stiftungs: 
vermögen mit möglichftem Fleiße verwaltet, die Gefälle, Zinfe, Gül: 
ten u. f. mw. pünktlich und unnachſichtlich eingezogen, die Naturalien 
beftmöglichft verwahrt und verwerthet, die Capitalien hinlänglicy ver: 
fihert, alle unnöthigen Ausgaben vermieden und insbefondere die Stif: 
tungen nicht mit frembdartigen Laſten und Ausgaben befchwert werden. 

Stiftungsetat, 

$. 128. Mit dem Schluffe des Rechnungsjahres legt ber Stif: 
tungspfleger dem Vorftande des Stiftungsraths (dem gemeinfchaftlichen 
Unteramte) den Zuftand feiner Caffe, den baaren Geldvorrath, ben 
Sturszettel und das Verzeichniß feiner Ausftände und Paſſivruͤckſtaͤnde 
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vor. — Unter Zugrundlegung bes Vermögensftandes und der vor: 
hergehenden Rechnungen entwirft das gemeinfhaftlidhe Unteramt mit 
Zuziehung des Stiftungspflegers eine möglihft genaue Berechnung 
der vorausfichtlichen Einnahmen und Ausgaben der Stiftung (Etat), 
und legt denfelben dem verfammelten Stiftungsrach zur Prüfung 
und weiteren Berathung vor. 


Erhaltung ber Stiftungen, 


8. 129. Es ift hiebei das Hauptaugenmerk dahin zu richten, 
daß eines Theils die den Stiftungen nad dem Willen der Stifter 
und ihrer urfprünglichen Beftimmung obliegenden Ausgaben, befon= 
ders zu frommen und milden Zwecken, wirklid und vollftändig ge— 
leiftet, anderen Theils aber der Grundftod des Stiftungsvermögens 
unangegriffen erhalten und ungefhmälert der Nachkommenſchaft über: 
liefert werbe. 

Dedung bes Deficits, 


F. 130. Wenn die Leiftung ber fliftungsmäßigen Ausgaben ohne 
Angriff des Grundftodes des Stiftungsvermögens nicht möglich) fein 
follte (3. B. bei außerordentlihen Baukoften oder zufälliger Berminde: 
rung der Einnahmen durch Mißwachs, Unwerth der Früchte u. dgl.), 
fo hat der Stiftungsrath in forgfältige Erwägung zu ziehen, ob und 
welche Ausgaben, ohne der Abficht des Stifters oder dem Rechte irgend 
eines Dritten zu nahe zu treten, befchränft oder eingeftellt, ob und 
wer etwa, Eraft Patronatrechtes oder aus irgend einem anderen Rechts— 
geunde, nad) Gefes oder Herkommen in Anſpruch genommen, oder 
ob und wie etwa fonft das Deficit gedeckt werden dürfte. — Die 
Gemeindecaffe ift zu Dedung dieſes Deficit nur, infofern verbunden, 
als es fi von Ausgaben handelt, welche in Ermangelung oder bei 
der Unzulänglichkeit befonderer Stiftungen der Gemeinde unmittelbar 
obliegen, oder nad allmähliger Erfchöpfung der erfteren auf die leg: 
teren zurüdfallen würden. 


Yrüfung und Genehmigung des Etats, 


$. 131. Nach diefen und den oben ($: 127) angegebenen Rd: 
fihten hat der Stiftungsrath den ihm vorgelegten Sahresetat aufs 
Genauefte zu prüfen und dem Bürgerausfchuffe zu gleihmäßiger Prü: 
fung mitzutheilen, fofort mit Berüdfichtigung ber von legterem ge: 
machten Bemerkungen die ben Umftänden angemeffenen Befchlüffe zu 
faffen und mit einer doppelten Abfchrift des Etats dem gemeinfchaft- 
lihen DOberamte zur Genehmigung vorzulegen. 
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Bollziehung des Etats, Kirchenconvent. 


$. 132. Mit der Vollziehung des Etats, mit der Decretur ber 
einzelnen durch bdenfelben im Allgemeinen genehmigten Einnahmen 
und Ausgaben, mit der fpeciellen Verwendung der gewiffen Zwecken 
etatsmäßig gewidmeten Summen, und überhaupt mit Beforgung ber 
laufenden Gefchäfte im Stiftungswefen, ift der Kirhenconvent 
als beftändiger Ausfhuß des Stiftungsraths beauftragte. — Der: 
felbe hat außerdem die Beftimmung, für die Erhaltung der Sitten>, 
Kirchen: und Schulpolizei Sorge zu tragen. — Die Drtsgeiftlichen, 
ber erſte DOrtsvorfteher und der Stiftungspfleger find von Amtswegen 
Mitglieder des Conventes. Zwei bis drei weitere Befiger werden von 
dem Stiftungsrath aus feiner Mitte gewählt. — Das Gonventspro: 
tofoll wird in der Megel durch den Drtsgeiftlihen und, wo beren 
mehrere find, durch den jüngften von ihnen geführt und aufbewahrt. 


VBerantwortlichkeit des Kirhenconventes und bes Stiftungs— 
pflegers. 

8. 133. Ohne die ſchriftliche Genehmigung des Kirchenconventes 
ift kein Etiftungspfleger ermächtigt, irgend einen Kauf, Verkauf, 
Accord, Pacht oder fonftigen Contract im Namen der Stiftung ab: 
zufchließen, irgend eine nicht bereits im Voraus beftimmte Ausgabe zu 
leiften, irgend etwas an Geld oder Naturalien auszuleihen. — Für 
jede diesfallfige Berfaumnis hat der Stiftungspfleger — für jedes — 
ohne Beobachtung der gefeglichen VBorfchriften genehmigte Anlehen 
haben die fämmtlichen Mitglieder des Kirchenconventes, jedes zu ſei— 
nem Betreff, fubfidiarifh aber für das Ganze zu haften. — Ueber 
Baufoften (mit Ausnahme der gewöhnlichen Reparaturen) und über 
andere Anrechnungen, deren Beurtheilung befondere technifche Kennt: 
niffe erfordert, hat der Kircyenconvent vor Faſſung des Beſchluſſes 
mit den geeigneten Sachverſtaͤndigen Ruͤckſprache zu nehmen. 


Verhältniß des Kirhenconventes zum Stiftungsrath, 

$. 134. Wenn aber 1) die Verbindlichkeit der Stiftung zu dies 

fen oder anderen Ausgaben nicht ganz unzweifelhaft; oder 2) von Ueber: 
nahme einer neuen Berbindlichkeit auf die Stiftung; 3) von einer 
neuen Befoldung, Befoldungszulage, Penfion oder fonft jährlich 
twiederfehrenden Ausgabe; 4) von einer außerordentlichen Verehrung, 
von einem Nachlaffe oder fonftiger Begünftigung; 5) von abgängiger 
Verrehnung eines Ausftandes die Rede iſt; oder 6) wenn ein 
‚Mitglied des Kirchenconventes perfönlicy bei der Sache intereffirt ift; 
7) wenn ein Contract ohne gefeglichen Aufftreich oder Abſtreich abge: 


172 Ä Wuͤrttemberg. 


ſchloſſen; 8) ohne richterliches Erkenntniß irgend ein Recht der Stif- 
tung aufgegeben oder ein beſtrittener Anſpruch an dieſelbe anerkannt; 
9) eine Erwerbung oder Veräußerung von Gebäuden, Grundftüden 
oder Gefällen; oder 10) eine Gapitalaufnahme (außer zu Ablöfung 
anderer Gapitalien); 11) ein Vorempfang auf die Einkünfte folgen: 
der Jahre geſchehen; 12) die laufenden Ausgaben duch Ablöfung 
eines Activcapitals gededt; 13) eine ftiftungsmäßige Ausgabe be: 
ſchraͤnkt oder eingeſtellt; 14) eine wefentlihe Veränderung in ber Ver: 
waltung oder Benugung des Stiftungsvermögens getroffen; 15) der 
Etiftungserat auf irgend eine andere Meife überfchritten oder verän= 
dert, oder endlich 16) eine Abweihung von den gefeslihen Normen 
ber Verwaltung gemacht werden foll, fo bat der Kirchenconvent die 
Sache zwar in vorläufige Berathung zu ziehen, fodann aber dem 
verfammelten Stiftungsrath zur näheren Prüfung vorzulegen, und 
diefem die weitere Entſchließung anheim zu geben. 


Snöbefondere in Abfiht auf Armenunterftügung. 


$. 135. Was insbefondere die Armenunterftügung betrifft, fo 
iſt bei Entwerfung des Fahresetats mit möglichfter Genauigkeit zu 
berechnen, wie viel nah dem Willen der Stifter, und wie viel etwa 
noch weiter nad den Kräften der Stiftung im Ganzen zu biefem 
Zwecke verwendet werden koͤnne und folle. — Ueber die wirkliche 
Verwendung diefer Summen und ihre Vertheilung unter die einzelnen 
Armen hat fodann der Kirchenconvent unter Communication mit den 
übrigen Mitgliedern der Drtsleitung des Mobhlthätigkeitsvereines zu 
verfügen. — Sollten befondere erft im Laufe bes Jahres eintre= 
tende Umftände eine Ueberfchreitung diefer Summe nothwendig machen, 
fo hat der Kirchenconvent hierzu die Genehmigung des Stiftungs- 
raths einzuholen. — Eben bdiefes geſchieht, wenn der Kirchenconvent 
die Unterflügung einzelner Gemeindeglieder durch Geld: oder Natu— 
ralanlehen ohne gefegliche WVerficherung für dienlich oder nothivendig 
erachtet, infofern dieſe Vorfchüffe nicht aus der im Voraus zur Ar: 
menunterflügung gewidmeten Summe beftritten werden. 


Subfidiarifhe Verbindlichkeit der Gemeinden zur Armen 
unterffüßung. 

8.136. Bei der Unterftüsgung der Armen ift der Grundfag feſtzu— 
halten, baß auch diejenigen Stiftungen, welche ganz oder zum Theil die— 
fem Zwede gewidmet find, hierzu nur, fo weit es ohne Angriff ihres Ver: 
mögenfonds und ohne Abbruch ihrer fonftigen ftiftungsmäßigen Aus 
gaben thunlich ift, in Anfpruc genommen werden Eönnen, bei ber 
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Unzufänglichkeit diefer Beiträge aber jeder Gemeinde bie Fürforge für 
ihre Armen obliegt. 


Mitwirkung des Bürgerausfchuffes. 
$. 137. In den übrigen (nad $. 134) zum Erfenntniß des 
Stiftungsraths geeigneten Fallen hat derjelbe jedesmal den Bürger: 
ausfhuß zur gutachtlihen Aeußerung aufzufordern. — Aber aud im 
Bürgerausfchuffe gebührt, infofern von einer blos gottesdienftlichen 
Zwecken gewidmeten Stiftung die Rede ift, nur den zu derfelben Con— 
feffion fih befennenden Mitgliedern eine Stimme. 


Rehnungsftellung. 

8. 138. Die Jahresrechnung wird durch den Stiftungspfleger 
in der Regel felbft geftellt. — Wegen Uebertragung der Rechnungs: 
ftellung an den Verwaltungsactuar, fowie wegen der für diefe Ned): 
nungsgefibafte auszufegenden Belohnung, finden die bei dem Gemeinde: 
rechnungsmwefen deshalb ertheilten Beſtimmungen ($$. 33. 34) auch 
bier ihre Anwendung. 


Prüfung der Rehnung duch den Stiftungsrath und ben 
Bürgerausfhuß; 

$. 139. Sobald die Rechnung geftelfe ift, wird fie nebft ihren 
Beilagen durdy den Nathefchreiber der Gemeinde vorgelefen, fodann 
duch den Stiftungsracth in Abwefenheit des Rechners geprüft und 
dem Bürgerausfhuffe (oder den hiezu geeigneten Mitgliedern deffelben, 
8. 137) zu gleihmäßiger Durchſicht mitgetheift. — Die Bemerkungen 
des Ausſchuſſes werden im Stiftungsrath begutachtet, fofort aber 
mit der Nechnung und allen dazu gehörigen Acten zum gemeinfchaft: 
lichen Oberamte eingefhidt. 


duch das gemeinfhaftlihe Oberamt, 
8. 140. Die Rechnung wird vorerfi durdy den Oberamtmann 
nad der ihm für die Nevifion der Gemeinderechnungen ertheilten Vor: 
Schrift ($. 94) nah Form und Inhalt geprüft, fodann unter An: 
ſchluß fammtliher Defecte dem Decan zur Einfiht und zu etwaigen 
Bemerkungen mitgetheilt. 
Rehnungsabhör, 
$. 141. Nach diefen Vorbereitungen wird die Abhoͤr durd das 
gemeinfchaftlihe Oberamt mit Zuziehung des Nechners in der Ober: 
amtsftadt vorgenommen, und die vorlommenden Receffe dem Stiftungs: 
rath mitgetheil. — Sollten ſich jedoch folche Anftände ergeben, 
welche nicht wohl anders als an Ort und Stelle unterfucht oder nicht 
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ohne in das Innere der Berwaltung einzugreifen, gehoben werden 
£önnen, fo find diefelben bei dem naͤchſten Ruggerichte durch den Ober: 
amtmann unter Zuziehung des Stiftungsraths (nöthigenfalld unter 
Vernehmung des Bürgerausfchuffes) zu erledigen, und die diesfallfigen 
Receſſe dem betreffenden Decan zur Einſicht mitzutheilen. 


Revifiond= und Abhörkoften, 


$. 142. Für die Abhoͤr der Stiftungsrehnung hat die Stif: 
tungscaffe den damit bemühten Perfonen in der Regel Feine Beloh: 
nung oder Entfhädigung zu reihen. — Sollten jedoch die Localab— 
hörgefchäfte ausnahmsweiſe nicht gelegenheitlich des Ruggerichtes vor: 
genommen werden Eönnen oder durch diefelben die Nuggerichtskoften 
bedeutend vermehrt werden, fo ift dies bei Einfendung der Neifekoften: 
verzeichniffe zu bemerken, um wegen des von ber Stiftungscaffe zu 
leiftenden Erſatzes die nöthige Verfügung treffen zu können. — Auch 
die Revifion der Stiftungsrehnungen ift amtliche Obliegenheit dee 
Dberamtes und mithin ohne befondere Koftenanrechnung zu beforgen. 
Es können jedoch die Stiftungscaffen zu Beftreitung der hierdurch vers 
mehrten DOberamtscanzleikoften in verhältnißmäßige Goncurrenz ge: 
zogen werden. 


Stiftungsconfraternität, 


$. 143. Wo bisher unter mehreren oder ſaͤmmtlichen Stiftungen 
eines DOberamtsbezirkes für gemeinfhaftliche Zwecke und Laften (3. B. 
für Unterrichtsanftalten, Epidemiekoften, andere Armencur: und Suften- 
tationskoſten u. dgl.) eine rechtsgultige Verbrüderung ftattgefunden hat, 
da ift folche bis auf weitere Anordnung auch Eünftig aufrecht zu er: 
halten. Es find aber die Rechtstitel und Grundfäge derfelben, ſowie 
der bisherige Maßſtab zu Vertheilung der Koften der betreffenden Re— 
gierung zur Prüfung und angemeffenen Verfügung vorzulegen. 


Kortfesung. 

$. 144. Die Berathung der dieſe Stiftungsverbrüderung be: 
treffenden Gegenftände gefchieht durch die Amtsverfammlung unter 
dem gemeinfchaftlichen Vorfige des Dberamtmannes und des betreffen- 
den Decand. — Wenn fih die Verbrüderung nur über einzelne 
Theile des Oberamtes erfiredt, fo gebührt nur den Deputirten der 
betheiligten Amtsorte eine Stimme bei biefer Berathung. — Sn 
Abfiht auf Bevollmädhtigung und Inftruction haben fi) die Depu= 
tirten nad) den im $. 76 in Beziehung auf die Amtsverfammlungss 
glieder ausgefprochenen Grundfägen zu achten. — Der Decan hat 
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hiebei insbefondere das gemeinfchaftliche Intereffe der Stiftungen der 
Amtspflege gegenüber zu wahren. — In denjenigen Oberämtern, 
welche mehrere Diöcefanfprengel derfelben Gonfefjion ganz ober zum 
Theil umfaffen, ift nur der Decan (oder in deffen Ermangelung der 
erfte Geiftliche) der Dberamtsftadt zu diefen Verhandlungen beizus 
ziehen. Es hat aber derfelbe die betreffenden Decane von ben gefuß: 
ten Befchlüffen jedesmal in Kenntniß zu fegen. 


Gemeinfhaftlihes Oberamt, 


$. 145. Außerdem aber, und in allen die einzelnen Rocalftiftun: 
gen betreffenden Angelegenheiten, bildet der Oberamtmann mit dem 
Decan, in deffen Sprengel die Stiftung gelegen ift, das gemeinfhaft- 
liche Oberamt oder die Auffihsbehörde für den Stiftungsrath. — 
Nur in folhen Fällen, wo der perfönliche Zufammentritt mit dem 
Dberamte nothiwendig wird, wie 3. B. bei Nechnungsabhören, hat 
der Decan, wenn er außer der Oberamtsftadt feinen MWohnfig hat, 
zu Erfparung der Reifekoften den erften Geiftlichen der Oberamtsftadt 
zu ſubſtituiren, welcher ſich diefem Gefchäfte jederzeit unentgeltlich zu 
unterziehen hat. — Sollte die Verfchiedenheit des Glaubensbekennt— 
niffes oder irgend ein anderer Umſtand eine Ausnahme von bdiefer 
Regel begründen, fo find hierzu der betreffenden Regierung mit mög: 
lichſter Rüdfiht auf Koftenerfparniß die geeigneten Anträge zu machen. 


Bezeihnung der zur Eognition bes gemeinfhaftlihen Ober: 
amtes geeigneten Fälle, 

$. 146. Dem gemeinfchaftlichen Oberamte find außer den Stif- 
tungsetats und Stiftungsrechnungen diejenigen Befchlüffe des Stif: 
tungsraths zur Genehmigung vorzulegen, durch welche entweder irgend 
ein perfönliches Intereffe der Mitglieder deffelben, oder der Vermoͤ— 
gensfonds der Stiftung auf irgend eine Weife berührt, der ordentliche 
Etat derfelben überfchritten oder verändert wird. — Namentlid) find 
bierunter begriffen: 1) diejenigen Fälle, welche nad den Beflimmun: 
gen des 8. 134 von dem Kirchenconvente zur fliftungsmäßigen Bera— 
thung vorgelegt werden, mit einziger Ausnahme der dort unter Wr. 5) 
und 7) ausgeführten Fälle; 2) diejenigen Beihlüffe des Stiftungs: 
raths, bei welchen der Vorftand oder irgend ein anderes Mitglied 
deffelben perfönlich betheiligt ift. " 


Sonftige Einwirkung bes gemeinfhaftlihen Oberamtes. 


$. 147. Auch außer den hier namentlich ausgedrüdten Fällen 
ift das gemeinfchaftlihe Oberamt ermächtigt, von den Verhandlungen 
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und Beſchluͤſſen des Stiftungsraths und des Kicchenconventes zu jeder 
Zeit beliebige Einficht zu nehmen, auch den Verhandlungen derfelben, 
fofern e8 ohne Koften für die Stiftungen gefchehen mag, perfönlid) 
anzumwohnen, ohne jedoch die Freiheit der Verathung oder die dem 
ordentlihen Vorſtande der Behörden gebührende Leitung bderfelben 
zu flören, 

Shberauffiht der Kreisregierung. 


$. 148. Das gemeinfchaftlihe Oberamt hat die Befchlüffe des 
Stiftungsraths in nachftehenden Fallen der betreffenden Kreisregierung 
zur höheren Entjchließung ‚vorzulegen: 1) wenn der Oberamtmann und 
der Decan in ihren Anfichten nicht übereinftimmen; 2) wenn einer 
von ihnen oder ein Gehilfe des Dberamtmanns oder ein anderer 
Staatsbeamter, ein Kirchen» oder ein Gorporationsdiener perfönlich 
bei der Sache intereffirt iſt; 3) wenn von einer zweifelhaften Ver— 
bindlichkeit der Stiftung oder von Uebernahme einer neuen Verbind— 
licykeit auf Ddiefelbe; 4) von einer neuen DBefoldung, Befoldungszus 
lage, Penfion oder fonft jährlidy wiederkehrenden Ausgabe, von außer: 
ordentlihen Verehrungen oder ahnlichen Begünftigungen die Rede ift; 
5) bei jeder Veräußerung von Gebäuden, Grundftüden und Gefällen, 
bei wichtigeren oder laͤſtigen Erwerbungen diefer Art; 6) bei Capitals 
aufnahmen oder erheblichen Vorempfängen auf die Einkünfte folgen: 
der Jahre, infofern folhe nicht zur Ablöfung von Paffivcapitalien 
verwendet werden; 7) wenn ein zum Grundftüd- des Stiftungsver- 
mögens gehöriges Activeapital zu Dedung der laufenden Ausgaben 
veriwendet werden foll; oder endlich 8) wenn eine fonftige wefentliche 
Veränderung in der Verwaltung oder Benugung des Stiftungsvermö= 
gens getroffen wird. 


Einfendung ber Etats und Rehnungszuftandsberidte,- 


$. 149. Die Etats der einzelnen Stiftungen find von zehn zu 
zehn Fahren der betreffenden Kreisregierung zur Einfiht und Ber: 
fügung vorzulegen. — Ueber den Zuftand des Stiftungsrechnungs— 
wefens aber hat der Dberamtmann den herkoͤmmlichen Hauptbericht 
an diefelbe alljährlih in Gemeinfhaft mit den betreffenden Deca= 
nen zu erftatten. 


Bernere Gültigkeit der beftehenden Verwaltungsgeſetze. 


$. 150. Diejenigen Beſtimmungen der Communordnung und 
ber übrigen die Verwaltung der Gemeinden, Amtskörperfchaften und 
Stiftungen betreffenden älteren und neueren Geſetze, welche den in 
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gegenmwärtigem: Edicte ausgefprochenen Grundfägen nicht mwiderftreiten, 
find als allgemein verbindlich aud ferner zu befolgen. “ 
Unfer Minifterium des Innern ift mit der Vollziehung des 
gegenwärtigen Edictes beauftragt. 
Gegeben Stuttgart den 1. März 1822. 


Wilbelm. 
Der proviforifche Chef des Departements des Innern: 
Schmiblin. 


Auf Befehl des Königs: Der Staatsfeeretair 
Bellnagel. 


Revidirtes Gefetz über das Gemeindebärger- und Beifitz- 
recht, vom 4. December 1833. 


Withelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Wuͤrttemberg. Wir 
haben Uns bewogen gefunden, Unſer unter dem 15. April 1828 er: 
laffenes Gefeg über das Gemeindebürger: und Beifigreht auf 
dem Grund der indeffen gemadten Erfahrungen einer forgfältigen 
Prüfung zu unterwerfen und einzelne Beftimmungen beffelben zu er: 
gänzen und zu verbefjern. — Nach Anhörung Unferes Geheimen: 
raths und unter Zuftimmung Unferer getreuen Stände zu den nad): 
folgenden neuen Beftimmungen und Abänderungen der bisherigen Ge: 
feggebung , verordnen und verfügen Wir daher wie folgt: 


Abfchnitt Allgemeine Beftimmungen. 
Verhältniß des Gemeindbeverbanbes zum Staatsvereine, 
Art. 1. Die Gemeinden find die Grundlage des Staatsvereined. — 
Seder Staatsbürger muß, fofern nicht für ihn das gegenwärtige Ge: 
feg (Art. 4) eine Ausnahme begründet, einer Gemeinde als Bürger 
oder Beifiger angehören. — Nur der Staatsbürger ift fähig, ein 
Gemeindebürger= oder VBeifigrecht im Königreiche zu befigen. 


Umfang des Gemeindebeifig: ober Heimathredhtes, 


Art. 2. Das Gemeindebeifig: oder Heimathredht gewährt die 
Befugniß, in der Gemeinde ſich haͤuslich niederzulaffen und unter 
den gefeglihen Beſtimmungen fein Gewerbe zu treiben, fowie im. 
Falle der Dürftigkeit den Anſpruch auf Unterftügung aus den oͤrt— 
lihen (Gemeinde: oder Stiftungs:) Eaffen. 
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Umfang bed Gemeindebürgerrehteß.; 

Art. 3. Das Gemeindebürgerreht begreift außer dem fo eben 
bezeichneten Heimathrecht noch weiter in fi: 1) die Berechtigung zur 
Theilnahme an den Gemeindenugungen; 2) das Wahlrecht und die 
Mählbarkeit bei Befegung der Drtsvorftehers: und Gemeinderathes 
ftellen, fowie der Bürgerausfhüffe (Verwaltungsedict 88. 5. 6. 47 
und 49); 3) das Recht zur gefeglihen Mitwirkung bei der Wahl ber 
Abgeordneten der* Etädte und Oberamtsbezirke zur zweiten Kammer 
der Ständeverfammlung, unter Worausfegung der befonderen ver: 
faffungsmäßigen Erforderniffe (Verf. Urt. $$. 139. 140). 


Ausnahme von ber allgemeinen Verpflihtung zur Gemeinde 
genoffenfhaft. 

Art. 4 Bon der Verpflichtung einer beftimmten Gemeinde als 
Bürger oder Beifiger anzugehören (Art. 1) find ausgenommen: 1) die 
Standesherren und die fämmtlichen Mitglieder ftandesherrliher Haͤu— 
fer; 2) die adeligen Befiger von immatriculicten Rittergütern und 
deren Gattinnen; 3) die übrigen Mitglieder der ritterfchaftlichen Fami— 
tien, fobald die für dieſelben beftimmten Körperfchaften (Verf. Urk. 
$. 39) fich gebildet, und die Verpflichtung zur Unterflügung der hilfe: 
bedürftigen Samilienglieder, fowie zur Ausmittelung eines beftändi: 
gen MWohnfiges für diefelben übernommen haben werden; 4) alle die: 
jenigen, welche bei Verkündigung dieſes Gefeges bereits ein Öffentliches 
Amt im Hof:, Militärs oder Givildienfte, im Kirchen: und Schul: 
fache oder bei einer Körperfchaft befleiden; 5) diejenigen Staatsdiener 
(im Hof-, Militär: und Givildienfte), welche nur vermöge ihrer Ans 
ftellung das zeitliche Staatsbürgerrecht erlangt haben (Verf. Urk. 8. 19), 
und über den Vorbehalt eines auswärtigen Heimathrechtes ſich auszu— 
weifen vermögen; 6) diejenigen Staatsangehörigen, welche vor der 
Verkündigung des gegenwärtigen Gefeges, nad Maßgabe der bisheri— 
gen Gefeggebung über das Heimathrecht, einer nicht im Gemeindever: 
bande ftehenden Befigung zugetheilt worden find, für ſich und für 
ihre nach diefer Zutheilung geborenen Kinder. 


Folge der Nichterfüllung ber erwähnten Verpflichtung. 
Urt. 5. Jeder Staatsbürger, der nicht unter den im Art. 4. 
Nr. J. 2. 3 und 5 bezeichneten Ausnahmen begriffen ift, kann fi, 
ehe er ein. Gemeindebürger= oder Beifigrecht befigt, weder verehe: 
lichen, noch ein öffentliches Amt übernehmen, noch ein Gewerbe auf 
eigene Rechnung oder mit eigenem Haushalte treiben, noch Kberhaupt 
einen felbftftändigen Wohnſitz nehmen. 
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-Perfdnlihkeit des Bürger: und Beifigredtes. 

Art. 6. Die Erwerbung des Gemeindebürger: oder Beifig: 
rechtes ift von dem Befig eines Grundeigenthums in der Gemeinde 
unabhängig. In denjenigen Orten, in welchen bisher fogenannte 
Realgemeinderehte ftattfanden, wird mit dem Befig eines bisher be= 
rehtigten Grundftüds das Bürgerrecht felbft noch nicht erworben. 
Umfang des Bürger: und Beifigrehtes in zufammengefegten 

Gemeinden, 

Art. 7. In den aus mehreren Drten zufammengefegten Gemein: 
ben ift jeder, welcher einem dieſer Drte ald Deimathgenoffe angehört, 
Bürger oder Beifiger der Gefammtgemeinde, und kann als folcher 
nicht nur in jedem dieſer Orte feinen Wohnfig nehmen, und jedes 
zunftige oder unzünftige Gewerbe dafelbft treiben; fondern er nimmt 
auch unter den in diefem Gefege gegebenen Beflimmungen an dem 
MWahlrechte, fowie an der Waählbarkeit für die Stellen des erften Orts: 
vorfiehers, des Gemeinderaths und des Bürgerausfchuffes der Ge— 
fammtgemeinde Antheil. — Auch ift jeder Activbürger und jeber 
Activbeifiger einer folhen zufammengefesten Gemeinde zur Theilnahme 
an den perfönlichen Leiftungen (Frohnen) für Zwecke der Gefammtge: 
meinde auf gleihe Weife verpflichtet. 


Gleihzeitige Genoffenfhaft mit mehreren Gemeinden bes 
J Königreiches, 

Art. 8. Der Bürger einer Gemeinde kann unter Beibehaltung 
feines bisherigen Bürgerrechtes das Bürger: oder Beifigrecht einer an— 
deren Gemeinde nur für feine Perfon und ohne Wirkung auf feine 
Ehefrau und auf feine vor oder nad) diefer Erwerbung geborenen Kin: 
der erwerben, oder im alle er die Ueberfiedlung feiner Familie beab: 
fihtigen follte, das früher genoffene Bürger: oder Beifigreht nur für 
feine Perfon, nicht für feine Ehefrau und Kinder, beibehalten. — 
Diefelben Beftlimmungen gelten für den Beifiger, der unter Beibe— 
haltung feines Befigrechtes das Bürgerrecht einer anderen Gemeinde er: 
werben will; eines zweiten oder weiteren Beifigrechtes kann er nur 
durch freiwillige Aufnahme, und aud dann nur in dem fo eben be= 
zeichneten Maße theilhaftig werden. — Wer jedoch zur Zeit der Ber: 
kündigung dieſes Geſetzes bereits das Bürger: oder Beifigrecht bei 
mehreren Gemeinden des Königreiches befigt, bleibt für ſich und feine 
Nachkommen in dem ungefchmälerten Genuß biefer mwohlerworbenen 
Rechte. — Sollte der Fall eintreten, daß ein folcher Genoffe ziveier 
oder mehrerer Gemeinden ber öffentlichen. Unterflügung bebürfte, fo 
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iſt die Concurrenz zu derſelben unter Beruͤckſichtigung des rein per: 
fönlichen oder Familienverbandes mit den einzelnen Gemeinden durd) 
die Megierungsbehörde feftzufegen. 
Gleichzeitige Genoffenfhaft mit in=- und ausländifchen 
Gemeinden, 

Art. 9. Der Bürger oder Beifiger einer infandifchen Gemeinde 
kann die Genofjenfhaft einer ausländifhen Gemeinde nur mit befonde: 
ver Eönigliher Bewilligung und nur unter der Bedingung erwerben 
oder beibehalten, daß er den ihm obliegenden Pflichten eines dieffeiti: 
gen Staats: und Gemeindebürgers oder Beifigers in jeder Hinſicht 
Genüge leifte und für die Erfüllung diefer Verbindlichkeiten die er: 
forderlihe Sicherheit ſtelle. — Daffelbe ift auh dann zu beobady: 
ten, wenn der Bürger oder Beifüger einer inländifchen Gemeinde in einem 
fremden Staate feine bleibende Wohnung nimmt (Verf. Urk. $. 35). 

Schutzgenoſſenſchaft. 

Art. 10. Die bloße Schugertheilung oder die Geſtattung eines 
zeitigen Aufenthaltes begründet keine Genoffenfchaft mit der Gemeinde 
des Aufenthaltsortes. 

Freie Wahl des Aufenthaltsortes, 

Art. 141. Seder Staatsbürger, der irgend einer Gemeinde bes 
Königreiches als Bürger oder Beiſitzer angehört, oder von diefem Ber: 
bande gefeglich ausgenommen ift (Art. 4), Bann in jeder beliebigen 
Gemeinde feinen Aufenthalt nehmen, und bdafelbft jedes nicht zünf: 
tige Gewerbe nach Maßgabe der hiefür beftehenden Vorſchriften treiben, 
fo lange ihm der Aufenthalt nicht wegen ſchlechten Praädicats oder 
aus anderen polizeilichen Gründen durch die zuftändige Regierungsbe— 
börde verfagt wird. — Berfagt aber muß der Aufenthalt, auf Ein: 
fprache des Gemeinderaths, werden, wenn ber fremde Bürger oder 
DBeifiger 1) wegen Bettelns in polizeilicher Unterfuhung fteht, oder 
2) in den der Veränderung des Aufenthaltsortes vorangegangenen drei 
Sahren aus öffentlihen Gaffen Beiträge zu feinem Unterhalte, den 
Tall eines vorkbergehenden unverfchuldeten Unglüds ausgenommen, 
empfangen hat, oder während des Aufenthalts im fremden Orte in 
eine Lage kommt, daß er mildthätiger Unterftügung bedarf, oder 3) mit 
Bahlung ber im Aufenthaltsorte [huldig gewordenen öffentlichen Ab— 
gaben nach erfolgter Mahnung über ein Jahr im Rüdftand geblieben ift, 
oder 4) fich in einem der hienach im Art. 19 bezeichneten Fälle befindet. 


Wohnfteuer. 
Art. 12. Jeder, der in einer Gemeinde, der er weder ald Bür- 
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ger, noch als Beiſitzer angehört, freiwillig oder Berufs halber feine 
ſelbſtſtaͤndige Wohnung nimmt, hat an die Gaffe diefer Gemeinde 
jährlich eine Abgabe (MWohnfteuer) zu entrichten, welche dem Betrag 
der dafeldft eingeführten Bürgerfteuer (Art. 63) gleihlommt. — Selbft: 
ftändige Frauensperfonen bezahlen den häfftigen Betrag dieſer Ab: 
gabe. — Frei von der Wohnfteuer find: a) die Standesherren und 
die Befiger immatriculicter Rittergüter, wenn fie fie) auf den ihnen 
zuftändigen Gütern aufhalten; b) alle Unteroffiziere und Soldaten in 
denjenigen Orten, mo fie des Dienftes wegen ihren Wohnfig haben. 


Abſchuitt IE. Bon der Erwerbung des Gemeindebürger: 
und Beifigrechtes. 


Capitell. Bon der Erwerbung durh Geburt. 
Beftimmung wegen ber ehelichen Kinder her Bürger und 
Beifiger, 

Art. 13. Das Bürger: oder Beifigrecht geht auf jedes eheliche 
Kind in derjenigen Gemeinde, über, in welcher der Vater zur Zeit 
der Geburt des Kindes, oder, wenn er früher mit Tod abgegangen 
wäre, zur Beit feines Abſterbens Bürger oder Beifiger war. — Cine 
Ausnahme tritt bei denjenigen Gemeindegenoffen ein, welche nad 
Verkündigung diefes Geſetzes ein zwei- oder mehrfaches Genoffen: 
fhaftsrecht erwerben, indem ſolche nur Eines biefer Genofjenfhafte: 
rechte auf ihre Kinder vererben (Art. 8). 


Befkimmung wegen ber unehelichen, fowie ber durch nachfol— 
genbe Ehe legitimirten Kinder, 


Art. 14. Die unehelihen Kinder erwerben durch ihre Geburt 
das Bürger: oder Beifigrecht in derjenigen Gemeinde, in welder die 
Mutter zur Zeit ihrer Enıbindung das Bürger oder Beiftgrecht hatte. — 
Ehelichen ſich in der Folge die Eltern, fo erlangt das Kind das Bür: 
ger= oder Beiſitzrecht in derjenigen Gemeinde, welcher fein Vater zur 
Zeit feiner Verehelihung als Bürger oder Beifiger angehört, wogegen 
fein durch die außereheliche Geburt erworbenes Bürger: oder Beiſitz⸗ 
recht in dem SHeimathorte der Mutter wieder aufhört. 


Gapitel 2. Bon ber Erwerbung buch Aufnahme. 


Aufnahmerecht ber Semeinderäthe, 
Urt. 15. Das Recht, Gemeindebürger und Beifiger aufzuneh— 
men, ſteht den Stadt: und Gemeinderäthen unter den im Art. 67 
gegebenen näheren Beſtimmungen zu. 
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Unzuläffigkeit einer befhräntten Aufnahme, 


Art. 16. Das Bürger: oder Beifigrecht darf weder auf eine ges 
wiſſe Zeit, noch unter einer die gefeglichen Mechte der Genoffenfchaft 
befehränkenden Bedingung ertheilt werden. 


Bedingungen ber Aufnahmefähigkeit, 

Art. 17. Jeder Württembergifhe Staatsbürger ohne Ausnahme 
kann durch bie zuftändige Gemeindebehörde aufgenommen werden; 
ebenfo jeder Ausländer, dem die zuftändige Staatsbehörde das Staats⸗ 
bürgerrecht ertheilt hat. 


VBorausfegungen, unter weldhen einem Inländer bie Auf— 
nahme in das Bürger: oder Beifigreht niht verweigert 
werben darf, 

Art. 18. Einem Snländer, welcher zur Ausübung einer freien 
Kunft oder Wiffenfhaft, zum feldftftändigen Betrieb eines Handwerks, 
der Handlung oder Fandwirthfchaft perfönlich befähige ift, kann bie 
Aufnahme in das Bürger: oder Beifigrecht einer Gemeinde, mag er 
ſolche nur für fich felbft, oder zugleich für feine noch unter väterliher 
Gewalt ftehenden Kinder nachfuchen, nicht verweigert werden, wenn bei 
ihm die in den beiden nachftfolgenden Artikeln vorgefchriebenen Be— 
dingungen eines guten Prädicats und zureichenden Vermögens eintreten. 
Fortfegung — Nähere Beftimmung hinfihtlih des Prä— 

dbicats, 

Art. 19. Wegen fchlechten Prädicats Bann die Aufnahme ver: 
weigert werden: a) jedem, der durch ein gerichtlihes Erkenntniß zu 
einer mehr als einjährigen Freiheitsftrafe oder zur Dienftentfegung 
verurtheilt, zu Bekleidung eines öffentlichen Amtes für unfähig er— 
klaͤrt, und unter polizeiliche Aufficht geftellt worden ift; b) jedem, der 
in ben ſechs Iegten feinem Aufnahmegefuche vorangegangenen Jahren 
wegen Diebftahls oder Betrugs mit irgend einer Strafe belegt, oder 
wegen eines ihm angefchuldigten Vergehens diefer Art nur von der 
Inſtanz entbunden werden iſt; ec) jedem, ber im Laufe der Ießten 
ſechs Jahre wegen Vagirens oder Afotie, oder wegen wiederholter 
MWilderei mit irgend einer Strafe belegt worden ift; d) jedem, ber 
zur Zeit der Anbringung feines Gefuches in eine gerichtliche Unter: 
fuhung verwidelt ift, ober wegen Diebflahls, Betrugs, Vagirens 
oder Afotie in polizeilicher Unterfuhung fleht; und e) jedem, ber 
unter Curatel geftellt, oder nach vorliegenden unzweifelhaften Bewei: 
fen, auch ‘unabhängig von dem Zeugniffe des Gemeinderaths feiner 
bisherigen Heimath, als ein ſchlechter Haushälter zu betrachten ift. — 


Geſetz über das Gemeindebürger = und Beifigredht. 183 


In dem .gemeinderäthlichen Zeugniffe, welches dem Weberfiedler zum 

Behuf feines Aufnahmegefuches ausgeftellt wird, ift jedes Mal aus: 

druͤcklich zu bemerken, ob der Bittfteller fich in Eeinem ber in dem 

gegenwärtigen Artikel bezeichneten Fälle befinde. 

Bortfegung — Nähere Beftimmung binfihtlih bes Ver— 
mögens, 

Art. 20. In Beziehung auf das Vermögen der Aufzunehmen: 
den wird Folgendes feftgefegt: 1) dag Vermögen, das einen Rechts: 
titel zur Aufnahme gewähren ſoll, muß a) wenn es fid von ber Auf: 
nahme in eine Gemeinde erfter Klaffe (Verw. Edict $. 2) hanbelt, 
wenigftens ein taufend Gulden, b) bei einer Gemeinde. zweiter Klaffe 
wenigftens achthundert Gulden, c) bei einer Gemeinde dritter Klaffe 
wenigftens fehshundert Gulden betragen. 2) Wenn die Aufnahme 
zum Behuf der Verheurathung nachgefucht wird, fo wird für die nad) 
Nr. 1 erforderlihe Summe das Vermögen beider Verlchten zufam: 
men gerechnet. — Kin Gleiches tritt ein, wenn die Aufnahme 
zweier Ehegatten nachgefucht wird. 3) Bei Berechnung der nad) 
Mr. 1 erforderlichen Summe kommt nur dasjenige Vermögen in Bes 
tracht, welches der Nachfuchende, deſſen Ehefrau oder Verlobte mit 
vollem Eigenthum und nah Abzug der Schulden befigen. — Uebri: 
gens werben alle Vermögenstheile, au die Fahrniß, mit Ausnahme 
der Kleider und bes Leibweißzeuges eingerechnet; nur die beftrittenen oder 
uneinbringlichen Forderungen bleiben unberüdfihtigt..e — 4) Sudt 
der Bewerber die Aufnahme nicht blos für fi, fondern auch für 
feine noch unter väterlicher Gewalt ftehenden Kinder nah, fo wird 
für jedes Kind ein weiteres Zehntheil der unter Nr. 1 feftgefesten 
Bermögensfumme erfordert. 5) So weit das Vermögen eines Ueber: 
‚fiedlers von einer ihm von dem Gemeinderath feiner bisherigen Hei: 
math aus der Gemeindecaffe für den Zwed der Bewirtung feiner 
Ueberfiedlung, gemachten Schenkung herrührt, wird baffelbe in die ge— 
feglich erforderliche Vermögensfumme nicht eingerechnet. 6) Neben 
ber gefeglich erforderlichen Wermögensfumme muß ber Ueberfiedler den 
Befig der im Falle der Aufnahme zu entrichtenden Aufnahmegebühr 
(Art. 29) nachmeifen. 


—Anwendung bed Borftehenden auf bie Ausländer. 

Art. 21. Einem Ausländer kann die vorläufige Zuficherung des 
Gemeindebuͤrger- oder Beifigrechtes zum Behuf der, Erwerbung des 
Staatsbürgerrechtes (Verf. Urk. 8. 19) nicht verweigert werden, wenn 
derfelbe den anderthalbfachen Betrag der vorgefchriebenen Vermögens: 
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fumme (Xrt. 20), beziehungsweife alfo 1500 fl., 1200 fl., 900 fl. be: 

figt, und die weiteren Vorausfegungen bei ihm eintreten, unter wel: 

hen nach den Artikeln 18 und 19 diefes Gefeges die Aufnahme eines 
Inlaͤnders nicht verweigert werden darf. 


Fortſetzung. 

Art. 22. Bevor einem Auslaͤnder die vorlaͤufige Zuſicherung des 
Gemeindebuͤrger- oder Beiſitzrechtes ertheilt wird, muß demſelben von 
dem Inhalt des Art. 71 dieſes Geſetzes Nachricht gegeben und ihm 
uͤberlaſſen werden, eine Erklaͤrung ſeiner bisherigen Obrigkeit beizu— 
bringen, daß er, wenn ſeine Aufnahme in den dieſſeitigen Gemeinde— 
und Unterthanenverband fuͤr nichtig erklaͤrt wuͤrde, in ſeiner fruͤheren 
Heimath wieder angenommen werde. 


Beſtimmung für den Fall der Wiederaufhebung eines Ehe— 
verlöbniſſes. 

Art. 23. Wenn der Aufzunehmende nur mit Hinzurechnung des 
Vermoͤgens ſeiner Verlobten die nach Art. 20 erforderliche Vermoͤgens⸗ 
ſumme beſitzt, verliert die Aufnahme ihre Guͤltigkeit, wenn das Ehe— 
verloͤbniß nicht zum Vollzug kommt. 


Aufnahme der Beiſitzer in das Bürgerrecht. 

Art. 24. Die vorſtehenden Beſtimmungen (Art. 17. 18. 19. 
20. 23) finden auch auf den Beiſitzer Anwendung, welcher ſich um 
die Aufnahme in das Buͤrgerrecht der Gemeinde, der er bereits als 
Beiſitzer angehoͤrt, meldet. Einem Beiſitzer, der zum Mitgliede des 
Gemeinderaths oder des Buͤrgerausſchuſſes erwaͤhlt worden iſt, kann 
die Aufnahme in das Buͤrgerrecht nicht verweigert werden (Verw. 
Edict 88. 6 und 49). — Auch in Anſehung derjenigen Beiſitzer oder 
Ausgefeffenen, welche zur Stelle eines erften Ortsvorftehers berufen 
werden, bleibt es bei der Beflimmung des Verwaltungsedicts $. 12, 
wornach der Ernannte das Drtsbürgerrecht ohne weitere Nachſuchung 
durch die Ernennung felbft erlangt, jedod unter Vorbehalt der von 
ihm zu entrichtenden Aufnahmegebühren. 


Unzuläffigfeit der Berweiggrung ber Aufnahme wegen über: 
fester Einwohnerfhaft ober Gewerbe, 

Art. 25. Gegen ein Aufnahmegefuh, bei welhem die Voraus: 
fegungen ber Art. 18— 21 eintreten, Bann der Grund nicht geltend 
gemacht werden, baß die Einwohnerfchaft überhaupt oder das zünf: 
tige Gewerbe oder die unzünftige Handthierung, welcher der Bewer: 
ber treiben will, in dem Orte überfegt feien. 
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Aufnahme von Frauensperfonen. 

Art. 26. Die mit ihrem Manne überfiedelnde Ehefrau bedarf 
in feinem Falle, eine unverehelichte Srauensperfon aber zu ihrer Ber: 
beurathung mit dem Bürger oder Beifiger einer anderen Gemeinde nur 
dann einer befonderen Aufnahme, wenn gegen fie eine der im Art. 19 
bezeichneten Borausfegungen bewiefen wird. — Mit der fo eben er: 
wähnten Ausnahme wird jede Ehefrau des Genoffenfchaftsrechtes ihres 
Ehemanns von Recdhtswegen theilhaftig, und felbft nad) getrennter 
Ehe behält fie daffelbe in derjenigen Gemeinde, welcher ihr Ehemann 
zur Zeit der Auflöfung der Ehe angehörte. — Sollte der Ehemann 
zur Zeit feiner Verheurathung ein mehrfaches Bürger: oder Beifig- 
recht befigen, fo ‚hängt es von der Wahl feiner Gattin ab, welches 
derſelben fie mit ihm zu theilen gemeint fei. 


Ahndung von Unrihtigfeiten in ben Angaben ber Bewerber 
ober in ben Zeugniffen ihrer Ortsobrigkeit. 

Art. 27. Die um Aufnahme Bittenden und beziehungsweife 
ihre Eltern oder Vormuͤnder find, wenn fie ſich in ihren zu Begrün: 
dung ihres Gefuches gemachten Angaben eine Unwahrheit zu Schulden 
tommen laffen, mit den geeigneten Strafen zu belegen. Außerdem 
verliert der Bewerber, der einer wiſſentlich falfchen Angabe uͤberwie— 
fen wird, oder den Beweis über das Borhandenfein der gefeglichen 
Erforderniffe mit Urkunden, welche falfche Angaben darüber enthalten, 
zu führen verſucht, jedenfalls das Recht, die Beflimmungen ber 
Art. 18— 21 gegen den abweifenden Befchluß des Gemeinderaths in 
Anfpruh zu nehmen. — Obrigkeitliche Perfonen, weldye an ber 
Ausftellung unrichtiger Zeugniffe für die Bewerber um das Bürger: 
oder Beifigrecht einer anderen Gemeinde Theil genommen haben, un: 
terliegen je nach der Befchaffenheit und dem Grade der Berfhuldung 
einer adminiftrativen oder einer gerichtlichen Strafe. 

Beftimmung des Wirkungsktreifes ber Recursbehörben. 
Art. 28. In allen flreitigen Fällen der Aufnahme in das Ge: 
meindebürger= oder Beifigrecht haben die Necursbehörden nur darüber 
zu erkennen, ob die Verweigerung der Aufnahme nach dem gegen: 
wärtigen Gefege rechtlich zuläffig fei, und hiernach die abweifende 
Verfügung zu beftätigen, oder die Gemeinde zur Aufnahme des Be: 
werbers für gefeglich verbunden zu erklären. 
Aufnahmegebühr. 

Art. 29. Jeder, der von dem Gemeinberath, fei ed aus eige: 

ner Entfchliefung oder dutch Verfiigung der Recursbehoͤrde, in das 
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Bürgers oder Beifigrecht aufgenommen wird, hat an bie Gemeinde: 
caffe die rechtmäßig bergebrachte Aufnahmegebühr zu entrichten. — 
Die Gebühr für die Aufnahme in das Beiſitzrecht darf die Hälfte 
der Bürgerrechtsgebühr nicht üÜberfteigen. — Wird ein Beifiger in 
das Bürgerrecht derfelben Gemeinde aufgenommen, fo bat er die Auf: 
nahmegebühr nur über Abzug der für die Aufnahme in's Beifigrecht 
feftgefegten Gebühr zu_bezahlen. 
Insbefondbere ber $rauensperfonen. 

Art. 30. Unter den näheren Beftimmungen bes vorftehenden 
Artikels hat es bei den hergebrachten Aufnahmegebühren der Frauens: 
perfonen aud für diejenigen Fälle fein Verbleiben, in welchen folche 
keiner förmlichen Aufnahme durch den Gemeinderath bedürfen (Art. 26). 


Berminderung ober Erhöhung ber Aufnahbmegebühren, 

Art. 31. Eine Verminderung der rechtmäßig hergebrachten Auf: 
nahmegebühren kann durch den Gemeinderath, im Einverftändniffe mit 
dem Bürgerausfhuffe, verfügt werden (Verw. Edict 88. 52. 53). — 
Die Erhöhung derfelben ift an befondere Genehmigung der zuftän: 
digen Kreisregierung gebunden (Verw. Edict $. 66), jedenfalls aber 
nur infoweit zuläffig, daß die Gebühr für die Aufnahme eines: bereits 
feloftftändigen Bürgers bei einer Gemeinde erfter Klaffe die Summe 
von 120 fl., in der zweiten Klaffe die Summe von 50 fl., und in 
der dritten Klaſſe von 25 fl. nicht uͤberſteige. . 

Belohnung ber Gemeinberäthe, 

Art. 32. Jeder neu aufgenommene Bürger oder Beifiger hat 
dem Gemeinderath eine Sportel von hoͤchſtens 3 Gulden zu entrich- 
ten. — Für die Ehefrau und die unter väterlicher Gewalt ftehenden 
Kinder wird Eeine befondere Sportel berechnet. — Jeder weitere Be: 
zug, fowie das Zehen auf Koften der Neuaufgenommenen, ift den 
Gemeinderäthen bei Strafe des dreifachen Erfages des ungebührlich 
Empfangenen oder des einfachen Betrages des ungebührlidy Geforder: 
ten verboten. Die Strafe wird für die Gemeindecaffe verrechnet. 


Gapitel 3. Bon der Erwerbung burh Zutheilung. 


Boraudfegung, unter welcher eine Zutheilung ftattfinden kann. 

Art. 33. ine Zutheilung kann nur bei Heimathlofen, db. h. 
bei folhen Staatsangehörigen ftattfinden, welche ohne gefegliche Be— 
freiung von dem Gemeindeverbande (Art. 4) Eeiner beftimmten Ge: 
meinde des Königreiches, vermöge ihrer Geburt oder Kraft befonde: 
ver Aufnahme, als Buͤrger oder Beifiger angehören. 
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Fortſetzung. 

Art. 34. Jeder im Falle des Art. 5 befindliche Staatsbürger 
kann feine Zutheilung zu einer beflimmten Gemeinde verlangen. — 
Bon Amtswegen findet eine folche Zurheilung ftatt, wenn es fich ent— 
weder von der Ausmittlung eines Aufenthaltsortes oder von ber 
nothdürftigen Unterftügung eines Staatsgenoffen handel. — Ein 
Ausländer, der unter Vorbehalt feines auswärtigen Heimathrechtes 
nur das zeitlihe Staatsbürgerreht vermöge feiner Anftellung im 
Königreiche erlangt hat, kann der Gemeinde, bei der er ſich während 
feiner Dienftzeit aufhiele, nicht in's Heimathrecht zugetheilt werden. 


Normen ber Zutheilung. 


Art. 35. Unter den fo eben (Art. 33 und 34) beflimmten Vor: 
ausfegungen wird 1) der Heimathlofe, der fein durdy Geburt oder 
Aufnahme erworbenes Bürger: oder Beifigcecht durch Auswanderung 
oder aus anderem Anlaß aufgegeben, ein anderwärtiges Deimathrecht 
aber nicht wirklich erlangt hat, derjenigen Gemeinde zugetheilt, der 
er früher als Bürger oder Beifiger angehört hatte. — In Ermanges 
lung eines ſolchen früheren Genoffenfhaftsrechtes wird der Heimath: 
lofe 2) demjenigen Orte, in welchem er wenigftens fünf Jahre lang 
ſich felbftftändig aufgehalten hat, und bei dem Zufammentreffen zweier 
oder mehrerer folder Orte dem Orte des legten fünfjährigen Aufent: 
halts zugetheilt. Findet auch diefe Beſtimmung feine Anwendung, 
fo wird ihm das Heimathreht 3) an dem Orte, wo bie obrigfeitliche 
Bewilligung zu feiner Trauung ertheilt wurde, und wenn auch diefe 
Beftimmung keine Anwendung leidet!, 4) an feinem Geburtsorte oder 
bei Findlingen an dem Drte ihrer Auffindung angemiefen. Außer: 
dem werden verheurathete oder verwittwete Frauensperfonen, bei wel: - 
chen feiner der unter den Nummern 1 — 4 genannten Heimathrechte: 
titel eintritt, demjenigen Orte, welchem ihr Ehemann zugemiefen ift, 
ober wenn er noch leben würde, -zuzumeifen wäre, und 6) diejenigen 
Kinder einer heimathlofen Familie, bei welchen Feiner von ben unter 
den Nummern 1— 4 angeführten Heimathrechtstiteln eintritt, derje— 
nigen Gemeinde, melde ihren Vater oder, foferne fie unehelich 
find, ihre Mutter aufzunehmen hat, zugetheilt, vorausgefegt, daß 
biefe Frauensperfonen oder. Kinder in Folge des Staatsövertrages dom 
7. Mär; 1816, 88.5 und 6 (Reg. Bl. von 1816, ©. 288) als 
Staatsangehörige anzuerkennen find. — Findet keine der vorftehen: 
den Beftimmungen eine Anwendung , fo wird der Heimathlofe 7) dem 
Orte ber polizeilichen Betretung zugewieſen. 
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Beſondere Beſtimmung für die nicht im Gemeindeverbande 
ſtehenden Beſitzungen. 

Art. 36. Wenn ber Ort, gegen welchen nad) ben im Art. 35 
aufgeführten Ziteln der Heimathsanſpruch begründet ift, nicht zu 
einer Gemeindemarkung gehört, fondern als Domaine oder adeliges 
But oder überhaupt als gefchloffene Befigung eine eigene Markung 
bildet, fo wird der Heimathlofe derjenigen Gemeinde zugemwiefen, wel: 
‚cher die gedachte Befigung in gerichtlicher und polizeilicher Beziehung 
zugetheilt ift. 

Bezeihnung ber für bie Zutheilung zuftänbigen Behörde, 

Art. 37. Die Zutheilung wird, im Falle nur eine Gemeinde 
oder mehrere zu demfelben Amtsbezirke gehörige Gemeinden für bie 
Aufnahme eines Deimathlofen in Anfprud genommen werden, durch) 
das Bezirkspolizeiamt ausgefprohen. Wenn es ſich aber von Ge: 
meinden verfchiedener Amtsbezirke, oder von Anfprüchen an auswär- 
tige Staaten handelt, fo ift die Entfcheidung der Kreisregierung ein= 
zuholen. 

Proviforifhe Verfügungen, 

Kt. 383. Sn der Befugniß der zuftändigen Polizeibehoͤrde 
(rt. 37) liegt es, in fo lange, bis die endliche Zutheilung eines 
Heimathloſen erfolgt ift, für den nothdürftigen Unterhalt oder bie 
einftweilige Unterkunft defjelben eine vorläufige Anordnung zu treffen, 
und nah Maßgabe der bereits erhobenen Thatfachen die einſtweilige 
Zuweiſung defjelben an eine oder die andere Gemeinde zu verfügen. 


Wirkung ber Zutheilung. 
Art. 39. Durd) die Zutheilung wird das Beifig: oder Heimath— 
recht (Art. 2) mit allen Rechten und Verbindlichkeiten der übrigen 
Oemeindebeifiger erworben. 


Unterftügung ber zugetheilten Heimathgenoffen. 

Art. 409. Die im Falle des Nothftandes zu gemwährende Unter: 
ftügung ift bei Genofjen, welche einer Gemeinde in Folge des Art. 35 
fünftig zugetheilt werden, wenn ſich die Zutheilung auf einen der in 
den Nummern 4. 5. 6 und 7 genannten Heimathrechtstitel gründet, 
‚von dem ganzen Oberamtsbezirke zu leiften. Wenn ſich aber die Zu: 
theilung auf einer der in den Nummern 1. 2 und 3 des Art. 35 ge- 
nannten Heimathrechtstitel gründet, fo hat ber Oberamtsbezirk an ber 
zu leiftenden Unterflügung nur zwei Drittheile zu übernehmen, und 
‚das meitere Drittheil ift von der Gemeinde oder von dem Eigen: 
thümer der außerhalb der Gemeindemarkung befindlichen Befigung 
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(Art. 36), gegen welche der Heimathrechtötitel begründet ift, zu lei: 
den. — Der Aufwand, welder hiernah für einen Oberamtsbezirk 
verurſacht wird, bildet einen Gegenftand der Amtsvergleihung, und 
wird auf das ganze alt: und neufteuerbare Katafter des Oberamts: 
bezirkes umgelegt. — Auf die erſt nad der Zutheilung gebornen 
Kinder finden, da folche ein angebornes Heimathrecht befigen, die vor= 
ftehenten Beflimmungen feine Anwendung. 

VBerpflihtung zu Entrihtung bes Aufnahmegeldes, 

Art. 41. Die Deimathlofen, welche durch Zutheilung das Bei: 
figrecht erlangen, haben die gewöhnliche Aufnahmegebühr (Art. 29 
und 30) zu entrichten, wenn fie fich zur Zeit der Zutheilung in der 
Lage befinden, foldhes, ohne fidy oder den Ihrigen den nothdürftigen 
Lebensunterhalt zu verfümmern, bezahlen zu Eönnen. 


Abſchnitt IE. Bon den Nechten und Berbindlichkeiten 
der Gemeindebürger und Beifiger. 
Erforberniß für dbje Verehelihung der Gemeindbebürger und 
Beifiger. 

Art. 42. Ein Gemeindebürger oder Beifiger hat fi vor feiner 
Verehelihung (Art. 2) gegen die Gemeindeokrigkeit über einen genüs 
genden Nahrungsſtand auszumeifen. 

Bortfegung — Mangel des NRahrungsftandes, 

rt. 43. Der Mangel eines folhen Nahrungftandes wird als 
vorhanden angefehen: 1) bei jedem, der weder zur Ausübung einer 
freien Kunft oder Wiffenfchaft, noch zum feldftftändigen Betriebe: der 
Handlung, eines Handwerks, der Landwirthfchaft oder eines anderen 
für den Unterhalt einer Familie hinreichenden Erwerbszweiges perſoͤn⸗ 
lich befahigt ift, noch ein für den felbftftändigen Unterhalt einer Fa— 
milie hinreichendes Vermögen befigt; und 2) bei jedem, der zur Zeit 
der beabfichtigten Verehelichung wegens Vagirens, Afotie (Verfchwen: 
dung, habitueller Müßigang, notorifher Hang zum Trunk), wegen 
wiederholten Betruges, wiederholten Diebftahls oder gewerbsmäßigen 
Bettelns in gerichtlicher oder polizeilicher Unterfuchung fteht, oder in 
den naͤchſt vorangegangenen zwei Jahren deshalb geftraft worden ift, 
oder im Laufe der vorangegangenen drei Jahre (den Fall eines vor— 
übergehenden unverfchuldeten Ungluͤcks, 3. B. einer Krankheit, aus: 
genommen) aus öffentlichen Kaffen Beiträge zu feinem Unterhalte 
empfangen hat oder zur Zeit ber beabfichtigten Verehelihung empfängt. 

Fortſetzung. 
Art. 44. Die Zulaͤnglichkeit des Vermoͤgens (Art. 43 Nr. 1) 


— 
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wird mit Berudfichtigung der verfchiedenen perfönlichen und srtlichen 
Berhältniffe im einzelnen Falle bemeffen. — Das Vermögen des 
Bräutigams und der Braut werden dabei zufammengerechnet. 


. Activbürger, 

Art. 45. Zur wirflihen Ausübung der im Art. 3 bezeichneten 
Rechte find nur diejenigen (activen) Bürger befähigt, melde in dem 
Gemeindebezirke, dem fie angehören, felbftftändig und auf eigene Rech⸗ 
nung leben. 

Eintritt ins active Bürgerrecht. 

Art. 46. Mit dem Eintritte der fo eben bezeichneten Exforber: 
niffe wird der Gemeindebürger zur Ausübung jener Rechte von Rechte: 
wegen befähigt, ohne daß es hiezu einer befonderen Aufnahme ins 
Activbürgerreht bedürfte. — Er bleibe im Beſitz dieſes Rechtes, 
fo lange jene Erforderniffe bei ihm vorhanden find. 

Nähere Beftimmungen wegen ber ſtaats- und gemeinbebür: 
gerlihen Rechte, 

Art. 47. Zur Ausübung der gemeindebürgerlihen Wahlrechte 
werden biefelben perfönliden Eigenfchaften, wie zur Ausübung der 
ftaatsbürgerlihen Wahlrechte (Verf. Urt. 88. 135 u. 142) erfordert. — 
Mer diefer Nechte durch Verurtheilung zu einer Griminalftrafe verluftig 
worden ift (Strafedict Art. 37. 38), Eann derfelben nur duch Wie: 
berherftellung feiner Ehre wieder theilhaftig werden. — Diejenigen 
Bürger, welche eine Armenunterftügung aus öffentlihen Caſſen der 
Gemeinde erhalten, find, fo lange fie im Genuffe diefer Unterftügung 
fiehen,, von der Theilnahme an den Gemeindewahlen ausgefchloffen. 


Gemeindenusgungen, 

Art. 48. Unter den perfönlichen Gemeindenugungen werben bie: 
jenigen Bortheile verftanden, melde den Gemeindegenoffen, unab— 
hängig von ihrem Güterbefig und ihrer Steuerquote, aus dem nuß: 
baren Eigenthum der Gemeinde durd) Ueberlaffung ihres Nießbrauches 
(3. B. Gemeindeweiden, Allmendtheile ıc.) oder durch Austheilung 
ihres Ertrages (Holzgaben ꝛc.) zufließen. — Die Einführung neuer, 
fowie die Vermehrung bereits beftehender Gemeindenugungen mittelft 
Verwendung weiterer bisher für andere Zwecke beftimmten Vermoͤ— 
genstheile der Gemeinde ift nur gegen billige Vergütung des der Ge— 
meindecaffe entgehenden Ertrages geftattet. 


Theilnahme an den Gemeindbenugungen, 
Art. 49. Zur Theilnahme an ben perfönlihen Gemeindenugun- 
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gen find alle Aectivbürger (Art. 45) in gleihem Maße berechtigt. Es 
bleibt jedoch den gefegmäßigen Befhlüffen des Gemeinderaths (Ber: 
walt. Edict 88. 52. 53. 65 und 66) überlaffen, nicht allein den Be: 
trag der Gemeindenugungen und bie Gegenleiftungen von denfelben 
auf eine mit dem gegenwärtigen Gefege vereinbare Weife feftzuftellen, 
fondern audy nöthigenfalls eine gewiſſe Reihenfolge für den wirklichen 
Genuß jener Nugungen einzuführen. 


Befondere Beflimmungen. 
a) wegen entgegenftehender Privatredhte, 

Art. 90. In denjenigen Gemeinden, in welchen einzelnen Ges 
meindegliedern vermöge privatrechtlicher Titel befondere Anſpruͤche auf 
eine höhere Theilnahme an den Nugungen aus dem Gemeindevermö: 
gen als anderen Gemeindegenoffen zuftehen, tritt eine Ausnahme von 
der gefeglichen Regel der Gleichheit (Art. 49), jedoch nur in fo weit 
ein, als jene Privartrechte ſich erfireden. — Es ift jedoch der Be: 
dacht zu nehmen, daß das Gemeindeeigenthbum von dergleichen pri: 
vatrechtlihen Dienftbarkeiten befreit, und die Berechtigten durch Aus 
fheidung eines beftimmten Theile jenes Eigenthums oder auf andere 
Meife für immer befriedigt werden. 


b) namentlih in Beziehung auf die Realgemeinderechte. 

Art. 51. In Drten, in welchen fogenannte Realgemeinderedhte 
(Nugungen, die aus befonderen einer Anzahl von Grundeigenthüs 
mern in unzertrennter Gemeinfhaft zuftehenden Gemeinheitsgütern be— 
zogen werden) beftehen, hat es in Anfehung der Theilnahme derjeni: 
gen Gemeindegenofjen, welche kein Nealgemeinderecht befigen, bei ber 
auf dem Herlommen, auf Verträgen oder anderen gültigen Rechtstiteln 
beruhenden Localverfaffung fein Verbleiben. — Bei entitehendem 
Etreite ift darauf hinzumwirken, daß von jenen Gemeinheitsgütern ein 
beftimmter Theil als wirkliches Gemeindeeigenthum ausgefchieden, und 
der Ertrag deffelben als perfönliche Gemeindenugung unter fämmtliche 
Gemeindegenoffen vertheilt werde, wornach die Vorfchriften des Art. 49 
auch hier ihre Anwendung finden. 

e) in Betreff berjenigen, welche bisher vermöge ihres Amtes 
an den Gemeindenugungen Theil hatten; 

Art. 52. Der Antheil an den Gemeindenugungen, der ben 
Kirchen: und Schuldienern vermöge ihres Amtes zuſteht, ift als Theil 
des Einkommens ihrer Stellen fo lange fortzureihen, als die be: 
treffende Nusung für die Gemeindeglieder ſelbſt befteht. — Diejeni- 
gen Diener der Amtskörperfchaften oder der Gemeinden, welche bei 
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Erfcheinung diefes Gefeges vermöge ihres Amtes im Genuffe von 
Gemeindenugungen ftehen, bleiben in demfelben fo lange, als fie 
ihre dermaligen Stellen befleiden und jene Nugungen überhaupt bes 
ftehen. — Bei eintretender Perfonalveränderung ift es den gefeß- 
mäßigen Befchlüffen der Gemeinderäthe (Verw. Edict 88. 53. 65 u. 
66) überlaffen, auch fernerhin einen gewiffen Antheil an den Gemeinde: 
nugungen als Befoldungstheil feftzufegen. 
d) wegen ber Beifiger; 

Art. 53. Wenn gleidy die Beijiger nah Art. 2 und 3 von der 
Theilnahme an .den Gemeindenusgungen ausgefchloffen find, fo erhal: 
ten doc diejenigen Beifiger, welche vor Erfcheinung dieſes Gefeges 
vermöge örtlichen Derkommens den (vollen oder theilweifen) Mitgenuß 
der Gemeindenugungen erlangt haben, für ihre Perfon aud künftig 
den Antheil, der ihnen nad jenem Derkommen zufteht, — In Bes 
ziebung auf die Theilnahme der Beifiger an der Benüsgung ber Ge— 
meindeweiden hat es bei dem in jeder Gemeinde hergebracdhten Zu— 
ftande auch in Zukunft fein Verbleiben. 

e) wegen ber Wittwen, 

Art. 54. Die Wittwe eines Activbürgers ober eines fo eben 
(Art. 53) bezeichneten Beifigers bleibt im vollen Mitgenuffe der per: 
fönlichen Gemeindenugungen ihres verftorbenen Ehemanns, fo lange fie 
im Wittwenftande lebt und ihren Wohnfig in der Gemeinde behält. 


Verbindlichkeiten der Bürger und Beifiger, 

Art. 55. Mit der erlangten Selbftftändigkeit (Art. 45) tritt der 
Bürger oder Beifiger in die Verpflichtung ein, der Gemeinde alle die— 
jenigen perfönlihen Abgaben und Dienfte zu leiften, welche die allge: 
meinen Gefege, das Herkommen oder die gefegmäßigen Beſchluͤſſe der 
Gemeindeobrigkeit den Gemeindegenoffen auferlegen. 


Gleichheit der Frohn- und Abgabenpflidt, 

Art. 56. Zu denj&emeindeabgaben fowohl, als zu perfönlichen 
Dienften für die Gemeinde (Frohnen) find alle felbftftändigen in der 
Gemeinde mwohnenden Bürger und Beifiger auf gleiche Weife ver: 
pflichtet, fofern nicht für Einzelne nad dem Art. 59 eine Ausnahme 
begründet ift. 

Privatrehtlihe Verbindlichkeit zu Gemeinbdelaften, 

Art. 57. Da, wo gewiffe Abgaben oder Dienfte für die Ge- 
meinde einzelnen Gemeindegliedern oder Güterbefigern aus privatredht: 
lihen Gründen obliegen, tritt jene allgemeine Verpflichtung der Ge: 
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meinbdeglieder (Art. 55 u. 56) nur für diejenigen Dienfte oder Abgaben 
ein, welche die Gemeinde neben jenen befonderen Leiftungen noch zu 
fordern zenöthigt if. Hiernach ift fi namentlidy in denjenigen Ge: 
meinden, wo bisher Realgemeinderechte beftanden, auch bei der Ber: 
theilung der öffentlichen Laften zu achten. 


Normen für die Frohnleiftung. 

Art. 58. Unter Feſthaltung diefer Grundfäge (Art. 55—57) 
bleibt es den gefegmäßigen Beſchluͤſſen der Gemeinderäthe überlaffen, 
ob und gegen welche Vergütung fie gemwiffe Naturaldienfte von den 
Gemeindegliedern fordern, oder ob fie ftatt diefer Naturaldienfte eine 
Seldauflage feftfegen wollen (Verw. Edict 99. 53 u. 65). — Da, 
wo die Frohnen in Natur gefordert werden, fteht es jedem Pflichtis 
gen frei, Ddiefelben felbft oder durch einen tüchtigen Stellvertreter zu 
leiften. — Kin Frohnpflichtiger, der durch Krankheit oder durch ein 
anderes vorübergehendes Hinderniß abgehalten ift, feinen Dienft zu 
leiften, kann nicht wider feinen Willen zu Stellung eines Erfagmans 
nes angehalten werden; er ift jedoch verbunden, feinen Dienft in der 
Folge nachzuholen, wenn der Gemeinderath ihm denfelben nicht nadjläßt. 


Befreiungen von ber Frohnpflidt. 

Art. 59. Bon der Frohnpfliht, nicht aber von ber Entrichtung 
derjenigen Geldabgaben, welche etwa ftatt der Naturaldienfte auf die 
Gemeindeglieder umgelegt werben (Art. 58), find befreit: 1) wegen 
phufifher Dinderniffe: a) die Srauensperfonen; b) diejenigen, welche 
vermöge bleibender Gebrechen unfähig (nicht blos vorübergehend ge— 
hindert) find, den von ihnen geforderten Dienft zu leiften, ſowie dies 
jenigen, welche das fechszigfte Lebensjahr zurückgelegt haben; 2) wegen 
amtlicher Verhältniffe: a) alle in dem $. 3 des Gefeges über die Ver: 
hältniffe der Civilftaatsdiener genannten Diener, mit Einfhluß der 
ftandesherrlihen und Patrimonialjuftize, Polizei- und Forfibeamten, 
der Gerichtsnotare,, der Dberamtsärzte und ber Poftbedienten; b) von 
den entlaßbaren Dienern: die Amtsnotare, die Obereinbringer und 
‚Sontroleure der indirecten Steuern, die HDüttenfchreiber, die bei den 
Ganzleien und Aemtern angeftellten Actuare, Buchhalter und Affiften: 
ten, die Wegmeifter, die Dfficianten der Strafanftalten, der Waifen: 
häufer, der Zaubftummenanftalt und des Irrenhauſes, die Unterauf: 
feher bei den übrigen Staatsanftalten und bei den im Betrieb des 
Staates ftehenden Hütten: und Salzwerfen und dergleichen; bie Forft: 
warte und Waldfchügen, die Zoller, die Accifer und die Diener bei 
den Ganzleien und Aemtern; c) alle zum Hofftaate des Königs, der 
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Königin und der übrigen Mitglieder des Eöniglihen Haufes gehört: 
gen Diener, fowie die bei der k. Hofdomänenkammer angeftellten 
Beamten und Diener, welche den unter lit. a und b genannten Dies 
nern nach ihren Rang- und Dienftverhältniffen gleich ftehen; die 
niedere Hofdienerfchaft, foweit folhe mit ftandigen Gehalten bleibend 
angeftelle ift; d) alle Offiziere, die Diener des Kriegsdepartements, 
welche den im $. 3 des Gefeges über die Verhältniffe der Civilſtaats— 
diener genannten im Range gleid) ftehen, alle dienftthuenden Militär: 
perfonen und diejenigen, welche einen Snvalidengehalt beziehen; e) die 
Kirchendiener, mit Einſchluß der Meßner (Küfter), die Lehrer an 
öffentlichen, höheren und niederen Lehranftalten und die bei den leßte= 
ven angeftellten Diener; f) von den Gemeinde= und Körperfchafts: 
beamten: die Ortsvorfteher, die Mitglieder der Stadt= und Gemeinde: 
rache, die Amtspfleger, die ftädtifchen Stiftungspfleger, die gewählten 
Beifiser der Oberamtsgerichte, die Dfficianten der Kranken- und 
Armenhaͤuſer, die Thorwarte, die Thorfchreiber, die Wald: und Feld: 
fhüsen, die Hochwaͤchter, die Polizeidiener, die Diener bei Gemeinde— 
amtern; g) diejenigen Aerzte und Wundärzte, welche Befoldung oder 
MWartgeld aus einer öffentlihen Gaffe genießen und die Apotheker; 
endlich h) die ſtandes- und gutöherrlichen Mentbeamten; 3) wegen 
befonderer Verdienfte: a) die Inhaber der Drden des Königlichen Haus 
fes; b) die Beſitzer von Militär: und Civilverdienftmedaillen; ce) bie: 
jenigen, welchen dieſe Befreiung zur Belohnung für ihre der Ge: 
meinde geleifteten oder noch zu leiftenden Dienjte durch gefegmäßige 
Befchlüffe der Gemeinderäthe (Verw. Edict 99. 53 und 65) verwilligt 
wird. — Alle in den obigen Beflimmungen nicht begriffenen Per: 
fonen, welche nad) den bisher beftandenen Verordnungen Perfonalfreis 
heit anzufprechen hatten, bleiben für ihre Perfon noc) fo lange im Genuß 
derfelben, als ihnen folcher nach jenen Verordnungen zugeftanden wäre. 


Allgemeine Beftimmungen über das Frohnweſen. 


Art. 60. In allen duch das gegenwärtige Geſetz nicht abge: 
änderten Punkten bleibt es binfichtlicy des Frohnmwefens bei den be— 
ftehenden Gefegen. — Den gefeginäßigen Beihlüffen der Gemeinde- 
räthe ift es vorbehalten, das Nähere in dieſer Hinficht feftzufegen, 
namentlid ob und weldye Pferdebefiger, und gegen welche Belohnung 
diefelben zu Leiftung von Poftritten angehalten werden Eönnen. — 
Uebrigens ift bei diefen und ähnlichen Anordnungen darauf Bedacht 
zu nehmen, daß möglichfte Gleichheit in den verfchiedenen Leiſtungen 
duch angemeffene Vergütungen ꝛc. hergeftellt werde. 
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VBerpflihtung ber Gemeindebürger zur Uebernahme von öffent: 
lihen Aemtern, 

Art. 61. Den Gemeindebürgern liegt noch die befondere Ber: 
pflihtung ob, eine Stelle im Gemeinderath oder Bürgerausfchuffe, im 
Falle fie durch) das Vertrauen ihrer Mitbürger hiezu berufen werden, 
wenigfteng für den im Gefege bezeichneten Zeitraum anzunehmen (Verw. 
Edict $$. 6 und 49). — Bon diefer Verpflichtung find jedoch befreit: 
1) diejenigen, welche das fechszigfte Lebensjahr zurüdgelegt haben; 
2) wegen amtlicher Verhältniffe: alle im Art. 59. Nr. 2. lit.a, b, e, 
d, e und h genannten Diener, mit Ausnahme der Unterzoller und 
Unteraccifer, jedoch nur infofern, als fie zur Zeit der Wahl ſich im 
activen Dienfte befinden. — Zur freiwilligen Annahme der auf fie 
gefallenen Wahl haben diefe Diener die Erlaubniß ihrer Dienftbehörde 
einzuholen. 


Gebühren, weldhe beim Eintritt in’s active Bürger- ober 
Beifigreht zu entrichten find. 

Art. 62. Für den Eintritt eines Gemeindegenoffen in das active 
Bürgers: oder Beiſitzrecht findet die Entrichtung einer Gebühr zur 
Gemeindecaffe nicht Statt. Die etwaige Feftjegung eines Beitrages 
zu den örtlichen Feuerlöfhgeräthfchaften und zur Bepflanzung der All: 
mend bleibt dem gefegmäßigen Befchluffe des Gemeinderathg (Verw. 
Edict 88. 93 und 65) vorbehalten, jedoch Eönnen die Beifiger nicht 
zu Beiträgen für die Allmendbepflanzungen verpflichtet, und bei den 
Beiträgen zu den Feuerlöfchgeräthfchaften nicht höher als die Bürger 
angelegt werden. — Die allgemeine Vorfchrift der Verordnung vom 
9. April 1813, Ne. 1 u. 7b (Staats: und Reg.-Bl. von 1813, 
S. 145 u. 147) ift hieduch aufgehoben. — Für den Gemeinderath 
ferbft darf bei dem Eintritt in’ das active Bürger: oder Beifigrecht 
nichts erhoben werden. 





Bürgers ober Beifisfteuer, 

Art. 63. In Anfehung der perfönlichen Steuer, welche die activen 
Bürger oder Beifiger an die Gemeindecaffe zu entrichten haben, hat 
e8 bei dem in jeder Gemeinde gefeglich beftehenden Herkommen fo 
lange fein Berbleiben, bis in dem duch das Verwaltungsedict vor— 
gezeichneten Wege eine Abanderung deffelben beliebt wird. — Bei 
Teftfegung diefer Abgabe darf zwifchen eingeborenen und neu aufges 
nommenen Bürgern oder Beijigern nicht unterfchieden werden. — Die 
Wittwe eines Activbürgers oder Beifigers ift nur zum hälftigen Bes 
trag diefer Abgabe verpflichtet. — Außer der Bürger: und Beifig: 

13 * 


196 Württemberg. 


fteuer und der etwa ftatt der Frohndienſte eingeführten Geldauflage 
(Art. 58) dürfen bie Gemeindegenoffen mit Feiner jährlichen Perfo: 
nalabgabe zur Gemeindecaffe belegt werben. 


Verhaͤltniß der ortsabwefenden Bürger und Beifiger: 
a) in Abfiht auf Rechte, 

rt. 64. Durch die Verlegung feines Wohnfiges außerhalb des 
Gemeindebezirkes wird der Gemeindebürger der Theilnahme an ben 
perſoͤnlichen Gemeindenugungen fowie an den Wahlrechten für Ger 
meindeämter für die Dauer feiner Abwefenheit verluftig. 

b) in Abfiht auf Berbindlichfeiten. 

Art. 65. Da, wo eine Bürgers oder Beifigfteuer (Art. 63) 
eingeführt ift, haben diejenigen Bürger und Beifiger, welche außer 
dem Gemeindebezirke einen feſten Wohnfig haben, den hälftigen Be: 
trag jener Steuer als Recognitionsgeld zur Gemeindecaffe zu entrich- 
ten. — Auch die ortsabwefenden Wittwen find nur dem hälftigen 
Beitrag ihrer fonftigen Abgabe, mithin dem vierten Theile der ordent= 
lichen Bürger: oder Veifigfteuer, unterworfen. — Außer diefem Re— 
cognitionggelde Eönnen dergleichen ortsabwefende Bürger und Beifiger 
nur für folche Abgaben oder Dienfte in Anfprudy genommen werden, zu 
welchen die Verpflichtung auf beftimmten Vermögenstheilen haftet. 


Abſchnitt IV. Bon dem Aufhören ded Gemeindebürger- 
und Beifigrechtes. 
Art ber Erlöfchung. 

Art. 66. Das Gemeindebürger: oder Beifigrecht erlifcht: 1) durch 
Ueberfiedlung in eine andere Gemeinde des Königreiches von der Zeit 
an, da die Aufnahme bei der legteren erfolgt, und gegen diefe Auf: 
nahme fein Recurs mehr zuläffig ift, wofern nicht der überfiedeinde 
Gemeindegenoffe vor erfolgter Aufnahme in der neuen Gemeinde, Eraft 
der im Art. 8 eingerdumten Befugniß, den Vorbehalt feines bisheri— 
gen oͤrtlichen Gemeindegenoffenfchaftsrechtes ausdruͤcklich erklärt hat; 
2) duch die Auswanderung aus dem Königreihe von der Zeit an, 
da der Auswandernde die Vorfchriften der Verf. Urk. $. 32 erfüllt, 
und das Königreich verlaffen hat; 3) durch die Uebernahme fremder 
Staatsdienite ohne zugeftandenen Vorbehalt des Staatsbürgerrechtes; 
4) durch die bleibende Verlegung des MWohnfiges in's Ausland, wenn 
die für diefen Fall in der Verf. Urk. 8. 35 gegebenen Vorfchriften 
nicht beachtet werden; 5) bei Frauensperfonen durch ihre Verheura: 
thung mit dem Bürger oder Beifiger einer anderen Gemeinde; und 
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6) durch die fünf Jahre lang unterlaffene Bezahlung des von orte: 
abmwefenden Gemeindegenoffen fchuldigen Recognitionsgeldes (Art. 65), 
wofern der im Verzug befindliche Bürger oder Beiſitzer gleichzeitig 
noch das Bürger= oder Beifigrecht einer anderen Gemeinde befigt. 
Für den Eintritt diefes Rechtsnachtheiles ift jedoch erforderlich, daß 
wenigftens eine Mahnung unter Anberaumung eines Termins vor: 
ausgegangen fei. 


Abfchnitt V. Bon dem Verfahren 
I. in Gemeinderehtsfahen überhaupt. 
Bernehbmung ber Bürgerausfchüffe und beziehungsweiſe bes 
Gutsherrn über Aufnahbmegefude, 

Art. 67. Jedes Aufnahmegefuch ift von dem Gemeinderath vor 
Faſſung eines Befchluffes dem Bürgerausfhuffe zur gutachtlichen Aeuße— 
rung mitzutheilen. — Außerdem bat der Gemeinderath in flandes: 
berrlihen, fowie in denjenigen ritterfchaftlichen Orten, wo folches her= 
gebracht oder ald Surrogat der Ortspolizei befonders zugeftanden ift, 
die Erklärung der Gutsherrſchaft einzuholen. Sollte binnen fünfzehn 
Tagen, von der gefchehenen Mittheilung an gerechnet, eine verneis 
nende Erklärung ber Gutsherrſchaft nicht erfolgen, fo tft ber Gemeinde: 
rath diefelbe für zuflimmend anzunehmen und fofort weiter in ber 
Sache zu handeln berechtigt. 


Berfabren bei ber Aufnahme von Xusländbern, 

Urt. 68. Gegenüber von einem Auskänder ift der Gemeinberath 
nur zu einer vorläufigen Zuffcherung der Aufnahme in das Gemeinde: 
bürger= oder Beifigrecht berechtigt. Die Aufnahme tritt erſt dann 
in Wirkfamkeit, wenn in Folge jener Zuficherung der Bittſteller die 
Aufnahme in das Staatsbürgerrecht erlangt hat. 


Recursrecht. 

Art. 69. Gegen alle entſcheidenden Verfuͤgungen in Gemeinde— 
rechtsſachen ſteht den Betheiligten das Rechtsmittel des Recurſes in 
der geſetzlichen Inſtanzenfolge offen. — Zum Recurſe gegen ſolche 
Verfuͤgungen über die Aufnahme in das Buͤrger- oder Beiſitzrecht 
find berechtigt: 1) diejenigen, welde die Aufnahme nachgeſucht haben; 
2) der Gemeinderath, wenn er die Gemeinde durch eine feinen Be: 
ſchluß abändernde Verfügung einer Recursbehoͤrde befchwert erachtet; 
3) der Bürgerausfhuß, falls derfelbe um feine Aeußerung über das 
Aufnahmegefud nicht vernommen worden wäre; 4) die Standes= oder 
Gutsherrſchaft, wenn ihre Erklärung gegen die Beftimmung des Urt. 67 
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gar nicht eingeholt oder nicht gehörig beruͤckſichtigt worden iſt. — 
Gegen das polizeiliche Erkenntniß über die Zutheilung eines Heimath— 
lofen ftehe fowohl diefem als auch dem betreffenden Gemeinderath das 
Necursrecht zu. — Gegen zwei gleichlautende Erkenntniffe der Ne: 
eursftellen findet Fein weiterer Recurs Statt. 


Recursfrift, 


Art. 70. Der Recurrent hat feine Befhmwerde, 1) wenn fie 
gegen einen gemeinderäthlihen Befchluß oder gegen das Erkenntniß 
eines Bezirksamtes gerichtet ift, binnen fünfzehn Tagen, 2) wenn 
das Erkenntniß von einer höheren Verwaltungsftelle gefällt ift, binnen 
dreißig Tagen, von dem Zeitpunfte der Eröffnung des Erkenntniffes an 
gerechnet, der Behörde, welche ihm das Erkenntniß eröffnet hat, fchriftlich 
einzureichen, oder infomweit diefes durch die beftehende Verordnung zu: 
gelaffen ift, mündlid zu Protokoll zu geben. — Die Verſaͤumniß 
diefer Friften, fowie die Umgehung derjenigen Amteftelle, welche das 
Erkenntniß eröffnet hat, zieht den Verluft des Necursrechtes nach fich. 
Die Berheiligten find hierüber bei der Eröffnung des Erkenntniffes 
ausdrüdtich zu belehren. — ine Wiedereinfegung in den vorigen 
Stand ift nur im Falle unverfchuldeter Verhinderung zuläffig. 


Nichtigkeitserklärung. 


Art. 71. Eine von dem Gemeinderath ſelbſt beſchloſſene oder 
durch ein rechtskraͤftiges Erkenntniß der Recursbehoͤrde verfuͤgte Auf— 
nahme kann auf Anrufen des Gemeinderaths von der zuſtaͤndigen Re— 
gierungsbehoͤrde für nichtig erklärt werden, wenn 1) die Aufnahme 
auf den Grund der Art. 18— 20 des gegenwärtigen Geſetzes erfolgt, 
jedoch 2) duch falfche oder unmwahre Zeugniffe über die gefeslichen 
Erforderniffe einer unfreiwilligen Aufnahme erſchlichen worden ift, der 
Aufgenommene aber 3) jene Erforderniffe weder zur Zeit der Auf: 
nahme befeffen, nody auch fpäter bis zum Zeitpunfte der Erledigung 
der Nichtigkeitsflage erlangt hat, und endlidy 4 die Nichtigkeitsklage 
binnen Jahresfriſt nah rechtskräftig gewordener Aufnahme angebracht 
worden if. — Nady erfolgter Nichtigkeitserklärung wird der Aufge: 
nommene in feine vorige Gemeinde zurudgewiefen, in deren Ermange: 
lung aber feine Heimath nah Art. 35 ausgemittelt, und die bezahlte 
Aufnahmegebühr (mit Ausnahme der Sportel) ihm zurüdgegeben. — 
Gegen die Aufnahme von Ausländern findet die Nichtigkeitsklage nur 
dann Statt, wenn die ausländifhe Behörde die im Art. 22 verlangte 
Erklärung ausgeftellt hat. 
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Behörde für bie Nichtigkeitsklage. 
Art. 72. Die Nichtigkeitsklage ift jedenfalls bei dem Bezirke: 
amte anzubringen. 


U. Insbeſondere hinſichtlich des Erforberniffes für die 
Verehbelihung der Öemeindegenoffen. 


Art. 73. Jeder Gemeindebürger und Beifiger, welcher fich ver: 
ehelichen will, hat von feinem Vorhaben dem Schultheißen der Ge— 
meinde Anzeige zu machen. Diefe Anzeige ift von einem Gemeinde: 
angehörigen, der Genoffenfchaftsrechte mehrerer Gemeinden gleichzeitig 
befist, bei dem Vorſteher derjenigen Gemeinde zu machen, in deren 
erblichen Genoflenfchaftsverbande er fich befindet. Ueber die erhaltene 
Anzeige hat der Gemeindevorfteher dem Berheitigten alsbald eine Bes 
fheinigung unentgeltlich auszuftellen. 

Art. 74. Wenn der Nahrungsftand des Betheiligten nicht offen: 
kundig gefichert ift, fo hat der Gemeindevorficher die erhaltene Anz 
zeige ohne Verzug dem Gemeinderath vorzutragen, welcher fofort die 
Trage: ob der Betheiligte fi in einem der oben (Art. 43) als 
Mangel eines gentgenden Nahrungsftandes bezeichneten Fälle befinde ? 
zu unterfuchen und, wenn das Ergebniß verneinend ausfällt, der Ver: 
ehelichung deffelben fein Hinderniß in den Weg zu. legen hat. 

Art. 79. Wenn hingegen der Berheiligte fich in einem der oben 
(Art. 43) bezeichneten Fälle befindet, fo hat der Gemeinderath über 
die Frage: ob feine Verehelichung zugelaffen werden wolle? den Buͤr— 
gerausfhuß um feine gutachtliche Aeußerung zu vernehmen und fofort 
feinen Beſchluß zu faffen. | 

Art. 76. Bon einem Befchluffe, durch welchen die Verehelichung 
eines Gemeindeangehörigen nicht zugelaffen wird, hat der Gemeinde: 
rath dem zuftändigen Pfarramte zum Behuf der Einftellung der Eicchlichen 
Verkündigung und Trauung Mittheilung zu machen. Diefe Mit: 
theilung muß binnen einer unerftredlichen Frift von vierzehn Tagen 
von dem Tage an, an welhem dem Ortsvorfteher die Anzeige von 
dem Berehelihungsvorhaben gemacht worden ift, erfolgen. 

Art. 77. Gegen einen abweifenden Beſchluß des Gemeinderaths 
fteht dem Betheiligten das Rechtsmittel des Necurfes in der gefeb: 
lichen Snftanzenfolge zu. — Diefelbe Befugniß hat der Gemeinde: 
rath gegen ein feinen Beſchluß abanderndes Erkenntniß des Bezirks: 
amtes oder einer höheren Negierungsftelle. Gegen zwei gleichlautende 
Erkenntniffe der Necursftellen fteht keinem Theile ein weiterer Necurs 
zu. Die Mecursbehörden haben ihr Erkenntniß darauf zu befchränfen: 
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ob die Verehelichung nad dem gegenwärtigen Gefege von Seite ber 
Gemeinde rechtlicd zugelaffen werden müffe oder nicht. 

Art. 78. In Anfehung der Recursfatalien und Formalien gel: 
ten auch hier bie in dem Art. 70 enthaltenen Borfchriften. 

Art. 79. Sobald ein die Berehelihung eines, Gemeindeange: 
hörigen für zuläffig erflärendes Erkenntniß einer Necursftelle bie 
Rechtskraft erlangt hat, ift dem Betheiligten von dem zuftändigen 
Bezirksamte ein Zeugniß daruͤber auszuftellen, daß feiner Verehelichung 
binfichtlich des Nahrungsftandes kein Hindernig mehr im Wege ftehe. 

Art. 80. Ein Gemeindeangehöriger, der fich bei feinem Pfarr: 
amte zur Verkündigung und Trauung angemeldet, hat fih durch 
Uebergabe der ihm über feine Heurathsanzeige von bem Gemeinde: 
vorfteher ausgeftellten Befcheinigung auszumeifen, und das Pfarramt 
hat der Verkündigung und Zrauung nur dann Statt zu geben, wenn 
ber Berheiligte ein gemeinderäthliches Zeugniß beibringt, daß feiner 
Verehelichung binfihtlih des Nahrungsftandes fein Hindernig im 
Wege ftehe, oder wenn vom Tage der ausgeftellten Befcheinigung 
(Art. 73) an vierzehn Tage verfloffen find, ohne daß dem Pfarramte 
ein die DBerehelihung für unzuläffig erflärender Beſchluß des Ge— 
meinderaths mitgetheilt worden ift, oder wo das letztere Statt hatte, 
ber Betheiligte durch ein Zeugniß feines Bezirksamtes (Art. 79) fich 
darüber ausweifen kann, daß feiner Verehelihung hinfichtlich des Nah: 
tungsftandes Fein Hinderniß mehr entgegenftehe. — Alle früheren 
Gefege, Verordnungen und Obfervanzen, die mit den Beftimmungen des 
gegenwärtigen Gefeges im Widerfpruch ftehen, find hiemit aufgehoben. 

Unfer Minifterium des Innern und des Kirchen und Schul: 
weſens ift mit der Vollziehung diefes Gefeges beauftragt. 

Gegeben Stuttgart ben 4. December 1833, 

Wilhelm. 
Der proviforifche Chef des Departements des Innern 
und des Kirchen» und Schulmwefens: 
Staatsrath v. Schlayer. 


Auf Befehl des Königs: Der Staatsfecretair: 
Vellnagel. 


Bade m 
Geſetz über die Verfaſſung und Verwaltung der Gemeinden. 


Leopold von Gottes Gnaden, Großherzog von Baden, Herzog von 
Zaͤhringen. Mit Zuſtimmung Unſerer getreuen Staͤnde haben Wir 
beſchloſſen und verordnen, wie folgt: 


Titel J. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


§. 1. Die Gemeinden theilen ſich in Stadt: und Landgemein— 
den. — Wo dieſes Geſetz keinen Unterſchied macht, gelten deſſen Be— 
ſtimmungen für beide Arten von Gemeinden. 

$. 2. Die Bewohner einer Stadt: oder einer Landgemeinde 
find entweder Gemeindebürger oder finatsbürgerliche Einwohner mit 
dem Rechte des fländigen Mohnfiges, oder Inſaſſen. — Die bie: 
herige Eintheilung in Orts- und Schugbürger ift aufgehoben; bie der— 
maligen Orts- und Schugbürger bilden die Klaffe der Gemeindebürger. 

$. 3. Waldungen, einzelne Höfe und andere Güter, die feicher 
feinen Ortsgemarkungen zugehört haben, bleiben als befondere Ge: 


marfungen auch ferner davon getrennt. — Sie koͤnnen aber unter 
Einwilligung der Betheiligten mit anfloßenden Ortsgemarkungen unter 
Staatögenehmigung verbunden werden. — Die Berhältniffe diefer 


abgefonderten Gemarkungen und ihrer Einwohner werden unter $. 153 
bis 156 näher beftimmt werden. 

8. 4. Keine beftehende Gemeinde kann aufgelöft und keine neue 
gebildet werden, außer im Wege der Gefesgebung. 

$. 5. Die neu zu bildende Gemeinde muß den DBefig einer ab: 
gefonderten Gemarkung nachweifen. — Einzelne Weiler und Hof 
güter, die feither mit einer Gemeinde vereinigt waren, können, wenn 
fie eine eigene Gemarkung haben, ſich mit einer anderen Gemeinde 
mit Einwilligung der betheiligten Gemeinden und unter Staatsgeneh- 
migung verbinden. 

$. 6. Jede Gemeinde hat das Recht, die auf ben Gemeinde: 
verband fich beziehenden Angelegenheiten zu beforgen, und ihr Ber: 
mögen felbftftändig zu verwalten. — Es wird ihr ferner die Orts⸗ 
polizei im Umfange bes Ortes und ber Gemarkung übertragen, fo 


2 


202 Baden. 


weit nicht ausnahmsweife einzelne Zweige berfelben einer befonderen 
vom Staate aufgeftellten Polizeiftelle zugewiefen werden. — Die nie 
dere Polizei, im Umfange der in ihren flandes= und grundherrlichen 
Bezirken gelegenen Scylöffer, Wohnungen fammt Zubehörde der Stan: 
des- und Grundherren, wird von biefen, untergeordnet unter bie amt= 
liche Diftrictspolizei, ausgeübt. 

$. 7. Die Verwaltung der Gemeinden unterliegt dem Auffichts= 
rechte des Staates, nad) Maßgabe der Vorfchriften des gegenwärtigen 
oder fünftiger Gefege. 

Zitel II. 
Bon den Berwaltungsftellen und deren Bildung. 


$. 8. Die Verwaltung in jeder Gemeinde ift dem Gemeinde— 
rath anvertraut. Er befteht aus dem VBürgermeifter und den Ge: 
meinderäthen. Jeder Gemeinderath fol einen Rathsſchreiber haben. 

$. 9. Neben dem Gemeinderath befteht in jeder Gemeinde ein 
Bürgerausfhuß und die Gemeindeverfammlung. 


Gapitell. Bon dem Gemeinderath. 


$. 10. Die Zahl der Mitglieder des Gemeinderaths foll außer 
dem Bürgermeifter nicht unter drei und nicht über fünfzehn fein. — 
Die Beftimmungen, die in der Mitte liegen, richten fi) nad) der 
Zahl der Einwohner und nad) dem Verhältniß der Dertlichkeit. Durch 
Gemeindefhluß wird die Zahl der Gemeinderäthe feftgefegt und von 
der Staatsbehörde beftätigt. 

$. 11. Der Bürgermeifter und die Gemeinberäthe werden von 
der Gemeindeverfammlung gewählt, und der erftere wird von ber 
Staatsbehörde beftätige. — Die VBerfagung der Beftätigung kann 
nur von der Mittelbehörde nach collegialifcher Berathung befchloffen 
werden. — Zur Gültigkeit der Wahl wird erfordert, daß fämmt- 
liche Wahlberechtigte dazu eingeladen, und daß wenigftens zwei Drittel 
derfelben erfchienen find. In dem Einladungsausfchreiben muß bie 
Beit beftimmt werden, innerhalb welcher die Abftimmung zu gefchehen 
hat. Nach Ablauf der beftimmten Frift wird die Wahlhandlung ge- 
fchloffen. — Bei der Wahl des Bürgermeifters gilt derjenige für 
erwählt, auf welchen die meiften Stimmen gefallen find, vorausgefegt, 
daß er mwenigftens ein Drittel der Stimmen aller Wahlberechtigten 
erhalten hat. — Kann bdiefes Nefultat durdy die erfte Abftimmung 
nicht erreicht werden, oder wird der Gewählte von der Regierung nicht 
beftätigt, fo muß zu einer weiteren Wahl gefchritten werden, zu wel: 
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cher die Einladung auf die vorgefchriebene MWeife zu gefchehen hat. — 
Wird auch der bei der zweiten Wahl Gewählte von der Negierung 
nicht beftätigt, fo wird. zur dritten Wahl 'gefchritten, und dem bei 
dieſer Wahl Gemwählten kann unter der Vorausſetzung, daß er die 
gefeglichen Eigenfhaften hat, die Beftätigung nicht verfagt werden. — 
Kann die Zahl der Bürger durch drei nicht getheilt werden, fo wer: 
den eine oder nach Umftänden zwei Stimmen von der: Gefammtzahl 
abgezogen. — Erhalten mehrere gleiche Stimmenzahl, fo entfcheidet 
das Loos. — Die Wahl des Bürgermeifters geſchieht mittelft gehei- 
mer Stimmgebung. — Die Inftruction beſtimmt die Form berfel: 
ben. — Bei der Wahl der Gemeinderäthe entfcheidet immer relative 
Stimmenmehrheit der erfchienenen Wahlberechtigten. — Haben meh: 
rere gleihe Stimmen, fo entfcheidet ebenfalls das Loos. — Die 
Wahl des Bürgermeifters leitet die ihm zunächft vorgefegte Staats: 
verwaltungsftelle mit Zuziehung von zwei Urkundsperfonen, welche der 
Gemeinderath und Bürgerausfhuß aus der Mitte der Bürger wählt, 
die nicht in dem Gemeinderath und Bürgerausfchuffe fich befinden. Die 
Wahl der Gemeinderäthe leitet der Bürgermeifter mit Zuziehung des 
Rathsſchreibers und des älteften und jüngften Mitgliedes des Gemeinde: 
raths als Urkundsperfonen. — In ftandes= und grundherrlichen Orten 
kann die Befkätigung des VBürgermeifters nur dann erfolgen, wenn 
der betreffende Standes» oder Grundherr über die Wahl mit feiner 
Erklärung vernommen, und feine etwaigen Einwendungen gegen die 
Perfon des Gewählten durch collegialifche Entfcheidung der mittleren 
BVerwaltungsbehörde als unbegründet verworfen worden find. 
812. Wahlberechtigte find ſaͤmmtliche Gemeindebürger. 

$. 13. Waͤhlbar find alle Gemeindebürger chriftlicher Religion. 
Ausgenommen find und koͤnnen nicht gewählt werden diejenigen: 
1) die nicht wenigftens ein Jahr in der Gemeinde das Bürgerrecht 
haben. 2) Die das fünf und zwanzigfte Lebensjahr nicht zurüdgelegt 
haben. 3) Die Entmündigten, Mundtodten und in Gant Gerathe: 
nen. 4) Die mit dem Bürgermeifter oder einem anderen Mitgliede 
des Gemeinderathg in auf- oder abfteigender, oder im zweiten oder 
dritten Grad der Seitenlinie verwandt oder verfchwägert find. Hier 
nach Eönnen Vater und Sohn, Großvater und Enkel, Schwiegervater 
und Großtochtermann, Großfchrwiegervater und Großtochtermann,, Bruͤ—⸗ 
der und Schwäger, Oheim und Neffe nicht zu gleicher Zeit im Ge: 
meinderath figen, ebenfo auch nicht die Ehemänner noch Iebender 
Schweftern. Wird ein Bürger, der mit einem Mitgliede des Ge: 
meinderaths auf die vorbezeichnete Weife verwandt oder verfchwägert 
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ift, als Buͤrgermeiſter gewählt, fo muß der Verwandte oder Ber: 
fhwägerte aus dem Gemeinderath austreten. 5) Die Soldaten im 
wirklichen Dienft. 6) Alle, welche eine Zucht: oder Gorrectionshaus: 
firafe erftanden haben. 7) Wenn ein als VBürgermeifter Gewähl: 
ter das Wirthſchaftsgewerbe treibt, fo kann er nur beftätigt werden, 
wenn er fein Gewerbe niederlegt. In hoͤchſt dringenden Fallen kann 
jedoh Staatsnahfiht eintreten, wenn der Gewählte zwei Drittek der 
Stimmen aller Wahlberechtigten vereinigt hat. Gemeindebürger, die 
zugleih als Staatsdiener oder ſtandes- oder grundherrliche Beamte, 
als Drtsgeiftlihe oder Schullehrer angeftelll find, koͤnnen die auf fie 
gefallene Wahl alsdann annehmen, wenn fie ihre Stellen niederlegen. 

$. 14. Das Amt des VBürgermeifters und der Gemeinderäthe 
dauert ſechs Jahre. Jedoch ift der Austretende wieder wählbar. — 
Der Gemeinderath erneuert fih alle zwei Jahre zu einem Drittel. 
Wird die Stelle eines Gemeinderathbs durch den Tod oder Austritt 
ſechs Monate vor dem Ablauf der gefeglichen Dienftzeit erledige, fo 
haben der Gemeinderathb und der Ausfhuß, und in Städten über 
3000 Seelen nody weiter der größere Ausfhuß zufammen einen Stell: 
vertreter für ihn zu wählen, deffen Stellvertretung nur bis zur näch: 
fien regelmäßigen bei der Erneuerung des Gemeinderaths eintretenden 
Mahl dauert. Der bei bdiefer Wahl neu Gewählte wird nur für fo 
viel Zeit gewählt, als derjenige, an deſſen Stelle er tritt, noch im 
Gemeinderath zu bleiben gehabt hätte. — Erfolgt die Erledigung 
fpäter, fo findet feine Stellvertretung Statt. 

$. 15. Jeder Gewählte muß die auf ihn gefallene Wahl anneh: 
men. — Ausgenommen find und Eönnen ſolche ablehnen diejenigen 
Gemeindebürger: 1) welhe als Staatsdiener, als Geiftliche oder 
Schullehrer in Ruheftand verfegt find; 2) welche das fechzigfte Lebens: 
jahr zurüdgelegt; 3) welche das Bürgermeifteramt ſchon ſechs Jahre 
verfehen, und die 4) welche die Stelle eines Gemeinderaths ſechs Jahre, 
oder ald Stellvertreter wenigftens drei Jahre verwaltet haben. — Se: 
doc, fteht den in Nr. 4 erwähnten Perfonen die Befugniß, die Wahl 
aus diefem Grund abzulehnen, nur fehs Jahre, von der Zeit ihres 
Austritted an, zu, nachher tritt die Pflicht zur Annahme wieder ein. 
Endlich 5) diejenigen, welche andere erhebliche Entfchuldigungsgründe 
vorbringen, worüber ber Gemeinderath und Bürgerausfhuß vorbehalt: 
lich des Recurſes entfcheidet. Die Verweigerung der Annahme ber 
auf einen Gemeindebürger gefallenen Wahl, felbft wenn er nur als 
Stellvertreter gewählt worden ift, ohne genügende Entfhuldigungs: 
gründe, zieht die Suspenfion der Wahlberechtigung auf fehs Jahre 
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und die Erfegung eines Beitrages von 25 fl. bis 50 fl. in die Orts: 
armencaffe nach fi. — Ueber die von dem Bürgermeifter oder einem 
Gemeinderath oder dem Stellvertreter derfelben angegebenen Urfachen 
des Austrittes entfcheidet gleichfalls der Gemeinderath und Bürgerauss: 
ſchuß, vorbehaltlich des Recurſes. 

$. 16. In den Städten über 3000 Seelen kann auf den Vor: 
fhlag des Gemeinderaths von der Gemeindeverfammlung neben dem 
erften Bürgermeifter ein zweiter Bürgermeifter als deſſen Stellvers 
treter und zu feiner Unterflügung gewählt werden. — Er ift Mit— 
glied des Gemeinderaths und wird in die feftgefegte Zahl der Gemeindes 
räthe eingerechnet, die duch ihm nicht Überfchritten werden darf. — 
Hinſichtlich der Wählbarkeit, Wahlart, des Gehaltes, der Entlaßbars 
keit und der Beftätigung kommen die Beftimmungen ber $$. 11. 12. 
13. 19. 20. 21. 22. 23. 24 und 25 in Anwendung. — Das Amt 
des zweiten Bürgermeifters dauert fechs Jahre; der Austretende ift 
wieder wählbar. 

$. 17. Wird die Stelle des Bürgermeifters duch Tod ober 
Austritt erledigt, fo muß binnen vier Wochen zu einer neuen Wahl 
gefchritten werden. Das Nämlihe tritt auf Antrag des Gemeinde: 
raths oder Bürgerausfchuffes ein, wenn die Krankheit des Bürger: 
meifters ein Jahr dauert. — Bleibt der Bürgermeifter über die von 
der Etaatsbehörde und dem Gemeinderath ihm bewilligte Urlaubszeit 
aus, und Eehrt er in dem meiter ihm zur Ruͤckkehr anberaumten 
Termine nicht zurüd, fo hat der Gemeinderath nad) Vernehmung der 
Gemeinde bei der Staatsbehörde den Antrag zu ftellen, daß der Dienft 
als erledigt erklärt, und eine neue Wahl angeordnet werde. — Auf 
den im öffentlichen Dienft Abwefenden findet diefe Worfchrift Keine 
Anwendung. — Sn ber Zwifchenzeit, wenn fein zweiter Bürgers 
meifter da iſt, verfieht der dienftältefte Gemeinderath die Stelle des 
Bürgermeifters. 

$. 18. Der Rathöfchreiber wird von dem Gemeinderath, unter 
Zuftimmung des Ausfchuffes, aus der Zahl der Gemeindebürger auf 
längere oder kürzere Zeit ernannt. Nach Ablauf diefer Zeit kann ber 
Abtretende wieder angeftellt werden. — Nur in Landgemeinden Eön: 
nen Scyulfehrer, jedoh nur nad erlangter Erlaubniß der oberen 
Schulbehörde, welche jederzeit mwiderruflich ift, die Rathsfchreiber: 
ftelle erhalten, aud wenn fie nicht Gemeindebürger find. 

8. 19. Die gegenwärtigen Gehalte der Bürgermeifter, Ge: 
meinderäthe und Nathsfchreiber können duch einen Beſchluß der Ges 
meindeverfammlung erhöht, vermindert und umgewandelt, aud) können 
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auf gleiche Weife da, wo noch feine Gehalte beftanden haben, folche 
eingeführt, nie aber während der durch das Geſetz oder durch die 
Ernennung beftimmten Dienftzeit die eingeführten Gehalte vermindert 
werden. 

$. 20. Für Dienftverrichtungen innerhalb des Drtes erhalten 
der Bürgermeifter, die Mitglieder des Gemeinderaths und der Raths— 
fchreiber £eine Belohnung, für Dienftverrichtungen in der Gemarkung 
aber die gefeglichen Gebühren. — Statt diefer letzteren Eönnen jedod) 
für einzelne jährlich wiederkehrende beftimmte Verrichtungen beftimmte 
Belohnungen von der Gemeindeverfammlung angeordnet werden. — 
Auh für auswärtige Verrichtungen, fowie für Dienftgefchäfte bei 
Privaten, können die gefeglichen Gebühren gefordert werden. 

$. 21. Die einftweilige Enthebung des Bürgermeifters, der Ge: 
meinderäthe und des Nathsfchreibers vom Dienft kann von den Staats: 
verwaltungsftellen erkannt werden, wenn ſich gegen fie im Laufe einer 
Unterfuhung nahe Verdachtsgründe eines folhen Verbrechens an den 
Zag legen, daß, wenn e8 erwiefen wäre, die Entlaffung zu Folge 
haben würde, oder wenn die Unterfuhung durch die fernere Dienft: 
führung des Angefchuldigten fehr erfchwert oder verhindert würde. — 
Auf Antrag des Gemeinderathbs und des Bürgerausfhuffes kann 
wegen Beihuldigungen, auf deren Grund die Dienftentlaffung ein: 
treten kann, die einftweilige Enthebung vom Dienft erkannt werden. 

$. 22. Die Dienftentlaffung der vorgedachten Perfonen muß 
im Wege der Verwaltung ausgefprochen werden: 1) wegen eriwiefener 
Dienftunfähigkeit, 2) wegen jeder peinlihen Strafe, wenn die Ent: 
laffung nicht ſchon im Urtheil ausgedrüdt ift, 3) wegen einer Die 
öffentliche Achtung ihnen entziehenden bürgerlihen Strafe, worunter 
insbefondere die Strafe des Ehebruches begriffen ift, und 4) wenn 
duch Unfittlicheit ein folches Aergerniß gegeben wird, daß eine wirk— 
fame Dienftführung nicht mehr zu erwarten ift. 

$. 23. Wegen Willkürlichkeiten im Dienft, infofern fie nicht 
zu einer peinlichen Unterfuchung fich eignen; wegen Dienftnadhläifig: 
feiten und Ungehorfam gegen zuftändige Verfügungen und Anordnun: 
gen der Staatsbehörden müffen Warnungen zum Zwed der Befferung 
in nachfolgender Ordnung ergehen: 1) Verweije, 2) Androhung der 
Dienftentlaffung. — Die Betheiligten müffen, wenn die Warnung 
als ein gefeglicher Beſſerungsverſuch gelten foll, jedesmal vorher ver: 
nommen, fodann muß das Protokoll von ihnen unterzeichnet, und 
das Erkenntniß unter Beziehung auf diefe Gefegftelle ertheilt werden. 
Auf den zweiten Verweis ift zur Androhung der Dienftentlaffung zu 
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fehreiten und, wenn biefe nicht fruchtet, in dem weiteren alle bie 
Entlaffung auszufprechen. 

$. 24. Auch aus anderen Urfachen, welche die Dienftführung 
fehr erfchweren oder vereiteln, kann auf Antrag des Gemeinderaths 
und Bürgerausfhuffes die Dienftentlaffung Statt finden; die Urfachen 
müffen nach gepflogener Unterfuchung in dem Erfenntniß angegeben, und 
der Gemeinde und den Betheiligten eröffnet werden. Der in diefem 
Galle Entlaffene kann erft nad ſechs Jahren wieder gewählt werden. 

$. 25. Wenn gegen den Bürgermeifter oder einzelne Gemeindes 
räthe wegen Schulden die Bollftrefung vollzogen werden muß, fo 
findet die Dienftentlaffung Statt, infofern fie nicht nachweifen, daß 
ihre Vermögensumftände nicht zerrüttet find. 

$. 26. In allen in 8.21 bis 25 erwähnten Fällen führt bie 
nächft vorgefegte Staatsverwaltungsftelle die Unterfuchung, und bie 
naͤchſt höhere fallt das Erkenntniß in collegialer- Form. 


Gapitel 2. Bon dem Bürgerausfhuffe. 


$. 27. Die Zahl der Mitglieder des Bürgerausfchuffes ift der 
Zahl der Gemeinderäthe, mit Einfluß des Bürgermeifters, gleich. — 
In Städten über 3000 Seelen muß die Zahl der Ausfchußmitglieder 
um die Hälfte höher fein, als die des Gemeinderathe. Sie werben 
von der Gemeinde gewählt. — Die Leitung der Wahlhandlung ges 
fhieht von dem Bürgermeifter, unter Zuzug ‚des Rathſchreibers und 
des äAlteften und jüngften Mitgliedes des Ausfchuffes, der legteren als 
Urkundsperfonen. 

$. 28. Die Mitglieder des Ausfhuffes müfjen zu einem Drit: 
theil aus dem höchftbefteuerten Drittheil der Bürgerfchaft, nach dem 
Drtskatafter, zu einem Drittheil aus dem niedrigfibefteuerten Drit— 
theil, und zu einem Drittheil aus jenen gewählt werden, welche fic) 
zwifchen dem erften und dem legten Drittheil in der Mitte befinden. — 
Menn bei der Theilung diefer Zahl durch drei Einer übrig bleibt, fo 
muß diefes Mitglied aus der mittleren, und wenn zwei übrig bleiben, 
fo muß Eines von diefen Mitgliedern aus der hoͤchſt-, und das an: 
dere aus der niedrigfibefteuerten Klaffe gewählt werden. 

$. 29. Wahlberechtigte find alle Gemeindebürger. 

$. 30. Wahlbar ift unter der fo eben gedachten Ausdehnung 
jeder Gemeindebürger, ohne Rüdfiht auf Religion, jedody jeder nur 
für diejenige der obgedachten Klaffen, zu welcher er gehört. — Aus— 
genommen find und Eönnen nicht gewählt werden: 1) Vorgeſetzte, 
Staatsverwaltungsbeamte. Andere Stantsdiener Eönnen nur mit Er—⸗ 
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laubniß ihrer vorgefegten Stellen das Amt annehmen. 2) Die Ge: 
meinderäthe. 3) Die Gemeindebürger, die nicht zu Gemeinderäthen, 
gewählt werden können. — Doch find verwandtfhaftliche Werhälts 
niffe zu dem Bürgermeifter und den Gemeinderäthen, oder unter ſich 
felbft, und der Umftand, daß ein Bürger in Gant gerathen ift, Fein 
Hinderniß der Wählbarkeit. 

$. 31. Das Amt eines Mitgliedes des Ausfchuffes dauert 
vier Jahre. Der Ausihuß erneuert ſich alle zwei Jahre zur Hälfte. 
Wird eine Stelle im Ausfhuffe durch Tod oder Entlaffung fehs Mo: 
nate vor Ablauf der gefeglichen Dienftzeit erledigt, fo wird von dem 
Gemeinderath und Ausfchuffe, und in Städten über 3000 Seelen von 
dem größeren Ausfhuffe zufammen ein Stellvertreter erwählt, deſſen 
Stellvertretung nur bis zur nächften regelmäßigen bei der Erneue— 
rung des Bürgerausfchuffes eintretenden Wahl dauert. Der bei die: 
fer Wahl Gewählte tritt zu der Zeit wieder aus, in welcher derjenige, 
an deffen Stelle er gewählt ift, auszutreten gehabt hätte. Bei einer 
fpäteren Erledigung unterbleibt die Wahl eines Stellvertreters. 

$. 32. jeder Gewählte muß die auf ihn gefallene Wahl eines 
Ausfhußmannes annehmen, und nur derjenige kann ſolche ablehnen, 
der diefe Stelle oder die eines Bürgermeifters oder Gemeinderaths, 
die gefegliche Zeit fhon verfehen hat. — Die Verpflihtung zur Ans 
nahme tritt jedody nad) Verlauf von vier Jahren, von der Zeit fei: 
nes Austrittes von einer der obgedachten Stellen an gerechnet, wieder 
ein. — Megen grundlofer Verweigerung der Annahme einer auf einen 
Bürger gefallenen Wahl tritt der im $. 15 beftimmte Nachtheil ein. 

$. 33. Der Ausfhuß wählt unter fih nah Stimmenmehrheit 
einen Obmann. Sein Amt dauert zwei Jahre, er ift nad deren 
Ablauf wieder wählbar. 

$. 34. Die Mitglieder des Ausfchuffes erhalten meber Gehalt 
noch Gebühren. — Bei Gemeindeangelegenheiten außerhalb Ortes, 
wobei der Bürgerausfhuß, aus Auftrag des Gemeinderaths oder ver— 
möge Borladung einer Staatsftelle, zu erfcheinen hat, find die Er: 
fhienenen berechtigt, die gefeglihen Gebühren aus der Gemeindecaffe, 
gleihy den Gemeinderäthen, zu fordern. In folhen Fällen hat nur 
der Obmann mit hoͤchſtens zwei Mitgliedern des Bürgerausfchuffes 
zu erfcheinen. 

$. 35. Landgemeinden unter fehzig Bürgern koͤnnen, mittelft 
eines Befchluffes der Gemeindeverfammlung, bis auf Widerruf auf 
das Inſtitut des Buͤrgerausſchuſſes verzichten, und in diefem Falle 
tritt die Gemeindeverfammlung an feine Stelle. 
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Gapitel 3. Bon der Gemeindbeverfammlung. 

8. 36. Zum Erfcheinen bei der Gemeindeverfammlung find alle 
Gemeindebürger berechtigt und verpflichtet, die in der Gemeinde ihren 
ftändigen Wohnfig haben. — Der Gemeinderath Bann, mit Zuftim: 
mung des Bürgerausfchuffes, Strafen des nicht gerechtfertigten Aus: 
bleibens feftfegen, deren Betrag nicht einen Gulden überfteigen darf. — 
Seder muß in Perfon erſcheinen; Abwefende können durch Bevollmäch: 
tigte nicht vertreten werden. 

$. 37. Bu der Gültigkeit eines Gemeindebefchluffes wird erfor: 
dert: 1) daß ſaͤmmtliche flimmfähige Gemeindebürger zeitig zu der 
Gemeindeverfammlung eingeladen werden. Die Art der öffentlichen 
Vorladung wird durd eine Inftruction beftimmt. — Die VBorladung 
nah Zünften ift unzuläffig. 2) Daß mwenigftens zwei Drittheile da: 
von erfhienen find. 3) Daß mehr als die Hälfte der Stimmen aller 
ftiimmfähigen Bürger fih für eine Meinung entfchieden habe. —- 
Ausgenommen von der obgedachten Mehrheit find die Fälle, in wel: 
chen das Gefeg eine größere oder Eleinere Stimmenzahl feftfegt. 

$. 38. Eine Gemeindeverfammlung muß ftattfinden, wenn 
Kraft Gefeges oder Verordnung eine Öffentlihe Verkündigung an die 
Gemeinde zu gefchehen hat, infofern nicht durd) die an einem Orte 
erfcheinenden Wochenblätter, oder auf andere in der Gemeinde übliche 
Weiſe die Bekanntmachung eben fo gut gefchehen kann; 2) wenn die 
Vornahme einer Handlung an die Einwilligung einer Gemeinde ge: 
feglich gebunden ift; 3) wenn von den Staatsbehörden die Verneh— 
mung der Gemeinde befohlen wird; 4) wenn von dem Bürgermeifter 
bei Meinungsverfchiedenheit des Gemeinderathd und des Bürgeraus: 
fhuffes der Gegenftand der Gemeinde zur Entfheidung vorgelegt wer: 
den muß. 5) Auf den Antrag des Gemeinderaths oder des Bürger: 
ausfchuffes, oder einer Anzahl von Bürgern, die der Zahl der Mit: 
glieder des Gemeinderathd und des Ausfchuffes zufammengenommen 
gleihkommt, wenn im Namen und aus Auftrag der Gemeinde eine 
BVorftellung an Uns, an die Ständeverfammlung, oder die Staats: 
behörden gerichtet, und die Gemeinde um ihre Zuftimmung vernom: 
men werden foll. In der befdloffenen Vorftellung oder Befchwerde 
muß ausdrüdiih des Gemeindebefchluffes gedacht fein, um als eine 
Bitte der Gefammtheit angefehen werden zu Eönnen. 6) Auf bie 
fhriftliche, von wenigftens eben fo viel Mitgliedern der Gemeinde, 
als der Gemeinderath und Ausfhuß ſtark find, unterzeichnete Anzeige 
bei der Staatsverwaltungsftelle, daß fie Befchwerden gegen die Amts: 
führung und Verwaltung des Bürgermeifters oder des Gemeinderaths 
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oder des Ausfchuffes zu führen hätten, und auf ihre Bitte die Ge- 
meinde zu vernehmen, ob fie diefe Beſchwerden als Gemeindebefchiwer: 
den unterfucht wiffen wolle, hat die Verwaltungsftelle die Gemeinde 
zu verfammeln und in Abwefenheit derjenigen, gegen welche die 
Beſchwerde gerichter ift, zu vernehmen. Wird durdy die Gemeinde: 
verfammlung die Beſchwerde nicht als Gemeindebefchwerde erkannt, 
fo haben diejenigen, welde die Berfammlung veranlaßten, die Koften 
derfelben zu tragen. — Kine von einzelnen Bürgern bei Staatsftellen 
eingereichte, nicht auf die in Nr. 5 und 6 bezeichnete Art zu Stande 
gefommene Borftellung wird ald Sache der Einzelnen, welche bie 
Vorftellung unterzeichneten, behandelt. 

$. 39. Die DVerfammlung der Gemeinde kann flattfinden, 
wenn der Bürgermeifter oder der Gemeinderathb oder der Bürger: 
ausfhuß folche in irgend einer Angelegenheit für räthlic erachtet. 

$. 40. Den Städten über 3000 Seelen ift geftattet, einen 
größeren Ausfhuß, bei deffen Befegung die Vorfchriften der $8. 28. 
31. entfcheiden, zu wählen. Hierzu ift ein Gemeindebefhluß noth— 
wendig. Durch einen foldhen kann audy die Einrichtung wieder abge: 
ändert werden. — Er muß viermal fo ſtark fein, als der Eleinere, 
und er vertritt in allen Fällen die Gemeindeverfammlung, ausgenom= 
men: 1) wenn eine Verkündigung an die ganze Gemeinde gefchehen 
fol, 2) fo oft der Gemeinderach oder größere Ausfchuß die Zuſam— 
menberufung der Gemeinde verlangt, und 3) bei Wahlen, infofern 
nicht ein Stellvertreter in den Gemeinderath und in den Ausſchuß 
gewählt wird. — Bu jeder Verfammlung des größeren Ausfchuffes 
gehört aud der Gemeinderath und der Kleinere Ausfhuß. — Die 
Stimmen werden burchgezählt, und der Bürgermeifter hat bei Stim: 
mengleichheit die entjcheidende Stimme. — Alle Verhandlungen des 
größeren Ausfhuffes find öffentlich. 


Titel IIL 
Bon der Bertvaltung der Gemeinden. 
Gapitell. Bon den Amtsbefugniffen des Bürger: 
meiſters. 
$. 41. Der Buͤrgermeiſter verkuͤndet und vollzieht die Geſetze, 
die allgemeinen und befonderen Verordnungen, fowie die Verfügungen 
ber ihm vorgefegten Staatsbehörden, und verfügt auf die Erſuchungs— 
[reiben anderer Behörden. Alle amtlihen Erlaffe werden an ihn 
gerichtet, und er unterzeichnet alle Ausfertigungen. — Die Hei: 
mathsſcheine und bie VBermögenszeugniffe müffen von den zwei älteften 
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Gemeinderathsmitgliedern mit unterfchrieben werden. — Er verwaltet 
die Drtspolizei felbft da, wo die Staatsverwaltungsftelfe ihren Eis 
hat, fo weit nicht der im $. 6 bemerkte Fall eintritt. — Er führt 
die Auffiht über das Gemeindevermögen und leitet deffen Verwaltung, 
fowie die öffentlichen Bauten und Arbeiten der Gemeinde. — Sn 
dem Gemeinderath hat er den Vorfig, bringt die Gegenftände zum 
Vortrag und die Befhlüffe des erfteren zum Vollzug. — Er allein 
in der Gemeinde ift berechtigt, folche zu einer Berfammlung zu be: 
rufen. Jede andere Zufammenberufung ift, bei Dermeidung einer 
angemefjenen polizeilichen Strafe, infofern nicht die Handlung ein 
gefeglich höher zu beftrafendes Verbrechen enthält, verboten. — Sn 
dem Gemeinderath und in der Gemeindeverfummlung entfcheidet feine 
Stimme, wenn, diefe mit eingerechnet, Etimmengleichheit entfteht. — 
Die Berwahrung des Gemeindefiegels ift ihm anvertraut, und er ſtellt 
innerhalb der Grenzen ſeiner Amtswirkſamkeit Beglaubigungen aus. — 
Er verfieht gerichtliche Zunctionen, fo weit ihm folche durch die Ge: 
fege übertragen find. 


Capitel 2. Von den Amtsbefugniffen des Gemeinde: 
raths. 


$. 42. Der Gemeinderath berathſchlagt und beſchließt: 1) über 
alle Angelegenheiten, die nach den Gefegen und Verordnungen, fodann 
nad den Verfügungen der Staatsbehörden feiner Berathung unterlegt 
werden; 2) über alle Angelegenheiten der Gemeinde; 3) über Alles, 
was auf die Verwaltung, Vermehrung und Verwendung des Ge- 
meindevermögens, fo wie auf Stellung und Abhör der Gemeinderech⸗ 
nung Bezug hat; 4) uͤber Buͤrgeraufnahmen und uͤber Antritt des 
angeborenen Buͤrgerrechtes; 5) uͤber den Gehalt und die Anſtellung 
des Gemeindedienſtperſonals. — Demſelben iſt ferner die Fuͤhrung 
der Grund-, Gewaͤhr- und Unterpfandsbuͤcher nach den beftehenden 
und fünftigen Gefegen übertragen. 


$. 43. Die Form ber Verhandlung in dem Gemeinderath ift 
collegialifh. Der Beſchluß wird nad) abfoluter Stimmenmehrheit ge= 
faßt. — Das Rathsprotofoll muß von allen anweſenden Rathsglie— 
dern unterfchrieben werden. — Zur Gültigkeit eines Befchluffes wird 
erfordert, daß wenigſtens mehr als die Hälfte der Mitglieder, den 
Bürgermeifter nicht eingerechnet, anweſend fei. 


$. 44. In den Städten hat ſich der Gemeinderath in der Regel 
wöchentlih einmal, in Landgemeinden monatlich zweimal zu verfam: 
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meln, wenn nicht außerordentlihe Veranlaffungen weitere Verſamm— 
(ungen nöthig machen. 

$. 45. Wenn der Gegenfland ber Berathung den Bürgermei: 
fter oder ein Mitglied des Gemeinderaths oder deffen Verwandte und 
Berfchwägerte in aufs oder abfteigender Linie und bis zum zweiten 
Grad betrifft, fo dürfen folche an der Berathung keinen Antheil neh— 
men. — Sn allen anderen Fallen darf kein Mitglied von der Be: 
rathung ausgefchloffen werden. 


Gapitel 3. Bon den Pflidhten des Rathsſchreibers. 


$. 46. Der Rathsfchreiber führt und beglaubigt das Rathspro= 
tokoll, beforgt und unterfchreidt die Ausfertigungen des Bürgermeifters 
und Gemeinderaths und die Negiftratur, und bewahrt die Gefeg: und 
VBerordnungsblätter, fowie die Öffentlihen Büder, unter Auffiht des 
Bürgermeifters. Er ift verpflichtet, die ihm vom Bürgermeifter oder 
dem Gemeinderath aufgetragenen fchriftlihen WBerhandlungen und 
Ganzleigefchäfte aller Art, fowie auch das $. 129 benannte Tagebudy 
zu beforgen. 


Gapitel 4. Von der Verwaltung der DOrtspolizei. 


$. 47. Die Drtspolizei ift nach den beftehenden und Fünftigen 
Gefegen, Verordnungen und Inftructionen zu verwalten. 

$. 48. Zur Detspolizei gehören die Sicherheits, Neinlichkeitsz, 
Gefundheitg:, Armen:, Straßen:, Feuer:, Markt-, niedere Ge: 
werbs-, weltliche Kirchen-, Sittlichkeitd:, Gemarkungs:, Bau: und 
Gefindepolizei, fowie die Auffiht auf Maß und Gewicht. 

$. 49. Zu jedem Aufwande aus der Gemeindecaffe, wozu bie 
vom State aufgeftellte Polizeiftelle des Drtes nicht durdy den Vor: 
anfchlag der Gemeindebedürfniffe im Voraus ermächtigt ift, muß 
folche die Zuftimmung des Gemeinderaths einholen. — Sn Fällen, 
wo Gefahr auf dem Verzuge ſchwebt und wo die vorgängige Verneh: 
mung des Gemeinderaths nicht möglidy ift, Eönnen von ihr, jedoch 
auf ihre Verantwortung, Maßnahmen und Anordnungen getroffen 
werden, die eine Koftenzahlung zur Folge haben. 

$. 50. Dem Bürgermeifter Eönnen zur Unterftügung in der 
Verwaltung der Polizei, wo es die Ausdehnung des Dienftes erfor: 
dert, Mitglieder des Gemeinderaths ald Beigeordnete zugegeben wer: 
den. — Das Dienft: und Polizeiperfonale fteht unter feinen Be: 
fehlen. — In wichtigeren das Gefammtintereffe betreffenden Ge: 
genftänden, befonders hinfichtlih der Gemarkungspolizei, hat er fich 
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mit dem Gemeinderath zu berathen, in jedem Falle aber zu jebem 
Koftenaufwand aus der Gemeindecaffe vor der Vornahme einer mit 
Koften verbundenen Einrichtung die Zuftimmung des Gemeinderaths zu, 
erwwirken. — In Mothfällen tritt die obengedachte Ermächtigung ein. 

$. 51. Dem Bürgermeifter fteht, wo ihm die Drtspolizei über: 
tragen ift, die Befugniß zu, gegen jeden Uebertreter wegen Ungehor— 
fams und Polizeifreveln Strafen zu erkennen und zu vollziehen, und 
zwar: a) Geldftrafen in Städten bis zu fünf Gulden; in Landge: 
meinden bis zu zwei Gulden. 5b) In beiden anftändiges bürgerliches 
Gefaͤngniß bis zu acht und vierzig Stunden. — Andere und be: 
fonders ehrenverlegende Strafen dürfen nicht erkannt werden. — Aus: 
genommen von diefer polizeilichen Gewalt des Bürgermeifters find die 
Standes: und Grundherren, Staatsdiener, Geiftlihe, Schullehrer, 
ftandes: und grundherrlihe Beamte, und die Foͤrſter, infofern fie in 
ihrem Dienftbezirke eine Uebertretung begehen. Polizeifrevel, welche 
diefe begehen, hat er feiner ihm vorgefegten Stelle anzuzeigen, welche 
Das Meitere zu beforgen hat. — Polizeiliche Geldftrafen aber, welche für 
gewiffe Uebertretungsfälle [hon im Voraus beftimmt find, werden von 
dem-Bürgermeifter gegen jeden Uebertreter erkannt und, ausgenom— 
men gegen die unmittelbar DBorgefegten, fodann gegen Standes: und 
Grundherren im Umfange der Standes: und Grundherrfchaft, voll: 
zogen. — Gegen biefe ift deren unmittelbar vorgefegte Stelle um den 
Vollzug anzugehen. 

$. 52. Waldfrevel werden nad) befonderen Gefegen und von den 
darin bezeichneten Stellen gethätiget. 


Gapiteld. Bon der Berwaltung des Gemeindevermögen®. 
Allgemeine Beflimmungen. 


$. 53. Alles liegende und fahrende Vermögen der Gemeinden, 
erftereg mag Gemeinde» oder Allmendgut fein, ift das Eigenthum ber 
Gemeindebürger als Gefammtheit. 

$. 54. Der Ertrag des Gemeindevermögens iſt zunächft zur 
Beftreitung des Gemeindeaufrwandes nad) den Vorfchriften diefes Ge: 
fees beftimmt. — Ausnahmsweife verbleibt der Genuß von All: 
mendgut, welcher feither allen Bürgern oder einer berechtigten Klaffe 
der Gemeindebirger zugeftanden ift, den gegenwärtig und künftig Be: 
rechtigten mit den darauf ruhenden Laften unter den unten folgenden 
Beftimmungen. 

8. 55. Das Grundflodsvermögen darf nur in außerorbentlichen 
Fällen zu laufenden Bebürfniffen verwendet werden. — Zu einer 
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folhen Verwendung ift ein Beihluß der Gemeindeverfammlung er: 
forderlich. 

8%. 56. Die Beförfterung der Gemeindewaldungen unterliegt ben 
Sorftpolizeigefegen. 


Abfhnite 1. Von den Einnahmen und Ausgaben ber 
Gemeinden. 


$. 97. Die ordentlichen Einnahmen beftehen 1) in dem Ertrage 
aus den Gemeindeliegenfhaften, Gemeindewicthfchaft und dem fahrens 
ben Vermögen ber Gemeinde; 2) in dem Ertrage aus Berechtigungen: 
a) von Flößerei und Schiffahrt, b) von Jagden, Fifchereien und 
Schäfereien, e) von Märkten, d) von Eichanftalten, e) von Wafen: 
meiftereien, f) von Weg-, Pflafter:, Brüden:, Wang: und Thor⸗ 
fperrgeldern, g) von Zaren, h) von Strafen und i) von anderen Ges: 
fallen, die einer Gemeinde zuftchen. 

$. 58. Die auferordentlihen Einnahmen beftehen in 1) aufge- 
nommenen Gapitalien; 2) Auflagen auf den Allmendgenuß; 3) dem 
Ertrag aus Umlagen; 4) dem Zuſchuſſe von Grundftodsvermögen, wenn 
folhes zu laufenden Ausgaben verwendet werden darf; 5) Dctroiges 
fällen; 6) allen anderen Einnahmen, welche nicht regelmäßig wieders 
kehren und zum Grundftodsvermögen gezogen werden müffen. 

8. 59. Die Koften für Damm:, Fluß:, Brüden- und Weg: 
bauten außerhalb Ortes, welche auf dem Gemarfungsverbande ruhen, 
find, jedoh nur fo weit, als zum Ankauf von Grund und Boden, 
Materialien, oder zu Beftreitung dabei nöthiger Kunſt- und Hand: 
werfsarbeiten baare Mittel erfordert werben, duch Umlage auf das 
Gefammitfteuercapital der Gemarkung, alfo mit Einfluß des Steuer: 
capital® der Gemeinde zu deden. Alle übrigen Gemeindebedürfniffe, 
unter welchen aud der Werth der Gemeindebdienfte begriffen ift, wer: 
den aus den Gemeindeeinkünften zu zwei Drittel beftritten. — Wo 
die Häufer zerftreut in der Gemarkung liegen, foll ein gewiffer Um: 
fang beftimmt werden, welcher den Etter bes Ortes beftimmt. 

$. 60. Werden durch diefe Einkünfte nicht zwei Drittel ber 
Bedurfniffe gededt, fo kann, fo weit e8 zur Ergänzung biefer zwei 
Drittel nothwendig ift, eine Auflage auf die Bürgernugungen gemadıt, 
jedoh muß das im $. 92 vorgefchriebene Maß nebft zwei Klaftern 
Gabholz freigelaffen werden. 

$. 61. Was nad) Verwendung ber Gemeindeeinkünfte und der 
im Falle des $. 60 auf die Bürgernugungen zu machenden Auflagen 
an obigen zwei Dritteln der Gemeindebebürfniffe noch ungedeckt ift, 
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wird von den Gemeindebuͤrgern und den im $. 62 ihnen gleichgeftell: 
ten ftaatsbürgerlichen Einwohnern nad) dem directen Steuerfuß, oder 
einem anderen durch Gemeindebefchluß feftzufegenden, aber von den 
Staatsbehörden zu genehmigenden Beitragsfuß beigebraht. Die Be: 
figer von- einleibigen Schupflehen werden den Gemeindebürgern gleich: 
gehalten. Hinfichtlich der Umlage auf das Lehen werben folhe mit 
dem Steuercapital deffelben angezogen, das nach Abzug des Steuer: 
capitald des Ganons, ben’ fie zu entrichten haben, übrig bleibt. — 
Das Übrige Drittel wird auf ſaͤmmtliche Steuerpflichtige der Gemar: 
tung nad) dem Ortskataſter umgelegt. 

$. 62. Jeder Bürger und ftnatsbürgerliche Einwohner, fofern 
biefer in der Gemeinde ein bürgerliches Gewerbe treibt, oder ein zur 
Bewirthſchaftung feiner in der Gemarkung liegenden Güter erforder: 
licyes Gefpann befigt, oder Überhaupt eine eingerichtete Landwirthfchaft 
in der Gemeinde treibt, ift verpflichtet, in Perfon oder durch einen 
Stellvertreter jährlich bis zu drei Zagen Handdienſte zu leiften, oder 
ben Werth dafür zu entrichten. 

8. 63. Die im $. 61 und 62 ausgefprochene Beitragspflicht 
der finatsbürgerlichen Einwohner, welche Landwirthfchaft treiben, be: 
zieht fih nur auf das Steuercapital derjenigen Liegenfchaften, auf 
welchen fie Landmwirthfchaft treiben. Die Gemeinde kann durch Stim= 
menmehrheit im einzelnen Fall auch auf diefe Vollbefteuerung verzichten. 

8. 64. Die übrigen bisherigen Gemeindefrohnden, fo meit fie 
nad Köpfen oder nad dem Viehftand unentgeltlich geleiftee werden 
mußten, finden in Zukunft nicht. mehr Statt, es fei denn, daß durch 
Gemeindebefchluß felbft etwas anderes feftgefegt werde. 

$. 65. ine unentgeltliche Zumweifung der Fuhrdienfte an bie 
Zugviehbefiger und der Handdienfte an die übrigen Bürger und Ein: 
mwohner, die in der Gemeinde ein Gewerbe oder eine Landwirthfchaft 
treiben, kann nur befchloffen werden, wenn ſowohl die Mehrheit der 
Zugviehbefiger, als die Mehrheit derjenigen, die Eein Zugvieh befigen, 
dazu beiftimmen. 

$. 66. Das Geldbedürfniß für die zu leiftende Arbeit, fo weit 
die Leiftung nicht gemäß der 88. 62 und 65 unentgeltlidy gefchieht, 
wird mie eine andere Gemeindeausgabe behandelt. 

867. Wenn nicht die Gemeinde diefe Gemeindearbeiten auf 
dem Wege der Verfteigerung an den Menigfinehmenden überlaffen 
will, fo bleibt jeder Gemeindebürger und finatsbürgerlihe Einwohner 
oder Ausländer, welcher ein Gewerbe oder Landwirthſchaft treibt und 
Zugvieh befigt, zur Leiftung der Fuhrdienſte, und jeder, der fein Zug— 
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vieh befigt, zur Leiftung der Handdienſte gegen eine mäßige Entſchaͤ⸗ 
bigung verpflichtet. 

8. 68. Der Werth der Dienfte wird durch einen Beſchluß des 
Gemeinderaths und Bürgerausfchuffes nad) den oͤrtlichen Preifen und 
nach der Größe der Gemarkung feftgefegt, darf aber für den Tag und 
das Pferd nicht 40 fr. und für den Handbdienft nicht 16 fr. uͤberſteigen. 

$. 69. Ueber die geleifteten Dienfte wird von einem hiezu be: 
fonders beauftragten Mitgliede des Gemeinderaths ein Verzeichniß ge: 
führt. — Die Vergütung und Ausgleihung der geleifteten Dienfte 
gefhieht nad) beendigter Arbeit oder fpäteftens am Ende des Red: 
nungsjahres in der Art, daß, wer mehr als das auf fein Steuerca: 
pital fallende Berreffniß geleiftee hat, den Mehrbetrag von der Ge: 
meindecaffe bezahlt erhält, wogegen derjenige, der weniger als fein 
Betreffniß leiftete, das Mangelnde an die Gemeindecaffe zu erfegen hat. 

$. 70, Auch denjenigen Ausmärkern, welche nicht in der Ge 
meinde wohnen, ift hiebei geftattet, nad) Verhaͤltniß ihrer zu den in 
den $$. 67 und 68 erwähnten Vergütungen fehuldigen Beiträgen 
Naturaldienfte zu leiften, wenn fie vorher einen Gemeindeeinmwohner 
bezeichnet haben, welchem an ihrer Stelfe die Aufforderung zur Leiftung 
des Dienftes gefchehen foll, 

$. 71. Frei von allen Beiträgen zu Gemeindebedürfniffen find: 
1) die landesfürftlihen Reſidenz- und Luftfchlöffer und Gärten, fo: 
wie die Schlöffer und Gärten großherzogl. Prinzen; 2) die Reſidenz— 
fhlöffer und die dazu gehörigen Gärten der Standesherren; 3) Kirchen, 
Berbäufer, Synagogen und Friedhöfe, 4) Lehr: und Bibliothekge— 
bäude, und andere für Lehranftalten, fowie für fonftige Wiffenfchafts: 
und Kunftzwede beftimmte öffentliche Gebäude; 5) Hofpitäler, Ent: 
bindungs=, Waifen: und Armenhäufer; 6) Rathhaͤuſer, Thor- und 
MWachrhäufer und andere Gebäude, welche Eigenthum der Gemeinde 
als Gefammtheit find; 7) Kafernen, Zeughaͤuſer, Lazarethe und an: 
dere zum Militärdienft gehörige Gebäude; 8) Ganzleien, Amt: und 
andere zum Staatsdienft gehörige Gebäude ; 9) Gefängniffe, Zudtz, 
Irren-, Siechen- und Arbeitshaͤuſer. — Alle übrigen Gebäude, 
Liegenfhaften und Gefälle, namentlich auch jene der großherzoglichen 
Domainenvermwaltungen, unterliegen demnad der Gemeindebefteuerung 
gemäß der allgemeinen Vorfchrift des $. 6l. 

$. 72. Die Pfruͤnden der Ortsgeiftlihen und Schullehrer Fin: 
nen in der Gemeinde, in welcher fie angeftellt find, nur mit dem 
Steuercapital, weldes den Betrag der Congrua überfteigt, zu Ge: 
meindebedürfniffen beigezogen werden. — Bei Berechnung der Con: 


* 
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geua werben diejenigen zur Pfründe gehörigen Gegenftände, welche in 
anderen Gemeinden in das Steuerkatafter aufgenommen find, nicht in 
Anſchlag gebracht. 

$. 73. Pfarrer und Schullehrer Eönnen in dem Drte, wo fie ” 
angeftellt find, mit dem Gemeinderath und Ausfhuffe, unter Zuftim: 
mung des Ausfchuffes der Ausmärker, über ein ſtatt der jährlichen 
Umlagen zu zahlendes Beitragsaverfum auf beftimmte Jahre über: 
einkommen. 

$. 74. Die Betriebscapitalien und die Fabrikgebaͤude der Fabri— 
kanten, die blos zum Zwede der Fabrikation benugt werden, bleiben 
von dem Beizug nad dem Steuerfuß frei, jedoch können die Gemein: 
den zur Beſtreitung jeder Art ven Gemeindebedürfniffen einen Aver— 
falbetrag von den Fabrikbefigern für obgedachte Gegenftände nach dem 
Verhaͤltniß des Nugens, welchen der Fabrikant von der Gemeinde, 
und diefe von ihm hat, fordern; kommen beide Theile darüber nicht 
gütlich überein, fo hat die Staatsbehörde zu entfcheiden. — In 
aller anderen Hinficht, befonders in Bezug auf Wohngebäude und 
auf den Detatihandel, werden die Fabrikanten in den gedachten Ge: 
meinden den Gemeindebürgern gleichgehalten. 
$. 75. In allen Gemeinden Eann ftatt einer Umlage ober 
neben folcher, mit Zuſtimmung der Gemeinde, eine Berbrauchfteuer 
eingeführt werden. Dazu wird erfordert: 1) die Verwendung zu be: 
flimmten Zweden; 2) die Nachweiſung über die Nothwendigkeit des 
Zwedes; 3) die Nacmeifung über die Unzulänglichkeit des ordent: 
lichen Einfommens; 4) die Auswahl folder Gegenftünde, deren Be: 
fteuerung fo viel möglich nur die Einwohner trifft; 5) die Befchrän: 
fung auf eine gewiffe Zeit, nad) deren Ablauf die Bewilligung erlöfcht, 
wenn fie nicht erneuert wird. 

$. 76. Befreit von der Verbrauchfteuer find die Fabriken hin: 
fihtlich der zu ihrem Gewerbsbetrieb eingeführten Gegenftände. — 
Gebraucht aber der Kabrikinhaber legtere auch zur Confumtion, fo 
hat er dafür einen Averfalbeitrag in die Gemeindecaffe zu zahlen; 
kommen folcher und die Gemeinde nicht guͤtlich uͤberein, fo entfcheidet 
die Staatsbehörbe. 

$. 77. Da, wo ein Vicinal- oder Gemarkungsweg durch bie 
Benugung von Salinen:, Berg: und Eiſenwerken, größeren Wal: 
dungen oder jeder anderen Gewerbsunternehmung gewöhnlich oder zeit: 
lic) verdorben wird, kann der Eigenthümer oder Unternehmer zu einer 
Beihilfe zur Unterhaltung des Weges angehalten werden. — Wenn 
die Gemeinden und die Eigenthümer oder Unternehmer nicht auf güt: 
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liche Weiſe über den Beitrag übereintommen können, fo haben die 
Staatsbehörden, mit Ruͤckſicht auf den Vortheil, der den Gemeinden 
duch eine der gedachten Unternehmungen zugeht, zu entfcheiden. 


6. 78. Ausgaben, welche nicht durch Zwecke der Gemeinde, in 
ihrer Gefammtheit oder als Staatsanftalt betrachtet, veranlaßt wer: 
den, fondern die Abwendung befonderer Nachtheile, oder die Erreichung 
befonderer Vortheile beftimmter Klaffen von Gemeindeangehörigen, 
Einwohnern oder, Befigern zur Folge haben, werden als Socialaus: 
gaben nad) einem befonderen, den Verhältniffen des einzelnen Falles 
entjprechenden, Umlagsfuß erhoben. 


$. 79. Die befonderen Gefege und Verordnungen über die Til: 
gung und Verzinfung der Kriegsfchulden und die hiezu erforderlichen 
Umlagen, fowie über Kirchen: und Schulbaulichkeiten, bleiben in Kraft; 
es foll aber in Gemäßheit des $. 26 des Kirchenbauedicts vom 26. April 
1808 der Antheil der Gemeindeglieder an den Kirchen: und Schul: 
baulaften nur dann ganz oder theilweife auf die Gemeindecaffe über: 
nommen werden dürfen, wenn das Einkommen der Gemeinde von 
ihrem Eigenthum und ihren Berechtigungen, ohne Umlage und nad) 
Beftreitung von zwei Drittel der Gemeindebedürfniffe, einen hiezu 
verfügbaren Ueberfchuß gewährt. Nur in der gleihen VBorausfegung 
foll auch nad der Verordnung vom 4. November 1813 eine Verwen: 
dung von Gemeindevermögen und Einkünften zur Tilgung. und Ber: 
zinfung der Kriegsfchulden flattfinden. 

$. 80. Die noch vorhandenen eigentlichen Gemeindefhulden find 
von der Gemeinde aus dem Ueberfchuffe des Gemeindeeintommens, und 
foweit folches nad der Beftimmung des $. 59 nicht vorhanden oder 
unzulänglich ift, durdy Umlage auf die Gemeindebürger und die im 
$. 62 benannten flaatsbürgerlichen Einwohner zu verzinfen und abzu— 
tragen. Da, wo für die vorhandenen Gemeindefchulden oder einen 
beftimmten Theil derfelben, mit Genehmigung der Staatsbehörde, ge: 
wiffe Gemeindeeinfünfte oder Umlagen zur Verzinfung und Tilgung 
ausgefegt find, wird diefe Beſtimmung aufrecht erhalten; es Eönnen 
aber folche bei der Dedung der Gemeindebedürfniffe von der Gemeinde 
nicht aufgerechnet werden. — Wenn in einer Gemeinde feit 1819 
Ausgaben gemacht wurden, zu melden nad) den damaligen Gefegen 
die Ausmärfer beitragspflichtig waren, fo haben dieſe ihre Beiträge, 
mit welchen fie noch im Rüditande find, nachzutragen. 

8.81. Die in gegenwärtigem Gefege vorkommenden $$. 59 bis 76 
folen auf dem naͤchſten Landtage einer Revifion unterworfen werden. 
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Abfhnitt 22 Bon den Anleihen der Gemeinden. 


$. 82. Der Gemeinderath befchließt die Capitalaufnahmen, welche 
zu Abtragung aufgefündeter Sapitalien gemacht werden. — Zu ande: 
ten nöthigen Anleihen ift die Einwilligung der Gemeinde erforder: 
ih. — ie können nur nöthig werden, wenn die ordentlichen Ein: 
fünfte der Gemeinde erfchöpft und zu einer unvermeidlichen oder höchft 
nüglichen Ausgabe keine anderen zweckmaͤßigeren außerordentlihen Eine 
nahmen aufzufinden find. 


Abfhnitt 3. Von den Ueberfhüffen der Gemeindecaffe. 


$. 83. Die nad) gefeglicher Beftreitung von zwei Drittel der 
Gemeindebedürfniffe vorhandenen Ueberfchüffe find zur Schuldentilgung 
zu verwenden und, wenn feine Schulden vorhanden find, zu Gapi: 
tal anzulegen. Die Größe der Gapitalanlage richtet ſich nach dem 
Werth der Gemeindegebäude, welche duch ein Ungluͤck zerſtoͤrt werben 
tönnen, oder wenigfteng nach dem, das den hoͤchſten Werth hat, und 
nach den mahrfcheinlichen Koften, welche Naturereigniffe, denen das 
Gemeindegut ausgefegt ift, außergewöhnlich veranlaffen koͤnnen. 

$. 84. Eine andere Verwendung der Ueberfhüffe, als zur Schul: 
denbezahlung und zu Gapitalanlagen, und über die Verwendung derer, 
die nicht mehr zu Capital angelegt werden follen, kann nur von ber 
Gemeindeverfammlung befchloffen werden. — Werden folche Leber: 
fhüffe unter die Gemeindebürger vertheilt, fo gefhieht die Verthei— 
lung nad Köpfen. —, Die Wittwen der Gemeindebürger erhalten 
den vollen Antheil, der ihrem verftorbenen Ehemanne, wenn er noch 
am Leben wäre, zufiele. 


Abſchnitt 4 Von dem Allmendgenuffe. 


$. 85. Die Art der Benugung ber ungetheilten Allmendgüter, 
die Größe der Genußtheile, und die Art der periodifchen Vertheilung 
der legteren bei getheilten Allmendgütern, ſowie die Größe der Buͤr— 
gerhofzgaben, richtet fi) nad) dem unbeftrittenen Zuftande vom 1. Ja: 
nuar 1831. — Er kann dur einen Beſchluß von zwei Drittel der 
Stimmen aller Berechtigten auf eine andere Weiſe feftgefegt werden, 
und zwar nur infofern nicht die Genußtheile unmiderrufli auf dem 
Befige beftimmter Güter oder Häufer haften. — ine Verminderung 
der Größe der Holzgaben kann in Folge der verminderten nachhalti- 
gen Ertragsfähigkeit der Waldungen flattfinden. 

$. 86. In dem eben gedachten Falle trifft die Verminderung 
fämmtliche Gaben in gleihem Verhaͤltniß. Sinken die Gaben auf 
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ein halbes Klafter herunter, fo koͤnnen folche nicht weiter vertheilt 
werden, und wenn fie noch weiter vermindert werden follten, fo ijt 
ihre Anzahl fo zu befchränfen, daß nur die, welche am längften im 
Genufje find, fo weit es der Ertrag des Waldes zuläßt, ein halbes 
Klafter erhalten, die fpäter Eingetretenen aber ihren Antheil auf fo lange 
verlieren, bis fie in erledigte Genußtheile eintreten Eönnen. 

$. 87. Der zum Bürgergenuffe Berechtigte rüdt in ſolchen ein, 
wenn er das 2õ5ſte Fahr zurüdgelegt und eine eigene Haushaltung 
oder Gewerbe auf eigene Nechnung gegründet hat. — Nach zurkd: 
gelegtem 25ſten Jahre tritt auch der Soldat in den Rang des Buͤr— 
genuffes ein, er Eann aber den Genuß ſelbſt nur unter den oben ge= 
dachten Beftimmungen erhalten. 

$. 88., Iſt das Allmendgut in beftimmte Theile getheilt, und 
die Zahl der Berechtigten ift größer, als die der Theile, fo finder das 
Einruͤcken erft Statt, wenn ein Theil erledige wird. — Das Gleiche 
tritt bei den Holzgaben ein. — Sind in folhem Falle zur naͤm— 
lichen Zeit mehrere zum Cinrüden gleich Berechtigte vorhanden, fo 
entfcheidet das Loos über den Vorzug des einen vor dem anderen; 
die, welche in dem Loofe durchfullen, find bei der naͤchſten Austhei— 
lung der Allmendgenüffe die zuerft Berechtigten. 

$. 89. Die Berechtigung zum Allmendgenuffe darf durch Ver: 
Außerung oder Erbſchaft auf andere nicht übertragen werden, außer 
wo das Nubungsreht auf dem Befige gewiffer Liegenfchaften haftet, 
und in folhem Falle nur zugleidy mit diefem leßteren. 

$. 90. Der Verkauf von Bürgerholzgaben ift nur erlaubt, 
wenn der Bürger nachgewieſen hat, daß er für feine eigenen Feuerungs— 
bedürfniffe gededt ift. 

$. 91. Auf den Ertrag von einem halben Morgen Allmend: 
aderland und von einem halben Morgen Allmendwiefen, oder wo 
feine Allmendwiefen vorhanden find, von einem Morgen Aderland, 
oder umgekehrt, welche ein Gemeindebürger im Genuffe hat, fodann 
ebenfo auf zwei Klafter Bürgerholzgaben, darf fein gerichtlicher Zus 
griff erkannt werden. 


Abfhnittd. Von der Bertheilung des Allmend= und 
Gemeindegutes. 
A) Allgemeine Beftimmungen. 
$. 92. Allmend= und Gemeindegut, fofern fie volles Eigenthum 
der Gemeinde, find zum Genuffe oder zu Eigenthbum theilbar. — 
Sn dem legteren Falle muß jedoch vorher unter fämmtliche Gemeinde: 
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bürger ein halber Morgen Ader und ein halber Morgen Wiefen, oder 
ein Morgen Aderland oder ein Morgen Wiefen, zum Allmendgenuffe 
vertheilt werden, infofern nicht jeder einen gleich großen Allmendge— 


nuß bereits beſitzt. — Nur das nody Uebrige kann zu Eigenthum 
vertheilt werden. — Ausgenommen von aller Vertheilung find bie 
Gemeindewaldungen. — Ausgenommen find ferner die Allmendgüter, 


von welchen die Genußrechte in einer beflimmten Morgenzahl unwi: 
derruflih an beftimmten Hofgütern oder Haufern haften. 

$. 93. Iſt das zu vertheilende Gemeindes oder Allmendgut zu 
Unterpfand gegeben, fo Eann, wenn der Gläubiger nicht einwilliget, 
deffen Bertheilung zu Eigenthum fo lange nicht ftatefinden, bis fol: 
ches von diefer Laft befreit ift. 

$. 94. Wo die Beibehaltung eines gemeinfchaftlihen Weidfel— 
des oder eines Tummelplatzes für das Vieh nöchig ift, oder die Ver: 
wendung eines freien Naumes zu Öffentlihen Plägen zwedmäßig ers 
fheint, muß vor der Theilung ein den örtlihen Verhältniffen ange: 
meffener Theil zu diefem Zwede ausgeſchieden werden. 

$. 95. Ruht auf den zum Eigenthum oder zum Genuffe zu 
vertheilenden Ländereien eine unbefteittene, unwiderrufliche Berechtis 
gung Dritter, die mit der Vertheilung nicht beftehen kann, der dritte 
Berechtigte will aber ſolche nicht abtreten, fo kann bei der oberften 
Staatsbehörde nachgefucht werden, daß er dazu gegen vollftändige 
vorgängige Entſchaͤdigung verbindlic erklärt werde. — Iſt dieſe Er: 
Elarung erfolgt, und der dritte Berechtigte und die zur Theilung Bes 
techtigten Eommen nicht in gütlichen Wegen über eine Abfindung über: 
ein, fo ift der Werth in rechtlicher Form abzufchägen und dem Bes 
rechtigten vor der Vertheilung zu entrichten; dem leßteren bleibt der 
Hechtsweg vorbehalten, jedody nur wegen vermeintlich zu geringen Be: 
trages des abgefchägten Werthes. Wenn der Rechtsſtreit erhoben ift, fo 
bleibt die Vertheilung bis zur rechtskräftigen Entfheidung aufgeſchoben. 

$. 96. Steht zwei oder mehreren Gemeinden eine Länderei in 
Gemeinfhaft zu, fo muß folche zwifchen den Gemeinden feldft getheilt 
fein, ehe die Zheilung unter die Einzelnen erfolgen kann. Jede Ge: 
meinde kann die Theilung, wenn die andere Gemeinde nicht beiftimmt, 
vor Gericht verlangen. 


B) Befondbere Beftimmungen, 
I. Bon der Vertheilung des feither gemeinfhaftlidh be: 
nusten Allmendgutes zum Genuffe unter die Einzelnen. 
8. 97. Zu der Vertheilung gemeinfchaftli benutzter Allmend: 
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Ländereien unter die einzelnen berechtigten Gemeindebürger zur Gultur 
und zum Genuffe, ift die Zuſtimmung der legteren mit abfoluter Mehr: 
heit erforderlih. — Will fih die Mehrheit zu einer Theilung nicht 
entfchließen, fo Eönnen Einzelne, unter Verzicht auf den gemeinfchaft: 
lihen Genuß, verlangen, daß jedem von ihnen ein feinem Genuffe 
verhältnigmäßig gleich kommender Theil an einem fchidlichen Ende 
des Allmendgutes auf ihre Koften zur ausfchlieglichen Benugung zu: 
geſchieden werde. 

$. 98. Iſt die Theilung von der Gemeinde befchloffen, fo find 
die Art der Theilung, fowie die den künftigen einzelnen Theilneh— 
mern aufzulegenden Bedingungen feftzufegen. 

$. 99. Die Theilung gefchieht, wenn nicht die Gemeinde etwas 
Anderes befchließt, oder nit ein anderer Maßſtab vermöge Privatz 
rechtstitel einzelnen Bürgern Vorrechte gibt, nad) Köpfen in möglichft 
gleichem Werth durch das Loos, 

$. 100. Wo bereits Allmendgut in einzelnen Zheilen zum Ges: 
nuffe gegeben ift, kann bei zunehmender Zahl der Berechtigten eine 
weitere Vertheilung dieſer Genußtheile ftattfinden, jedoch nur infoweit, 
als ſolche das in 8. 91 beftimmte Map überfteigen. 

$. 101. In diefe Genußtheile, welche wo möglich alle in der 
fo eben angegebenen Größe zu bilden, oder infofern einige einen ge: 
ringern Betrag erhalten, nad und nach auf foldhe zu bringen find, 
rüden die neu hinzutretenden Berechtigten ein und verbleiben darin, 
bis fie in größere erledigte Genußtheile einrücken Eönnen. 

$. 102. Wittwen erhalten, fo lange fie im Wittwenftande verbleis 
ben, dasjenige, was ihr verftorbener Ehegatte erhalten haben würde. 

8. 103. Wo Dresgeiftlihe und Schullehrer Antheil an dem 
gemeinfchaftlichen Genuffe hatten, muß jedem von ihnen zu gleidhem 
Zwed ein im Verhaͤltniß feines Genuffes zu bemeffender Antheil 
zugetheilt werben. 


1. Bon der Vertheilung des Allmendbgutes zu 
Cigenthum. 


$. 104. Einzelne können nicht auf Theilung des Allmendgutes 
zu Eigentbum und zur Gultur Elagen. Wenn aber eine Anzahl von 
Gemeindebürgern, die doppelt fo groß ift, ale der Gemeinderath und 
Ausfhuß zufammengenommen, dem Bürgermeifter den Wunfcd aus: 
drüdt, daß getheilt werden möchte, fo ift er verpflichtet, der Gemeinde 
diefen Wunfch vorzulegen. — Das Nämliche hat zu gefhehen, wenn * 
der Gemeinderath die Theilung für noͤthig und nüslicd hält. 
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8. 105. Iſt die Zheilung durch drei Viertel aller flimmfähigen 
Bürger von der Gemeindeverfammlung, unter Ruͤckſicht auf den $. 92, 
beſchloſſen, fo find die Art der Vercheilung und die Bedingungen, unter 
welchen die Antheile den Eünftigen Befigern zufallen follen, feftzufegen. 

$. 106. Werden feither gemeinfchaftlid) benuͤtzte Allmendgüter 
zu Eigenthum vertheilt, fo gefchieht die Theilung, wenn von der Ge: 
meinde nichts Anderes beſtimmt ift, ohne Rüdfiht auf den Genuß, 
unter fämmtliche Gemeindebürger nad Köpfen, in Theilen von mög: 
lichft gleichem Werth, durch das Loos. 

$. 107. Altmendgut, das feither in einzelnen Theilen zum Ges: 
nuffe abgegeben worden ift, kann unter Beobachtung des $. 92 eben: 
falls getheilt werden. — Diefe lestere in Gemäßheit des $. 92 von 
der Allmendtheilung ausgenommenen Antheile find untheilbar und 
müffen fortdauernd als Bürgergenuffe erhalten werden. 

$. 108. Witwen erhalten bei aller Vertheilung zu — 
den Antheil, den ihr letztverſtorbener Ehemann erhalten haben wuͤrde, 
wenn er am Leben geweſen waͤre. Stirbt ein Gemeindebuͤrger, nach— 
dem die Theilung bereits rechtsguͤltig beſchloſſen und von der Staats: 
behörde genehmigt, aber nicht vollzogen war, fo geht fein Antheil an 
feine Erben über. | 

$. 109. Wo Drtögeiftlihe und Schullehrer, Antheil an dem 
Almendgenuffe hatten, muß der Pfarr- fowie der Schulpfründe ein 
Bürgertheit zu Eigenthum zugefchieden werden. 


II. Bon der VBertheilung des Gemeindegutes zu Eigen: 
thum oder Genuffe. 


$. 110. Einzelne Theile des Gemeindegutes Eönnen nur inſoweit 
zu Eigentbum oder Genuß vertheilt werden, als ihre Ertrag zur Be: 
ftreitung ſaͤmmtlicher Gemeindebedürfniffe nicht erforderlich und zugleich 
nah dem $. 83 für mögliche Ereigniffe Fürforge getroffen ift. — 
Die Vertheilung kann nur gefchehen, wenn drei Viertel der Stimmen 
alfer ftimmfähigen Bürger in die Theilung willigten. 

$. 111. Kein Einzelner kann auf Ausfcheidung und Zheilung 
Hagen. Wenn aber nach der in $. 104 vorgefchriebenen Weiſe die 
Vertheilung des von der Gemeinde für entbehrlich erklärten Gemeinde: 
gutes von folder zu Eigenthum oder zum Genuffe befchloffen worden 
ift, fo gefchieht die Theilung in jedem der beiden Fälle unter fämmt: 
liche Gemeindebürger nach Köpfen in möglichft gleihem Werth und 
duch das Loos. 

$. 112. Auf gleiche Weife wird das Rottfeld von ausgeflodten 
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Wildungen zu Eigenthbum und zum Genuffe, je nachdem das eine ober 
das andere von der Gemeinde befchloffen worden ift, vertheilt. 

$. 113. Hinſichtlich der Wittwen und der zwifchen der befchloffe: 
nen Theilung und dem Vollzuge verftorbenen Bürger findet der 9. 107 
auch hier feine Anwendung. 


Abſchnitt 6. Don der Erwerbung, Veräußerung, Ber: 
pachtung und VBerpfäandung des Gemeindevermögens und 
von Qulturveränderung. 


$. 114. Die Erwerbung von Riegenfhaften, Gebäuden und Bes 
vechtigungen genehmigt der Gemeinderath, wenn der Werth dafür 
aus den ordentlichen Einkünften der Gemeinde beftritten werden fann. — 
Eind außerordentliche Mittel dazu nöthig, fo wird die Zuftimmung 
der Gemeinde erfordert. — Solche Erwerbungen der Gemeinden, fo: 
wie neu aufgeführte Gebäude derfelben, wenn fie ausfchließlich die 
Vermehrung des Gemeindegutes und Einkommens zum Zwed haben, 
find aus dem etwaigen Ueberfchuffe des Ertrages des Gemeindevermö- 
gens, oder foweir Feiner vorhanden ift, aus befonderen Umlagen auf 
die Gemeindebürger zu beftreiten. 

$. 115. Freiwillige Veräußerung von einzelnen Theilen bes Ge— 
meindegutes und von Berechtigungen Eann infofern flattfinden, als 
folche zu entlegen find, oder aus irgend einem Grunde einen weit 
minderen Ertrag für die Gemeinde abwerfen, als der Erlös aus fol: 
chen gewähren würde. — Gebäude können veräußert werden, wenn 
fie für die Gemeinde nicht mehr nöthig find. — Bu allen Ber: 
äußerungen von Liegenfchaften und Gebäuden, die in Städten über 
3000 Seelen den Anfdylag von 1000 fl., in den übrigen Städten 
und Landgemeinden den Anfchlag von 300 fl. überfteigen, wird ber 
Beſchluß der Gemeinde erfordert. 

$. 116. Vertaufhung, Verpahtung und Veränderung des Ge: 
meindegutes in der Qultue genehmigt der Gemeinderath; zu Wald: 
ausftodungen und außerordentlichen Holzhieben ift die Zuſtimmung der 
Gemeinde nothwendig, nachdem vorerft das Gutachten der Forfibe: 
hörde eingeholt worden ift. 

$. 117. Der Gemeinderath befchließt ferner über bie — 
thung des Ertrages des Gemeindegutes und uͤber die Veraͤußerung und 
Vertauſchung alles beweglichen Vermoͤgens. 

$. 118. Alle Veraͤußerungen des beweglichen und unbeweglichen 
Vermögens und alle Verpachtungen müffen in öffentlicher Steigerung 
gefchehen. — Kine andere Art der Veräußerung und Verpachtung 
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kann nur flattfinden, wenn ein beweglicher Gegenftand ziveimal und 
ein unbeweglicher dreimal zur öffentlichen Steigerung ausgefegt war, 
und nicht angebracht werden Eonnte, oder wenn bei beweglichen Sachen 
der Gemeinderath und Buͤrgerausſchuß, bei unbeweglichen Gegenftän- 
den die Gemeinde, eine andere Veraͤußerungs- oder Verpachtungsart 
für zwedmäßig finden. — Wer zweijährige Rüdftände in die Ge: 
meinde ſchuldig ift, darf vor deren Berichtigung zu feinem Kaufe 
von Gemeindevermögen und zu feinem Pacht zugelaffen werden. 

$. 119. Der Erlös aus veräußerten Liegenfchaften und Gebäu: 
ben, der Erlös von ausgeflodten Waldungen und außerordentlichen 
Holzhieben muß zum Grundftodsvermögen gezogen, und daher ent= 
weder zu Capital angelegt oder zu Eculdentilgung oder zu neuen 
Erwerbungen verwendet werden. Es ift jedody geflattet, einen Theil 
des Erlöfes von Waldausftodungen und Holzhieben zur Gultur des 
ausgeftocdten Bodens zu verwenden. 

$. 120. Das liegende Vermögen der Gemeinde darf in folgen- 
der Ordnung zu Unterpfand gegeben werden: 1) Die Grundrenten, 
Gefälle und nugbaren Berechtigungen, das Gemeindegut und die Ge: 
meindewaldungen; 2) das Allmendgut. — Nicht zum Unterpfand 
dürfen gegeben werden: Kirchen, Pfarr: und Sculhäufer, Pfründ: 
und Krankenhäufer. 


Abfhnitt, 7. Vom Bemeindebaumefen. 


$. 121. Ueber die Aufführung neuer Gebäude, fowie über Aus: 
befferung der vorhandenen, befdyließt der Gemeinderath, wenn ber 
Aufivand aus den ordentlichen Gemeindeeinfünften beftritten werden 
kann. — Merden aber dazu außerordentlihe Mittel erfordert, fo ift 
vor aller Vornahme eines neuen Baues und aller Hauptausbefferungen 
im Sinne des Satzes 605 und 606 des Landrechtes die Zuftimmung 
der Gemeinde einzuholen. Die Eeineren Ausbefferungen find aus den 
parateften ordentlihen, und in deren gänzlicher Ermangelung, aus 
den parateften außerordentlichen Mitteln zu beftreiten. — Die Bau: 
Eoften für Gebäude, infoweit fie die Vermehrung des Gemeindegutes 
und Einkommens zum Zwede haben, find nad den Vorfhriften des 
Nachſatzes von 8. 114 zu beftreiten. 


Abfhnitt 8. Don den VBerträgen, Bergleihen, Forde— 
rungen und geridhtlihen Verhandlungen. 


$. 122. Verträge, die eine Lieferung von beweglichem Gut ober 
eine Leiftung zur Folge haben, und alle zum laufenden Dienfte er 
15 
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forderlichen Anfhaffungen und Koftenaufiwendungen, genehmigt det 
Gemeinderath; Vergleiche genehmigt er dann, wenn der dafür zu ents 
richtende Betrag oder die Summe, welche duch den VBergleih zum 
Opfer gebracht werden foll, aus den im Voranſchlag aufgenommenen 
Einkünften der Gemeinde beftritten werden kann. — Zu anderen 
Vergleichen, forwie überall, wo der Vergleich ein dinglihes Recht an 
Liegenfchaften zum Gegenftande hat, ift die Zuftimmung der Gemeinde 
erforderlich. Bei öffentlihen um Kohn zu verrichtenden Arbeiten und 
bei Lieferungen, die nicht der laufende Dienft erfordert, wird Steige: 
rung eingeleitet, nachdem der Gemeinderath einen Ueberfchlag einge: 
holt hat. Ausnahmen treten nur ein bei Arbeiten, die eine befondere 
Kunfifertigkeit vorausfegen, oder wo Gefahr auf dem Verzuge fchwebt, 
oder wo Gemeinderath und Bürgerausfhuß die Verſteigerung nicht 
für zwedmäßig erkennen. 

$. 123. Erfüllt eine Gemeinde ihre perfönlichen Verbindlichkei— 
ten nicht, fo kann fich der Forderungsberechtigte vor Anftellung der 
Klage an die derfelben vorgefegte Stantsverwaltungsftelle befchwerend 
wenden, infofern er nicht vorzieht, den Rechtsweg fogleich zu betreten. 
Lestere hat in diefer Eigenſchaft den Gemeinderath darüber binnen 
14 Tagen zu vernehmen, und wenn folcher die Richtigkeit der Forde— 
tung anerkennt, binnen vier Wochen, vom Zage des dem Gläubiger 
zu eröffnenden Anerkenntniffes an gerechnet, für die Befriedigung 
deffelben aus den ordentlichen oder außerordentlihen Mitteln der Ge: 
meinde zu forgen. Erfolgt die Befriedigung des Gläubigers nicht, 
fo. fteht es ihm frei, bei den höheren Verwaltungsftellen darüber Bes: 
ſchwerde zu erheben. — Iſt die Forderung duch Unterpfand gefichert, 
fo muß die Verwaltungsftelle, wenn fi der Forderungsberechtigte zu— 
erft an fie gewendet hat, für die Zahlung der geforderten verfallenen 
Binfen in der obengedachten Zeit, für die "Abtragung des aufgefün- 


digten Capitals aber längftens binnen einem Jahre forgen. Gefchieht 


legteres nicht, fo kann der Forderungsberechtigte in gerichtlichen Wegen 
den Zugriff auf das Unterpfand verlangen. 

$. 124. Hat der Gemeinderath die Nichtigkeit der Forderung 
in dem anberaumten Termin nicht anerkannt, fo ift dem Gläubiger 
unter Eröffnung der Gründe des verweigerten Anerkenntniffes fogleich 
davon Nachricht zu geben. 

$. 125. Der Gemeinderath hat darüber zu berathen und zu 
befchließen, ob einem gegen die Gemeinde angebrachten Anfpruch ge: 
richtlich zu begegnen, oder ob ein Anfpruc oder eine Forderung der 
Gemeinde, deren Richtigkeit und Gültigkeit nicht anerkannt, oder denen 
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nicht Genüge gethan werden will, in gerichtlihen Wege zu verfolgen 
ſei. — Die Zuftimmung der Gemeinde wird immer erfordert, wenn 
der Gegenftand, er mag gegen oder für die Gemeinde in Anſpruch 
genommen werden, ein dingliches Recht an Liegenfchaften betrifft. — 
Berweigert die Gemeinde diefe Zuſtimmung, oder wird der Entſchlie— 
fung des Gemeinderaths, wo es der Einwilligung der Gemeinde nicht 
bedarf, die Zuftimmung des Ausfchuffes verfagt, fofort aus diefem 
Grunde der Gegenftand von dem Bürgermeifter zur Entfchliefung der 
Gemeinde:ausgefegt, und es verweigert auch dieſe die Zuftimmung zur 
Führung bes Rechtsſtreites, fo koͤnnen einzelne Mitglieder der Ge: 
meinde denfelben auf ihre Gefahr führen. — Erfolgt die endliche 
rechtskraͤftige Entfcheidung entweder ganz, oder wenigftens in einem 
erheblichen der Koften werthen Theil zu Gunften der Gemeinde, fo 
müffen ihnen die Koften aus der Gemeindecaffe erfegt werden. 

$. 126. Iſt die Uebernahme des Nechtsftreites in gefeglicher 
Form befchloffen, fo führt folhen der Gemeinderath durch alle Rechts— 
züge. — Er ernennt:aus feiner Mitte zwei Beigeordnete, welche mit 
dem Bürgermeifter im Namen der Gemeinde das Geeignete beforgen. 


Abfhnite 9. Vom Gemeinderehnungswefen. 


8. 127. Der Gemeinderedhner wird von dem Gemeinderath 
mit Zuſtimmung des größeren Ausfhuffes in den Städten und in 
Landgemeinden nad) Gemeindefhluß auf längere oder kürzere Zeit aus 
der Zahl der Gemeindebürger ernannt. — In Landgemeinden und 
in Städten unter 3000 Seelen kann er zugleih Mitglied des Ge: 
meinderaths fein. — Der Gemeinderechner ift für die richtige Er: 
bebung der Einkünfte, fowie für die Beobachtung der vorgefchriebenerr 
Drdnung in den Ausgaben, allein verantwortlih. — Die BVBorfchriften 
der 88. 19. 21 — 26 find auch auf den Gemeinderechner amwendbar. 

$. 128. Er erhält einen. beflimmten von dem Gemeinderath 
feftzufegenden Gehalt. Durch Beſchluß der Gemeinde kann auch fein 
Gehalt auf Zantiemen gefegt werden. — Für die Stellung der Ge: 
meinderechnung wird ein dem Umfange bderfelben angemeffener Betrag 
ausgeworfen, für welchen er die Rechnung felbft zu ſtellen oder folche 
durch einen tauglihen Rechner ftellen zu laffen hat. Für Schreib: 
materialien dürfen keine befonderen Anfäge gemacht werden. 

8. 129. Der Rathöfchreiber hat die Pflicht, ein genaues Tages 
buch über alle wanbdelbaren und zufälligen Einnahmen der Gemeinde 
zu führen und dem Bürgerausfchuffe alle Monat vorzulegen. 

$. 130. Der Gemeinderath‘ decretirt alle Einnahmen und Aus: 

15* 
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gaben auf die Gemeindecaſſe. — Die Tagsgebuͤhren und Auslagen 
des Buͤrgermeiſters, der Gemeinderaͤthe und des Rathsſchreibers wer: 
den von der naͤchſt vorgefegten Staatsverwaltungsbehörde bdecretist. — 
Jede Bezahlung einer Rechnung ohne vorherige Decretur des Gemeinde: 
raths oder, foweit foldye die vorerwähnten Gebühren und Auslagen 
betrifft, ohne Decretur der Staatsverwaltungsbehörde, gefchieht auf 
Gefahr des Gemeindeverrechners. 

$. 131. Keine Staatöbehörde kann unmittelbar auf die Gemeinder 
caffe decretiven, wohl aber Verfügungen wegen Auslagen, wozu Ge: 
fege oder Verordnungen die Staatsbehörde ermächtigen, zur Decretur 
erlaffen, mit Ausnahme des im vorigen Paragraphen gedachten Falles. 

$..132. In Dr Gemeinde muß jaͤhrlich auf den Antrag des 
Bürgermeifters ein Voranſchlag der Gemeindebedürfniffe von dem Ge: 
meinderath, unter Zuzug des Gemeinderechners, aufgeftellt werden. — 
Er muß enthalten: 1) die Gemeindeeinnahmen, 2) die Gemeindeaus: 
gaben, 3) die Dedungsmittel der legteren. — Die ftaatsbürgerlichen 
Einwohner in einer Gemeinde, die Ausmärker und überhaupt alle, 
die zu Umlagen oder Gemeindedienften beigezogen werden follen, find 
von dem Bürgermeifter einzuladen, dur Abgeordnete der Berathung 
über den Voranfchlag beizumohnen. — Diefe Abgeordneten haben . 
mit den Mitgliedern des Gemeinderaths entfcheidende Stimmen. Sie 
fiehen der Zahl nah zu ihren Committenten in dem Berhältniß, 
wie der Ausfhuß zur Bürgerfchaft. — In jedem Falle, mag die 
Zahl diefer Gemeindefteuerpflichtigen auch noch fo gering fein, fo muß 
wenigftens ein Abgeordneter zugelaffen werden. — Die Verwalter 
des Domaͤnenfiscus, der Standes: und Grundherren, fowie der über 
mehrere Orte oder über einen oder mehrere Bezirke ſich erſtreckenden 
Stiftungen find außerdem zur Berathung des Voranfıhlages einzu: 
laden und jeder von ihnen, der perfönlich erfcheine, hat Stimm: 
recht. — Auf Verlangen muß jedem Betheiligten Einficht des. Vor: 
anfchlages bewilligt und gegen die Gebühr Abfchrift mitgerheilt wer: 
den. — Ausnahmsweife Fann auf. den Antrag bes Gemeinderathe 
die Stellung des Voranſchlages auf drei Jahre geftatter, den Ge: 
meinden aber, welche geringe Einnahmen und Ausgaben haben, bie 
Stellung ganz nachgelaffen werden. 

$. 133. Die geftellte Gemeinderehnung ift in dem verfammel- 
ten Gemeinderarh zu prüfen, und fodann mit dem Prüfungsprotofoll 
in dem Rathhaufe oder in einem anderen geeigneten Gebäude vier: 
zehn Tage lang zur Einficht der Gemeindefteuerpflichtigen aufzulegen. — 
Nach diefer Zeit ift folche öffentlich zu verkünden, die Bemerkungen 
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ber Einzelnen find zu Protokoll zu nehmen; endlich ift die Rechnung 
mit. fämmtlidien Prüfungsprotofollen zur Abhoͤr abzufenden, fofort 
nach. ihrer Abhoͤr und Rüdkunft abermals auf die obgedachte Art vor- 
zulegen. — Alle Fahre kann von dem Gemeinderath ein Rechen: 
fchaftsberiht, mit Angabe aller Einnahmen und Ausgaben und mit 
den wichtigften Nachweifungen, bearbeitet und gedruckt unter. alle Buͤr— 
ger und Einwohner vertheilt werden. In den Städten Karlsruhe, 
Mannheim, Heidelberg und Freiburg muß eine ſolche Vertheilung 
gefchehen. 
— 8. 134. Eine Iandesherrliche Verorbnung wird die Form des 
Rechnungsweſens beſtimmen. 


Abſchnitt 10. Bon den Amtsbefugniſſen des Bürger: 
| ausfchuffes. 


$. 135. Ohne Zuftimmung des Bürgerausfchuffes Eönnen bie 
Befchlüffe des Gemeinderaths über folgende Gegenftände nicht zum 
Bollzug kommen: 1) wenn der Antrag auf Suspenfion oder Dienft: 
entlaffung des Bürgermeifters, eines Mitgliedes des Gemeinderaths, 
Rarhefchreibers und Gemeindeverrechners geftellt werden foll; 2) bei 
Feftfegung des MWerthes der Spann= und Handdienſte; 3) über Die 
Ernennung und den Gehalt des Rathsſchreibers und Gemeindever: 
rechners; 4) über die Errihtung neuer ftändigen Gewmeindedienfte, den 
dafür auszumwerfenden Gehalt, fowie über die Erhöhung der feither 
beftandenen Gehalte der Gemeindediener; 5) über die Beſtimmungen 
des Betrages, bis zu welchem die Ueberfchüffe der Gemeindecaffe zu 
Gapital angelegt werden follen; 6) über Veraußerung von unbeweg— 
lihem Vermögen, ſoweit ſolche nicht von der Zuftimmung der Gemeinde 
($. 115) abhängt, über Verpfändung des unbeweglichen Vermögens; 
über Verpachtungen, über Gulturveränderungen des Gemeindegutes, 
über. Veräußerungen, meldye nad $. 118 aus freier Hand gefchehen; 
7) über: die Erwerbung unbewegliher Güter, ſoweit nicht die Geneh: 
migung der Gemeinde erforderlich ift; 8) über neue Bauten und Haupt: 
ausbefferungen, foweit nicht die Zuftimmung der Gemeinde erfordert 
wird; 9) über Vergleiche, die nad) $. 122 der Gemeinderath geneh— 
migt, fowie über die in $. 122 erwähnten anderen Verträge, Anz 
fhaffungen und Ausgaben, foweit dazu nicht die Einwilligung der 
Gemeinde nothivendig ift, und nicht dadurch die im Voranſchlag dafür 
beftimmten Summen überfchritten werden; 10) über Anerkennung und 
Befriedigung jeder Forderung, die aus Nechtsgefchäften abgeleitet wird, 
zu deren Eingehung die. Zuftimmung des Ausfchuffes gefeglich erfor: 
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derlich ift, infofern die Ausgabe nicht fhon im Woranfchlag begriffen; 
oder als auf einer Öffentlihen Urkunde beruhend, nad ihrem Nechtss 
titel und Umfang ganz unzweifelhaft iſt; 11) über die Eingehung eines 
Rechtsftreites fowohl für, als gegen die Gemeinde, foweit nicht bie 
Zuſtimmung der Gemeinde nöthig iſt; 12) über Abgangsdecreturen 
von Schuldigkeiten an die Gemeinde; 13) über die Aufftellung der 
Gemeindevoranfhläge und Schuldentilgungsplane; 14) über Capitals 
aufnahmen, welche zur Abtragung aufgekündigter Gapitalien gemacht 
werben follen; 15) über Accorde wegen öffentlicher Arbeiten und 
Lieferungen, die nicht auf dem Steigerungsmwege eingeleitet werden 
follen. — Er muß endlih zur Prüfung der Gemeinderehnung in 
den Gemeinderath zugezogen, und feine Bemerkungen, Wünfche und 
Beſchwerden müffen zu Protofoll genommen werden. — Zu Holz: 
verfleigerungen müffen, wenn der Anfchlag des zu verfleigernden Hol— 
zes die Summe von 50 bis 100 fl. beträgt, ein Mitglied des Buͤr— 
gerausfchuffes, wenn er aber 100 fl. überfteigt, zwei Mitglieder deffel- 
ben beigezogen werden. | 

$. 136. In allen Fällen, in welchen bie Zuftimmung des Buͤr— 
gerausfhuffes zur Wirkfamkeit eines Gemeinderathsbefchluffes nöthig 
ift, hat der Bürgermeifter denfelben in den Gemeinderath einzuladen, 
ihm ben Gegenftand der Berathung und die Anficht des Gemeinde— 
raths zu eröffnen, und feine Meinung zu vernehmen. — Es müffen 
mehr als die Hälfte, dee Obmann mit eingerechnet, erfcheinen, wenn 
eine gültige Zuftimmung erfolgen fol. — Der Bürgerausfhuß. kann 
fi) auch ohne Zufammenberufung oder Ermächtigung des Bürger: 
meifters verfammeln, hat diefem jedoch vorerft über den Ort, bie 
Zeit und den Gegenftand der ftattzufindenden Verfammlung bie An: 
jeige zu machen. Ä | 

8. 137. Iſt die Mehrheit der erfchienenen Ausfhußmitglieder 
mit dem Gemeinderath einverftanden, fo ift die Erklärung ber erftes 
ren in das Protofoll einzutragen und von dem Obmanne und den 
zwei älteften Mitgliedern des Ausfchuffes zu unterzeichnen. — Findet 
der Ausfhuß Anftände, fo ift ihm eine -abgefonderte Berathung zu 
geftatten. Der Ausfhuß kann, fo oft er es verlangt, eine felche 
Berathung pflegen. — Kommt nad folder eine Bereinigung nicht 
zu Stande, fo ift die Weigerung der Zuftimmung ebenfalls in das 
Protokoll einzutragen. — Sofort tritt die Pflicht des Bürgermeifters 
ein, den Gegenftand der Gemeinde zur Entfcheidung vorzulegen. Nur 
in den Fällen, in welchen durch diefe Meinungsverfchiedenheit eine 
unverfchiebliche Verpflichtung der Gemeinde oder des Gemeinderathe 
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gegen die Gemeinde unerfüllt bleiben würde, und dabei Gefahr auf 
dem Verzug haftet, hat der Bürgermeifter mit Umgehung der Ge: 
meinde die verfhiedenen Anfichten des Gemeinderaths und bes Buͤr— 
gerausfhuffes der ihm vorgefeßten Staatsverwaltungsftelle zur Ent: 
ſcheidung vorzulegen, welde Entfcheidung ſogleich zu vollziehen ift, 
vorbehaltlich der Beſchwerde des einen oder des anderen Theiles. 

8. 138. Schriftliche Verhandlungen zwifchen dem Gemeinberath 
und dem Bürgerausfchuffe finden nicht Statt. — Es fteht jedoch 
dem Bürgerausfhuß frei, feine abweichenden Anfichten dem Protokoll 
fchriftlic beizufügen. 

$. 139. Auf Verlangen der vorgefegten Staatsbehörde muß ber 
Ausfhuß auch in anderen Angelegenheiten zu den Berathungen des 
Gemeinderaths zugezogen werben. . 


Zitel IV. 


Bon den Gemeinden, welche aus mehreren Orten zuſam⸗ 
mengefegt find, 

$. 140. Wenn eine Gemeinde aus zwei oder mehreren Drten 
befteht, fo hat fie den Namen von einem. diefer Orte, in der Regel 
von dem größeren, zu führen, der dadurch der Hauptort wird. 

8. 141. Der Bürgermeifter ift in der Regel: aus- den Bürgern 
des Hauptortes zu- wählen, doch kann er, wenn bie einzelnen Orte 
nahe beifammen liegen, aus einem der übrigen gewählt werden. 

$. 142. Die Gemeinderäthe find aus fämmtlihen Orten zu 
wählen, über welche ſich der Gemeindeverband erfiredt. — Die 
Mahl des Bürgermeifters und der Gemeinderäthe gefchieht nach Vor: 
fchrift diefes Gefeges. — Die Staatsbehörde hat nah Vernehmung 
der Gemeinde, und unter Beruͤckſichtigung der Bürgerzahl jeden Ortes 
und der übrigen Verhaͤltniſſe, zu beftimmen, wieviel Gemeinderäthe aus 
jedem Orte von den einzelnen Orten gewählt werden müffen. — Das 
Naͤmliche findet hinfihtlic des zu mwählenden Bürgerausfhuffes Statt. 

$. 143. Der Bürgermeifter verwaltet die Polizei in fämmtlichen 
Drten. — Jedoch koͤnnen dem bdienftälteften Gemeinderath in jedem 
der übrigen Orte unter dem Namen „Stabhalter“ einzelne Zweige 
der Ortspolizei, namentlih die Sicherheitspolizei und die Erhaltung 
der Ruhe und Ordnung, Übertragen werden. | 

$. 144. Haben ſaͤmmtliche Drte eine gemeinfchaftliche Gemar— 
kung, fo find die Verhältniffe aller Bürger unter fid) und in Bezug 
auf die Gemarkung gleich, ſoweit nicht diefes Gefeg überhaupt in 
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irgend einer Beziehung einen Unterfchied macht. Es befteht nur eine 
Gemeindeverwaltung. 

$. 145. Hat einer und ber andere Mebenort eine von der Ge: 
markung bes Hauptortes verfchiedene Gemarkung, fo find diefe Orte 
in Bezug auf das Gemeindegut, Allmendgut und das Gemarkungs- 
verhältniß als getrennt zu betrachten. — Daffelbe ift in Bezug auf 
das Gemeindes und Allmendgut der Fall, wenn diefe Orte zwar eine 
gemeinfchaftliche Gemarkung, aber befonderes Gemeindevermögen haben. 

$. 146. Der Bürgermeifter und Gemeinderath beforgen in Fällen 
bes 8. 145 nur die Angelegenheiten,“ welche den Gemeindeverband 
betreffen, für alle Orte gemeinfchaftlih. In dem Hauptorte beforgt 
der Bürgermeifter und der Gemeinderath auch die Gemeindevermös 
gensangelegenheiten, jedoch haben in folchen die Gemeinderäthe ber 
Mebenorte keine Stimme. 

$. 147. In den Nebenorten verwaltet unter ber Leitung bes 
dienftälteften Gemeinderaths oder Stabhalters ein von den Bürgern 
des Ortes zu mwählender Verwaltungsrath das Gemeindevermögen. Er 
kann die Zahl von vier nicht überfteigen. — Die Gemeinderäthe, 
welche von ben Nebenorten gewählt wurden, find von Rechtswegen 
Mitglieder diefes Verwaltungsraths. Die Erneuerung der übrigen 
Mitglieder gefchieht alle zwei Jahre zur Hälfte. — In Fällen, in 
welchen nach diefen Gefegen die Zuftimmung des Bürgerausfchuffes 
erforderlich ift, wird in den Angelegenheiten diefer Orte die Zuſtim— 
mung der Bürgerfchaft des Ortes felbft erfordert. — Die oben feft: 
gefegten Vorfchriften hinfichtlich der Wahlberechtigung und Wahlfaͤhig— 
feit der Gemeinderäthe finden aud hier Anwendung. 

$. 148. Die Ortsbürger haben ferner einen Drtsrechner auf. 
längere oder Eürzere Jahre zu wählen, ber in die Zahl der vorgedachz 
ten Berwaltungsrathsmitglieder einzurechnen ift. — Derfelbe ift an 
die dem Gemeinderechner vorgefchriebenen gefeglichen Beſtimmungen 
gebunden. 

$. 149. Die geftellte Rechnung hat der ältefte Gemeinderath 
den Drtsbürgern gehörig zu verkünden, und mit ihren Bemerkungen 
durch den VBürgermeifter zur Abhör einzufenden. 

$. 150. Wo das Beitragsverhältniß der Nebenorte in die Ge: 
meindecaffe zur Beftreitung der Ausgaben des Gemeindeverbandes noch 
nicht geordnet ift, hat folches, fowie die Nechnungsführung, die 
Staatsbehörde nad) Vernehmung aller Betheiligten zu reguliren. — 
Die Ausgaben, welche die Bedürfniffe des Ortsverbandes felbft nöthig 
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machen, hat derfelbe aus dem Drtsvermögen zu beftreiten nach Vor⸗ 
fchrift des Gefeges. 


Titel V. 


Bon der Aufficht ded Staates über die Gemeindevers 
waltung. . 


$. 151. Die Verwaltung der Ortspolizei fteht unter der un: 
unterbrochenen Aufficht des Staates. — Hinſichtlich der übrigen Ge: 
meindeverwaltung wird die Staatsbehörde das Aufſichtsrecht im All: 
gemeinen in ber Art ausüben, daß fie 1) den Gang derfelben beob: 
achten und bei den MRügegerichten davon Einficht nehmen läßt, in 
welchem legteren Falle der Staat die Hälfte und die Gemeindecaffe 
die andere Hälfte der Nüggerichtskoften zu tragen hat. — Sin ans 
deren Fällen, in welchen die Einfiht des Gemeindehaushaltes dienft: 
pflihtgemäß nöthig wird, hat die Gemeinde die Koften zu beftreiten. 
2) Eie wird die Voranfchläge des Gemeindehaushaltes, jedoch eben: 
faus ohne Koftenaufwand für die Gemeinden, prüfen und genehmis 
gen, ferner 3) die Gemeinderehnungen abhören, die entdeckten Män: 
gel verbeffern, die Nachläffigkeiten rügen und vorfägliche Gefegüber: 
tretungen beftrafen laffen. — Außer diefem erfordern folgende Hand» 
lungen vor deren Vornahme die Staatsgenehmigung: 


I. In allen Gemeinden, 

1) Alle Beräußerungen des unbeweglichen Gemeindevermögeng, 
das den Anfchlag von 1000 fl. überfteigt, und die Vertheilung deffel: 
ben, fowie die Art der Vertheilung und alle Abänderungen im All: 
mendgenuffe. 2) Alle Verwendung des Grundftodsvermögeng zu lau: 
fenden Bedürfniffen. 3) Die Gapitalaufnahmen, wenn die aufzuneh: 
menden Gelder nicht zu Tilgung aufgefündigter Capitalien verwendet 
werden follen. 4) Alle Neubauten, die nicht aus den ordentlichen 
Einkünften der Gemeinde beftritten werden Eönnen. 5) Die Einfüh: 
tung eines Detroi. 6) Alle Waldausftodungen und außerordentliche 
Holzhiebe. 7) Die Gehaltsvermehrung oder Verminderung des Bür: 
germeifters, der Gemeinderäthe, des Nathsfchreibers und Gemeinde: 
rechners, fowie die Einführung neuer Gehalte. 

11. Sn Stäbten unter 3000 Seelen und in Landgemeinden — den unter 
Nr. J. aufgeführten Fällen. 

1) Die Veraͤußerung und Verpfaͤndung der Gemeindeliegenſchaf⸗ 
ten ohne Ruͤckſicht auf den Werth. 2) Die Veraͤußerung beweglicher 
und unbeweglicher Gegenſtaͤnde außer der Steigerung, wenn der Be: 
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trag 50 fl. überfleigt, und bie Verpachtung ,. infofern fie die Dauer 
von neun Jahren überfteigt. 3) Die Erwerbungen unbeweglicher. Güter, 
wenn folhe nicht aus den ordentlien Einkünften erkauft werden. 
4) Die Verwendung der Gemeindeüberfihüffe. 


Titel VI. 
Bon dem Nechte des Necurfes, 

6. 152. Gegen alle den Beftimmungen diefes Gefeges zuwider: 
Laufende entfcheidende Verfügungen und alle Anordnungen in Ger 
meindeangelegenheiten fteht jedem Berheiligten der Recurs von dem 
Bürgermeifter und Gemeinderath oder eine Beſchwerde gegen folche 
an die nächftvorgefegte, und von einem Erfenntniß diefer leßteren an 
die höheren Berwaltungsftellen nad den DE DDENBER und künftigen 
Verordnungen über Recurfe zu. 

Nachtrag Bon den abgefonderten Waldbungen und 
Hofgütern. 

$. 153. Befinden fih in Waldungen, bie eine abgefonderte 
Gemarkung haben, fie mögen an zwei oder mehrere Gemeindegemar: 
tungen angrenzen, Cinfaffen, fo ift die polizeiliche Aufficht über folche 
dem Bürgermeifter des Drtes zu übertragen, welcher dieſen Wald— 
einfaffen am nädften liege. — Der Bürgermeifter hat die Tages: 
gebühren für polizeiliche Verrichtungen in biefen Colonien von dem 
Eigenthümer des Waldes zu fordern, wenn folcher nicht über eine 
jährliche Averfalfumme mit ihm übereinfommen will. Dagegen hat 
der Eigenthümer die erkannten polizeilichen Geldftrafen zu beziehen. — 
Für die Sicherheit in folchen Waldungen, die mehreren Gemarkungen 
angrenzen, hat die Staatsverwaltung zu forgen: 

J . 154. Belaͤuft fi) die Zahl der auf einem abgefonderten 
Hofgute lebenden Menfchen mwehigftens auf vierzig, fo kann einem des 
Schreibens und Lefens Eundigen Einwohner die polizeiliche Aufſicht 
über folche unter. dem Namen „Stabhalter“ übertragen werben. — 
Derfelbe ift der Staatsvermaltungsftelle des Bezirkes unmittelbar un= 
tergeordnet, an welche erftere auch die Recurſe zu richten find. — 
Die von dem Stabhalter nad) Borfchrift der Gefege erkannten Stra= 
fen fallen dem Eigenthümer des Hofgutes zu, unter der Berbindlich- 
keit, dem erfteren eine billige Entfhädigung für feine Bemühungen 
abzureihen. — Wird ein folder Stabhalter nicht aufgeftellt, fo ift 
das Hofgut ber polizeilichen Auffiht des Bürgermeifters des nächft- 
gelegenen Drtes zu untergeben. — Die Strafen fallen in die Caſſe 
der Gemeinde, welcher der Bürgermeifter vorgefegt ift. 
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8. 155. Vieinalwege, die durch abgefonderte Waldungen und 
Hofgüter ziehen, hat der Eigenthümer derfelben zu unterhalten, Er 
iſt aber berechtigt, von den Einwohnern auf dem Hof, welche Zug: 
vieh befigen, ein bis vier Tage Fuhrdienfte !vonr jedem, und von 
denen, die feines befigen, ein bis vier Tage Handdienfte im Jahre 
zur Unterhaltung der Wege gefeglich zu: fordern. — Das Nämtiche 
iſt der Eigenthümer eines Waldes in gleichem Falle von den Wald⸗ 
einſaſſen zu verlangen berechtigt. 

8.156. Die Eltern in Waldcolonien und auf Hofguͤtern haben 
bie Koften für den Unterricht ihrer Kinder, wenn fie, der Entfer: 
nung wegen, nicht in eine benachbarte Schule gefchictt werden können, 
felbft. zu bejtreiten. — Der Eigenthümer der Waldungen oder des 
Hofes aber ift zu einem billigen im Meigerungsfalle von ben 
Staatsbehörden feftzufegenden Beitrag verpflichtet. — Ebenfo hat er 
für die Unterhaltung der Einwohner in Fällen der Arbeitsunfähigkeie 
und Dürftigkeit zu forgen, wenn ſolche fein anderes Heimachsrecht 
haben. — Die Beftimmung der Vollzugsvorfchriften zu vorftehendem 
Gefeg bleibt befonderen Verordnungen vorbehalten. — Daſſelbe tritt 
mit dem 23. April 1832 in Wirkfamkeit, 

Gegeben zu Karlsruhe in Unferem greoßherjoglichen Staatsmi— 
nifterium, den 31. December 1831. 

Leopold. 
Winter. 
hi Auf Befehl Sr. koͤnigl. Hoheit des Großherzogs: 
Eichrodt. 


Sei über die Rechte der Gemeindebürger nnd die Er- 
werbung des Bürgerrechtes. 


Leopolb von Gottes Gnaden, Großherzog von Baden, Herzog von 
Zaͤhringen. Mit Zuſtimmung Unſerer getreuen Staͤnde * Wir 
beſchloſſen und verordnen, wie folgt: 


Titel I. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
Von den Rechten der Gemeindebuͤrger. 


$. 1. Die Rechte der Gemeindebuͤrger find: 1) das Recht bes 
ftändigen Aufenthaltes in der Gemeinde und ber Benugung aller Ge: 
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meindeanftalten; 2) der Stimmgebung bei Gemeindeverfammlungen; 
3) der Wahtfähigkeit und MWählbarkeit zu allen Gemeindeämternz 
4) der Theilnahme. an dem Gemeinde: und Allmendgute, und zwar 
die unter Nr. 2. 3. 4. bezeichneten Rechte nach Borfchrift des Ges 
feges über Verfaffung und Berwaltung der Gemeinden; 5) des Be— 
triebes eines jeden Gewerbes nach. Vorſchrift der Geſetze; 6) des 
unbeſchraͤnkten Ermerbes von Liegenfhaften; 7) das Recht, in ber 
Gemeinde, deren Bürger Jemand ift, durch Heurath eine Familie 
zu gründen; 8) das Recht des Anſpruches auf Unterflügung aus den 
Gemeindemitteln in Fällen der Dürftigkeit. — Denjenigen, bie ein 
angeborenes Bürgerrecht befigen, das Bürgerrecht aber noch nicht an= 
getreten haben, ftehen die unter Nr. 1. 6 und 8. genannten Rechte zu. 

$. 2. Die Rechte aller Gemeindebürger find gleih, wo nicht 
das Gejeg uͤber Verfaffung der Gemeinden und das gegenwärtige 
einen Unterfchied machen. 

$. 3. Niemand Eann in Zukunft das VBürgerreht in mehr als 
einer Gemeinde befigen. 


Zitel II. 
Bon der Erwerbung ded Bürgerrechtes. 

$. 4. Das Bürgerrecht wird erlangt: 1) durch Geburt; 2) buch 
Annahme. 

$. 5. WBürgertöchter haben ein angeborenes Bürgerrecht, koͤnnen 
aber daſſelbe erfl antreten, wenn fie fi mit einem Gemeindebürger 
verheurathen. — Andere Frauensperfonen erlangen "das Bürgerrecht 
nur durch Verehelichung mit einem Gemeindebürger oder Aufnahme 
ihres Ehemannes in das Bürgerreht. — Auch nad) getrennter oder 
nichtig erklärter Ehe behält die Ehefrau ihr Bürgerrecht in der Ge— 
meinde, in welcher ihr Ehemann daffelbe zur Zeit der Auftöfung der 
Ehe hatte. Sie hat jedoch, fo lange ihr Ehemann lebt, keinen Ans 
fprud an die Bürgernugungen. | 
Capitel 1. Bon ber Erwerbung bes Bürgerrehtes durch 

Geburt. 

$. 6. Alle ehelichen Kinder haben das angeborene Bürgerrecht 
in ber Gemeinde, in welcher ihr Vater zur Zeit der Geburt, oder 
wenn er früher geftorben fein follte, zur Zeit feines Abſterbens Buͤr— 
ger geweſen ift. 

8. 7. Uneheliche Kinder erlangen das Bürgerrecht in der Ge— 
meinde, in welcher die Mutter zur Zeit ber Entbindung'das ange: 
borene Bürgerrecht hatte. 
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88 Durch nachgefolgte Ehe der Eltern erwerben die ber elter⸗ 
lihen Gewalt noch nicht. entlaffenen im Ehevertrage oder vorher ges 
feslih) von dem Vater anerkannten Kinder das Bürgerrecht in ber 
Gemeinde, in welcher der Vater zur Zeit der Verehelichung ſolches 
hatte ; das frühere durd die Mutter erworbene hört auf. 

-$. 9 War das Kind zur Zeit der Verehelihung feiner Eltern 
der elterlichen Gewalt bereits entlaffen,: fo behält es fein bisheriges 
Bürgerrecht. 

$. 10. Zu dem Antritte des angeborenen Bürgerrechtes wird 
erfordert: 1). die Volljährigkeit; 2) der Befig eines den Unterhalt 
einer Familie fichernden Vermögens oder Nahrungszweiges, und 
3) infofern die Ausübung des Nahrungszweiges an gefeglihe Bedin⸗ 
gungen gebunden ift, die Nachweiſung, daß folhem Genüge gethan fei. 

8. 11. Wer fein Bürgerrecht antreten will, hat bei dem Ge: 
meinderath feinen Willen zu erklären und die Erforderniffe nachzuweifen. 

$. 12. Zür den Eintritt in das angeborene Bürgerrecht ift zu 
entrihten: 

in den Städten Karlsruhe, Mannheim, Freiburg und Heidels 

berg. » » >» . 00... K10f. 
in den übrigen Städten über "3000 Seelen oe —7—2 — 
in allen übrigen Staͤd)tten... 5fl. 
in den Randgemeinden . x...» ee. sl. 

Der Gemeinderath kann unter —— des Ausſchuſſes den 
Unvermoͤglichen dieſe Gebühren ganz oder theilweiſe nachlaſſen. Frauens— 
perſonen haben für den Antritt ihres angeborenen Buͤrgerrechtes ($. 5) 
die obigen Gebühren nicht zu bezahlen. 

8. 13, Außer diefen Gebühren dürfen keine weiteren, unter 
welchem Namen es auch fei, weder für die Gemeindecaffe, noch für 
den. Gemeinderath, gefordert werden. 

$. 14. Wo in einer Gemeinde von einem neu aufgenommenen 
Bürger ($. 38) befondere Beiträge für gemeinnügige Localanftalten 
gefordert werden dürfen, können folche Beiträge auch für den Antritt 
des angeborenen Bürgerrechtes bezogen werden. 


Capitel2. Bon der Erwerbung bes Bürgerredhtes —* 
Aufnahme. 


$. 15. Dem Gemeinderath ſteht allein das Recht ber Bürger: 
aufnahme zu, nach Vorſchrift diefes Gefeges. — Der Befchluß des 
Gemeinderaths kann aber: nur nad erfolgter Zuftimmung des Buͤr⸗ 
gerausfhuffes in Wirkfamkeit treten. — In ſtandes- und grund: 
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herrlichen Drten muß auch der Standes= und Grundherr in den-Fällen 
der $. 40 und 54 über die Annahmsgefuche gehört werden. 

$. 16. Die Bürgeraufnahme darf weder auf eine beftimmte 
Zeit, noch unter einer, die gefeglichen Rechte bes Gemeindebürgers 
befchräntenden, Bedingung ertheilt werden. 

$. 17. Jeder badifhe Staatsbürger hat das Recht, die bürger: 
fihe Aufnahme in jeder Gemeinde des Großherzogthums für fid und 
feine, der Gewalt nicht entlaffenen, Kinder zu verlangen, wenn er 
die perfönlichen Eigenfhaften befist und die gefeglihen Bedingungen 
erfüllt. Die noch unter elterlicher Gewalt ftehenden Kinder des Auf: 
genommenen erwerben - das Buͤrgerrecht durch die Aufnahme bed 
Baters, verlieren aber das bisher in einer anderen Gemeinde * 
zugeſtandene Buͤrgerrecht. 

$. 18. Die perſoͤnlichen Eigenſchaften find: 1) bie Botiähr 
keit; 2) ein guter Leumund, 

$. 19. Einen fchlechten Leumund haben: 1) Alle, bie buch 
ein gerichtliches Erkenntniß zu einer mehr als zweijährigen Freibeite: 
firafe oder zur Dienftentfegung verurtheilt worden find; 2) Alle, bie 
in den legten fünf Jahren, welde -ihrer Aufnahme vorhergehen, 
wegen Diebftahles oder Betruges oder wegen Unterfchlagung oder 
wegen eines ausfchweifenden Lebenswandels mit irgend einer geringe: 
ren Strafe belegt worden find; 3) Alle, welche zur Zeit der Anbrin: 
gung ihres Geſuches in eine peinliche Unterfuhung verwidelt find; 
4) alle offenkundige ſchlechte Haushälter. 

$. 20. Der Nachſuchende hat das Zeugniß des guten Leumun: 
des von dem Gemeinderath der Gemeinden beizubringen, in welchen 
er fih in dem legten Jahre vor Anbringung feines Gefuches aufge: 
halten bat. — Der Gemeinderath in der Gemeinde, in welche bie 
Aufnahme nachgeſucht wird, kann die Beibringung diefes Zeugniffes 
nachfehen, wenn der Nachſuchende Eurze Zeit vor feinem Anfuchen 
mit guten Zeugniffen aus der Fremde zurüdgelommen iſt, oder wenn 
überall Eein Verdacht eines böfen Leumundes vorliegt. 

$. 21. Auch den Entmündigten und Mundtodten kann von dem 
Gemeinderath die Aufnahme verfagt werden. 

$. 22. Die gefeglichen Bedingungen der Bürgeraufnahme find: 
1) die Nachweifung eines beftimmten Nahrungszweiges nach Vorſchrift 
bes $. 10 Nr. 2 und 35 2) der Befis des in $. 23 feftgefegten 
Vermögens. 

$. 23. Das Vermögen muß beftehen: 1) in den Stäbten Karle: 
ruhe, Mannheim, Freiburg und Heidelberg in eintaufend Gulden; 
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2) in den Srädten Konſtanz ;: Raftatt, Pforzheim, Wertheim, Bruch—⸗ 
fat, Offenburg, Durlach, Lahr, Baden und Ettlingen in fehshun: 
dert Gulden; 3) in den übrigen Städten und Landgemeinden in drei: 
hunbert Gulden. 

$. 24. Von jeder fremden Frauensperfon, welche mit einem 
Gemeindebürger ſich verehelicht, fowie von der Ehefrau des in eine 
- Gemeinde aufzunehmenden Bürgers, muß ein Vermögen von 150 fl. 
nachgewiefen werden. 

$. 25. Nur dasjenige Vermögen kommt in Berechnung, wels 
ches der um die Bürgerannahme Nachſuchende eigenthuͤmlich und nad) 
Abzug der. Schulden im Befig hat. 

$. 26. Ausgenommen von der Bermögensberehnung find, und 
£ommen bei folcher nicht in Anſchlag, die Kleider und das Leibweißzeug. 

8. 27. Als nachgewiefenes Vermögen wird nur dasjenige ange: 
fehen, was nad) Abzug des von dem Bewerber zu entrichtenden Eins 
£aufsgeldes übrig bleibt. 

$. 28. Wird die Aufnahme zum Behuf der Berheurathung mit 
einer Bürgerstochter oder Bürgerswittwe nachgefucht, fo ift das eigen: 
thuͤmliche [huldenfreie Vermögen beider Verlobten zufammen zu rechnen. 

$. 29. In diefem Falle kann dem Bewerber nur die vorläufige 
Verfiherung gegeben werden, daß ihm, wenn bie angegebene Heurath 
zu Stande Eomme, das Bürgerrecht ertheilt werde; die Bürgeraufnahme 
tritt dann erft in Wirkſamkeit, wenn die Ehe gefhloffen ift. 

$. 30. Zu den gefeglihen Bedingungen gehört die baare Ent: 
richtung eines KEinkaufsgeldes vor der Aufnahme. — Der Betrag 
des Kinkaufsgeldes wird feftgefest: Aa) in den ‚Städten Karlsruhe, 
Mannheim, Freiburg und Heidelberg auf 120 Gulden; b) in allen 
übrigen Städten, über 3000 Seelen auf zehn Procent von der Summe, 
welche fi) ergibt, wenn das Gefammtfteuercapital des Ortes durch 
deſſen Seelenzahl, ohne Einrechnung der ftaatsbürgerlichen Einwohner, 
getheilt wird; ec) in Städten unter 3000 Seelen auf acht Procent, in 
den Landgemeinden auf fünf Procent von der Summe, welche duch) 
die vorgedachte Theilung des Gefummtfteuercapitald auf den Kopf 
fallt. — Ueberſteigt jedoch in beiden festgedachten Fällen der Kopf: 
theil von dem Gefammtfteuercapitale den Betrag von 1000 fl., fo Eön: 
nen von dem höheren Betrage feine Procente gerechnet werden. 

$. 31. Für die Frau des Bewerbers, welche feine Bürgers: 
tochter oder Bürgersmwittive der Gemeinde ift, in welche die Aufnahme 
gefucht wird, fomwie für die fremde Frauensperfon, welche einen Ges 
meindebürger heurathet, ift die Hälfte: des Einkaufsgeldes, welches 
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die aufzunehmende fremde Mannsperfon nach diefem Gefete zu bezah: 
len hat, zu entrichten. 

$. 32. Für Kinder des Bewerbers, die noch unter väterlicher 
Gewalt zur Zeit feiner Aufnahme ftehen, wird fein befonderes Ein: 
kaufsgeld bezahlt. 

$. 33. Wird die Aufnahme in das Bürgerreht in der Abficht 
nachgeſucht, um ſich mit einer Bürgerstochter oder Bürgerswittiwe zu 
verehelihen, fo ift nur die Hälfte des Einkaufsgeldes zu entrichten; 
zerfchlägt fich die Heurach nach der Aufnahme, fo ift, infofern nicht 
der Fall des 8. 29 eintritt, der Aufgenommene die andere Hälfte 
nachzuzahlen verpflichtet, er mag -fpäter eine Bürgerstochter heurathen 
oder nicht. — Hat der Tod die Verehelihung unmöglih gemacht, 
fo ift die andere Hälfte nicht mehr zu entrichten. 

$. 34. Befinden ſich in einer Gemeinde Allmendnugungen, fo 
hat der Aufjzunehmende noch weiter, außer dem inkaufsgeld, den 
nad einem zehnjährigen Duchfchnitt zu berechnenden dreifachen Be— 
trag der jährlichen Allmendnusungen, nad Abzug der darauf ruhen— 
den Laften, an die Gemeindecaffe, jedoch erft, wenn er wirklich in 
den Genuß einrüdt, zu entrichten, infofern der Genußberechtigte nicht 
vorzieht, der Gemeinde für drei Jahre den Genuß der Allmend zu 
überlaffen. — Iſt der Allmendgenuß in verfhiedene Klaffen von ver: 
fchiedenem Werthe getheilt, fo ift der dreifache Betrag des Durchs 
fhnittswerthes aller Klaffen bei dem Einrüden in die erfte Klaffe zu 
entrichten. Wenn der Genußberechtigte den Betrag nicht baar bezah— 
len kann, fo wird das ihn treffende Allmendftüd fo lange von der 
Gemeinde verpadhtet, bis duch den Pachtfchilling der zu zahlende 
Beitrag gewonnen ift. 

$. 35. Beſtehen in einer Gemeinde Bürgerhftzgaben, fo ift 
auch dafür ein, nad den oben angegebenen Vorſchriften zu entrich- 
tender, Betrag zu bezahlen. 

$. 36. Außer der vorgefchriebenen Einkaufsfumme und, in dem 
vorkommenden Falle, dem dreifachen Jahresbetrag der Bürgernugungen, 
hat der Neuaufgenommene feine weitere Abgabe in die Gemeindecaffe 
und für den Gemeinderath zu entrichten, unter welchem Namen ſolche 
feither auch gefordert worden fein mag. 

$. 37. Ueber Bürgereinkaufsgelder, welche feither von anderen, 
als von den Gemeinden, in welche die Aufnahme gefchieht, bezogen 
wurden, wird die nähere Beflimmung einem befonderen Gefege vor= 
behalten. — Der Betrag des feitherigen Bezuges kann nie erhöht 
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werden, auch nie in einem Antheile an dem Einkaufsgeld beftehen, 
welches in die Gemeindecaffe fallt. 


$. 38. Mo bisher herkoͤmmlich befondere Beiträge der neu ein: 
tretenden Bürger zu Armen- oder DVerpflegungs= oder anderen Local: 
anftalten bezahle werden mußten, follen diefe Beiträge auch noch 
ferner bezahlt werden. Auch in anderen Gemeinden Eönnen durch den 
Gemeinderath, mit Zuftimmung des Bürgerausfchuffes und mit Ge: 
nehmigung der Staatsbehörde, folhe Beiträge zu Localanftalten ein: 
geführt werden. 

$. 39. Einer Frauensperfon, die fih mit einem Gemeindebuͤr— 
ger verehelicht, Eann, wenn fie den im $.24 und 31 enthaltenen 
Vorfchriften Genüge leiftet, und wenn gegen ihren Leumund im Sinn 
des $. 19 nichts einzuwenden ift, die Aufnahme nicht verweigert werden. 

$. 40. Einem Ausländer können der Gemeinderath und Aus: 
ſchuß nur die vorläufige Verfiherung ertheilen, daß er nad) erlangten 
Indigenat das Bürgerrecht erhalten werde. — Die Aufnahme tritt 
erft in Wirkfamkeit, wenn der Ausländer das Indigenat von der 
Staatsbehörde erhalten hat. — in Ausländer hat das Doppelte 
des Vermögens eines Inländers nachzuweiſen, und das doppelte Ein: 
Eaufsgeld ($. 30) zu entrichten. Ein Ausländer, der Unterthan eines 
deutfchen Bundesftaates ift, hat nur das einfache Vermögen, gleich 
einem Inlaͤnder, nachzuweiſen, aber das doppelte im $. 30 beftimmte 
Einkaufsgeld zu erlegen. — Die im $. 31 und 33 enthaltenen Be: 
flimmungen kommen einem folhen nur dann zu Statten, wenn er 
ſich mit einer Bürgerstochter oder Buͤrgerswittwe verheurathet. 

$. 41. Wenn der aufzunehmende Inlaͤnder die gefeglichen Eigen: 
fhaften hat, fo darf ihm die Aufnabme aus dem Grunde nicht ver: 
fagt werden, daß die Einwohnerfchaft oder das Gewerbe, welches der 
Aufzunehmende treiben will, überfeget fei. 

$. 42. Dem Gemeinderath fteht in Städten über 3000 Seelen 
unter Zuftimmung des Ausfchuffes, in Städten unter 3000 Seelen 
und in Landgemeinden aber unter Zuſtimmung der Gemeinde, das 
Recht zu, das einzubringende Vermögen ganz oder theilweife nachzus 
fehen, das Einkaufsgeld theilweife oder ganz nachzulaffen, wenn es 
für die Gemeinde von befonderem Werthe ift, den Aufzunehmenden 
zu erhalten. — Die Gemeinde, und in Städten, in welchen ein 
größerer Ausſchuß befteht, diefer Ausfhuß, kann auch das Erforder: 
niß des guten Leumundes des Aufzunehmenden nachfehen. 

$. 43. Die Einkaufsfumme und Alles, was fir den Antheil an 
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dem Bürgergenuffe entrichtet wird, ift zum Grundftodsvermögen zu ziehen. 
Das Capital darf nicht, zu laufenden Ausgaben verwendet werden. 


Gapitel 3. Wirkungen des angetretenen Bürgerrechtes. 


$. 44. Don dem Tage des angetretenen Bürgerrechtes erwirbt 
der neue Bürger die im $. 1 aufgezählten Rechte. Im Bezug auf 
das Recht zu dem Allmendgenuffe und Bürgerholzgaben entfcheidet bie 
Vorſchrift des 8.87 des Gefeges über die Verfaffung und Verwal: 
tung der Gemeinden. 

$. 45. Von dem nämlichen Tage des Antrittes des Bürgerred: 
te8 an tritt er auch in alle Pflichten ein, die der Gemeindeverband 
auflegt und übernimmt alle Gemeindelaften. 

$. 46. Frei von perfönlichen Laſten, fo weit fie noch ſtattfinden, 
find: 1) die Gemeindebürger, die zugleich Staatsdiener, ftandes: und 
grundherrlihe Beamte, Geiftlihe und Schullehrer find, die Acciforen 
und Förfter; 2) der Bürgermeifter; 3) die Ehemänner der Hebam: 
men; 4) die Soldaten, Zollgardiften und Gendarmen in activem 
Dienft, Amts» und Gemeindediener; 5) Invaliden; 6) diejenigen, 
welche das fünf und fechzigfte Jahr ihres Alters erreicht haben. 

$. 47. Bon Geldleiftungen, welche für Gemeindedienfte umge: 
legt werden, finden in der Regel keine Ausnahmen Statt; es kann 
jedocdy der Gemeinderath mit Zuftimmung des Bürgerausfchuffes ein: 
zelnen Klaffen von Bürgern diefe Leiftung nadjlaffen, oder weitere 
Befreiungen vom perfönlihen Dienfte, als das gegenwärtige Geſet 
erkennt, bewilligen. 

$. 48. Die Laften, die auf dem Bezug des Allmendgenuffes 
und der Bürgerholzgaben liegen, hat jeder erft von der Zeit an zu 
tragen, in welcher er in den Genuß einrüdt. 

$. 49. Wenn Naturaldienfte geleiftet werden, fo fteht es jedem 
frei, ſolche felbft oder durch einen tauglichen Stellvertreter verfehen zu 
laffen. — Ein Bürger, der wegen Krankheit, Gebrechlichkeit oder 
Abwefenheit, oder aus anderen erheblichen Verhinderungsurfachen, im 
einzelnen Falle den Dienft nicht felbft verfehen kann, ift zur Stellung 
eines Stellvertreterd nicht, wohl aber zur Nachholung des Dienftes 
verpflichtet, wenn ihm folcher nicht von dem Gemeinderach nachge: 
laſſen wird. 


Capitel & Bon den Ortsabweſenden. 


$. 50. Bon ber Zeit an, als ein Gemeindebürger feinen ſtaͤn— 
digen Wohnfig in einer anderen inländifchen oder ausländifchen Ge: 
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meinde auffchlägt, und fo lange er in diefer anderen Gemeinde feinen 
Mohnfis hat, ruhen fein Recht der Stimmgebung bei Gemeindever-: 
fammlungen, die Wahlfähigkeit zu Gemeindeämtern und die Theil: 
nahme am Allmendgenuffe. 

$. 51. Der Gemeindebürger, welcher, ohne feinen ftändigen 
Mohnfig in einer anderen Gemeinde aufzufhlagen, ein Jahr lang in 
einer anderen Gemeinde ſich aufhält, verliert nad) Ablauf diefes 
Jahres, während der Dauer der Abwefenheit, das Recht zum Buͤr— 
gergenuffe, er wird aber auch auf eben fo lange von der Einrichtung 
der darauf ruhenden Laften befreite. Nah feiner Ruͤckkehr ruͤckt er 
jedoch bei der erften Eröffnung von Genußtheilen wieder ein. — Gr 
hat ferner Eeine perfönlichen Gemeindedienfte zu leiften, wohl aber die 
Laften zu tragen, zu welchen die Verpflichtung auf dem Beſitze von 
Liegenfchaften jeder Art ruht. — Diefe Vorfchrift findet feine An— 
wendung auf denjenigen, der feine, eine eigene Haushaltung bildende, 
Familie in der Gemeinde zurüdläßt. — Der Gemeinderath kann 
aud anderen Ortsabwefenden, welche einen Stellvertreter zur Er: 
füllung ihrer gemeindebürgerlihen Verpflichtungen beftellt haben, den 
Bürgergenuß zukommen laffen. 

$. 52. Die nämlichen Beftimmungen treten bei der Wittwe eines 
Gemeindebürgers ein. — Ausgenommen von, dem Verluſte des Bir: 
gergenuffes für die Dauer ihrer Abwefenheit find die Bürgerwittwen, 
welche außer dem Drte auf längere oder kuͤrzere Zeit in Dienfte treten. 

$. 53. Wer feinen fländigen Wohnfig außer der Gemeinde ver: 
legt, ift gehalten, jährlih eine Bürgerrechtsrecognition, welche die 
Summe von zwei Gulden nicht überfteigen darf, zu entrichten. 


GSapitel 9. Bon dem Bürgerrechte der Sfraeliten. 


$. 54. In Bezug auf die bürgerlichen Rechte der Iſraeliten 
findet weder das gegenwärtige, nod das Geſetz über Verfaffung der 
Gemeinden, eine Anwendung. Es bleiben daher die beftehenden Ge— 
fege hinfichtlicy ihres Nechtsverhältniffes zu den Gemeinden in Kraft. 


Gapitel 6. Bon dem Bürgerrechte der Kinder der 
j Staatsdiener. 


8. 55. Die Kinder der Staatsdiener, Officiere und die mit 
Dfficiersrang Angeftellten mit eingefchloffen,, der Geiftlichen und Schul: 
Lehrer haben in der Gemeinde das angeborene Bürgerrecht, mp ihr 
Vater angeſtellt ift oder angeftellt war, infofern diefer nicht im einer 
Gemeinde das angeborene oder duch Aufnahme erlangte Bürgerrecht 
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hat, oder zur Zeit feines Todes hatte, in welchem Falle folches auf 
feine Kinder übergeht. 

$. 56. War der Vater, welcher angeborenes Bürgerrecht hatte, 
in mehreren Gemeinden angeftellt, fo verliert das Kind durch die 
Niederlaffung in eine bdiefer Gemeinden das Recht, fein angeborenes 
Bürgerrecht in der anderen anzutreten. 

$. 57. Die im vorigen Paragraphen genannten Söhne find, 
um das ihnen zuftehende angeborene Bürgerrecht anzutreten, an bie 
im $. 10 — 13 vorgefchriebenen Erforderniffe gebunden und müffen, 
wenn fie in den Bürgergenuß einrüden wollen, die im $. 34 und 35 
vorgefchriebene Einkaufsfumme bezahlen. 

$. 58. Die Pflicht, diefe Kinder ($. 56), fo lange fie ihr an: 
geborenes Bürgerrecht nicht angetreten haben, im Falle der Dürftig: 
keit zu unterflügen, liegt dem Staate ob. 

$. 59. Die Kinder anderer vom Staate Angeftellten haben das 
Bürgerreht nur da, wo folches ihrem Water Kraft feiner Geburt 
oder der Aufnahme zufteht, oder zur Zeit feines Todes zugeftanden ift. 


Gapitel 7. Bon dem Bürgerrehte in Gemeinden, die 
aus verfhiedenen Drten zufammengefesgt find. 


8. 60. In Gemeinden, die aus mehreren Orten zufammengefegt 
find, und die eine gemeinfchaftlihe Gemarkung haben, Eann jeder in 
folcher befindliche Bürger aus dem einen Orte in den anderen frei 
überzieben und daſelbſt fein Gewerbe treiben. 

8. 61. Jeder, der in eine folche Gemeinde gefeglic neu aufge: 
nommen werden muß, kann in jedem der zu der Gemeinde gehörigen 
Drte feinen Wohnfig nehmen. 

$. 62. Haben die Orte, oder haben einige berfelben, aus wel: 
hen die Gemeinde zufammengefegt ift, verfchiedene Gemarkungen, 
und. e8 hat feither ein freier Ueberzug aus einem Drte in den anderen 
Statt gefunden, fo behält es dabei fein Bewenden. 

$. 63. Im anderen Falle ift der Ueberzug von einem Orte, ber 
eine eigene Gemarkung hat, in einen anderen," wie der Ueberzug aus 
einer Gemeinde in eine andere infofern anzufehen, daß der Ueber: 
ziehende fi in den Bürgergenuß der Gemeinde, in welche er zieht, 
einkaufen muß. Das Nämliche tritt ein, wenn die fämmtlichen Orte 
zwar eine gemeinfchaftliche Gemarkung, aber abgefondertes Allmend: 
vermögen haben. 

$. 64. In zwei Orten kann feiner den Allmendgenuß und bie 
Bürgerholzgaben zu gleicher Zeit beziehen. 
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8. 65. Jeder, ber in eine zufammengefeste Gemeinde aufge: 
nommen werden will, in welcher einer oder mehrere Orte eine abge: 
fonderte Gemarkung haben, hat ſich zu erklären, in welchem er feinen 
MWohnfig zu nehmen gedenkt, und folcher das Einkaufsgeld und den 
Betrag des Bürgernugens zu entrichten, fofern legterer zu bezahlen ift. 


Capitel 8 Bon dem ruhenden Bürgerrechte und dem 
Verluſt des Bürgerrehtes. 


$. 66. Das Bürgerrecht ruht: 1) bei den Ortsabwefenden, nach 
Vorſchriſt der 88.50 und 51; 2) bei den Bürgern, welche ihren 
Lebensunterhalt Armuthshalber aus öffentlichen Gaffen oder Localan— 
ftalten erhalten, und zwar in ber Art, daß diefe Bürger, fo lange 
fie diefe Unterflügung genießen, von Zheilnahmen an Gemeindewah: 
len ausgefchloffen find; 3) bei den Entmündigten und Mundtodten. — 
Bei den unter Nummer 3. Genannten ruht das Recht der Stimm: 
gebung bei Gemeindeverfammlungen, die Wahlfähigkeit und die 
Waͤhlbarkeit. 

8. 67. Das Gemeindebuͤrgerrecht geht verloren: 1) durch ben 
Berluft des Staatsbürgerrechtes. — Die Beftimmungen des bürger: 
lihen Geſetzbuches über den bürgerlichen Zod und feine Rechtswir— 
£ungen bleiben bei Kräften. Jedoch kann der bürgerlich Zodte an dem 
Orte, wo er ein Bürgerrecht hatte, ſich aufhalten und auf Unter: 
ſtuͤtzung aus öffentlihen Mitteln Anſpruch maden. 

$. 68. Die Berechtigung der Ehefrau des bürgerlich Todten 
zum Allmendgenuffe, in welchem fich der Verurtheilte vor der Verur— 
theilung befand, richtet fih nah den Grundfägen, welche für bie 
Wittwe eines Bürgers gelten. 

$. 69. Das Gemeindebürgerrecht geht ferner verloren: 2) durch 
bie definitive Aufnahme in das Gemeindebürgerrecht einer anderen 
Gemeinde; 3) durch Auffündigung zum Behufe der Auswanderung 
oder des Eintrittes in den Staatsdienft, und während deffelben. 


Zitel II. 
Bon dem Einfafjenrechte. 


8. 70. Jeder Staatsangehörige, der nicht vermöge feines Stan: 
bes oder Berufes oder des angeborenen oder durch Aufnahme erlang- 
ten Bürgerrechtes einen ftändigen Wohnfig hat, kann von einer Ge: 
meinde des Großherzogthums freiwillig aufgenommen , oder einer folchen 
zugewiefen werben. 

8. 71. Ein derartiger Heimathlofer erhält durch biefe Aufnahme 
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oder Zumeifung für fih und feine Familie in ſolcher Gemeinde das 
Einfaffenreht. — Ehe eine folche Zumeifung erfolgen kann, muß 
vorher ausgemittelt fein, ob der Zuzuweifende als badifcher Staats: 
angehöriger betrachtet werden muß. 

$. 72. Das Einfaffenrecht gibt die Befugniß, einen jeden er: 
laubten Nahrungszweig, nach Vorfchrift der Gefege, in der Gemeinde 
zu treiben, Die öffentlichen Gemeinbdeanftalten zu benugen, und end: 
lid) den Anfprud an die Gemeinde auf die Unterftügung in Fällen 
der Dürftigkeitz; ausgenommen, wo der Staat die Verbindlichkeit der 
Unterftügung hat. 

$. 73. Wenn keine Gemeinde einen heimathlofen Staatsange: 
hörigen freiwillig aufnehmen will, fo ift er einer folchen von ben 
Staatsbehörden unter Beobachtung folgender Vorſchriften zuzumeifen: 
1) diejenigen, welche ihr angeborenes oder durch Aufnahme erlangtes 
Bürgerrecht in der Abficht, auszumwandern, aufgegeben haben, aud 
wirklich ausgewandert und, ohne ein anderes Heimathrecht zu erlangen, 
zurüdgefehrt find, werden der Gemeinde zugewiefen, in welcher fie 
früher Bürgerrecht hatten. 2) Derjenige Heimathlofe, der fi fünf 
Jahre in einer Gemeinde ununterbrochen für fid) oder mit feiner Fa: 
milie aufgehalten hat, ift der Gemeinde des Aufenthaltes zuzumeifen. 
Hat er fih in mehreren Gemeinden fünf Sahre lang aufgehalten, fo 
wird er der Gemeinde des legten fünfjährigen Aufenthaltes zugewiefen. 
3) Iſt ein fünfjähriger Aufenthalt in einer Gemeinde nicht darzu— 
thun, fo wird er der Gemeinde zugewiefen, in welcher er geſetzich 
getraut worden ift, und zwar, wenn mehrere Gemeinden zu einer 
Pfarrei gehören, derjenigen Gemeinde, in welcher die Trauung vor: 
genommen wurde. Findet auch diefe Beftimmung Feine Anwendung, 
fo ift Y der Heimathlofe derjenigen Gemeinde zuzumeifen, in welcher 
er fich zwar nicht fünf Fahre, aber doch mehr als drei Monate zu: 
legt aufgehalten hat, und wenn dies nicht anwendbar ift, fo koͤmmt 
5) die Reihe an die Gemeinde, wo er’geboren oder als Findling auf: 
gefunden worden if. Auf Kinder, weldhe in Gebärhäufern, Straf: 
anftalten oder anderen Gefängniffen geboren wurden, findet dieſe Vor: 
ſchrift feine Anwendung. 6) Iſt der Geburtsort nicht auszumitteln, 
fo ift der Heimathlofe derjenigen Gemeinde zuzumeifen, in welcher er 
fich zufegt aufgehalten hat oder in welcher er aufgegriffen worden ift. 
7) Die Ehefrauen der Heimathlofen, deren Ehe vom Staate als 
bürgerlich gültig erklärt wird, erhalten in dem Orte das Einfaffen: 
‚recht, welchem ihr Ehegatte zugetheilt worden ift. 

$. 74. Die Zumeifung der Wittwen von Heimathlofen ift nad) 
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ben obengedbachten Beflimmungen im $. 73 1) bis 6) zu entfchei: 
den. — Können folche nicht in Anwendung fommen, fo find biefel: 
ben der Gemeinde zuzutheilen, in welche ihr Ehemann hätte gemwiefen 
werden müffen, wenn er am Leben gewvefen wäre. 

8. 75. Werden Heimathlofe in Waldungen, die eine abgefon= 
derte Gemarkung haben, aufgegriffen, fo find fie der naͤchſten Ge: 
meinde zuzumweifen, welcher die polizeiliche Aufſicht nach $. 153 des 
Geſetzes über Gemeindeverfaffung zufteht. 

$. 76. Die Kinder der Heimathlofen, die noch unter der väter: 
lichen Gewalt find, erhalten das infaffenreht in der Gemeinde, 
welcher ihre Vater, oder bei unehelichen Kindern die Mutter zugewie— 
fen worden ift, oder zugewiefen worden wäre, wenn bie Eltern ſich 
noch am Leben befunden hätten. 

$. 77. Die Einfaffenverhältniffe der der elterlichen Gewalt zur 
Zeit der Zumeifung der Eltern in eine Gemeinde bereits entlaffenen 
Kinder werden nach den Vorfchriften des $. 73 1) bis 6) beurtheilt. 

$. 78. Bei denjenigen Heimathlofen, welche einer Gemeinde 
aus dem Grunde der Trauung in derfelben, oder weil fie in folder 
geboren, oder in Waldungen, die eine abgefonderte Gemarkung haben, 
aufgegriffen worden find, zugemwiefen wurden, liegt in Fällen des 
Nothftandes dem Staate die Unterhaltspfliht ob, und ebenfo nad) 
ihrem Abdfterben hinfichtlich ihrer Kinder. 

$. 79. Einfaffen, die ſich zehn Jahre in der Gemeinde, wel: 
cher fie zugemwiefen worden find, Elaglos betragen, und ihren Unter: 
halt durch Fleiß und Thätigkeit fich erworben haben, kann der Ge: 
meinderath, mit Zuftimmung des VBürgerausfchuffes, das Bürger: 
recht ertheilen. 

$. 80. Den Söhnen der Einfaffen muß, wenn fie das 25ſte 
Jahr erreicht, einen guten Leumund haben, die in den 99. 10 — 13 
vorgefchriebenen Bedingungen erfüllen und zehn Jahre bereits in der 
Gemeinde ſich Elaglos aufgehalten haben, das Bürgerrecht ertheilt wers 
den. Sie find jedoch fhuldig, fi nach den Vorſchriften der 88. 34 
und 35 in den Bürgergenuß einzukaufen. 


Titel IV. 
Bon dem Berfahren in Bürgerannahmefachen. 


$. 81. Die Gefuhe um Aufnahme in das Gemeindebürger: 
recht find mit allen erforderlichen Zeugniffen dem Gemeinderath der 
Gemeinde, in welche die Aufnahme gefhehen foll, vorzulegen, welcher 
zu entfcheiden hat, ob nach Vorſchrift diefes Gefeges die Aufnahme 
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zu bewilligen ober abzuſchlagen fei. Nach erfolgter Entſchließung ift 
der Bürgerausihuß und im Falle des $. 42 die Gemeinde über ihre 
Zuftimmung zu vernehmen, fofort die Aufnahme zu verfagen oder 
zu bemilligen. 

8. 82. Jeder Berheiligte kann den Recurs gegen bie Entfchlie: 
Kung des Gemeinderaths nad) den gegenwärtigen und Eünftigen Bor: 
ſchriften über Recurſe einlegen. Berheiligte find: 1) der, welcher um 
Bürgerannahme oder ald Deimathlofer um Zulaffung in eine Gemeinde 
nachgefuche hat; 2) der Bürgerausfchuß, wenn er Über eine Bürger: 
annahme nicht gehört oder feine Einfprache nicht beachtet worden if; 
3) Standes: und Grundherren in gleihem Falle, nad Maßgabe des 
8. 15. — Einzelnen Mitgliedern der Gemeinde fteht ebenfo wenig 
ein Recurs zu, als der Gemeinde felbft oder einer Zunft. 


$. 83. Die Stelle, an welche ber Recurs ergriffen wird, hat 
immer nur darüber zu entfcheiden, ob die Vorfchriften des Gefeges in 
richtige Anwendung gekommen feien oder nicht, und ob hiernach die 
abweifende Verfügung zu beftätigen oder die Gemeinde zur Aufnahme 
verpflichtet fei. Die Gründe eines abändernden Erfenntniffes find 
jedesmal Eurz anzugeben. — Der Gemeinderath ift ebenfalls zum 
Recurfe gegen abändernde Entſchließungen der Staatsverwaltungsftel: 
len, oder wegen Zutheilung von Seimathlofen berechtigt, nach den 
obgedachten Vorfchriften über Recurſe. 

$. 84. Jedem, ber durch betrügliche Angabe ader auf falfche 
Urkunden oder auf Urkunden, welche unrichtige Angaben enthalten, 
deren Unrichtigkeit er gewußt hat, um die Bürgeraufnahme nachſucht, 
kann von dem Gemeinderath die Aufnahme als Bürger verfagt wer: 
ben. Er leidet außerdem die gefegliche Strafe feines Verbrechens. 


8. 85. Der gefeglihen Strafe unterliegt ebenfo derjenige, der 
auf ſolche Urkunden cder betrügliche Angaben das Bürgerrecht erfchli: 
hen hat. Außer diefem ift demfelben, wenn er ein badifcher Staats: 
angehöriger ift, auf Klage des Gemeinderaths von den Staatsver: 
waltungsftellen das Bürgerrecht wieder zu entziehen, und derfelbe in 
feine frühere Heimathsgemeinde zurüczuweifen, wenn der Gemeinde: 
rath dieſer Gemeinde wiffentlid oder durch grobes Verſchulden ein 
falfhes Zeugniß ausgeftellt hat, durch welches die Aufnahme in ber 
anderen Gemeinde veranlaßt wurde. — Das bezahlte Einkaufsgeld 
wird demjenigen, deffen Bürgerrecht als nichtig erklärt worden ift, 
nicht zurüdigegeben. 

8. 86. Wird im Falle des 8. 85 der Aufgenommene aud nicht 
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zurlchgewiefen, fo verliert er dennoch, und zwar der Inlaͤnder auf 
drei Jahre, der Ausländer aber auf fehs Fahre, den Bürgergenuf. 
$. 87. Diefe Klage kann jedoh nur ein Fahr lang, vom Tage 
der Aufnahme an gerechnet, angeftellt werden. 
$. 88. Der gefeglihen Strafe unterliegen ferner die Eltern, Vor: 
münder, obrigfeitliche Perfonen und alle, welche an der Ausftellung 
falfcher oder unrichtiger Urkunden oder Zeugniffe Theil genommen haben. 


Tranfitorifche Beftimmungen. 
Den Uebergang der Schugbürger in das Gemeindebür: 
gerrechht betreffend. 


$. 89. Bon dem Tage an, an welchem biefes Gefeg in Wirk: 
famkeit tritt, erhalten die feitherigen Schugbürger das Gemeindebuͤr— 
gerreht, mit Ausnahme des Bürgernugensg, wo fie folchen feither 
nicht bezogen haben, und fie übernehmen zugleich alle Pflichten und 
gaften der Gemeindebürger. -— Bon dem nämlichen Zeitpunkt an 
hören auch alle befonderen perfönlichen Gemeindedienfte auf, welche 
die Schugbürger feither als folche zu leiften hatten. — Die befonde: 
ren Gemeindeabgaben, die die Schugbürger feither als folche zu ent: 
richten hatten, hören erft am naͤchſten Verfalltage auf; bis dahin find 
folhe zu bezahlen. 

$. 90. In Gemeinden, in welchen feither für den Antritt des 
angeborenen Bürgerrechtes eine beforidere Gebühr bezahlt wurde, haben 
die Schugbürger für das durch das gegenwärtige Gefeg ihnen ver: 
liehene Gemeindebürgerrecht die im $. 12 beftimmten Antrittsgebüh: 
ren, nad Abzug deſſen, was fie für ihre Aufnahme als Schugbürger 
bezahlten, zu entrichten. 

$. 91. In den Gemeinden, in welden Bürgergenuß befteht, 
hat ber feitherige Schugbürger nach den Vorfchriften der 89. 34 und 
35 den dreifahen Jahresbetrag der Bürgernugungen in die Gemeinde: 
caſſe zu entrichten. Ihm gehen alle Gemeindebürger vor, welche an 
dem Tage, an welchem das Gefeg in Wirkjamkeit tritt, zum Buͤr— 
gergenuffe berechtigt und befähigt waren, und alle, welche ſich bis zu 
dem Tage, an welchem er obgedachte Beiträge in die Gemeindecaffe 
entrichtet, befähigt haben. 

$. 92. Durch die Aufnahme der feitherigen Schugbürger zu 
Gemeindebürgern Eönnen die Genußtheile der jegt im Befige von Buͤr— 
gergenüffen ' befindlichen Ortsbürger, fo lange dieſe leben, nicht ge: 
fchmälert werben. 

8. 93. Soweit die vorhandenen Genußtheile nicht für alle feit: 
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herige Schugkürger hinreichen, ruͤcken diefe nach der Reihe, nad} der 
fie in das Schugbürgerreht aufgenommen wurden, in die künftig 
offen werdenden Genußtheile ein. Sind, ehe diefe Genuftheile offen 
werden, andere Bürger aufgenommen worden, oder haben diejenigen, 
welche ein angeborenes Bürgerrecht hatten, daffelbe angetreten, fo 
eoncurriren biefe mit den feitherigen noch mit feinen Genußtheilen 
verfehenen Schugbürgern hinfichtlicy des Einruͤckens nad) dem Ber: 
hältniß ihrer Anzahl zur Zahl aller vorhandenen früheren Ortsbürger. 

$. 94. In den Gemeinden, in welchen die feitherigen Schub: 
bürger Antheil an dem Bürgergenuffe hatten, verbleibt er denfelben 
in der bisherigen Art und Größe. — Bei dem Anfchlage des vor: 
gedachten dreijährigen Werthes des Bürgergenuffes ift der nad) glei: 
chem Maßftabe zu berechnende Betrag des Antheiles, den die Schub: 
bürger feither zu beziehen hatten, in Abrechnung zu bringen und nur 
der Reſt in die Gemeindecaffe zu bezahlen. 

8. 95. Die Söhne der feitherigen Schußbürger, welche an dem 
Tage, an welhem bdiefes Gefeg in Wirkfamkeit tritt, noch nicht 
volljährig find, werben von da an fo angefehen, ald wenn ihnen das 
Bürgerrecht angeboren wäre. 

8. 96. Die Töchter der feitherigen Schugbürger werden, wenn 
fie fi mit einem Gemeindebürger verheurathen, in Bezug auf Ver: 
mögensnachweifungen und Einkaufsgelder wie die Zöchter der Orts: 
bürger behandelt. 

Vorftehendes Gefeg tritt mit dem 23. April 1832 in Wirk: 
famteit. 

Gegeben zu Karlsruhe in Unferem Grofherzoglichen Staats: 
minifterium, ben 31. December 1831. 


Leopold, 


Winter. 


Auf Höchften Befehl Sr. Königt. Hoheit des Großherzogs: 
Eichrodt. 


Kurbefifen 


Gemeindeordnung für die Stadt- nnd Sandgemeinden. 


Won Gottes Gnaden Wir Friedrih Wilhelm, Kurprinz und 
Mitregent von Heffen, Erbgroßherzog von Fulda, Fürft zu Hersfeld, 
Hanau, Friglar und Iſenburg, Graf zu Kagenelnbogen, Dieg, Zie— 
genhain, Nidda und Schaumburg ꝛc. ıc. haben, in Vollziehung des 
8. 42 der Berf. Urkunde, nah Anhörung Unferes Gefammtminiftes 
riums und mit Zuftimmung der getreuen Landftände folgendes Gefeg 
erlaffen. 


Zitel I. 


Bon den Grundlagen der Gemeindeverfaffung und von 
dem Umfange der Gemeinden. 

Unterfhieb zwifhen Städten und Landgemeinden, - 

$. 1. Inſofern diefes Gefeg einen Unterfchied zwifchen Städten 
“und Landgemeinden nicht ausdrücklich feftfegt, gilt deffen Inhalt für 
beide Arten von Drtsgemeinden. — Als Städte find die Orte ans 
zuführen, weldye im $. 63 Nr. 10 der Verf. Urkunde genannt find, 
fowie ferner diejenigen Orte, weldye künftig zu Städten von Uns mit 
Zuffimmung der Landftände werden erklärt werben. 


Grundlagen der Gemeindeverfaffung. 

$. 2. Die Berfaffung der Gemeinden beruht auf gegenwärtigem 
Geſetze und auf den Statuten, welche etwa für einzelne Gemeinden auf 
die im nachfolgenden $.3 beftimmte Weife zu Stande kommen werden. 

Errichtung ber Statuten, 

$. 3. Der Vorfchlag zu den Statuten, d. h. zu den Beftim: 
mungen welche neben dieſem Gefege eine bleibende Richtſchnur für die 
Behandlung der Angelegenheiten einer einzelnen Gemeinde bilden. 
follen, fowwie demnädhft zu Abänderungen und Ergänzungen der Sta: 
tuten, kann fowohl von dem Gemeinderath, als von dem Gemeinde: 
ausfhuffe, und ebenfo von ber die Gemeindeverwaltung beauffichti= 
genden Behörde ausgehen. Sobald der Entwurf von dem Gemeinde: 
rath und dem Gemeindeausfchuffe angenommen ift, muß derfelbe zur 
öffentlichen Kenntniß in der Gemeinde gebracht werden, um binnen 
den näcften zwei Monaten die Erinnerungen zu vernehmen, welche 
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Einzelne ober gewiffe Klaffen von Gemeindegliedern dagegen zu machen 
finden. — Auch muß, infofern an befonderen Rechtsverhaͤltniſſen 
etwas geändert werden foll, noch bie Zuftimmung der Betheiligten 
oder ihrer gefeglichen oder dazu infonderheit erwählten Vertreter er: 
wirkt werden. Gültigkeit erlangen die Statuten, fowie deren Abände: 
rungen und Nachträge, nach erflärter Annahme von Eeiten bes Ge: 
meinderaths und des Gemeindeausfchuffes, erft durch die Beſtaͤtigung 
der Provinzialregierung und zwar, mas die Hauptftädte betrifft, mit 
binzutretender Genehmigung Unferes Minifteriums des Innern. 


Umfang der Gemeinden, 

8.4. Jede Stadt, jeder Murktfleden und jedes Dorf bildet 
mit allen in der Gemarkung liegenden Wohnftätten der Regel nad) 
eine (Orts-) Gemeinde. — Alle Liegenfchaften, welche ſich innerhalb 
eines Drtes befinden, fowie die Häufer und Hofraiden, welche mit 
demfelben in unmittelbarem Zufammenhange ftehen, und etiva bisher 
einer anderen Gemeinde angehört haben, follen dem Gemeindeverbande 
jenes Ortes zugewiefen werden. Auch kann fonft noch da, mo ver: 
fhiedene Gemarfungen ſich gegenfeitig auf eine den Umftänden nicht 
gehörig zufagende Weife begrenzen, eine angemeffenere Abgrenzung ohne 
Beeinträchtigung befonderer Nechtsverhältniffe angeordnet werden. — 
Keine Veränderung in der gegenwärtigen Bildung und Zufammen: 
fegung der (Orts-) Gemeinden darf ohne Unfere Iandesherrliche Ge: 
nehmigung flattfinden. 

Befonderes Verhältniß der nicht in der Gemarkung einer Ge 
meinde liegenden Güter, Waldbungen ıc. ıc, 

$. 5. Einzelne Gebäude und Grundftüde jeder Art, mit Ein: 
fhluß der Domainen= und Nittergüten, ber Staats- und anderer 
Maldungen, melde bisher nicht in der Gemarkung einer Gemeinde 
begriffen waren, werden von Ung derjenigen Gemeinde, zu welder 
diefelben fich nach den Verhältniffen am beften eigenen, und unter 
thunlichſter Beruͤckſichtigung der Wuͤnſche der Betheiligten, in An 
fehung der örtlichen Verwaltung einverleibt werden. — Auch koͤnnen 
bewohnte, einzeln liegende größere Anlagen, Werke oder Höfe infofern 
und auf fo lange, als dafelbft die Erforderniſſe einer tuͤchtigen Orts: 
verwaltung vorhanden find, und zwar wenn fie nicht dem Staate 
felbft angehören, nach dem begründeten Wunfche ihrer Beſitzer, ben 
Gemeinden rudfichtlic der örtlichen Verwaltung gleichgeftellt oder zu 
einer Gemeinde vereinigt werden. — In jedem Falle dürfen für bie 
in Waldungen oder fonft vom Orte fehr entlegenen Wohnftätten ein 
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zelne Gefchäfte der Drtsverwaltung nach Worfchrift der Provinzialres 
. gierung den dazu nach Wohnungs: und anderen Verhältniffen am 
Beften geeigneten Perfonen anvertrauet werden. — Das Verhältnif 
der Nittergüter und der ehemals adelichen gefchloffenen Freigüter, fo: 
wie der fonftigen einzelnen Güter, Höfe, Haͤuſer, Mühlen u. f. w. 
wenn ſolche mit einer Gemeinde vereinigt werden, zu berfelben, foll 
namentlih in Anfehung ihrer Zheilnahme an den Vortheilen und 
Laften des Gemeindeverbandes, nach Anhörung der Betheiligten, falls 
fie nicht lediglich bei dem Inhalte des gegenwärtigen Gefeges fich be: 
ruhigen wollen, auf die im $. 3 beftimmte Weife, und zwar, mas 
die obgedachten Ritter- und Freiguͤter betrifft, in Gemäßheit des 
8.47 der VBerfaffungsurkunde, genau feftgefegt werden. Die Verwal: 
tungsbehörde hat zu diefem Zwecke wo möglich eine, Uebereinkunft 
unter denfelben zu vermitteln. Würde folche nicht zu Stande Eom: 
men, fo hat die Regierung der Provinz mit forgfältiger Beachtung 
der wohlerworbenen Rechte des einen oder anderen Theiles, und fo 
weit dergleichen nicht im Wege ftehen, nad Maßgabe der einfchlägis 
gen Beſtimmungen bdiefes Gefeges die nöthige Anordnung zu erlaffen. 
Beiden Theilen bleibt jedody die Befchwerdeführung bei Unferem Mi: 
nifterium des Innern, und in Fällen, wo über die vorhandenen 
Rechtsverhältniffe Streit entftehen follte, der Rechtsweg offen. 


Mehrere Gemeinden an einem Drte, 

8. 6. Wenn an einem Orte oder innerhalb bderfelben unzertrenne 
lihen Gemarkung bisher zwei oder mehrere Gemeinden beftanden 
haben, fo follen diefe zwar nur eine Gemeinde, unter einem und 
bemfelben Vorſtande, Gemeinderath und Ausfihuffe bilden, ihre bes 
fonderen Verhältniffe aber, fo lange abgefondert erhalten werden, bis 
eine andere Einrichtung auf die im $. 6 näher beflimmte Weiſe ein: 
geführt wird. 


Aus mehreren Ortfhaften zufammengefegte Gemeinden, 

$. 7. Mehrere Drte mit verfchiedenen Gemarkungen, welche 
bisher zu einer Gemeinde vereinigt gewefen find, Eönnen dieſe Ver: 
bindung fortfegen, oder auch die Trennung und die Verleihung der 
Rechte befonderer Gemeinden in Anfpruc nehmen, diefes jedoch nur, 
wenn ein jeder der bisher vereinigten Drte zur Bildung einer eigenen 
Gemeinde geeignet if. — Alsdann darf die Trennung auch auf eins 
feitiges Verlangen eines Ortes flattfinden. Wenn hierüber eine Ver: 
einbarung, wozu die Verwaltungsbehörde mitzuwirken hat, nicht er= 
folgt, fo fol der Trennung die vorläufige Auseinanderfegung der ge: 
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meinfchaftlihen Verhältniffe, in fo weit der Zweck fie nöthig macht, 
und abgefehen von befonderen Nusungsrechten und privatrechtlichen 
Berhältniffen, vermöge einer von der Provinzialregierung zu treffen: 
den Verfügung vorausgehen, bei welcher e8 fo lange verbleibt, bie 
ein Anderes durch die etwa in ihren Rechten fich beeinträchtigt hal— 
tende Gemeinde oder Gemeinden gegen die widerfprechende Gemeinde 
oder Gemeinden im Rechtswege erjtritten fein wird. — So lange 
indeffen eine zufammengefegte Gemeinde befteht, muß in jedem ber 
zu derfelben gehörenden Drte, wo der Bürgermeifter für die gefammte 
Gemeindeverwaltung nicht wohnt, jedenfalls ein Beigeordneter (Meben: 
bürgermeifter) für einzelne Zweige der Drtspolizei, namentlid zur 
Erhaltung der Ruhe und Drdnung, vorhanden fein. Ferner Eann 
außer dem für die gemeinfchaftlichen Angelegenheiten beſtimmten Ge: 
meinderath und Gemeindeausfchuffe noch ein folcher für das gefons 
derte Intereſſe des einzelnen Drtes gebildet werden, falls nicht zu dies 
fem Zwede die im $. 35 erwähnten Gemeindeverfammlungen genügen. 


VBerbindung mehrerer Landgemeinden zu einem Bürgermei- 
ſter- oder Deimathsbezirke, 

8. 8. Landgemeinden Eönnen nad ihrem Wunfche, oder wenn 
e8 ihnen an Perfonen oder Mitteln für eine gute Ortsverwaltung 
fehlet, auf den Antrag der Regierung der Provinz, von Uns zu 
einem Bürgermeifterbezirke vereinigt werden, und zwar unter den ge= 
eigneten dem dritten Abfage des $. 7 und dem übrigen Inhalte ge= 
genwärtigen Gefeges möglichft entfprechenden Beftimmungen, und un: 
befchadet der ferner beftehenden Sonderung ihres Gemeindehaushalteg, 
fo weit diefe von allen oder einzelnen betheiligten Gemeinden gewünfcht 
wird. — Ebenfo können bdiefe Gemeinden auf ihren gemeinfamen 
Wunſch zugleich zu einem gemeinfchaftlihen Heimathsbezirke in Hin— 
fiht auf die Heimathsverhältniffe der Gemeindeangehörigen und die 
damit zufammenhängenden Angelegenheiten vereinigt werden. 


Titel 11. 

Bon den Perſonen twelche die Gemeinde bilden, 
Abfhnitt l.e Bon der Gemeindeangehörigfeit. 
Gemeindbeangehdrigkeit, 

$. 9. Ein jeder Staatsangehörige mit Ausnahme der Glieder 
des Eurfürftlichen Hauſes, der Eurheffifhen Standesherren, fowie der: 
jenigen Mitglieder der vormals unmittelbaren Neichsritterfchaft, der— 
jenigen Mitglieder der altheffifhen und Schaumburg’fhen Ritter— 
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fhaft, und derjenigen im $: 16 des Landtagsabfchiedes vom 9. März 
1831 genannten adeligen Gutsbefiger in der Provinz Hanau, welche 
ein felbfiftändiges Heimathsrecht auf eigenem, wegen Lehens- oder 
Zideicommißverbandes unveräußerlichen, Ritter- oder Stammgute oder 
Burgfige haben — muß zugleich einer Gemeinde angehören, d. h. für 
feine Perfon und Familie in irgend einer Gemeinde ein Heimaths: 
recht (bleibendes Wohnrecht) mit dem Anfpruhe auf Benugung ber 
Gemeindeanftalten haben. 
Entftehung ber Gemeindbeangehörigfeit, 

$. 10. Die Gemeindeangehörigkeit, ſoweit fie nicht durch Auf: 
nahme und Heurath (f. $. 16) erworben wird, tft angeboren oder 
Folge einer Örtlichen Zutheilung (f. $. 5), einer Anftellung (f. $. 13 fg.), 
fowie einer perfönlichen Zumweifung, nämlich für diejenigen, welche als 
heimathlos oder mit zweifelhaften Heimathsrechte einer Gemeinde zu= 
folge der Verordnung vom 29. Nov. 1823, insbefondere nad) Maß: 
gabe des $.8 derfelben, durch die Regierung der Provinz oder bei 
einem deshalb zmwifchen verfchiedenen Negierungen obwaltenden Zwie— 
fpalte durch Unfer Minifterium des Innern zugemwiefen werden. 

Angeborene Gemeindbeangehörigkeit, 

8. 11. Alle ehelichen Kinder haben der Regel nad) das anges 
borene Heimathsrecht in derjenigen Gemeinde, deren heimathsberech- 
tigter Angehöriger ihre Vater ift oder, falls er verflorben, zulegt ges 
wefen ift (vergl. $. 18). — Wenn nad eingetretener Ehefcheidung 
oder Trennung von Tiſch und Bert auf immer die Mutter eine Hei: 
math in einer anderen Gemeinde, als dem MWohnorte des Waters er: 
worben hat, fo find die bei der Mutter gebliebenen Kinder als Anz 
gehörige der Gemeinde anzufehen, deren heimathsberechtigte Angehoͤ— 
tige ihre Mutter ift oder, falls fie verftorben, zulegt gewefen ift. — 
Die gefchiedenen oder verlaffenen Ehefrauen fowie die Wittwen Eönnen, 
fo lange fie noch nicht ein felbftftändiges Hausweſen angefangen und 
ein Zahe hindurch geführt haben, in die Gemeindeangehörigkeit am 
früheren Heimathsorte zurüdtreten, wenn fie daſelbſt in die elterliche 
Familie wieder aufgenommen werben. 

Fortſetzung. 

$. 12. Uneheliche Kinder haben bie angeborene Gemeinbeange: 
hörigkeit da, wo die Mutter heimathsberechtigte Angehörige ift ober, 
falls fie verftorben, zulegt gewefen ift (vergl. übrigens $. 18). — 
Mit nachfolgender Ehe der Eltern treten die hierdurch legitimirten, 
bei denfelben tebenden, noch nicht felbftftändigen Kinder in bie Ge: 
meindeangehörigkeit von väterlicher Seite über. 
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Gemeinbeangehdrigkfeit der Hof: und Staatsdiener. 

$. 13. Die Gemeindeangehörigkeit entfteht auch durch fefte (defi: 
nitive) Uebertragung einer Stelle im Hof: oder Civilſtaatsdienſte — 
nicht durch Uebertragung einer bloßen Vorbereitungs- oder Nebenftelle 
oder eines Dienftes auf Widerruf oder Kündigung — mit Einfluß 
der Stellen der fürftlich=rotenburgifchen, ftandesherrlihen und Patti: 
monialbeamten und Diener, der geiftlihen Aemter und der Schulftellen, 
vom Tage des Berufsantrittes an in derjenigen Gemeinde, worin der 
Angeftellte feinen Wohnfig hat. — Im Falle einer MWohnortsver: 
änderung wegen Verfegung oder nad) eingetretener Penfionirung oder 
Entlaffung zc. gehet mit erfolgtem Ueberzuge an einen Ort, wo ber 
Penfionirte oder Entlaffene die frühere Gemeindeangehörigkeit beibe: 
halten oder die Aufnahme erlangt hat, die durch die Anftellung ent: 
ftandene Gemeindeangehörigkeit verloren. 
Befondere Beftimmung über bie Gemeindbeangehörigkfeit der 

Militärperfonen, 

$. 14. Die Militärperfonen bleiben in dem Gemeindeverbande, 
in weldhem fie vor ihrem Cintritte in den Militärdienft geftanden 
haben. Gehörten fie vorher feiner inländifchen Gemeinde an, fo wer: 
den fie als Gemeindeangehörige ihres legten Garnifonsortes betrach- 
tet. — Unteroffiziere und Soldaten müffen jedenfalls vor ihrer Ver: 
ehelihung ihre Gemeindeangehörigkeit durch Befcheinigung des Ge— 
meinderaths dem Befehlshaber ihres Negiments oder Corps und ſo— 
dann nebft deffen Heurathsconſens dem die Eheanzeige aufnehmenden 
Gerichte fowie dem die Trauung verrichtenden Geiftlihen nachwei— 
fen. — Die bei der Mitlitärverwaltung und bei den Militärgerich: 
ten angeftellten Perfonen werden nad) den nämlichen Grundfägen, 
wie die Civilftaatsdiener, behandelt. 


Befondere Beftimmungen wegen ber Kinber ber Hof= und 
-Staatsdiener, 


$. 15. Die Kinder der im $. 13 und im Schlußfage des $. 14 
bezeichneten Hof: und Staatsdiener haben an demjenigen Orte die 
angeborene Gemeindeangehörigkeit, wo ihr Water angeftellt ift oder 
zulegt war, oder fofern der Vater noch wirklich Ortsbürger einer 
anderen Gemeinde ift oder zur Zeit feines Todes gewefen ift, auch 
in diefer Gemeinde. 


Erwerb der Gemeindeangehörigkeit durch Aufnahme und durch 
Heurath, 


$. 16. Bei dem freiwilfigen Ueberzuge in eine andere Gemeinde 
wird die Gemeindeangehörigkeit duch die Aufnahme zum Ortsbuͤrger 
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ober Beifiger, von Frauensperſonen wird dieſelbe auch durch die Heu: 
rath erworben. 


Verluſt der Gemeindeangehörigkeit. 


$. 17. Mit dem freiwilligen Ueberzuge in eine andere Gemeinde 
und nad) dafelbft erfolgter Aufnahme endigt die Gemeindeangehörigkeit, 
wenn nicht dev Vorbehalt des Ortsbürgerrechtes durch den Gemeinde: 
rath ausdrüdlic zugeftanden worden ift (vergl. $. 30). 

Ausdehnung ber Ueberzugsverhältniffe auf bie Kinder. 

$. 18. Der im Falle eines Ueberzuges eintretende Erwerb und 
Berluft der Gemeindeangehörigkeit erſtreckt ſich zugleich auf die noch 
nicht felbftftändig gewordenen Kinder. — Bei bem Ueberzuge ber 
Eltern in eine andere Gemeinde behalten aber die Kinder, welche am 
bisherigen Wohnorte vermöge eigener Unterhaltsfähigkeit oder wegen 
eines ihnen zu Theil gewordenen fländigen pflegeelterlichen Verhaͤlt— 
niffes ferner verblieben find; ihre dafige Gemeindeangehörigkeit. Das 
gegen find Kinder, welche vor ihrem funfzehnten Jahre beide Eltern, 
oder den Vater oder ihre außerehelihe Mutter verloren haben, und 
von einem Verwandten in auffteigender Linie an einem anderem Orte 
zur Erziehung und weiteren VBerforgung übernommen worden find, 
als Familienglieder diefes Verwandten, und hiernach als Theilnehmer 
feiner Gemeindeangehörigkeit dergeftalt zu betrachten, daß fie nach er- 
langter Volljährigkeit das Recht der Wahl zwifchen beiden Wohnor: 
ten haben. 

Mehrfahe Gemeindeangehörigkeit. 

$. 19. Bei vorhandener Angehörigkeit in mehreren Gemeinden 
gibt hinfichtlih der ganz perfönlichen Verhältniffe in Collifionsfällen 
der gegenwärtige oder gewöhnliche Wohnfig, oder wenn an einem 
Orte das Drtsbürgerrecht erworben worden ift, diefes, fowie die An: 
fäffigkeit oder endlich die Rüdfiht auf den an dem einen Orte vor: 
handenen, hingegen am anderen Drte mangelnden oder minder ges 
fiherten Lebensunterhalt, den Ausfchlag, fofern nicht die deshalbige 
Beftimmung dem eigenen Ermeffen des gemeinſchaftlichen Angehörigen 
ganz Überlaffen werden Eann. 


Abfhnitt 2. Bon den Mitgliedern ber Gemeinden. 


Gemeindegliedber überhaupt, 
$. 20. Jeder Gemeindeangehörige, welcher feldftftändig ein Ge: 
fhäft betreiben oder einen eigenen Haushalt führen oder heurathen 
will, ift verbunden, zuvor Mitglied der Gemeinde zu werden, mit 
17 
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Ausnahme der Hofdiener und der im activen Dienſte ſtehenden Mitt: 
tärperfonen. — Die Mitglieder der Gemeinde find entweder Otts— 
buͤrger, welchen das Recht zur Mitwirkung bei den öffentlichen An: 
gelegenheiten zuftehet, oder Beiſitzer. 
Berzeihniß der Gemeindeglieder. 

$. 21. Der Ditsvorftand hat ftets ein vollftändiges Verzeichniß 
fämmtlicher Gemeindeglieder nad) den zwei Abtheilungen Ortsbuͤrger 
und Beiſitzer zu fuͤhren, deſſen Einſicht jedem Gemeindegliede freiſtehet. 

Aufnahme von Ausländern zu Gemeindegliedern. 

$. 22. Ausländer ſollen, außer dem Falle einer Beftellung zu 
einem Hof-, Civil: oder Mititärdienfte, erft dann in den bieffeitigen 
Unterthanenverband aufgenommen werden, nachdem ihnen das Drte: 
bürgerrecht oder Beifigrecht in einer inländifhen Gemeinde von ber 
zuftändigen Behörde ſchriftlich zugefichert worden ift. 

Einzugsgelb, 

$. 23. Bon Auswärtigen, welche in eine Gemeinde, jedoch 
nicht vermöge „einer Dienftbeftellung (vergl. 88. 13 und 14), oder in 
Folge einer Gemarkungsveränderung (f. 8.5 fg.), oder Eraft einer 
durch die Negierung ꝛc. getroffenen Heimathsbeſtimmung (f. $. 10), 
aufgenommen werben, wird neben den rechtsgültig hergebrachten lan: 
des-, ftandes= oder grundhetrlihen, oder vormals gerichtsherrfchaft: 
lichen, bei dem Einzuge zu entrichtenden Abyaben, in der Megel das 
bisher übliche, oder anderweit auf die im $. 3 erwähnte Weife zu 
beftimmende, Einzugsgeld zur Gemeindecaffe geleiſtet. — Dieſes 
Einzugsgeld darf jedoch außer den Hauptſtaͤdten (Kaſſel, Marburg, 
Fulda und Hanau) nirgends den Betrag von funfzehn Thalern fuͤr 
eine inlaͤndiſche Mannsperſon oder ein inlaͤndiſches Ehepaar, und von 
ſieben Thalern für eine inlaͤndiſche Frauensperſon uͤberſteigen. 

Beſonderes Einkaufsgeld. 

$. 24. Neben dem Einzugsgelde kann noch der fünf= bie zehn: 
füche Betrag der dem Einziehenden nach durchſchnittlichem Anfchlage 
in einem Jahre zu gut fommenden, befonderen Nugungen vom Ge: 
meindevermögen, als deshalbiges Einkaufsgeld ſtatutariſch (f. $. 3) 
beftimmt werden, bis zu befjen Zahlung der Mitgenuß beruht. 
Diefe Beftimmung findet jedoch in allen den Fällen Eeine Anwendung, 
wo dergleichen Nugungen für fich erworben werden müffen, oder Zu: 
behoͤr eines Hofes, Gutes oder Wohnhaufes find. — Im Falle der 
Berrvandlung diefer Nugungen oder eines Theiles berfelben in Kim: 
mereiz oder Drtsvermögen, beffen Ertrag zur Gemeindecaffe flieht, 
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ift derjenige Theil des Einfaufsgeldes, welcher noch nicht durch die 
betreffende Nugung vergütet fein würde, auf Verlangen zu erftatten. 
Verpflihtung wegen der Schulden, 

$. 25. Auch neu eintretende Mitglieder find zur Verzinſung 
und Abtragung bereits vorhandener Schulden der Gemeinde verpflichtet. 
Ausfcheidenden liegt dagegen nicht ob, eine bdesfallfige Abfindung oder 
Abzugsfteuer zu leiften. 
Allgemeine Erfordberniffe zum Erwerb bes Ortsbürgerrecdhtes. 

$. 26. Nur diejenigen Mannsperfonen können das Ortsbürger: 
recht erwerben, welche volljährig find und nicht 1) eine Strafe mit 
dem Berlufte des Rechtes zum Zragen der Natiomalfotarde erlitten 
und nicht die MWiedereinfegung in diefes Ehrenrecht von Uns erlangt 
haben; 2) aud ohne Verluſt des ebengedachten Ehrenrechtes mit ir: 
gend einer fchwereren Strafe ald 20 Thaler Geldbuße oder 14taͤgigem 
Gefängniß wegen Entwendung, VBeruntreuung oder Betruges belegt 
worden find; 3) in einer gerichtlichen Unterfuchung wegen Entwen: 
dung, Veruntreuung oder Betruges, oder wegen irgend eines mit 
peinliher Strafe bedroheten Verbrechens befangen find; 4) unter 
Guratel gefegt worden; 5) durch eigenes Verſchulden in einen Concurs 
gerathen find und ihre Gläubiger noch nicht völlig befriediget haben. 
Berechtigung und Berpflihtung zum Erwerb bes Drtsbür- 

gerrechtes. 

8. 27. Unter den Vorausſetzungen des vorigen $. find diejeni— 
gen Gemeindeangehörigen die Aufnahme zum Drtsbürger zu verlangen 
berechtigt, welche 1) ein eigenes Wohnhaus befigen; 2) die Landwirth— 
[haft auf eigenen Grundftüden mit eigenem Anfpanne betreiben; 3) 
ein zünftiges Handwerk als Meifter defjelben ausüben; 4) ein fonfti= 
ges Gewerbe betreiben, oder von dem Ertrage eines Vermögens leben, 
welches ihnen in den Gemeinden unter 1000 Einwohnern ein jahr: 
liches Einkommen von wenigſtens 100 Thalern, in den Gemeinden 
über 1000 und unter 3000 Einwohnern ein ſolches von wenigſtens 
200 Thaleın, und in den Gemeinden mit mehr ald 3000 Einwoh: 
nern ein ſolches von wenigftens 300 Thalern gewährt; 9) durch wiffen: 
fchaftliche oder Eünftlerifche Betriebſamkeit oder aus fonftigen, unter 
den vorigen Nummern nicht genannten, Quellen ein jährlihes Ein— 
kommen von mwenigftens 200 Thalern beziehen. — Diefe Perfonen 
find auch verpflichtet, Drtsbürger zu werden, jedoch mit Ausnahme ‚der 
Hofdiener und der im activen Dienfte ftehenden Militärperfonen an 
allen Drten, und der fonfligen befoldeten Staatsdiener, einfchließlic) 

17” 
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der Geiftlihen in den Städten oder Landgemeinden mit weniger als 
3000 Einwohnern. — Die Stimmfähigkeit in den Gemeindeverfamm: 
lungen und die MWählbarkeit zu Gemeindeämtern ruhet bei denjenigen 
Drtsbürgern, auf welche einer der Fälle unter 1 bis 5 des $. 26 in 
Anwendung kommt, weldhe in Koft und Lohn eines Anderen flehen, 
oder als Gefellen oder Taglöhner ſich ernähren, oder welche von Un: 
terftügungen leben, fo lange diefes Verhältniß dauert. 
Befondere Bedingungen für bie Aufnahme von Anderen, als 
Gemeindeangehörigen, zu Drtsbürgern, 

$. 28. Die nicht fchon der Gemeinde angehörenden Inlaͤnder 
koͤnnen das zum Zwede ihrer Aufnahme nöthige Ortsbuͤrgerrecht nur 
dann anfprechen, wenn fie nicht blos ihre Volljährigkeit und ihre 
Fähigkeit, eine Familie zu ernähren, darthun, fondern noch ferner 
nadjweifen: a) eine unbefcholtene Aufführung, desgleichen b) den 
Beſitz eines fchuldenfreiens Vermögens — unter Ausſchluß der Klei: 
dungsftüke, nebſt Leibleinen und des nothwendigen Hausgeräthes — 
im Betrage 1) von 1000 Thalern in Kaffe, 2) von 600 Thalern 
in Hanau, Fulda und Marburg, 3) von 400 Thalern. in Rinteln, 
Eſchwege, Hersfeld und Schmalkalden, 4) von 300 Thalern in den 
anderen Städten mit mehr als 2000 Einwohnern, 5) von 200 The: 


lern in den übrigen Städten und in den über 1000 Einwohner zäh: 


(enden Landgemeinden, 6) von 150 Thalern in den übrigen Landge: 
meinden. — Wird die Aufnahme zum Zwede der Berheurathung 
mit einer Gemeindeangehörigen nachgeſucht, fo ift das eigenthuͤmliche 
fhuldenfreie Vermoͤgen beider Verlobten zufammenzurechnen. Die 
Bürgeraufnahme tritt aber erft dann in Wirkfamkeit, wenn die Ehe 
gefchloffen ift. — Für Ausländer kann das erforderliche Vermögen 
durch gemeinfhaftlihen Beſchluß des Gemeinderaths und Gemeinde 
ausſchuſſes auf das Doppelte beftimmt werden. — Von den in bie 
fem 8. beftimmten Erforderniffen kann durch den Gemeinderath nur 
unter Einwilligung des Gemeindeausfhuffes, oder bei deren Verfagung 
nur mit Genehmigung der Auffichtsbehörde, abgegangen werden. 


Ehrenbürgerredt. 
$. 29. Männern, welche ſich um die Gemeinde befonders ver: 
dient gemacht haben, Eann ohne Rüdficht auf ihren Wohnfig das 
Ehrenbürgerrecht ertheilt werden, welches nur die Rechte und nicht 
die Pflichten eines Ortsbürgers in fich faßt. 
. Ausbürger, | 
$. 30. Diejenigen Ortsbürger, welche ſich in eine andere Gr 
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meinde haben aufnehmen Laffen, und fich darin niedergelaffen haben, 
jedoch ihr Heimathsrecht in ihrer früheren Gemeinde als Ausbürger, 
nad deshalb erfolgter Genehmigung des Gemeinderaths, beibehalten 
wollen, müffen ein jährliches Bürgerrecognitionggeld entrichten. Diefe 
Abgabe ift vom Gemeinderath mit Zuftimmung des Gemeindeaus: 
fhuffes im Allgemeinen, jedoch nicht über den Jahresbetrag von einem 
Thaler hinaus, feftzufegeu. — Die während eines Zjährigen Zeit: 
raumes unterlaffene Zahlung der gedachten Abgabe gilt als freiwillis 
ger Verzicht auf dag Ortsbuͤrgerrecht. 


Bürgergeld in den Städten. 

$. 31. Diejenigen, welche das Ortsbürgerrecht in einer Stadt 
erwerben, haben dafür ein Bürgergeld, gemäß der bisherigen Obfer: 
vanz oder ber beshalbigen Feftftellung durch den Gemeinderath und den 
Gemeindeausfhuß mit Genehmigung der Auffichtsbehörde, wobei ein 
Unterfchied zwifchen Gemeindeangehörigen und aufzunehmenden Aus: 
wärtigen beizubehalten oder anzunehmen ift, zu entrichten. Die zum 
Eriverb des Bürgerrechtes WVerpflichteten, welche ein Gewerbe nicht 
betreiben wollen, find nicht zur Leiftung des vollen Bürgergeldes ver: 
bunden, fondern für bdiefelben ift in gleicher MWeife ein verhältniß- 
mäßig geringerer Betrag feftzufegen. — Die zum Erwerb des Buͤr— 
gerrechtes Verpflichteten, welche ein Gewerbe nicht betreiben dürfen 
(vergl. $. 15 des Staatsdienftgefeges), find zur Bezahlung eines 
Bürgergeldes, nicht verbunden. 


Hochbefteuerte Ortsbürger. 

$. 32. Da, mo gegenwärtiges Gefeg zur Wählbarkeit die Eigen— 
fhaft hochbefteuerter Ortsbürger erfordert, gelten als ſolche a) in den 
Gemeinden von 100 oder weniger Drtsbürgern, die 25 im legtver: 
floffenen Jahre binfichtlich der Grund=, Gemwerb: und Vieh- oder 
Nahrungs:, Klaffen= und anderen folchen directen Landesfteuern über: 
haupt am hödhften befteuerten Ortsbürger, fowie b) in den Gemein: 
den von mehr als 100 Dresbürgern diefe Zahl von 25 mit einem 
Zufage von fünf für jede weitere volle 50 Drtsbürger (3. B. auf 
500 DOrtsbürger 659 Hochbefteuerte). Wäre derjenige geringfte Steuer: 
betrag, welcher biernah für die Abfcheidung der Hochbefteuerten in 
Betracht kommt, im verfloffenen Jahre Mehreren, die nicht fämmt: 
lich in die gefegliche Anzahl der Hochbefteuerten gehören würden, an: 
gefegt, fo mwerden alle die, welchen jener Steuerbetrag zur Laſt ge: 
kommen, gleihmäßig den Hochbefteuerten beigezählt. Uebrigens wird 
die Steuer von dem Vermögen oder Einkommen der nicht gefchiedenen 
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Ehefrau dem Ehemanne, fowie von dem Vermögen ober Einkommen 
ber noch nicht felbftftändig gewordenen Kinder dem Vater, und über: 
haupt von den Gegenftänden eines Niesbrauches dem Nutznieſer, wel— 
chem die Abgabe davon zur Laft fällt, angerechnet. 


Beifiger, 

8. 33. Diejenigen Gemeindeangehörigen (männlichen und weib: 
lihen Gefchlehts), welche felbftftandig ein Geſchaͤft betreiben oder 
einen eigenen Haushalt führen oder heurathen wollen (vergl. jedoch 
$. 20), haben fih, im Falle fie nicht verpflichtet find, Drtsbürger 
zu werden ($. 27), in das Verzeichniß der Beiſitzer eintragen zu 
laffen. — Das Beifigrecht geht durch freiwillige Entfagung und 
duch Erwerb des Heimathrechtes in einer anderen Gemeinde verloren. 


Aufnahme als Ortsbürger und Beifiger, 
$. 34. Das Ortsbürgerreht kann nur durch ausdrüdlihe Auf: 
nahme erworben werden. Gleiches gilt von dem Erwerbe des Bei: 
figerrechtes von Seiten folher Perfonen, welche bisher nicht zu der 
Gemeinde gehört haben. Keine Gemeinde Eann genöthigt werden, 
Semanden, der nicht in bderfelben die Gemeindeangehörigkeit befigt, 
zum Beifiger aufzunehmen. 


Abſchnitt 3. Ortsgenoſſen ohne Heimathsrecht in der 
Gemeinde (Schutzgenoſſen). 


$. 35. In Beziehung auf verſchiedene Gemeindeangelegenheiten 
kommen noh als Orts: oder Schußgenoffen diejenigen in Betracht, 
welche mit dem Heimathsrechte in einer anderen Gemeinde verfehen, 
am Orte auf gewiffe Zeit oder in einem nicht felbftftändigen Verhaͤlt— 
niß mit polizeilihem Vorwiſſen einen eigenen Haushalt haben, 3. B. 
Guts-, Apotheken-, Mühlen:, Wirthfhafts: und dergleihen Paͤch— 
ter oder Gefchäftsführer, oder in Privatdienften flehende Perfonen. 
Diefe müffen aber ihre anderwärts fortdauernde Gemeindeangehörig- 
feit nicht nur bei dem Kintritte in das gedachte Verhältniß, fondern 
auch fonft noch auf polizeiliche Weranlaffung, fowie jedenfalls bei 
etwaiger DVerheurathung oder Wiederverehelihung vor der Trauung 
gehörig nachweifen, bis fie mittelft förmlicher Aufnahme die Gemeinde: 
angehörigkeit, fei e8 mit oder ohne Ortsbuͤrgerrecht (f. $. 16 und 
8. 22), erwerben. 
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Zitel II. 
Bon den Gemeindebebörden und Gemeindedienern. 


Abſchnitt 1. Von der Wahl der Gemeindbebehörden und 
von der Beftellung bes übrigen Dienftperfonals. 
Gemeinbebehörden überhaupt. 

$. 36. Die Gemeindebehörben beftehen 1) aus einem Ortsvor— 
ftande, als erftem und vollziehenden Gemeindebeamten, welcher zugleich 
Hilfsbeamter des Staates in dem Drte und deſſen Gemarkung ift 
(f. $. 61); 2) aus einem Gemeinderath (in den Städten Stadtrath 
genannt), welcher unter Zheilnahme und Leitung des DOrtsvorftandes 
zunaͤchſt das gefellfchaftlihe Intereffe der Gemeinde zu vertreten und 
über die Angelegenheiten der Gemeinde, welche nicht zur gewöhnlichen 
Ausführung gehören, zu berathfchlagen und zu befchließen hat, aud) 
3) aus einem Gemeindeausfhuffe, welcher eine Mitaufficht auf die 
Gemeindeverwaltung führt, und an deffen Zuftimmung daher ber 
Gemeinderath bei feinen Befchlüffen über beflimmte Angelegenheiten 
von wichtigem und bleibenden Einfluffe auf das Gemeindewohl ge: 
bunden ift. 
° Gemeindbeverfammlung,. 

$. 37. In den Landgemeinden, welde nur funfzig oder weniger 
flimmfähige Ortsbürger zählen, Eann deren Verfammlung die Verrich: 
tungen des Gemeindeausfchuffes, überhaupt oder blos der großen Aus— 
fhußverfammlung , vorbehaltlich anderweiter Verabredung , übernehmen, 
und gelten in diefem Falle die für den Beruf und das Verfahren des 
Ausſchuſſes ertheilten Vorſchriften ebenwohl der Negel nach für bie 
Gemeindeverfammlung. — In anderen Gemeinden findet eine Ge— 
meindeverfammlung nur dann Statt, wenn 1) die Verkündigung eines 
Gefeges oder einer anderen Anordnung oder Bekanntmachung an eine 
Landgemeinde gefchehen muß; während in den Städten die Mittheilung 
durch das Gefegblatt und das Provinzialwochenblatt oder eine fonft 
übliche befondere Bekanntmahung, abgefehen von einer, in außer: 
ordentlichen Faͤllen von der Auffichtsbehörde nöthig erachteten unmit: 
telbaren allgemeinen Kundmachung, genügt. Außerdem tritt eine Ge: 
meindeverfammlung ein, 2) wenn die Wahl der Mitglieder des Ge: 
meindeausfchuffes vorgenommen wird (vergl. $. 45), 3) wenn bie 
Aufſichts- oder Hoheitsbehörde die Vernehmung der Gemeinde geneh: 
migt oder verfügt hat, desgleihen 4) wenn ein Geſetz es gebietet. 

Wahl und Ergänzung bes Gemeindbeausfchuffes, 
$. 38. Zuvoͤrderſt erwählen unter der Leitung des Drtsvorftandes 
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die ſtimmfaͤhigen Ortsbuͤrger (f. 8. 27) in jedem Orte von 1000 
Einwohnern und darunter zwölf, und in Orten von ftärkerer Bevoͤl— 
ferung (zufolge des neueften Staatshandbuches) noc für jede weiteren 
volle 500 Seelen zwei, jedoch nicht über 48, zur Hälfte ftindige und 
zur Hälfte außerordentlihe Mitglieder des Gemeindeausfhuffes aus 
ben, 25 Jahre und nicht über 70 Jahre alten, ftimmfähigen Orts: 
bürgern, und zwar dergeftalt, daß wenigſtens die Hälfte der ftändigen, 
fowie der auferordentlihen Mitglieder zu den hochbefteuerten Orts: 
bürgern (f. $. 32) gehört. Das Verzeichnig der hochbefteuerten 
Drtsbürger ift 14 Tage vor der Wahl öffentlich aufzulegen. — Die 
durdy das Zufammentreten der ftändigen und ber außerordentlichen 
Mitglieder fich bildende große Ausfhußverfammlung fchreitet vorerft 
zur Wahl des aus den erftgedachten Mitgliedern zu entnehmenden Aus: 
ſchußvorſtehers, nebft einem Stellvertreter deſſelben für Verhinderungss 
fälle. — Nach dem Ableben oder fonftigen Abgange einzelner Mitglieder 
ergänzen fich die fiändigen- Mitglieder durch auferordentlihe Mitglie= 
der, und dieſe hinfichtlic der großen Ausfchußverfammlungen wieder 
durch frühere abgegangene Mitglieder, oder ehemalige Gemeinderathe= 
glieder oder Gemeindevorfteher, und in deren Ermangelung durch an= 
gefehene ftimmfähige Ortsbürger, gemäß den Einladungen, welche der 
Ausfhuß, oder in Eilfällen der Vorfteher deffelben, dazu ergehen läßt. 


Wahl des Gemeinberathe. 

$. 39. Die große Außfchußverfammlung erwählt unter Aufficht 
bes Drtsvorftandes aus den flimmfähigen Ortsbürgern, welche nicht 
unter 25 Jahre und nicht über 70 Jahre alt fein dürfen, in den Haupt: 
ftädten fehs bis zwölf, in den übrigen Städten vier bis acht, und 
in den Landgemeinden zwei bis fehs Mitglieder des Gemeinderathg 
oder bei eingetretenem Tode oder fonftigem Abgange eines derfelben 
ohne Berzug ein anderes Mitglied. Waͤhlbar dabei find auch die 
Mitglieder des Ausfchuffes felbft. — Die Hälfte, oder bei ungerader 
Zahl die Mehrzahl der Mitglieder des Gemeinderathb8 muß immer zu 
den hochbefteuerten Ortsbürgern (f. $. 32) gehören, auch ift darauf 
zu fehen, daß die Mitglieder bereits im Gemeindewefen erfahren feien. 


Wahl des DOrtsvorftanbes, 

8. 40. Die Wahl des Drtsvorftandes wird fo oft, als fie er 
forberlicdy ift von der großen Ausfhußverfammlung, in Bereinigung 
mit dem Gemeinderath unter der Leitung des Ausfhußvorftehers und 
wenn die Auffichtsbehörde es für erforderlich hält, im Beifein eines 
Mitgliedes oder Commiffars ber Provinzialregierung in den Hauptftädten 
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(Kaffel, Hanau, Fulda und Marburg) des Negierungsbdeputirten in 
Rinteln, fowie des Kreisraths oder des anftatt deffelben zuftändigen 
Berwaltungsbeamten in den anderen Orten, bewirkt. 
Verſchiedene Benennung der Ortsvorſtände. 

$. 41. Der Drtsvorftand führt 1) in den Hauptftädten den 
Namen eines Dberbürgermeifters, 2) in den anderen Städten und 
in den Landgemeinden den Namen eines Bürgermeifters. — Würde 
in den Hauptftädten dem Dberbürgermeifter bei vorhandenem, durch 
den Gemeinderath und Gemeindeausfhuß anerkannten, Bedürfniffe 
ein befoldeter Gehilfe und Stellvertreter beigeordnnet werden; fo kommt 
ihm der Titel „Buͤrgermeiſter“ zu. 

Derfönlihe Erfordberniffe eines DOrtspvorftandes, _ 

$. 42. Zu Detsvorftänden können nur unbefcholtene, zu fol: 
chem Amte befähigte, volljährige Drtsbeiwohner, melde nicht in zer: 
rütteten VBermögensumftänden fich befinden, erwählt werden. Gaft: 
oder Schenfwirche können das Amt eines Drtsvorftandes nicht bekfei- 
den, e8 würde denn hierzu bei gänzlihem Mangel anderer befähigten 
Einwohner von der Regierung Dispenfation ertheilt. — Obgleich 
die MWaählbarkeit zum Drtsvorftande nicht duch das Ortsbürgerrecht 
bedingt. ift, fo kann bderfelbe doch fein Amt nicht früher annehmen 
und verwalten, als nachdem er das Ortsbürgerrecht erworben hat. — 
Zu Oberbürgermeiftern infonderheit find nur Männer wählbar, welche 
fih über eine genügende Kenntniß der Rechts- und wo möglich der 
Staatswiffenfhaften, wenn diefe nicht in früheren Dienftverhältniffen 
oder wiffenfchaftlichen Arbeiten außer Zweifel gefegt ift, gehörig aus— 
weifen, oder welche eine ausgezeichnete Befähigung zum Amte eines 
Dberbürgermeifters in mehrjähriger Bekleidung einer Verwaltungsſtelle 
dargethan haben. 
Befondere Beftimmung zu Gunften der DOberbürgermeifter und 
der wiffenfhaftlich gebildeten Bürgermeifter auf Lebenszeit, 

$. 43. Die Oberbürgermeifter und die auf Lebenszeit beftätig- 
ten Bürgermeifter, welche ein akademifches Studium vollendet-haben, 
follen bei einer Beförderung zum Staatsdienfte den ſchon vorhandes 
nen Staatsdienern dergeftalt gleichgehalten werden, daß die Zeit, waͤh— 
rend welcher fie das Oberbürgermeifters oder Bürgermeifteramt ver: 
fehen haben, als wäre folhe im Staatsdienfte zugebracht, in ange⸗ 
meſſene Zurechnung kommt. 
Rückſicht bei den Wahlen auf nahes Verwandtſchafts- und 

Schwägerſchaftsverhältniß. 
$. 44. Bei den Wahlen iſt darauf Ruͤckſicht zu nehmen, daß 
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Dater und Eohn, Schwiegervater und Fochtermann, Großvater und 
Enkel, Brüder nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des Gemeinderaths 
oder ftändige Mitglieder des Gemeindeausfchuffes fein dürfen, wenn 
nicht in Anfehung der Städte die Negierung, und in Anſehung der 
Landgemeinden das Kreisamt dispenſirt. 
— bei der Wahl der Mitglieder des Gemeindeaus— 
ſchuſſes. 

$. 45. Die Wahl der Ausſchußmitglieder durch die ſtimmfaͤhi— 
gen Ortsbuͤrger geſchieht von dieſen in Perſon muͤndlich zu Protokoll 
des Ortsvorſtandes, und zwar in einem Acte fuͤr die ganze Zahl der 
zu Waͤhlenden. — m denjenigen Städten, wo der Stadtrath es 
zwedmäßig findet, und die Auffichtsbehörde es genehmigt, darf die 
Wahl nah Stadttheilen (f. $. 53) vorgenommen werden, beren jeder 
alsdann eine beflimmte Anzahl von Ausfchußgliedern, jedoch ohne 
Beſchraͤnkung auf die Bewohner eines Stadttheiles, zu wählen hat, 
wofern nicht etwa die Statuten eine Eintheilung der Ortsbürger für 
diefes MWahlgefchäft in Klaffen nah der Verfchiedenheit des Beſitzes, 
der Beſchaͤftigung oder Lebensweife feftfegen würden. — Die Wahl: 
handlung wird durch das Ausbleiben von flimmfähigen Drtsbürgern 
nicht ungültig, doc hat der Drtsvorftand, wenn noch nicht einmal 
die Hälfte, oder in Städten über 3000 Einwohner noch nicht ein Drit: 
theil abgeftimmt hat, dahin einzufchreiten, daß mittelft nachträglicher 
Abftimmung diefe Anzahl ergänzt werde. — Stimmenmehrheit ent: 
fcheidet. Bei Stimmengleichheit für zwei oder mehrere entfcheidet dag 
2008, deffen Ziehung duch einen unbetheiligten Ortsbürger nach der 
Beftimmung des Drtsvorftandes gefchieht. — Gegen diejenigen Orts— 
bürger, welche ohne hinreichende Entfhuldigung mehrmals zurüd blei— 
ben würden, hat der Gemeinderath die Entziehung der ortsbürger- 
lihen Stimmfähigkeit auf drei bis neun Sahre auszufprehen. — 
Die Einwendungen gegen die Wahl wegen mangelhaften Verfahrens 
müffen binnen acht Zagen bei der Auffichtsbehörde angebracht werden, 
und find fpäterhin, mwofern nicht etwa diefe Behörde ohnehin von 
Amtswegen einzufchreiten fich veranlaßt findet, nicht zu beachten. 
Verfahren bei der Wahl der Gemeinderathsgliedber und des 

DOrtspvorftandes, 

$. 46. Die Wahlen der Mitglieder des Gemeinderaths und des 
Drtsvorftandes werden in der betreffenden Wahlverfammlung (f. $$. 39 
und 40) durch geheime Stimmengebung mittelft Wahlzettel, auf 
welche die Namen aller derer gefchrieben find, welche vorgefchlagen 
werben, bewirkt. Wahlzettel, welche die vorgefchlagenen Perfonen 
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nicht hinlänglich bezeichnen, werden, fofern der Ausfteller ſich nicht 
dazu behufs der Berichtigung bekennt, der Mehrheit bei Berechnung 
der Stimmen zugezäblt. — Wenn bei der Abftimmung nicht wenig: 
flens eine Stimme weiter, als die Hälfte der ordnungsmäßigen Stim⸗ 
men (abfolute Stimmenmehrheit) auf eine Perfon gefallen ift, fo 
erfolgt eine zweite Wahl. — Würde auch mit der zweiten Wahl 
eine Mehrheit, welche die Hälfte der ordnungsmäßigen Stimmen 
überfchreitet, erzielt, fo tritt das im Gefege vom 16. Februar 1831 
8. 36 und 37 vorgefchriebene Verfahren ein. — Dem Dirigenten 
des Wahlgefchäftes ſtehen als Wahlgehilfen diejenigen beiden Mitglie: 
- der der Wahlverfammlung zur Seite, welche dazu von biefer Ber: 
fammlung beftimmt fein werden. 


VBerpflihtung zur Annahme der Wahl, 


8. 47. Die Wahl zum Mitgliede des Gemeindeausfchuffes kann 
nur wegen Mangels einer geſetzlich erforderten Eigenfhaft, ſowie 
wegen langwieriger Berhinderung durch fortdauernde Krankheit oder 
ein ſchweres Körpergebrechen oder durch eintretende häufige Reifen oder 
längere Abmwefenheit vom Drte, abgelehnt werden. — Die Wahl 
zum Mitgliede des Gemeinderaths darf noch außerdem abgelehnt wer: 
den, wenn innerhalb der legten drei Jahre, oder in Hanau, Fulda 
und Marburg innerhalb der legten neun Jahre, und in Kaffel inner: 
halb der legten achtzehn Jahre eine mehrjährige Bekleidung einer 
Stelle im Gemeinderath oder eines anderen ihr an Mühmwaltung ver: 
gleichbaren, nicht etwa blos in der gewöhnlichen Theilnahme an den 
Ausfhußgefhäften beftehenden, unbefoldeten Gemeindeamtes ſtattge— 
funden hat. — Wenn übrigens der Gewählte darthut, daß er nach 
feinen befonderen Berhältniffen ohne wefentlihen Eintrag für feinen 
dem Publikum wichtigen Beruf, 3. B. als Arzt, Wundarzt, Apotheker, 
Lehrer u. dergl., oder ohne erheblihe Störung feines Mohlftandes 
nicht die Pflichten eines Mitgliedes des Gemeinderaths erfüllen könne; 
fo darf der Gemeinderath ihm die Annahme der Wahl erlaffen. Auch 
hat im Falle der Beſchwerde über verfagte Zulaffung der Ablehnung 
die Regierung die Befugniß, nad den gedachten gehörig in Gewiß— 
heit gefesten befonderen Verhältniffen, für deren Dauer eine ange: 
meffene Befreiung auszufprehen. — Diefelben Gründe, welche zur 
Ablehnung der Wahl zu einem Gemeindeamte der gebachten Art be: 
rechtigen, geben, wenn fie nach deſſen Annahme entftehen, auch bie 
Befugniß, folches niederzulegen. 
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Befondere Zuſtimmung binfihtlih der Hof- und Staats— 
biener, 

8. 48. Die im $. 13 und im Schluffüge des $. 14 gedachten 
Hof: und Staatsdiener, welche das Drtsbürgerrecht erworben haben, 
Eönnen die ihnen von der Gemeinde zugedachten Gefchäfte ablehnen, 
wenn fie mit dem von ihnen befleideten Hof- oder Staatsdienſte nicht 
verträglich find. — Vor der Uebernahme eines Gemeindeamtes müffen 
fie jedenfalls bei ihrer vorgefegten Dienftbehörde die Erlaubniß ein= 
holen. Diefe kann auch zurüdgenommen werden, fobald aus der Ver— 
bindung beider Aemter für den Hof: oder Staatsdienft oder für die 
Semeindeverwaltung ſich in der Folge ein Nachtheil ergibt. 

Eintritt ber Gemeindebehörben in ihr Amt. 

$. 49. Die Mitglieder des Gemeindeausfchuffes treten in ihren 
Beruf, fobald in den Hauptftädten die Regierung der Provinz, und 
in den übrigen Drten der Kreisrath, oder der ftatt deffen zufländige 
BVerwaltungsbeamte (f. $. 92) das Wahlverfahren für gefegmäßig er— 
Elärt haben wird. — Die Mitglieder des Gemeinderaths treten in 
ihre Amt, nachdem ihnen in den Hauptftädten die Negierung oder ein 
‚Commiffar derfelben, und an ben übrigen Orten der Verwaltungs— 
beamte bei vorhandenen gefeglichen Erforderniffen das eidliche Ange: 
Löbnig abgenommen hat: „daß fie die Kandesverfaffung unverbrüchlich 
beobachten, insbefondere die verfaffungsmäßigen Nechte der Gemeinde 
(Stadt) treulidy wahren, und das ihnen anvertraute Amt nad) beftem 
Miffen und Gewiffen den Gefegen gemäß verwalten, auch fonft mit 
allen ihren Kräften und ohne Nebenrüdfichten das Wohl der Gemeinde 
(Stadt) befördern wollen.’ — In gleicher Weife werden die Ortsvorftände 
vor ihrem Dienflantritte nad) erfolgter Beftätigung (f. $.50) verpflichtet. 

Beftätigung bes DOrtsvorftandes, 

8. 50. Die Drtsvorftände werden 1) in den Hauptftäbten vom 
Landesheren, 2) in den übrigen Städten von der Regierung der Pro: 
vinz, 3) in den Landgemeinden von dem Kreisrath, 4) in der fürftt. 
rotenburg’fhen Quart, den ftandesherrlichen Bezirken und den Patri— 
monialgerichten Ramholz und Nomsthal aber von der fürftl. roten 
burg’fhen Herrfchaft, den Standesherrfchaften und der Patrimonialges 
richtsherrfchaft beftätige. — Wird der Gewählte aus befondern Gründen 
nicht beftätigt, fo muß zu einer weiteren Wahl in Eürzefter Friſt ges 
fchritten werden. — Steht der Beftätigung eine genügend begründete 
Vorausſetzung der! Unfähigkeit des Gewählten zum Amte entgegen, fo 
kann diefer Anftand auch mittelft angemeffener Prüfung, wenn der 
Gewählte ſich ihr freiwillig unterwirft, befeitigt werden. 
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Erneuerung ber Gemeinbebehörben, 

$. 51. Die fländigen und außerordentlichen Mitglieder des Aus: 
ſchuſſes, fowie die Mitglieder des Gemeinderaths werden alle fünf 
Jahre neu gewählt, find aber, fo lange fie die erforderten Eigen— 
[haften befigen, ftets wieder wählbar. — Der Ortsvorftand wird 
entweder auf Lebenszeit, was nur mit landesherrlicher Genehmi— 
gung gefchehen kann, oder auf beflimmte Zeit, jedoch nicht unter 
fünf Jahren, gewählt. 

Deputationen, 


$. 52. Für einzelne Zweige der Gemeindeverwaltung, 3. B. das 
Bauwefen, das Marktwefen, die Feld» und Hutaufjicht, die vorkom— 
menden Schaͤtzungen, fowie für einzelne wichtige Verrichtungen (3. B. 
wegen Ablöfungen, Gemeinheitstheilungen und berg.) koͤnnen nad) 
dem bdeshalbigen Bedürfniffe auf den Vorſchlag des Drtsvorftandes 
Depntationen aus Mitgliedern des Gemeinderaths, unter Hinzutritt 
von Sachkundigen durd den Gemeinderath im Einverftändniffe mit 
dem Gemeindeausfchuffe gebildet werden. — Dergleihen Deputa: 
tionen find als im Auftrage des Drtsvorflandes und Gemeinderathe 
handelnd, folglich diefen untergeordnet, anzufehen. 


Vorſteher von Stabttheilen ıc, 

$. 53. Mo e8 der Umfang eines Ortes oder die Entlegenheit 
einzelner Theile nöthig macht, wird für jeden einzelnen Stadttheil, 
fowie mehrere benachbarte Höfe und fonftige einzelne MWohnftätten, 
für welche nicht die Anordnung geeigneter Fürforge nach 8.5 der Re— 
gierung der Provinz zufommt, aus den HDausbefigern oder fonft zus 
verläffigen und tüchtigen Einwohnern bdiefes Stadt: oder Gemarkungs⸗ 
theiles ein befonderer WVorfteher, und für den Fall feiner Verhinde— 
rung ein Stellvertreter deffelben, durch den Gemeinderath, im Ein: 
verftändniffe mit dem Gemeindeausfhuffe, von drei zu drei Jahren 
beftellt. — Die genannten Gemeindebehörden haben bei der, diefen 
Beftellungen zum Grunde zu legenden, intheilung des Drtes und 
der bewohnten Zugehörungen die zuvor zu vernehmenden MWünfche 
der betheiligten Einwohner thunlichft zu berüdfichtigen. — Der Bor: 
fteher eines folhen Stadt: oder Gemarkungstheiles hat ſich in fort: 
währender Kenntniß des Haus: und Seelenbeitandes feines Bezirkes 
zu erhalten, und den Ortsvorftand in der Auffiht über alle von 
diefem ihm überwiefenen blos örtlichen Gegenftände, 3. B. Straßen: 
pflafter, Brunnen, Erleuchtung, Löfchanflalten, Wege, Stege, Siche: 
rungsgeländer u. f. w. zu unterflügen, demfelben entflandene Mängel 
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mitzutheilen und nöthige Vorkehrungen zu bezeichnen, auch deshalbige 
Aufträge zu erledigen. 
Stadt: und Gemeindbefchreiber, 

$. 54. Der Stadtfecretair in den Hauptftädten und der Stabdts 
fhreiber in den übrigen Städten, wo deſſen Amt nicht vom Bürgers: 
meifter unter Genehmigung der Regferung mitbeEleidet wird, ift vom 
Gemeinderath zuerft verfuchsweife auf gewilfe Jahre, und nad) ers 
probter Tüchtigkeit im Einverftändniffe mit dem Gemeindeausfchuffe auf 
Kebenszeit zu beftellen. — In den größeren Landgemeinden, wo ein 
Gemeindefchreiber vom Gemeindeausfchuffe für nöthig erklärt ift, wird 
ein folder vom Gemeinderath angenommen, und zwar vorbehaltlich 
der Kündigung. 

Stabtfämmerer und Gemeinbeerheber, 

$. 55. Die Beftellung des Stadtkaͤmmerers oder des Gemeinde: 
erhebers und Nechnungsführers, deffen Dienft mit dem Amte des ” 
Dresvorftandes unverträglich ift, gefchiehet vom Gemeinderath im Ein= 
verftändniffe mit dem Gemeindeausfhuffe. 


Geringere Gemeindbedbienerfhaft. 

8.56. Die übrige nad) den Verhältniffen der Gemeinde nöthige 
Dienerfchaft wird vom Gemeinderath, im Kinverftändniffe mit dem 
Gemeindeausfhuffe angenommen, und zwar in der Negel auf Kün= 
digung (vergl. 8.97), auch das für die Gemeindewaldungen beftimmte 
Perfonal unter Beobachtung der die Zeftftellung deshalbiger Tüchtig- 
keit bezwedenden Borfchriften. 

Gehalte ac. 

$. 57. Die Gefchäftsführung bei den Gemeindebehörden ge: 
ſchiehet in der Regel unentgeltlich, vorbehaltlich der ordnungsmäßigen 
Entfhädigung für baare Auslagen und für Reife: und Zehrungsfoften 
bei Verrihtungen außer dem Drte und deffen Gemarkung, fowie 
außer dem Kirchipiele oder dem Bezirke des Land», Wegebau- oder 
ähnlichen Verbandes. — Der Normaletat der Gehalte für die Orts— 
vorftände und die betreffende Gemeindedienerfchaft wird vom Gemein: 
derath entworfen und vom Gemeindeausfhuffe feftgeftellt, bis wohin 
die dermaligen Befoldungen beibehalten werben. 

Penſionen. 

$. 58. Die Oberbuͤrgermeiſter und die Buͤrgermeiſter in den 
Städten, welche auf Lebenszeit gewählt werden, desgleichen die auf 
Lebenszeit gewählten ftädtifchen Unterbeamten, welche nicht neben ihrem 
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Amte ein bürgerliches Geiverbe treiben , follen bei eintretender Dienft: 
unfähigfeit eine, nad) den Grundfägen des Staatsdienftgefeges zu be: 
ftimmende, lebenslängliche Penfion aus der Stadtcaffe erhalten. — 
Ebenfo follen die Wittwen und Waifen bderfelben auf Penfion oder 
Unterftügung aus der Stadtcaffe unter Anwendung der Grundfäge 
des Staatsdienftgefeges Anfpruc haben, fofern nicht jene Diener an 
einer öffentlichen Wittwen=: und Waiſenanſtalt des Inlandes Theil 
genommen haben, und die Stadt die beshalbigen Einkaufsgelder und 
Beiträge geleifter hat. — Die Rechte auf Penfion aus der Stabt- 
caffe hören jedod) mit dem Uebergange in den Staatsdienft auf. 


Abfhnitt IM. Bon dem Wirkungsfreife der Gemeinde: 
behörden. 

Amtsverhältniß des Drtsvorftandes als Gemeinbebehörde, 

$. 59. Dem Drtsvorftande gebührt zundchft die gefammte Vers 
waltung des Gemeindeweſens, und er hält folche, foweit er fie nicht 
felbft beforge, in fleter und genauer Auffiht. — Ihm infonderheit 
liegt e8 ob, darauf zu fehen, daß die Gemeinde ihren Verpflihtungen 
gegen ben Staat gebührend nahlfomme. — Er allein hat die voll: 
ziehende Gewalt in den Gemeindefahen, und ihm find in diefer Hin— 
fiht fowohl alle einzelnen Mitglieder der Gemeinde, als auch alle 
Unterbeamten und Gemeindediener, ſowie die fonft noch am Drte zu 
Semeindezweden beftehenden Behörden Folgfamkeit fhuldig, und zwar 
in Anfehung der Gegenftände, welche eines vorgängigen Einverftänds 
niffes des Gemeinderaths oder des Gemeindeausfchuffes bedürfen, nad) 
der deshalbigen gültigen Befhlußnahme. — Der Drtsvorftand hat 
ausfchließlih das Recht, in den zuläffigen Fällen die Gemeinde zu 
verfammeln (vergl. 8. 37). — Er führt im Gemeinderath den Bor: 
fig und leitet deſſen Geſchaͤfte (f. $. 65). Wenn er einen Beſchluß 
des Gemeinderaths für geſetz- oder rechtswidrig hält, fo kann er deffen 
Vollziehung vorläufig ausfegen. Er muß jedoch hierüder, nad) ver: 
geblihen Verſuche einer Verftändigung mit dem Gemeinderath, ohne 
Auffhub an die Auffichtsbehörde berichten. — Sn allen Fällen, in 
weichen Gefahr bei dem Verzuge ift, hat er zu deren Abmwendung die 
erforderliche Vorkehrung fofort zu treffen, er muß aber demnädhft, fo= 
fern er dazu noch einer Beiftimmung oder Ermächtigung bedarf, te: 
gen der nachträglichen Genehmigung das Nöthige beforgen. 

Fortſetzung. 

8. 60. Die amtlichen Erlaſſe der Staatsbehoͤrden in Angelegenhei⸗ 

ten der Gemeindeverwaltung werden — unbefchabet ber etwa den Bethei: 
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ligten unmittelbar zugehenden Benachrichtigungen — an ben Ortsvorftand 
(Dberbürgermeifter oder Bürgermeifter) gerichtet. Derfelbe unterzeichnet 
alle Ausfertigungen, und zwar alle feine Befcheinigungen fowie alle 
Urkunden, welche die Gemeinden verbinden follen, unter Beidrüdung 
des Gemeindefiegels. — Auch ift, was dergleichen Urkunden für 
Landgemeinden betrifft, die Unterfchrift des Drtsvorftandes von dem 
Berwaltungsbeamten zu beglaubigen. — Inden Fällen, wo Rechts— 
gefhäfte abgefchloffen werden, muß, wenn dazu die Beiftimmung des 
Gemeindeausfhuffes, oder die Genehmigung der Aufſichts- oder einer 
höheren Behörde erforderlich ift, der deshalbige Befhluß in glaubhafter 
Form beigefügt werden. Alle Schuldbekenntniſſe und die Prozeß: 
vollmachten find zugleich von fämmtlihen Mitgliedern des Gemeinde: 
raths zu unterfchreiben. — Die Heimathsfheine u. dergl. fowie bie 
Zeugniffe über Vermögen oder Armuth müffen in den Landgemeinden 
noch von dem Beigeordneten und wenigſtens noch einem unbetheiligten 
Gemeinderathsgliede mit unterfhrieben werden, welche für die Wahr: 
heit des Inhaltes mit haften. 
Geſchäftskreis bes DOrtsporftandbes als Hilfsbeamten beö 
Staates, 

$. 61. Außer den Angelegenheiten der Gemeindeverwaltung hat 
jeder DOrtsvorftand nod als Hilfsbeamter des Etaates in dem Orte 
und deſſen Gemarkung diejenigen Gefchäfte zu beforgen, welche den 
DOrtsvorftänden in gedachter Eigenſchaft nach den beftehenden Einrich: 
tungen und den fünftig ergebenden Gefegen, nebft den zu deren Voll: 
zuge dienenden landesherrlihen Anordnungen und Borfchriften oder 
Meifungen der vorgefegten Behörden, infoweit und fo lange obliegen, 
als nicht mit diefen Gefchäften Staatsbeamte von Uns oder Unferen 
einfchlägigen Behörden werden beauftragt werden. — Sn der Regel 
bleiben die DOrtsvorftande mit der Drtspolizei beauftragt. Deren 
Ausübung kann aber auch einem Staatsdiener Übertragen werden. 
Beide Behörden müffen fich ftets wechfelfeitig Vorſchub und Beiftand 
leiften, damit die erforderliche Drdnung jederzeit vollftändig erhalten 
werde. — Obgleich der Drtsvorftand oder deffen Stellvertreter bie 
Pflichten eines Hilfsbeamten des Staates, unbefchadet der durch Die 
Beauftragung eines Staatsbeamten in deren Ausübung eintretenden 
Beſchraͤnkung, unter der Leitung der in biefer Hinfiht ihm vorges 
festen Staatsbehörde, unabhängig von den übrigen Mitgliedern des 
Gemeinderaths zu erfüllen hat, fo darf er doch bei veränderten des— 
halbigen Anordnungen, welche neue Ausgaben für die Gemeindecaffe 
zur Folge haben, hinfichtlid des Koftenpunktes nur nad) vorgängiger 
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Beratung und Beſchlußnahme im Gemeinderath, auch mit ber etwa 
noch erforderlichen Beiftimmung des Gemeindeausfchuffes Handeln, ohne 
deshalb aber in dringenden Fällen die nöthigen Ausgaben zu ver: 
fchieben. Findet die vom Ortsvorftande angefonnene Uebernahme bes 
Koftenbetrages auf die Gemeindecaffe einen Anftand, fo hat die Re: 
gierung hierüber den beftehenden Gefegen und Rechten gemäß zu ent: 
fcheiden (vergl. 8.93). — Auch muß der DOrtsvorftand bei allen 
Repartionen von Laften mit dem Gemeinderat ſich verftändigen. — 
In anderen Fällen, wo der Drtsvorftand als Hilfsbeamter des Staates 
blos in Rüdfiht der Wichtigkeit oder befonderer Umftände die Mei: 
nung des Gemeinderaths zu vernehmen für gut findet, hat der Ge: 
meinderath nur eine berathende Stimme. 


Beigeorbneter bed Ortsvorftandes, 
$. 62. Für die Fälle der Verhinderung oder der nöthigen Uns 
terftügung bei Angelegenheiten, welche der Drtsvorftand nicht allein 
beforgen kann, hat fidy derfelbe zur Stellvertretung und Aushilfe ein 
Mitglied des Gemeinderaths als Beigeordneten unter Zuflimmung der 
Auffichtsbehörde zu erwählen. Der Beigeordnete kann die Benennung 
eines Vicebürgermeifters führen. 


Wirkſamkeit des Gemeinderaths, 

$. 63. Der Gemeinderath hat — außer den in einzelnen $$. 
biefes Gefeges ihm zugewiefenen Gefhäften — zu berathfchlagen und 
zu befchließen über alle Angelegenheiten der Gemeindeverwaltung, welche 
nicht zur gewöhnlichen Ausführung gehören, namentlih: a) über die 
Aufnahme von Gemeindeangehörigen und zwar was Ausländer oder 
ſolche Inländer betrifft, welche Beifiger werden wollen, oder welche Buͤr⸗ 
ger werden wollen, denen aber ein gefegliches Erforderniß mangelt, 
mit Beiftimmung des Gemeindeausfhuffes, fowie über alle auf die 
Gemeindeangehörigkeit und deren Fortdauer ſich beziehenden Angelegen: 
heiten, auch uͤber die zum Zwecke der Verheurathung zu befcheinigende 
Erwerbsfähigkeit; b) über die Ertheilung des Drtsbürgerrechtes an Ge: 
meindeangehörige; e) über die Entziehung und Wiederherſtellung der 
Stimmfähigkeit von Drtebürgern, im Finverftändniffe mit dem Ges: 
meindeausfhuffe; d) über alle Gegenftände des Gemeindehaushaltes, 
welche nach $. 80 der Zuftimmung des Gemeindeausfhuffes bedürfen, 
im Einverftändniffe mit diefem, ferner e) über die Vertheilung jeder 
Art von Raften, welche der Gemeinde obliegen; f) über die Sicher: 
ftellung des Gemeindevermögeng, der Gemeindecaffe und anderer, unter 
der unmittelbaren und mittelbaren Obhut des Drtsvorftandes fich be: 

18 
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findenden, Gelder, geldwerthen Papiere, Naturalien, Geräthfchaften 
u. f. w.; auch g) über andere Angelegenheiten, welche zufolge der 
Gefege und Verordnungen oder Verfügungen der zuftändigen Staats: 
behörde vom Gemeinderath zu beforgen find, fowie h) über ‚alle Vor: 
fälle in der Gemeindeverwaltung und über fonftige Gegenftände, welche 
der Ortsvorftand der Befchlußnahme des Gemeinderaths zu unterer: 
fen für gut findet. — In Rechtsftreitigkeiten und in Sachen ber 
freiwilligen Gerichtsbarkeit kommt die Vertretung der Gemeinde vor 
Gericht der Regel nach nur dem Gemeinderath (f. jedoch $$. 88 und 
89) zu, von welchem aud) die deshalbige Bevollmaͤchtigung eines Mit- 
gliedes und Anmaltes geſchieht. — Derfelbe vertritt gleichfalls bie 
Gemeinde als Körperfhaft im Verhältni zum Staate und fonft in 
ihren äußeren Verhältniffen. 


Beruf des Gemeindeausfhuffes, 


$. 64. Der Gemeindeausfhuß vertritt die Gemeinde im Ver: 
haͤltniß zum Gemeinderath und hat außer den in einzelnen 88. diefes 
Geſetzes ihm zugemwiefenen Gefhäften 1) zur Einführung neuer 
nicht in blos vorübergehenden Aufträgen beftehenden Gemeindeämter 
oder Unterbedientenftellen, 2) zu der Aufnahme von Ausländern oder 
von ſolchen Inländern, welche Beifiger werden wollen, oder welche Bür: 
ger werden wollen, denen. aber ein gefegliches Erforderniß mangelt, in 
dem Gemeindeverband (vergl. jedoch $. 28) fowie 3) zu der Entziehung 
und Wiederherftelung der Stimmfähigkeit von Ortsbürgern einzu: 
willigen, und 4) überhaupt von der Verwendung aller Gemeindeein- 
nahmen und von der richtigen Ausführung örtlicher Einrihtungen und 
gemeinheitlicher Arbeiten, foweit es ohne Störung derfelben und ohne 
irgend eine Einmifhung in deren Leitung und Ausführung angeht, 
ſich Ueberzeugung zu verfhaffen, Vernachläffigungen, Mißbraͤuche und 
Pflichtverlegungen der Gemeindedienerfchaft dem Ortsvorftande zur Ab: 
hilfe und geeigneten Ahndung mitzutheilen, aud ihn oder den Ge: 
meinderath auf fonft wahrgenommene Mängel in der Gemeindevers 
waltung aufmerffam zu maden. und nöthigenfalls diefelben zur Kennt: 
niß der vorgefesten Behörde zu bringen. Er kann zu Ddiefem Zwecke 
über alle, die Verwaltung des Gemeindevermögens und der örtlichen 
Einvichtungen betreffenden, Gegenftände vom DOrtsvorftande Auskunft 
verlangen und in deſſen Gefchäftslocale die einfchlägigen fchriftlichen 
Verhandlungen mit allem Zubehör einfehen, oder durch Abgeordnete 
aus feiner Mitte einfehen laffen, auch die etwa hiernach nöthig be= 
fundenen Auffhlüffe fi) von der Auffichtsbehörde erbitten. Außerdem 
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hat der Gemeindeausfhuß 5) fo oft der Gemeinderath noch andere 
Gegenftände von befonderer Wichtigkeit mit ihm zu berathen wuͤnſcht, 
ſich daruͤber gutachtlich auszuſprechen. — Der Gemeindeausfhuß darf 
aber fich Eeinerlei ausführende Gewalt anmaßen, auch fich keine, dem 
Anfehen des Ortsvorftandes und des Gemeinderachs nachtheilige, Nüge 
ihrer Handlungen in der Gemeinde geftatten und außer den ihm etwa 
zukommenden Nachrichten über Gegenftände feines Wirkungskreiſes 
keine Gefuche oder Befchiwerden annehmen, auch niemals an eine andere 
Behörde, :ald den Drtsvorftand und Gemeinderach fowie die Auf: 
fihtsbehörde, oder im Falle der Befchwerdeführung über legtere, an 
die, diefer vorgefegte höhere oder höchfte Behörde fich wenden. 
Berfammlungen bes Gemeinberaths und bes Gemeindeaus— 
ſchuſſes. 

$. 65. Der Gemeinderath verſammelt ſich regelmäßig alle acht 
oder vierzehn Tage und der Gemeindeausfhuß einmal in jedem Mo: 
nate oder Vierteljahre zu der. dafür verabredeten Zeit und fonft auf 
befondere Ladung des Drtsvorftandes oder Ausfchußvorftehers, fo oft 
es zur Verhandlung der betreffenden Gemeindeangelegenheiten nöthig 
ift. — Ausfhußverfammlungen zu Wahlen oder zu den im $. 82 
gedachten Gefchäften müffen immer befonders angefagt werden. — Die 
Verhandlungen gefchehen der Regel nah mündlih. — Die Befchlüffe 
werden nah Stimmenmehrheit genommen und bei gleicher Stimmen: 
zahl gibt die Stimme des Borfigenden den Ausſchlag. Die gefaßten 
Befchlüffe werden in ein DOrdnungsregifter oder Beſchlußprotokoll ein= 
getragen. — Zu einer gültigen Befchlußnahme wird erfordert, daß 
fämmtlihe Mitglieder, wofern nicht von einer regelmäßigen Sigung 
bie Mede ift, befonders geladen und wenigftens zwei Drittel anwefend 
fein. — Im Falle des Ausbleibens von mehr als einem Drittel 
ber Mitglieder können nur vorbereitende Maßregeln und die etwa 
ohne Schaden der Gemeinde oder gemeine Gefahr nicht aufzuſchieben— 
den Vorkehrungen befchloffen werden. — Wegen den übrigen Ange: 
legenheiten muß eine weitere. außerordentliche Berfammlung anberaumt 
werden, und kann darüber nunmehr in biefer, felbft wenn die zwei 
Drittel nicht vollftändig anmwefend wären, eine gültige Befchlußnahme 
erfolgen, wenn nicht etiwa die Auffichtsbehörde ein Anderes in dem 
alle, wo fogar die Hälfte der Mitglieder die Abftimmung unterlaffen 
haben würde, zu verfügen angemeffen findet. 

Abtreten der betheiligten Mitglieder, 

8. 66. Iſt von Gegenftänden die Rede, bei welchen bas In— 

terefie eines oder mehrerer Mitglieder des Gemeinderaths oder des 
18* 


276 Kurhefien. 


Gemeindeausfchuffes für ihre Perfon oder nahe Verwandte und Ans 
gehörige der im &. 44 bezeichneten Arten mit dem Intereſſe der Ge: 
meinde im Widerfpruche erfcheint, oder bei denen gefegwidrige Hands 
lungen einzelner Mitglieder zur Sprade kommen, fo müffen dieſe 
Berheiligten abtreten und, wofern nicht zwei Drittel der Mitglieder 
noch zur Abftimmung übrig bleiben, werden zur deshalb erforderlichen 
Vervollftändigung unbetheiligte außerordentlihe Mitglieder des Aus: 
fhuffes einberufen. — Wenn von einer großen Ausfhußverfamm: 
lung die Rede ift, fo gefchieht die nöthige Ergänzung nah Maßgabe 
bes 8. 38. — Uebrigens iſt nach den anmwendbaren Beflimmungen 
des vorhergehenden $. zu verfahren. 


Titel IV. 
Bon dem Gemeindebaushalte, 
Gemeindbevermögen überhaupt. 

$. 67. Das Vermögen der Gemeinde wird von dem Drtöver: 
ftande unter Mitwirkung des Gemeinderath8 und unter Mitaufficht 
des Gemeindeausfhuffes verwaltet. — Alle Gemeindebehörden, fo= 
“wie die Staatsbehörden, denen die Oberauffiht der Gemeindeverwal: 
tung obliegt, nebft den ausnahmsweife an ber Leitung der Gemeinde: 
angelegenheiten theilnehmenden Behörden (f. $. 92), haben innerhalb der 
Grenzen ihrer Zuftändigkeit darüber zu wachen, daß das Vermögen der 
Gemeinde erhalten und das Einkommen derfelben richtig verwendet werde. 

Gemeindewalbungen insbefondere. 

$. 68. Die Gemeindewaldungen bleiben der Leitung und Auf: 
fiht von Seiten der Forjtbehörden in Beziehung auf das Zechnifche 
der Bewirthfchaftung und auf den Forfifhug, nad) Mafgabe der des: 
halbigen gefeglichen VBorfchriften und der in deren Folge von ben ein- 
fhlägigen DOberbehörden getroffenen Einrichtungen, untergeben. — 
Was jedoch die letztgedachten Einrichtungen betrifft, fo werden bie 
als zwedmäßig fi ergebenden Abänderungen ber Regierung der Pros 
vinz im Einverftändniffe mit dem Oberforftcollegium vorbehalten, Die 
Ausführung der für die Gemeindewaldungen feftgefegten Cultur- und 
Nusungsvorfhläge haben die Drtsvorftände unter der Auffiht ber 
Forftbehörden zu beforgen. — Ruͤckſichtlich der Vergütung für die 
Gefchäfte der Förfter in den Gemeindewaldungen verbleibt es bei der 
beftehenden Vorſchrift und Einrichtung. 

Jagd und Fifcherei, 

$. 69. Die Jagd- und Fifchereigerechtfame, welche einer Ge: 

meinde und deren Gliedern, als folhen, fei es auf eigenem ober 
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fremdem Boden, zuftehen, follen in jetem Falle verpachtet und’ bie 
Aufkünfte zur Gemeindecaffe gezogen werben. 


Gemeindenutzen. | 
$. 70. Dasjenige Vermögen, deffen Ertrag bisher zur Beſtrei— 
tung von Gemeindeausgaben beftimmt war (Kämmerei= oder Orte: 
vermögen), foll audy ferner, fo fange es nicht veraußert oder vertheilt 
wird (vergl. $. 80 fg.), zu diefem Zwecke verwendet werden. Dagegen 
follen die Gemeindenugungen, welche bisher allen Gemeindegliedern 
oder einzelnen Klaffen bderfelben zuftanden, auch ferner nach dem des— 
halbigen Herkommen behandelt werden, fo lange, bis eine andere 
Einrichtung zu Stande kommen wird. 


Dertlihe Einrihtungen. 

$. 71. Die oͤrtlichen Einrichtungen, mit Ausnahme der im 
Hof: oder Staatseigenthbum befindlichen, nämlich: 1) die örtlichen 
Armen:, Kranken: und ähnlichen Anftalten (Hospitäler, Siehenhäus 
fer); 2) die Sparcaffen; 3) die Feuerloͤſch- und Nettungsanftalten ; 
4) die Brunnen und Wafferleitungen, Teiche, Tränten, Wafferungs: 
und Entwäfferungsanftalten, Babeeinrichtungen und öffentlichen Walch: 
anftalten; 5) Straßen, Pflafter, Wege, Brüden, Stege, Fähren 
und Kanäle im Inneren des Drtes und der Feldmark; 6) die Anftal: 
ten für Erleuchtung und Reinigung der Straßen; 7) die Macrktein: 
richtungen, Krahne, Waage: und Niederlageanftalten; 8) die Leichen: 
häufer und fonftigen Begräbnißanftalten, ausfchließlic der Todtenhöfe ; 
.9) die Ortsbefriedigungen und Thore, bat der Dertsvorftand zu ver— 
walten und, foweit diefe Einrichtungen nicht aus den Einkünften ber 
dafür vorhandenen Stiftungen und Fonds, oder nicht durch die in: 
fonderheit dazu beftimmten Abgaben (als Armenfteuern, Pflafter: 
fteuern 2c.) unterhalten werden, oder die Verbindlichkeit zu deren Unter— 
haltung einem Dritten, insbefondere beftimmten Haus: oder Grund: 
befigern, obliegt, aus den Gemeindemitteln, auf eine ihrem Zwecke 
genügend entfprechende Weiſe, einzurichten und zu erhalten. — Eine 
abgefonderte Verwaltung der örtlichen Einrichtungen (vergl. 8. 92) 
hat nach Vorſchrift und mit Genehmigung der Auffichtsbehörde ale: 
dann Statt, wenn ber Zweck der örtlichen Einrichtung von dem bes 
eigentlichen Gemeindehaushaltes verfchieden ift, wenn dazu befondere 
Beiträge nur von gewiſſen Einwohnerkfaffen erhoben, oder die Koften 
aus befonderen nur zu biefem Zwede angeordneten Einnahmen be: 
firitten werben, und wenn andere rechtliche Gründe, insbefondere der 
Mille des Stifters, folches erheifchen. Die abgefonderte Verwaltung 
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kann auch einer befonderen vom Ortsvorftande verfchiedenen Behörbe zu= 
kommen, wenn diefes der Wille des Stifterd ausdrüdlicd, beftimmt hat. 
Inventar, 

$. 72. Das Inventar des unbeweglihen Gemeindevermögens 
muß alle Beftandtheile deffelben mit allen Zugehörungen, anklebenden 
Rechten und Laften, — namentlidy auch alle Arten von Berechtigungen, 
welche der Gemeinde in fremden Gemarkungen und Waldungen zu: 
ftehen, fowie die deshalbigen Laſten, — und bie etwa hinſichtlich ge: 
wiffer Nutzungen beftehenden befonderen Verhältniffe unter näherer 
Bezeihnung der Gegenftände, der. Berechtigten und ihrer Antheile 
nebft den hierauf ruhenden Abgaben und Leiftungen, genau befchrei- 
ben. Diefes Smmobiliarinventar muß jedes Jahr von dem Gemeinde: 
rath durchgeſehen, ergänzt und nöthigenfalls Längftens aber alle 
zwanzig Jahre vollftändig erneuert werden. — Das vorfchriftmäßige 
Inventar des beweglichen Vermögens, mit Einfluß der in der Ge— 
meinde vorhandenen Feuerlöfh: und Rettungs- oder dergleichen Ge: 
räthfchaften (wobei die etwa theilhabenden anderen Ortſchaften zu be: 
merken find), desgleichen der ausftehenden und erborgten Gapitalien 
muß fpäteftens alle fünf Fahre erneuert werben. 


Verbrauchsauflagen. 

$. 73. Das Aufkommen von den zum Beſten der Gemeinden 
beftehenden Verbrauchsauflagen fließt in die Gemeindecaffe. Die Ein: 
führung neuer Auflagen auf Verbrauchsgegenftinde zum Beften der 
Gemeindecaffe kann nur durch Bewilligung des Minifteriums des In— 
nern, im Einverftändniffe mit dem Sinanzminifterium, erfolgen. 

Hflafter:, Wege: und Brüdengelder. | 

$. 74. Pflaftergelder, welche überhaupt nur für die von ben 
Gemeinden unterhaltenen, und nicht zur Staatsbauverwaltung gehö- 
renden Straßenftreden zuläffig find, desgleichen Wege:, Brüden- und 
Fährgelder für die Benugung der durch Die Gemeinden, oder durch Bes 
zirfsverbände, unterhaltenen Wege, Brüden und Fähren, können nur 
mit Bewilligung unferes Minifteriums des Innern erhoben werden. 

Mafregeln zur Sicherung ber erwähnten Abgaben, 

$. 75. Zur Verhütung von Unterfchleifen hinſichtlich der in den 
beiden vorhergehenden 899. gedachten Auflagen kann die Regierung, fos 
weit es an befonderen gefeglichen Beftimmungen deshalb mangelt, 
auf den Antrag des Gemeinderaths und nach Anhörung des. Gemeinde: 
ausfchuffes, die erforderlichen Maßregeln anorönen, deren Uebertretung 
fodann von dem zuftändigen Gerichte mit einer Geldbuße vom. fünf: 
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bis zum zwanzigfachen Betrage der Abgabe, neben Enteichtung oder 
Nachzahlung des zur Gemeindecaffe fehuldigen Abgabenbetrages, oder 
bei Zahlungsunfähigkeit mit angemefjener Gefängnißftrafe oder Straf: 
arbeit geahndet werden foll. 

Koften des Polizeiperfonals und Dienftes, 

$. 76. In den Drten, in welchen die Ortspolizei einem Staats: 
beamten übertragen wird ($. 61), werden aud die Koften für das 
nöthige Polizeiperfonal und den Polizeidienft aus dee Staatscaffe be: 
ftritten, jedoch mit Beibehaltung der Leitungen, welche der betreffen: 
ben Gemeindecaffe bisher oblagen. — In den Gemeinden, in wel: 
chen der DOrtsvorftand die Drtspolizei beforgt, werden die Koften für 
das Polizeiperfonal und den Polizeidienft aus den Gemeindecaffen be: 
ftritten; es fallen aber dagegen diejenigen Beiträge weg, welche des: 
halb ‚bisher von den Gemeindecaffen zur Staatscaffe geleiſtet wurden. 

Gemeindeumlagen. 

$. 77. Eine Gemeindeumlage kann nur ſtattfinden, wenn bie 
Verbrauchsauflagen, fowie das übrige, nicht ausdrücklich befonderen 
Zweden ausfchließend gewidmete, Einkommen der Gemeinde zur Be: 
ftreitung ber ihr obliegenden Ausgaben nicht hinreicht. — In den 
Städten fowie in denjenigen Landgemeinden, für welche die Aufftel: 
lung eines Voranfchlages angeordnet wird (f. 8. 86), hat der Gemeinde: 
rath bei der Aufftellung des Voranfchlages im Monat October, und 
in den übrigen Landgemeinden zeitig bei vorausfichtlihem Bedürfniffe, 
in genaue Erwägung zu ziehen,. ob und welche Umlagen wirklich 
nöthig fein werden, und, wenn deren Nothwendigkeit anerkannt ift, 
bie deshalbige Erhebung in den Voranfıhlag aufzunehmen, oder für 
bie nöthige Erhebung nad erfolgter Beiftimmung des Gemeinbeaus: 
fchuffes die Genehmigung der Aufſichtsbehoͤrde, fofern diefe erforderlich 
ift (f. $. 84), befonders auszumwirken. — Der bisherige Vertheilungs: 
fuß bleibt bei den. Gemeindeumlagen fo lange beibehalten, als nicht 
durch die Statuten ($. 3) oder durch befondere Gefege über einzelne 
Gemeindelaften ein Anderes vorgefchrieben: wird. 

J Gemeindedienſte. 

8. 78. Die Gemeindedienſte koͤnnen ſowohl in perſoͤnlichen Dien⸗ 
ſten, die Beine wiſſenſchaftliche, kunſt- oder handwerksmaͤßige Kennt: 
niß erfordern, als auch in Spanndienſten beſtehen. — Die gewöhn: 
lichen Gemeindedienſte — Reihendienſte — beziehen ſich hauptſaͤchlich 
auf die Gemeindewege, Waſſer- und andere Bauarbeiten, ferner die 
Tagewacht und die Nachtwacht, auch Botengaͤnge und dergleichen. 
Nothdienſte aber: treten ein bei Feuersbrunſt, Waſſetsnoth und aͤhn—⸗ 
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lichen außerordentlihen Ereigniffen. — In den Städten, in welchen 
außer den nöthigen Wachtdienften und der bei außerordentlichen Er— 
eigniffen zu leiftenden Nochhilfe keine Gemeindedienfte ftattfinden, 
bleibt es bei der deshalbigen Freiheit. — Ueberall aber find von der 
Verpflichtung zu perfönlichen Gemeindedienften ausgenommen: 1) bie 
im 8.13 und $. 14 gedachten Hof= und Staatsdiener u. f. w., fo 
lange fie nicht DOrtsbürger geworden find, und felbft nah dem Er: 
werbe des Drtsbürgerrechtes, infofern nad) der Entfcheidung der ihnen 
vorgefegten Behörde die perfönliche Leiftung der Gemeindedienfte ſich 
niht mit ihren Amtsobliegenheiten verträgt; 2) die Ortsvorftände, 
die Mitglieder des Gemeinderath8 und die geringeren Diener, mit 
deren Berufe jene Dienfte unverträglih find, nad) deshalbiger nähe: 
ven Beftimmung des Gemeinderaths und Ausfchuffes; 3) die Wund— 
ärzte und die Hebammen; 4) diejenigen Wittwen und Kinder der 
verftorbenen Gemeindeglieder, welche weder ein Wohnhaus am Drte 
befisen, noch die Landwirthfchaft mit eigenem Anfpanne betreiben, 
noch ein Gewerbe für eigene Rechnung fortführen, oder ein folches 
felbftftändig, foweit es flatthaft ift, unternommen haben, auch noch 
nicht felbftftändig in den Gemeindeverband eingetreten find; 5) bie 
über 65 Jahre alten und die an befcheinigter zum Dienft unfähig 
machender Körperfchwäche leidenden Gemeindeglieder, welche nicht 
Angehörige oder Dienftboten bei ſich haben, die ihre Stelle vertreten 
können. — Uebrigens genießen die Spannbdienftpflichtigen ferner hin— 
fihtlich der perfönlichen Dienfte die bisher übliche Freiheit oder Er: 
leichterung. — Die Leiftung der Gemeindedienfte durch taugliche 
Stellvertreter, die nicht unter 17 Jahre alt fein dürfen, ift der Regel 
nach zuläffig. — Denjenigen Einwohnern, melde eine Arbeitsftrafe 
fiatt einer Geldbuße wegen Zahlungsunfähigkeit zum Vortheile der 
Gemeinde zu verbüßen haben, follen foviel Tagewerke, als Arbeits: 
tage gerichtlich erkannt worden, hauptfählicdy bei dem Gemeindebau: 
wefen zugewiefen, und diefelben zur gehörigen Leiftung (worüber im 
Zweifelsfall der Baucommiffar des Bezirkes zu urtheilen hat) nöthi: 
genfalls mittelft der in den 99. 104 und 105 gedachten Zwangsmit— 
tel angehalten werden. — Alle näheren Anordnungen, welche hin: 
ſichtlich der Gemeindedienfte nöthig oder nüglich befunden werden, find 
auf die im $. 3 angegebene Weife zu Stande zu. bringen. 


Stellvertretung für Srauensperfonen und Abmwefenbe, 


8. 79. Perſonen weiblichen Gefchlechtes, welche in der Gemeinde 
einen felbfiftändigen Haushalt haben, müflen diejenigen perfönlichen 
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Dienfte, welche ſich Überhaupt für ihr Geſchlecht eignen, wenn fie 
ſolche nicht felbft verrichten wollen, durch taugliche Stellvertreter leiſten 
laffen. — Diefelbe Verpflihtung hinſichtlich fämmtlicher Gemeinde: 
laften haben alle Gemeindeglieder, welche zwar in der Gemeinde ihren 
MWohnfig haben, jedoch längere oder kuͤrzere Zeit ſich auswärts auf: 
halten, für die Zeit ihrer Abwefenheit. — Für die auswärts woh— 
nenden Grumdeigenthümer find deren in der Gemeinde wohnende Päch: 
ter oder Verwalter als deren Vertreter hinfichtlich der Gemeindelaften, 
in Ermangelung anderer Beftellung, anzufehen. 

Gegenftände bes Gemeindehbaushaltes, bei denen der Ge: 

meindeausfhuß mitzuwirken hat. 

8. 80. An die Einwilligung des Gemeindeausfhuffes ift der 
Gemeinderath gebunden in Hinſicht auf folgende Gegenftände: 1) alle 
unfländigen Ausgaben, welche den dafür im Voranſchlage des ſtaͤdti⸗— 
fhen Haushaltes oder in den Landgemeinden durch gemeinfchaftlichen 
Beſchluß ausgefegten Betrag überfteigen, infofern nicht eine unbedeu: 
tende Ueberfchreitung eines Anfchlages wegen unvorhergefehener Um: 
fände ftattgefunden hat, wofür jedoch bis zu genügender Rechtferti— 
gung bei Gelegenheit der Rechnungsablage der Gemeinderath oder der 
betreffende Gemeindebeamte verantwortlich bleibt; 2) Bewilligung neuer 
ober höherer Gehalte oder außerordentliher Dienftbelohnungen auf 
Koften der Gemeinde; 3) Zeitverpachtungen gemeinheitlicher Immobi— 
lien und Gerechtſame und Verkauf jährlicher Nugungen (5. B. deg 
Obſtes, der Walderzeugniffe) in denjenigen Källen, wo die Verpach⸗ 
tung oder Veraͤußerung ohne oͤffentliches Ausgebot, oder auf laͤngere 
Zeit, als drei Jahre, geſchehen ſoll, auch ſolche Verwerthung von 
Waldnutzungen, welche bisher nicht herkoͤmmlich war; 4) Verträge 
jeder Art mit Mitgliedern des Gemeinderaths,. wenn kein öffentliches 
Ausgebot flattfindet; 5) Erlaß beitreiblicher Forderungen. der Gemeinde: 
caſſe; 6) Procepführung (f. $- 85) und Abſchließung von Vergleichen ; 
7) Auffündigung von Activcapitalien, Verkauf oder Geffion von Staats: 
und anderen Öffentlichen Greditpapieren und von Privarfchuldverfchrei- 
bungen; 8) Anleihen und Bürgfhaften mit oder ohne Verpfändung ; 
9) Veräußerungen von Grundftüden und NRealberechtigungen oder erb- 
liche Berleihungen von Rottländereien (vergl. $. 81); 10) Gemein: 
heitstheilungen, fofern diefe überhaupt nach den gefeglichen Vorſchrif— 
ten über dergleichen Theilungen zuläffig fein werden, und jedenfalls 
mit geficherter Förderung aller in Betracht kommenden gemeinfamen 
Zwede; 11) Verwandlung besjenigen Gefammtvermögens, welches 
bisher von Einzelnen benugt wurde, in Kaͤmmerei- oder Ortsvermögen, 
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beffen Ertrag zur Gemeindecaffe fließt; 12) Einführung oder Abfchaf: 
fung von Berbraudsauflagen oder anderen Abgaben für die Gemeinde: 
caffe, fowie Herabfegung oder Erhöhung der bisherigen Säge, Aver: 
fionirung einer Abgabe oder Verpachtung ihres Ertrages; 13) An: 
ordnung außerordentliher Geld: oder Naturalerhebungen, welche nicht 
auf Gefegen beruhen, auch nicht in bloßer Vergütung der für einzelne 
Klaffen der Ortsbewohner (3. B. Vichbefiger, Gemeindenugensbered; 
tigte) aufgewendeten Koften von Seiten der Betheiligten beftehen; 
14) Einführung neuer Gemeindedienfte oder Abänderung der herkoͤmm⸗ 
lichen Gemeindedienfte; 15) Ankauf von Immobilien; 16) Feſtſtel— 
lung des. Grundetatd. — Damit indeffen die laufende Gemeindever: 
waltung nicht oft bei geringfügigen Angelegenheiten durd die Einho: 
lung der Zuftimmung des Ausfchuffes ſich gehemmt finde, und diefer 
allzuhäufig zuſammenkommen müffe, kann derfelbe für die Zeit feiner 
Amtsdauer zu einzelnen der obgedachten Geſchaͤfte im Allgemeinen big 
zu einem beftimmten mäßigen Werthe oder Betrage, doc jedenfalls 
unter Ausfchluß der Verfügungen über Beftandtheile des Grundver— 
mögens der Gemeinde, zum Voraus feine Einwilligung mittelft einer 
fohriftlihen Urkunde ertheilen, welche der Beſtaͤtigung der Auffichts- 
behörde bedarf. — In den Städten fowie in den größeren und 
vermögendern Landgemeinden, für welche die Auffichtsbehörde die Auf: 
flellung eines Grundetats angemeffen findet, muß der Gemeindeaus: 
ſchuß nod den vom Gemeinderath aufgeftellten Voranfhlag (Grund: 
etat) für den Gemeindehaushalt des kommenden Jahres oder ber näch- 
ften zwei oder drei Jahre (f. $. 86) durchfehen, und demfelben, foweit 
keine Anftände vorfommen oder durch gütliche Vereinigung mit dem 
Gemeinderath befeitige find, feine Beiftimmung ertheilen, womit zu: 
gleih die Einwilligung binfichtlic der oben aufgeführten Gegenftände, 
fofern deren im Boranfchlage mit allen erforderlichen näheren Be: 
flimmungen enthalten find, verbunden werden kann. 
Befonbere Beftiimmung wegen ber VBeräußerungen und erb: 
lihen Verleihungen. 

$. 81. Der Beräußerung von Grundftüden und Realberechti- 
gungen forwie der erblichen Verleihung von Nottländereien (f. $. 80. 
Satz 9) muß eine Öffentliche, nach Ermeffen: des Gemeinderaths ge: 
richtlich vorzunehmende, Werfteigerung vorausgehen. Zur Erbauung 
neuer Mohn: oder Landwirthfchaftsgebäude aber kann der nöthige 
Raum vom Gemeindegrundeigentbum an Gemeindeglieder aus freier 
Hand, nad vorgängiger Abſchaͤtzung des MWerthes, veräußert werden, 
und zwar nad) Befinden der Umſtaͤnde mit einer dem Käufer freizu— 
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Laffenden Hinausfegung des Abtrages des Kaufpreifes, welcher in: 
zroifchen im verabredeten Zinsfuße zur Gemeindecaffe zu verzinfen ift: - 
Vergrößerung bes Ausfchuffes in gewiffen Fällen, 

$. 82. Bei einer Beſchlußnahme über Veraͤußerungen von 
Grundſtuͤcken und Realberechtigungen, über erbliche Verleihungen von 
Mottländereien, über Anleihen mit oder ohne Verpfändung, Über Ge: 
meinheitstheilungen und über die Verwandlung von Gefammtvermd: 
gen, deffen Ertrag bisher an Einzelne vertheilt wurde, in Kaͤmmerei— 
oder DOrtsvermögen, muß fich der Ausfhuß durch die Zuziehung der 
außerordentlihen Mitglieder verftärken, wenn der Ausfhuß felbft es 
angemeffen findet, der Gemeinderath oder auch blos der Drtsvorftand 
e8 verlangt, oder etwa eine befonders betheifigte Einmwöhnerklaffe e es 
begehrt, oder die Aufſichtsbehoͤrde es verfuͤgt. 


Verfahren wegen verſagter Einwilligung des Ausfchuffes, 

$. 83. Verfagt der Gemeindeausfhuß feine Einwilligung, und 
erachtet der Gemeinderath dadurch das Gemeindewohl beeinträchtigt, 
oder fehlt e8 deshalb an den nothwendigen Mitteln zur Erfüllung 
gefegliher Verpflichtungen der Gemeinde, fo hat der Drtsvorftand, 
wenn er eine Vereinigung in einer beshalbigen Zufammenfunft des 
Gemeinderaths mit dem Ausſchuſſe, oder beiderfeitiger Abgeordneten 
als erwählter Obmänner, nicht zu Stande bringen Eann, fih an die 
Auffichtsbehörde zu wenden, welche die Sache genau prüft, eine Ber: 
mittlung, nady Befinden unter Dinziehung achtbarer Ortsbürger, ver: 
fucht oder durd einen Commiffar verſuchen läßt, und, wenn aud 
diefer Verſuch mißlingt, die nöshige Entfcheidung ertheilt, ober, falls 
die Auffichtsbehörde nicht die Negierung der Provinz ift, an diefelbe 
mit den Acten zur Entfcheidung berichtet. 

Genchmigung ber Auffihtsbehörde, 

$. 84. Die Genehmigung der Auffichtsbehörde ift erforderlich: 
1) zur Veräußerung und gerichtlichen Verpfaͤndung von Grundftüden 
und Realberechtigungen, und zur erblichen Verleihung von Rottlän= 
dereien, wenn der abgefchägte Werth a) in den vier Hauptftädten den 
Betrag von 600 Thalern, b) in den anderen Städten mit 3000 ober 
mehr Einwohnern (zufolge des jüngften Staatshandbudjes) den Be: 
trag von 200 Thalern, c) in ‚den Städten mit weniger, als 3000 
Einwohnern, den Betrag von 100 Thalern, und d) in den Landge: 
meinden den Betrag von 50 Thalern überfteigt; 2) zur Averfionirung 
von Verbrauchsauflagen oder zur Verpachtung ihres Ertrages ; 3) zu 
Gemeinheitötheilungen; 4) zu Verwandlung desjenigen Gefammtver- 
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moͤgens, welches bisher von Einzelnen benugt wurde, in Kaͤmmerei— 
oder Drtsvermögen, deſſen Ertrag zur Gemeindecaffe fließt; 59) zu 
außerordentlichen Erhebungen, welche der Gemeinderath und der Ges 
meindeausfhuß befchloffen oder zu befchließen haben, und welche bie 
Summe von einem fehsmonatlihen Betrage der directen Steuer zu 
einem und demfelben Zwede für den Einzelnen auf ein Jahr über: 
fleigen; 6) zu einer bisher nicht herkoͤmmlichen Verwerthung der 
Maldnugungen. 
Befondere Beftimmung wegen ber Proceffe von Landge— 
meinben, 

$. 85. Bevor eine Landgemeinde in einen Proceß, außer der 
nad) $. 89 ftattfindenden gerichtlichen Beitreibung von Rüdftänden, 
fi einläßt, muß die Führung deffelben von dem Gemeinderath uns: 
ter Zuftimmung der großen Ausfhußverfammlung (f. $. 38) befchloffen 
fein. — Zur Erhaltung bes Befisftandes gleichwohl kann der Ge: 
meinderath alsbald fich confervatorifcher Nechtsmittel für die Gemeinde 
bedienen. 

Boranfhlag bes Semeindbehaushaltes, 


$. 86. In jeder Stadt und in den größeren und vermoͤgende— 
ren Landgemeinden, für welche die Auffichtsbehörde die Aufitellung 
eines Grundetats angemeffen findet, muß für das kommende Fahr 
oder die nächften zwei oder drei Fahre zeitig ein Voranfchlag (Grund: 
etat) über alle im gedachten Zeitraume erfolgenden Ausgaben und 
Einnahmen aufgeftellt werden. — Für die genauere Einrichtung die: 
fes Voranfchlages und des Protokolls über deffen gemeinfchaftliche 
Seftftellung von Seiten des Gemeinderaths und des Gemeindeaus: 
fchuffes hat die Regierung die erforderliche Anleitung zu ertheilen. 
An diefelbe muß auch der Voranſchlag von den Städten, fobald er 
feftgeftette ift (f. $. 80), ſowie der Voranfchlag von den betreffenden 
Landgemeinden an die untere Auffichtsbehörde überfandt werben. 


Gemeindecaſſe. 

$. 87. Die Gemeindecaſſe und die deshalbige Rechnungsfuͤh— 
rung wird in den Städten dem Stabtfämmerer, in den Randgemein: 
den dem Gemeindeerheber anvertraut. Nur diefer Rechnungsführer 
ift, fo weit nicht eine abgefonderte Verwaltung flattfindet (f. $. 71), 
zum Empfange und zur Berausgabung der Gemeindegelder ermäd): 
tigt. — Er erhebt auf den Grund der vom Gemeinderath feftgefeg: 
ten Hebeliften oder ihm mitgetheilten befonderen Einnahmebelege, und 
verausgabt nur auf die ebenfalld vom Gemeinbderath, ober in bein: 
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genden Fällen vom Ortsvorftande ertheilten, von legterem unterzeich⸗ 
neten, allgemeinen ober befonderen Anweifungen. — Die Aufftellung 
der Rechnung in doppelter Ausfertigung gefhieht im Monat April 
des auf das Rechnungsjahr folgenden Jahres. In diefelben werden 
noch alle Ausgaben und Einnahmen aufgenommen, melde für das 
abgelaufene Jahr und etwa für Vorjahre in den Monaten Sanuar, 
Februar und März des folgenden Jahres werben flattgefunden haben. — 
Seder Stadtkaͤmmerer hat vor feinem Dienftantritte eine feiner Ein 
nahme angemeffene Sicherheit, welde nad) dem Antrage des Ges 
meinderaths und des Gemeindeausfhuffes duch die Regierung ber 
Provinz beftimmt wird , zu leiften. — In den Landgemeinden hingegen 
ift der Gemeindeerheber nur dann zu einer befonderen Sicherheits: 
leiftung verpflichtet, wenn der Gemeinderath im Einverftändniffe mit 
dem Gemeindeausfchuffe diefelbe für erforderlich hält. — Nach dem 
Ableben eines Rechnungsführers ift der Ortsvorftand verpflichtet, als: 
bald die etwa nöthigen einftweiligen Maßregeln zur ficheren Aufbe: 
wahrung der Vorräthe und Rechnungspapiere unter Buziehung ber 
Hinterbliebenen zu treffen. 


Beitreibung der Rückſtände in den Stäbten, 

$. 88. Der Stadtrath ift befugt, die regiftermäßigen und fonft 
unbeftrittenen Rüdflände des ftadtifchen Einkommens, foweit es ohne 
Berkauf von Grundeigentbum, fowie ohne die Befchlagnahme bei 
dritten Perfonen, möglidy ift, unter feiner Leitung durd) das Stadt: 
dienerperfonal, welches in biefer Beziehung von dem betreffenden 
Untergerichte befonders zu verpflichten ift, nad) Anleitung der be— 
ftehenden allgemeinen Gefege beitreiben und die gepfändeten Mobilien 
verkaufen zu laffen. — Gleiche Befugniß der Beitreibung hat der 
Stadtrath, wenn Gemeindeglieder ſchuldige Dienftleiftungen verwei— 
gert oder verabfäumt haben, hinfichtlich der einzuziehenden Vergütung 
in dem Falle, wo bie Dienfte haben verdungen werden müffen. — 
In den geringeren Städten, wo die vorgedachte Art der Beitreibung 
nad) Ermeffen des Stadtraths eigenthümlihen Schwierigkeiten unter: 
liegen würde, tritt das im nachfolgenden 8. vorgefchriebene Verfahren 
ein. Diefes kann auch in den größeren Städten gefchehen, fo oft ber 
Bürgermeifter im Einverftändniffe mit dem Stabtrath daffelbe der 
felbftftändigen Beitreibung vorsieht. 


Beitreibung der Rüdftände in ben Landgemeinden. 
8.89. Die Beitreibung rüdftändiger, auf glaubhaften Regiftern, 
Hebeliften, Protokollen oder fonftigen Urkunden beruhenden Abgaben, 
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Leiſtungen und anderen Schuldigkeiten zur Gemeindecaſſe muß von 
dem Untergerichte gegen jeden Reſtanten auf ein vom Gemeinderath 
für richtig erklaͤres und von der Aufſichtsbehoͤrde beglaubigtes Ruͤck— 
ftandsverzeichniß des Erhebers, unter Beobachtung der VBorfchriften 
des Negierungsausjchreibens vom 16. Juni 1815, ohne andere Koften 
als die gefeglihhe Gebühr der Erekutunten erfolgen, und darf durch 
feinen nicht fofort vollftändig begründeten Widerfprud gegen die Rich— 
tigkeit des geduchten Nüdjtandsverzeichniffes, fei es mit Beftreitung 
der Verbindlichkeit überhaupt, oder blos der Größe des Anfages, auf: 
gehalten werden. 
Rehnungsabhörung in ben-Städten, 

$. 90. Der Stadtrath revidiert die ihm vom Kämmerer einge: 
händigte Rechnung und läßt fie nöthigenfalls von diefem vollftändig 
in Ordnung bringen. Hierauf gelangt diefelbe fpäteftens während dem 
Monate Juni des dem Rechnungsjahre folgenden Jahres an den 
Bürgerausfchuß, welcher fie nebft den Belegen und weiter beigefügten 
Snventarien oder fonfligen Zubehörungen genau durchgeht und mit 
feinen etwaigen Ausjtellungen im Rathhaufe 8 Zage lang zur Ein: 
fidyt der Gemeindeglieder im Beifein des Stadtfecretairs oder einiger 
Mitglieder des Bürgerausfihujjes offen legt, die etwa von Gemeinde: 
gliedern gemachten Bemerkungen weiter benugt und dann zur Erlaͤu— 
terung aller Ausflellungen durch den Kämmerer an den Stadtrath zu: 
ruͤckgibt. Zu dieſem Geſchaͤfte ift vom Stadtrath eine Frift, und 
nach Eingang der Erläuterung ein Zag zur Abhörung der Rechnung 
zu beftimmen, welcher der Ausfchuß, der Stadtrath und der Kam: 
merer beimohnen. Der Stadtrath nimmt hierauf den Rechnungs: 
abſchluß vor und ertheilt die Rechnungsentledigung für den Kämmerer 
in den geeigneten Faͤllen. — Die abgehörte Rechnung aber wird mit 
den Ausftellungen und Erläuterungen, aud) den übrigen auf die Ab: 
ſchließung derfelben ſich beziehenden Acten an die Regierung oder die 
fonft zuftändige Auffichtsbehörde zur Einficht eingefandt. — Wird 
der Bürgerausfhuß duch die bei der Rechnungsabhoͤrung über eins 
zelne Rechnungspoften ihm ertheilten Aufklaͤrungen nicht befriedigt, fo 
ift er berechtigte und verpflichtet, wenn nicht auf feine Aufforderung 
noch nachher feine Erinnerungen erledigt werden, deshalb die Ent: 
fheidung der Negierung anzufprehen. — Uebrigens ift das Gefeg 
vom 17. Mai 1834, das Verfahren wider öffentliche Rehnungsführer 
betreffend, anwendbar. 

Nehnungsabhörung in den Landbehörden. 
$. 91. Der Gemeinderath fiebt die ihm vom Erheber einge: 
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haͤndigte Rechnung nebft deren Belegen, beigefügten Inventarien und 
fonftigen Zubehörungen genau dur, läßt fie nöthigenfalls vom Rech— 
nungsführer vollftändig in Drdnung bringen, und übergibt fie vor 
Ablauf des Monats Mai des dem Rechnungsjahre folgenden Jahres 
dem Gemeindeausſchuſſe. Diefer muß fie nad) deshalbiger duch 
den Gemeinderath zu bewirkenden Bekanntmachung 8 Tage lang zur 
Einficht jedes Gemeindegliedes offen legen, dann aber in einer binnen 
8 Tagen mit dem Gemeinderath gemeinfchaftlih zu haltenden, Zuſam⸗ 
menkunft unter Dinzuziehung des Erhebers, nochmals durchgehen, und 
hierauf mit feiner Erklärung an den Kreisrath oder den fonft zuftäns 
digen Vermaltungsbeamten abgeben, welcher fie abhört und abfchließt, 
aud in den geeigneten Fällen dem Erheber oder deffen Erben bie 
verlangte förmliche Rechnungsentledigung ertheil. — In Anfehung 
derjenigen Polten, bei denen noch unerledigte Einwendungen des Ges 
meindeausfchuffes vorliegen, oder bei. denen der Verwaltungsbeamte 
auf Gefeg:, Pfliht: oder Dienftwidrigkeiten ftößt, hat derfelbe ohne 
Verzug eine Unterfuhung an Ort und Stelle vorzunehmen, und 
demnaͤchſt nah Maßgabe jeines Dienftberufes das Geeignete zu ver: 
fügen oder die Verfügung der Negierung oder der fonft vorgefegten Auf: 
fihtsbehörde einzuholen. — Uebrigens ift das Gefeg vom 17. Mai 1834, 
das Verfahren wider Öffentliche Nechnungsführer betreffend, anwendbar. 
Titel V. 

Bon der Aufrechtbaltung der gefeglichen und Dienftlichen 
Ordnung in den Gemeinden. 
Auffihtsbehörden, 

$. 92. Die Aufficht auf die ftädtifche Verwaltung fteht zunaͤchſt 
ber Regierung der Provinz zu. — Die Auffiht auf die Verwaltung 
der Landgemeinden führt zunächft der landesherrliche Verwaltungsbe⸗ 
amte (Kreisrath). — In dem Bezirke der fürftlich= heffen = roten⸗ 
burg’fhen Gerichtsbarkeit wird die Beauffichtigung der Gemeindevers 
waltung von den fürftlich- rotenburg’fchen Beamten ausgeübt. Die 
Staatsbehörden aber haben dafelbft als vorgefegte KHoheitsbehörden 
ihre desfaufige DOberaufficht und fonftige Wirkfamkeit wie bisher, 
jedoch auf eine ben. Vorfchriften des gegenwärtigen Gefeßes entfprechende 
Meife, fortzufegen (vergl. auch $. 50). — Diejenigen Gefchäfte, welche 
nach gegenmwärtigem Gefege von den Verwaltungsbehörden des Staates 
zu beforgen find, follen in den ftandesherrlihen Bezirken von ben 
ftandesherrlihen Aemtern, besgleihen in den Patrimonialgerichten 
Namholz und Romsthal von den bafigen Patrimonialimtern verfehen 
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werben, jedoch unbefchadet der dem Staate zukommenden Hoheits— 
und Oberauffichtsrechte. Den Standesherren foll die Befugniß zus 
ftehen, zu verlangen, daß mit ihnen über die Annahme neuer Ge: 
meindeglieder, welche nicht fhon durch die Geburt oder vermöge ge— 
fesliher Beflimmungen ein Recht zur Aufnahme erworben haben, 
Rüdfprahe genommen und über deren etwaige Einwendungen bie 
Entfcheidung der Provinzialregierung eingeholt werde. 
— der Aufſichtsbehörde auf die Geſchäftsführung 
der Gemeindehörden. 

$. 93. Die Aufſichtsbehoͤrde, beziehungsweiſe da, wo dieſelbe 
nicht zugleich Hoheitsbehoͤrde iſt, dieſe in Anſehung aller Hoheits: 
rechte des Staates, iſt befugt, unter Beachtung der geſetzlichen Vor— 
ſchriften und der beſtehenden Rechtsverhaͤltniſſe 1) die ganze Geſchaͤfts— 
führung der Gemeindebehoͤrden zu beobachten, dafür zu forgen, daß 
diefelbe fortwährend im ordnungsmäßigen Gange bleibe, und befannt 
gewordene Störungen befeitigt werden, und in diefer Beziehung die 
ganze Verwaltung der Gemeinde von Zeit zu Zeit, wenigftes alle 
drei Jahre einmal, und auf einzelne gegebene Veranlaffungen nach— 
zufehen oder duch einen Commiſſar nachſehen zu laffen, übrigens 
nach Befinden von einzelnen Vorgängen nähere Kenntniß zu nehmen, 
auch die Gemeindebehörde zu Befchlüffen über zwedmäßig erachtete 
Gegenftände zu veranlaffen, und insbefondere a) zu den im $. 84 auf: 
geführten Ausgaben und Gefhäften die Genehmigung auf befondere 
Vorlage, oder was die Städte betrifft, zunächft bei Gelegenheit des 
Voranfchlages des ftädtifhen Haushaltes, zu ertheilen; b) von den 
abgefchloffenen Kammereirehnungen Einſicht zu nehmen (j. $. 90) 
und die Rechnungen der Landgemeinden abzuhören (f. $. 91); c) von 
Amtswegen alle Mängel abzuftellen, bei denen eine Hintanſetzung der 
gefeglichen Vorfchriften oder. beftehenden Einrichtungen obwaltet, und 
namentlich) darüber zu halten, daß keine Verfügung oder Maßregel, 
welche der Einwilligung von Betheiligten oder von einer Gemeinde: 
behörde oder der Genehmigung oder Beftätigung von Seiten der Auf: 
fihtsbehörde oder der Beiftimmung einer Randespolizei= oder Hoheits— 
behörde bedarf, ohne diefes Erforderniß ausgeführte werde; d) im Falle 
der vom Drtsvorftande felbft nah 8.59 gefchehenen Anfechtung eines 
Befchluffes des Gemeinderaths, fowie bei einer zwifchen dem Gemeinde: 
rath und dem Gemeindeausfchuffe beftehenden Verfchiedenheit der Mei- 
nungen über eine des beiderfeitigen Einverftändniffes bedürfende Anz 
gelegenheit, die nöthige Entfcheidung zu ertheilen oder zu veranlaffen, 
ferner e) die Befchwerden Einzelner über die Verlegung der ihnen 
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binfichtlich des Gemeindeverbandes zuftehenden Rechte, namentlich wegen 
Berfagung der Gemeindeangehörigkeit, wegen Nöthigung zur Weber: 
nahme der Drtsbürgerpflichten, wegen Entziehung der Stimmfähig: 
£eit u. dergl., zu unterfuchen und im Verwaltungswege darüber zu 
verfügen, aud über die Aufnahme eines Inlaͤnders zum Bürger, 
welchem der Gemeinderath auch auf die Nachmeifung aller durdy die: 
ſes Geſetz vorgefchriebenen Erforderniffe die Aufnahme abgefchlagen 
hat, auf erhobene Befchwerde über legteren zu entfcheiden (vergl. $$. 28. 
63 und 64); f) die Befchwerden über die von Gemeindebehörden ver— 
hängten DOrdnungsftrafen oder verfügten Zwangsmittel zu prüfen und, 
wenn jene gegründet befunden worden, deren Abftellung zu bewirken, und 
8) fonft noch in den übrigen Fällen zu entfcheiden, welche in gegenwärtis 
gem Gefege oder in anderen Gefegen an die Auffichts= oder fonft zuftän= 
dige Behörde verwiefen find; 2) die Gefhäftsführung der Ortsvorſtaͤnde 
und anderer Gemeindebeamten als Hilfsbenmten des Staates vollftändig 
zu leiten und zu beauffichtigen, namentlidy daher diejenigen von denfel: 
ben in gedachter Eigenfchaft vorgenommenen Handlungen abzuändern oder 
aufzuheben, welche gefeg:, rechts- oder zwedwidrig erfcheinen, ſowie 
ferner insbefondere zu beauffichtigen, daß die zur Ausübung der Orts— 
polizei erforderlichen örtlichen Einrichtungen immer in vollftändiger 
Brauchbarkeit erhalten werden (vergl. 99. 61 und 71). — Ein an 
die Auffihts= oder Hoheitsbehörde und etwa weiter an deren Ober: 
behörde ergriffener Recurs aber hat auffdiebende Wirkung nur vermöge 
einer deshalbigen Verfügung der einen oder anderen diefer Behörden. 
Disciplinarverfahren gegen Gemeinbebehörben., 

8. 94. Die Ortsvorſtaͤnde und einzelne Mitglieder der Gemeinde: 
behörden, welche den gefeglichen Vorfchriften und den zu deren Voll: 
zuge ihnen hinſichtlich ihrer Gefhäftsführung ertheilten Weifungen 
nicht die gebührende Folge leiften, Eönnen hierzu von ber Auffichts: 
behörde mit fchriftlihen WVerweifen und angemeffenen Geldbußen, und 
zwar bis zu bis 5 Thalern von Seiten der unteren Auffihtsbehörden, 
fowie bis zu 20 Thalern von Seiten der Regierung angehalten wer: 
den. — Die Auffitsbehörde kann auch zu einftweiliger Sicherftel: 
lung des Dienftes die vorläufige Suspenfion bderfelben vom Amte 
verfügen, wenn fich nahe Verdachtsgruͤnde eines ſolchen Vergehens an 
den Tag legen, welches, wenn es erwiefen wäre, bie Entlaffung zur 
Folge haben würde. 

Entlaffung der Semeinbebeamten. 

$. 95. Wegen eines Vergehens fowie ferner wegen ber, im $. 43 

des Staatsdienfigefeges vom 8. März 1831 erwähnten, Dienftwidrig: 
19 
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keiten und unwuͤrdigen Handlungen kann bie unfreiwillige Entlaffung 
oder Entfeßung der Gemeindebeamten nur im gerichtlichen Wege erfolgen. 


Entlaffung der auf Lebenszeit beftellten Gemeindbediener, 

$. 96. Die unfreiwillige Entfernung der auf Lebenszeit beftell- 
ten Gemeindediener wegen Verlegung oder Verſaͤumung ihrer Berufs: 
pflichten Eann durch diefelben Behörden und Beamten, von denen bie 
Beftellung oder Beſtaͤtigung ausgegangen ift, nad) genauer Erwägung 
des gehörig in Gewißheit gefegten Verſchuldens vorgenommen werden. 


Entlaffung ber widerruflich beftellten Gemeinbedbiener, 
$. 97. Die widerruflid oder ausdrüdlic auf Kündigung beftellten 
Gemeindediener Eönnen von dem Gemeinderath jederzeit entlaffen werden. 


Entlaffung wegen verlorener Stimmfähigfeit in Ge: 
meinbefadhen, 
$. 98. Ueberhaupt zieht ein Verhaltniß, welches die Ausübung 
der ortsbürgerlihen Etimmfahigkeit in Gemeindefachen hindert (ſ. $. 27), 
auch die Entfernung von allen diefelbe vorausfegenden Gemeindeämter 
ohne Anſpruch auf Penfion oder deshalbige Entfhädigung nad fich. 
Einfhhreiten zur Drdnung bei dem Gemeindbeausfhuffe, 
$. 99. Der Borfteher des Ausfchuffes fowie deffen Stellver: 
treter iſt nicht allein befugt, fondern auc verpflichtet, denjenigen | 
Mitgliedern des Ausfhuffes, welche ohne genügende Entfhuldigung 
bei den Ausfhußverfammlungen fehlen, oder in denfelben ſich ord: 
nungswidrig benehmen, deshalb ernften Vorhalt zu thun, und fie bei 
fortgefegter Drdnungswidrigfeit mit einer Geldbuße von drei gGr. 
bis zu einem Thaler zu belegen, deren Einziehung zur Gemeindecaffe 
durch den Stadtfämmerer oder Erheber erfolgt. — In jedem Falle 
find noch die Vorſteher und Mitglieder des Ausfchuffes, welche fi 
der Abftimmung entziehen oder durch fonftige Ordnungswidrigfeit eine 
gültige Befchlußnahme (f. $$. 65 u. 66) verhindern oder deren Voll: 
jiehung vereiteln, oder duch Erklärung oder Abftimmung wider beffe: 
res Wiffen eine Pflichtuntreue begehen, der Gemeinde für den ihr 
daraus erwachfenden Schaden dergeflalt verantwortlich, daß der Ge: 
meinderath fie im Namen der Gemeinde auf Entfhädigung derfelben, 
nöthigenfalls gerichtlich, in Anfpruc zu nehmen hat. 
Auflöfung des Gemeindeausfhuffes, 
d. 100. Würde ein Gemeindeausfhuß fortwährend feine Pflich- 
ten vernachläffigen oder ihnen fogar zuwider handeln, fo kann, was 
die Hauptſtaͤdte betrifft, das Minifterium des Innern auf den Be: 
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richt der Negierung der Provinz, und in Anfehung der übrigen Orte 
die Regierung, nad genauer Unterfuhung und nah Anhörung des 
Gemeinderaths, den Ausfhuß auflöfen und die Bildung eines neuen 
Ausfhuffes nad) Befinden aus anderen Ortsbürgern oder blog mit 
Einſpruch gegen die Wiedererwählung einzelner Mitglieder binnen 
einem, längftens neunjährigen, Zeitraume. anordnen. 
Vorbehalt gerihtliher Beftrafung. 

$. 101. Neben den bisciplinarifhen Ahndungen und den ande: 
ven in den vorhergehenden $$. erwähnten Mafregeln bleibt in ben 
dazu geeigneten Fällen die gerichtliche Beftrafung der Schuldigen vor: 
behalten, welche duch das erfolgende Straferfenntniß auch für un: 
fähig zu Gemeindeämtern, oder einer gewiffen Art derfelben auf 
drei bis neun Fahre, oder in ſchweren Fallen felbft auf Lebenszeit, 
erklärt werden Eönnen. 

Verhältniß zu anderen Landesbehörden, 

$. 102. Die nicht mit der Aufficht über die Gemeindeverwal: 
tung beauftragten Staatsbeamten oder Oberhörden haben, wenn ihren 
Erfuhungen, beziehungsweife Anforderungen, welche fie innerhalb ihrer 
Zuftandigkeit an Gemeindebehörden als ſolche erlaffen haben, von die: 
fen nicht gehörig entfprochen wird, wegen etwa nöthiger disciplinari— 
fcher Ahndung fih an die Aufſicht- oder Hoheitsbehörde zu wenden. 

Befugnif der DOrtsvorftändbe zu Drbnungsftrafen, 

$. 103. Zur Erhaltung der nöthigen Ordnung in den Geſchaͤf— 
ten der Gemeindebeamten und der geringeren Diener kann der Orts: 
vorftand gegen diefelben im Falle von Berufsverfäumniffen und ande: 
ven nicht zu gerichtlicher Beſtrafung geeigneten Dienftwidrigkeiten — 
neben den nöthigen Zurechtweifungen — 1) in den Hauptftädten eine 
Geldbuße bis zu drei Thalern, 2) in den anderen Städten eine Geld: 
buße bis zu zwei Thalern, und 3) in den Landgemeinden eine Geld: 
buße bis zu einem Thaler verhängen. — Gegen die geringeren Die: 
ner kann er auch eine verhältnißmäßige Arreft= oder Arbeitsftrafe vers 
fügen. Zur Sicherſtellung des Dienftes kann derfelbe aud die vor= 
läufige Suspenfion der Gemeindediener vom Amte verfügen, wenn 
fih nahe Verdachtsgruͤnde eines folhen Vergehens an den Tag legen, 
welches, wenn es erwiefen wäre, die Entlaffung zur Folge haben 
würde, — Gegen Mitglieder des Gemeinderaths findet — außer den 
Geldbußen, welche für die Fälle eines nicht gehörig entfchuldigten 
Ausbleiben in den Sigungen und fonft zu Amtsgefchäften durch 
gemeinfchaftlihen Beſchluß feftzufegen und von dem Vorftande aus: 

19* 


292 Kurheſſen. 


zuſprechen ſind, — eine disciplinariſche Ahndung nur auf den Antrag 
des Ortsvorſtandes von Seiten der Aufſichts- oder Hoheits- und wei— 
ter vorgeſetzten Behoͤrde Statt. — Alle ſolche Ordnungsſtrafen ſind 
durch den Gemeindeerheber zur Gemeindecaſſe einzuziehen. 
Zwangsmittel gegen Ortsbewohner überhaupt. 

$. 104. In den Faͤllen, wo die Aufrechthaltung der Ordnung 
bei öffentlihen Verhandlungen, die Ausführung der vom Drtsvorftande 
Eraft feines Dienftberufes erlaffenen oder kund gethanen Maßregeln 
oder fonft die Sicherung feiner gefeglichen Wirkfamkeit und der Schuß 
feiner Amtswürde Zwangsmittel erheifht, kann der Drtsvorftand nicht 
nur die algbaldige Vorführung, Entfernung oder Verhaftung der Un: 
folgfamen, Widerfeglichen oder Nuheftörer bis zum Schluſſe der Ber: 
fammfung oder bis zur Beendigung des betreffenden Gefchäftes, fowie 
die erforderliche Ablieferung derfelben an die Gerichtsbehörde, verfügen, 
fondern auch nad) Befinden eine Geldbuße a) in den Hauptftädten bis 
zu einem Thaler, b) in den übrigen Städten bis zu fehszehn gGr. 
und ec) in den Landgemeinden bis zu acht gGr. ausfpreden. Die 
verhangte Geldbuße wird zur Gemeindecaffe eingezogen und für Zah: 
lungsunfahige in Strafarbeit verwandelt, zu deren Vollziehung nöthi: 
genfalls gerichtliche Hilfe anzufprechen und zu leiften ift (vgl. $. 105). 
Gerihtlihe Beftrafung ber Beleidigungen und Wibderfeglid: 

teiten gegen Gemeindebehörden. 

$. 105. Bon den Gerichten find die Beleidigungen, welche den 
Drtsvorftänden oder deren Stellvertretern in Ausübung ihres Amtes 
zugefügt werden, fchleunig zu unterfuchen und mit angemeffener Strenge 
zu beftcafen. Gleiches gilt von den MWiderfeglichkeiten gegen die Ber: 
fügungen des Drtsvorflandes oder des Gemeinderaths, welche diefel: 
ben innerhalb ihres Amtsberufes — namentlidy audy in Dinficht auf 
Ortspolizei, foweit nicht foldhe duch Staatsbehörden unmittelbar ge: 
bandhabt wird, — erlaffen haben, und wobei nidyt bloße Zahlungs: 
verbindlichkeiten in Frage Eommen. — Sofern nicht ein Vergehen 
dabei mit obwaltet, weldyes eine ſchwerere Strafe als vierzehntägige 
Freiheitsftrafe oder zwanzig Thaler Geldbuße nach fich zieht, bedarf 
es nur eines fchriftlichen Antrages des Ortsvorftandes oder Gemeinde: 
raths bei Gericht, und die Gemeindebehörden in den Dauptjtädten 
und fonft da, wo fie eine genügende Gefchäftsftunde an den Tag 
legen, find befugt, auch die, bei der Unterfuchung eines folhen Falles 
etwa von ihnen erforderten, weiteren Erklärungen ſchriftlich einzufen- 
den. — Den Anzeigen und Protofollen der Gemeindebehörden ge: 
bührt in den zu polizeigerichtlicher Ahndung geeigneten Fällen über: 
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haupt ber Regel nad) eben derſelbe Glaube, welcher der Ausfage eines 
beeidigten Zeugen beizumefjen ift; wobei jedoc) das Gericht befugt 
bleibt, den Grad der Glaubwürdigkeit nach den Umftänden, die den 
Vorgang begleitet haben, näher zu würdigen. 
Titel VI. 
Borübergebende Beitimmungen, 

Borbehalt für die jegt vorhandenen Bemeinbebeamten ıc. 

$. 106. Den bei der Verkündigung gegenwärtigen Gefeßes vor: 
bandenen Bürgermeiftern, Schultheißen (Greben, Eidgefchiwornen), 
Stadrfecretairen, Stadtfchreibern, Stadtkaͤmmerern, Raths- oder Ge: 
meindefchreibern, Erhebern, Worftehern von Stadttheilen (Quartier: 
commiſſaren, Viertels- oder Gaffenmeiftern), Marktmeiftern und andes 
ven Gemeindebeamten, forwie ferner den befoldeten Magiftratsgliedern 
(Rathsverwandten, Schöffen), müffen, fofern fie in Folge neuer Wah— 
len oder fonft wider ihren Millen ihre dermaligen Berufsſtellen ver: 
kieren, auf ihr Verlangen ihre fländigen und unftändigen Befoldungen 
auf die Zeit ihres deshalbigen Rechtes, gemäß der deshalbigen Feft: 
ftellung durch die Aufſichtsbehoͤrde, belaffen werden. — Ruͤckſichtlich 
der auf Lebenszeit beftellten Ortsvorftände tritt jedoch diefe neue Wahl 
nur unter ber Vorausfegung ein, daß zuvor der Gemeinderatb und 
die große Ausfchußverfammlung ihr Einverftändniß erklärt haben. 
Eintritt ber neugemwählten Gemeindbebeamten in ihre Amt. 

$. 107. Die bei der Verkündigung gegenwärtigen Gefeges vor: 
handenen Gemeindebeamten fegen bie ihnen obliegenden Verrichtungen 
bis zum 31. December 1834 fort. Bis dahin müffen die vermöge diefes 
Geſetzes nöthigen Wahlen vollendet fein, fo daß die in Folge derfelben 
gewählten Perfonen mit dem 1. Januar 1835 in Wirkfamkeit treten. 
Befondere gerihtlihe Gefhäfte der Ortsbehörden in ber 

Provinz Hanau. 

8.108. Die Gefchäfte, welche in der Provinz Hanau durch die Ha: 
nauifche Untergerichtsordnung, Titel 5, und die folmfifche Landesord— 
nung, Theil 2, Zitel 30, binfichtlic des Hypotheken» und des Land: 
ſchiederweſens den Ortsbeamten übertragen find, follen von denfelben auch 
£ünftig bis zu anderweiter gefeglicher Beftimmung fortgefegt werden. 

Urkundlich Unferer höchfteigenhändigen Unterfchrift und des beige: 
druckten Staatsfiegeld gegeben zu Kaflel am 23. October 1834. 

Friedrich Wilhelm. 
(St. ©.) 
Vi. Daffenpftug. 


Großberzogtbum Heſſen. 


Geſetz die Gemeindeordnung betreffend. 


Ludewig von Gottes Gnaden Großherzog von Heſſen und bei 
Rhein ꝛc. ꝛc. Um die Angelegenheiten der Gemeinden auf die Grund: 
lage eigener, felbftftändiger Verwaltung ihres Vermögens duch von 
der Gemeinde Gewählte unter der Oberaufficht des Staates zu ord— 
nen, haben Wir, mit Beirath und Zuftimmung Unferer getreuen 
Stände, gefeglich verordnet wie folgt. 


Titel 1. 
Bon der Bildung und Eintheilung der Gemeinden. 


Art. 1. Die gegenwärtige Bildung und Zufammenfeßung der 
Gemeinden ift die Grundlage der Gemeindeeintheilung des Grofher: 
zogthums. 

Art. 2. Jede Gemeinde ſoll mit einem beſtimmten umgrenzten 
Bezirke, welcher die Gemarkung heißt, verſehen ſein. Ausnahmsweiſe 
fann, wenn zwei Gemeinden eine gemeinfchaftliche Gemarkung haben, 
und in diefem Zuftande zu verbleiben wünfchen, die Staatsregierung 
diefem Wunſche entfprechen. 

Art. 3. Keine Gemeinde darf ſich bilden, umgeftalten oder auf: 
löfen, ohne Bewilligung der Staatsregierung. 

Art. 4. Einzelne Häufer und Kiegenfchaften, welche im Bezirke 
der Häufer und Hofraithen einer Gemeinde liegen, jedoch zu einer 
anderen Gemeinde gehören, find in polizeilicher und adminiftrativer 
Hinſicht mit der erfteren zu vereinigen. Bei der Ausführung foll die 
Provinzialregierung die beftehenden privatrechtlichen Verhältniffe ohne 
Einwilligung der Intereſſenten nicht verändern. 

Art. 9. Wenn mehrere Gemeinden einen gemeinfchaftlihen Be: 
zirk befigen, welcher, ohne in die Gemarkung einer der theilgehmen= 
den Gemeinden zu gehören, eine eigene für fich beftehende Gemarfung 
bildet, fo foll diefe Gemarkung felbft mit den etwa auf ihr haftenden 
Schulden und Laſten, nad) Verhältniß des beitragspflichtigen Grunde 
fteuercapitals eines jeden Drtes, unter die betreffenden Gemeinden ges 
theilt werden. Die in einer folhen Gemarkung liegenden den Ges 
meinden felbft ungetheilt zugehörigen Gemeindegüter, Waldungen und 
andere Realitäten follen ebenfalls nebft den darauf haftenden Schul: 
ben und Laſten, nad den eintretenden rechtlichen Grundfägen unter 
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die betreffenden Gemeinden getheilt werden. — Es foll bei diefen 
Zheilungen darauf Rüdficht genommen werden, daß die Gemarkung 
einer Gemeinde nicht durch Theile einer fremden Gemarkung getrennt 
werde, und daß die einer Gemeinde zugetheilten Gemeindegüter, Fünf: 
tig auch der Gemarkung diefer Gemeinde zugehören. — Ueber die 
Ausführung der Vertheilung Eönnen die Ortsvorftände der betreffenden 
Gemeinden unter Leitung der Provinzialregierung übereinfommen. 

Art. 6. Mehrere an einem Drte bisher beftandene Gemeinden, 
3. B. unter der Benennung Alt: und Neugemeinden, follen fich in 
eine Gemeinde vereinigen. — Die nöthigen Beftimmungen über das 
zufammenzubringende Vermögen und die Schulden müffen der Ber: 
einigung vorangehen. Ueber diefe Beſtimmungen Eönnen die Orts— 
vorftande der betreffenden Gemeinden unter Peitung der Provinzial: 
tegierung übereinfommen. 

Art. 7. Kommt die nach dem Art. 5 und 6 zu verfuchende 
gütliche Uebereinkunft nicht zu Stande, fo hat bie - Provinzialregies 
rung zu ‚entfcheiden. Gegen diefe Entfcheidung kann Beſchwerde bei 
dem Staatsrath geführt werden, welcher nach Vernehmung der be: 
theiligten Gemeinden entfcheidet. 


Titel II. 
Bon der Bildung und dem Gefchäftsfreis des Ortsvor— 
ftandes. 


Abfhnittl.e Bon den Bürgermeiftereien. 

Art. 8. Jede Gemeinde, die einen eigenen Ortsvorfland hat, 
fowie jede Vereinigung mehrerer Gemeinden in der Form ber Ber: 
waltung duch Wahl eines gemeinfchaftlihen Drtsvorftandes, bildet 
eine Bürgermeifterei. Es wird eine jede Provinz in eine beftimmte 
Anzahl von Bürgermeiftereien eingetheilt. — Sede Bürgermeifterei 
fol in der Regel, und wenn nicht Zocalverhäftniffe im Wege ftehen, 
wenigftens 400 bis 500 Seelen haben, indem da, wo es nad) den 
Berhältniffen thunlich erfcheint, mehrere benachbarte Gemeinden einen 
gemeinfchaftlichen Drtsvorftand erhalten follen, wobei fie aber in dem 
Materiellen ihres Haushaltes getrennt bleiben. — Wenn durd eine 
folhe Verbindung eine Gemeinde in einem Domanialamte mit einer 
Gemeinde in einem fandesherrlichen oder patrimonialgerichtsherrlichen 
Bezirke, oder wenn dadurch eine Gemeinde in einem ftandesherrlichen 
Bezirke mit einer Gemeinde in einem Patrimonialgerichtöbezirke ver: 
einigt werden würde, fo foll die Verbindung nicht eintreten. 

Art. 9. Die früher in diefer Rüdfiht entftandenen Vereinigun: 
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gen mehrerer Gemeinden unter der Benennung Cent, Reiswagen u. f. w. 
hören nunmehr auf, fo weit diefe Vereinigung fih auf Gemeinde— 
zwecke bezieht. 

Urt. 10. Den Ortsvorſtand jeder Gemeinde bilden: 1) ber 
Bürgermeifter, 2) ein oder mehrere Beigeordnete deſſelben, 3) ber 
Gemeinderath. 

Urt. 11. Der alfo gebildete Drtsvorftand ift der gefegliche Stell 
vertreter der Gemeinde in allen Angelegenheiten, weldye die Gemeinde 
und die Verwaltung ihres Vermögens betreffen. 


Abfhnitt 2. Von dem Bürgermeifter. 


Art. 12. Der Bürgermeifter ift der erfle Ortsvorgefegte und 
die handelnde und ausführende Behörde in der Gemeindeverwaltung. 
Er hat den Vorfig und die Leitung bei den VBerfammlungen des Ge: 
meinderaths und übt die vollziehende Gewalt in Hinficht der Gemeinde: 
verwaltung nad) den beftehenden Gefegen. — So lange bie Staat: 
vegierung für die Verwaltung der Polizei in den einzelnen Drten feine 
befondere Beftimmung trifft, fo übt der Bürgermeifter zugleich als 
landesherrlicher Diener die vollziehende Gewalt in polizeilicher Hinficht 
nach den Gefegen und ber ihm ertheilten Dienftinftruction und nad) 
den Befehlen der vorgefegten Negierungsbehörden, forgt für die Auf: 
rechthaltung der beftehenden Ordnung und hat das Recht, in Fällen, 
die eine fchleunige Vorkehrung erfordern, Anordbuungen zu treffen, 
welche jeder vor der Hand zu befolgen fehuldig ift, die aber fogleich, 
infofern fie in den beftehenden Gefegen nicht vorgefehen waren, der 
vorgefegten Behörde anzuzeigen find. 

Urt. 13. Der Bürgermeifter wird dergeftalt ernannt, daß die 
Einwohner einer Bürgermeifterei drei Perfonen erwählen, von welcher 
die Staatsregierung eine beftätigt. — In den flandesherrlichen und 
patrimonialgerichtsherrlichen Bezirken erfolgt bie Beftätigung durch 
den Standesheren und Patrimonialgerichtsheren, welche davon ber 
Provinzialregierung Anzeige erflatten. 

Art. 14. Alle ſechs Jahre werden die Bürgermeifter von neuem 
gewählt; die abtretenden Bürgermeifter find wieder wählbar, aber vor 
Ablauf von 6 Jahren nad ihrem Austritt zur Wiederannahme die: 
- fes Amtes nicht verbunden. — Die in Gemäßheit biefes Gefeges 
zum erften Mal eintretenden Wahlen der Bürgermeifter erfolgen nur 
auf drei Fahre. 

Art. 15. Das Amt eines Bürgermeifters ift ein Ehrenamt. 
Er hat weder Befreiung von Laften, welche auf dem Vermögen haf: 
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ten, zu genießen, noch Befoldung zu beziehen, noch Gebühren oder 
Diäten für Gefchäfte feiner Bürgermeifterei, innerhalb ihrer Ortge— 
matfung, zu empfangen. — Außerhalb feiner Bürgermeifterei erhält 
er die vorfchriftsmäßigen Entfchädigungen. 

Art. 16. In denjenigen Gemeinden, welche mehr als 5000 Ein: 
wohner zählen, oder wo etwa ganz befonders verwidelte Verhältniffe 
bes Gemeindevermögens die unausgefegte Thaͤtigkeit des Bürger: 
meifters auf eine fehr ausgezeichnete Weife in Anſpruch nehmen, ift 
dem Gemeinderath erlaubt, auf Verlangen des Bürgermeifters,, eine 
Entfhadigung unter der Rubrik: Repräfentationskoften, in Antrag zu 
bringen, oder dem Bürgermeifter im Budget eine Summe zur per: 
fönlichen Verfügung zu flellen, und ihm zu geftatten, folche ohne 
weitere Nachweifung zu quittiren. 

Art. 17. Für die Unterhaltung des zu feinem Dienfte erforder: 
lihen Bürgermeiftereifchreibers, fodann für die Kanzleikoften (als da 
find: Holz zur Heizung des Gemeindehaufes, Licht, Papier, Dinte, 
Drudkoften, Briefporto u. f. mw.) fol eine angemeffene Entfhädigung 
für den Bürgermeifter nad) dem Umfange der in jeder Gemeinde 
vorkommenden und ihm obliegenden Gefchäfte von dem Gemeinderath 
vorgefchlagen werden. — Es ift übrigens dem Bürgermeifter über: 
laffen, die in feinem Amte vorkommenden Schreibereien entweber 
fetbft zu beforgen, oder durch einen von ihm zu waͤhlenden und von 
ihm zu bezahlenden Gemeindefchreiber beforgen zu laffen. Sn beiden 
Fallen unterzeichnet er die Augfertigungen und muß dafür forgen, 
daß fie für Jedermann lesbar und verftändlich find. 

Art. 18. Die Art. 22, 23 und 24 des Edicts über die Dienft: 
verhältniffe der Civilftaatsbeamten vom 12. April 1820 find auf die 
Bürgermeifter anwendbar. 

Art. 19. Dem Bürgermeifter bleibt entweder auf Widerruf, 
oder auf die Zeit feiner Amtsverwaltung die Ernennung des Rathe: 
dierers überlaffen. Die Ernennung der übrigen niedern Gemeinde: 
diene (Nachtwächter, Feldfhügen u. f. w.) erfolgt auf den Vorfchlag 
des Bemeinderaths entweder von dem Bürgermeifter, oder, wenn 
derſehe diefem Vorſchlag nicht beiſtimmt, von der vorgefegten Re— 
gierungsbehörbe. 

Trt. 20. Die jegigen Schultheißen und Bürgermeifter in ber 
Provirz Starkenburg und Oberheffen und die jegigen Bürgermeifter 
in der Provinz Nheinheffen legen unmittelbar nad) der Beftätigung 
der zumichft bevorftehenden Wahlen ihr Amt nieder, können aber 
durch dide bevorftehenden Wahlen allerdings als Bürgermeifter wieder 
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eintreten, ſowie es fich von felbft verfteht, daß die Staatsregierung 
fie als Polizeibeamte beibehalten kann. — Syn jedem Falle find die 
genannten Schultheißen, wenn fie nicht proviforifch oder auf Wider: 
ruf angeftellt find, berechtigt, ihr gefammtes Dienſteinkommen fort 
zu beziehen. In der Regel hat die Gemeinde diefen Gehalt zu ent= 
richten; haben aber die Staatscaffen dazu beigetragen, fo übernimmt 
der Staat die fernere Entrihtung dieſes Beitrages, fo bald Ddiefer 
jegige Schultheiß entweder fich unter den drei nach dem Art. 13 zum 
Bürgermeifter vorzufhlagenden Perfonen befindet, oder als Polizeibe- 
amter beibehalten wird. 


Abfhnitt 3. Von den Beigeordbneten ber Bürger 
meifter. 

Art. 21. Der Beigeordnete ift der Stellvertreter des Bürger: 
meifters, fo bald diefer verhindert ift, oder wenn er von diefem zur 
Berfehung einzelner Gefchäfte beauftragt ift. 

Art. 22. Jede Vürgermeifterei hat einen oder mehrere Beige: 
ordnete, von welchen bei Verhinderung des Bürgermeifters zunächft 
ber erfle Beigeordnete, bei deffen Verhinderung der zweite u. f. w. 
eintritt. — In jeder Gemeinde, worin der DBürgermeifter nicht 
wohnt, muß wenigftens ein Beigeordneter fein. 

Urt. 23. Was in den Art. 13 bis 15 und 18 von den Bir: 
germeiftern gefagt ift, gilt auch von den DBeigeordneten. 


Abfhnitt 4. Von dem Gemeinderath. 


Arr. 24. Der Gemeinderath fteht als berathende und mitauf: 
fehende (controlirende) Behörde dem Bürgermeifter zur Seite. Seine 
Mitglieder werden aus den fümmtlichen wählbaren Einwohnern einre 
Bürgermeifterei gewählt. Jedoch muß der dritte Theil des Gemeinde: 
raths aus der höchft befteuerten Hälfte der Wählbaren gewählt werden. 

Art. 25. Wird eine Bürgermeifterei aus mehreren Gemeinden 
neu gebildet, fo hat jede Gemeinde das Recht, einen eigenen Ge- 
meinderath zu wählen, bis die Mehrheit der Ortsbürger in jeder der 
zu einer Bürgermeifterei vereinigten Gemeinden für einen gemein- 
f&haftlihen Gemeinderath flimmt. — Sn diefem Falle muß wenig- 
ftens ein Mitglied aus jeder Gemeinde in dem Gemeinderath fein. 

Urt. 26. Der Gemeinderath foll mindeftens 9 und höchftens 
30 Mitglieder haben. Bürgermeiftereien bis 2000 Eeeler haben 
9 Mitglieder, von 2000 bis 4000 Seelen 12, von 4000 bi 10,000 
Seelen 15, von 10,000 bis 20,000 Seelen 18, und über 20,I00 See: 

len 30 Mitglieder ded Gemeinderaths. Sollte jedoch eine Gemeinde 
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nicht mehr als 9 Ortsbuͤrger haben, welche zu Gliedern des Ge— 
meinderaths waͤhlbar ſind, und dennoch keine Vereinigung mit einer 
benachbarten Gemeinde zu! einem gemeinſchaftlichen Gemeinderath zu 
Stande fommen, fo befteht der Gemeinderath aus den fammtlichen 
wählbaren Ortsbürgern, und wenn einige wegen ihrer Familienver: 
hältniffe nicht zugleich wählbar find, fo geht der Aeltere vor. 

Art. 27. Alle drei Fahre tritt ein Drittheil aus dem Ges 
meinderath aus und wird durch neue Wahlen erfegt. Die abtreten: 
den Mitglieder können wieder gewählt werden, find aber zur Annahme 
ber neuen Wahl vor Ablauf von drei Fahren nicht verbunden. Die 
nad Berlauf. von drei und fehs Jahren zum erften Mal austreten: 
den zwei Drittheile werden durch das Roos beftimmt. — Bei der 
regelmäßigen dreijährigen Ergänzung des Gemeinderaths werden zu— 
gleicdy die in der Zwoifchenzeit abgegangenen Mitglieder erfest, wenn 
nicht die Negierung bereits früher ihre Erſetzung angeordnet hat, — 
Diefes wird fie thun, 1) wenn in der Zwifchenzeit mehr als ein 
Drittheil des Gemeinderaths abgegangen ift, 2) wenn bei einer aus 
mehreren Gemeinden beftehenden und einen gemeinfchaftlichen Ge— 
meinderath befigenden Bürgermeifterei nicht mehr aus jedem Orte 
wenigftens Ein Mitglied des Gemeinderaths vorhanden ift. — Diefe 
in ber Zmifchenzeit erfolgten Erfegungen dauern jedoch nur bis zur 
regelmäßigen dreijährigen Ergänzung des Gemeinderaths. 

Art, 28. Mas im Art. 15 von den Bürgermeiftern gefagt ift, 
findet bier gleichfalls Anwendung. 

Art. 29. Die gegenwärtigen Mitglieder der Drtsvrftände (außer 
den im Art. 20 bereits genannten Schultheißen), welche ſehr verſchie— 
dene Benennungen, 3. B. Stadträthe, Drtsgerichte, Gemeinderäthe, 
Vorſteher, Deputirte, Schöffen, älterer und jüngerer Rath, auch 
Bürgermeifter (infofern unter diefer Benennung nicht die Gemeinde— 
rechner verftanden find), auch von ihrer Anzahl herrührende Namen 
führen, haben das Recht, zu verlangen, daß ihre fire Befoldung 
ihnen aus der Gemeindecaffe als Ruhegehalt fo lange gezahlt werde, 
als fie ihr genanntes Amt behalten hätten, wenn die durch diefes Ge— 
feß eingeführten Veränderungen nicht erfolgt wären. Auch behalten 
fie ihre Ehrenvorzüge bei. 

Art. 30. Wo in den Provinzen Starkenburg und Oberheffen 
entweder Güterfchagungen zu den Dbliegenheiten des Ortsvorftandes 
gehören, oder einzelne Handlungen der fogenannten freiwilligen Ge: 
tichtöbarkeit (3. B. Ausfertigung von Hypotheken und Contracten) 
einem Mitgliede oder einem Untergeordneten des Drtsvorftandes über: 
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tragen find, da foll es bis zu einer neuen Organifation diefer Ges 
fchäftszweige bei der bisherigen Einrichtung bleiben, jedoch fo, daß 
bie Berrichtungen des gefammten Magiftrates oder Drtsvorftandes 
ſtets an den Gemeinderath übergehen. 

Art. 31. Bei Berathung des Gemeinderaths über Gemeinde: 
ſachen entjcheideet Stimmenmehrheit, wobei die Stimme des Bürger: 
meifters mitgezählt wird und bei Stimmengleichheit entfcheidet. Zur 
Gültigkeit der Berathung gehört, daß alle Mitglieder des Gemeinde: 
raths zur Verſammlung eingeladen wurden, daß wenigftens zwei 
Drittheile derfelben erfchhienen find und abgeftimmt haben, und daß 
das Refultat der Berathung niedergefchrieben und von den Abftim= 
menden unterfchrieben wird. 

Art. 32. Der Gemeinderath verfammelt fidy jährlich einmal 
regelmäßig, und zwar nad der mit Rüdfiht auf die örtlichen Ver— 
hältnifje erfolgenden Beftimmung der Staatsregierung, entiveder vom 
1. Mai an oder vom 1. Juni an auf böchftens 14 Tage, außerdem 
nur in den gefeglich vorgefehenen einzelnen Füllen, oder auf ausdrüd: 
lihe Ermächtigung der vorgefegten Negierungsbehörbe. 

Art. 33. Die regelmäßige Verfammlung im Monat Mai ift 
der Prüfung der Nechnung für das verfloffene Jahr, der Prüfung 
des Voranſchlages für das künftige Jahr und der Berathung für 
Berbefferung in der Verwaltung des Gemeindevermögens überhaupt 
beftimmt. — Ueber diefe drei verfchiedenen Gegenftände find beſon— 
dere Protokolle aufzunehmen und der vorgefegten Regierungsbehörde 
vorzulegen. 


Abfhnite 5. Bon der Wahl des Bürgermeifters, ber 
Beigeordneten und bes Gemeinderaths. 


Art. 34. Die Wahlen der Bürgermeifter, der Beigeordneten 
und der Gemeinderäthe erfolgen in Gemeindeverfammlungen bergeftalt, 
bag nad) erfolgter Beftätigung zum Bürgermeifteramte die Beigeord— 
neten und nad deren Beftätigung die Mitglieder des Gemeinderaths 
gewählt werden. — Stimmfähig find alle, welche das Ortsbuͤrger— 
recht in der Gemeinde befigen. — Waͤhlbar ift jeder Stimmfähige, 
welcher das Staatsbürgerreht (Berfaffungsurkunde, Art. 14 — 16) 
erroorben hat, es nicht durch gerichtliche Verurtheilung entweder wegen 
Ehebruches oder zu einer peinlichen, im Zuchthaufe verbüßten Strafe 
verloren hat und in feiner Ausübung nicht gehindert ift. 

Art. 35. Ausgenommen find von der Wählbarkeit: I) Stan: 
besherren und Patrimonialgerichtsherren innerhalb ihres Gerichtsbezir: 
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kes; 2) Militaͤrperſonen waͤhrend bes Dienſtes: 3) Geiſtliche und 
Schullehrer, ſowie diejenigen activen Staatsbeamten, welche zu einer 
dem Ortsvorſtande vorgeſetzten Verwaltungsbehoͤrde gehoͤrn. — Von 
der Waͤhlbarkeit zum Amte eines Buͤrgermeiſters oder eines Beige— 
ordneten ſind alle activen Staatsbeamten ausgeſchloſſen. Auch duͤrfen 
die Mitglieder eines Gemeinderaths ſowohl unter ſich, als auch mit 
ihrem Buͤrgermeiſter oder Beigeordneten nicht in aufſteigender oder 
abſteigender Linie verwandt ſein, und auf gleiche Weiſe iſt ein Sen⸗ 
der durch den anderen Bruder ausgeſchloſſen. 


Art. 36. Der Gewaͤhlte kann außer dem Falle der Art. 14 und 
27 die Wahl nur alsdann ablehnen, wenn er das 60. Lebensjahr 
zurüdgelegt hat oder wenn er activer Staatsbeamter if. — Der 
zum Bürgermeifter Gewählte kann aud in dem Falle ablehnen, wenn 
nad) dem Erfenntniß der vorgefegten NRegierungsbehörde die Annahme 
der Wahl mit dem wefentlihfien Nachtheile für die hauslihen Ver— 
hältniffe des Gewählten verbunden ift. 


Art. 37. Jede Wahl wird von dem Bürgermeifter mindefteng 
8 Tage zuvor bekannt machen, fodann von einem Regierungscom: 
miffair, mit Zuziehung der zwei hoͤchſt befteuerten und der ziel 
älteften Ortsbürger geleitet und erfolgt auf dem Gemeindehaufe oder 
in deffen Ermangelung an dem von dem PRegierungscommiffair bes 
flimmten Orte, dergeftaft, daß 1) jede Abftimmung durch Einſchrei— 
ben (ober Einfchreibelaffen) in einem Stimmzettel erfolgt, wobei die 
fämmtlihen Stimmzettel vorher mit fortlaufenden Zahlen verfehen 
werden und die Zahl, welche ein einzelner Stimmzettel hat, nur 
dem Abftimmenden bekannt wird; daB 2) die mit Abflimmungen ver: 
fehenen Stimmzettel in ein verfchloffenes Gefüß geworfen werden, daß 
3) nad) beendigter Abflimmung eine Abftimmungstifte gefertigt wird, 
in welche nur die Zahl eines jeden Stimmzettels und die Namen der 
darin gewählten Perfonen eingetragen werden; und daß 4) während 
der im Art. 33 beftimmten drei Zage einem jeden, welcher abgeftinnmt 
hat, freifteht, das MWahlprotofol und die darin aufgenommene Ab: 
ftimmungstifte einzufehen, um ſich fowohl von der richtigen Zahlung 
der Stimmen, als aud davon zu überzeugen, daß feine Abftimmung 
richtig eingetragen fei. Unter den Abftimmungen entfcheider die Stim: 
menmehrheit; bei Gleichheit der Stimmen das Loos. — Das Pro: 
toEoll bleibt zu diefem Zwede in Bürgermeiftereien unter 4000 Seelen 
drei Tage lang eröffnet, in Bürgermeiftereien von 4000 bis 10,000 
Seelen vier Tage hang und über 10,000 Seelen act Zage lang. 
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Wer in dieſer Zeit nicht abflimmt, wird angefehen, als trete er dem 
Ergebniß der erfolgten Abftimmungen bei. 

Art. 38. Unmittelbar nah der Wahl find die — der Ge⸗ 
waͤhlten auf die in jeder Gemeinde uͤbliche Art bekannt zu machen, 
damit jeder Ortsbuͤrger drei Tage lang Zeit hat, geſetzliche Einwen— 
dungen gegen die Wahl oder gegen die Gewählten bei der vorgefeßten 
Regierungsbehörde vorzutragen. 

Art. 39. Nach diefen drei Tagen ift das Protokoll über bie 
Wahlen, unterfchrieben von denjenigen, die es geleitet haben, und 
dem Protofollführer, an die vorgefegte Regierungsbehörde einzufenden. 

Art. 40. Nachdem die Gefeglichkeit der Wahl und die gefeß: 
lichen Eigenfchaften der Gemwählten geprüft worden find, wird ent: 
weder die Wahl beftätigt oder unter Anführung der Gründe ver: 
worfen. Binnen acht Tagen nah Bekanntmachung der Negierungs: 
verfügung Eann bei einer Beftatigung derjenige, der dagegen Ein: 
wendungen gemacht hat, bei einer Verwerfung der Gewählte, der 
Gemeinderath und jeder einzelne Drtsbürger, welcher abgeftimmt hat, 
'eine Beſchwerde bei der genannten Negierungsbehörde anzeigen, welde 
von diefer der vorgefegten Stelle zur Entfcheidung vorgelegt wird. 


Titel II. 
Bon der Erwerbung des Drtöbürgerrechtes. 


Abfhnitt l.e Bon der Erwerbung des Ortsbuͤrgerrech— 
tes vermöge der Geburt. 


Art. 41. Vermöge der Geburt ift jeder großjährige Inlaͤnder, 
infofern nicht die Kriegsdienftpflicht im Wege fteht, berechtigt, Drte 
bürger an dem Orte zu werden, wo fein Water oder feine Mutter, 
zu ber Zeit, wo er biefes thun will, das Ortsbürgerrecht befigt ober 
als Drtsbürger geftorben ift. 

Art. 42. Wer von diefem Nechte Gebrauch machen ‚will, hat 
dies dem Bürgermeifter anzuzeigen, damit er in das Bürgerregifter 
(Verzeichniß der Drtsbürger) eingetragen werde. 

Urt. 43. Andere Förmlichkeiten oder Leiftungen find nicht er 
forderfih, ohne die Verpflihtung zur Anfchaffung derjenigen Gegen 
fände auszufchließen, welche nach verfchiedenem Ortsgebrauche der 
DOrtsbürger zur Erfüllung feiner Bürgerpflichten haben muß, wie z. B. 
Feuereimer. 

Urt. 44. Bei ermangelnder Großjährigkeit kann die Provinziak 
regierung dispenfiren. 

Art. 45. Was in den Art. 41 bis 44 verfüge ift, gilt auf 
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gleiche Weiſe, infofern fie nicht bereit8 anderswo das Bürgerrecht 
erworben haben, von den Kindern der Givilftaatsbeamten, der Geift: 
lichen und der Schullehrer, der Militärperfonen (wenn dieſe nicht ihr 
früheres Domicil beibehalten haben) fowie Anderer, welche vermöge 
ihrer im Namen oder im Auftrag des Staates erfolgten Anftellung 
an einem Drte wohnen, und zwar in Beziehung auf den Ort der 
Anftellung des Vaters, fei ed, daß der Vater dafelbft entweder noch 
angeftellt fei oder nad feiner Entlaffung feine Wohnung behalten 
habe oder geflorben fei. 


Abfhnitt 2. Von der Erwerbung des Ortsbuͤrgerrech— 
tes durch Aufnahme. 
Abtheilung 1. Bon der Aufnahme ber Inlänpder, 

Urt. 46. Jeder großjährige Inländer chriftlicher Religion, in: 
ſofern nicht die Kriegsdienftpflicht im Wege fteht, ift berechtigt, da, 
wo ihm das Recht, Drtsbürger zu werden, nicht vermöge der Geburt 
- zufteht, die Aufnahme als Drtsbürger zu verlangen. — Wermweiges 
rungsgründe diefer Aufnahme find: wenn er entweder den Ruf einer 
guten, fittlihen Aufführung nicht hat oder, nad) menfchlichem An: 
fehen ſich rechtlich zu ernähren, nicht im Stande ift. 

Urt. 47. Die Beftimmung des Art. 44 tritt auch hier ein. 

Art. 48. Die Inländer mofaifcher Religion ftehen, wenn fie 
das. Stantsbürgerrecht befigen, für fih und ihre Familien den chrift: 
lihen Snländern hierin gleih. Haben fie das Staatsbuͤrgerrecht nicht, 
fo bleibt es vor der Hand bei den bisherigen Normen. 

Art. 49. Der Gemeinderath entſcheidet über die verlangte Auf— 
nahme von Sinländern und läßt demnach durch den Bürgermeifter die 
Aufnahme ertheilen .oder verweigern. — Hält der Nachfuchende bie 
Verweigerung der Aufnahme oder hält ein Mitglied des Gemeinde: 
raths die Ertheilung derfelben für unrechtlich, fo findet Berufung auf 
die Entfcheidung der vorgefegten MNegierungsbehörde Statt. Es Eann 
daher der Aufgenommene erft alsdann von feiner Aufnahme Gebraud 
machen, wenn binnen drei Tagen nad) ber Verfammlung des Ges 
meinderaths, worin diefer die Aufnahme verfügt hat, kein Mitglied 
deffelben dem Bürgermeifter angezeigt hat, daß es der Negierungss 
behörde eine Befchwerde über diefe Aufnahme vorgelegt habe, oder 
wenn biefe Befchwerde erledigt ift. 

Art. 50. Während die von Inländern zu zahlenden Meceptiong- 
gelder, mit Ausnahme des in den Art. 41 bis 43 enthaltenen Falles, 
vor der Hand und bis eine Verfügung über ihren Erſatz, wo er 
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nothwendig ift, eintreten kann, unverändert bleiben, ift e8 der Staats: 
vegierung überlaffen, die in den Provinzen Starkenburg und Ober: 
beffen von Inländern für ihre Aufnahme als DOrtsbürger zu zahlen: 
den Einzugsgelder und die Größe des zu folder Aufnahme erfoderlichen 
Bermögens zu beftimmen, um gleichförmigere Vorſchriften einzuführen. 


Abtheikung . Bon ber Aufnahme der Ausländer, 


Urt. Hl. Ausländer, welche das Ortsbürgerreht im Großher: 
zogthum erwerben wollen, wenden ſich zuerft an die Staatsregierung, 
um das Net eines Inländers zu erhalten. Iſt ihnen diefes bewil— 
ligt, fo richtet fi die Erwerbung des DOrtsbürgerrechtes nach den 
vorausgehenden Beftimmungen, und bei der Ertheilung des Ortsbür: 
gerrechtes ift auf die Vorfchriften des Art. 46 und darauf Rüdficht 
zu nehmen, ob die Aufnahme des Ausländers für die Gemeinde vor— 
theilhaft ift. R 

Art. 52. Die von den Ausländern zu zahlenden Receptionsgel—⸗ 
der und andere bisherige Keiftungen derfelben bleiben unverändert. 


Abfhnite 3. Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 53. Die Berordnung vom 10. December 1808 über bie 
fogenannte Einziehersfreiheit ift ganz allgemein aufgehoben, mit Vor— 
behalt des Rechtes, einzelne Gewerbe an Orten, wo fie bisher nicht 
getrieben wurden, durch Befreiung von der Gewerbfteuer auf eine 
beftimmte Zahl von Jahren zu begünftigen. 

Urt. 54. Seder, zur Zeit der Verkündigung diefes Gefeges in 
irgend einer Gemeinde der Provinzen Starkenburg und Oberheſſen 
bereits aufgenommene, Beifaffe befigt in derjenigen Gemeinde, in wel— 
her er aufgenommen ift, ohne weiteres und vermöge dieſes Gefeges, 
das Ortsbürgerrecht, und das Eintragen feines Namens in das Verzeich- 
niß der Ortsbuͤrger kann ihm aus feinem Grunde verweigert werden. 


Zitel IV. 
Bon der Verwaltung ded Gemeindevermögens im Allges 
meinen, 


Abfhnitt l.e Von dem Gemeindeeinnehmer. 

Art. 55. Die Gemeindeeinnahme und Ausgabe hat ein Ges 
meindeeinnehmer zu beforgen, welcher für eine Bürgermeifterei oder 
einen Theil derfelben angeftellt wird und in dem Bezirke feiner Ein 
nehmerei wohnen muß. 

Art. 56. Der Gemeindeeinnehmer wird von ber Provinzialregie: 
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rung nach Anhörung des Gemeinderathd ernannt. — Diefes Amt 
ift mit dem Amte eines Steuereinnehmers vereinbarlich, jedoch unver: 
einbarlid) mit dem Amte eines Bürgermeifters, eines Beigeordneten, 
eines Mitgliedes des Gemeinderaths und eines Schullehrers. 

rt. 57. Der Gemeindeeinnebmer. hat eine Eicherheit entweder 
in baarem Gelde oder in liegenden Gütern zu leiften. Der Gemeinde: 
rath beftimmt die Größe der Sicherheit. Wird fie in Geld geleifter, 
fo muß fie verzinft werden. 

Art. 58. Der Gehalt des Gemeindeeinnehmers wird, auf Anz 
trag des Gemeinderaths, durch die Regierung nad; Verhältniß feiner 
Einnahme beftimmt. Für die gewöhnliche Einnahme dürfen nicht 
mehr als hödyftens vier vom Hundert beſtimmt werden; bei außerge: 
wöhnlichen Einnahmen, 3. B. bei Capitalaufnahmen, bei Empfang 
von Kaufichillingen, bei außerordentlichem Holzhieb, bei nicht gewöhn: 
lichen Umlagen u. f. w. beftimmt die Regierung auf Antrag des Ge: 
meinderaths die Größe der dem Einnehmer zu bewilligenden Procente. — 
Gemeinden, welche. eine höhere gewöhnliche jährlihe Einnahme als 
10,000 Gulden haben, Eönnen ihrem Gemeindeeinnehmer eine beftimmte 
Befoldung bewilligen. 

Art. 59. Der Gemeindeeinnehmer kann aus Gründen der Ver: 
mwaltung von der Provinzialregierung, nad) Anhörung des Gemeinde: 
raths, entlaffen werden. Ebenſo kann er von der Provinzialregierung 
fuspendirt und zugleih vor Gericht geftellt werden. 

Art. 60. Die näheren Beflimmungen über die Verwaltung bes 
Gemeindeeinnehmers und-über die von dem Bürgermeifter zu führende 
Auffiht werden in einer befonderen Inſtruction ausgefprochen. 


Abſchnitt 2. Von dem Gemeindevoranſchlag. 


Art. 61. Jaͤhrlich iſt für eine jede Gemeinde ein Gemeinde: 
voranfchlag oder ein Gemeindebudget nad) der befonders hierüber vor: 
zufchreibenden Form zu fertigen. Es muß hierin für das kuͤnftige 
Jahr 1) jede Gemeindeeinnahme, fowohl die fländige beftimmte, als 
die ftändige unbeflimmte und die unftändige; 2) jede Gemeindeaus: 
gabe, aud für unvorhergefehene Fälle, und 3) jedes PORN 
für die Ausgaben enthalten fein. 

Art. 62. Der Bürgermeifter legt den Boranfchlag dem Ge: 
meinderath in feiner jährlichen regelmäßigen Berfammlung (Art. 32), 
mit Zuziehung des Gemeindeeinnehmers, zur Berathung vor. — 
Ueber die genaue Durchgehung des Gemeindevoranfchlages wird ein 
Protokoll geführt, weldyes die Gründe für jeden Poften angibt. Bei 
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Verfchiedenheit der Meinungen wird der Voranfhlag nah der Mehr: 
heit der Stimmen aufgenommen, jedoch die abweichende Anficht im 
Protokoll bemerkt. — Iſt der Voranfchlag vollendet, fo wird er 
- dreifach ausgefertige und mit dem Protokoll von der ganzen Verſamm⸗ 
lung unterfchrieben, fodann, nad) vorheriger ortsgewöhnlicher Bes 
kanntmachung, zur Einſicht jedes Intereffenten auf dem Gemeindehaufe 
acht Tage lang niedergelegt, und hierauf mit den, während diefer acht 
Tage etwa fchriftlich beigelegten, Bemerkungen von dem Buͤrgermei— 
ſter an die vorgefegte Negierungsbehörde im Laufe des Monats über: 
fendet, welcher nach bem- Anfang der regelmäßigen Verfammlung * 
Gemeinderaths eintritt. 

Art. 63. Der von der Regierungsbehoͤrde genehmigte — 
ſchlag wird dem Buͤrgermeiſter und dem Gemeindeeinnehmer, auf 
jeden Fall vor dem Ende des laufenden Jahres, zugeſtellt. — Inner: 
halb der Beftimmungen befjelben verwaltet der Bürgermeifter im Na- 
men der Gemeinde nad) den allgemeinen Verwaltungsregeln und ver: 
fügt (decretirt) die einzelnen Poften in Einnahme und Ausgabe auf 
die Gemeindecaffe. — Er muß ſich hierin unbedingt an den geneb: 
migten DVoranfchlag halten, ohne dasjenige, was er bei einer Klaffe 
von Ausgaben erfpart, für eine andere nicht zum voraus genehmigte 
Ausgabe verwenden zu Eönnen. — Ebenſo ift der Gemeindeeinneh: 
mer nicht befugt, auf die Anweifung des Bürgermeifterd Zahlungen 
zu leiften, wenn die Ausgabe im VBoranfchlag nicht vorgefehen ift; 
vielmehr werben alle, in demfelben nicht enthaltenen oder nicht berüd: 
fihtigten, Ausgaben dem Gemeinderinnehmer unnachſichtlich geftrichen 
und zur Laft gefchrieben. 

Art. 64. Wenn die Regierungsbehörde bei der Genehmigung 
des Voranſchlags Ausgaben verfügt, zu welchen der Bürgermeijter oder 
der Gemeinderath die Gemeinde nicht verbunden erachtet, fo ift der 
Drtsvorjtand zu einer Gegenvorftellung, fodann zu einer Befchwerde 
bei der höheren Behörde, verpflichtet. 


Abfhnitt 3. Bon der Gemeinderehnung. 


Art. 65. Der Gemeindeeinnehmer hat fpäteftens drei Monate 
nad) Ablauf des Jahres die Gemeinderehnung nad vorgefchriebener 
Form zu flellen und dem Bürgermeifter zu übergeben. — ft er ſaͤu— 
mig, fo zeigt dies der Bürgermeifter der höheren Behörde an, ynd 
diefe laͤßt, auf Koften des Gemeindeeinnehmers, die Rechnung durch 
einen anderen Rechnungsverſtaͤndigen ftellen. 

Art. 66. In die Gemeinderechnung muß alle und jede Gemeinde: 
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ausgabe gebracht werden, fomit alle Geld: und Naturaleinnahme und 
Ausgabe; auc das Loosholz und das Bau- und Werkholz, das den 
Gemeindegliedern und anderen verabreicht wird. — Es können daher, 
ohne befondere Erlaubniß der Provinzialregierung, durchaus Beine 
Mebenrechnungen und Nebencaffen bei der Gemeinderehnung und Ges 
meindecaffe ftattfinden, und Zheilnehmer an folden Nebenrechnungen 
find zum Erfage der heimlich verausgabten Summe verbunden, mit 
Vorbehalt der weiter verdienten vom Richter zu erkennenden Strafe. 

Art. 67. Nachdem der Bürgermeifter die Rechnung des Ge: 
meindeeinnehmers geprüft hat, legt er fchriftlich feine Verwaltungs: 
rechenſchaft ab; hinterlegt beide, nach vorheriger ortsgewöhnlicher Be: 
kanntmachung, acht Tage lang auf dem Gemeindehaufe, damit jeder 
Intereſſent fie einfehen „und fchriftlihe Bemerkungen darüber dem 
Bürgermeifter übergeben könne; und legt fie alsdann mit diefen Be: 
merfungen dem verfammelten Gemeinderath zu Anfang feiner regel: 
mäßigen Eigung vor. | 

Art. 68. Der Gemeinderath hat die Rechnung und bie Ber: 
waltungsrehenfchaft genau ducchzugehen und zu prüfen, und biejeni- 
gen Erinnerungen, worüber er fid) mit dem Bürgermeifter oder mit 
dem Gemeindeeinnehmer, durch die von diefen gegebenen Erläuterungen, 
nicht vereinigt, in fein Gutachten aufzunehmen. — Bei der Prü: 
fung ift das Gegenbuch (Controlbuch), in welches alle nicht fländige 
Einnahmepoften eingetragen werden müffen, zu vergleihen. Ein 
Mitglied des Gemeinderachs führt diefes Buch und wohnt daher allen 
Verkäufen, Verpachtungen und fonftigen die nicht fländigen Einnah- 
men betreffenden Borgäangen bei. — Bei der Prüfung der Verwal: 
tungsrechenfchaft des Bürgermeifters ift diefer nicht zugegen, fondern 
der Gemeinderath wählt duch Stimmenmehrheit fowohl ein Mit: 
glied aus feiner Mitte, um den VBorfig und die Leitung bei dieſer 
Prüfung zu haben, als auch ein anderes Mitglied zum Secretair. 

Art. 69. Die vorgefegte Negierungsbehörde hat fchließlih zu 
prüfen und abzufchliefen. Die Rechnung des Gemeindeeinnehmers 
mit dem dazu gehörigen Protokoll des Gemeinderath3 wird von dem 
Bürgermeifter, und die Berwaltungsrechenfchaft des Buͤrgermeiſters 
mit dem hierüber aufgenommenen Protokoll des Gemeinderaths wird 
von demjenigen ihr überfendet, welchem der Gemeinderath hierbei 
Dorfig und Leitung übertragen hatte. Bei der von der Regierungs: 
behoͤrde vorzunehmenden Prüfung und dem Abfchluffe ift vorzüglich 
richtig zu flellen, daß alles im Ganzen und im Einzelnen mit den 
genehmigten Voranſchlaͤgen und den gefeglichen Vorfchriften überein: 

20 * 
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flimme und die nicht erledigten Anftände find zu entfcheiden. Nur 
im Falle einer Beſchwerde über einen Beſchluß diefer Regierungsbe: 
börde findet weitere Verhandlung Statt. 


Art. 70. Iſt diefes Verfahren über die Gemeinderechnung been: 
dige, fo wird fie nochmals, nad) vorheriger ortsgewöhnlicher Bekannt: 
machung, vierzehn Zage lang zur Einſicht eines jeden Intereffenten in 
dem Gemeindehaufe aufgelegt, fodann von dem Bürgermeifter aufbewahrt. 


Zitel V. 
Bon einzelnen Gegenftänden der Verwaltung. 


Art. 71. Alle Verkäufe und Verpachtungen von Gemeindever: 
mögen, alle öffentlichen um Lohn zu verrichtenden Arbeiten, alles 
Bauwefen und alle Lieferungen follen ducc öffentliche Verfteigerung 
erfolgen, welche von dem Bürgermeifter geleitet wird. in Ueberfchlag, 
durch hierzu verpflichtete Perfonen gefertigt, foll jedesmal vorausgehen. 


Art. 72. Wenn die ducd) Verfteigerung beftimmte Summe dem 
Berrag des pflihtmäßigen Ueberfchlags entfpricht, fo ift der Bürger: 
meiſter berechtigt, die Verfleigerung zu genehmigen. Glaubt ein Mit: 
glied des Gemeinderaths, daß bei der Verſteigerung eine gefeglich 
vorgefchriebene, zur Gültigkeit des Gefhaftes nothiwendige, Form ver: 
fegt worden fei, jo hat es diefe Sache zur Erwägung und Entfchei: 
dung der vorgejegten Behörde zu bringen. — Dagegen ift Geneh— 
migung der Negierungsbehörde vorbehalten, wenn eine Summe nicht 
dem Betrag des pflichtmäßigen Ueberfchlags, entfpricht, und der Bür: 
germeifter dennoch die Verſteigerung beftätigen will. 


Art. 73. Ausnahmsweife ift öffentliche Verfteigerung nicht er: 
foderlich, fondern ein Accord des VBürgermeifters aus freier Hand ge: 
nügend bei folchen Arbeiten, welche 1) entweder eine befondere Kunft: 
fertigkeit vorausfegen, wobei jedody der Ueberfchlag vorausgehen muß, 
oder welche 2) fo unbedeutend find, daß die Koften der Verfteigerung 
vielleicht den Gegenftand erreihen, oder 3) wobei Gefahr im Verzug 


tiegt, welche mithin nuf der Stelle gemacht werden müffen. — Die 
Accorde über die Nr. 1 genannten Arbeiten erfodern Gutachten des 
Gemeinderathbs und Genehmigung der Provinzialregierung. — Die 


Beftimmung über die unter Nr. 2 und 3 genannten Arbeiten ift dem 
Bürgermeifter überlaffen, jedoch hat er über die unter Nr. 3 erwähnten 
Gegenftände zuvor das Gutachten des Gemeinderaths zu vernehmen. 
Art. 74. Gapitalaufnahmen erfodern Genehmigung der Provin- 
zialregierung, mit Ausnahme der zur Abtragung von vorhandenen 
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Schulden unter gleichen oder befferen Bedingungen aufzunehmenden 
Gapitalien gleiher Größe. 

Art. 75. In Beziehung auf die von einer Gemeinde zu füh: 
renden gerichtlichen Proceffe kann jeder als Kläger gegen eine Ge: 
meinde ohne befondere Ermächtigung auftreten, und der Bürgermeifter 
kann in jedem Falle ſich confervatorifcher Nechtsmittel zur Erhaltung 
bes Befisftandes bedienen. In allen übrigen Fällen darf der Ge: 
meinderath Activ- und Paffivprocefje nach eigener Ueberzeugung durch 
den Bürgermeifter führen laſſen: gefchieht dies aber ohne Ermädhtis 
gung der höheren Megierungsbehörde, und das Gericht findet, daß 
der Proceß von Seiten der Gemeinde muthwilliger Weife (frivol) ge: 
führt worden fei, fo muß das Gericht erkennen, daß die Mitglieder 
des Gemeinderaths, welche die Führung des Proceffes beftimmt haben, 
perfönlich verpflichtet find, alle Proceßkoften zu tragen und dem Geg: 
ner zu erſtatten. | 


Zitel VI. 
Bon Gemeindeumlagen. 


Art. 76. Eine Gemeindeumlage kann nur flattfinden, wenn ber 
Ertrag des Gemeindevermögens zur Beftreitung der ihm obliegenden 
Ausgaben nicht zureicht, oder wenn Ausgaben vorkommen, zu deren 
Beftreitung dag Gemeindevermögen nicht beſtimmt ift. 

Art. 77. Der Gemeinderath bat bei der Aufitellung des Ge: 
meindevoranichlags in Erwägung zu ziehen, ob zur Beſtreitung einer 
Ausgabe eine Umlage nothwendig ift. — Erkennt der Gemeinderath 
die Nothivendigkeit derfelben, fo hat er in dem, bei der Aufitellung 
des Voranſchlags zu führenden, Protokoll, unter Angabe der Gründe, 
die Norm zu bezeichnen, nach welcher die Umlage erhoben werden foll. 

Art. 78. Bei der Bezeichnung des Maßſtabes zur Beſtreitung 
der Gemeindebedürfniffe foll im Allgemeinen von dem Grundfag auss 
gegangen werden, daß die in einer Gemeinde MWohnenden oder Be: 
güterten zu den Gemeindebedürfniffen und zu den dadurch veranlaßten 
Steuerausfchlägen nur infofern beizutragen haben, als fie an ben 
Nutzungen des Gemeindevermögens Theil nehmen oder von dem Zwecke 
der Steuerausfchläge Vortheil genießen. 

Art. 79. Jede Gemeindeumlage erfodert Genehmigung ber höch: 
ften Staatsregierung ; die" Provinzialregierungen haben für bie jähr- 
liche Bekanntmachung der genehmigten Umlagen durch das Regierungs— 
blatt, fowie für die Fertigung der Erheberegifter zu forgen und dieſe 
erecutorifch zu erklären. — Wer unbefugt eine Gemeindeumlage hebt 
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oder unbefugt ihre Erhebung anecaet muß als Erpreſſer vor Gericht 
geſtellt werden. 

Art. 80. Wer ſich durch eine Gemeindeumlage beſchwert glaubt, 
bat feine Beſchwerde, in den erſten vier Wochen nach der Bekannt: 
mahung der Umlage in dem Regierungsblatt, bei ber einfcylägigen 
Provinzialregierung vorzutragen. Spätere vorgebrachte Beſchwerden 
bürfen nicht berüdkfichtigt werden. Der Recurs von der Entfcheidung 
ber Provinzialregierung geht innerhalb gleicher Frift von der Bekannt: 
machung diefer Entfheidung an das geheime Staatsminifterium ; jedoch 
muß die Entfcheidung vorläufig befolgt werben. 

Art. 81. Die Gemeindeumlagen haben ben nämlichen Vorzug 
und follen gerade fo beigetrieben werden, wie die directen Steuern. 

Art. 82. Die erſte Klaffe der Gemeindeausgaben begreift bie: 
jenigen, zu deren Beftreitung das Gemeindevermögen beftimmt ift. — 
Zur Beftreitung diefer erften Klaffe von Ausgaben muß daher 1) der 
in die Gemeindecaffe fließende Ertrag des Gemeindevermögend ver: 
wendet werden. 2) Reicht diefer nicht hin, und wird nicht ein Theil 
der Subftanz des Gemeindevermögens felbft dafür auf gefeglichem 
Wege verwendet, fo wird das Fehlende in jedem Falle nur auf die: 
jenigen umgelegt, welche Gemeindeeigenthum im Genuffe haben oder 
Vortheile daraus beziehen; einfchließlich der Berechtigungen, welde 
einzelnen Gemeinden auf fremdem Eigenthum in berfelben Gemarkung 
zuftehen, 3. B. Weiderecht, Beholzungsreht. — ind diefe Genuß: 
theile oder Wortheile unter den Theilnehmenden gleich, fo gefchieht die 
Umlage nad Köpfen. Sind fie ungleich, fo erfolgt die Umlage nad) 
dem Berhältniß des Genuffes oder durch Verpachtung eines Theiles 
biefes Gemeindeeigenthums. 

Art. 83. Zu der in dem vorhergehenden Artikel erwähnten 
erften Kiaffe der Gemeindeausgaben gehören die Bedürfniffe für die 
Erhaltung und Verbeſſerung des eigentlichen Gemeindevermögens und 
feiner Realgerechtfame, 3. B. Bezahlung der Gemeindefchulden und 
ihrer Binfen, infofern fie nicht für VBedürfniffe der zweiten und drit— 
ten Klaffe (Art. 84 und 87) aufgenommen wurden, Berichtigung der 
auf Gemeindegütern ruhenden Abgaben, Cultur des Gemeindemwaldes, 
Anpflanzung auf dem Gemeindegut, Wäfferungsgräben für daſſelbe. 

Art. 84. Die zweite Klaffe der Gemeindeausgaben begreift dies 
jenigen, zu deren Beftreitung das Gemeindevermögen und die Gefammt: 
heit der Gemeindeeinwohner verpflichtet find. — Zu bdiefen in dem 
Bezirke der Gemeinde Wohnenden werde in diefer Beziehung auch 
diejenigen gerechnet, welche in einer Gemeinde eine bewohnte Hofraithe 
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oder ein bewohntes Haus befigen und bie Hofraithe oder das Haus 
duch einen Pachter oder durch einen Verwalter bewohnen laffen. Zur 
Beftreitung diefer zweiten Klaffe von Ausgaben muß daher zunaͤchſt 
die Einnahme der Gemeindecaffe aus Gemeindevermögen, foweit dies 
die Beftreitung der erften Klaffe von Ausgaben (Art. 82) erlaubt, 
fodann etwa ein Theil der "Subftanz des Gemeindevermögens auf ge: 
fegliche Weife verwendet werden. — Sind aber diefe Einnahmen 
nicht vorhanden oder reichen fie zur Beſtreitung dieſer zweiten Klaffe 
von Ausgaben nicht hin, fo wird das Fehlende auf alle Gemeinbeein: 
wohner nach Verhältniß ihrer gefammten Steuerpflichtigkeit umgelegt- 

Art. 85. Zu der in dem vorhergehenden Artikel erwähnten zwei: 
ten Klaffe der Gemeindeausgaben gehören unter anderen die Bedürfniffe 
für folgende Gegenftände: 1) die Koften, melde die Verwaltung der 
Bürgermeifterei veranlaßt. 2) Erhaltung und Verbeſſerung des für 
alle Gemeindeeinwohner vorhandenen Vermögens, fowie Errichtung 
und Unterhaltung von Anftalten und Gebäuden, welche jeder in ber 
Gemeinde wohnenden Familie nügen können, 3. B. das Ortöpflafter, 
die Brüden:, Brunnen und Wafferleitungen in dem Orte, fobann 
nächtliche Straßenbeleuchtung (infofern hierzu der Gemeinderath nicht 
auf andere Beiträge, 3. B. ſtaͤdtiſchen Detroi, anträgt), Kirche, Pfarr: 
haus, Schulen, Ortsgefängniß, Wahthaus, Hirtenhaus, Feuertöfhungss 
anftalten und Geräthe, Koften für Hebammen, Leichenhaufer, Kirch: 
böfe. 3) Unterflügung armer Gemeindeeinwohner, auc ärztliche Dilfe 
für fie, Schulunterricht für arme Kinder. 

Art. 86. Wenn zur Beftreitung eines zur zweiten Klaffe ges 
hoͤrigen Bedlrfniffes irgend eine befondere, rechtlich begründete Ver: 
bindlichkeit (3. B. für Unterhaltung und Bauung des Pfarrhaufes) 
oder ein bejonders dazu beflimmtes Vermögen (3. B. milde Stiftun: 
gen) vorhanden find, fo wird darin durch die Verfügungen des vor: 
hergehenden Artikels nichts geändert. Es können daher auch Kirch— 
fpielskoften nur alsdann auf das gefammte fteuerbare Vermögen ber 
Kiechfpielögenoffen innerhalb des Kirchſpiels ausgefchlagen werden, 
wenn zur Beftreitung derfelben nicht eine befondere Verbindlichkeit 
oder ein beftimmtes Vermögen vorhanden ift, und wenn dazu aud) 
das Gemeindevermögen rechtlich nicht verbunden ift. 

Art. 87. Die dritte Klaffe der Gemeindeausgaben begreift die: 
jenigen, zu deren Beflreitung alle in dem Bezirke der Gemeinde 
MWohnenden fowohl, ald auch die darin nur Begüterten (Forenfen, 
Ausmärker) nad Verhaͤltniß ihrer Steuerpflichtigkeit verbunden find. 

Art. 88. So oft der Gemeinderath auf eine Umlage für Aus: 
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gaben dieſer dritten Klaſſe antragen will, ſoll den in dieſer Gemeinde 
nur Beguͤterten Gelegenheit gegeben werden, ſich von der Nothwen— 
digkeit der Umlage zu Überzeugen, oder die Gründe ihrer abweichen 
den Meinung bereits bei dem Gemeinderath zur Erwägung zu brin= 
gen. — Sin diefem Falle foll nämlidy der Bürgermeifter, 1) wenn 
bie Gemeinde in einem ftandesherrlichen oder patrimonialgerichtsherr- 
lihen Bezirke liegt, und der Standesherr oder Patrimonialgerichtsr 
herr in diefer Gemeinde begütert find, dem von dem Standesherrn 
oder dem Patrimonialgerichtsheren dazu zum voraus Bevollmaͤchtig— 
ten, 2) auferdem und in jedem Falle einem Bevollmächtigten aller 
übrigen in diefer Gemeinde nur Begüterten, oder, in Crmangelung 
einer folchen Uebereinkunft, dem am ftärkften Begüterten oder feinem 
Bevollmächtigten fpäteftens drei Tage vor dem Schluſſe der Bera— 
thungen des Gemeinderaths, Nachricht davon geben, daß und warum 
diefer auf eine folche Umlage antragen will, und ihm, auf Verlangen, 
die Einficht der betreffenden Papiere geftatten, auch, in Ermangelung 
einer Vereinigung mit demfelben, feine fhriftlichen Bemerkungen dem 
Gutachten des Gemeinderaths beilegen. So lange ſich nicht ein Be: 
vollmächtigter der fammtlihen in der Gemeinde nur Begüterten bei 
dem DBürgermeifter gemeldet und als Bevollmädhtigter derfelben nach: 
gewiefen hat, wendet fich der Bürgermeifter nur an den am ftärfften 
betheiligten Ausmaͤrker. 

Art. 89, Zu der in dem vorhergehenden Artikel erwähnten drit— 
ten Klaffe der Gemeindeausgaben gehören unter anderen die Bedürf: 
niffe für folgende Gegenftande: 1) Koften für Arbeiten und Anftal: 
ten, deren Vortheil fi auf alle in der Gemeinde Wohnende fowohl, 
als nur Begüterte erfireden ann, 3. B. Erhaltung der zu benadh: 
barten Orten führenden fogenannten Communications = oder Vicinal: 
wege und Brüden (ſtets mit Abzug des etwa bezogen werdenden 
Weg: und Brüdengeldes), Erhaltung der Feldwege mit Brüden und 
Stegen, der Gemarfungsgränzen, Entwäfferungsanftalten, Abzug8: 
gräben; 2) Kriegskoften und Landesbewaffnungskoſten; 3) Zinfen und 
Gapitalien der Schulden, welche zur augenblidlichen Erleichterung ber 
Beitragspflichtigen zu den unter Nr. I und 2° ausgefprochenen Zweden 
aufgenommen find ober werden. 

Art. 90. Die zu der dritten Klaffe gehörigen Gemeindeaus: 
gaben werden durch Umlagen aud) in dem Falle aufgebraht, wenn 
die Gemeindecaffe fie ganz oder zum Theil beftreiten könnte. — Je— 
doch darf in folhem Falle auf diefe Umlage für ein Jahr verzichtet 
und die Ausgabe aus der Gemeindecafje beftritten werden, wenn bies 
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in bem Protokoll zum Voranfchlag ausdruͤcklich erwähnt wird, und bie 
Mehrheit des Gemeinderaths dafur ftimmt. 
Art. 91. Die beftehenden gefeglichen Verfuͤgungen über die Bei: 
tragspflicht zu Gemeindekriegsſchulden bleiben unverändert. Jedoch 
fol derjenige Beitrag für Zinfen oder Capital von Gemeindekriegs: 
fhulden, welcher den in der Gemeinde MWohnenden zur Laft fällt, 
lediglich) durch Umlagen auf das fleuerbare Vermögen, einfchließtich 
des Gemeindevermögens, berichtigt werden; feineswegs aus dem Er: 
trage bes Gemeindevermögens oder aus dem Erlös von veräußertem 
Gemeindevermögen, wenn nicht die Mehrheit des Gemeinderaths da— 
für ftimmt. ‘ 

Art. 92. Die duch Auflöfung von Goncurrenzcaffen, 3. B. 
Amts: und Gentcaffen, den Gemeinden überwiefenen Schulden richten 
fi) nach der Beitragspflicht zu den aufgelöften Caffen. 


Zitel VI. 
Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 93. Da im ganzen Umfange des Großherzogthums künftig 
nur Aufnahmen zu Drtsbürgern (Art. 41, 46 und 51) ftattfinden, 
fo erhalten alle von nun an Neuaufgenommenen ein volllommen 
gleiches Recht unter fih. — Den, zur Zeit der Bekanntmadhung 
dieſes Gefeges in denjenigen Theilen der Provinzen Starkenburg und 
Dberheffen, in welchen ein Unterfchied zwifchen Beifaffenrecht und 
vollem Bürgerrecht noch zur Zeit befteht, vorhandenen, Mitgliedern 
einer engeren Gemeinde (Gemeindgleuten, Bürgern) bleibt der bis: 
herige* Antheil an der Benusung oder dem Ertrage der Gemeinde: 
güter lebenslaͤnglich, ohne daß er durch Aufnahme neuer Ortsbürger 
gefhmälert werden könnte. — Wenn ein folhes Mitglied einer 
engeren Gemeinde abgeht, fo foll fein bisheriger Antheil an der Be— 
nusung oder dem Ertrage der Gemeindegüter zum Vortheile der übri: 
gen, nod nicht in folhem Genuffe ftehenden, jedesmaligen Ortsbuͤr— 
ger verwendet werden. Mit dem Abgange fämmtlicher jegigen Ge— 
meindsleute oder Bürger einer Gemeinde werden demnach die Nechte 
aller DOrtsbürger in derfelben, in Beziehung auf Theilnahme an dem 
Gemeindevermögen, vollkommen gleich, und der Unterfchied zwifchen 
Beifaffenreht und vollem Bürgerrecht ift alsdann veſchwunden. Jede 
Drivatübereinkunft gegen die Verfügung diefes Artikels ift unverbindlich. 

Art. 94 Mo niht alle, als Bürger oder Gemeindsleute in 
die engere Gemeinde Aufgenommenen, gleichen Antheil an ber Be: 
nugung oder dem Ertrage der Gemeindegüter haben, fondern etwa 
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nur ein Theil diefer Gemeindeglieder (eine gefchloffene Zahl) in dem 
ausfchließlihen Befige diefer Theilnahme an der Benußung oder dem 
Ertrage der Gemeindegüter fid) befindet, oder wenigftens einige und 
namentlich die Älteren Glieder einen größeren Antheil an diefen Ge: 
meindegütern haben, da follen diejenigen, welche jego diefen aus: 
fchließlichen oder größeren Antheil haben, auch lebenslänglich ihn bes 
halten. Allein wenn in ber Folge in foldhen Gemeinden Allmenden- 
lcofe eröffnet werden, fo follen zunächft diejenigen jesigen wirklichen 
Gemeindeglieder., welche fi noch nicht im Befige von Allmendenloofen 
befinden, nach der bisherigen Einrichtung in den ausfchließlichen oder 
größeren Antheil einrüden, weil fie das Recht hierauf unter laͤſtigen 
Bedingungen erworben haben. — In diefen Gemeinden beginnt 
daher die, in der zweiten Hälfte des vorigen Artikels enthaltene, 
Beftimmung nicht eher, ald wenn bie jegigen Mitglieder der engeren 
Gemeinde in den ausfihließlichen oder größeren Antheil nach der bie: 
berigen Einrichtung eingerudt find, und alsdann ein Mitglied der 
engeren Gemeinde abgeht. 

Art. 95. Wo alle Bürger oder Gemeindsleute gleichen Antheil 
an der Benukung der Gemeindegüter haben (Art. 93), da fteht es 
denjenigen, welche ein Gemeindevermögen oder feinen Ertrag gemein: 
fchaftlich genießen, frei, eine Theilung derfelben unter ſich zu fordern. 
Diefe Theilung erfolgt, fobald fie von der Mehrheit diefer Mitglieder 
der engeren Gemeinde verlangt wird. — Wo fi aber die Gemeinde: 
güter im ausfchließlichen oder größeren Beſitze eines Theiles der Mit- 
glieder der engeren Gemeinde befinden (Art. 94), da kann die Thei— 
(Ang nur mit Einwilligung der übrigen jegigen Mitglieder dem enge: 
ren Gemeinde erfolgen. 

Art. 96. Durch die Theilung, welche unter Leitung der Pro: 
vinzialregierung erfolgt, erhält jeder, welcher bisher Theil an dem 
Genuffe hatte, (aljo einfchließlich der Beifaffen, wenn fie bisher Theil 
daran hatten), nach Berhältniß der jegigen Theilnahme an dem Ge: 
nuffe, einen Theil des bisherigen Gemeindevermögens erb= und eigen: 
thuͤmlich. Gemeindewaldungen find von diefer Theilung ausgefchloffen. 

Art. 97. Auf die zu vertheilenden Gemeindegüter wird eine 
Srundrente zum Vortheile der Gemeindecaffe gelegt, mit Ausnahme 
des Falles, wenn die Einkünfte einer Gemeinde fo beträchtlich find, 
daß diefe Summe body wieder an die einzelnen Gemeindeglieder ver: 
theilt werden würde. — Die Größe der Grundrente beftimmt bie 
Provinzialeegierung. Wenn eine folche Grundrente zur Beftreitung 
der dem Gemeindevernögen obliegenden Ausgaben erforderlich iſt, 
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fo wird bei Beftimmung ihrer Größe der Durchſchnitt der Ausgaben 
der vorhergehenden zehn Jahre zum Grund gelegt. 

Art. 98. Die Zheilung kann nur mit Einwilligung oder mit 
gleichzeitiger Befriedigung der, auf das zu theilende Vermögen hypo— 
thekariſch verficherten, Gcemeindegläubiger erfolgen. — Wenn Pfarr: 
und Echulpfründen bisher auf irgend eine Weiſe von dem jego zu 
vertheilenden Vermögen Nugen zogen oder, befonders legtere, nicht 
genügende Einnahmen haben, fo muß ihnen ein Theil als Befol: 
dungsſtuͤck unentgeltlich überwiefen werden, welcher, in jenem Falle, 
mindeftens dem bisherigen Nugen entfpriht, in dieſem Falle von 
dem Gemeinderat, mit Beftätigung der Provinzialregierung, billig 
beftimmt wird. — Wenn weltliche Staatsdiener bisher einen ſolchen 
Mugen zogen, fo wird der bisherige Merth deffelben in Geld ange: 
ſchlagen und der Staatscaffe, als eine jährlich aus der Gemeindecaffe 
zu zahlende Rente, zugetbeilt. | 

Art. 99. Diejenigen befonderen WBerpflichtungen der Beifaffen, 
welche ihnen nicht nach Verhältniß ihrer Nugungen an dem Gemeinde: 
vermögen obliegen, fallen. weg, fobald die Staatsregierung biefe 
Berhältniffe näher geordnet hat. 

Art. 100. Wo Regierungsbeamte in Gemeindeangelegenheiten 
handeln, find ihre Verrichtungen durchaus als officiell zu achten und 
zu jenen Gegenftänden zu rechnen, für welche die Gemeinden durch: 
aus feine befondere Vergütung leiften dürfen. — Bor der Hand 
bilden die Grundbeftimmungen diefes Gefeges noch nicht einen Bes 
ftandtheil der Verfaffung, bis auf einem künftigen Landtage darlıber 
Beftimmungen erfolgen. —  Unfer Staatsminifterium des Innern 
und der Zuftiz ift beauftragt, diefes Gefeg zum Vollzug zu bringen, 
fobald die dazu nothiwendigen Vorbereitungen vollendet find. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfährift und bes hierauf 
gedruckten Staatöfiegels. 


Darmftadt, den 30. Juni 1821. 
(L. S.) Ludewig. 
v. Grolman. 


Braunfhbweig. 


VUene Landfhaftsordnung nebft Wahlgefetz vom 12. Octo- 
ber 1832. 


Gapitel3. Bonden Gemeinden. 


A. Allgemeine Beftimmungen. 
a. Gemeinbebezirße, 


$. 41. Jedes Grundftüd im Lande muß einem beftimmten Ge: 
meindebezirke angehören. — Die Landesregierung wird diefe Ge: 
meindebezirfe, foweit fie noch zweifelhaft find, durch Verordnungen 
beftimmen. 

b. Gemeindegenoffen. 

$. 42. Jeder Landeseinwohner muß einer beftimmten Gemeinde 
angehören, und zwar derjenigen, in welcher er den gefeglichen Bes 
fimmungen zufolge feinen Wohnfis hat. 

© Markgenofſen. 

$. 43. Grundbefiger, welche das Recht des Wohnfiges in der 
Gemeinde nicht erlangt haben, genießen wegen ihres Befigthums 
denfelben Schutz, welcher den Einwohnern gewährt wird, fie find 
aber auch, wie diefe, zu den auf den Grundftüden haftenden Laſten 
verpflichtet. 

d. Bildung neuer Gemeinden. 

$. 44. Keine Gemeinde kann fi bilden ohne Genehmigung 
der Pandesregierung, und ohne diefe darf eine Gemeinde weder ihren 
Gemeindeverband durch Aufnahme anderer Gemeinden erweitern, noch 
durh Bildung neuer und befonderer Gemeinden verändern, noch ihre 
rechtlich beftehende Gemeindeverfaffung eigenmaͤchtig umgeftalten. 

e. Bermögensverhältniffe. 

$. 45. 1) In Beziehung zum Staate. Das Vermögen und 
Einkommen der Gemeinden und ihrer Anftalten darf nie mit dem 
Staatsvermögen oder den Staatseinnahmen vereinigt werden. 

$. 46. Fortfegung. Die Gemeinden haben ihr Vermögen durch 
ihre Behörden felbftftändig zu verwalten. Die Dberaufficht der Re: 
gierungsbehörden erftredt fih nur darauf, daß die Verwaltung über: 
haupt den beftehenden Gefegen gemäß gefchehe, daß insbefondere das 
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Gemeindevermögen erhalten, das Einkommen davon zu Gemeinde: 
zweden verwandt, und daß bei der Bertheilung. der Gemeindeabgaben 
nad) gleihmäßigen Grundfägen verfahren werde. — Der Regierungs⸗ 
behörde fteht die Entfheidung auf die Befchwerden zu, welche gegen 
die Gemeindeverwaltung erhoben werben. | 

$. 47. 2) Mehrerer Gemeinden. In den Ortſchaften, welche 
aus verfchiedenen Gemeinden zufammengefegt find, bleibt die Ver: 
waltung des einer jeden derfelben befonders zuftehenden Vermögens 
und ber Gerechtfame getrennt, es fei denn, daß das Gegentheil durch 
ordnungsmäßig gefaßte Befchlüffe der betheiligten Gemeinden feftge: 
ſtellt würbe. 

$. 48. 3) Einzelner Gemeindemitglieder. Durch die mit dem 
Mohnfigrechte verbundene Aufnahme in die Gemeinde allein werden 
keine Anrechte an den Gemeindegütern gewonnen, deren Mitbenugüng 
an den Befis gewiſſer Grundftüde in der Gemeinde geknüpft ift, auch 
nicht an den Gütern, welche gewiffen Genoffenfhaften gehören. 


f. Semeindelaften, 


-$. 49. 1) Allgemeine Pflicht dazu. Won den verfaffungsmäßtg 
der Gemeinde oder mehreren im Berbande ftehenden Gemeinden auf: 
gelegten -Gemeindelaften und Leiftungen Eann fein Mitglied der Ge: 
meinde oder des Verbandes, fowie aud Fein in derfelben belegenes 
Grundftüd anders, als aus gefeglichen Gründen befreit werden. | 

$. 50. 2) Deren rechtliche Begründung. Keine Gemeinde kann 
mit Leiftungen und Ausgaben befchwert werden, wozu fie nicht nach 
allgemeinen Gefegen oder befonderen Nedytsverhältniffen verbunden: ift. 
Daffelbe findet aud auf mehrere im Verbande ftehende Gemeinden 
Anwendung. | 

$. 51. 3) Entfhädigung wegen allgemeiner Raften. Alle Laften, 
welche nicht durch die örtlichen Bedürfniffe der Gemeinden oder eines 
Verbandes von Gemeinden, fondern durch die Erfüllung allgemeiner 
Verbindlichkeiten des Landes oder einzelner Theile defjelben herbeiges 
führe werden, 3. B. Einquartierungen und Kriegsfuhren, müffen, ins 
foweit nicht befondere Nechtsverhältniffe eine Ausnahme begründen, 
von dem gefammten Lande oder dem betreffenden Randestheile in dem 
Maße getragen werden, daß diejenigen, welchen die Laſt wirklich 
aufgelege ift, Entfhädigung erhalten. 


g. Semeinbebeamte, 
$. 52. Saͤmmtliche Vorftände fowie die Übrigen Beamten der 
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Gemeinden find auf Fefthaltung ber Landesverfaffung und Wahr: 
nehmung der dadurch begründeten Rechte der Gemeinden zu verpflichten. 


B. Befondere Beftimmungen. 
1) Kür die ftädtifchen Gemeinden, 

$. 53. a. Allgemeine Rechte. Die Bürgerfhaft in ben Staͤd— 
ten und denjenigen Flecken, welchen eine ftadtifche Verwaltung zuge: 
ftanden ift, foll berechtigt fein: 1) durch eine doppelte Wahlhandlung 
ihre Vertreter zu wählen; 2) durch diefe Vertreter und die flimm: 
- führenden Mitglieder des Magiftrates die Beamten der Stadtverwal: 
tung frei zu wählen, und zwar in dem Maße, daß nur die ſtimm— 
führenden Mitglieder des Magiftrates der landesfürftlichen Beftätigung 
bedürfen; 3) durch diefe Vertreter bei der Verwaltung aller Gemeinde: 
- angelegenheiten, insbefondere bei allen denen, welche das Vermögen, 
die Rechte und Berbindlicykeiten, fowie die Bewilligung der von der 
Gemeinde zu tragenden Laften und Leiftungen zum Gegenftande haben, 
mitzuwirfen. 

$. 54. b. Städteordnungen. Auf den Grund der Beftimmun- 
gen diefes Gapitels follen die NRechtsverhältniffe der ftädtifhen Ge: 
meinden und deren Beamten durch die allgemeine Städteordnung und 
die jeder einzelnen ftädtifchen Gemeinde durd ein befonderes Statut 
näher und ausführlider feitgefegt werden. 

2) Für die Landgemeinden. 

$. 55. a. Drtsvorfteher und Drtsgefhworene.. Den Landge: 
meinden fteht das Recht zu, ihre Drtsvorfteher, unter Vorbehalt der 
Beftätigung von Seiten der Regierungsbehörde, zu wählen. Gleich: 
falls haben fie das Recht, ihre Drtsgefchiworenen felbft zu wählen, 
und durch diefe alle Gemeindeangelegenheiten mit zu berathen, infofern 
nicht bei wichtigen Gegenftänden den Rath der verfammelten Gemeinde 
zu vernehmen erforderlidy erachtet würde. — Diefen Grundfägen ge: 
mäß follen die Verhältniffe der Kandgemeinden durd eine Gemeinde: 
ordnung feftgeftellt, und im bdiefer über die Wahl des Ortsvorſtehers 
und der Drtsgefchworenen das Nähere beftimmt werben. 

$. 56. b. Neue Anbauer. Neue Anbauer follen nicht ohne 
vorgimgige Vernehmung der Landgemeinde, und, im Falle eines Wider: 
fpruches, nicht ohne vorgangige Entfheidung der VBerwaltungsbehör: 
den über die vorgebradhten Gründe, zugelaffen werden. 


— 
% 


Naſſanu. 
Gemeindeedict. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden, ſouveraͤner Herzog zu 
Naſſau u. ſ. w., haben, nachdem durch das Edict vom O— 11 Sep: 
tember vorigen Jahres die oberen und Gentralverwaltungsftellen anges 
ordnet worden find, aud für jede derfelben immittelft durch erlaffene 
Verwaltungsordnungen der Gefchäftskreis genau beftimmt, und durd) 
die von Unferem Staatsminifterium ihnen zugefertigte Geſchaͤftsord— 
nungen ihre Bildung vollendet, nachdem endlich duch Unfer Edict 
vom 4. d. M. das Nähere wegen gleichförmiger Einrichtung der be: 
ftehenden Aemter nad den im größten Theile des Landes fchon bes 
ftehenden Gefegen. verfüge worden ift, befchloffen, nunmehro auch die 
wichtige und durch Ruͤckſichten für öffentlihen und Privamvohlftand 
der Landesgemeinden hoͤchſt dringend gewordene gleihförmige Einrid): 
tung ber Gemeinde: und Drtsverwaltung zu bewirken. Wir haben 
bie Ausdehnung der im Einzelnen in verfchiedenen Landestheilen fchon 
beftandenen zwedmäßigen Verordnungen oder herfömmlichen Verwal: 
tungsweife, infoweit ffe mit der von Unferen in Gott ruhenden Res 
gierungsvorfahren als Grundlage der Landesverfaffung befeftigten 
Gleichheit vor dem Gefege und in allen Beitragsverhältniffen zu öffent: 
lihen oder Staatslaften vereinbar erfchienen, auf Antrag Unferer 
Landesregierung und nach angehörtem Gutachten Unferes Staatsraths, 
für gut gefunden. 

"Wir haben diefe verfaffungsgemäße Einrichtung in Vorausfegung 
und Erwartung der übereinftimmenden Anfiht Unferer Landftände, 
welche zu Bewahrung der oberften Grundfäge Unferer Landesverfaffung 
errichtet worden find, um fo mehr verfügt, als die Wirkungen tief 
eingreifender , unvorhergefehener Staatsereigniffe, naͤmlich die Ablöfung 
und neue Cinverleibung großer Theile des Staatsgebietes, ſodann 
die von der göttlichen Vorfehung nad ihrem unerforfhlichen Rath: 
ſchluß gefügte Vereinigung einer vorher unter zwei Negenten getheils 
ten Regierung in Unferer Hand, es bis hierher unmöglid gemacht 
haben, die verfaffungsmäßige Wahl und Einberufung Unferer Land: 
fände zu bewirken. Es ift jedoch Unfer Wunfh und Willensmeis 
nung, daß fie — bei ihrer bevorftehenden erften VBerfammlung — 
Uns über alle, von Uns und Unferen in Gott ruhenden Regierungss 
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vorfahren in nothwendiger Folge jener vorerwähnten, unabwendbaren 
Begebenheiten angeordneten organifchen Vermaltungseinrichtungen, welche 
für die organifche Bildung des Staatskörpers erforderlich geweſen find, 
wovon Unfere Landſtaͤnde, als angeordnete Landesrepräfentation, ein 
wefentliches Glied ausmachen, ihre allenfallfige, auf grändlichern Lo: 
calkenntnijfen und naher Beobachtung der Erfolge beruhende und von 
aufgeklärten Einfihten und erlangter Kenntniß der wahrhaften eigen: 
thuͤmlichen Staatsbeduͤrfniſſe fowohl, wie auch von uneigennügigem, 
das Wohl des Landes und die Rechte aller Staatsbürger mit gleicher 
MWärme umfaffenden Rechtsgefuͤhl eingegebene Erinnerungen Uns vor: 
tragen werden, denen Wir folchergeftalt ftetshin Unfere vorzüglichfte 
landesfürftlihe Aufmerkfamkeit widmen werben. 

Bon diefen Anfichten und Beweggruͤnden veranlaßt, verordbnen 
Mir demnah, in Beziehung auf die Orts: und Gemeindeverwal: 
tung, was nachfolgt: 

Eintheilung des Herzogthums und der Xemter in Örtlide 
Verwaltungsbezirke, 

$. 1. Sowie Unfer Herzogthum nad) der Verordnung vom 
4.5. M. in Amtsbezirke abgetheilt worden ift, fo. foll jedes Amt 
wieder in örtliche WVerwaltungsbezirke abgetheilt werden, welche den 
Namen Gemeindebezirk führen, aber in aller Beziehung künftig nur 
nad dieſer Staatseintheilung erfcheinen.. — Der Negel nah fol 
für jedes Dorf, Fleden oder Stadt ein eigener Gemeindebezirk gebil: 
det werden, und zwar nad ber bisherigen Gemarkungsgrenze. Da, 
wo fie noch mit benachbarten Ortſchaften gemeinfchaftlihe Gemar— 
kungen, Waldungen, Gerechtfame u. f. w. befigen, find diefelben ab: 
zutheilen. Nur diejenigen DOrtfchaften, weldye von weniger als zwan— 
3ig Familien bewohnt werden und bisher noch Feine eigene Gemeinde 
gebildet haben, find bei demjenigen Gemeindebezirke zu belaffen, wel: 
chem fie einverleibt find; bildeten fie aber bisher fchon eine eigene 
Gemeinde und Gemarkung, dann foll es auch künftig dabei fein Be: 
wenden haben, wohingegen alle einzelne Wohnungen, Mühlen, Höfe, 
Hütten: und Hammerwerke, Fabrikgebaude und Wohnorte von weni: 
ger als zwölf Familien, desgleihen alle, und namentlich aud) Unfere 
Domainal:, ſtandes- und grundherrlihe Waldungen und Güter, 
welche bisher zu feiner Gemeinde gehörten oder eine eigene Gemar: 
fung bildeten, einem der nächftgelegenen Gemeindebezirke zugetheift 
und der dafigen Gemarkung” gänzlicdy einverleibt werden follen; daher 
dann auch die Grundftüde in das Stock- und Lagerbuch, das Steuer: 
Batafter, und eintretenden Falles in das Hypothekenbuch des Gemeinde: 
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bezirkes einzutragen, und bei Kauf-, Tauſch- oder Pfandeontracten 
u. f. w. allenthalben nach den beftchenden Gefegen, gleicy anderen 
Gemarkungsgütern, zu behandeln find. 


Eintheilung der Staatsbürger in Gemeinden, 


$. 2. Nach diefer geographifchen Bildung der Gemeindebezirke 
find zugleich ſaͤmmtliche Staatsbürger Unferes Herzogthums in Ge: 
meinden abzutheilen, dergeftalt, daß ein jeder, fobald er fich haͤuslich 
niederlaͤßt oder ein buͤrgerliches Gewerbe für eigene Rechnung treibt, 
auch Drtsbürger in derjenigen befonderen Gemeinde ift, in deren Be: 
zirke er feinen feſten Wohnſitz hat. Alle, welche hiernach Ortsbürger 
in einer Gemeinde find, follen völlig gleiche Rechte und gleiche Wer: 
bindlichkeiten hinfichtlicy des Verbandes haben, in welchem fie fich 
nad) der betreffenden Unterabtheilung des Etaates befinden; aller Un: 
terfchied, welcher bisher ftattfand zwiſchen Gemeindegliedern und fol: 
chen Staatsbürgern, welche gar nicht oder nicht volle Gemeindeglieder 
waren, zwifchen Befpannten und Nichtbefpannten, Beguͤterten und 
Nichtbegüterten, zwijchen folchen, die eine eigene Wohnung hatten oder 
nicht, den fogenannten Heppenleuten, Beifaffen u. f. w., Kindern, 
welche bei ihrer Verheurathung eine eigene Haushaltung anfangen, 
zwifchen Bürgern und Wittwen, die eine eigene Samilie bilden, und 
wie dergleichen Unterfchied fonft Namen haben mag, foll von nun an 
gänzlich aufgehoben’ fein, infofern nicht die hierunter folgenden nähe: 
ren Beftimmungen eine Ausnahme hiervon ausdruͤcklich feftfegen. — 
Hirten, welche, ohne irgendwohin recipirt zu fein, aus einer Gemeinde 
in die andere ziehen und fich jahrweije zur Viehhut verdingen, follen 
fünftig nicht mehr geduldet und jest in diejenige Gemeinde als Orts: 
bürger aufgenommen werden, bei welder fie im Dienfte ftehen; alle 
andere Perfonen, welche ein vages Leben führen, find berechtigt und 
verpflichtet, ald DOrtsbürger in den Geburtsort zurüdzufehren, wenn 
fie anderswo ihren Unterhalt nicht mehr. finden koͤnnen, und fo 
lange alsdann nod ein Familienhaupt da ift, folgt ihm die ganze 
Familie und bleibt nad feinem Ableben an deffen Wohnorte; find 
aber beide Eltern geftorben, ohne einen feiten Wohnort gehabt zu 
haben, fo gehört jedes Kind in die Gemeinde, in deren Bezirke es 
geboren wurde. — Ausgenommen von der VBerbindlichkeit des per: 
fönlichen Eintrittes in die Gemeindebürgerfchaft follen nur fein: 1) bie 
Standes: und Grundherren. 2) Die Adeligen, auch dann, wenn 
fie wegen des für fie etwa betriebenen bürgerlichen Gewerbes einen 
Berwalter, Pächter u. f. w. beftellen, der jedoch die Verbindlichkeiten 
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wie jeder andere Ortsbuͤrger für fie erfüllt. 3) Die Staatsdiener, 
fowohl des geiſt- als weltlichen Standes, Hof-, Militär, Forſt-, 
Medicinalbeamten u. f. w. ohne Unterfchied zwifchen Gentral= und 
Kocaldienern, desgleichen die ſtandes- und grundherrlihen Diener ber 
höheren den privilegirten Gerichtsftand genießenden Klaffe, die Advo— 
caten, die geprüften Gandidaten zum Staatsdienft und die Scribenten 
der Staatsbehörden. Sie find als folhe Staatsbürger anzufehen, 
welche fih nur auf unbeflimmte Zeit an dem Dite aufhalten, wo fie 
den Dienft verrichten, nehmen alfo nur Theil an den allgemeinen 
Bortheilen und Laften des Staates, nicht aber an ben befonderen 
ihres Aufenthaltsortes, e8 wäre denn, daß fie nur foldhe Stellen 
befleideten, die nur an Perfonen vergeben werden, welche ohnehin 
ihren feften Wohnfig an demjenigen Drte haben, wo fie das öffent: 
liche Amt bekleiden follen, und bie bdiefes nur als Mebenfache mit 
ihrem bürgerlichen Gewerbe verfehen, auf weiches fie ihren Nahrungs 
ftand begründen, wie z. B. Schultheißen, Gemeinderechner u. f. w., 
oder daß Wir einem Staatsdiener auf Anſuchen den Betrieb eines 
bürgerlichen Gewerbes neben dem Staatsdienft befonders geftatteten, 
wodurd er in das Gewerbfteuerkatafter der Gemeinde fommt, in meld 
einem und anderen Falle er Bürger in der Gemeinde werden muß und 
als folder an allen Vortheiten und Laſten derfelben Antheil nimmt. 
Durdy die bloße Erwerbung eines Grundeigenthbums fommt der Staats: 
diener felbft in feinem Wohnorte in die nämlichen Verhältniffe, wie 
ein jeder Grundeigenthümer, der in einem anderen Gemeindebezirke 
wohnt (Forenfe). 4) Die Penfiondrs und Wittwen der Staatsdiener; 
fie follen in diefer Beziehung den noch in wirklichem Dienft ftehenden 
Dienern gleich geachtet. werden. Ebenfo 5) Gapitaliften und Rentie: 
rer, welche fein bürgerliches Gewerbe treiben, fondern blos von dem 
Ertrage der Zinfen ausgeliehener Gapitalien oder fonftigen Renten ihren 
Hausftand erhalten. Als folhe find auch diejenigen von Adel und 
Einwohner zu betrachten, welche in einem Gemeindebezirte nur ein 
Mohngebäude nebſt Garten oder einigen Grundftüden befigen, ohne 
eigentlich ein landwirchfchaftliches oder irgend ein anderes bürgerliches 
Gewerbe zu treiben. 6) Fremde, die fih im Gemeinbdebezirke auf: 
halten. 7) Die Juden, welde bis zu näherer Beftimmung in ihren 
bisherigen WVerhältniffen gegen die Gemeinden bleiben. — Diefe Per: 
fonen, welche ausnahmsmeife die vollen Rechte und Verbindlichkeiten 
der Gemeindebürger nicht erhalten follen, ſtehen jedoch in Hinſicht der 
öffentlihen WBerwaltung ebenfo unter den angeordneten höheren und 
niederen Staatsbehörden ihres Aufenthaltsortes wie bisher und find 
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alle darauf Bezug habende Anordnungen forthin zu befolgen verpflich: 
tet. Diejenigen Perfonen, mit Ausnahme der Juden, welche in dem 
Gemeindebezirke Güter befigen oder ein bürgerliches Gewerbe betreiben, 
daher hinſichtlich derfelben alle auf das Gewerbe oder Grundeigenthum 
ausgefchlagenen Gemeindelaften tragen müffen, find, unter den fonftis 
gen gefeglichen Vorausſetzungen, fühig, Bürger der Gemeinde zu wer: 
den und Gemeindenugen anzufprechen; fie Eönnen diefe Berechtigung 
jedoch nur dann ausüben, wenn fie entiveder die Güter felbft bauen 
und in der Gemeinde ihren Wohnfig nehmen, oder fie durch einen 
Anderen bauen und dag Gewerbe betreiben laffen, der feinen Wohnfig 
in dem Gemeindebezirke nimmt. Ein folher Pächter oder Verwalter 
tritt ganz an die Stelle des Eigenthümers in Anfehung der Mechte 
und der Verbindlichkeiten eines Gemeindebürgers, jedoch kann die Ueber: 
tragung nie dahin führen, daß Eine Perfon doppelten Antheil an 
dem Gemeindenugen empfängt oder überhaupt doppelte Rechte und 
Verbindlichkeiten erhält. — Mil einer Unferer Unterthanen aus feiz 
nem bisherigen Gemeindebezirke in einen anderen überziehen, fo foll 
er zuerft fi bei dem Scultheißen der Gemeinde feines künftigen 
MWohnortes mit den erforderlihen Zeugniffen melden und biefer über 
die Zuläffigkeit an das ihm vorgefeste Amt berichten, welches darüber 
zu entfcheiden oder, falls der Drtsvorftand dem Gefuche entgegen wäre, 
die Sache ebenfo Unferer Landesregierung zur Entfheidung vorzulegen 
bat, als wenn ein Fremder zum Unterthban und Gemeindeglied auf: 
genommen werden foll. 


Rechte und Verbindlichkeiten der Gemeindbebürger., 


$. 3. Die Rechte und Berbindlichkeiten der Staatsbürger Üben 
fie zunädhft in ihrer Gemeinde als Drtsbürger. Es fteht alfo einem 
jeden ohne Unterfchied gleich allen anderen das Recht zu auf Theil— 
nahme an fämmtlichen Gemeindenugungen und gemeinnüsigen Anftal= 
ten, fie mögen nun bezogen werden nad) dem individuellen Bedarf 
oder nach gleicher Vertheilung auf die Perfonen der Gemeindebürger; 
alle treiben ungeftört die erlaubten Gewerbe unter Beobachtung der 
gefeglihen WVorfchriften; fie find fähig, ein Öffentliches Amt für die 
Gemeinde zu bekleiden und berechtigt, zur Wahl der unten näher 
bezeichneten Aemter ihre Stimme zu geben. Nur diefe beiden legten 
Rechte gehen, als Ehrenrechte, durch Verbrechen nad) erfolgtem Erkennt: 
niß des Richters auf infamirende Strafe dem Bürger verloren, fo 
lange, bis er durch ein Decret von Uns von dem auf ihm ruhenden 
Berluft der bürgerlichen Ehre wieder befreit worden ift. — Die Ver: 

21” 


324 Naffau. 


bindlichkeiten der Orts- oder Gemeindebürger beftehen darin, daß fie 
die allgemeinen Pflichten eines Staatsbürgers ganz vorzüglich aud) 
in ihrer Gemeinde und gegen die Gemeindemitglieder erfüllen; zu den 
Gemeindeausgaben und Laften nad) den beftehenden Vorfchriften über 
directe und indirecte Steuern und nad ihren Kraften beitragen; öffent: 
liche Aemter nad) den unten. folgenden näheren Beftimmungen über: 
nehmen und alle Dienfte leiften, zu denen fie zum Beſten der' Ge: 
meinde, gleich anderen Gemeindegliedern oder im Kalle der Noth per: 
fönlich aufgefordert werden. — Nur diejenigen find von öffentlichen 
Dienften befreit, weldhe das 60. Jahr zurüdgelegt haben oder bie 
koͤrperlich unfähig find und auch kein anderes Familienglied haben, 
das fie für ſich einftellen können, und fein Vermögen, um einen Ar: 
beiter für fih zu miethen. Alle andere Gemeindebürger, wenn fie 
auch bisher aus irgend einem Grunde eine Perfonalfreiheit nament: 
(ih von Tag- und Nahtwahen, Feldfhügendienft, Wegarbeiten, 
Botengängen u. f. w. bergebracht haben follten, find von nun an zu 
diefen Dienjten verbunden, es fei denn, daß ihnen die Freiheit von 
im Decret zu benennenden Dienften ausdruͤcklich bewilligt würde, welche 
jedody nur Unfere Xandesregierung und auch diefe nur in dem Falle 
und auf fo lange geben Eann, als die befragte Perfon in dem Ge: 
meindebezirke einen öffentlihen Dienft verwaltet, der feine ftete oder. 
wenigftens der Zeit nad) ganz unbeflimmte Thätigkeit erfordert, wo— 
hin im Allgemeinen die Echultheißen, die Schullehrer und die Ehe: 
männer der Hebammen gehören. — Bieht ein Bürger aus dem Ge: 
meinbebezirke weg, wozu er jedocd die Erlaubnif des Amtes erwirfen 
muß, fo hört er mit dem Tage bes wirklichen Abzuges auf Gemeinde: 
glied zu fein, es wäre denn, daß er nody Grundeigenthum in dem: 
felben behält oder ein Gewerbe daſelbſt fortfegen läßt, in welchem 
Zalle die Beſtimmungen des vorhergehenden Paragraphen eintreten. 
Stirbt ein Gemeindeglied, fo hört mit feinem Todestage fein Necht 
und feine Verbindlichkeit auf; auf den Erben gehen fie nur infofern 
über, als der Erblaffer für die verfloffene Zeit noch etwas zu ent— 
richten im Ruͤckſtande ift oder aus einem bereits anerfallenen Nechte 
etwas anzufprechen hat, auch je nachdem er Vermögen im Gemeinde: 
bezirke behält oder das Gefchaft des Erblaffers fortfegt. 
Verwaltungsbehörden. 

$. 4. Für jeden Gemeindebezirk ſollen befondere Verwaltungs— 
behoͤrden angeordnet werden, naͤmlich eine verwaltende und vollziehende, 
eine verrechnende, eine berathende und controlirende Behoͤrde und ein 
Feldgericht. 
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Schultheiß, Stadt- oder Oberſchultheiß. zu 
8.5. 1) As verwaltende und vollziehende Behörde ein Schult⸗ 

heiß, der in den groͤßeren Staͤdten das Praͤdicat: Stadtſchultheiß und 
in den anderen groͤßeren Gemeinden: Oberſchultheiß fuͤhrt und dieſe 
Stelle ſtaͤndig bekleidet. Im Erledigungsfalle fchlägt der Beamte, nach 
vorgaͤngiger genauen Erkundigung in der Gemeinde und genommener 
Ruͤckſprache mit dem Landoberſchultheiß und dem Recepturbeamten, die 
tauglichſten Bürger vor, und die Landesregierung ernennt den Sthult: 
heiß, der fodann bei Amt verpflichtet wird. Der Ernannte tft ver— 
bunden, die Stelle zu übernehmen und fie zum Beften der Gemeinde, 
deren Mitglied er iſt, zu verwalten. — Der Betrieb einer Wirth: 
ſchaft tft nicht vereinbar mit dem Scyultheißendienft, ohne ausdruͤck— 
liche Dispenfation Unferer Landesregierung, der ernannte Schuftheiß 
muß alfo diefe aufgeben; wenn er aber auf diefes Gewerbe feine Nah: 
sung bauptfächlic) „gegründet hat, fo iſt er dadurch berechtigt, die 
Uebernahme des Schultheißendienftes abzulehnen. — Dem Schult— 
heißen tft, als der in der flufenweifen Unterordnung zulegt angeord: 
neten Staatsbehörde, die ganze Örtliche Verwaltung Übertragen; er 
führt ein Siegel mit dem von der Gemeinde bis jegt hergebrachten 
oder vom gefammten Ortsvorftande zu mwählenden und von ber Landes⸗ 
regierung zu genehmigenden Wappenzeichen und mit der Inſchrift: 
Stadt oder Gemeinde N.; die bisher an manchen Orten gebraucht 
wordenen Gerichtsfiegel find dagegen überall einzuziehen. Er verkuͤn— 
digt die Gefege und die Befchfüffe der ihm vorgefesten Behörden fo: 
wohl, wie die im eigenen Amtskreis von ihm felbft gefüßten ber 
ganzen Gemeinde und den einzelnen Gliedern, und er vollzieht fie; 
durch ihn fordern die höheren Stellen die Nachrichten und Beglaubi— 
gungen aus dem Gemeindebezirke, weiche fie bedürfen; er verwaltet 
die ganze örtliche Polizei unter der Aufficht des Amtes, infofern Wir 
nicht in den Städten eigene Ortspolizeibeamten beftellenz; er verfügt 
in eilenden Fällen Perſonal- und Meakarreft, wovon er jedoch augen 
blieflich dem Amte die Anzeige zu machen hat, und bedient ſich hier- 
bei der Referviften oder anderer Mannfchaft von den Landbataillong, 
nach vorgefchriebener Ordnung; in Mothfällen kann er mit Zuziehung 
von vier Feldgerichtsfchöffen, Rathsherren oder auch vier anderen Tefta: 
mentszeugen gültige Teſtamente aufnehmen; er kann, nad) vorgängis 
ger Berathung mit "den Gemeindevorftehern, Gebote und Verbote, 
weiche den höheren Orts erlaffenen VBorfchriften nicht widerfprechen, 
in geringen ortspolizeilichen Gegenftänden, vorzüglich in Beziehung 
auf Öffentliche Drdnung und Reinlichkeit, Unterhaltung der Wege und 
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Stege, Handhabung der Feldpolizei u. f. w. erlaffen. Er kann jedes⸗ 
mal diejenigen, welche dagegen handeln, bis zu 3 Fl. um Geld ftrafen, 
welche Strafe er in ein befonderes Protokoll verzeichnet und dem Ge: 
meinderechner fogleich nad dem Straferkenntniß zur Einnahme über: 
trägt; wenn jedoch Vergehen gegen dergleichen Anordnungen von fol 
chen Perfonen begangen werden, welche in Civilklagſachen den privis 
legirten Gerichtsftand genießen, fo hat der Schultheiß nicht felbft zu 
ftrafen, fondern den Fall dem vorgefegten Amte zur Beftrafung an: 
zuzeigen; diejenigen, welche fich widerfpenftig gegen ihn betragen, kann 
er bis zum Abend des naͤmlichen Tages in den Bürgergehorfam bringen 
laffen ; er verwaltet unter beftändiger Aufficht des Amtes das Gemeinde: 
vermögen, er fchließt die Accorde ab und ertheilt die Affignationen 
an den NRechnungsführer; er forgt dafür, daß bdiefer die Einnahmen 
zur beftimmten Zeit eintreibt, und hält ihn zur Rechnungsablage in 
ber geſetzlichen Friſt an; die Erhaltung und vortheilhafte Benugung 
des Gemeindevermögens ift ihm vorzüglich aufgetragen; er ernennt, 
unter Benehmung mit den Vorftehern, die Gemeindediener, Tag- und 
Nachtwaͤchter u. f. w. und beftätigt die von den Viehbefigern gewähl: 
ten Hirten, infofern fie in der Gemeinde ſchon anfäffig find; die Auf: 
nahme eines auswärtigen Hirten muß bei Amt angezeigt werden; er 
leitet alle Gefchäfte des Feldgerichtes; er forgt für die Eintreibung der 
Staatsabgaben, Domanialz, ſtandes-, geundherrlichen und Stiftungs: 
gefälle; er führt die Dienftregifter, flellt die Hebregifter der Steuern 
auf; fieht auf Beobahtung guter Sitten unter den Gemeindebürgern, 
auf die öffentliche Sicherheit, auf die Wege und Brüden, auf Hand: 
habung der Feuerordnung; er beſorgt hinfichtlicy der Contracte das: 
jenige, wozu er nach den desfallfigen Verordnungen beauftragt ift, 
nimmt die Verfteigerungen vor, welche nicht von den Landoberfchult: 
heißen beforgt werden; zeigt die Fälle an, wo Vormundfchaften und 
Gurateln anzuordnen find; hat die Gemeindepapiere und Urkunden in 
feiner Verwahrung u. f. w.; Alles nad) Maßgabe der von Unferer 
Landesregierung befonders zu verfündenden ausführlidhen Schultheißen: 
infteuction. In den Städten Eönnen einzelne Verwaltungszweige unter 
der Leitung des Stadtfchultheißen befonderen Commiffionen übertragen 
werden. — Das Wohl und den BVortheil eines jeden feiner Gemeinde: 
glieder möglichft zu befördern, ift feine Pflicht und feine Beftimmung, 
infofern es mit dem Wohl anderer Gemeindeglieder und der Gemeinde 
im Ganzen und mit ber höheren Drbnung des Staates vereinbar 
ift. — Wenn der Schultheiß verhindert ift, fein Amt zu verrichten, 
fo tritt der aͤlteſte Rathsherr oder Feldgerichtsfhöffe an feine Stelle 
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und beſorgt Alles, was dem Schultheißen zu thun obliegt. Da, wo 
einige Familien getrennt von dem Hauptorte der Gemeinde zuſammen 
wohnen, alſo nicht beſtaͤndig von dem Schultheißen ſelbſt beaufſichtigt 
werden koͤnnen, ſoll auf den Vorſchlag des Schultheißen und der Vor: 
fteher einer von jenen Gemeindebürgern zum Vorgeſetzten für feine 
Nachbarn durch das vorgefegte Amt ernannt werden; diefer foll in Ab: 
wefenheit des Scultheißen der Stellvertreter defjelben in allen zu 
beffen Wirkungskreis gehörenden Gefchäften fein, dergeftalt jedoch, 
daß er dem Scultheißen in Allem untergeordnet ift, ihm von allen 
in den Schultheißendienft einfchlagenden Vorfaͤllen Nachricht gibt und 
nur fo lange dabei handelt, bis der Schultheiß felbft fih in Thaͤtig— 
keit fegen kann. — Zur Belohnung für die Dienftverrichtungen der 
Schultheißen follen fie nicht nur die in der Inftruction näher bezeich- 
neten Gebühren, fondern auch einen firen Gehalt aus der Gemeinde: 
eaffe beziehen, den Unfere Landesregierung für jeden fo regulicen wird, 
daß er nicht unter 30 Kr. und nicht über 1 FL. 30 Kr. für jede Familie 
in der Gemeinde beträgt. 
| Gemeinderechner, Rathscaffirer, 

$. 6. 2) Ein Gemeinderechner, welder in den Stäbten und 
größeren dur einen Gemeinderath verwalteten Ortfchaften das Präbdi: 
cat Rathecaffirer führt. Der DOrtsvorftand fchlägt im Erledigungsfalle 
drei Individuen vor, aus welchen das Amt, in den größeren Orten 
und Städten aber die Regierung, Einen ernennt, der bei Amt verpflich- 
tet wird. Er bekleidet die Stelle beftändig und muß ein mit der ge: 
wöhnlichen Einnahme der Gemeindecaffe im Berhältniß flehendes un 
verfchuldetes Vermögen befigen. Er caffiet alle ihm vom Schultheißen 
zur Einnahme übertragenen Gelder ein und zahlt auf deffen Anmeis 
fung aus, nad Maßgabe des von Unferer Landesregierung vorauss 
genehmigten jährlihen Rechnungsuͤberſchlages (Gemeindebudget) und 
ftellt die Gemeinderechnung auf. Für die Gemeindebürger und Güter: 
befiger im Gemeindebezirke vertritt eine Mahnung diefes Rechners die 
Stelle der Erecution, ohne daß ihm jedoch eine Erecutionsgebühr da= 
für entrichtet wird; bezahlten hiernächft die Reftanten ihre Schuldigkeit 
nicht, fo übergibt der Rechner das Verzeichniß derfelben dem Amte, 
welches darauf fogleih Auspfandung, Berfleigerung u. f. w. erfennt. 
Bei den Geldern aber, welche Auswärtige aus einem befonderen Ge: 
fhäfte fchulden, erkennt das betreffende Amt auf Anrufen des Rec: 
ners . zuerft einen Zahlungsbefehl und dann Erecution, Auspfändung 
u.f. m — As Belohnung für feine Bemühung foll der Rechner 
nach den für jeden befonders erfolgenden Beflimmungen Unferer Lan: 
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desregierung 2 bis 4 Procent der Einnahme, ausſchließlich der etwa 
eingehenden Activcapitalien und Kaufgelder von veraͤußerten Immobi— 
lien und aufgenommenen Paffivcapitalien, erhalten. 
Vorſteher (Mitglied des Orts- oder Gemeindbevorftanbes). 
$. 7. 3) Vorfteher follen in den Dörfern und Fleden bei Ge: 
meinden unter 50 Familien zwei, zwifchen 50 und 100 drei und 
über 100 Familien vier angeordnet werden. Ihre Beftellung gefchieht 
in der Art, daß jährlich zwifchen Weihnachten und Neujahrstag oder 
bei fonften eingetretenen Erfedigungsfällen der Schultheiß nad) vor: 
gängiger Bekanntmachung des Zwedes die Gemeinde verfammelt, wo: 
bei alle erfcheinen muͤſſen, die nicht durch Krankheit oder längere Ab- 
wefenheit verhindert find; unter des Schultheißen Feitung wird der Vor— 
fteher nach abfoluter Stimmenmehrheit gewählt und auf den desfallfi: 
gen Scuitheißenberiht vom Amte beftatigt oder eine neue Wahl 
verordnet. Der beftätigte ift verpflichtet, das Amt eines VBorftehers 
zu Übernehmen und zwei Jahre hinter einander zu verwalten. Da, 
wo zwei Vorfteher beftellt find, tritt jährlich der Altefte, wo drei bes 
ftehen, in einem Jahre einer und im anderen Jahre zwei, und mo 
vier. angeftellt find, treten jährlich die zwei älteften aus. Nach Ab: 
lauf des zweijährigen Amtes kann zwar der austretende Vorſteher 
wieder auf's Neue gewählt werden, verpflichtet zur Uebernahme ift 
er aber erft dann, wenn fechs Jahre von der Zeit feines Austritteg 
verfloffen find, und er alsdann wieder gewählt wird. In den größeren 
Städten und bedeutenden Ortſchaften aber, welhe nach 8. 37 des 
Edicts vom +2. Februar 1809 höher in der Steuer gefegt worden 
find, follen mit Aufhebung aller bisherigen Abteilungen der Bürger: 
[haft in Zünfte, Rotten, alte und junge Bürgerfchaft u. f. w. 6 big 
12 Diftricte oder Viertel gebildet, die Bürger eines jeden diefer Vier: 
tel befonders zufammen berufen und von ihnen ein Vorfteher gewählt 
werden, ohne Rüdficht, in welhem Viertel der Stadt er wohne. Die 
gewählten und vom Amte beftätigten Vorſteher ſaͤmmtlicher Viertel 
bilden gemeinfchaftlich, unter der Leitung des Stadt: oder Oberfchult: 
heißen, den Stadt= oder Gemeindevorftand. Ihre Dienftzeit dauert 
drei Jahre, und jährlich tritt ein Driteheil derfelben aus, das dur 
neue Wahl erfegt wird. Soll in wichtigen Fällen die Bürgerfchaft 
vernommen werben, fo beruft fie der Stadt= oder Dberfchultheiß nur 
viertelsweife zufammen. — Die Vorfteher find überhaupt zur Bes 
rathung für den Schultheiß und zur Gontrole angeordnet; durch fie 
gelangen daher die Anträge und Geſuche der Gemeinde an die Staats: 
behörden, fie unterfchreiben die Bittſchriften derfelben entweder allein 
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oder gemeinſchaftlich mit dem Schultheißen; ſie koͤnnen jedoch die Ge— 
meinde nicht ſelbſt zuſammen berufen, ſondern dies haͤngt lediglich 
vom Schultheißen ab, auch haben ſie bei denſelben keine entſcheidende, 
ſondern blos berathende Stimme, und wenn ſie ſich mit demſelben 
nicht vereinigen koͤnnen, ſo bringen ſie ihre Angelegenheit an das Amt 
oder an die Landesregierung. In beſonders wichtigen Faͤllen der Ge— 
meindeverwaltung, z. B. Ankauf oder Veraͤußerung von Gemeinde— 
gütern, Umänderung der Cultur eines großen Diſtrictes ꝛc., ſoll zwar 
die ganze Gemeinde gefragt werden, fie hat aber alsdann, wie über: 
haupt nicht zu berathfchlagen, fondern die Gemeindebürger follen blos 
auf die ihnen vom Scuitheiß und Vorſtand vorgelegten, beftimmten 
und mit den dafür oder dawider fprehenden Gründen erörterten Fra— 
gen mit Ja oder Nein antworten; in Sachen von minderer Bedeu: 
tung, 3. B. Abfchließung von Accorden über Arbeiten an Gemeinde: 
gebaͤuden, die über 5 Fl. betragen, Benugungsart der Allmenden u. f. w., 
genügt die Berathung des Schultheigen mit den Vorſtehern, ſowie 
derfelbe in geringfügigern Sachen auc ohne diefe verfährt und Alles, 
was ſich auf die Handhabung der Polizei und den Vollzug der Ge: 
fege oder von höheren Stantsbehörden erfolgten Befchlüffe bezieht, 
für ſich allein, ohne Zuziehung der Vorfteher, beſorgt. Cie begut: 
achten vorzüglich genau und umfichtlid den vom Schultheißen jährlich 
aufzuftellenden Gemeinderehnungsüberfchlag; die Einficht der Gemeinde: 
rechnung und Rechnungsbelege foll ihnen jederzeit offen ftehen; über: 
haupt controliren fie die ganze Gemeindeverwaltung des Schultheißen 
und des Rechners und zeigen die Mängel bderfelden dem Beamten 
an. Sie verrichten diefes Amt ohne irgend eine andere Belohnung, 
als das Bewußtfein, für das Befte der Gemeinde gehandelt zu haben; 
für. alle Bemühungen, Gänge, Berichte u. f. w. haben fie irgend 
einige Gebühr, Diäten, Zehrungskoften, Dienftfreiheit u. f. w. durch: 
aus nicht anzufprehen; nur allein dann, wann fie in Gemeindean: 
gelegenheiten außerhalb des Amtsbezirkes, wozu die Gemeinde gehört, 
über zwei Stunden Weges von ihrem Wohnorte gehen müffen, er: 
halten fie einige Entfehädigung, die in der Inſtruction beftimmt 
werden wird. 
Beldgeriht, Stabtgemeinderath. 

$. 8. 4) Ein Feldgeriht, das aus dem Schultheiß und Feld: 
gerichtsfchöffen befteht, welche in den Städten und größeren Drtfchaf: 
ten das Prädicat Stadt oder Gemeinderath und Rathsherren anneh: 
men. Nach der Größe der Bevölkerung und Gemarkung follen in 
jeder Gemeinde zwei bis acht angeftellt werden; ihre Anftellung ift 
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lebenslaͤnglich; im Erledigungsfalle fchlägt die Gemeinde, in den Städten 
jedoch der Vorſtand unter Leitung des Schultheißen durch Stimmen= 
mehrheit drei aus der vermögenden Klaffe ihrer Mitbürger vor, aus 
welchen das Amt einen zum Feldgerichtsfhöffen oder die Landesregie— 
rung zum Rathsherrn ernennt, und das Amt ihn verpflichtet, ober, 
wenn Eeiner hinreichend geeigenfchaftet fein follte, eine neue Wahl an— 
ordnen. Der Scultheiß dirigirt die Gefchäfte des Feldgerichtes; es 
führt die Auffiht auf die Gemarkungsgrenzen, fowie auf die der Pri— 
vatguͤterſtuͤcke; es fest die Grenzſteine; mißt die Güterftüde mit der 
Ruthe, da, wo es auf befondere Genauigkeit nicht ankommt; führt 
die Hypotheken-, Stock- und Lagerbüher unter feiner folidarifchen 
Berantwortlichkeitz; verfchafft fich genaue Kenntniß von der Qualitaͤt 
aller Güter im Gemeindebezirke und ift, wenn nicht die Intereſſen— 
ten durch wechfelsweife Uebereinkunft andere Zaratoren wählen, bie 
Behörde zur Schägung fowohl der Güter, als anderer zur Landwirth- 
Schaft gehörigen Gegenftände, 3. B. Vieh, Früchte, Feldfhäden, Ader: 
geräthfchäften u. f. w., und es führe die Mitauffiht auf Empor= 
bringung der Landescultur und Viehzucht. — Als Belohnung für 
diefe Gefchäfte erhalten der Stadtrath oder das Feldgericht die in der 
Inſtruction zu beftimmenden Gebühren. 
Rormen für bie Berwaltung bes Gemeindevermögens, 

$. 9. Die Verwaltung des gemeinheitlihen Vermögens ſowohl 
der Städte, als der übrigen Gemeinden tft zunäcft den bier oben 
beftimmten örtlihen Berwaltungsbehörden nad ihren verfchiedenen 
Geſchaͤftskreiſen übertragen; fie find jedoch dabei überall dem einfchla= 
genden Amte und der Landesregierung untergeordnet. Diefe hat die 
Bewirtbfchaftung zu leiten und ſich dabei in vorfommenden Fällen, 
fomweit thunlich, nach denjenigen Vorfchriften zu bemeffen, welche Wir 
Unferer Generalftener= und Domainendirection für die Verwaltung der 
Staats» und Domanialeinkünfte gegeben haben. 

Aufftellung ber Inventarien für die Gemeinden, 

8. 10. Zur Grundlage für die fünftigen Gemeinderechnungen 
follen unverzüglich durch die Landoberfchultheißen für alle Gemeinden 
vollftändige Inventarien errichtet werden, welche fowohl das Activ— 
als Paffiv=, das beweg- und unbeweglihe Vermögen, Rechte und 
Berbindlichkeiten der Gemeinden enthalten. 
BVBerrihtung ber Hand- und Spanndienfte für die Gemeinde, 

$. 11. Die uhren und Handarbeiten, welche zur Gultur oder 
fonftigen Bearbeitung und Benugung des Gemeindevermögend, zur 
Erfüllung von Verbindlichkeiten und Erledigung der Laſten, welche 
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der Gemeinde obliegem oder zu gemeinnügigen Zweden erforderlich find, 
follen vor der Hand noch von den Gemeindegliedern unentgeltlich nad) 
der Reihe verrichtet werden, und zwar follen die Kuhrenbefiger, wann 
Spanndienfte erforderlich find, fi mit ihrem Gefährt einftellen, ders 
geftalt, daß ihnen ein Tag Fuhrendienft, wie dem Unbefpannten ein 
Zag Handarbeit, angerechnet wird; einem wie dem anderen fteht es 
jedoch frei, taugliche Zaglöhne® für ſich einzuftellen. Indeſſen hat 
Unfere Landesregierung den Bedacht darauf zu nehmen, daß biefe 
minder verhältnißmäßige Vertheilung der Gemeindelaften, fobald als 
es bie Umftände in den verfchiedenen Gemeinden erlauben, ganz auf: 
hören koͤnne. 
Einnahmen ber Gemeinbecaffen. 

$. 12. Alte Einnahmen, welche bisher nach Obfervanz und den 
ergangenen gefeglihen Beſtimmungen in die Gemeindecaffen gefloffen 
find, follen auch Eünftig in die Gaffen derjenigen Gemeinden fließen, 
welche nach den hier oben vorgefchriebenen Einrichtungen als unterfte 
Staatsabtheilungen beibehalten oder neu gebildet werden. Alle Nugungen 
von den Allmenden follen, foviel als möglih, für dieſe Gemeinde: 
caffen rentbar gemacht werden, namentlich der Ertrag von den Ge: 
meindegütern und Waldungen. Nur dasjenige foll der Benugung der 
einzelnen Gemeindebürger überlaffen fein, was entweder feiner Natur 
oder feinem Zwede nad) eigens dazu beftimmt ift, oder woraus eine 
Einnahme für die Gemeindecaffe nicht gebildet werben kann, und deffen 
Benugung durch die einzelnen Bürger auch nicht auf indirectem Wege 
der Gemeindecaffe Schaden verurfacht, oder was Unfere Landesregie— 
rung ausdrüdlich zur gleichheitlichen Benugung für die Gemeindebürs 
ger beftimmen wird, um dadurch unter denfelben einige Gleichftellung 
für diejenigen Gemeindelaften zu bewirken, welche alle Gemeindebuͤr— 
ger gleich tragen, und wodurd in den Gemeinden von dem allgemei- 
nen Princip Unferer Staatsfinanzverwaltung abgewichen wird; wohin 
namentlich die Vertheilung bes fogenannten Xoosholzes und die von 
den Gemeindebürgern unentgeltlich zu leiftenden Hand= und Spann 
bienfte zu rechnen find. Es follen daher Eünftig, der Regel nad, 
Loosholzvertheilungen nicht mehr ftattfinden, fo lange noch die Ge: 
meindeglieder Steuerbeiträge für die Gemeinde zu entrichten haben; 
jedoch wird bis dahin, mo dieſe Maßregel überall fireng ausge: 
führt werden kann, Unfere Landesregierung für jede Gemeinde nad) 
den Verhältniffen, bei Vorlage der Inventarien und bei Genehmi: 
gung der jährlichen Rechnungsüberfchläge, das Geeignete beſonders 
verfügen. 
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Ausgaben der Gemeindbecaffen. 

$. 13. Aus den hierdurch gebildeten Gemeindecaffen ſollen alle 
Koften der Gemeindeverwaltung und der für die Gemeinde und den 
Gemeindebezirk gemachten gemeinnügigen Anftalten beftritten werden, 
wohin unter anderen namentlich gehören: Befoldungen und Belohnungen 
der Lehrer an den Elementarfihulen, der Schultheißen, der Aerzte, 
MWundärzte und Hebammen, der für"Gemeindewaldungen angeftellten 
Forftverwaltungsbeamten, der Gemeinderechner, Borfteher, Wald- und 
Feldfhüsen, Tag: und Nachtwaͤchter, Glödner, Sprigenmeifter u. f. w., 
die Anfchaffung und Unterhaltung der Feuereimer, Feuerleitern, Feuer: 
haken, Spritzen, deren Transport zur Brandflätte, die Errichtung 
der feuerfeften Gemeindebathäufer, der Sprisene, Schulz, Stadt: 
und Gemeindehäufer, die Anichaffung der Gloden, Uhren, Glocken— 
feite, die Koften für Unterflügung der Armen, für Erwerbung, Guls 
tur und Verwaltung der Allmenden, für Rectification der Ortsſteuer— 
ertafter, Güterconfolidation, Anfhaffung und Unterhaltung des Faffel- 
viehes und anderer Einrichtungen zur Beförderung der Viehzucht und 
des Aderbaues u. f. w., überhaupt diejenigen eigentlichen Stautslaften, 
die wie 3. B. die Kriegskoften nad der Staatsverfaffung und den 
vorliegenden Verhaͤltniſſen nicht aus den Staatscaffen beftritten wer— 
den Eönnen, fondern auf demjenigen Theile des Staates haften blei= 
ben müffen, in weldem fie vor dem dermal beftehenden Staatsverbande 
erwwachfen find; davon ausgenommen bleiben jedoc) diejenigen der eben 
aufgeführten Koften, welche aus befonderen dazu beflimmten noch vor= 
handenen Fonds entrichtet worden, fomit bisher auf den Gemeinde— 
caffen nicht ſchon gehaftet haben oder künftig noch erwachſen. 

Berwendung des Neberfchuffes. 

$. 14. Sind die gegenwärtigen Einnahmen diefer Gemeinde— 
caffen hierzu nicht alle erforderlih, dann foll die Gaffe diefer Gemeinde 
und Staatsabtheilung nad) den nämlichen Grundfägen verwaltet wer— 
den, wie Unfer Herzogthum im Ganzen, das heißt, es follen zuerft 
die in die Gemeindecaffe fließenden indirecten und dann die directen 
Eteuern niedergefchlagen werden. Bleibt hiernach doch noch ein Ueber- 
fhuß in der Caſſe, und iſt aud das wahrfiheinliche Bedürfniß der 
Zukunft auf gleihe Weife gededt, dann tritt der Fall ein, wo die 
Gemeindebürger das Gemeinderigenthum benugen £önnen, dann ftehen 
fie untereinander völlig gleih; der Nutzen vom Gemeindegut wird 
gleichheitlich unter fie blos nad) der Zahl der Drtsbürger wertheitt, 
und alle bisher noch beobachtete Ruͤckſicht auf das Bedürfniß des 
Individuums, aller Unterfchied nach dem Steuerfuß u. f. w. fallen 
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von nun an ganz weg. Hierbei verſteht ſich von ſelbſt, daß Servi— 
tuten und andere auf den Allmenden haftende dingliche Rechte vor— 
behalten bleiben; auch ſoll, wenn ein Gemeindebuͤrger einen vorzuͤg— 
lichen Theil an den Nutzungen der Allmenden aus einem beſonderen 
Realrechte in Anſpruch nimmt, daruͤber im adminiſtrativen Wege von 
Unſerer Landesregierung erkannt werden. 
Aufbringung des Fehlenden. 

$. 15. Reichen aber die gewöhnlichen Einnahmen der Gemeinde— 
caffe und der Ertrag der Allmenden nit bin, um das Bebürfniß 
für die Gemeindeverwaltung und gemeinnügige Anftalten zu beftreiten, 
wie Wir foldhe hier oben näher bezeichnet haben, dann foll hierfür 
das namliche Princip der Finanzverwaltung für den einzelnen - Theil 
des Staates, die Gemeinde, eintreten, welches "bei der Staatsver: 
waltung im Ganzen angenommen ift;z es fol daher das Fehlende, 
durch directe und indirecte Befteuerung erhoben werden. Die indirecten 
Steuern werden Wir auf den Antrag Unferer Landesregierung für 
jede Gemeinde befonders beftimmen; die directen Steuern follen aber 
für alle Gemeindebedürfnijfe nad) den nämlichen Grund: und Ges 
werbefteuertarifen, welche für den Gemeindebezirk errichtet worden find, 
erhoben werden, nad welchen auch das allgemeine Staatsbedürfniß 
in demfelben erhoben wird, und fo wenig als bei diefem foll auch. 
bei dem Localbedürfniß irgend eine Befreiung für ortsbürgerliche Ge— 
werbebefiger oder für Unfere Domanial= und andere vormals über: 
haupt fteuerfreie oder auch nur von den Beiträgen zu den Gemeinde: 
caffen befreite Güter ferner in Anfprucd genommen werden; es follen 
auch die jegt erft in die Gemeinden eintretende Drtsbürger und zu 
dem Gemeindebezirke gefchlagen werdende Güter, weiche etwa vorher 
eigene Gemarkungen gebildet haben, zu denjenigen Steuererhebungen 
beitragen, welche zur Abtragung älterer nun auf den Gemeinden 
ruhenden Schulden und Raften entrichtet werden müffen, mit Ausnahme 
derjenigen Walddiftricte, welche unter abgefonderter Adminiftration der 
Eigenthümer ftehen und wofuͤr bisher nicht bereits zu den Grundjteuerer: 
hebungen für Gemeindecaffen beigetragen worden ift, ohne jedoch die 
Beftimmungen des $. 2 im Edict vom 3#. October 1813 und deffen 
Beilage Nr. 1 zu verändern. — Wir beftimmen jedocdy hierbei aus: 
druͤcklich, daß nicht nur diejenigen Gewerbebefiger, welchen eine Bes 
freiung von Entrichtung der zu der Staatscaffe fließenden Steuern 
bewilligt wird, auch in dem nämlidhen Maß von den Steuerbeiträgen 
zu.der Gemeindecaffe befreit fein follen, und daß die Steuern, welche 
von ben Befoldungsgütern der Beiftlichen zu den Gemeindecaffen ent: 
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richtet werben, aus dem Vermoͤgen ber Pfarrgemeinden, biejenige 
von den Schulgütern aber aus der Gemeindecaffe vollftändig vergütet 
werden follen, fondern daß auch den Befigern derjenigen Güter, welche 
vormals zu den Kriegskoften derjenigen Gemeinde, welcher fie jest 
einverleibt werden, nicht beitragspflichtig waren, nachgelaffen werden 
fol, fi darüber auszumweifen, daß und wie viel fie etwa früher 
nad) den Verhältniffen, in welchen fie gegen die Neichsritterfchaft oder 
fonften ftanden, an gleichen Laſten und Koften, wie diejenige, welche 
jest no in den Gemeinden ald Schulden eriftiren, perfönlich getra= 
gen haben, und daß fie durch ihre jegige Beiziehung zu Abtragung 
eines oder des anderen Gemeindefchuldcapital® doppelt würden befteuert 
werden; Unfere Zandesregierung wird fodann, um biefes zu vermeis 
den, nad) deshalb angeftellter Berechnung im abminiftrativen Wege 
entfcheiden, wie viel und in welcher Art deshalb vergütet werden foll. 
Ueberhaupt bleibt es einzelnen Berheiligten überlaffen, in Fällen, wo 
fie durch die Eünftig eintretende Anziehung zu den Beiträgen zur Ver— 
zinfung und Tilgung ſchon beftehender Gemeindefhulden fi für bes 
einträchtigt halten, bei Unferer Landesregierung ihre Befchwerden vor: 
zutragen, welche nach den Umftänden plaßgreifliche, billige Verfügungen 
zur Ausgleihung wechfelfeitiger Anſpruͤche in einzelnen Fällen anorb= 
nen oder darüber Unfere befondere Entfchliefung veranlaffen wird. 
Aufftellung bes jährlihen Gemeinderehnungsüberfhlags 
(Budget), deſſen Begutahtung und Feftfegung. 

$. 16. Die Schultheißen follen, mit Berathung der Vorfteher, 
alljährlih im Monat September einen möglichft genauen Gemeinde— 
rehnungsüberfhlag (Budget) aufftellen. Derfelbe ift, nad) vorgän= 
giger Bekanntmachung, während 8 Tagen in der Wohnung der Schult- 
heißen oder dem Gemeindehaus einem jeden Gemeindeglied zur Ein 
fiht offen zu legen. — Sedem Gemeindeglied fteht es frei, feine 
Bemerkungen fhriftlich oder mündlih dem Schultheißen zu Protokoll 
zu geben; hiernach foll der Zandoberfchultheiß den Ueberfchlag, mo es 
nöthig ift, der Form nad berichtigen und nebft dem Protokoll mit 
feinem Gutachten an das Amt einfenden. Diefes hat ihn zu durch— 
gehen, zu berichtigen und von allen Amtsgemeinden fpäteftens big 
zam 1. November mit feinen Anträgen an die Landesregierung ein= 
zubefördbern, melde fowohl die Einnahmen als Ausgaben feftfegt 
und fie durch das Amt den Schultheißen und Rechnern zufertigt, um 
fie unter fleter Aufficht des Amtes zu vollziehen; von den durch einen 
Stadt: oder Gemeinderath verwalteten Gemeinden erhält die Rech— 
nungstammer ein Eremplar, um die ihr übertragene Gontrole führen 
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zu Ednnen. Veränderungen, welche ſich im Raufe des Jahres für bie 
Einnahme oder Ausgabe ereignen, werden von der Landesregierung 
der Rechnungskammer nöthigen Falles befonders bekannt gemacht. 
Aufftellung, Revifion und Abfchluß der Gemeinderehnung, 

$. 17. Bis zur Mitte des Monats Februar müffen die Redy: 
nungen vom verfloffenen Jahre aufgeftellt werden; der Schultheiß und 
bie Vorfteher durchgehen und notaminiren fie zuerft; die Einficht für 
die fämmtlichen Gemeindeglieder fol 8 Tage geftattet fein und ale: 
dann da, wo fein Stadt oder Gemeinderath befteht, die ganze Ge: 
meinde verfammelt und ihre die Rechnung von dem Schultheißen 
vollftändig vorgelefen werden. Mit der Berichtigung der Form durch 
den Landoberfhultheißen, Einfendung an das Amt und deffen Begut: 
achtung foll es eben fo gehalten werden, wie oben bei dem Rechnungs: 
überfchlag beſtimmt worden, fo jedoch, daß bis zum 1. April die 
Rechnungen bei der Rechnungskammer eingelaufen fein müffen, welche 
dafür forgen wird, daß fie bis zum 1. September revidirt und abge: 
ſchloſſen find. 
Befondere Beftimmungen wegen bes Gemeinbefchuldenwefensg, 

$. 18. Da die Gemeinden Unferes Herzogthums durch den lang: 
jährigen Drud bes Krieges größtentheils in Schulden gerathen find, 
welche eben fo fehr Unfere Unterthanen drüden und das Emporkom: 
men ihres Mohlftandes hindern, als die Greditoren felbft dadurch in 
Schaden verfegt find, daß ihnen in manden Drten feit 15 und, 
längeren Sahren Eeine Zinfen bezahle wurden und ihnen die Dispoſi— 
tion über ihre Gapitalien entzogen war, indem fie von ihnen weder 
duch Loskündigung noch durch Geffion wegen gänzlich erlofchenen 
Gredits der Gemeinden eingezogen werden Eonnten, fo follen nunmehr 
folche Verfügungen getroffen werden, wodurch ſcwohl für die verſchul— 
deten Gemeinden, als für die Gläubiger eine beffere Zukunft be— 
reitet wird. . 
Liquidation der Gemeindeſchulden. 

$. 19. Die jegt in den Gemeinderechhnungen erfhheinenden Gapi= 
talfhulden follen zwar vor der Hand als folche paffiren, ein jedes 
Amt hat aber diefelben unter ber Hand und vorzüglich diejenigen 
richtig zu ftellen, welche bei ihm in den Verdacht der Illiquidaͤt 
ſtehen, und es foll Eein Capital zurüdgezahlt werden, für das der 
Beamte nicht beurkundet: daß nach einer von ihm früher oder 
aus Veranlaffung der vorfeienden Ablage vorgenommenen Unterfuchung 
fi ergeben habe, daß es in dem vorgefchrieben gewefenen gefeglichen 
Wege aufgenommen und in ber betreffenden Gemeinderehnung in 
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Einnahme geſetzt ſei, oder fuͤr das die zu ſeiner Guͤltigkeit noch feh— 
lenden Erforderniſſe nachtraͤglich erwirkt worden ſind. 
Zrennung ber Gemeindeſchulden und Paſſivrückſtände von 
dem laufendem Bedbürfniß. 

$. 20. In allen Gemeinden, auf welchen nody Schulden laſten, 
foll mit dem legten December diefes Jahres ein Abfchluß in der Vers 
waltung dergeftalt gemacht werden, daß vom 1. Januar 1817 an 
alle ruͤckſtehenden Zahlungen, namentlid alle Schuldcapitalien, alle 
davon rücjtehende Zinfen, noch unberichtigtee Adminiſtrationskoſten 
u. f. w. in einem bejonderen Abfchnitte der Gemeinderechnung vers 
rechnet werden, wohingegen alle Adminiftrationskoften des Rechnungs— 
jahres und die darin fallig werdenden Zinfen der Paffivcapitalien in 
der Dauptrechnung des Jahres erfheinen. 

Schuldbentilgungsfond,. 

$. 21. Für jene, die Capitalſchulden und rüdjtchende Zahlungen, 
foll in jeder Gemeinde ein befonderer unter allen Umftanden unan— 
greifbarer Schuldentilgungsfond gebildet werden; und für die laufen: 
den Ausgaben und Zinjen follen ebenwohl befondere Einnahmen be: 
ftiimmt fein. — Im Allgemeinen follen zu den Schuldentilgungsfonde 
diejenigen” Einnahmen verwiefen werden, welche von jeher blos zu 
Abtragung der Capitalfchulden beftimmt waren, fowie die, welche 
erft durch die neuere Einrichtung der Staatsverwaltung den Gemeinde: 
caffen zugewiefen worden find, nämlih: 1) alle Activcapitalien, 
Ausftande von früher ausgefchlagenen Steuererhebungen und anderen 
Gemeinderenten und alle Nechnungsactivreceffe, welche fidy bei dem An: 
fang Ddiefer neuen Einrichtung für die Gemeinden finden. 2) Der 
Erlös von den etwa veräußert werdenden Allmenden, wozu diejenigen 
beitimmt werden, welche der Gemeinde nicht zu einem befonderen 
Zwed nothwendig find, feinen bedeutenden Ertrag liefern, und von 
denen zu erwarten ift, daß fie in der Hand eines Privatbefigers 
beffer werden gebaut und benugt werden. 3) Aller Erlös von außer: 
ordentlichen, im Laufe der gewöhnlichen Verwaltung nicht zu verfügen: 
den, fomit einer Veräußerung gleich zu achtenden Dolzfällungen in 
den Gemeindewaldungen. 4) Saͤmmtliche Einnahmen von allen durch 
das Edict vom Pr- December v. 3. den Gemeindecaffen zugewiefenen 
oder auf befondere Anträge der Landesregierung von Uns etwa nody 
zu erheben bewilligt werdenden indirecten Steuern. 5) Die Steuer: 
vergütungen, welche die Zchntenbefiger an die Gemeindecaffen zu leiften 
haben. 6) Der Ueberfhuß, welcher fid etwa von den für das lau— 
fende Bedürfniß beftimmten Gemeindeeinnahmen bei dem jährlichen 


Gemeindeebict. 337 


Rechnungsabſchluß ergibt. 7) Eine jaͤhrliche Erhebung von einem Sim⸗ 
plum Grund- und Gewerbeſteuer in den Gemeinden, wo der Betrag 
eines Simplums nicht ſchon durch den unter Nr. 6 bezeichneten Ueber: 
fhuß zum Schuldentilgungsfond der Gemeinde erbracht wird. 8) Die 
aus dem Fond für das laufende Gemeindebeduͤrfniß forthin zu ent: 
richtenden Binfen für die aus dem Zilgungsfond abgetragen wordenen 
Gapitalien. 


Beftimmung, wie bie fuccefive Abtragung ber Schulden und 
Palfivrüdftände gefhehen ſoll. 

$. 22. Bon dem hierdurch gebildet werdenden Fond foll ein 
Viertel zur Bezahlung rüdftehender Adminiftrationskoften, ein Viertel 
zur Berichtigung rüdftehender Zinfen, und die andere Hälfte zur 
Abtragung der Paffivcapitalien verwendet werden. — Sobald in 
einer Gemeinde entweder feine bis zum Ende diefes Jahres verfallenen 
Zinſen oder Adminiftrationskoften mehr rüdftändig find, foll das da— 
für beftimmt gewefene Viertel fogleidy der zur Capitalablage zu ver: 
wendenden Hälfte zumachfen. Die Verwendung diefes Zilgungsfonde 
fol fo gefchehen, daß das vorräthige Geld demjenigen Gläubiger 
ausbezahlt wird, welcher feiner Forderung am Meiften nachlaͤßt, in: 
dem hierdurch demjenigen unter den Öläubigern, welhem an bem 
Empfang des Geldes am Meiften gelegen, der Weg geöffnee ift, fich 
den ihm vortheilhafteren Beſitz deffelben vorzugsweife zu verfchaffen, 
durch feinen Nachlaß aber auch die unbezahlt bleibenden Gläubiger 
gewinnen, indem ihr Schuldner verbeffert wird, und fie defto eher zu 
ihrer vollen Zahlung gelangen, ohne Verluſt an Capital fürchten zu 
müffen. In dem Falle, wo feiner der Greditoren zu einem Nachlaß 
ſich freiwillig erbietet, find von den Gapitalien und Adminiſtrations⸗ 
Eoften die älteften, von den Zinfen aber diejenigen, welche am läng: 
ſten zurüdftehen, zuerft vollftändig auszubezahlen. Sollten außeror: 
dentliche Vorkommenheiten eine Abweihung von diefem Grundfag 
nöthig machen, fo wird die Landesregierung darüber Unfere höchfte 
Entfchließung einholen. 


Bond für bas laufende Gemeindbebebürfniß und Beftimmung 
für den Fall, wenn er dazu nicht Hinreicht, 
$. 23. Zur Beftreitung der laufenden Gemeindeverwaltungs: 
Eoften und ber Zinfen bes betreffenden Jahres follen alle fchon früher 
in die Gemeindecaffen gefloffenen, und nicht ſchon von jeher zur Capi— 
talablage beſtimmt gewefenen, daher auch jegt zum Schuldentilgungs: 
fond verwiefenen Einnahmen verwendet werden. Sollten dieſe nicht 
22 
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hinreichen, um die Ausgabe zu decken, dann ſollen auch hierzu noch 
directe Steuern ausgeſchlagen werden, nach der bisherigen Regel, 
jedoch nicht mehr, als drei Simpeln Grund- und Gewerbſteuer. — 
Sollte, was vorausſichtlich nur bei ſehr wenigen Gemeinden der Fall 
ſein wird, dieſe Einnahme, ſelbſt bei der ſparſamſten Einrichtung, 
nicht hinreichen, um vorerſt die Verwaltungskoſten, und dann die 
laufenden vertragsmaͤßigen Zinſen der Capitalien vollſtaͤndig zu ents 
richten, dann ſoll der Zinsfuß der Capitalien auf diejenigen Procente 
herunter geſetzt werden, die zu entrichten die Gemeinde nur im Stande 
iſt, wenn alle bisher fuͤr die Befriedigung der Glaͤubiger vorhanden 
geweſene Fonds ferner dazu verwendet werden. — Da, wo dieſer 
Fall eintritt, ſoll das Amt die Creditoren vorladen, und ihnen den 
Zuſtand der Gemeindecaſſe vollſtaͤndig vorlegen. Der herabgeſetzte 
Zinsfuß bleibt dann ſo lange beſtehen, bis die gegenwaͤrtig Gemeinde— 
ſchuld vollftändig abgetragen ift. — Die Creditoren folder allzuſehr 
verfhuldeten Gemeinden werden ermeffen, daß nur durch diefe Maß: 
regeln ihr Capital und Zinfenrüdftand ihnen gefichert, und die Aus— 
fiht eröffnet werden Eann, bald wieder in den Befig derfelben zu 
gelangen. 
Ausgabe für die Kirche und den Gottesdienft. 

$. 24. Die bisher aus den Gemeindecaffen bezahlten Koften 
für die Kirche und den Gottesdienft follen künftig nicht mehr in den 
Gemeinderehnungen erfcheinen, fondern in die Kicchenredhnungen 
übertragen werden. Zu dem Bebürfniffe der Kirche follen, foweit es 
nicht aus den vorhandenen befonderen Fonds gededt wird, eigene Er: 
hebungskatafter gebildet werden, in welche alle zur Kirchengemeinde 
perfönlich gehörende Familienhäupter nach ihrem Grund: und Ge: 
werbfteueranfchlag, in dem fie innerhalb des Kirchenfprengels ftehen, 
eingetragen werden, alle in das Amtsadditionalfatafter eingetragene 
Glieder der Kirchengemeinde find gleichfalls im deren befonderes Ge: 
meindefatafter zu fegen, und diejenigen, welche in feiner Steuerrolle 
ftehen, 3. B. Gapitaliften, find von dem Kirchenvorftande verhältniß: 
mäßig anzuſchlagen; dahingegen bleiben alle im Kirchfprengel etwa 
Begüterte, aber auswärts Wohnende, alfo zu einer anderen Kirchen— 
gemeinde gehörende Perfonen, fowie alle Diejenigen, welche ſich zu 
einer anderen Gonfeffion befennen, aus diefer Matrikel weg. — Ab: 
gaben an die Kirchenfonds, welche auf die Gemeinde oder da8 Gemeinde: 
. vermögen radicirt find, wie z. B. VBefoldungsholz der Pfarreien u. f. w., 
bleiben, gleich allen fundirten Einnahmen diefer Stiftungen, unverän- 
dert fortbeftohen. 
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Vollziehung bes Geſetzes. 
$. 25. Unſere Landesregierung iſt mit Vollziehung dieſes Edicts 
beauftragt, und es ſoll daſſelbe im Verordnungsblatt verkuͤndigt werden. 
So gegeben Weilburg den 5. Juni 1816. 


(L. S.) Wilhelm, Herzog zu Naſſau. 
vt. Freiherr v. Marſchall. 


Sachſen-Weimar. 


Allgemeine Sandgemeindeordnung. 


Rarı Friedrich, von Gottes Gnaden Großherzog von Sachſen— 
Meimar: Eifenah, Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, 
gefürfteter Graf zu Denneberg, Herr zu Blankenhayn, Neuftade und 
Zautenburg ꝛc. zc. In Erwägung, daß eine wohlgeordnete Verfaffung 
der Gemeinden im Staate die Staatöverwaltung felbft erleichtert und 
unterftügt, zugleich aber die Wohlfahrt der Unterthanen befördert, 
glauben Wir einem wefentlihen, auch von den Ständen des Groß: 
herzogthums wiederholt anerkannten Bedürfniffe abzuhelfen, indem 
Wir die in einigen Theilen des Landes noch beftehenden mangelhaf: 
ten und fehr verfchiedenartigen Rechts- und Verwaltungsverhältniffe 
der Landgemeinden durch eine allgemeine Landgemeindeordnung zu regeln 
befchloffen haben. Nachdem diefes auf Unſeren Befehl entworfene Lan⸗ 
besgefeg mit dem getreuen Landtage forgfältigft berathen und ver: 
faffungsgemäß verabfchiedet worden ift: fo ertheilen Wir bemfelben, 
wie e8 hier folgt, Unfere landesfürftlihe Sanction. 


Abſchnitt 1. Allgemeine Beflimmungen. 


$. 1. Bom 1. Juli 1840: an treten für alle Ortsgemeinden, 
welchen Stadtrecht nicht zufteht, die Vorfchriften der allgemeinen and: 
gemeindeordnung in gefegliche Kraft, fo daß diejenigen lundesgefeg: 
lichen und ortsgefeglichen Beftimmungen, Gemeindebefchlüffe und Der: 
kommen, welche jenen VBorfchriften entgegenftehen, vom gedachten Tage 
an aufgehoben find. 

8. 2. Die jest fchon beftehenden und als folhe anerkannten 
DOrtsgemeinden. mit ihren Flurbezirken beftehen fort. Ohne Landes: 
fuͤrſtliche Bewilligung kann eine ſolche Gemeinde weder aufgelöft, noch 
binfichtlich ihres. Bezirkes; erweitert. oder befchränft werden. Ebenſo 
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ift zur Bildung einer neuen Gemeinde die Landesfürftliche Genehmi- 
gung erforderlich. 

$. 3. Der Ortsgemeindebezirk umfaßt alle Gebäude und Grund: 
ftüde im Orte und in beffen Flurmarkung bdergeftalt, daß jede in An— 
fpruch genommene Ausnahme und Befreiung im zweifelhaften alle 
nachgewiefen werden muß. — Sedenfalls ausgenommen find Kam: 
mergüter und andere Domanialbefigungen, ingleihen Nittergüter und 
deren Zubehörungen, infoweit die legteren nicht zeither fhon zu einem 
Gemeindeverbande gehört haben. 

$. 4. Die Ortsgemeinde wird durch die Gefammtheit der Ein: 
wohner und der Grundftüdseigenthümer in dem Gemeindebezirfe gebil- 
det. Sie ift als für fich beftehend verfchieden von der Heimathsbe— 
ziresgemeinde und von der Kirchengemeinde, zu welchen der Ort gehört. 
An den Verhältniffen der Heimathsbezirfsgemeinden und der Kirchen: 
gemeinden foll das gegenwärtige Gefeg etwas nicht ändern. 

8. 5. Die Angehörigen der Ortsgemeinde find als ſolche ent: 
weder Nachbarn oder Heimathsgenoffen oder Schußgenoffen oder Flur: 
genoffen (Zeldnahbarn, Ausmarker, Forenfen). — Ueber die Ent— 
ftehung, Wirkung und Aufhebung des Heimathsrechtes enthält das 
Geſetz über die Heimathsverhäftniffe vom 11. April 1833 die nähe: 
ven Beflimmungen. 


Abfhnitt 2.2 Von dem Drtsnahbarredte. 


$. 6. Das Nachbarrecht verleiht 1) jedem Inhaber defjelben 
a) die Theilnahme an allen Gefellfchaftsrechten der Ortsgemeinde fo: 
wie die Befugniß, im Ortsgemeindebezirfe Gebäude und andere Grund: 
ftüde eigenthümlidy zu befigen, auch die. auf dem Lande gefeglich er: 
laubten Gewerbe, bezüglich nad dazu erlangter Befähigung (Meifterz 
recht, Gonceffion), zu betreiben, b) das Heimathsrecht im Heimathe: 
bezirke des Ortes für ihn und feine Angehörigen, welche nach Beftimmung 
des Gefeges über die Heimathsverhältniffe vom 11. April 1833 fein 
Heimathsrecht theilen; 2) dem deshalb (88. 15. 16) befähigten maͤnn⸗ 
lichen Nachbar das Recht, in den Angelegenheiten der Ortsgemeinde 
mitzuflimmen fowie zu Gemeindeämtern erwählt und beftellt zu wer: 
den. — Bon Frauen, melde zu Folge des Nachbarrechtes ftimm: 
berechtigt find, wird das Stimmrecht durch Anverwandte oder andere 
Bevollmächtigte ausgeuͤbt ($. 51). 

$. 7. Das Nahbarreht wird nur durch ausdrüdliche Aufnahme 
erworben ($. 57), nach Erlegung des Nachbargeldes, wo ein folches 
befteht oder noch eingeführte werden wird. Snfofern es ſich dabei. um 
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Aufnahme eines Nahbars handelt, welcher im Orte noch nicht hei: 
mathsberechtige ift, finden die Vorfchriften des fchon angeführten Ge: 
feges vom 11. April 1833 Anwendung. 

$. 8. Die Verfchiedenheit des Gefchlechtes, Alters und Stan= 
bes fowie die Berfchiedenheit der chriftlichen NReligionsparteien, aͤußert 
keinen Einfluß auf die Fähigkeit zur Erwerbung des Nachbarrechtes. 
Hinfihtlidy der Juden verbleibt es bei den in der Judenordnung vom 
20. Juni 1823 enthaltenen Vorfchriften. 

$. 9. Jeder neue Nachbar ift in das bei jeder Gemeinde zu 
fuͤhrende Nachbarbuch einzutragen, und er hat mittelſt Handſchlages 
an Eides Statt, bezuͤglich unter Erinnerung an ſeinen geleiſteten Un— 
terthaneneid, dem Schultheißen ($. 67) vor verſammeltem Ortsvor: 
ftande ($. 56) darauf anzugeloben, daß er die Vorfchriften der allge: 
meinen und’ der befonderen Gemeindeordnung, wo eine foldye bejteht, 
gewiflenhaft befolgen, dem Drtsvorftande Gehorfam leiften und den 
Pflichten gegen die Gemeinde gebührend nachleben wolle. 

$. 10. Wer ein Wohnhaus in dem Gemeindebezirke ganz oder 
zum Theil eigenthümlich erwirbt, muß in diefem auch das Nachbar: 
recht, dafern er es noch nicht befigt, alsbald gewinnen. -Bei mangeln= 
der Befähigung hierzu findet. die Beftimmung im $. 31 des Gefeges 
über die Heimathsverhältniffe Anwendung. 

$. 11. Eine Befreiung von dieſer Verpflichtung ($. 10) findet 
nur zu Gunften der Gläubiger Statt, welhen Wohngebäude zu ihrer 
Befriedigung zugefchlagen mwerden, infofern fie folche innerhalb zwei 
Sahren wieder veräußern. 

$. 12. Nachbarskinder, welche Wohngebäude im Geme indebe⸗ 
zirke erwerben, haben, fo lange fie eine gemeinſchaftliche Familie aus— 
machen, das Nachbargeld, wo ein ſolches beſteht oder noch eingefuͤhrt 
werden wird, zuſammen nur einmal zu entrichten; es muß aber jedes 
derſelben, ſobald es ſeinen beſonderen Haushalt im Orte antritt, das 
Nachbarrecht für ſich erwerben, wobei ihm der ſchon entrichtete an— 
theilige Betrag an dem Nachbargelde zu gut geht. 

$. 13. Erben mehre Auswärtige zuſammen ein Wohnhaus, fo 
haben diefelben, im Falle fie diefes Befisthyum binnen zwei Jahren 
veräußern, das Nachbarrecht ebenfalls gemeinfhaftlih, alfo nur ein= 
fach zu gewinnen. Was ein Erbe wegen biefes gemeinfchaftlichen 
Nachbarrechtes an dem Nachbargelde antheilig bezahlt hat, geht ihm 
zu gut, - wenn er fpäterhin das volle Nachbarreht noch für ſich 
allein erwirbt. 

$. 14. Das Nachbarrecht wird aufgehoben: 1) durch ausdrüd: 
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liche Aufgebung deſſelben; 2) durch ſtillſchweigenden Verzicht, naͤm⸗ 
ih: a) wenn ein Nachbar aus dem Drtsgemeindebezirke wefentlich 
mwegzieht, ohne das Nachbarrecht ſich vorzubehalten, b) wenn ein Nachs 
bar zwei Jahre abmwefend ift, ohne einen. Vertreter zu Leiftung der 
Gemeindedienfte und Abgaben geftellt zu haben. — ft derjenige, 
welcher das Nachbarrecht ausdrüdlic aufgegeben oder- darauf ftillfchweis 
gend verzichtet hat, in dem Gemeindebezirke mit einem Wohngebäude 
angefeffen, fo kann berfelbe zu deffen Veräußerung binnen einer dreis 
jährigen Frift nad Aufhebung des Nachbarrechtes durch gerichtlichen 
Zwang angehalten werden. Hinfichtlic anderen Grundeigenthums bleibt 
berfelbe Flurgenoffe. — Inwiefern das einmal erworbene Deimathss 
reht auch nad Verluft des Nachbarrechtes fortdauere, ift nach den 
Beflimmungen des Gefeges über die Deimathöverhältniffe zu beurs 
theilen und zu entfcheiden. 

$. 15. Das Stimmrecht fowie die Wahlfähigkeit (F. 6 Nr. 2) 
ruht fo lange, als ein Nachbar 1) abwefend bleibt, ohne das Nach— 
barrecht verloren zu haben, 2) öffentliches Altmofen, fei es an Geld, 
Koft oder Wohnung, empfängt, oder das früher empfangene, obne 
‚von deffen Erfage durch VBerzichtleiftung der Gemeinde entbunden wor: 
den zu fein, noch nicht erfegt hat, 3) unter väterlicher Gewalt oder 
Vormundfchaft geftellt bleibt, vorbehättlih der Beftimmung im $. 51, 
4) in Griminalunterfuhung oder in Concurs befangen ift oder feine 
über zwei Jahre rudftändigen Gemeindeabgaben nicht berichtigt hat. 

$. 16. Solchen Perfonen, die ſich durch gefegwidrige oder fonft 
unfittlihe Aufführung der öffentlichen Achtung verluftig gemacht haben, 
kann, wenn fie auf Vorhalt ſich nicht genuͤgend zu entfchuldigen ver: 
mögen, ohne daß es bes Antrages ber betheiligten Gemeinde bedarf, 
durch Beſchluß und Anordnung der Drtsgerichtsbehörde, die Stimm: 
berechtigung bei vorzunehmenden Gemeindewahlen und die Wahlfahigs 
Beit entzogen ober bei ihrer Aufnahme zu Nachbarn verfagt werden. — 
Wer auf diefe MWeife von jenen Ehrenvorzügen ausgefchloffen worden ift, 
darf erſt nach fünfjähriger tadellofer Aufführung um die Verleihung oder 
MWiederverleihung derfelben nachſuchen, was nicht ausfchließt, daß bei 
wahrgenommener ernftliher Beſſerung, aud früher fchon die gleiche 
Verguͤnſtigung, auf Antrag des Ortsvorftandes, gewährt werden darf. 


Abfhnitt 3. Bon den Heimathsgenoſſen. 


8. 17. Die in einem Drte Heimathsberechtigten gehören, fo 
lange fie im Gemeindebezirke wohnen, ohne das Nachbarrecht erwor: 
ben zu haben, der Ortsgemeinde als Heimathsgenoffen an. 
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$. 18. Denfelben ſteht, außer ben mit dem Heimathsrechte 
fetbft verbundenen Befugniffen, das Recht zu, an dem Genuffe ber 
öffentlichen Drtsanftalten Theil zu nehmen. — Meitere Vorzüge 
vor Fremden genießen fie nur infofern, als ſolche Vorzüge nad) ge= 
wiffen Klaffen — 3. B. den Nachbarskindern — oder fonft durch 
Örtliche Beftimmungen eingeräumt find. 

$. 19. Die im Staats-, Kirchen- oder Schuldienfte Angeftellz 
ten bleiben, unbeſchadet ihres Verhältniffes zu. der Heimathsbezirks— 
oder Kirchengemeinde, ebenfo außer Verbindung mit ber Ortsgemeinde, 
als die Bewohner derjenigen Grundftüde, melde, ohne im Gemeinde: 
verbande zu ftehen ($. 2), dem Heimathsbezirke der Gemeinde zuge: 
tiefen find; dafern nicht jene oder diefe duch Gewinnung bes Nach— 
bar= oder’ Flurgenofjenrechtes der Ortsgemeinde beitreten. — Inwie— 
fern diefe Perfonen an allgemeinen die Gefammtheit der Einwohner 
betreffenden Drtslaften und an den zum gemeinfamen Nutzen gerei— 
enden Ortsanftalten Theil zu nehmen haben, ift, fomweit nicht $. 38 
darüber Entfheidung gibt, nad dem Herkommen oder nah anderen 
befonderen Landes: und Drtögefegen zu beurtheiten. 


Abſchnitt 4& Bon dem Schusßgenoffenrecte. 


6. 20. Das Scupgenofjenrecht befteht in der Befugniß, waͤh— 
rend eines blog zeitigen Aufenthaltes im Drte zu wohnen, an bem 
Genuſſe der öffentlichen Drtsanftakten Theil zu nehmen und dafelbft 
Nahrungserwerb zu betreiben, jedoch mit Ausnahme vom felbftftändi: 
gen Betriebe zunftmäßiger nicht pachtweife übernommener Gewerbe. 

$. 21. Diefes Recht wird, nad; Beibringung eines Heimaths-, 
bezüglich Staatsbürgerfcheines (Bekanntmachungen vom 13. Februar 
1836, 25. November 1837 und 12. Juli 1838, Reg. Blatt v. 
J. 1836 ©. 27, v. 3.1837 ©. 87 und v. 3.1838 ©. 127), 
durch einen von der Drtsobrigkeit genehmigten Beſchluß des Drte: 
vorftandes ($. 57) in der Regel auf beftimmte Zeit ertheilt. 

$. 22. Daffelbe erlifcht a) dur Ablauf der Zeit, auf welche 
es ertheilt war, b) durch Wegzug, e) durch Ermwerbung des Nach— 
bar= oder Heimathsgenoffenrechtes im Drte. Auch darf es d) aus 
zureichenden Gründen zu jeder Zeit auf Antrag des Drtsvorfiandes 
von der Ortsobrigfeit gekündigt werden. | 


Abfhnitt 5. Don dem Flurgenoſſenrechte. 


$. 23. Das Flurgenoſſenrecht beſteht in der beſonderen Berechti— 
gung, Grundſtuͤcke jeder Art, mit alleiniger Ausnahme. von Wohnge: 
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bäuden, im Ortsgemeindebezirke zu befigen. Es muß von allen, wels 
hen das Nachbarrecht in derſelben Gemeinde nicht zufteht, fofort nad 
der gerichtlichen Uebereignung folher Grundftide und duch Erlegung 
bed Flurnachbarrechtsgeldes, wo ein folches geordnet iſt oder noch eins 
geführt werden wird, befonders erworben werden ($. 57). 

$. 24. Fallen dergleichen Grundftüde mehren Erben zu, welche 
noch nicht Ortsnachbarn find, fo haben biefe, im Falle die Grunds 
ftüde ungetheilt von ihnen befeffen und binnen zwei Jahren veräußert 
werden, das Flurgenoffenrecht nur einmal in Gemeinfchaft zu erwer⸗ 
ben. — Gläubiger, welchen zu ihrer Befriedigung ſolche Grundftüde 
zugefchlagen werden, haben jenes Recht erft dann zu Iöfen, wenn fie 
diefelben innerhalb zwei Jahren nicht wieder veräußern. 

$. 25. Wegen der Flurgenoffenleiftungen haften der Gemeinde 
I) der Flurgenoffe -felbft, 2) der Pachter oder Nusnießer feiner Grunds 
ftüde in der Flur auf die Zeit des Pachtes oder des Niefbrauches. 
Mit diefer Haftpflihe ift für den Verhafteten hinſichtlich ſolcher 
keiftungen der Gerichtsftand vor dem Ortsgerichte verbunden. — Wird 
für die Erfüllung der fraglichen Leiſtungen zeitig und gehörig nicht 
geforgt, fo ift der DOrtsvorftand überdies berechtigt, zur fchleunigften 
Beibringung bderfelben die Beſchlagnahme, nach Befinden den Verkauf 
der Früchte von den betroffenen Grundftüden bei dem Ortsgerichte in 
Antrag zu ftellen. 

$. 26. Das Flurgenoffenrecht erlifht: 1) durch die Veraͤuße— 
rung fämmtlicher von dem Flurgenoffen im Gemeindebezirke befeffenen 
Grundftüde; 2) durch Erwerbung des Nachbarrechtes, wobei rüdjicht: 
lic des Nachbargeldes ($. 7) dasjenige in Aufrechnung kommt, mas 
für das Flurgenoſſenrecht ($. 23) ſchon bezahlt worden ift. 


Abſchnitt 6. Bon dem Vermögen der Gemeinden und 
von den Leiftungen der Gemeinbeglieber. 
I. Bon dem Bermögen ber Gemeinden. 

$. 27. Die Gemeinden können Rechte erwerben und Verbind⸗ 
lichkeiten eingehen, infonderheit auch durch Rechtsverlegung anderen 
verpflichtet werden. Aber die Rechte und WBerbindlichkeiten der Ge: 
meinde find an fich nicht Rechte und Verbindlichkeiten der einzelnen 
Gemeindeglieder. 

$. 28. Die Gemeinden haben die Vorrechte der Minderjährigen 
binfichtlich der MWiedereinfegung in den vorigen Stand und des Vor: 
zugsrechtes an dem Vermoͤgen ihrer Verwalter (Gefeg vom 7. Mai 
1839 über die Vorzugsrechte der Gläubiger $. 75). 
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6. 29. Zu dem Gemeindevermögen, worliber die Gemeinde nad) 
Stimmenmehrheit oder duch ihren Vorftand, bezüglich mit obrigkeit- 
licher Genehmigung ($. 84), befchließen kann, gehören diejenigen 
Sachen, Rechte und Verbindlichkeiten, welche entweder der Gemeinde 
felbft oder den fämmtlichen Gemeindegliedern, als ſolchen, oder doc) 
den fämmtlihen Nachbarn des Drtes in bdiefer ihrer Eigenfhaft zu: 
fiehen und aufruben. Dagegen gehören nicht zum Gemeindevermögen 
alle diejenigen Sachen und Rechte, deren Erwerbung, obwohl durch 
das Ortsnachbarrecht bedingt, erft noch befonders erfolgen muß, 3. B. 
bei einer Handwerksinnung oder bei einer anderen Genoffenfchaft im 
Drte. Ueber folhe Gegenftände Eann die Gemeinde nicht verfügen. 

$. 30. An dem Gemeindevermögen ſteht das Eigenthum und 
in ber Regel audy das Benugungsrecht nur der ganzen Gemeinde zu, 
nicht den einzelnen Gliedern der Gemeinde. Hieraus folgt, daß daffelbe 
blos zu Gemeindezweden verwendet und blos zum Beſten der Ges 
meindecaffe benugt werden darf, es wäre denn, daß eigene Rechte 
daran entiveder von einzelnen Gemeindegliedern oder von gewiſſen 
Klaffen der Gemeindeglieder. oder von Dritten außer ber Gemeinde be= 
fonders erworben worden wären und erwiefen werden Eönnten. 

$. 31. Nur diejenigen Gegenftände des Gemeindevermögeng, 
welche fchon ihrer Natur nah, wie Wege, Brunnen und dergleichen, 
zum öffentlichen Gebrauche beftimmt find, oder deren Naturalnugung, 
3. B. an Brennholz, Obft, Gras, Weide, herkoͤmmlich den einzel= 
nen Gemeindegliedern oder den Ortsnachbarn überlaffen worden ift 
und nad Gemeindebefhluß ($. 47 Nr. 6) ferner überlaffen werden 
foll, dürfen in diefer Weife auch ferner benugt werden, fo lange nicht 
befonders wichtige und dringende Bedenken in einem Orte entgegen- 
treten. — Auch die hergebrachte WVertheilung der Naturalnugungen 
muß fofort hinwegfallen oder beſchraͤnkt werden, wenn und foweit die 
Berzinfung und die Tilgung der Gemeindefhulden fonft nicht gefichert 
oder die laufenden Ausgaben und Bedürfniffe der Gemeinde, nad 
ortsobrigkeitlihem Ermeffen, außerdem nicht gebedt fein würden. — 
Es verfteht fi, daß in gleicher Meife etwaige Gegenleiftungen dann 
hinmwegfallen. 

$. 32. Nusungsrechte, welche nicht ben Gemeindegliedern, als 
ſolchen, zuftehen, welche vielmehr von einzelnen Gliedern in der Ge: 
meinde oder von einer beftimmten Klaffe (Genoffenfhaft) der Gemeinde: 
glieder, 3. B. den Anfpanngutsbefigern, einer Braugenoffenfchaft oder 
auch von dritten Perfonen, vermöge erweislichen Rechtstitels, durch 
verjährtes Herkommen oder durch Erfigung, felbftftändig und unwider: 


310 Suachfen : Weimar. 


ruflich erworben find ($. 30), unterliegen der Verfügung ber Gemeinde 
und namentlich einer Einziehung zu deren Beften nicht. — Es be= 
wendet vielmehr bei den befonders erworbenen Rechten der Einzelnen, 
ſelbſt wenn alle Glieder der Gemeinde dabei betheiligt wären, dafern 
und foweit nicht diefelben von ben Einzelnen in rechtlicher Weife auf: 
gegeben werden. 

$. 33. Für die Schufdverbindtichkeiten einer Gemeinde, fie mögen 
nun aus biefem ober aus jenem Rechtsgrunde hervorgegangen fein, 
haftet zunächft das eigene Vermögen der Gemeinde. Iſt diefes aber 
unzureichend, fo muͤſſen diefelben durch Anlagen auf das Vermögen 
der Gemeindeglieder ($. 42 u. ff.) gedecft werden. — Die Ausfchrei: 
bung und Beibringung folher Anlagen zu fordern, ift der Gläubiger 
berechtigt. — Wo und fo lange Gemeindefhulden vorhanden find, 
ift die Gemeinde verpflichtet, für jährlihe Minderung berfelben nad) 
einem, den Berhältniffen angemeffenen, obrigkeittih genehmigten, 
feften Zilgungsplane zu forgen. 

1. Bon ben Leiftungen ber Gemeinbeglieder. 

8. 34. Jedes Mitglied einer Landgemeinde übernimmt durch 
feinen Eintritt auf fo lange, als es Mitglied diefer Gemeinde bleibt, 
die Verpflihtung zur Theilnahme an den Gemeindeausgaben und Zei: 
ftungen, wenn und foweit hierzu das Gemeindevermögen verfaffungs- 
mäßig nicht beflimmt wird oder nicht ausreiht. — Diefe Verpflich— 
tung erſtreckt fih auf Diejenigen. Beiträge, welche wegen der zur Zeit 
des Eintrittes ſchon vorhandenen Schulden der Gemeinde zu leiften 
find, und es Eann fih Niemand mit der Einwenbung dagegen ſchuͤtzen, 
daß er bei feinem Eintritte feine Kenntniß von den zu übernehmen 
ben Verpflichtungen erlangt habe. 

$. 35. Es find die Leitungen: 1) Spann» und Handdienfte 
(mit Einfchluß der Boten und Wachtdienſte), welche auch durch ge: 
eignete Stellvertreter geleiftet werden dürfen; . 2) Geldentrichtungen 
oder Naturalpräftationen. 

$. 36. Wiffenfchaftliche Leiftungen , ingteichen Eunft= und hand- 
werfsmäßige Leiftungen Eönnen als Gemeindedienſte nicht in Anſpruch 
genommen werden. 

$. 37. Wo über die Vertheilung und Leiſtung der Spann- und 
Handdienſte naͤhere oͤrtliche Beſtimmungen vorhanden ſind, hat es 
dabei ſein Bewenden, ſo lange, bis die Gemeinde eine andere Ein— 
richtung beſchloſſen haben wird ($. 84 A. 6). — Außerdem und 
wenn die Gemeinde nicht vorzieht und befchließt, die fraglichen Dienfte 
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und. Leiftungen an den Mindeftfordernden zu verdingen, ben Koften: 
betrag aber durch fofort auszufchlagende und baar einzuzahlende An: 
lagen aufzubringen oder in den geeigneten Fällen nad gewifjen Größen 
und Maßen (3. B. ruthenweife bei Steinfuhren) zu verteilen, gift 
als Regel: 1) Spannbdienfte werden von den Spannvieh haltenden 
Gemeindegliedern verrichtet, wobei angenommen wird, baß ein Pferd 
oder zwei Dchfen oder vier Kühe von jeder nach gewiffen Quantitäten 
oder Maßen aufgegebenen Arbeit gleich viel leiften, weshalb im Zwei: 
fel auf ein Pferd zwei Ochſen oder vier Kühe gerechnet werben. 
2) Hanbdienfte werden von den Gemeindegliedern geleiftet, welche fein 
Zugvieh halten. — Die Dienfte müffen der Reihe nach geleifter, 
und es muß daruͤber von dem Schultheißen ein ordentliches Dienft: 
regifter geführt werden. 

$. 38. A. Von Gemeindehanddienften find befreit: 1) Geift: 
liche und Schullehrer; 2) Ortsſchultheißen; 3) Steuereinnehmer; 4) alle 
diejenigen, welche entweder a) das fechzigfte Lebensjahr Üüberfchritten 
haben oder b) wegen eingetretener Körperfchwäche für unfähig zu der 
fraglichen Dienftleiftung erachtet worden find, vorausgefegt, daß in 
beiden Fällen die Befreiten Feine über 16 unter 60 Jahre alte An: 
gehörigen, Dienftboten oder Gewerbshilfen haben, welche ſich zur Stell: 
vertretung eignen. B. Bon Gemeindefpanndienften find befreit: 1) die 
Geiftlihen und Schullehrer, dafern fie mit ihrem Zugviehe blos die 
zu ihren Stellen gehörigen Grundſtuͤcke bearbeiten; 2) alle diejenigen, 
welche ihr Spannvieh weder zur Bearbeitung ihrer Grundftüde, noch 
zu Lohnarbeiten benugen. C. Wo Kirchenrehnungsführer und Schul 
deputirte von irgend einer Art der Gemeindedienfte, und wo Schule 
heißen und Steuereinnehmer von Spanndienften bisher eine Befreiung 
durch Gefeg, Bertrag oder Herkommen genoffen haben, dauert biefe 
Freiheit nur noch fo lange fort, als die jegt Angeftellten ihre Aemter 
behalten. Bei. neuen Anftellungen hängt es von jeder Gemeinde ab, 
ob ‚fie befagten Perfonen für die Zeit ihrer Amtsführung und je nach 
ben örtlihen Bedirfniffen wieder eine Befreiung von Gemeindedien- 
ften einräumen will. D. Sein Bewenden behält es bei derjenigen 
Befreiung von Gemeindedienften, welche durch die Poftverordnung 
vom 31. December 1816 $. 15 zugeftanden worden ift. 

$. 39. Jeder Nachbar ift fhuldig: a) ein Gemeindeamt zu 
übernehmen und folches während der deshalb vorgefchriebenem Zeit ge— 
wiffenhaft zu verwalten, worauf ihm jedoch die wiederholte: Annahme 
eines Amtes und Gefchäftes fo lange nicht angefonnen werden fan, 
als andere, nad) obrigkeitlichem Urtheile gleich zuläffige und taugliche, . 
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Nachbarn vorhanden find; b) in befonderen Fällen Aufträge bes Orts- 
- vorftandes jederzeit anzunehmen und gehörig zu beforgen. 

$..40. Befreit von der diesfallfigen Verpflichtung ($. 39) blei⸗ 
ben die Nachbarn, 1) welche als Staatsdiener, Geiftlihe und Schul: 
lehrer im Orte angeftellt find; 2) welche ein Rittergut und Gerichts: 
barkeit im Orte befigen; 3) welche das fechzigfte Lebensjahr zurüdges 
legt haben; 4) welche, nad dem Beugniffe des Phyſikus, wegen 
körperlicher Leiden oder Schwäche zur Beforgung des fraglichen Amtes 
oder Auftrages nicht geeignet find. — In Beziehung auf das Amt 
bes Gemeindefchreibers treten befondere Beftimmungen ein ($. 77). 


$. 41. Derjenige, welcher nah Ermahnung und Bedeutung 
durch die Ortsobrigkeit die Annahme eines Gemeindeamtes ohne bin= 
reichenden Befreiungsgrund beharrlicy verweigert, bat auf die Dauer 
feiner Berpflihtung zum fraglihen Gemeindeamte eine Abgabe an die 
Gemeindecaffe zu entrichten. Es ift diefe Abgabe von der Drtsobrigs 
keit nach Befinden auf zwei bis zehn Thaler des Jahres zu beftim= - 
men und beizubringen. 


$. 42. Hinfichtlicy der Gemeindeanlagen zu den Ortslaften und 
Öffentlichen DOrtsanftalten bewendet es zunächft bei dem, was im Orte 
deshalb durch Herkommen oder Gemeindebeſchluß feftgefegt worden ift 
oder auf gleiche Weiſe künftig beflimmt werden wird. 

$. 43. Soweit es an folhen Beftimmungen fehlt, tritt Fols 
gendes ein: 1) wird die fragliche Ausgabe lediglich wegen einer befon= 
deren Klaffe der Gemeindeglieder gemacht, fo find nur dieſe beitrags— 
pflihtig, und zwar: a) die Ortsnachbarn, d. h. diejenigen Gemeindes 
glieder, welche das Ortsnachbarrecht ($. 6 und $. 7) für ihre Perfon 
erworben haben, nach der Kopfzahl hinfichtlich der Erhaltung derjenigen 
Drtsanftalten, wovon biefelben allein Vortheil ziehen; jedoch haben 
mehrere Perfonen, welche gemeinfchaftlich ein einfaches Nachbarrecht bes 
figen ($. 12 und $. 13), auf die Dauer dieſer Gemeinfhaft zufammen 
nur einen Kopftheil zu entrichten; b) die Grundeigenthümer in dem 
Drtsgemeindebezirke ohne Ausnahme nah dem Grundeintommenfteuer: 
fuße, wenn der Zwed der Ausgaben nur ihnen Vortheil bringt. 2) Be: 
fhränkte fi die Veranlaffung und der Zwed einer Ausgabe nicht 
alfo auf eine Klaffe der Gemeindeglieder, fo find die Bedürfniffe dazu 
von fammtlihen Gemeindegliedern aufzubringen nach dem Fuße der 
allgemeinen directen Steuer von dem Einkommen aus Grund und 
Boden und von den übrigen Arten des Einkommens im Ortöge: 
meinbebezirke. | 


g 
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$. 44. Die als Heimathögenoffen der Gemeinde Angehörigen 
(8. 17), foweit fie in die Einfommenfteuerrolfe des Ortes mit einem 
Steuercapitale eingetragen worden und vorbehältlidy der Beftimmung 
im $. 19, ingleichen die Schuggenoffen ($. 20) find verpflichtet, gleich 
ben Nachbarn ($. 6) zu den Drtslaften und zu den Ortsanfkalten, 
deren Bortheile fie mitgenießen, die geordneten Beiträge zu entrichten, 
auch alle Gemeindedienfte mitzuleiften, dafern und ſoweit rüuͤckſichtlich 
der legteren eine gefegliche Befreiung ($. 38) von ihnen nicht geltend 
zu machen ift. 

$. 45. Auch hinſichtlich der bloßen Flurgenoffen ($. 23) bewen- 
bet es zunächft bei demjenigen, was durch Receß, Vertrag oder Ge: 
meindebeſchluß feſtgeſetzt worden ift oder Eünftig feftgefegt werden wird. 
In deffen Ermangelung haben die Flurgenoſſen, als folhe, mit Aus: 
nahme der Leitungen und Beiträge für Parochialverpflichtungen und 
andere die perfönlichen Verhältniffe und Vortheile der Ortsnachbarn 
betreffende Anftalten und Zwede, alle folhe Gemeindedienfte und An- 
‚lagen mitzuleiften, welche nad) dem Grundfteuer: und Grundeinkom: 
menfteuerfuße auf die Grundftüde des Gemeindebezirkes, die Häufer 
eingefchloffen, vertheilt und erhoben werden. — Auf die Befiger der- 
jenigen Güter, welche von dem Drtsgemeindebezirke ausgenommen find 
(8.3), finden die Beſtimmungen des gegenwärtigen Abfchnittes (6) 


und der Abfchnitte 2 und 5 gleichmäßig Anwendung, wenn und fos 


bald diefelben andere, nicht ebenfalld ausgenommene, fondern dem 
Drtögemeindebezirke zugehörige Grundſtuͤcke ($. 10 und $. 23) eigens 
thümtic erwerben. Es liegt ihnen demnach ob, von diefen nicht aus: 
genommenen Grundflüden ohne Unterfhied, es mögen ſolche für ſich 
allein oder in Verbindung mit dem ausgenommenen Gute bewirths 
fhaftet und benugt werden, verhaͤltnißmaͤßig und in gleicher Weife, 
wie bezüglich die übrigen Nachbarn, Grundeigenthümer und Flurge: 
noffen, zu allen Drtsanftalten beizutragen, von melchen fie Vortheil 


ziehen und deren Bedürfniffe und Koften nah dem Grundfteuerfuße: 


zur Vertheilung kommen. 


Abfhnitt 7. Bon der Landgemeindeverfaffung 
überhaupt. 


$. 46. Die Vertretung ber Gemeinde und die Beforgung ihrer. 


Angelegenheiten gefchieht in der Regel durch den DOrtsvorftand. 

$. 47. Eine Berfammlung der Ortsnahbarn ift nur noch zu: 
(äffig und deren Schlußfaffung erforderlich: 1) zur Verkündigung der 
Gefege und Verordnungen, auch obrigkeitlicher Befehle, ſoweit legtere 
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bie Geſammtheit der Gemeinde angehen; 2) zur Vorleſung der Ge: 
meinderechnung;- 3) zur Wahl der Gemeindevorfteher; 4) zur Aufe 
nahme nicht heimathsberechtigter Fremder in die Reihe der Nachbarn; 
5) wenn neue oder erhöhte. Gemeindeleiftungen oder eine veränderte 
Umlage derſelben befchloffen werden follen; 6) wenn ein Verzicht auf 
Rechte und Befugniffe, welche bis dahin in der Gemeinde zum Pris 
vatvortheile benugt werden durften, zu Gunften der Gemeinde in Frage 
ſteht; 7) wenn Grundftüde auf Rechnung der Gemeindecaffe durch 
Kauf, Tauſch oder auf andere Weiſe erworben oder veräußert werden 
ſollen; 8) wenn über die Frage, ob ein Neubau auf Koften der Ges 
meinde vorzunehmen fei, zu befchließen ift; 9) wenn es fi von der 
Aufnahme folder Darlehen handelt, welche nicht von den Einkünften 
bes Laufenden Jahres wieder gededit werden, oder von höherem Bes 
trage find, als die damit abzutragenden, in der Gemeinderehnung 
beftehenden, älteren Darlehensfhulden; 10) in allen Fällen, wo die 
Auffichtsbehörde eine Vernehmung und Sclußfaffung der Gemeinde 
ſelbſt ausdrüdtich vorfchreibe. — Kine folhe Vernehmung und Schluß: 
»faffung foll von der Auffichtsbehörde in jeder Angelegenheit erfordert 
und. vorgefchrieben werden, wobei das eigene Intereſſe des Ortsvor— 
ftandes oder einzelner Mitglieder defjelben betheiligt if. — Bei der 
Aufnahme nicht heimathsberechtigter Fremder in die Reihe der Nach— 
barn bleibt die. gefegliche Theilnahme ($. 5) auch den Befigern fols 
cher Grundftüde vorbehalten, welche zwar von dem Gemeindebezirke 
ausgenommen, aber bem SHeimathsbezirke einverleibt find. — Was 
die Wahlen zum Landtage, zunaͤchſt die der Wahlmänner, betrifft, 
verbleibt e8 bei den Beflimmungen des Grundgefeges vom 5. Mai 
3816 und der Wahlordnung vom 27. April 1833 (Regierungsblatt 
vom Jahre 1833 Seite 259 — 288). 

8.48. Handlungen, welcde der Vorftand im Namen ber Ge: 
meinde vornimmt, find für-diefe vechtsverbindlih, vorausgefest, daß 
das Gefhäft in den Fällen, in welchen es eines Gemeindebefchluffes 
bedarf ($. 47), einem folhen gefegmäßig gefaßten Befchluffe entfpricht, 
und daß in den Fällen, in melden obrigkeitliche Genehmigung des 
Gefchäftes erfordert wird ($. 84), dieſe von der zuftändigen Behörde 
ertheile if. — Unter folher Borausfegung bedarf es insbefondere 
auch bei Aufnahme von Darlehen für die Gemeinde zur Begründung 
der Forderung gegen fie eines Beweifes über die Verwendung in 
ihren Nugen, fobald das Darlehen an den zum Empfange beredhtig: 
ten Rechnungsführer gegen genügende Quittung ($. 74) ausgezahlt 
worden ift. 
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Abfhnitt 8 Bon ber Gemeindeverfammlung. 


$. 49. Eine Gemeindeverfammlung findet nur Statt in Folge 
einer Zufammenberufung durch den Schultheißen oder den von ihm 
beauftragten oder in Verhinderungsfällen ihn vertretenden Worfteher, 
unter außerordentlichen und befonderen Umftänden aber auch durch die 
Drtsobrigkeit unmittelbar. Nicht minder bleibt jedem Beauftragten 
der Oberbehörde, ebenfo in Sachen, melde außer der Behandlung 
und DVerantwortlichkeit des Gerichtsverwalters liegen, dem Gerichts: 
heren bie Befugniß, durch den Schultheißen oder deffen Vertreter die 
Gemeinde verfammeln zu laffen. — Wegen der Folgen eigenmädhti: 
ger Verſammlungen bewendet es bei den Beftimmungen im $. 117 
des Strafgefegbuhes vom 5. April 1839. 


$. 50. Die Berufung zu einer Gemeindeverfammlung muß 
wenigftens Tags vorher duch mündliche Beſtellung, zu einer Wahl: 
verfammlung aber aht Zage vorher durch fhriftlihen Anfchlag ges 
fhehen. Dabei ift der. Zwed, die Zeit und der Drt der Verſamm— 
lung mit bekannt zu machen, unter Androhung einer angemeffenen 
Gemeindebuße für jeden, welcher ohne hinreichenden Entfhuldigungs: 
geund ausbleibt oder zu fpät erfcheint. — Zum Behufe bloßer Bekannt: 
mahungen„in Gemeindeverwaltungsangelegenheiten darf der Schult— 
heiß die Drtsnahbarn jederzeit zufammenberufen, und es bewendet 
deshalb auch bei der oͤrtlich hergebrachten Zufammenberufungsweife. 


$. 514. . Stellvertretung findet in der Gemeindeverſammlung nicht 
Statt, fondern es wird angenommen, daß ber ausbleibende Nachbar 
fi) der Stimmenmehrheit durch die Erfchienenen angefchloffen habe. — 
Ausnahmsweife dürfen aber vertreten werden: 1) die unter Vormund⸗ 
(haft ſtehenden Nachbarn, durch den Vater oder Vormund, in ben 
Fällen der Säge 5 und 6: bes $. 47; 2) die Befiger ber vom Orts: 
gemeindebezirke aufgenommenen Domanial= oder Rittergüter, wenn 
ihnen die Eigenfhaft als Ortsnachbar, Heimathsgenoffe oder Flur: 
genoffe zufteht ($$. 3. 10. 19. 23. 47 unter 4), durch legitimirte 
Beauftragte; 3) die durch das Nachbarrecht befähigten verheuratheten, 
verwoittweten oder unverheuratheten Frauen, bezüglid durch den Ehe: 
mann, volljährigen Sohn, Bruder, Schwager, auch Schwiegerſohn 
oder Stieffohn, in vermuthlihem Auftrage, ohne daß es einer befons 
dern Vollmacht bedarf, im Falle aber dergleichen Anverwandte nicht 
vorhanden find, durch andere befonders zu. legitimirende Bevoll⸗ 
mächtigte. — Bleiben die zuläffigen Vertreter aus, ohne daß. diefes 
hinlänglich entfchuldigt werden kann, ſo iſt die fonft übliche Gemeindes 
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buße verwirkt. — Bon folhen Anverwandten oder anderen Bevoll: 
mächtigten darf Eeiner mehr als zwei Vollmachten gleichzeitig führen. — 
Uebrigens werden in der Drtsgemeindeverfammlung auch die Flure 
und Heimathsgenoſſen, als von den fimmberechtigten Ortsnachbarn 
vertreten, betrachtet und haben ein befonderes perfönliches Stimmrecht 
nicht in Anſpruch zu nehmen. 

$. 52. Der BVorfis und die Gefihäftsleitung in der Verfamm: 
lung fteht dem Schultheißen oder dem von ihm beauftragten oder ihn 
vertretenden Vorſteher zu. rfcheint aber ein ortsobrigkeicliher Bes 
amter ober in Gerichtsorten bei geeigneten Fällen der Gerichtsherr in 
der Verfammlung, fo geht auf jenen oder auf diefen der Vorfig und 
die Gefchäftsleitung über. 

$. 53. Die Gültigkeit eines Gemeindebefchluffes ift bedingt durch 
gehörige Anordnung ($. 49) und Bekanntmahung der Gemeindevere 
fammlung ($. 50), Gegenwart und Abftimmung von mwenigftens zwei 
Deittheilen aller ftimmfähigen Nachbarn, vorbehältlih der Ausnahme 
am Ende diefes $., eine Erimmenmehrheit, und zwar bei allen Vers 
handlungen außer den Wahlen eine folhe, welche die Hälfte der Abs 
flimmenden überfchreitet (abfolute Stimmenmehrheit). — Bei Stim: 
mengleichheit fteht demjenigen, welcher die Verhandlung leitet, außer 
feiner perfönlichen auch die entfcheidende Stimme zu. — "Erfcheinen, 
der gehörigen Anordnung und Bekanntmachung ungeachtet, nicht zwei 
Drittheile der flimmberechtigten Nachbarn zu der feftgefegten Zeit, fo 
ift die Berufung, allenfalls bei erhöheter Geldbuße, zu wiederholen 
($. 50); und führt aud) diefes nicht zu einer vollfländigen Verſamm⸗ 
lung von zwei Drittheilen, fo gilt dasjenige ald Gemeindebeſchluß, 
was die Stimmenmehrheit ber gegenwärtigen flimmberechtigten Ges: 
meinde= und Ortsvorftandsglieder befchließt. 

$. 54. Darüber, daß die Gemeindeverfammlung erfolgt ift, und 
über das Ergebniß der Verhandlungen hat der Gemeindefchreiber in 
dem dazu beflimmten Buche (Protokollbuche) das Erforderliche nieder⸗ 
zufchreiben. — Das Protokoll muß zugleich enthalten, daß und wie 
den nur gedachten Bedingungen genügt worden ift, und es muß von 
dem obrigkeitlihen Abgeordneten, wenn ein folcher die VBerfammlung 
geleitet hat, von dem Schultheißen oder deſſen Stellvertreter und von 
zwei Gemeindevorftehern mit unterzeichnet werden. 

8. 55. Der VBorfigende in der Gemeindeverfammlung hat dafür 
zu forgen, daß Ruhe, Ordnung und Anftand darin beobachtet wird 
und, in der Regel, andere wichtige Angelegenheiten, außer denen, zu 
welchen die Gemeindeverfammlung ausdrüdlich zufammenberufen worden 
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ift, nicht zue Verhandlung gebracht werden. — Diesfallfige Zumider: 
handlungen kann er mit einer Geldbuße von vier Grofhen bis zu 
einem Thaler zur Gemeindecaffe beftrafen, vorbehältlih der an die 
Obrigkeit in allen erheblicheren, zur Kenntnißnahme und weiteren Ver: 
fügung derfelben geeigneten, Fällen zu erftattenden Anzeige. 


Abfhnitt 9. Bon dem Drtsvorftande. 

1. Bufammenfegung und Mitgliederzahl bes Ortsvorſtandes. 

$. 56. Zu dem Drtsvorftande gehören der Schultheiß und die 
Gemeindevorfteher. Die Anzahl der legteren wird feftgeftelle: in Ge: 
meinden bis zu 25 Nachbarn auf 2 Gemeindevorfteher, in Gemeinden 
von 26 bis zu 50 Nachbarn auf 4 Gemeindevorfteher, in Gemeinden 
von 51 bis zu 100 Nachbarn auf 6 Gemeindevorfteher, in Gemein: 
den von mehr ald 100 Nachbarn auf 8 Gemeindevorfteher. — King 
in der Zwifchenzeit der Wahlen des Ortsvorftandes eingetretene Meh: 
rung oder Minderung der Nachbarzahl ändert hierunter nichts. 

1. Stellung und Bedeutung bes DOrtsporftandes, 

$. 57. Der Zwei und Beruf des Drtsvorftandes befteht in 
ber möglichften Fürforge für das Wohl der Ortsgemeinde und ihrer 
Ölieder. — Demfelben fteht — unter Leitung und Aufficht der Com: 
nıunalbehördben und abgefehen von den in dem $. 47 angegebenen 
Fällen — die ausfhlüffige Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten 
zu, auch die Ertheilung des Nachbarrechtes ($. 7), des Schußgenoffen: 
rechtes ($. 21) und des Flurgenofjenrechtes ($. 23). — Er allein ift 
befugt, für die Gemeinde zu handeln oder durch den Schultheißen, 
als beftändigen Gefchäftsführer des Drtsvorftandes, bezüglih durch 
befonders Beauftragte an feiner Statt, handeln zu laffen, weshalb 
er nicht allein ausfchlüffig die Nechte der Gemeinde, gerichtlih und 
außergerichtlich, zu verfolgen und diefelbe gegen Anſpruͤche Anderer zu 
vertheidigen hat, fondern auch für Ddiefelbe, unter Beobachtung ber 
gefeglichen Vorfchriften, Verbindlichkeiten übernehmen darf. — Das 
Amt und die Verrihtung der fogenannten Gemeindefpnditen, wo und 
wie fie zeither beftanden haben, ift mit dem Eintritte des gegenwaͤr— 
tigen Gefeges als aufgehoben zu betrachten. 

$. 58. Dem Drtsvorftande fteht auch das Recht zu, die in der 
befonderen Gemeinde: und Feldordnung gedroßten Gemeindebußen auf: 
zuerlegen, ingleichen zur Aufrechterhaltung feines amtlichen Anfehens 
Geldſtrafen, welche ebenfalls in die Gemeindecaffe fließen, bis zum 
Betrage eines Thalers zu verhängen, vorbehäftlich der Berufung an 
die DOrtsobrigkeit. 

23 
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$. 59. Die ſaͤmmtlichen Gemeindeangehörigen haben dem Orts: 
vorftande,  insbefondere dem Schultheißen und deffen Vertreter, ge: 
bührende Achtung und in Gemeindefahen Zreue und Gehorfam zu 
erweifen. Sie find den Beſchluͤſſen und Anordnungen des Ortsvor— 
ftundes, bezüglich des Schultheißen und befjen Vertreters, unterwor— 
fen und daher audy zur Erfüllung der vom Drtsvorftande auf gefeg- 
liche Weife eingegangenen Verbindlichkeiten verpflichtet. — Für den 
Fall, daß der Drtsvorftand oder deffen Beauftragte bie Grenzen ihrer 
Befugniffe gefegwidrig Überfchreiten oder zum Schaden ber Gemeinde 
handeln, hat jeder Einzelne die Befugniß zu beſcheidener Vorſtellung 
dagegen und, wenn ſolche vergeblich waͤre, zur Beſchwerdefuͤhrung bei 
der dem Ortsvorſtande vorgeſetzten Behörde. Es iſt auf die diesfall— 
fige Anzeige der Berufung oder Beſchwerdefuͤhrung gegen Beſchluͤſſe 
des Drtsvorftandes oder der Gemeinde überhaupt, wenn nicht Gefahr 
auf dem Verzuge haftet, mit der Ausführung bis zum Eingange ber 
höheren Entfheidung Anfland zu nehmen, jedenfalls aber durch den 
Schultheißen davon berichtlihe Anzeige bei der zuftändigen Behörde 
zu machen. — Niemand darf ſich jedoch den Anordnungen des Orts⸗ 
vorſtandes widerſetzen oder ſonſt eigenmaͤchtig entziehen, bei geſetz— 
licher Strafe. 

IH. Gefhäftseinrihtung in dem Ortsvorſtande. 

8. 60. Ohne Zufammenberufung burd Die Drtsobrigkeit oder 
durch den Schultheißen oder in Behinderungsfällen defjelben durch 
den älteften Vorfteher, darf der Drtsvorftand fi nicht verfammeln. 
Die Zufammenberufung muß aber ftattfinden, fobald es die Gefchafte 
erfordern, und durch den Gemeindediener, unter Bekanntmachung der 
Stunde, des Ortes und des Zwedes der VBerfammlung, geichehen. — 
Jeder Gemeindevorfteher hat das Recht, unter Angabe des zu ver: 
handelnden Gegenftandes den Schultheigen zur Verſammlung des Dres: 
vorftandes aufjufordern, welcher, fofern ihm nicht erhebliche Bedenken 
deshalb beigehen, dem Antrage in dringenden Fällen fofort, laͤngſtens 
aber binnen acht Tagen, Folge zu.geben hat. Verweigert der Schult: 
heiß die Zufammenberufung, fo kann deshalb Befchwerde bei der Obrig- 
feit geführt werden. 

$. 61. Die Gemeindevorfteher find verpflichtet, in jeder Ver: 
fammlung des Drtsvorflandes pünktlih zu erfheinen. Derjenige, 
welcher eine gehörig angefagte Berfammlung ohne hinreichenden, dem 
Schultheißen zeitig gemeldeten Entfehuldigungsgrund verfäumt oder in 
folder eine halbe Stunde zu fpät erfcheint, hat vier Grofchen Buße 
zur Gemeindecaffe zu bezahlen. 
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$. 62. Der Borfig, der Vortrag und die Gefchäftsleitung in 
der Berfammlung fteht, fofern nicht eine obrigkeitliche Perfon gegen: 
wärtig ift, dem Scuitheißen oder dem von ihm dazu beauftragten 
Vorfteher zu. — Die Gemeindevorfteher figen und flimmen nach der 
Drdnung der auf fie gefallenen Wahl. — Die Belhlüffe find ges 
meinfam zu berathen und zu füffen, wobei jedes Mitglied nur eine 
Stimme, bei Stimmengleichheit aber der Vorfigende eine entfcheidende 
Stimme hat. — In der Verfammlung ift Ordnung und Anftand 
zu beobachten; jedes Mitglied hat feine Anficht frei und offen vorzu— 
tragen; von dem Schultheißen oder feinem Vertreter ift darauf zu 
fehen, daß ein Mitglied dabei weder leidenſchaftlich unterbrochen, noch 
auf irgend eine Weife beleidigt werde, weshalb die Ueberftimmten ſich 
ohne Widerrede in den Befchluß der Mehrheit zu fügen haben. Dies: 
fallfige Ungebührniß ift der Drtsobrigkeit duch den, welcher in der 
Berfammlung den Vorſitz geführt hat, zur Unterfuchung und Zurecht: 
weifung, nad) Befinden zur firengeren Ahndung anzuzeigen. 

$. 63. Die Gültigkeit eines Befchluffes des Ortsvorftandes wird 
dadurch bedingt, daß 1) die Zufammenberufung gehörig erfolgt ift, 
daß 2) wenigftens bei einem Borftande ($. 59) von drei Perfonen 
zwei, bei einem Borftande von fünf Perfonen drei, bei einem Vor: 
ftande von fieben Perfonen fünf und bei einem Vorftande von neun Per: 
fonen ſechs Mitglieder gegenwärtig gewefen find und abgeftimmt haben, 
daß 3) die Mehrzahl der Abflimmenden in den Beſchluß gewilligt, 
bei Etimmengleichheit aber der Schultheiß oder deffen Stellvertreter 
die entjcheidende Stimme ertheilt hat. — Die Beihlüffe des Orts— 
vorftandes find ebenfo wie die der Gemeindeverfammlung niederzu: 
fchreiben ($. 54) 

8.64. Geht dem Schultheißen gegen einen von dem Drtsvor- 
ſtande gefaßten Beſchluß ein erhebliches Bedenken bei, fo ift er berech— 
tige und verpflichtet, innerhalb drei Tagen der Ortsobrigkeit Anzeige 
davon zu machen, welchen Falles die Ausführung des Beſchluſſes bis 
zur obrigfeitlihen Entfcheidung ausgefegt bleibt. 

$. 65. Vollmachten und andere Urkunden, welche für die Ge: 
meinde verbindlich fein follen, müffen im Namen der Gemeinde aus: 
gefertigt und mit dem Siegel bderfelben, ſowie mit der Unterfhrift 
des Schultheifen und der Gemeindevorfteher, verfehen werden. — 
Sn den Fällen, in welchen das Gefchäft einen Gemeindebefchluß ($. 47) 
und obrigkeitliche Genehmigung erfordert ($. 84), muß eine ſolche Ur: 
£unde überdies, bezüglih auf dem Grunde des Gemeindeprotofoll 
Buches und der obrigkeitlichen Acten, das Zeugniß enthalten, daß 
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und wie jenen Bedingungen Gentige gefchehen ift. Im anderen Fällen 
ift, auf Verlangen eines Betheiligten, obrigkeitlidy zu bezeugen, daß 
der Drtsvorftand zur Ausftellung der fraglichen Urkunde für bie Ge: 
meinde befugt fei. — Wird eine gerichtliche Urkunde erfordert, fo 
find Siegel und Unterfchrift des Ortsvorſtandes von dieſem anzuer- 
kennen und gerichtlich als foldhe zu beglaubigen, welde von ſaͤmmt⸗ 
lichen Mitgliedern herruͤhren. 

$. 66. Jede Gemeinde ſoll zur Aufbewahrung ber erlaſſenen 
Geſetze und Verordnungen, aller die Gemeindeangelegenheiten betref⸗ 
fenden Urkunden und uͤberhaupt aller wichtigeren Acten, Schriften und 
Papiere, welche nicht blos voruͤbergehenden Werth haben, ingleichen 
zur Aufbewahrung der baar vorraͤthigen, zu den laufenden Ausgaben 
nicht nothwendigen, Gemeindegelder einen paſſenden Schrank oder ein 
ſonſtiges wohlverwahrtes Behaͤltniß (Gemeindelade) unter doppeltem 
Verſchluſſe, naͤmlich des Schultheißen und des erſten Vorſtehers, in 
dem Gemeindeverſammlungs-Hauſe oder in einem anderen ſicheren Hauſe 
aufſtellen. Ueber ſaͤmmtliche darin befindliche, nach gehoͤrigen Abthei— 
lungen und Bezeichnungen zu ordnende, Gegenſtaͤnde iſt ein doppeltes 
Verzeichniß (Inventarium, Depoſitenbuch) zu fuͤhren, wovon das eine 
Exemplar in der verſchloſſenen Gemeindelade, das andere in den Haͤn⸗ 
den des Schultheißen oder, wenn dieſer die Gemeindelade in ſeinem 
Hauſe verwahrt, in den Haͤnden des erſten Vorſtehers verbleibt. — 
Die Lade iſt von Zeit zu Zeit in Gegenwart des Ortsvorſtandes durch— 
zufehen, um die Papiere, deren längere Aufbewahrung unnöthig ge: 
worden ift, herauszunehmen und, nad Befinden mit Genehmigung 
der DOrtsobrigkeit, zu vernichten. — Die Zeit und die Veranlaffung 
der Herausnahme und der Vernichtung ift in jedem ber beiden Laden: 
verzeichniffe zu bemerken. 


Abſchnitt 10. Bon den Mitgliedern des DOrtsvorflandes 
insbefondere. 
1. Von ben Ortsfhultheigen. 

8. 67. Der Ortsfhultheiß, als öffentlicher Beamter, hat, vor: 
behältlich der diesfallfigen Befugniffe des im Drte anwefenden Ge: 
richtsheren, das Recht und die Pflicht, unter unmittelbarer Leitung 
und Aufficht der zuftändigen Staatsbehörde und unabhängig von der 
Gemeinde a) die Gefege und obrigkeitlichen Befehle zu verfindigen 
und über deren Vollziehung und Aufrechthaltung zu wachen; b) bie 
ihm von den vorgefegten Behörden ertheilten Aufträge zu vollziehen; 
e) die Anzeigen von Todesfällen, Verbrechen, Verhaftungen, Grund: 
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ſtuͤckskaͤuſen ꝛc. im Ortsbezirke bei der betroffenen Gerichtsbehoͤrde zu 
beforgen; d) die Drtspolizei zu handhaben, durch diesfallfige Aufſichts— 
führung befonders auf die Erhaltung der öffentlichen Ruhe und Sicher: 
heit, auf die Armenverforgung, in Berbindung mit ftrenger Abhal: 
tung der Bettler und Landflreicher, fowie der verbotswidrig Haufiren- 
den, auf die Beobachtung der gefundheits=, feuer-, gewerb- und 
feldpolizeilihen Borfchriften, auf das Gemeinde= und Privatbauwefen, 
auf die Straßen, Ufer: und Wafferbauten. In allen biefen und 
ähnlichen Fällen foll er den ſich zeigenden Mängeln und Gefahren 
baldigft, und nach Befinden durch Anzeige bei der Obrigkeit, Abhilfe 
verfchaffen, fofern aber deshalb befondere Koftenaufwände und Ge: 
meindeleiftungen erfordert werden, mit dem Drtsvorftande ungefäaumt 
das Nöthige berathen und befchließen. Vornehmlich hat auch der Orts: 
fhultheiß, e) was das Armenwefen betrifft, gemäß der den Gemeinden 
und dem DOrtsvorftande hiermit aufgelegten Verpflichtung, unter allen 
Umftänden für das augenblidliche Beduͤrfniß Kranker und Mothleiden- 
der zu forgen und für ſolchen Zwed in der Gemeindecaffe jeder Zeit 
fo viel Geld’ verfügbar zu halten, daß einem Nothftande dieſer Art 
fofort abgeholfen werden kann, vorbehältlich des Negreßanfpruches der 
Gemeinde an die zum Erfage des geleifteten Vorſchuſſes verpflichtete 
Heimathsbezirkscaffe. 


$. 68. Dem Scultheißen fteht, unabhängig von dem Ortsvor— 
ftande, die Leitung und Beauffihtigung der Gefhaftsführung bei der 
Gemeinde zu. Er empfängt und entfiegelt die an folche eingehenden 
Schriften; er verfammelt die Gemeinde und den Ortsvorftand; er hat 
den Vorſitz und Vortrag in den Verfammlungen und beauffichtigt die 
Gemeindecaffevertwaltung, weshalb er auch durch Unterfchrift der Rech: 
nungsbelege zur Verausgabung des Betrages ermächtigt; er leitet das 
Gemeindebaumefen , ordnet und vertheilt die Gemeindedienfte; er bringt 
die Befchlüffe der Gemeindeverfammlung und des Drtsvorftandes zur 
Ausführung, beforgt die Entwerfung der Berichte und anderer nöthi= 
gen Schriften felbft oder durch den Gemeindefchreiber; er bewahrt das 
Gemeindefiegel und die Gemeindelade und unterzeichnet mit ben Vor: 
ftehern die fchriftlichen Ausfertigungen in Gemeindeangelegenheiten. — 
Uebrigens darf derſelbe zu feiner Erleichterung den Gemeindevorftehern 
gewiſſe Gefchäftszweige, 3. B. das Bauweſen, die Obftanpflanzungen, 
die Hut= und Zriftangelegenheiten, zu befonderer Beforgung zutheilen. 


$. 69. Die Wahl des Schultheißen wird in unmittelbaren Ort: 
[haften vom großherzoglihen DOberbeamten, in mittelbaren DOrtfchaften 
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vom Patrimonialgerichtsheren vorgenommen und befchloffen, und folcher 
Beſchluß von der DOrtsbehörde (Juſtizamt, Stadtgeriht, Patrimonials 
gericht) dem Bezirkslandrathe angezeigt. Wenn hierauf binnen vier 
Wochen von Zeit der Anzeige fein Einwand erfolgt ift, fo fchreitet 
die DOrtsbehörde ohne Weiteres mit der Verpflichtung und Anftellung 
des Gemwählten vor; wenn dagegen der Landrath aus befonderen anz 
zuführenden Gründen und Bedenken, wider die Beftätigung des Ges 
wählten fich erklärt, fo find entweder jene Bedenken mittelft anderweit 
vorzunehmender Wahl zu beachten, oder durch Gegengründe zu befei: 
tigen, oder es find bei fortdauernder Meinungsverfchiedenheit die Acten 
der Landesdirection vorzulegen; werden die Iandräthlichen Bedenken 
von der Landesdirection beftätigt, fo ift von dem Beamten oder Ge: 
tichtsheren in der geordneten Weiſe eine andere Perfon zu wählen 
und anzuzeigen. — Der Gewählte muß a) in der Gemeinde anfuffig 
und ſtimmberechtigt fein, b) das 25. Fahr zurüdgelegt haben, e) in 
gutem Rufe ftehen und die zum Amte erforderlichen Eigenfchaften bes 
fisen, namentlich Kenntniß des Rechnens und Schreibens. — Gaſt— 
wirthe, Bier- und Branntweinfchenker find, fo lange fie diefes Ge— 
werbe betreiben, vom Schultheißenamte ausgefchloffen. Aus erheblichen 
Gründen darf jedoch in befonderen und auferordentlichen Fällen bie 
Landesdirection von diefem Verbote eine Ausnahme geftatten. — Der 
Scultheiß wird auf Lebenszeit angeftellt und ortsobrigkeitlich zu feis 
nem Amte verpflichtet. — Sobald ein Schultheiß, nach Ermeffen 
der Auffihtsbehörden, den mit feinem Amte verbundenen Pflichten 
und Obliegenheiten nicht genügend nachkommt, kann bderfelbe im Ab: 
miniftrativwege, durch Beſchluß der Landesdirection, feines Amtes ent— 
laffen werden, ohne auf rechtliches Gehör fich berufen zu dürfen. 

$. 70. Der Schultheiß bezieht, außer den nad) der allgemeinen 
Sporteltare ihm von einzelnen Privatperfonen zu zahlenden Gebühren, 
für feine Gefchäfte in Gemeindeangelegenheiten eine, nad dem Um: 
fange diefer Gefhäfte und nad den Mitteln der Gemeinde von der 
Ortsobrigkeit billig zu beftimmende, jährliche Befoldung, unter Auf: 
rechnung der etwa bewilligten Naturalbezüge und anderen Dienftvor: 
theile, wenn und fo lange eine Gemeinde biefe Art der Bezahlung 
vorziehen follte, dagegen mit Wegfall jeder fonftigen Bezüge aus der 
Gemeindecaffe, infoweit es fih nicht von Reiſekoſten oder anderen 
baaren Verlägen handelt, welche in der feften Befoldung nicht begriffen 
find. — Er hat das Recht eines Ehrenfiges in der Kirche, wo der: 
gleichen hergebradht ift, und in der Gemeindeverfammlung; auch ge: 
nießt er die im 8. 38 geordnete Befreiung von Gemeindedienften. 


DS 
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NH. Bon den Gemeinbeworftehern, 

$. 7. Die Gemeindevorfteher find berufen und verpflichtet, das 
Beſte der Gemeinde, als Mitglieder des Drtsvorftandes und Gehilfen 
des Schultheißen, berathend und verwaltend zu wahren und zu för: 
dern. Sie haben daher in den Verfammklungen des Drtsvorftandes 
ihren Rath nad beſtem Wiffen und Gewiffen zu ertheifen, den Zu: 
fland der Gemeindeangelegenheiten aufmerffam zu beobachten und zu 
beaufficytigen, deshalb vorkommende Mängel und Mifbräuche in ge: 
dachten Verfammlungen zur Sprache zu bringen und, nach Befinden, 
Anträge uf Abhilfe zu flellen. — Sie find fchuldig, den Schult: 
heißen bei Ausführung der zu Stande gefommenen Beſchluͤſſe zu 
unterftügen und Aufträge zum Beſten der Gemeinde zu übernehmen 
und zu vollziehen. — Im Falle der Verhinderung des Schultheißen 
tritt der erſte oder einer der übrigen Gemeindevorfteher an feine Stelle, 
m der Ordnung, wie ihre Wahl erfolgt ift. 

$. 72. Soviel Vorfieherämter zu befegen find, foviel brfühigte 
Nachbarn werden von den flimmberechtigten Gemeindegliedern einzeln 
zu dem vom Gemeindefchreiber unter Paitung des Schultheißen und in 
Gegemvart von Zwei der älteften Ortsnachbarn (in paſſender Abfonde: 
rung von Übrigen verfammelten Nachbarn) geführten Protokolle be: 
nannt und vorgefchlagen, jedoch immer nur Ein zu Waählender auf 
einmal. — Die im $. 69 erforderten Eigenfchaften gelten auch hier. — 
Diejenigen, auf welche die meiften Stimmen gefallen, find als bie 
Gewaͤhlten zu erachten. Der Schultheiß erftattet unter Beifchluß des 
von ihm und den beiden Zeugen unterfchriebenen Wahlprotokolls 
Bericht an die Ortsobrigkeit, und wenn bdiefer gegen die Tuͤchtigkeit 
und Unbefchottenheit der Gewählten eine Erinnerung nicht beigeht, fo 
erfofgt vor derfelben ohne Weiteres die Verpflichtung zu fechsjähriger 
Dienftleiftung mittelft Handfchlages, unter Verweiſung auf den ge: 
keifteten Unterthanen: und Nachbareid. Die Einweifung in das Vor: 
fieheramt gefhieht durch den Schultheißen. — Jede während der 
fechsjährigen Wahlzeit zur Erledigung kommende Stelle wird durch 
eine alsbald vorzunehmende, aber nur auf den Ueberrefl jenes Zeit: 
raumes gültige, Wahl anderweit befegt. 

$. 73. Hinſichtlich der Dienftvortheile und Ehrenvorzüge ber 
Gemeindevorfteher gilt bezüglich dasjenige, was ($. 70) in Anfehung 
des Schultheißen vorgefchrieben iſt; jedoch foll ihnen durch gegenwaͤr— 
tiges Gefeg ein Anſpruch auf Dienftgehalt und Gebühren in den Dr: 
ten nicht eingerdumt fein, wo bisher die Gemeindevorficher, Vor: 
münder und Xelteften eine Vergütung für ihre der Gemeinde geleifte: 
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ten Bemühungen nicht zu beziehen pflegten. Auch fteht denfelben eine 
Befreiung von Gemeindedienften nicht zu. 


Abfhnitt 11. Von den Hilfsbeamten und den Dienern 
der Gemeinde. 
1. Bon dem Rehnungsführer. 

$. 74. Der Gemeinderechnungsführer hat die Geld: und Natu= 
raleinnahme und. Ausgabe bei der Gemeinde gehörig zu beforgen, 
darüber Rechnung nah dem ihm dazu gegebenen Mufter zu führen 
und folhe vier Wochen nad dem SJahresfchluffe bei dem Schultheißen 
einzureichen. — Forderungen der Gemeinde werden durch Zahlung 
an den Rechnungsführer getilgt, infofern — was Summen über fünf 
Thaler betrifft — die Autorifation des Scultheißen und bei Dar: 
lehen, welche die Gemeinde aufnimmt, neben der vom Scultheißen 
und den Vorſtehern atteftirten Quittung die obrigkeitlihe Genehmi: 
gung ($. 84 A. 2) nachzuweiſen if. — Er hat dafür einzuftehen, 
daß alle Ausgaben mit den erforderlichen, die Autorifation des Schult= 
heißen enthaltenden, Belegen verfehen werden; auch daß die Gemeinde 
gelder nicht müßig liegen bleiben. Sofern VBorräthe über funfzig 
Thaler vorhanden find, hat er folhe in die Gemeindelade abzulies 
fern. — Inſonderheit hat der Rechnungsführer für zeitige Beitrei— 
bung der Refte zu forgen. Zu biefem Zwede foll derfelbe zweimal 
in jedem Fahre, zu rechter und paffender Zeit, alle erwiefen, klar 
und unbeftritten beftehende Forderungen der Gemeinde, nah einem 
vom Vorſtande beglaubigten Weftenverzeichniffe, mittelft einer ange: 
meffenen Wege: und Mahngebühr, welche jedoch in feinem Falle den 
Betrag von einem Grofchen bei dem einzelnen Schuldner überfteigen 
darf, durch den Gemeindediener oder eine fonft geeignete Perfon erin= 
nern und beitreiben laffen, dann das Reftenverzeichniß, foweit e8 noch 
beftehen mag, an bie Gerichtsobrigkeit uͤbergeben, Behufs der eigent- 
lihen Hilfsvollftredung. Gemeindefhuldner diefer Art können und 
dürfen von Gemeindenugungen nichts weiter kaͤuflich oder pachtweife 
erhalten, bis die alten Reſte abgetragen find. — Rechnungsfuͤhrer 
und Drtsvorfteher find für die Beachtung und Befolgung diefer Vor: 
ſchriften verantwortlid). 

$. 75. Der Gemeinderehnungsführer wird aus ben bazu mit 
hinlänglichen Kenntniffen verfehenen und in öffentlihem Vertrauen 
ftehenden Nachbarn, auch mit Ausfhluß derer, die in zerrütteten 
Vermögensverhältniffen fi befinden, durch den Ortsvorſtand erwählt, 
entweder auf Lebenszeit (ftändig) oder mindeftens auf drei Jahre. In 
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jenem Falle ift der Gewählte duch die Ortsobrigkeit zu verpflichten, 
in diefem Falle aber mittelft Handfchlages durch den Schultheißen vor 
verfammelter Gemeinde, wenn der Ortsobrigkeit, welcher auch im 
legteren. Falle von der Wahl zeitig vor der Verpflichtung Anzeige zu 
erftatten ift, in Hinfiht auf Züchtigkeit, Unbefcholtenheit und Sicher: 
heit des Gewaͤhlten ein erhebliches eine andere Wahl nöthig machen: 
bes Bedenken nicht beigeht. — Sowohl die Frage, ob und welche 
weitere, befondere Sicherheit, neben dem ber Gemeinde nad) dem Ge: 
fege vom 7. Mai 1839 an dem Vermoͤgen des Nechnungsführers zus 
fiehenden VBorzugsrechte, in den einzelnen Fällen der ftändige oder 
wechfeinde Rechnungsführer zu leiften habe, als auch die Ermittelung 
und Feftftellung feiner jährlichen Dienftbezüge und Gebühren, wird 
lediglidy dem Ermefjen und Befchluffe des Drtsvorftandes, bezüglich 
der Gemeinde, überlaffen. Uebrigens genießt der Nechnungsführer, 
obgleih den Gemeindevorftehern untergeordnet, mit dieſen gleiche 
Ehrenvorzüge. 

$. 76. Die mit dem 31. December abzufchließende, bebürfenden 
Falles mit Hilfe des Gemeindefchreibers aufzuftellende, Jahresrech- 
nung ift in zwei Meinfchriften zu überreichen. — Sn einer hierzu 
befonders zu berufenden Gemeindeverfammlung hat der Schultheiß 
die Rechnung, nebft Belegen und dem in Hinfiht auf Namen und 
Schuldbeträge der. Einzelnen gleich) vollftändigen NReftenverzeichniffe, 
laut und vernehmlidy vorzulefen, mit der Aufforderung an die Ver: 
fammelten, etwaige Erinnerungen dagegen alsbald vorzubringen. — 
Jede Erinnerung, welche ſich nicht fofort durch die Beantwortung er: 
ledigt, ift in das Protokoll aufzunehmen, worauf die Rechnung nebft 
Zubehör und dem Protokolle an die Drtsobrigkeit einzufenden iſt, um 
diefelbe durch einen Rechnungsverftändigen prüfen zu laſſen, welcher 
auch die im Protokolle enthaltenen noch unerledigten Erinnerungen 
den feinigen beizufügen hat. — Nah ſodann beigebrachter Beant: 
wortung der Erinnerungen durch den Nechnungsführer, wird von ber 
Drtsobrigkeie ein Termin zur Erledigung der Rechnung anberaumt, 
zu welhem, außer dem Rechnungsführer, der Schultheiß und zwei 
Vorfteher vorgeladen werden, um ihnen bie Zuftificationsrefolutionen 
zu eröffnen. In deren Gemäßheit wird hierauf fowohl in dem Con: 
cepte des NRechnungsführers, ald auch in den beiden Reinfchriften bie 
Berichtigung und Abfhluß bewirkt. — Die eine Reinfchrift ift in 
dem Archive der DOrtsobrigkeit, die andere, nebft den gehefteten und 
mit Zahlen bezeichneten Rechnungsbelegen, in der Gemeindelade auf: 
zubewahren. — Wenn auf folhe Weife die baare Gemwährfchaft des 


362 Sacfen : Weimar. 


Rechnungsführers feftgeftellt ift, fo unterliegt dieſelbe fofort der erecu= 
tivifchen Beitreibung. Gegenanfprüche des Nechnungsführers an die 
Gemeinde, welche entweder gar nicht aus ferner Verwaltung und 
Rechnungsführung herrühren oder doch nicht mit gehörig autorifirten 
($. 74) Belegen zu begründen find, müffen von ihm mittelft befonde- 
ver Klage angebracht und ausgeführt werden. Dagegen hat derfelbe 
gleichen Anſpruch auf unverzügtihe Exftattung feines Guthabens aus 
der Rechnung, foweit daffelbe nicht etwa durch von ihm verfchuldetes 
Anwachfen von Rüudftinden verankaßt und daher durch ſolche ordnungs⸗ 
widrige Außenftände zu deden ift. 


H. Bon bem Gemeindefchreiber. 


$. 77. Die Obtiegenheiten des Gemeindefchreibers können mit 
jedes anderen Gemeindeamte, das Schultheißenamt ausgenommen, 
verbunden werden. — Er bat bie Niederfchreibungen bei den Ge: 
meinde= und Vorftandszufammenkünften und die vorkommenden fhrift: 
lichen Arbeiten, ſowie aud) die Gemeinderehnung, fofern der Rech— 
nungsführer folche nicht felbft aufftellen kann, anzufertigen, wobei er 
unter der Anordnung des Drtsvorftandes und des Schultheißen ſteht. — 
Der Gemeindefchreiber, welcher kein Nachbar zu fein braucht, wird 
nach freise Wahl des Ortsvorſtandes angenommen und entlaffen. 
Seine Verpflichtung duch Handſchlag erfolgt vor verfammelter Ge: 
meinde durch den Scyuftheißen. — Die Verbindung des Gemeinde: 
fchreiberamtes mit dem Amte des Schullehrers wird, bis auf Weiter 
res und fo Lange eine Gemeinde dem Schullehrer das normalmäßige 
und fonft angemeffene Dienfteinfommen nur mit Aufrechnung der 
Gebühren von der Gemeindefchreiberes nicht ohne zu große Beſchwerde 
in anderer Meife gewähren kann, zwar verftattet, es wird jedoch die 
Trennung, fobald fie örtlich thunlich ift, den Gemeinden empfohlen. - 
Jedenfalls flieht der Gemeindefchreiber, alfo aud der Schullehrer, 
wenn er das Gemeindefchreiberamt bekleidet, in dieſer Eigenfhaft, 
für alle darauf ſich beziehende Angelegenheiten, unter gleicher Discipli— 
naraufficht und unter derfelben Gerichtsobrigkeit, wie der ihm vorge: 
ordnete Schultheiß und Ortsvorſtand. — Der Gemeindefchreiber er: 
hält in Eurrentgeld: 1) von Rein= und Abfchriften für jede, nad) 
Vorfchrift des Gefeges einer allgemeinen Sportel- und Gebührentare 
vom -27. April 1836, gefertigte Seite 6 Pfennige, 2) für die An: 
wefenheit in einer Berfammlung der Gemeinde oder des Ortsvorftan: 
des, mit Einfhluß der Protofollführung, a) bis zu 4 Stunden 4 Gr., 
b) über 4 Stunden 6 Gr., 3) von der Aufitellung der Gemeinderech: 
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nung (mit Einfhluß der Reinfchriften und Abfchriften) für jeden Bogen 
6 Srofhen, wodurd; aud die Schreibmaterialien vergütet find. 
11. Bon den Gemeinbedienern, 

$. 78. Ueber die Annahme und Entlaffung von Gemeindedie: 
nern find von dem Drtsvorftande bündige Verträge auf Kündigung 
abzufchließen, mit genauer Feftftellung der Dienftvortheile und der 
Dienftvorfhrift für diefelben. — An den Orten, wo dergleichen 
Dienfte nad) einer bereits beftehenden Ordnung, 3. B. der Reihe nach, 
vom jüngften Nachbar ıc. gethan werden müffen, dürfen Aenderungen 
nur mit eingeholter Genehmigung der DOrtsobrigkeit eintreten. 

8: 79. Dem Gemeindediener liegt infonderheit ob, vor dem 
Schultheißen auf bdeffen Verlangen zu jeder Zeit zu erfcheinen, bie 
Nachbarfchaft oder einzelne Einwohner vorzuladen, die Reſte einzu: 
fordern und andere dergleichen Aufträge innerhalb des Drtes und deſſen 
Flur, fowie innerhalb des Ortsgemeinde : Heimathabezirkes auszuführen. 


Abſchnitt 12. Bon dem Verhältniffe der Gemeinde und 
bes DOrtsvorfiandes zu den großberzoglihen Landes: 
behörden. 


8. 80. Die Landgemeinden ftehen unter der Aufficyt und Lei— 
tung der Staatsbehörden, zunächft unter der Drtsobrigkeit (Zuftiz: 
amt, Stadtgericht, Patrimonialgericht), welcher die Gemeinde als 
moralifche Perfon- unterworfen ift, bezüglih unter dem Bezirksland— 
rath in den durch das gegenwärtige Gefeg bezeichneten Fällen, in hoͤhe— 
rer Inftanz unter der Landesdirection und unter dem Staatsminijterium. 

$. 81. Vermoͤge diefes Auflihtsrechtes koͤnnen die Behörden 
von Amtswegen, jedoch nur auf ihre Verantwortlichkeit, bei gefeglich. 
zureichenden Gründen, in die Angelegenheiten einer Gemeinde ein: 
fchreiten,, welche den diesfallfigen Anordnungen, mit Vorbehalt der Bez 
rufung an die höhere Behörde, fih zu unterwerfen hat. 

$. 82. Im Einzelnen aber ift eine Genehmigung der in den 
Angelegenheiten der Gemeinden gefaßten Befchlüffe und getroffenen Ber: 
fügungen von Seiten der obrigkeitlichen Behörden nur dann nöthig, 
wo es das gegenwärtige Geſetz ausdruͤcklich vorfchreibt; vorausgefegt, 
daß die Angelegenheit nicht an und für fih — ohne Rüdfjicht auf die 
Berheiligung einer Gemeinde — höhere Genehmigung erfordert. 

$. 83. Für den Fall, daß ein Gemeindebeamter, ein Ortsvor: 
ftand oder eine Gemeinde den Vorfchriften diefes Gefeges nicht nad): 
geht oder denfelben abfichtlich zuwiderhandelt, ift die obrigfeitliche Be: 
hörde ebenfo berechtigt, als verpflichtet, Zurechtweifung, Strafe und 
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Amwangsmittel gegen die Schuldigen zu verfügen. Auch ift bie Orts: 
obrigkeit befugt, nach den Umftänden, einzelne Glieder des Ortsvor— 
ftandes einftweilen ihres Amtes zu entlaffen (zu fuspendiren). Der 
Fall muß dann fofort der Landesdirection berichtlich vorgetragen wer— 
den, und diefer bleibt e8 überlaffen, nad) Befinden, die einzelnen fo= 
wie die fammtlihen Mitglieder eines Drtsvorftandes von ihren Stellen 
gänzlich zu entfernen und die Wahl anderer Mitglieder oder eines an— 
deren Drtsvorftandes auf dem Grunde diefes Gefeges anzuordnen. 

$. 84. Ein von der Gemeinde oder dem Drtsvorftande gefeg: 
mäßig gefaßter Beſchluß bedarf zu feiner Gültigkeit einer Genehmi- 
gung der Auffichtsbehörden nad) folgenden Beftimmungen: A. Er 
bedarf diefer Genehmigung von Seiten der Ortsobrigkeit ($. 80) hin- 
fihtlih 1) der Erwerbung, ber Veräußerung, der Verpfindung von 
Grundftüden, fowie der Beftellung von Dienftbarkeiten, 2) der Auf: 
nahme von Darlehen, 3) der Eingehung von Bergleihen und Ber: 
zichtleiftungen, 4) ungewöhnlicher nicht ſchon ein für allemal geneh— 
migter (etatifirter) Ausgaben, wenn fie die Summe von 25 Thaler 
überfteigen, 5) der Uebernahme einer wiederkehrenden, ftändigen Aus— 
gabe (Laft), welche des Jahres mehr als einen Thaler beträgt, 6) ber 
Ausfchreibung neuer Gemeindedienfte und Anlagen oder der veränder- 
ten Umlegung beftehender Leiftungen, 7) der Feftftellung eines Schul— 
dentilgungsplanes, 8) der fejtzuftellenden Befoldung für Gemeindeämter, 
9) der Wahl zu Gemeindeämtern ($. 72 und $. 74), 10) der Auf: 
nahme Fremder zu Nahbarn, 11) der Fälle, wenn der Schultheiß 
die Ausführung eines Beſchluſſes ausfest ($. 64), 12) der Verthei— 
lung von Geldüberfhüffen bei der Gemeindecaffe unter die Nachbarn, 
ohne Rüdfict auf Höhe und Betrag. Die Verfügungen in dieſen und 
anderen DVerwaltungsangelegenheiten gefchehen fportelfrei, nah Maß— 
gabe des allgemeinen Sportelgefeges vom 27. April 1836 88. 4. 6. 8. 
B. Er bedarf der Genehmigung von Seiten der Landesdirection, bin: 
fihtli 1) der Aufnahme eines Ausländers zum Nachbar, da folder 
die Ertheilung des Staatsunterthanenrechtes vorausgehen muß, 2) der 
Procefführung in allen nicht geringfügigen Nechtsfachen der Gemeinde 
(Gefeg vom 31. Mai 1817 und Nachtrag vom 15. April 1836, Reg.: 
Blatt v. 3. 1817 ©. 61— 75 und v. 3.1836 ©. 125), jedoch bei 
Streitigkeiten wegen Sicherung des jüngften Befiges (im possessorio 
Summariissimo) nur in dem Falle, wenn die Gemeinde der Elagende, 
nicht der beklagte Theil ift (FJ. 88 a. E.). Hierbei bleibt es dem 
Ermeffen der Landesdirection lediglich überlaffen, ob und wie fie die 
im gegebenen Falle rathfame Unterfuhung und, nach Befinden, be: 
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fondere Gütepflegung anordnen oder auch ohne folche die gefuchte Er: 
laubniß zum Proceß ertheilen oder verfagen will. Namentlich ift die 
Vernehmung aller einzelnen Gemeindeglieder Eein nothwendiges Erfore 
‚derniß bei diefer WVorerörterung. Als Mitglied und Commiffar der 
Landesdirection hat der Landrath bei den Gemeindeangelegenheiten be: 
rathend, auffehend, vermittelnd und in Eilfällen anorbnend zu han: 
dein und einzuwirken ($. 80), wie es theils befondere Gefege und 
Verordnungen, namentlich über Hut-, Trift- und Grensftreitigkeiten 
‚vom 27. September 1817 $.10 (Reg.-Blatt v. 3.1817 ©. 102), 
-über Ablöfung der Zwangsgefindedienfte fowie der Hand: und Epann: 
frohnen vom 2. März und 11. Mai 1821 (Meg. Blatt v. 3. 1821 
S. 541 — 550), vorfchreiben, theils die, in befonderen Veranlaſſungen 
und Umftänden begründeten, Aufträge der Landesdirection beftimmen. 
C. Er bedarf der Genehmigung von Seiten des Staatsminifteriums, 
binfihtlih I) einer Abänderung an dem Beſtande und der befonderen 
Berfaffung der einzelnen Drtsgemeinden ($. 2) und 2) der Ertheilung 
eines neuen Detsftatutes. 

$. 85. Dafern in einem der Fälle unter A. und B. ($.$4) 
die obrigkeitlihe Genehmigung zu dem Befchluffe der Gemeinde oder 
des Vorſtandes verfügt wird, fleht diefen das Necht der Berufung 
an bie höhere Auffichtsbehörde (F. 80) zu. 

$. 86. Durch die Ertheilung jener Genehmigung von Seiten 
der zuftändigen Behörde zu Rechtsgefchäften der Gemeinde werden 
dieſe Rechtsgefchäfte für leßtere dergeftalt verbindlich, daß die daraus 
erworbenen Rechte des anderen Theil durch einen abändernden Br: 
fhluß in höherer Inftanz nicht entzogen werden Eönnen. 

$. 87. Halten ſich Gemeindeglieder durdy einen von der Ge: 
meinde oder vom Drtsvorftande gefaßten Befchluß befchwert, fo ſteht 
ihnen dagegen oder gegen beffen Genehmigung ebenfalls die Berufung 
an die 8.80 genannten Behörden in der geordneten Stufenfolge (dem 
Sinftanzenzuge) zu. Ueberdies bleibt ihnen, fowie jedem britten, da: 
fern fie eine Verlegung erivorbener eigener Vermögensrechte auszufüh: 
ren vermögen, deshalb der Rechtsweg wider die Gemeinde unbenom: 
men. — Megen ber Ausfchreibung und Umlegung von Gemeinde— 
auflagen und Dienften fowie wegen der Abänderung der Gemeinde: 
verfaffung oder der Ertheilung eines neuen Drtsftatutes, findet ber, 
Rechtsweg jedoh nicht Statt, wenn auch dadurch Vermoͤgensrechte 
Einzelner betroffen werden follten ; vielmehr bewendet es in diefer 
Hinſicht jedenfalls bei der von der höheren bezüglich hoͤchſten Behörde 
getroffenen Beftimmung. 
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$. 89. Wird wider eine Gemeinde. gerihtlihe Klage erhoben, 
fo hat das zuftändige Gericht, dafern die Klage nicht fofort als un— 
ftatchaft zu verwerfen ift, procefordnungsmäßig, mit Beftimmung 
einer doppelten, alſo vierzigtägigen Friſt, auf diefelbe auszufertigen, 
gleichzeitig jedoch in den Fällen, wo die Ertheilung der Proceßerlaubs 
niß erforderlich ift (8. 84), die Acten an die Landesdirection mitzus 
theilen, welche hierüber noch vor dem Termine Entfhliefung zu 
faffen hat. — Wird die Erlaubniß verfagt, fo hat die Landesdirec— 
tion durdy die untere Gommunalbehörde zugleich Verfugung zu treffen, 
daß die Gemeinde dem Klaganfpruche ſich unterwerfe und demnädft 
genüge, dafern die Landesdirection nicht Weranlaffung findet, der 
Gemeinde wenigftens gegen einen Theil diefes Anſpruches die gericht: 
lihe Bertheidigung zu geftatten. — Inſoweit der Prozeß durch 
folhe Unterwerfung nicht zuvor Erledigung findet, hat da3 Gericht 
wider die Gemeinde, welche in der geordneten und nad Maßgabe der 
Prozeßvorſchriften zu erflredenden Friſt fih gegen die Klage nicht 
oder wegen mangelnder Prozeferlaubniß unftatthafter Weife einläßt, 
wegen Ungehorfams (in contumaciam) zu erkennen, infoweit die Klage 
an und für fi rechtlich begründer if. — Wirkt die Gemeinde 
fpäter noch die Proceßerlaubniß in höherer Inſtanz aus, fo bleibt 
ihr unbenommen, Wiedereinfegung in den vorigen Stand innerhalb 
der gefeglichen Berjahrungsfrift nachzufuchen, mogegen diefelbe ohne 
ſolche Prozeßerlaubniß weder zu Nechtsmitteln gegen das Erkenntniß, 
noch zur Bertheidigung wider Nechtsmittel des Gegners zuzulaffen ift. — 
Wird gegen eine Gemeinde eine Klage wegen Sicherung des jüngften 
Befiged (in possessorio summarlissimo) binfichtlich eines wichtigen 
Gegenftandes angeftellt und wirklid) zur Verhandlung gebracht, wozu 
der Gemeinde eine Prozeßerlaubniß nicht nöthig ift ($. 84 B. 2), fo 
hat die Gerichtsbehörde, bei welcher der Proceß -anhängig wird, in 
fürzefter Weife und baldigft der Landesdirection oder dem Landrath 
davon Anzeige zu machen, damit von diefen Behörden, nach Umftän= 
ben, auf gütliche Befeitigung des Rechtsftreites eingewirkt werden Eönne. 

$. 89. Klagen und fonftigen Anträgen einer Gemeinde auf Ein: 
leitung eines prozeffualifchen Verfahrens in Rechtsſachen, die nicht 
minderwichtig find, ift fo lange, als die Gemeinde die Prozeßerlaub: 
niß der zuftändigen Behörde nicht beigebracht hat, Keine Folge zu 
geben. — Für Prozefhandlungen, welche ohne die erforderliche Pro- 
zeßerlaubniß vorgenommen worden find und auch nachträglich die Ges 
nehmigung der zuftändigen Communalbehörden nicht erhalten haben, 
finden weder gerichtliche noch außergerichtliche Koften Statt. 
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Urkundlih haben Wir dieſes Gefeg höchfteigenhändig vollzogen 
und mit Unferem Geoßherzoglichen Staatsinfiegel bedruden Laffen, 
auch die Öffentliche Bekanntmachung deffelben befohlen. 

So geſchehen und gegeben Weimar den 2. Februar 1840. 


(L. S.) Karl Friedrich. 


C. W. Freih. v. Fritſch. Freih. v. Gersporff. D. Schweiger. 
vdt. Ernſt Muͤller. 


Sachſen-Gotha. 


Verordnung über die künftige Regulirung der Gemeindever- 
waltung. 


ir Ernft, von Gottes Gnaden Herzog zu Sachfen: Coburg und 
Gotha, Juͤlich, Cleve und Berg, aud Engern und Meftphalen, 
Landgraf in Thüringen, Markgraf zu Meißen, gefürfteter Graf zu 
Henneberg, Fürft zu Lichtenberg, Graf zu der Mark und Ravensberg, 
Herr zu Ravenftein und Zonna ꝛc. haben zur Förderung einer mög: 
licht zwedmäßigen Verwaltung des Gemeindewefens, Folgendes zu 
verordnen für nöthig befunden, und verordnen nach vernommenem 
Gutachten der Deputation der getreuen Stände Unferes Herzogthums 
Gotha hiermit: | 

8. 1. Die Gemeindebehörde, welcher nädhft der Handhabung 
der öffentlichen Ordnung in der Gemeinde, die Berathung und Ber: 
waltung aller Angelegenheiten berfelben zukommt und obliegt, ift der 
Gemeindeausſchuß. Derfelbe befteht aus den Echultheißen und einer 
verhältnißmäßigen Anzahl von Gemeindebevollmädhtigten. 

$. 2. Die Anzahl der legteren richtet ſich nach der Geelenzahl 
des Drtes und anderen eintretenden Verhaͤltniſſen, jedoch find nicht 
weniger als zwei und in der Negel nicht mehr als acht Bevollmaͤch— 
tigte, außer dem Scuitheißen, zu beftellen, und überhaupt darf die 
Zahl derfelben Feine ungerade fein. 

$. 3. Der Gefammtheit des Gemeindeausfhuffes untergeord: 
nete Stellen find die des Gaffen: und Nechnungsführers der Ge: 
meinde und die des Gemeindefchreibers, fowie auch jeder einzelne 
Gemeindebevollmächtigte derfelben untergeordnet ift. — In Eleineren 
oder unbemitteltern Gemeinden können indeffen von ber berfelben vor: 
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geſetzten obrigkeitlichen Behoͤrde die Geſchaͤfte des Gemeindeſchreibers 
mit Genehmigung Unſerer Landesregierung dem Caſſen- und Red: 
nungsführer mit übertragen werden. — In den Gemeinden ber 
Ortſchaften mit anfehnlichern Feldfluren find zur Aufficht über diefe 
und die unverrüdte Erhaltung der Eigenthumsgrenzen, infofern feiner 
der Gemeindebevollmädtigten die nöthigen Kenntniffe und praftijche 
Geſchicklichkeit befist, um diefe Gefchäfte übernehmen zu Eönnen, aud) 
noch ein oder nad) Befinden zwei Steinfeger zu beftellen. 

$. 4. Außerdem find dem Gemeindeausfchuffe die niederen Die: 
ner der Gemeinden, Hirten, Flurfhügen, Dorfwächter ze. untergeben. 

$. 9. Die Gerichtsfhöppen, als folhe, gehören, in Betracht 
ihrer gefeglich vorgefchriebenen Wirkfamkeit bei den betreffenden ge: 
richtlihen Verhandlungen, nicht zu den Gemeindebeamten und find 
auch hinfichtlic ihrer Beftellung ausſchließlich von der Juſtizbehoͤrde 
bes Ortes abhängig, welche Behörde jedoch hierzu auch Gemeindebe: 
amte wählen Eann. 

$. 6. Ebenſo gehören bie Einnehmer und Gontroleurs ber lan: 
besherrlichen, Ichnherrlichen, gerichtsherrlihen und kirchlichen Abgaben 
und Gefälle, fowie der Staatslaften und Abgaben, nicht zu den Ge: 
meindebevollmäcdhtigten. Jene ftehen als Inhaber folder Stellen ganz 
allein unter ben betreffenden DVerwaltungsbehörden und werden aud) 
von bdenfelben ohne Buziehung und Zuftimmung der Gemeinde ange: 
nommen. Es fchließt aber die Ernennung zum Gemeindebevollmädh: 
tigten von der Annahme dergleihen Dienftftellen nicht aus. 

$. 7. Die Befegung der Aemter in dem Gemeindeausfchuffe 
gründet. fih auf die Wahl der Gemeinde, nach den gleich folgenden 
näheren Beftimmungen hierüber. 

8. 8. Die Wahl der Ausfhußmitglieder gefhieht bei verfam: 
melter Gemeinde durch die fämmtlichen wahlberechtigten Glieder der: 
felben , unter dem Vorſitze eines Beamten der der Gemeinde zundchft 
vorgefegten obrigkeitlihen Behörde. 

$. 9. Es wird darüber ein Protokoll geführt, in mweldhem das 
Verfahren bei der Wahl und das Refultat derfelben deutlich enthalten 
fein muß. 

$. 10. Die Abftimmung kann nur perſoͤnlich, jedoch eben fo: 
wohl durch mündliche Abgebung der Stimmen der Wählenden, als durch 
Ueberreichung einer fhriftlichen Abſtimmung geſchehen. Jeder Wählende 
flimmt einzeln ab, ohne von anderen beobachtet werden zu koͤnnen. 

$. 11. Die Wahl des Schultheißen findet in einem Act und 
die der Gemeindebevollmächtigten ebenfalls in einem Act Statt, und 
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zwar bie leßtere in der Maße, daß jeder Wählende fo viel wählbare 
Gemeindeglieder in Vorſchlag bringt, als Stellen der Gemeindebevoll: 
mädhtigten zu befegen find. Es entfcheidet dabei die verhältnißmäßige 
Mehrheit der Stimmen, oder mit anderen Worten, derjenige ift ale 
der Gewählte anzufehen, welcher unter allen, weldye Stimmen erhal: 
ten haben mögen, die meiften Stimmen erhalten hat. 

$. 12. Zu der Stelle des Gemeindecaffen: und Redhnungsfüh: 
rers, fowie zu der des Gemeindefchreibers, wo ein folcher befonders 
angeftellt wird, fchlägt der Gemeindeausfhuß drei Gemeindeglieder 
vor, unter denen die Gemeinde Einen durch Stimmenmehrheit wählt. 

$. 13. Bei Befegung des Schultheißenamtes präfentirt die Ge: 
meinde der ihr vorgefesten Obrigkeit drei duch Stimmenmehrheit zu 
ernennende Competenten zur Auswahl, und es wird der auf folche 
Weiſe Gewählte das erfte Mal auf fünf Jahre beſtaͤtigt. Nach Abs 
lauf diefes Zeitraumes findet eine neue Präfentation von drei Com: 
pententen auf Seiten der Gemeinde und eine abermalige Auswahl 
von Seiten der Obrigkeit ftatt, wobei der Abgehende wieder wählbar 
ift, und wenn die Wahl ihn wiederum trifft; von nun an als auf 
Lebenszeit beflelt anzufehen if. Er behält fodann fein Amt auf 
Lebenszeit, es fei denn, daß in der Folge gegründete Befchwerden 
gegen deſſen Gefhäftsführung entfländen, welche deſſen Entfernung 
vom Echultheißenamte nothwendig madıten, und auf desfalls an bie 
Landesregierung erflatteten Bericht die Entlaffung eines bisherigen 
Scultheißen von feinem Amte und die Wahl eines neuen verfügt 
oder in Folge eines ihm zur Laft fallenden Vergehens oder Verbrechens 
von ber treffenden Juftizbehörde auf feine Entjegung erkannt würde. 

$. 14. Bon den Gemeindebevollmächtigten tritt alle zwei Jahre 
bie Halfte aus, fo daß jeder derfelben, außer der zuerft ausfcheiden: 
den Hälfte, fein Amt vier Jahre lang zu verwalten hat. Die Aus: 
tretenden werben das erſte Mal duch das Loos, fodann aber durd) 
das Dienjtalter in dem Maße beftimmt, daß jedesmal die den Dienft: 
jahren nach Xelteften ausfcheiden, jedoch find diefelben ebenfalls von 
Neuem wieder wählbar, ohne indeß bei wieder erhaltener Wahl ihre 
Stellen auf Lebenszeit anfprechen zu können, indem die weitere Wahl 
immer in dem ‚geordneten Gang bleibt. 

$. 15. Die Stellen des Gemeindecaffen und Rechnungsfuͤhrers 
und des Gemeindefchreibers werden in der Negel auf fünf Jahre 
übertragen. Doc, bleibt es der der Gemeinde vorgefesten ‚obrigkeit: 
lichen Behörde nachgelaffen, die Wahl auch für biefe Stellen mit 
Genehmigung Unferer Landesregierung auf Lebenszeit auszudehnen, 
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wenn von der Gemeinde auf eine folche Ausdehnung vor der Wahl 
angetragen, und bdiefes dem ntereffe des Gemeindewefens zufagend' 
erachtet werden follte. — In den Gemeinden, wo die Anftellung 
befonderer Steinfeber ſich nöthig macht, werden diefe unter den von 
dem Gemeindeausfhuffe dazu vorgefchlagenen Gemeindegliedern von 
der obrigkeitlihen Behörde ausgewählt und in der Negel auf Lebens: 
zeit beftätigt. 

$. 16. Nach beendigtem Wahlgefchäfte, und wenn dagegen von 
‚Seiten der obrigkeitlihen Behörde etwas nicht zu erinnern gefunden 
wird, erfolgt die Beftätigung und Verpflichtung der Gemeindebeamten 
durch die der Gemeinde zunaͤchſt vorgefegte obrigkeitliche Behörde, welche 
der Gemeinde hierüber eine amtlihe Nachricht zugeben zu laffen hat. 

$. 17. Was den Schultheißen insbefondere betrifft, fo hat bie 
die Wahl leitende und beftätigende obrigkeitliche Behörde in reifliche 
Erwägung zu ziehen, ob wenigftens einer unter den gewählten Com— 
petenten der Wichtigkeit der Stelle gewachſen und fonft dazu paffend 
und geeigenfchaftet ift. Bei eintretendem Bedenken hat fie nicht nur 
die Befugniß, fondern auch die Verpflichtung, die Beſtaͤtigung zu 
verfagen, und es ift alsdann zu einer neuen Wahl zu fehreiten. 

8. 18. Glaubt die Gemeinde fi bei der Verweigerung ber 
Auswahl und Beftätigung nicht beruhigen zu können, fo ift Bericht an 
Unfere Landesregierung zu erftatten, welche darüber zu entfcheiden hat. 

$. 19. Die Verpflichtung der genehmigten Gemwählten gefchieht 
nad ben im Anhange beigefügten Berpflichtungsformularen entweder 
fofort nach der ertheilten Genehmigung der Wahl oder auch fpäterhin 
mittelft eines befonderen Actes jedesmal vor verfammelter Gemeinde. 
Die fofortige Verpflichtung nad) erfolgter. Genehmigung der Wahl ift 
die Regel, von der ohne befonders triftige Gründe nicht abzuweichen ift. 

$. 20. Der Gemeindecaffene und Rechnungsführer und der 
Gemeindefchreiber leiften bei der Verpflichtung noch den Handfchlag 
an den Schultheißen und den erften Gemeindebevollmädhtigten. 

$. 21. Zur Theilnahme an der Wahl find alle männlichen 
Gemeindeglieder berechtigt, welche felbftftändig und im Orte weſentlich 
wohnhaft find, unter Eeinerlei Art von Guratel flehen, nicht etwa 
fhon eine halbjährige Zuchthaus- oder noch höhere Strafe erlitten 
haben und nicht auf irgend eine Weiſe durch eigene Schuld in Gons 
curs geweſen find, es wäre denn, daß fie ihre Gläubiger annoch voll: 
ſtaͤndig befriedigt hätten, oder fonft das Wahlrecht nicht in Folge 
einer Verfhuldung durch den Ausfpruch der treffenden oberen Landes: 
behörde verloren haben. 
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$. 22. Meibern fteht eine Zheilnahme an folder Wahl nicht 
zu. Sie find, gleich viel, ob fie vereblicht oder unverehlicht find, 
von der Theilnahme unbedingt ausgefchloffen. 

$. 23. Wählbar find zu den Stellen im Gemeindeausfchuffe 
alfe felbftftändige maͤnnliche Gemeindeglieder, welche das fünf und 
zwanzigfte Lebensjahre zurüdgelegt haben, nicht unter irgend einer 
Guratel ftehen, oder aus anderen Gründen ausgefchloffen find. 

$. 24. Ausgefhloffen von der Wählbarkeit aber find diejenigen, 
welche das active Wahlrecht nicht haben, oder wegen zu Schulden 
gebrachter Vergehungen nach dem. Erkenntniß einer oberen Landesbe— 
hörde beftraft, und dabei der Wahlbarkeit zu Gemeindeämtern ver: 
luftig erklärt worden find, was in dem Straferkenntniß jedesmal be: 
-fonder8 auszufprehen tft, bdesgleichen diejenigen, welche nicht ohne 
alle eigene Schuld in Concurs gerathen find, oder auch ſonſt ihre 
Güter ihren Gläubigern abgetreten haben, ohne daß dieſe vollkommen 
befriedigt werden Eönnen. 


8. 25. Bei der Wahl zu den Stellen des Gemeindecaffirers 
und des Gemeindefchreibers iſt auf anerkannte Rechtlichkeit, Unbe— 
fcholtenheit und Sachkenntniß, hinfihtlic der erfteren Stelle aber auch 
auf hinfängliches Vermögen wegen der erforderlichen Sicherheitsftellung, 
und hinſichtlich der legteren auf den Schullehrer des Drtes, fo viel 
als thunlich Nüdfiht zu nehmen. 

$. 26. Jedes Gemeindeglied iſt verpflichtet, die auf gültige 
Weiſe zum erften Male auf daſſelbe gefallene Wahl anzunehmen, 
und es befreit von diefer Verbindlichkeit nur fechzigjähriges Alter, 
oder erwieſene Eörperliche oder geiftige Unfähigkeit. Andere Gründe 
werden nur beachtet, wenn fie von der Behörde als triftig anerkannt 
werden. — Zur Annahme wiederholt auf daffelde gefallener Wahlen 
kann Eein Gemeindeglied gezwungen werden. 

$. 27. Die Mitglieder des Gemeindeausfchuffes haben den Vor- 
rang vor allen übrigen Gemeindegliedern. 


$. 28. Unter ſich rangiren bie Gemeindebevollmächtigten nad) 
der Zeit ihrer Anftellung, bei gleicher Anftellungsdauer nach ihrem 
Lebensalter, bei gleichem Alter entfcheidet das Loos. 

$. 29. Die zu Gemeindeämtern beftellten Gemeindeglieder haben 
wegen ber ihnen im Folgenden zugewiefenen Berechtigungen und Ver: 
pflidytungen Eeinen Anfpruch auf eine weitere Befreiung bon den 
ihnen als Gemeindegliedern zukommenden Pflichten zu machen, als 
ihnen nad den folgenden Beftimmungen biefer Verordnung zugeftan: 
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den iſt. Sie haben vielmehr alle Gemeindelaſten eben ſo zu tragen, 
wie jedes andere Gemeindeglied. 

$: 30. Der Schultheiß ift das Organ zwifchen den obrigkeit 
lichen Behörden und der Gemeinde. 

$. 31. Als Drgan der erfteren liegt ihm die Bekanntmachung 
und Vollziehung aller von der Obrigkeit erlaffenen Vorfchriften und 
Verordnungen ob. Er ift für beides verantwortlic. | 

$. 32. Ferner liege ihm unabhängig von den Gemeindebevoll: 
mächtigten ob, die Ausübung der Drtspolizei in allen Zweigen, nad) 
Maßgabe der beftehenden gefeglichen Vorſchriften und ertheilten An— 
weifungen, nur mit Ausnahme der Beftrafung vorgekommener Poli: 
zeiübertretungen. — Doch hat er diefe jedenfalls ($. 51) bei der 
ihm zunaͤchſt vorgefegten Behörde zur Anzeige und Rüge zu bringen. 

8. 33. In den dabei vorkommenden Fällen, über welche feine 
auslangenden Vorſchriften vorliegen, ift von dem Scuitheißen bei 
der der Gemeinde zunaͤchſt vorgefegten obrigkeitlichen Behörde anzu= 
fragen und Anweifung einzuholen. 

$. 34. Einzelne Zweige der Ortspolizeiverwaltung können von 
dem Schuitheißen, jedoch nur unter feiner Aufſicht und eigenen per: 
fönlihen Verantwortlichkeit, an Ausfchuß= oder Gemeindeglieder nach 
feiner Wahl, für den Augenblid oder auf längere Zeit, während der 
Dauer feiner Amtsführung übertragen werden. — Sm lesteren Falle 
aber ift eine folche Webertragung der naͤchſt vorgefegten obrigkeitlichen 
Behörde anzuzeigen und deren Genehmigung dagegen erforderlich. 

$. 35. Als Drgan der Gemeinde liegt dem Schultheißen bie 
Berichtserftattung über alle Angelegenheiten derfelben, nach den von dem 
Ausfchuffe oder von der gefammten Gemeinde gefaßten Befhlüffen und 
abgegebenen Erklärungen ob, und alle Eingaben und fchriftlichen Ver: 
handlungen der Gemeinde, außer den nachher ($. 37) bezeichneten, 
gehen unter feiner Unterfchrift. 

$. 36. Sollte gegen den Schultheißen felbft von der Gemeinde 
Befchwerde geführt werden, fo wird diefe von den Gemeindebevollmäch: 
tigten unter ihrer Unterfhrift an die obrigkeitliche Behörde gebracht; 
und es haben ſich auch diejenigen unter ihnen, welche mit der Be: 
ſchwerdefuͤhrung nicht einverftanden find, mit Beifügung ihrer ab— 
weichenden Erklärung, mit zu unterzeichnen. 

$. 37. Die Erklärungen der Gemeinde über eingegangene Ber: 
bindlichkeiten, oder Annahme der ihr eingeräumten Befugniffe und 
zugeftandenen Vermwilligungen, fowie alle darüber ausgeftellten Urkun: 
den, find nicht allein von dem Schultheißen, fondern auch von ſaͤmmt— 
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lichen Gemeinbebevollmächtigten und alfo von dem ganzen Gemeinde: 
ausſchuſſe unterfchriftlich zu vollziehen. 

$. 38. In den Berfammlungen bes Gemeindeausfchuffes fteht 
dem Schultheißen der Vorfig und die Leitung der hier zu behandeln: 
den Gefchäfte der Gemeindeverwaltung zu. 

$. 39. Er hat bie regelmäßigen Zufammenkünfte des Aus: 
ſchuſſes, welche monatlid an einem dazu zu beftimmenden Tage Statt 
finden follen, in ordnungsmäßigem Gange zu erhalten, fowie auch, 
bei dazu geeigneten Beranlaffungen, den Ausfhuß außerordentlich 
zufammen zu berufen und in den Angelegenheiten, in denen es er: 
forberlich ift, die VBerfammlungen ber ganzen Gemeinde zu veranftal: 
ten. Ohne Beranlaffung und Theilnahme des Schultheißen oder fei: 
nes Stellvertreters ($. 63) dürfen von den Gemeindebevollmächtigten 
feine Zufammentünfte gehalten werden, es fei denn, baß der Gegen: 
ftand derfelben eine Befchwerde gegen ihn, ben Schultheißen felbft, 
betreffe. In diefem Falle fteht dem erften Gemeindebevollmaͤchtigten 
der Vorſitz dabei zu. 

$. 40. Sn allen Ausfhußs und Gemeindeverfammlungen hat 
er, in Gemäßheit des ihm dabei zukommenden Vorſitzes, die zur Be: 
rathung vorliegenden und durch die nöthigen Vorarbeiten ($. 42) 
dazu geeigneten Gegenftände, ohne einzelne davon eigenmächtig zurüd- 
laffen oder auffchieben zu dürfen, zum Vortrag zu bringen, bie Ber: 
handlung darüber zu leiten und die durch Abflimmung zu faffenden 
Beſchluͤſſe feftzuftellen. 

$. 41. Bei Stimmengleichheit im Ausfchuffe aber, forte bei 
Seneralverfammlungen gibt die Stimme des Schultheißen den Aus: 
ſchlag, wenn nicht die Angelegenheit eine ſolche ift, daß fie nad) ben 
weiter unten folgenden Beftimmungen der nächftvorgefegten obrigfeit- 
lichen Behörde zur Entfcheidung vorzutragen ift. 

$. 42. Solche Angelegenheiten, welche eine befonders forgfältige 
Ueberlegung erfordern, Eönnen von dem Schultheißen vor der gemein: 
ſchaftlichen Berathung vorerft einzefnen Ausſchußmitgliedern zur näheren 
Erörterung und Begutachtung aufgetragen werben. 

$. 43. Dem Echultheißen liegt die Ausführung und Vollziehung 
der von dem Ausfchuffe oder der Gemeinde gefaßten Beſchluͤſſe ob, 
foweit folhe da, wo es nöthig ift, die Genehmigung ber vorgeſetzten 
Behoͤrde erhalten haben. 
G. 44. Dagegen find alle Unternehmungen und Anordnungen 
derfelben in Gemeindeangelegenheiten, welche fich nicht auf die Be: 
gutachtung und den Vollzug ergangener Iandesherrlicher Gefege und 
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Verordnungen, forwie vorhandener Ortsftatuten ober beftehender Orts⸗ 
gewohnheitsrechte oder ertheilte Anweifungen und Ermädtigungen ber 
obrigkeitlihen Behörde, oder auf Befchlüffe des Gemeindeausfchuffes 
ober der ganzen Gemeinde gründen, für eigenmächtige Unternehmungen 
ber Schultheißen zu achten und darum nichtig und ungültig, und er 
ift deshalb nach Befinden noch befonders perfönlich verantiwortlid. 

6. 45. Zu den Obliegenheiten des Schultheißen gehört ferner die 
Führung und Aufbewahrung der Gemeindebüher und Acten ſowie 
der Urkunden, Schriften, Rechnungen und des Siegeld ber Gemeinde. 

8. 46. Zu den Gemeindebücdern find in der Regel zu rechnen: 
das Gemeindebuch oder die genaue und fpecielle DBefchreibung ber 
Grenzen, Grundbefigungen und Gerechtfame, fowie der Verbindlich— 
keiten und Laſten der Gemeinde; das Gemeindeinventarium oder das 
Berzeichniß des Mobiliars und der Geräthfchaften der Gemeinde; die 
Namens- und keiftungsrolle der Gemeindeglieder, in Beziehung auf 
bie ihnen in der Gemeinde zufommenden Rechte und obliegenden Ab: 
gaben und Dienfte; feinen Namen. hat jeder neu Aufgenommene in 
diefes Buch eigenhändig einzutragen; das Protokollbuch über die von 
dem Ausfhuffe und Gemeindeverfammlungen gefaßten Befchlüffe; das 
Grund: und Lagerbuc über die Privarbefigungen und die hinfichtlich _ 
berfelben vorgehenden Veränderungen. 

$. 47. Bon diefen Büchern hat der Gemeindefchreiber das Pro: 
tokollbuch unter Aufficht des Schultheißen zu führen. 

$. 48. Dem Scultheißen kommt biernächft in Gemeinfhaft 
mit einem oder in größeren Gemeinden zwei jährlich wechfelnden Ge: 
meindebevollmächtigten die Controlirung der Gemeindecaffen= und Rech⸗ 
nungsführung zu, und es gehen die dem Gemeindecaffirer zu erthei: 
Ienden Anweifungen und Legitimationen von dem erfteren unter Mit: 
unterſchrift der legteren aus. 

$. 49. Bon dem Gange ber Drtspolizeiverwaltung hat der 
Schultheiß den Gemeindeausfhuß bei den monatlichen Zufammenfünf: 
ten fortwährend in Kenntniß zu erhalten. 

$. 50. Machen fih zum Behuf der Polizeiverwaltung mit 
Koftenaufivand aus Gemeindemitteln verknüpfte Verahftaltungen nöthig, 
fo ift dem Gemeindeausfhuffe davon Anzeige zu machen, und infofern 
nicht von der obrigkeitlihen Behörde bereits beftimmte Anordnung 
deshalb getroffen ift, die Sache zur Abflimmung zu bringen, jeden 
falls aber der nächftvorgefegten Obrigkeit von diefer Abftimmung und 
den Gemeindebefhlüffen dann Nachricht zu geben, und. deren erfor- 
berliche Genehmigung einzuholen, wenn bazu außerordentliche Bei: 
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träge aus Gemeindemitteln ober durch Leiftungen ber Gemeindeglie: 
der, wozu fich nicht alle freiwillig erbieten — erforderlich fein ſollten. 

$. 5l. Die Uebertretung allgemeiner Polizeigefege und Ver— 
ordnungen und die dabei vorkommenden Straffälle, ſowie überhaupt. 
alle zur Beſtrafung geeigneten Geſetz- und Drdnungswidrigkeiten, 
welche in der Gemeinde vorkommen und nicht zu denjenigen gehören, 
deren Berbüßung dem Gemeindeausfchuffe felbft anzuordnen zufteht 
($. 92), find jederzeit der obrigkeitlihen Behörde zur weiteren Ver— 
fügung ae 

$. 52. Zur Abflellung und Verhütung von Drdnungstwidrig: 
feiten in n Flur oder im Orte bat der Gemeindeausfchuß die Bes 
fugnig, mit Genehmigung der obrigfeitlihen Behörde, Gemeindebußen, 
deren Betrag aber den Anfag von einem Gülden Meißn. nicht über- 
fleigen darf, feilzufegsen, und diefe in vorfommenden Fällen in Ans 
wendung zu bringen. 

$. 53. Die Gemeindebevollmächtigten haben im Allgemeinen das 
Sntereffe und den wahren Vortheil der Gefammtheit der Gemeinde und 
ihre Gerechtfame mit Eifer zu wahren, zugleich aber über die berfel- 
ben drohenden Nachtheile und deren Abwendung forgfältig zu wachen, 
fowwie ihre befondere Aufmerkfamkeit der ungefchmälerten Erhaltung 
des Gemeindeeigenthbums in allen feinen. Beitandtheilen zu widmen 
und etwaige Beeinträchtigungen deffen zu verhindern. 

$. 54. Sie haben hiernaͤchſt auf die Verwaltung ber Gemeinde: 
angelegenheiten und der Ortspolizei ihre Aufmerkfamkeit zu richten und 
die dabei wahrgenommenen Mängel und Gebrechen, ingleichen die für 
das Gefammtwohl dee Gemeinde als zwedmäßig und wünfchenswerth 
ericheinenden Einrichtungen und Verbefferungen dem Schultheißen an— 
zuzeigen, um fie in den Ausfchußverfammlungen zur gemeinfchaftlichen 
Berathung vorzutragen. 

$. 55. Im gleicher Maße hat auch jedes ftimmfähige Gemeinde: 
glied die Befugniß, Anzeigen und Wünfche diefer Art bei dem. Aus: 
fchuffe oder einem Mitgliede deffelben entweder muͤndlich oder fchriftlich 
zur Sprache zu bringen. 

$. 56. Der Schultheiß ift gehalten, alle ſolche Antraͤge in den 
Ausſchußverſammlungen zur Berathung und Abſtimmung zu bringen 
und das Weitere deshalb noͤthigenfalls, nach vorheriger Anzeige bei 
der, der Gemeinde zunaͤchſt vorgeſetzten Obrigkeit, nach deren Inſtruction 
vorſchriftsmaͤßig ($. 43) zu bewirken. 

$. 57. Die den Gemeindebevollmächtigten zutommende Xheil- 
nahme an der Gontrolirung der Gemeindecaſſen- und Rechnungsfuͤh— 
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sung bucch eines ober zwei ihrer, jährlich ber Reihe nad wechſeln⸗ 
ben, Mitglieder ift von benfelben nad) ihrem beiten Wiffen und Ges 
wiffen mit möglidhfter Unbefangenheit, parteilos und blos unter Bes 
rudfihtigung des Beſten der ganzen Gemeinde, ohne irgend eine 
Nebenruͤckſicht auf Privatintereffe der Bevollmächtigten oder fonft einer 
Derfon zu bewirken. 

$. 58. Die Befchlüffe des Ausfchuffes über wichtigere Anges 
legenheiten, wohin insbefondere die Aufnahme von Paffivcapitalien 
oder die Veräußerung von Gemeindegrundftüden und überhaupt alle 
folhe Befchlüffe gehören, welche das Gemeindevermögen oder die Ge: 
meindeglieder mit bisher nicht gemöhnlichen Reiftungen belaften, beduͤr⸗ 
fen zu ihrer Gültigkeit der Zuftimmung der ganzen Gemeinde, ſowie 
der der Gemeinde zunächft vorgefegten obrigkeitlihen Behörde und 
müffen daher, ehe weiter etivas darauf gefchehen kann, zuvörderft in 
voller Gemeindeverfammlung vorgetragen und zur Abflimmung ges 
bracht und hierauf der obrigkeitlihen Behörde zur Genehmigung vor: 
gelegt werben. 

$. 59. Zu den Gegenftänden ber Berathung und Schluffaffung 
bes Gemeindbeausfhuffes, ohne vorherigen Vortrag bei der Gemeinde, 
gehören: 1) die Verwaltung und Nugung der Gemeindegüter und 
Befigungen fowie die Ausübung der Geredhtfame der Gemeinde, wos 
bei jedoch, wenn Veränderungen in der Nugungsweife berfelben vor: 
genommen werben follen, bie ganze Gemeinde zeitig in Kenntniß zu 
fegen ift, um ihre allenfallfigen Einwendungen dagegen geltend machen 
zu können; 2) die Erhaltung, Ergänzung oder Vermehrung des Mobi— 
liars der Gemeinde; 3) die Prüfung und Erörterung der zu machens 
ben Gemeindeausgaben und ber an bie Gemeinde gefchehenen Anz 
forderungen, binfihtlih ihrer Statthaftigkeit und Nothwendigkeit; 
4) die jährliche Herftellung des Boranfchlages zur Caſſe- und Mech: 
nungsverwaltung, welcher nach feiner Herftellung der ganzen Gemeinde 
mitzutheilen ift; 5) die Annahme der niederen Gemeindediener und 
Regulirung ihrer Dienft: und Lohnverhältniffe; 6) das Gemeindehaus 
wefen, mit Beachtung der deshalb beftehenden gefeglichen Vorfchriften. 
Ueber nothiwendige Reparaturen, welche nicht bereits dur den Vor: 
anfchlag genehmigt find, ann der Ausfhuß nur befchließen, wenn 
der diesfallfige Aufwand nicht über zehn Thaler beträgt, außerdem 
ift zuVörderft die Zuflimmung der ganzen Gemeinde, und wenn er 
fid) über zwanzig Thaler beläuft, dann noch die Genehmigung der 
obrigkeitlihen Behörde erforderlich; ferner: 7) die Armenpflege und 
8) das Schulwefen, befonders in Hinfiht der Beauffihtigung und 
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Beförderung bes fleifigen und orbnungsmäßigen Beſuches der Schule 
und der Abftellung der deshalb zu bemerkenden Mängel und Gebres 
hen, fowie hinfichtlidy der Hinmweifung auf etwa zu wünfchende Vers 
befferungen bei dem Schulunterricht im Allgemeinen. Die im Betreff 
des Schulwefeng von dem Ausfchuffe gemachten Bemerkungen hat ber: 
felbe dem Drtsgeiftlichen oder dem geiftlihen Untergerichte anzuzeigen. 
9) Die Herftellung der Gemeinderehnung (zur alljährigen Abnahme) 
nad) vorheriger Borlefung bderfelben vor der ganzen Gemeinde. Die 
Abnahme und Suftification der Rechnung hat die der Gemeinde zu: 
naͤchſt vorgefegte obrigkeitlihe Behörde, nachdem felbige acht Tage 
lang zur Einfiht aller Gemeindeglieder im Gemeindehaufe gelegen 
hat, und nad) erfolgter Oberrevifion bei Unferer Landesregierung, zu 
bewirken. 10) Die Erhaltung, Ergänzung und Erneuerung ber ges 
fammten Feuergeräthfchaften und 11) die Auffiht über den regel: 
mäßigen Gang des Gemeindebraumwefens, infofern die Braugerechtig: 
$eit der Gemeinde zufteht, verbundeh mit der Beauffichtigung der 
Braugeräthfchaften. 

$. 60. Die Zuftimmung der ganzen Gemeinde ift zur Gültig: 
keit der Befchlüffe des Ausfchuffes erforderlich in Betreff: 1) der Er: 
werbung oder Veräußerung und Abtretung der Gemeinderenlitäten und 
Gerechtſamen fowie der Verfügung über die Subftanz von felbigen; 
2) der Aufnahme oder Ausleihung von Gemeindepaffive und Activ: 
capitalien und Auftündigung der legteren; 3) der Negulirung der Ges 
meindeabgaben, Leiftungen und Dienfte; 4) der von Unferer Landes: 
tegierung einzuholenden Erlaubniß zur Anftellung, Führung und Bei: 
legung von Nechtsftreitigkeiten über Gegenftände, worüber der Ge: 
meindeausfhuß nicht allein zu verfügen hat, mit der Erwählung von 
Spndicen in Rechtsftreitigkeiten, welche Syndicuswahl nah Maßgabe 
der Vorfchrift der Procefordnung S. 31 zu bewerkftelligen ift; 5) der 
Erklärung über Aufnahme neuer Nachbarn mit Beobachtung ber des— 
falls beftehenden Landesgefege. | 

$. 61. Die Befchlüffe des Ausfchuffes und der Gemeinde duͤr—⸗ 
fen nur alsdann ohne vorherige Genehmigung der der Gemeinde zus 
nächft vorgefegten obrigkeitlichen Behörde zur Ausführung gebracht 
werden, wenn in dem unterliegenden Falle die Anwendung ber betref: 
fenden gefeglichen Vorſchriften und ertheilten Anweifungen unzweifel: 
haft ift. Außerdem, jedenfalls aber in den oben ($. 58) beftimmten 
Fällen, müffen fie jedesmal zuvörderft der der Gemeinde zunächft 
vorgefegten obrigkeitlihen Behoͤrde, welche je nach der ihr zuftehenden 
Befugniß daruͤber felbft zu entfcheiden oder Bericht an die obere Lan: 
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desbehörde zu erſtatten hat, angezeigt und deren Schlußfaffung darüber 
erivartet werden. 

$. 62. Von ben Zufammentünften und Verhandlungen des 
Ausfchuffes, den regelmäßigen, welche, fo lange nicht die dem Drte 
zunaͤchſt vorgefegte obrigkeitlihe Behörde ein anderes beflimmt, an 
jedem legten Sonntage jedes Monats nad) Beendigung des Nachmit— 
tagsgottesdienftes flattfinden follen, fowohl als den bei befonderen und 
dringenden Veranlaffungen außerordentlich zu veranftaltenden, darf Eein. 
Ausfhußmitglied ohne gültigen Entfhuldigungsgrund zurüdbleiben. 

$. 63. Im Falle der Schultheiß duch Krankheit -oder andere 
Verhältniffe eine Zeit lang hindurch von feiner Amtsführung abge— 
halten werden follte, ernennt die obrigkeitlihe Behörde einen ber 
vorhandenen Gemeindebevollmächtigten zur einftweiligen Stellvertre= 
tung deſſelben. | 

$. 64. Wenn ber Schultheiß während ber Zeit, auf welche er 
gewählt ift, verftirbt, oder fonft aus gültigen Urfachen feine Stelle 
aufzugeben fich veranlaßt fieht oder genöthige ift, fo wird zur Wahl 
eines neuen Schultheißen, auf die Zeit von fünf Jahren, gefchritten. 

8. 65. Auf den Fall des Abganges eines Gemeindebevollmäc- 
tigten durch den Zod oder fonft aus einer gültigen Urfache, vor Ab: 
lauf der vierjährigen Wahlzeit, rückt derjenige ein, der bei der legten 

Mahl nah den beftätigten Ausfchußgliedern die mehrften Stimmen 

gehabt hat. 

$. 66. Ueber die in dem Ausſchuſſe ſowohl, als bei den Gemeinde: 
verfammlungen zur Berathung und Abflimmung kommenden Gegen- 
ftände, und die deshalb gefaßten Befhlüffe, wird von dem Gemeinde: 
fchreiber ein das Mefentlihe davon enthaltendes Protokoll in das 
Protokollbuch eingetragen. 

$. 67. Das Protokoll jeder Verſammlung wird von dem Schult— 
beißen und den übrigen anmwefenden -Ausfchußgliedern mit unterzeich: 
net und, infofern die Verhandlung einzelne Individuen betrifft, auch 
von dieſen unterfchriftlich anerkannt. 

$. 68. Die Ausfchußglieder, die mit einem gefaßten Befchluffe 
nicht einverftanden find, Eönnen verlangen, daß ihre abweichende Mei— 
nung in das Protokoll mit aufgenommen werde, 

$. 69, Neben dem Protckollbucye find die von der obrigkeitlichen 
Behörde erlaffenen Verordnungen und ZBufertigungen in einen Heft 
für jedes Jahre nach der Zeitfolge zu fammeln und jeder Jahrgang 
zu binden. 

8. 70. Iſt ein Gegenftand von ber Bedeutung, baß bie Fuͤh— 
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rung befonderer Gemeindeacten darüber ſich nöthig macht, fo find 
“über die dazu zu nehmenden obrigkeitlihen Erlaffe und die in dieſem 
Falle befonders zu führenden Protokolle in der Sammlung ber erfteren 
und in dem Protofollbudye auslangende Nachweiſung anzumerken. 

$. 71. Das Protokollbuch ift von dem Schultheifen am Schluffe 
eines jeden Jahres regelmäßig, und außerdem fo oft ſolches verlangt 
wird, an die der Gemeinde zunächft vorgefegte obrigkeitliche Behörde, 
zur Einſicht und Prüfung des Ganges der Gemeindeverwaltung, eins 
zureichen. Gebühren für bdesfallfige Verfügungen der obrigkeitlichen 
Behörde können jedoch nie Liquidirt werden. 

$. 72. Außer der dem Gemeindefchreiber insbefondere obliegens 
ben Führung des Protokollbuches und der Schreiberei bei der Rede: 
nungsablegung hat derfelbe auch dem Schultheißen bei der Führung 
der übrigen oben angegebenen Bücher Beiftand zu leiften und die etwa 
vorkommenden nothivendigen Neinfchriften zu beforgen. 

$. 73. Die Verwaltung der Gemeindecaffe und die Rechnungs: 
führung liegt dem Gemeindecaffirer ob. 

$. 74. Die Rechnung wird zur Erleichterung der Ueberficht des 
Rechnungsweſens nah dem bürgerlihen Jahre vom 1. Januar bis 
31. December geführt. 

$. 75. Beitig vor dem Scluffe eines jeden Jahres wird von 
dem Gemeindeausfhuffe für das darauf folgende Jahr ein Voranſchlag 
über Einnahme und Ausgabe und zwar über die feftitehenden ſowohl, 
als ber die vermuthlich Eommenden Poften, legtere nur mit ohnge— 
führen Anfägen, entworfen und der der Gemeinde zunaͤchſt vorgefegten 
obrigkeitlichen Behörde zur Prüfung, von diefer aber Unferer Landes— 
regierung zur Genehmigung eingereicht. 

$. 76. Die Anfertigung diefes Voranfchlages Liegt dem Schult— 
heißen mit Zuziehung des Gemeindecaffirers und Gemeindefchreibers 
06. Bor der Einreihung bei der zunächft der Gemeinde vorgefegten 
obrigkeitlichen Behörde zur Genehmigung ift folche mit den Gemeinde: 
bevollmächtigten zu durchgehen, aud der Gemeinde ſelbſt vorzulegen, 
zu prüfen und nöthigenfalls nad) deren hide geftellten Bemerkungen 
zu berichtigen. 

F. 77. Der genehmigte Boranfchlag oder Etat ift die Grund: 
lage der Rehnungsführung in der Maße, daß die Vereinnahmung 

und Verausgabung feftftehender etatsmäßiger Poften feine weitere Be: 

rathung mit der Gemeinde oder einer Genehmigung der obrigkeitlichen 
Behörde bedarf. — Nicht in den Voranfhlag aufgenommene Aus: 
gabepoften aber bedürfen beides. — Alle in den Voranſchlag nicht 
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aufgenommenen Ausgabepoften , besgleichen nicht etatifirte Einnahmes 
poften bedürfen zu ihrer Beachtung von Seiten bes Gaffirers beſonde— 
rer egitimationsverfügungen, welche von dem Schultheißen und ben 
mit der Gontrole beauftragten Gemeindebevollmäctigten beglaubigte 
fein müffen. Zur Gültigkeit der Verrechnung etatifirter Einnahme: 
eder Ausgabepoften hingegen hat der Caſſirer eine folche Legitimation 
nicht nöthig. 

$. 78. Für die Legitimation ſolcher außerordentlihen Einnah— 
men und Ausgaben, welche fich nicht auf die Genehmigung der obrig: 
Beitlichen Behörde oder auf die Beſchluͤſſe des Ausfchuffes oder der 
Gemeinde gründen, find der Schultheiß und die mit controlirenden 
Gemeindebevollmächtigten mit ihrem Vermögen verantwortlich. 


$. 79. Ueber die Gaffenverwaltung hat der Gemeindecaffirer ein 
Tagebuch nach der Zeitfolge zu führen, für deffen Richtigkeit, ſowie 
für die Nechnungsführung überhaupt, er mit feinem Vermögen ver: 
antwortlih if. Der Schultheiß hat, mit dem dazu deputirten Ge— 
meindebevollmädhtigten, diefes Tagebuch am Ende eines jeden Monats 
durchzuſehen, unter ihrer Mitunterfchrift abzufchließen und den ſich 
ergebenden Einnahmeüberfchuß mit dem wirklichen Beſtand der Gaffe 
zu vergleichen. Der Gemeindecaffirer hat eine mit dem Betrage der 
gewöhnlichen Jahreseinnahme im Verhaͤltniß ftehende Sicherheitglei- 
fung zu beftellen. 

8. 80. Aus dem Tagebuche in Verbindung mit dem Etat wird 
bie Hauptrehnung nach den verfchiedenen Einnahme: und Ausgabe: 
capiteln zufammengeftellt, 

$. 81. Diefe Rechnung ift von dem Gemeindefchreiber in zwei 
Eremplaren in Reinfchrift zu bringen, von denen das eine bei ber 
Gemeinde bleibt und das zweite an die der Gemeinde zunaͤchſt vor: 
gefegte obrigkeitliche Behörde eingereicht wird. Die Conceptrechnung 
bleibt in Verwahrung bei dem Gaffirer. 


$. 82. Der Rechnungsführung ift ein möglichft einfaches Mufter 
zum Grunde zu legen, welches die Anfäge des Voranfchlages für die 
Gapitel der Einnahme fowohl, als der Ausgabe, die Angabe der Ab— 
weichung des wirklichen Betrages der einzelnen Gapitel .gegen ben 
Voranfhlag und die Eurze Nachweiſung der Urfachen der vorgekomme— 
nen Abweichungen, fowie am Schluffe die Gegeneinanderhaltung ber 
Einnahme und Ausgabe und die Darlegung des Activ- oder Paffiv- 
ftandes des Gemeindevermögens enthalten muß, und haben Die ver: 
ſchiedenen Ortsobrigkeiten das hier vorgefchriebene Mufter den ihnen 
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untergeorbneten Gemeinden unter Beachtung eines ihnen von der Rait: 
desregierung zugehenden Schematismus ohne Entgelt mitzutheilen. 

$. 83. Wenn über einzelne Berwaltungsgegenftände, twie namente 
lich Bauten aller Art, befondere Natural: und Geldrechnungen ges 
führt werden, fo muß ein Auszug daraus nach den Hauptfummen in 
ber. Gemeinderechnung mit Beziehung auf die Specialrechnungen vers 
rechnet werden. 

$. 84. Die am Schluffe des Jahres fowie die in den vorher: 
gehenden Jahren zurüdgebliebenen Einnahmen und Ausgaben werden 
am Schluffe jeder Rechnung in einem eignen Verzeichniffe angehängt 
und unter Beziehung hierauf in der nächften Rechnung in der Ein: 
nahme oder Ausgabe aufgeführt. 

$. 85. Die Gemeinderehnung wird mit dem 31. December 
jeden Jahres abgefchloffen und im Laufe des darauf folgenden Mo: 
nats Januar mit allen dazu gehörige Belegen an den Gemeindeaus— 
ſchuß eingereicht. 

$. 86. Nad) erfolgter Einreihung der Rechnung ift folhe in 
einer Verſammlung fümmtliher Ausſchußglieder im Beiſein des Gaffi= 
rers durchzugehen, und was fidy dabei zu erinnern findet," mit der 
Erklärung des Gafjirers in ein von dem Gemeindefchreiber zu führen: 
des Protokoll aufzunehmen. Nach Erfolg deffen aber ift die Rech— 
nung, nachdem fie zur Einfiht aller Gemeindeglieder acht Tage lang 
im Gemeindehaufe ausgelegt worden, nebft dem vorbemerften Protos 
£olle bei einer hierzu anzuordnenden Gemeindeverfammlung öffentlidy 
zu verlefen, und was hier bemerkt wird, in ein bierüber zu führen: 
des anderweites Protokoll aufzunehmen. 

$. 87. Iſt auf diefe Weife die Rechnung bei dem Ausfchuffe 
und der Gemeinde durchgangen worden, fo ift diefelbe mit den über 
diefe Durchgehung aufgenommenen Protofollen zur ordnungsmäßigen 
Reviſion an die der Gemeinde zunächft vorgefegte obrigkeitliche Be— 
hörde einzureichen und dann von bdiefer Behörde dasjenige zu thun, 
was zum Behuf der Revifion und Juftification nad der Natur die: 
fer Gefchäfte erforderlich fein mag. 

$. 88. Die Juftification kann jedoch von der Drtsobrigkeit nie 
eher erfolgen, als nach vorheriger Einfendung der Rechnung und ber 
darüber geftellten Erinnerungen zur oberen Revifion derfelben und find 
bei der Juftification die Andeutungen der Oberrevifion und bie hierauf 
ergangenen Verfügungen der Landesregierung ftets gehörig zu beachten. 

$. 89. Für die Reviſion und Zuftification der Gemeinderedy: 
nungen und alle darauf Bezug habenden Gefchäfte können von 


382 Sachſen-Gotha. 


ſaͤmmtlichen Unterbehoͤrden höhere Gebühren, als die in der Proceß— 
ordnung angehängte Sporteltare N. 47 nachgelaffenen, nicht liquidirt 
werden. Die Oberrevifion bei der Regierung gefhieht dagegen ganz 
fportelfrei und Eönnen nur allenfalls bier vorfommende Diäten und 
baare Auslagen, als Botenlohn ꝛc., berechnet werden. 

8. 90. Das Gefchäft der Steinfeger in dem Orte, mo beren 
Anftellung ſich noͤthig macht, befteht darin, daß fie über die unver: 
änderte Erhaltung der Grenzen ber Flur fowohl, als der einzelnen 
Seldgrundftüde wachen, abhanden gefommene oder verrüdte Grenz: 
fteine ordnungsmäßig wieder herftellen oder erneuern und bei vorfom: 
menden Etreitigkeiten zwifchen Ländereibefigern ihr pflichtmaͤßiges Gut— 
achten darüber an den Gemeindeausfhuß zum Behuf der Schlichtung 
der entftandenen Irrungen abgeben. 

$. 91. Bon den Gemeindebeamten haben nur ber Schultheiß 
und der Gemeindefchreiber aus Gemeindemitteln Gehalte zu beziehen, 
welche nach dem Verhältniß des Vermögens der Gemeinde und des 
Umfanges der Dienftobliegenheiten derfelben und zwar in firirten jähr: 
lihen Summen und allenfalls eben folhen Naturaldeputaten, mit 
Ausflug aller Accidental- und Sportelgenüffe zu beftimmen find. 
Der Gemeindecaffirer kann auch flatt eines firen Gehaltes auf be: 
flimmte Einnahmegebühren von den wirklich beigebradhten und berech: 
neten Einnahmen gefegt werden, welche Gebühren die obrigkeitliche 
Behörde mit Genehmigung der Landesregierung für jeden Ort zu 
beftimmen hat. Gehen die hier genannten Perfonen von ihrem 
Dienfte ab, fo Eönnen ſolche übrigens auf eine Penfion durchaus 
feinen Anfprud) machen. Auch hört deren Befreiung von dem ge: 
wöhnlichen perfönlichen Dienfte ($. 96) wieder auf. Ueberhaupt treten 
folhe in die Verhältniffe bloßer Gemeindeglieder wieder zuruͤck. 

$. 92. Das Amt der Gemeindebevollmäcdtigten ift ein Ehren: 
amt und ift damit weder ein Gehalt noch irgend ein Accidental- oder 
Sportelgenuß verbunden. 
| $. 93. Da, wo Gebühren und Accidenzien ber eigentlichen 
Gemeindebeamten bis jest hergebracht waren, fallen fie nunmehr zur 
Gemeindecaffe zurüd, welche die Gehalte jener Beamten zu über: 
nehmen hat. 

$. 94. Die Steinfeger erhalten ihre Bemühungen bei den 
ihnen zugemwiefenen Gefchäften von den betheiligten Grundftüdsbefigern 
nach den deshalb von den obrigkeitlihen Behörden für jeden Ort nach 
Vernehmung des Gutachtens des Gemeindeausfchuffes zu entwerfenden 
und Unferer Landesregierung zur Genehmigung vorzulegenden Zar: 
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anfägen vergütet. Bei ber Beauffihtigung ber. Slurgrenzen befom: 
men fie nur die Auslagen und wirklichen eigenen Aufivand, nad) den 
eben gedachten, hierauf mit zu richtenden Vorfchriften erfegt. — Da, 
wo die Gefchäfte der Steinfeger von den Gemeindebevollmädtigten 
mit beforgt werden, gelten diefelben Beftimmungen audy für diefe. 

$. 95. Bergütung von wirklich eigenem Aufivande im Amte 
aus Gemeindemitteln findet nur mit Genehmigung der der Ge: 
meinde zunaͤchſt vorgefegten obrigkeitlihen Behörde und bei irgend 
vorhandenem Zweifel über die Nothwendigkeit deffelben nur mit Vor: 
wiffen der Landesregierung Statt. 
| $. 96. Die fämmtlichen Gemeindebeamten genießen während 
ihrer Amtsführung die Befreiung von den im Drte hergebrachten ge: 
wöhnlichen perfönlichen Gemeindedienften, und zwar insbefondere die 
Gemeindebevollmächtigten wahrend ihrer Amtsführung, ausnahme: 
weife von der biesfallfigen gefeglichen Verordnung vom 22. October 
1833 auch von der Leiftung der naͤchtlichen Beiwache im Orte, aber 
nicht von anderen als Gemeindegliedern ihn obliegenden Reiftungen, und 
insbefondere nicht von Gemeindenbgaben. Auch haben fie außerofßent: 
liche Laſten aller Art fo gut wie jedes andere Gemeindeglied zu tragen. 

$. 97. Die niederen Diener der Gemeinde erhalten einen den 
Berhältniffen angemeffenen Lohn, nad) den darüber vertragsweife feft: 
zufegenden Beftimmungen, nad) vorhergegangener Genehmigung diefer ° 
Beftimmungen durch die der Gemeinde zunächft vorgefegte obrigkeit: 
liche Behörde. — Auch ift die Genehmigung ber leßteren dann er: 
forderlih, wenn Ausländer zu folhen Stellen, befonderd zu Hirten: 
ftellen gewählt werden, in welhem Falle auslangende Vorfichtsmaß: 
regeln wegen der Heimathsverhältniffe erforderlich find. 

$. 98. Alle Verordnungen der Landesordnung und der Beifugen 
derfelben fowie die in einzelnen Drten beftehenden mit der gegen: 
wärtigen Verordnung nicht übereinftimmenden Statuten und Gewohn: 
heiten, oder fonft bei der Verwaltung des Gemeindewefens bisher 
befolgte Normen werden hiermit aufgehoben und für unverbindlich 
erklärt, und ift diefe Verwaltungsordnung der Gemeinden bis zum 
1. Januar des künftigen Sahres 1835 in allen Orten zur Ausfüh: 
rung zu bringen. 

Coburg zur Ehrendburg, den 30. Mai 1834. 

(L. S.) Ernft, 2.35 ©. €. u ©. 
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Edict, die Verwaltung nnd Verfaffung der Sandgemeinden 
betreffend. 


ir Bernhard, von Gottes Gnaden Herzog zu Sachen » Mei: 
ningen u. f. w., haben die Verbefjerung des Gemeindewefens ftets 
als einen Gegenſtand Unferer befonderen landesväterlihen Fürforge 
ins Auge gefaßt und zu dem Ende die Verwaltung und Berfaffung 
der Städte auch bereits auf entfprechende Weife regulirt. Um 
nun auch den Fandgemeinden gleiche Wohlthat zu gewähren, fo haben 
Mir beſchloſſen, aud bei deren Verfaſſung und Verwaltung auf or: 
ganifhem Wege zeitgemäße Reformen eintreten zu laffen und verords 
nen demnach wie folgt: 

Art. 1. Die Gemeinden beftehen unter Aufficht des Staates nad) 
Maßgabe der gegenwärtigen oder künftig zu erlaffenden Vorfchriften. 

Art. 2. Die mit Wohnfigreht in einer Landgemeinde befinds 
lichen Einwohner Eönnen beftehen 1) in Nahbarn mit vollem Nach: 
barrechte, 2) in DOrtsnachbarn oder Gemeindegliedern ohne alles 
Nachbarrecht. — Zu erfteren gehören diejenigen Ortseinwohner, 
welchen die Nugung des Gemeindevermögens entweder ausſchließlich 
oder mit Bevorrechtung zufteht; zu den legteren werden alle übrigen 
mit Wohnfigreht im Orte befindlichen Einwohner gerechnet. 

Art. 3. An der Spige der Gemeinde fteht der Schultheiß und 
der Gemeindeeinnehmer. Der Schultheiß beforgt und leitet fämmt: 
liche Verwaltungsgefchäfte der Gemeinde, bat die Polizei in den ihm 
angewiefenen Schranken - zu handhaben fowie die Befehle und Ans 
ordbnungen der Etaatsbehörden zu vollziehen. — Zur Erreihung 
diefer Zwede und zur Aufrechthaltung feines amtlichen Anfehens in 
der Gemeinde ift derfelbe befugt, vefp. nach der zu ertheilenden 
Dienftinftruction, Strafen bis zu Lfl. chn. zu verfügen. — Der 
Gemeindeeinnehmer beforgt die Nechnungsführung, die Einnahme 
und Ausgabe der Gemeinde. Unter dem Schultheißen und Gemeinde: 
einnehmer ftehen zunächft die unteren Dienern der Gemeinden, welche 
vom Schultheißen zu verpflichten find. 

Art. 4 Der Schultheiß und der Gemeindeeinnehmer beziehen 
einen, ihren Arbeiten und den Verhältniffen der Gemeinde angemeffe: 
nen, Gehalt und die ihnen zugebilligten Gebühren. — Die Feft: 
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fegung der Gehalts: und Gebührenbezüge, welche die Gemeindecaffe 
treffen, gefchieht von dem Gemeindeausfhuffe (Art. 8) unter Geneh: 
migung der Auffichtsbehörbe. 

Art. 5. Der Scultheiß und der Gemeindeeinnchmer werden 
in der Regel auf 6 Jahre gewählt und treten nach Ablauf diefer Zeit 
von ihren Aemtern ab, wenn fie nicht” aufs Neue durd die Wahl 
“ hierzu berufen werden. — Beide aber können nach Ablauf der erften 
6 Jahre, wenn es für zweddienlich erachtet wird, aud auf Lebenszeit 
ernannt werden. Bor der Beftätigung einer folhen Wahl auf Lebens: 
zeit hat jedoch die betreffende Auffichtsbehörde die Gemeindeverfamm: 
lung darüber zu vernehmen, ob erhebliche Bedenken dagegen vorhanden 
find. — Der Gemeindeeinnehmer hat in der Regel eine angemeffene 
Gaution zu beftellen. 

Art. 6. Die Wahl des Schultheißen und Gemeindeeinnehmers 
gefhieht von dem Gemeindeausfhuffe (Art. 8) in Gegenwart des zu= 
ftändigen Verwaltungsbeamten. — Zu einer gültigen Wahl ift er: 
forderlih, daß auf den Gewählten allein mehr Stimmen fommen, 
als auf alle übrigen mit in der Wahl begriffenen Perfonen zufam: 
men. — Es ift nicht nothwendig, daß der Schultheiß und Gemeinde: 
einnehmer (Art. 3) aus der Zahl der vollberechtigten Nachbarn gewählt 
werden. — Die Wahl felbft kann nur aus triftigen Gründen abge: 
lehnt werden, über welche die Regierung zu entfcheiden hat. — Um 
Schultheiß oder Gemeindeeinnehmer zu werden, find die Erforderniffe 
nöthig, welche bei den Mitgliedern des Gemeindeausfhuffes (Art. 10) 
bedungen worden find. 

Art. 7. Die Beftätigung der Bablen fowie die Verpflichtung 
und Einweifung der Gewählten erfolgt von der zuftändigen Verwal: 
tungsbehörbe. Die Regierung ift befugt, die Gemeindevorfteher wegen 
Unfähigkeit oder beharrlicher Widerfpenftigkeit, wegen Vernachlaͤſſigung 
ihrer Dienftobliegenheiten oder wegen getriebenen Mifbraudes mit 
ihrem Amte, ferner wegen erlittener richterlicher Strafen, wenn diefe 
auh nicht den Verluſt des Staatsbürgerrechtes zur Folge haben, 
nachdem fie zuvor mit ihrer Vertheidigung gehört werden, vom Amte 
zu entfernen. 

Art. 8 Dem Scultheißen fteht ein Gemeindeausfhuß zur 
Seite, um die Führung der Gemeindeangelegenbeiten fortwährend in 
Auffiht zu behalten und die Gemeinde in dem ihm zugewiefenen Ge: 
ſchaͤftskreiſe (Art. 12) zu vertreten. — Diefer Ausfhuß befteht, je 
nad) der Größe der Gemeinde, aus 3, 6 oder 9 Mitgliedern. Bei 
Eleineren Gemeinden, welche weniger ald 20 Nachbarn zählen, kann 
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diefer Ausfhuß nach dem Ermeffen der Verwaltungsbehoͤrden, gänzlich 
wegfallen. In diefem Falle tritt die Gefammtheit ber flimmberech: 
tigten Nachbarn an die Stelle des Ausfchuffes. 

Art. 9. Die Mitglieder des Ausfchuffes werden von ber ge: 
fammten Gemeinde, mit Einrehnung der Ortsnahbarn, nad eins 
facher Stimmenmehrheit unter der Leitung des Schultheißen, gewählt 
und von bdemfelben der vorgefegten Berwaltungsftelle angezeigt. Zu 
der Wahl find die Nachbarn auf herfömmliche Weiſe vorzuladen. 
Zur Gültigkeit der Wahl ift das Erſcheinen von wenigftens 2 der 
Gemeindeglieder erforderlich. Water und Sohn, ingleihen Brüder, 
Schmwäger Sowie fonftige nahe Verwandte Eönnen nicht gleichzeitig in 
den Gemeindeausihuß eintreten. — Die Landesregierung ift jedoch 
ermächtigt, in dieſer Beziehung Dispenfation eintreten zu laffen, 
wenn im einzelnen $alle hierfür befondere Gründe vorliegen follten. — 
Alle 2 Jahre tritt 4 der Mitglieder aus (das erfte und zweite Mal 
nach der Entfcheidung des Loofes und dann nad) der Reihenfolge des 
früheren Eintrittes), worauf eine Ergänzung vorgenommen wird. — 
Wo ſich dies nach der Dertlichkeit nicht ausführen läßt, bleibt es den 
Auffihtsbehörben Üüberlaffen, nach eingeholter Zuftimmung eine andere 
angemeffene Einrichtung zu treffen. _ 

Art. 10. Um Mitglied des- Ausfchuffes zu werden, ift erfor: 
derlih: 1) Genuß des Staatsbürger: und Nachbarrechtes fowie des 
Stimmrehtes in der Gemeinde (Art. 14). 2) 2öjähriges Alter, 
3) untagbelhaftes Betragen während der legten 5 Jahre vor dem An: 
tritt des Amtes. — In Gemeinden, wo fich neben den vollberechtigs 
ten Nachbarn auch Ortsnachbarn (Art. 2) befinden, ift aus jeder 
Klaffe eine verhältnigmäßige Anzahl von Ausfhußmitgliedern zu wäh: 
len. — Die Zahl der aus den Ortsnachbarn zu wählenden Mitglie: 
ber darf in folhen gemifchten Drten jedoh niemals mehr, als 4 des 
ganzen Ausfhuffes betragen; auch dürfen fich diefe Ausfhußmitglieder 
keine Stimme in den befonderen Angelegenheiten des Vereins mit 
vollem Nahbarrechte anmaßen. 

rt. 11. Das Amt der Ausfhußmitglieder ift unbefoldee und 
fann nur aus wichtigen, namentlidy folchen Gründen, welche im All: 
gemeinen aud von Uebernahme einer VBormundfchaft befreien, abge: 
lehnt werden. 

Art. 12. Zu den Obliegenheiten und Befugniffen des Ge: 
meindeausfhuffes gehören: a) die Wahl des Schultheißen, des Ge: 
meindeeinnehmers und der Diener (Art. 3). 1b) Die Aufnahme 
neuer Mitglieder, c) die Feftfegung des Voranſchlages der Gemeinde: 
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einnahmen und Ausgaben fowie der Gehalts: und Gebührenbezüge 
der Gemeindebeamten (Art. 4). d) Die Prüfung der Rechnungen, 
e) die Befchließung und das Ausfchreiben ber Gemeindeumlagen, 
f) die Erwerbung und Veräußerung von Gemeindegütern und Ge: 
rechtfamen fowie die Beſtimmung ihrer Benugungsweife, g) bie 
Aufnahme von Anleihen und Regulirung des Gemeindefchuldenwefeng, 
h) die Beſchlußfaſſung über zu führende Proceffe oder einzugehende 
Vergleiche; i) die Anzeige wegen entdedter Mängel in der Gemeinde: 
verfaffung und Verwaltung und die Befchwerdeführung gegen die Ge: 
meindevorfteher und Diener wegen untergeeigneter Dienftführung. 

Art. 13. Den Borfig in dem Ausſchuſſe führt der Schultheiß, 
in beffen Abwefenheit der Gemeindeeincehmer; aud) haben beide 
Stimmredht in diefer Verfammlung. — Berhandlungen, welche 
ihre Perfon oder Dienftverhäftniffe betreffen, dürfen diefelben jedoch 
nicht beimohnen, und es führt in folhen Fällen das ältefte Mitglied 
bes Ausfhuffes den Vorſitz. — Zur Guͤltigkeit eines Befchluffes ift 
die Anmefenheit von wenigftens 3 fümmtliher Ausfchußmitglieder, 
welche insgefammt gehörig vorgeladen fein müflen, erforderlich. — 
Bei Stimmengleihheit entfcheidet die Stimme des Vorfigenden. So— 
bald aber duch Majorität der Stimme oder bei Stimmengleichheit 
blo8 durch die entfcheidende Stimme des VBorfigenden die Aufnahme 
neuer Anlehen oder die Veräußerung von Gütern des Gemeindever: 
mögens befchloffen werden, Eann die überflimmte Minorität auf den 
Beſchluß der Gemeindeverfammlung (voller Gemeinde) provociren. 

Art. 14. Die volle Gemeinde, welche aus fammtlihen ſtimm— 
berechtigten Gemeindegliedern befteht, wird in der Regel nur bei Ab: 
legung der Gemeinderehnung und bei der Wahl der Ausfchußmitglies 
der verfammelt. Es gebührt auch hierbei dem Schultheißen der Vor: 
trag und. die Gefhäftsleitung. — Stimmrecht in diefer Gemeinde: 
verfammlung haben nur Mannsperfonen,, welche ſich im Genuffe bes 
Staatsbürgerrechtes befinden, im Drte wohnen und eine felbftftändige 
Nahrung haben. — Frauen dürfen in feiner Gemeindeverfammlung 
erfcheinen,, diejenigen aber, welche entweder einer Randwirthichaft oder, 
als Wittwen, einem felbftftändigen Gewerbe vorftehen, können fi 
durch einen großjährigen Sohn oder Bevollmächtigten aus den Ge: 
meindegliedern vertreten laffen. — Perfonen, weldhe Güter in einer 
Gemeinde befigen oder fonft mit Haus und Hof in folcher anfäffig 
find, ohne dafelbft zu wohnen, bdesgleichen der Domainenfiscus bins 
fihtlidy der in dem Gemeindebezirke liegenden Domainengüter, haben 
zur Ausübung der, jenen Befigungen anklebenden Gemeinderedte, 
25 * 
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Bevollmächtigte zu ftellen. Im Zweifel werden ihre Vertvalter und 
Pachter als ihre Bevollmächtigte angefehen und müffen zur Ausübung 
ihrer Rechte zugelaffen werden. 

Art. 15. Die Befchlüffe der Gemeinde und ihrer Ausfchüffe 
bedürfen der obrigkeitlichen Beftätigung: 1) wenn fie eine Veraͤnde— 
rung oder Ergänzung der Ortsſtatuten oder des Herkommens be: 
zweden; 2) wenn der Beftand oder die Nutzung des Gemeindegutes 
hierdurch eine wefentliche Veränderung erleiden; 3) wenn Neubauten 
oder Hauptreparaturen an Gemeindegebäuden vorgenommen werden 
follen; 4) wenn überhaupt neue fortlaufende Verwilligungen auf bie 
Gemeindecaffe übernommen werden; 5) wenn Ausländer in den Ge: 
meindeverband aufgenommen werden follen. — Außerdem in ben, 
Art. 4, 7, 12 sub. c. e.f. g und h., Urt. 18, 19 und 20 be: 
merkten Fällen. — In denjenigen Gemeinden, wo ein Gutsherr 
fih im Beſitz der Dorfsherrfchaft befindet, erfolgt die Beftätigung 
erft nad vorgängiger Vernehmung deffelben mit feinen etwaigen Er: 
innerungen, ſowohl in diefen, als ir den Art. 7, 12 und 22 auf: 
geführten Fällen. 

Art. 16. Die Benugung des Gemeindegutes, die Größe ber 
Genußtheile und die Art der periodifchen Vertheilung richtet fih nad) 
dem Herkommen eines jeden Drtes. — Diefes Herkommen kann 
durh den Befchluß von 2 der Stimmen aller Berechtigten geändert 
werden, infofern die Genußtheile nicht unwiderruflich auf dem Beſitz 
beftimmter Güter oder Häufer haften. — Bei einer Verminderung 
des nachhaltigen Ertrages der Waldungen Eann felbft von der zuftän: 
digen Vermaltungsbehörde eine andere, dem Zwecke der Sache ange: 
meffenere Einrichtung getroffen werben. 

Art. 17. Alle Käufe und Verkäufe, Pachtungen und Verpad): 
tungen u. f. w. der Gemeinden gefchehen in der Megel öffentlich im 
Mege des Meift: oder MWenigftgebotes. ine gleihe Einrichtung ift 
auch binfichtlich derjenigen Arbeiten zu treffen, welche den Gemeinden 
gegen Geld oder Geldwerth geleiftet werden. 

Art. 18. Die Aufnahme von Anleihen auf die Beiielnbe ge: 
fhieht unter Beobachtung folgender Förmlichkeiten: 1) der Echultheiß 
muß dem Gemeindeausfhuffe anzeigen und nachweifen, daß die Aus: 
gabe, zu deren Beftreitung die Anleihe beftimme ift, nothiwendig und 
die Deckung derfelben aus den laufenden Einkünften der Gemeinde 
unmöglich oder in hohem Grade unzwedmäßig ſei; 2) derfelbe hat 
zugleid, die Bedingungen vorzulegen, unter welchen das Anlehen ihm 
angeboten worden ift; auch muß er die Art und Weife der Verzin: 
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fung und Tilgung zur Genehmigung angeben und die Zulänglichkeit 
der dazu anzuweiienden Einkünfte nachweifen; 3) der zuflimmende 
Beſchluß des Gemeindenusfhuffes bedarf keiner weiteren Beſtaͤti— 
gung, wenn die Anleihe zum Abtrag älterer Gemeindefhulden be: 
flimmt ift und die bedungenen Zinfen nicht höher find, als bei ber 
abzutretenden Schuld; 4) im entgegengefegten Falle, wenn entweder 
die ſchon vorhandenen Schulden vermehrt oder neue härtere Bedin— 
gungen eingegangen werden follen, muß bie Genehmigung der Auf: 
fihtsbehörde eingeholt werden. * 

Art. 19. Der Gemeindeausfhuß, refp. die Gemeindeverfamm: 
lung (Art. 12 und 13), kann, wenn die Ausgabe für öffentliche 
Zwede beftimmt und eine gefegliche nothwendige ift, die Genehmigung 
ber. Anleihe nur dann verfügen, wenn zugleich andere geeignete und 
wohl ausführbare. Mittel der Herbeifhaffung an die Hand gegeben 
werden. — Im Meigerungsfalle hat die Verwaltungsbehörde zu 
enticheiden. a 

Art. 20. Für jede Gemeinde ift jährlid von dem Gemeindebe: 
amten, unter Zuziehung des Ausfhuffes, ein Voranfchlag des Be: 
dDarfes zur Beflreitung des Gemeindehaushaltes und der Mittel zur 
Auforingung deſſelben (Etat) zu entwerfen. — Der Boranfchlag 
unterliegt der Genehmigung und Feftftellung der Auffihtsbehörbe. — 
Die Form deffelben wird von diefer beftimmt und gibt zugleich auch 
die Form fuͤr die Gemeinderechnung an die Hand. 

Art. 21. Innerhalb der Beſtimmungen des Voranſchlages ver: 
fügt der Schultheiß die einzelnen Zahlungen zu und aus der Ger 
meindecaffe und iſt verpflichtet, denfelben ftets als genaue Richtſchnur 
feines Berfahrens zu beobachten. — Stündungen, die nicht 3 Mo: 
nate Überfchreiten, und dringende, nicht bereits bei Aufftellung des 
Voranſchlages zurüdgewiefene Ausgaben kann zwar der Schultheiß auf 
feine Verantwortung bin verfügen, er muß aber davon dem Ge: 
meindeausfehuffe fobald als moͤglich Mittheilung machen, deffen Sache 
es ift, die Genehmigung (Art. 20) fowohl hierzu, als zu den 
Dedungsmitteln auszuwirken. 

Urt. 22. Die von dem Gemeindeeinnehmer nach dem Ermeffen 
der Auffihtsbehörde innerhalb 4 bie 6 Wochen nach Ablauf eines 
jeden Jahres zu legende Gemeinderechnung wird, nach erfolgter Vor— 
lefung in ber vollen Gemeindeverfammlung (Art. 14) 8 Zage zu 
Jedermanns Einfiht und zur Stellung etwaiger Erinnerungen, im 
Gemeindehaufe oder, in Ermangelung eines folchen, in der Wohnung 
des Schultheißen offen hingelegt. — Nach Ablauf diefer Friſt wird 
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diefelbe mit ben Bemerkungen des Schultheißen, bed Gemeindeaus: 
ſchuſſes und der einzelnen Gemeindeglieder begleitet, an die zuftindige 
Verwaltungsbehoͤrde eingefendet und von bdiefer, unter Zuziehung des 
Amtsrevifors, im Wege des Revifionsverfahrens erledigt. 

Art. 23. Die Landesregierung ift mit der Ausführung diefes 
Regulativs beauftragt. 


Gegeben Meiningen, den 15. Auguft 1840. 


Bernhard Erich Freund. 
Debertshäufer. 


« 


Sabfen:Altenburg. 
Grundgefetz vom 29. April 1831. 


Abtheilung 3. GCorporationen im Staate. 
A. Im Allgemeinen, 

$. 99. Die Verbindung mehrerer Randesunterthanen zu einem 
gemeinfchaftlihen bürgerlichen Rebenszwede ann nur dann auf das 
Recht der Gefammtperfönlichkeit, als Corporation im Staate, gül: 
tigen Anfpruh machen, fobald ſolche Verbindung die Genehmigung 
und Anerkennung der Staatsregiernng erhält. Won dem Ermeffen 
der legteren hängt es daher ab, welchen Umfang von Befugniſſen fie 
folchen Gorporationen gewähren will, deren Recdtszuftändigkeiten nicht 
durch das Grundgeſetz oder frühere gefegliche Beftimmungen geordnet find. 


B. Ortsgemeinden. 


1. Bildung derfelben buch Gemeindbebürger und 
Nakhbarn. 


$. 100. Die wichtigften Corporationen im Staate find die Orts: 
gemeinden, indem fie durch Zufammenmwirken und Zufammenleben nadı 
gefeglicher Ordnung die Beförderung der allgemeinen fowohl „als be: 
fonderen Wohlfahrt in ihrem gefellfchaftlichen Bereiche bezweden. Sie 
bilden bierinnen die Grundlage des ganzen Staatsverbandes. — Mit 
Ausnahme der Staatsbeamten, Kirchen: und Schuldiener — (wegen 
deren Verhaͤltniſſe, fowie wegen der Berhältniffe der Nittergutsbefiger 
zu den Drtsgemeinden das Nöthige ergeben wird) — kann im Her: 
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zogthum Altenburg Niemand das Staatsblrgerrecht ausüben oder 
die vollen Rechte der Landesunterthanfhaft fih aneignen, der nicht 
als Bürger oder Nachbar einer inländifchen Gemeinde angehört. 
Insbeſondere find Aerzte, Anwälte, Notare und andere im nicht un: 
mittelbaren Stastsdienfte fiehende Perfonen als Mitglieder des Ge: 
meinbeverbandes ihres Wohnortes anzufehen. 

$. 101. Die Mitglieder einer Stadt- oder Dorfgemeinde be: 
ſtehen aus drei Klaffen: a. der Klaffe der Gemeindebürger (volles 
Bürger: oder Nachbarreht, $. I02 105), b. der Klaffe der Aus: 
märker (Forenfer im engeren Sinne) und Handwerksbürger ($. 106. 
107) und e. der Klaffe der Schugverwandten ($. 108). 

.$. 102. Das Gemeinde: oder Drtsbürgerrecht (volle Nachbar: 
recht) umfaßt die Theilnahme an allen Befugniffen, melche der Ge: 
meinde als folcher zuflehen, fowohl an Privatrechten, als an poli: 
tiſchen und Ehrenrecdhten und zwar: a. Genuß des Gemeindefchuges 
und, wo ein gemeinfamer Ortsgerichtsbeftand beſteht, Anſpruch daran; 
b. Recht zur Betreibung eines freien oder zünftigen Gewerbes; e. Be: 
fugniß zum unbedingten Erwerb vom Grundbefig im Drte und in 
der dazu gehörigen Flur; d. Theilnahme an den Gemeindegütern, 
Statuten, Gonceffionen und milden Stiftungen; e. Antheil an ber 
pafjiven und aetiven Vertretung in der Gemeinde; f. Anwartfchaft 
auf Gemeindeämter und g. Anfprud auf gefegmäßige Unterflügung 
von der Gemeinde im Falle der Hilfsbedürftigkeit. 

$. 103. Gegenüber verpflichtet das Ortsbürgerreht (Nachbar: 
recht) zur Zreue und zum Gehorfam gegen die Drtsobrigkeit, zur 
Theilnahme an den perfönlichen Reiftungen, an Communalwachtdienften 
und Gemeindefrohnen jeder Art, und zur Entrichtung ſowohl der fan: 
besherrlichen Abgaben, als der befonderen durch Gemeindebefchluß ans 
geordneten Einlagen und Beiträge. — Streitigkeiten über Umlagen 
und Beiträge oder Über Vertheilung von Berechtigungen unter den 
Gemeindegliedern felbft werden, als dem Oberauffichtsrechte des Stau: 
te8 unterliegend, nicht im Proceß-, fondern im Verwaltungswege 
kürzlich erörtert und entfchieden, fo zuleßt der Recurs an ben 
Landesherrn freifteht. 

$. 104. Das Drtsbürgerrecht EFann nur erlangt werden durch) 
Geburt oder durch Aufnahme in Maßgabe der gefeglichen Vorfchriften. 
Es geht verloren nah den näheren Beftimmungen der Stadt: und 
Gemeindeordbnungen, und nächft diefen im Allgemeinen aus denfelben 
Anläffen, aus welhen das Staatsbürgerrecht verloren geht ($- 86), 
und zwar dergeftalt, daß die Auswanderung und die Annahme frem: 
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ber Dienfte und Gehalte ohne Erlaubniß den Verluft des Ortsbürger: 
rechtes in feinem vollen Umfange herbeiführt, die Erleidung ber 
Zuchthaus- oder Prangerftrafe, die Eriegsgerichtliche Ausſtoßung aus 
dem Militär, ingleichen ein ausdrüdlih auf den Verluft des Staats: 
bürgerrechtes gerichtetes Erkenntniß nur die Ehrenvorzuͤge des Orte: 
bürgerrechtes aufhebt, nicht aber deffen nugbaren Ausflüffe. — Es 
erwacht wieder in feinem vollen Umfange in dem $. 87 gedachten Falle. 

$. 105. Jede Einwirkung auf Gemeindewahlen duch Beftehung 
erwirkt außer der Beſtrafung, fowohl für den Wähler als Erwählten, 
den Verluſt der Ehrenvorzüge des DOrtsbürgerrechtes, befonders des 
activen und paffiven Wahlrechtes und daher den Verluſt der a 
gung zur Verwaltung eines Communalamtes. 

$. 106. Ausmaͤrker (Forenfer im engeren Sinne, Feldburget) 
find Diejenigen, welche in der Flur eines Ortes Grundeigenthum be: 
figen und ihr Heimathsrecht an einem Drte des Herzogthums haben. 
Ihnen fteht Eein Anfprucd auf die perfönlichen Rechte des Ortsbürs 
gerd zu, wohl aber auf den Gemeindefhug hinfichtlic ihrer Befigun- 
gen, ingleichen hinſichtlich ihrer Perfon für die Dauer einer zeitigen 
Anweſenheit in aͤhnlichem Verhaͤltniſſe, welches bei den Eingefefjenen 
(Sorenfern im weiteren Sinne) dem Staate gegenüber ftattfindet 
($. 91). — Mir Rüdfiht auf diefen Gemeindefhug ift der Ausmärs 
fer auch zu allen den gefammten Grundbefig der Flur betreffenden 
Gemeindeabgaben antheilig beizutragen verbunden; es kann ihm jedoch 
kein verhältnißmäßig höherer Beitrag angemuthet werden, als bie 
übrigen Gemeindemitglieder in Anfehung ihrer Grundftüde entrichten. 

$. 107. Gleichfalls eine beſchraͤnkte Theilnahme an den Ge: 
meindeverhäftniffen fteht den Handmwerksbürgern zu, welche in einigen 
„ Gegenden des Landes üblich find, und die an einer außerhalb ihres 
MWohnortes beftehenden Innung Theil nehmen. Sie ftehen zu dem 
Orte der Innung blos in der durch diefe bedingten Beziehung und 
genießen keine perfönlichen Gemeinderechte; wogegen fie auch nur ge: 
wiffe durch die Stadtordnungen oder das Herkommen geordnete Ab: 
gaben an die Gemeinde der Innung entrichten. 

$. 108. Scugverwandte (Schugbürger) find diejenigen, welche, 
ohne das wirkliche Nachbarrecht an einem Orte zu erlangen, in dem— 
felben einen gefeglichen dauernden Aufenthalt haben und, gegen eine 
Abgabe (das Schuggeld), gewiffe Gewerbe und Handthierungen treis 
ben dürfen, zu denen das wirklihe Nachbar: und Bürgerrecht nicht 
erfordert wird. Sie genießen während ihres Aufenthaltes, fowohl 
für ihre Perfon, als ihre in dem Orte zu betreibenden Gefchäfte, 
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den obrigkeitlihen und vollen Gemeindeſchutz, fowie ben Genuß ber 
Öffentlichen Drtsanftalten, ohne im Uebrigen auf die Drtsbürger: 
(Nachbar) Rechte Anfprudy machen zu können. — Ausländer föns 
nen aber nur dann als Echugbürger eingezeichnet werden, wenn fie 
von ber Obrigkeit ihres Heimathsortes die Werfiherung ihrer Wie: 
beraufnahme beibringen und zu den chriftlidhen Gonfeffionen gehören. 

8. 109. Im Allgemeinen beftehen daher für die Nechte der 
Drtsbürger oder Nachbarn folgende bereits gegebene Regeln. a. Durd) 
Berleihbung des Ortsbuͤrger- oder vollen Nahbarrechtes wird zugleich 
das Staatsbürgerrecht verliehen (F. 100); b. jede Gemeinde ift fhul: 
dig, einen Staats-, Kirchen- oder Schuldiener, den fein bleibender 
Dienftveruf in ihre Mitte führe, aufzunehmen ($. 82); c. das Schu: 
bürgerreht (Schutznachbarrecht) darf an chriftlihe Ausländer nur 
gegen eine amtliche Verfiherung ihrer ordentlichen Obrigkeit wegen 
ihrer MWiederannahme ertheilt werden ($. 108) und d. Fremden, 
welche zu einem beflimmten Zwede nur eine Zeit lang an einem 
Drte verweilen wollen, ift, unter Berüdfichtigung der gefeglichen 
Borfchriften, nur auf eine gewiffe Zeitdauer mittelft a 
ten der Aufenthalt im Lande zu verftatten ($. 98). 


1. Rechte der Gemeinden. 


$. 110. Die Gemeinderechte unafaffen im Allgemeinen die Bes 
fugniß der Perfoneneinheit im Rechtsſinne, daher 1) das Recht der 
Vertretung durch Einzelne aus ihrer Mitte; 2) den Genuß der ges 
feglihen Vorzüge der Minderjährigen in Anfehung ihres Vermoͤgens 
und ihrer Gerechtſame; 3) die Befugniß, eines gemeinfchaftlichen Sies 
gels ſich bedienen zu dürfen; 4) das Recht der Erwerbung. von 
Grundbefigungen und Berechtigungen; 4) die Verwaltung des Ge: 
meindevermögens durch felbft gewählte Beamte; 6) die Einführung 
befonderer Anftalten zu Gemeinde: oder anderen gemeinnügigen Zweden, 
insbefondere au 7) die Befugniß der Aufnahme der Gemeindebürger 
oder Nachbarn. — Alles unter Beobachtung der gefeglihen Vor— 
ſchriften und Formen. 

$. 111. Zu einem gültigen Gemeindebeſchluſſe iſt die ordnungs⸗ 
mäßige Vorrufung aller betheiligten Gemeindeglieder und die Stim: 
menmehrheit unter mindeſtens zwei Drittheilen der hierauf Erſchiene⸗ 
nen, oder, unter den dazu befugten Gemeindevertretern, die abſolute 
Stimmenmehrheit erforderlich — Der Beſchluß verbindet alle Ge⸗ 
meindeglieder, doch darf er ſich nicht Über die Privatrechte von Ein: 
zelnen oder Gorporationen erjtreden. 
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$. 112. Fuͤr Gemeindefhulden haftet zunaͤchſt das Gemeinde: 
vermögen und aushilflic das Privatvermögen der einzelnen Glieder; 
leßteres vornehmlich dann, wenn die Schuld zu folhen Bedürfniffen 
gemacht ift, zu deren Beftreitung aud die Einzelnen hätten beitragen 
müffen. Später hinzutretende Mitglieder find beitragspflichtig. 

$. 113. Es ift keiner Staatsbehörde geftattet, über das Ge: 
meindevermögen ohne Zuftimmung der Vorfteher zu verfügen, nod) 
weniger darf daſſelbe jemals mit dem Stantsvermögen vereinigt werben. 


II. Verpflihtungen der Gemeinden. 


$. 114. Die Gemeinden haben die Verpflihtung, nirgends 
etwas zu unternehmen, wodurch fie die allgemeinen Nechte des Staa: 
tes befchränten können; vielmehr follen fie bemüht fein, Alles zu be: 
fördern, was dem Staatszwecke entfprechend und heilfam if. — 
Daher liegt ihnen vornehmlich od: die Beförderung der öffentlichen 
Sicherheit in allen Beziehungen und befonders in ihrem Gemeinde: 
bereiche, die Fürforge für öffentliche Anftalten (als Brüden:, Wege-, 
Pflafter:, Brunnen-, Krankene, Armen und dergleichen nicht ans 
deren Behörden obliegende Inftitute); die Bereithaltung der Löfchges 
räthe und der zu dem Communalwachtdienft vorräthigen Waffen und 
Mehren. 


IV. Arten. Dorf: und Stadtgemeinden. 


$. 115. Im Uebrigen beruht es vor der Hand noch hinfichtlich 
der einzelnen Dorfgemeinden bei den bisher beftandenen Einrichtungen, 
mit Vorbehalt der Abänderung durch den Erlaß einer allgemeinen 
Dorfordnung. — In Anfehung der Stadtgemeinden wird als Grund: 
lage des ftädtifchen Gemeindelebens für künftig zu erlaffende Stadt: 
ordnungen Folgendes im Allgemeinen feſtgeſetzt. 

$. 116. Die Städte haben, unter der Auffiht und dem Drbnen 
eines Stadtraths, die Befugnig zur Betreibung bürgerlicher Nahrung, 
in freiem ftädtifchen Verkehr oder unter zunftmäßigen Beziehungen. - 

$. 117. Ihnen ſteht das Kaͤmmereirecht zu, d. h. die Berech— 
tigung auf Beſitz, Benugung und Verwendung des gemeinfhaftlichen 
ftädeifchen Eigenthums und (wenn deffen Ertrag für die Bedürfniffe 
ber Stadtverwaltung fowie zur Errichtung und Erhaltung der ge: 
meinnüglichen Anftalten nicht zureicht) der Anfprud auf aushilfliche 
Buziehüng der einzelnen Bürger mit verhältnißmäßigen Beiträgen. 

$. 118. Sie üben das Drtspolizeirecht aus, abzwedend auf 
Verhütung und Abwendung alles beffen, was innerhalb bes ſtaͤd— 
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tifchen Bezirkes ber Wohlfahrt der ganzen Gemeinde oder bes Ein- 
zelnen nachtheilig fein kann, fofern diefe Fürforge nicht den herzog= 
lichen Polizeicommiffionen übertragen ift. 

$. 119. Die Stadtgemeinde hat außerdem das Recht, durch Ver: 
trag, Stiftungen, Gonceffionen und auf andere rechtsbeftändige Weife, 
einzelne aus der Natur obiger beiden Rechtsgattungen nicht fließende 
Gerechtſame (als Patronat, Mitauffiht über Kirchen und Schulen, 
Marktreht u. f. mw.) zu erwerben, und die erworbenen zum allgemei: 
nen Beſten ihres Vereines, ebenfalls unter landesherrlicher Oberauf⸗ 
fiht, auszuüben oder ausüben zu laffen. 

$. 120. Bei Ausübung diefer allgemeinen Rechte hat auch die 
Stadtgemeinde, mittelft des Statutentechtes, die Befugniß, für orte: 
bürgerliche Zuftändigkeiten und allgemeine Ordnung, durch Beſchluß 
ober vertragsmäßiges Uebereinfommen unter fih, zur Beförderung der 
ftadtifchen Zwecke, verbindende Beftimmungen feftzufegen, deren Wirk: 
ſamkeit jedoch von der landesherrlihen Genehmigung abhängig ift. 

$. 121. Die Juſtiz wird in den größeren Städten von ber 
Verwaltung getrennt und, wo fih nur thunlich zeigt, durch Ein: 
führung von felbftftändigen Stadtgerichten, abgefonderten Beamten 
übertragen. Die Unterordnung unter die Landesjuftizbehörden und 
die Beachtung des gefeglichen Inflanzenzuges bleiben unverrüdt. — 
Denjenigen Städten, denen die Wahl ihrer Juſtizbeamten bisher zu: 
ſtand, verbleibt folhe auch ferner, wiewohl mit der Beſchraͤnkung, 
dag in künftigen Erledigungsfällen zwei Mechtskundige des Landes 
der oberen Suftizbehörde zur Auswahl präfentirt werden. Die Wahl 
gefchieht duch die Stabtverordneten ($. 124) unter Mitwirkung des 
Stadtrathe. Die Anftellung der Yuftizbeamten gefchieht jederzeit auf 
die Lebensdauer ($. 46), und die Nichterftellen follen möglichft auf 
fefte Befoldung gefegt werden. — In ſolchen Fallen, wo Untertha: 
nen, bie der unmittelbaren Gerichtsbarkeit herzoglicher Behörden uns 
tergeben find, den Stadtgerichten mit überwiefen werden follen, find 
wegen Beftellung der Zuftizbeamten befondere Verabredungen zu treffen. 

$. 122. Die Verwaltung aller gemeinfamen ftadtifchen Ange: 
legenheiten und alles Communvermögens, die Ausübung und Feft: 
ftellung der ftädtifchen Gerechtſame, ingleichen die Drtspolizei (foweit 
foihe nicht die herzogliche Polizeicommifjion ausübt), ſteht dem 
Stadtrath zu. Diefer ift berechtigt und zugleich verpflichtet, auf 
einem freien Gerichtstage in jeder Woche, auf Anrufen der einzelnen 
Bürger, Sühnverfuche über ihre noch nicht anhängigen Nechtshänder 
zu veranflalten. Die dabei zu beobachtende Form wird dur ein 
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befonderes Regulativ näher beflimmt werden. — So gebührt auch 
dem Stadtrath (beziehungsmweife in Gemeinfhaft mit der herjoglichen 
Polizeicommiffion) die Auffiht über die Snnungsangelegenheiten der 
Stadt. — Irrungen über die Anwendbarkeit und Erläuterung eines 
Snnungsartikels werden, ohne Proceßverhandlung, im Verwaltungs: 
wege erörtert uud unterliegen ber landesherrlichen Erklärung und Feit: 
ftellung des in Zweifel gefommenen Xrtifels. 

$. 123. MWenigftens einer der Vorfteher des Stadtraths, (in 
größeren Städten ber erſte Bürgermeifter oder Stadtfchultheiß, in. 
Heineren Staͤdten der Syndikus) muß ein der Rechte Eundiger alten— 
burgifcher Staatsbürger fein. — Diefer wird durch die Stadtverord⸗ 
neten (auf gleiche Weiſe wie die Juſtizbeamten) durch Prafentation 
zweier Perfonen an die Landesregierung auf Lebensdauer gewählt. — 
Die Anftellung der übrigen ftadträthlichen Beamten gefchieht in der 
Negel nur auf Zeitdauer von 3 bis 6 Jahren. Ihre Wahl erfolgt 
ebenfalls durch die Stadtverordbneten ; jedoch fo, daß fie zwei taugliche 
Gemeindebürger dem Stadtrath zur Auswahl vorfchlagen und dieſer 
den Ermwählten der Landesregierung zur Beftätigung vorträgt. 

$. 124. Die Bürgerfchaft felbft wird vertreten duch aus ihrer 
Mitte zu ernennende Stabtverordnete, welche dem Stadtrath, als 
ftädtifcher Verwaltungsbehörde, rathend, vermittelnd und genehmigend. 
zur Seite fliehen. Insbeſondere find fie berufen zur Gontrole über 
die ftädtifche Verwaltung zur Präfung aller Gemeindeangelegenheiten 
‘und zur verfrffungsmäßtgen Zuflimmung in alle, das Gemeindever: 
mögen und die bürgerlichen Abgaben, auch die Gerechtfame der Ge: 
meindebürger wefentlich angehenden ftadträthlichen Anordnungen ; feines: 
wegs aber zur Eingreifung in die Verwaltung oder Ausführung felbft, 
weiche vielmehr dem Stadtrath allein zuflehen. Ihre Stellung zum 
Stadtrath ift der Stellung der Landftände zur Staatsregierung aͤhn—⸗ 
th, the Amt ein freies Ehrenamt. — Sie fverden ebenfalls nur 
auf Zeitdauer von 3 bis 6 Jahren durch die von den einzelnen Ab: 
theitungen der Bürgerfchaft zum Behufe der Landesdeputirten zu ernen= 
nenden Wähler (f. Wahlordnung $. 29 ff.) mittelft Stimmenmehrheit 
erwaͤhlt. Ihre Sprecher (Vorſteher) erwählen fie aus fich felbft oder aus 
der übrigen Bürgerfchaft, und ergänzen ſich im legteren Falle jelbft durch 
neue Wahl. — Das Nühere beflimmen die einzelnen Stadtordnungen. 


V. Beauffihtigung und feitung ber Stadt: und Dorf: 
gemeinden durd die Staatsregierung. 


$. 125. So wie jede Gemeinde ‚nur unter Genehmigung des 
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Staates beftehen kann, fo unterliegt fie auch dem Auffichtsrechte beffel: 
ben. Diefes gibt fih Eund 1) duch das Ordnen der Ortspolizeiz 
2) durch Genehmigung der Gemeindeproceferöffnungen; 3) in der 
Durdfiht und Gontrolirung des Gemeinderechnungs: und Caffes 
wefens; 4) in ber Zuflimmung bei Veräußerung und Verpfaͤndung 
liegender Güter und Gerechtſame, bei Aufbringung außerorbentlicher 
oder dauernder Gemeindeauflagen, bei gewichtigen Bau: und anderen 
außerordentlihen Aufiwänden, bei Gemeindeanleihen , bei Einführung 
von DOrtsflatuten und anderen organifchen Kinrihtungen; 5) durch 
Beftätigung der Beamtenwahlen oder deren VBerfagung unb durch 
Regulirung der Benmtengehalte. 

$. 126. Die Specinlaufficht über die Dorfgemeinden wird aus: 
geuͤbt durch die herzoglichen Aemter und beziehungsmweife die Patri— 
monialgerichte, unter der oberen Leitung‘ der Landesregierung. — 
Die Auffiht über die Stadtgemeinden und deren befondere Verhäft: 
niffe ($. 116— 124) liegt der Landesregierung felbft ob, und Bann 
von ihr einem einzelnen Staatsdiener oder einer Behörde übertragen 
werben. Die Landesregierung ift befugt, von Zeit zu Zeit, und be: 
fonders bei bemerkter Unregelmäßigkeit, entweder von Amtswegen oder 
auf den Antrag der Stadt= oder Gemeindeverorbneten, Nevifion vors 
zunehmen, und wenn fich hierbei Dienftverfehlungen der ftadträthlichen 
oder örtlichen Werwaltungsbeamten hervorthun, diſciplinariſch einzus 
fhreiten, oder nad Befinden die Entfernung der ihrem Berufe une 
treuen Beamten nad gefchehener Vertheidigung, unter Beifügung der 
Gründe, auszufprehen, wiewohl unbefchadet der Verwendung (des 
Recurfes) derfelben an den Landesheren, und beziehungsmeife an bie 
obere VBerwaltungsbehörde. — Die Entfernung vom Amte erwirkt 
eine fofortige neue Wahl. — Die Wiedererwählung des Entfernten 
ift ungültig. — In Anfehung der Juflizverwaltung in den Städten 
liegt die Unterfuhung und Abftellung von Nachläffigkeiten und die 
Ahndung. gegen deren Urheber der oberen Juſtizbehoͤrde ob. 

$. 127. Die Landesregierung gibt in allen Irrungen zwifchen 
Stadtrath und Stadtverordneten, nad) vorgängiger Sacheroͤrterung, 
die Entfcheidung, von welcher der Recurs an den Landesheren BAR 
gelaffen ift. 


SIdenburg. 


Verordnung über die Verfaſſung und Verwaltung der Fand- 
gemeinden des Herzogthums Oldenburg und der Erbherr- 


fchaft Jever. 


- 


ir Paul Friedrih Auguft von Gottes Gnaden, Großherzog 
von Dfdenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog von Schleswig, Holſtein, 
Stormarn, der Dithmarfchen und Oldenburg, Fürft von Luͤbeck und 
Birkenfeld, Herr von Jever und Kniphaufen ıc. ꝛc. Thun Eund hier 
mit: Da die Verfaffung‘ und Verwaltung der ftädtifhen Gemeinden 
in dem Herzogthum Didenburg und der Erbherrfchaft Jever nad) den 
örtlichen BVerhältniffen und Bebürfniffen größtentheild geordnet ift, 
oder doch unverweilt völlig geordnet werden wird, fo haben Wir Unfer 
Augenmerk auf die Verfaffung und Verwaltung der Landgemeinden 
um fo mehr gerichtet, als Wir in einer die Theilnahme an den ge: 
meinfamen Angelegenheiten der Staatsbürger belebenden und fördern: 
den Einrichtung derfelben eine wefentlihe Grundlage der einzuführen: 
den landftändifchen Verfaffung erbliden, für diefen Zwed aber die in 
den beftehenden Gefegen enthaltenen Vorſchriften einer Erweiterung 
und Abänderung, fowie ohnehin, wegen mancher im Laufe der Zeit 
bemerkbar gewordenen Lüden und Zweifel, näherer Beftimmungen 
bedürfen. — Wir haben daher Uns bewogen gefunden eine Com: 
miffion zur Berathung und Ausarbeitung einer umfaffenden, jenem 
Zwecke entiprechenden Drbnung für bie Landgemeinden des Herzog: 
thums Didenburg’ und der Erbherrſchaft Sever niederzufegen, und 
nachdem Ung diefelbe den, nad) vorgängiger Vernehmung fachkundiger, 
aus jedem Kirchfpiel des Landes einberufener Männer, von ihr ver: 
faßten Entwurf vorgelegt hat, Ddiefer auch von Uns einer reiflichen 
Prüfung unterzogen worden ift: fo haben Wir demfelben Unfere Ge: 
nehmigung ertheilt und befchloffen, dem Grundgefege über die land: 
ftändifhe Berfaffung die Gemeindeordnung vorangehen zu laffen, 
durch welche die Gemeinden in den Stand gefegt werden, in ihren 
Angelegenheiten mit freierer Selbftthätigkeit zu wirken, und folche 
durch felbftgewählte Vertreter, nach beftimmten, ihre Rechte und Sn: 
tereſſen fchügenden Vorſchriften, unter der gefeglihen Dberaufficht, 
beforgen zu laffen. — Bei der großen Berfchiedenheit des Umfanges 
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und ber gefellfchaftlichen Zwecke ber in den Älteren und neueren Lan⸗ 
destheilen beftehenden Gemeindeverbindungen, haben Wir angemeffen 
gefunden, den Kirchfpielsverband, welcher bereits nicht blos ber kirch— 
lihen, fondern aud der politifchen Kintheilung des Landes zum 
Grunde liegt, und mit welchem vorlängft viele der wichtigften Eins 
richtungen und Intereffen verbunden find, zur Grundlage der weiteren 
Ausbildung einer, bie verfchiedenen gefellfchaftlichen Zwede der Ges 
meinden und Gorporationen fördernden und fichernden, fowie mit der 
landftändifhen Verfaffung in enger Berbindung ftehenden, mithin 
auch für die Ausübung der flaatsbürgerlichen Rechte in biefer Be: 
ziehung wichtigen, Gemeindeverfaffung zu nehmen. — Indem fonadı 
die Kicchfpiele bei der ihnen im Weſentlichen ſchon zuftehenden Eigen: 
ſchaft weltliher Gemeinden erhalten werden, und deren Eintheilung 
zu den Aemtern, und der Aemter zu den Kreifen unverändert bleibt, 
baben Wir Unferen getreuen Unterthanen die Mittel darbieten wollen, 
auch bei Angelegenheiten, welche ein ganzes Amt oder einen ganzen 
Kreis betreffen, ihre Intereffen gemeinfam wahrzunehmen, und zu 
dem Ende zugleih über die Amts: und Kreisgemeindeverfaffung die 
erforderlihen Vorſchriften ertheilt. — Indem Wir nun Unfere Res 
gierung mit der Ausführung diefes Gefeges beauftragen, geben Wir 
derfelben auf, ungeſaͤumt die nöthigen Vorbereitungen zu treffen, 
damit daſſelbe moͤglichſt bald feinem ganzen Inhalte nad in Wirk 
famkeit treten koͤnne, bis wohin die beftehenden Vorfchriften und Ein: 
richtungen unverändert bleiben. 

Urkundfich Unferer eigenhändigen Namensunterfchrift und beiges 


druckten Großherzoglichen nfiegels. . | 
Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, den 28. Dechr. 1831. 
(L. S.) Auguft. 


von Brandenftein. 
Lens 


Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 1. Die Verfaffung und Verwaltung der unter bem Namen 
der Kirchſpiele beftehenden Landgemeinden des Herzogthums Oldenburg 
und der Erbherefhaft Jever foll nach diefem Gefege georbnet werden. 

Art. 2. Die in oder neben dem Kirdhfpielsverbande beftehenden 
Genoffenfhaften und Corporationen, welche durch Grund und Boden 
beftimmt, für befondere, die Kirchfpielsgemeinde, als folhe, nicht 
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angehende Zwecke errichtet, und wegen ihrer Beziehung auf das all⸗ 
gemeine Wohl unter die Oberaufſicht des Staates geſtellt ſind, dauern 
in ihrer beſtehenden Verfaſſung fort, koͤnnen aber nach oberlicher 
Genehmigung ihre Verfaſſung und Verwaltung entweder dem Kirch— 
ſpielverbande anſchließen, oder gefondert davon, nach den für denfel: 
ben gegebenen Grundzügen, einrichten und unter diefe Gemeindeord: 
nung ftellen (Art. 135 — 142.). 


Theil I. Bon der Kirchfpieldverfaffung und Verwaltung. 


Abfhnitt 1. Von der Kirhfpielsverfaffung. 


Titel. Bon dem Kirhfpielsverbandbe und der Kirch— 
fpielsmicgliedfhaft, und von den damit verbundenen 
Rechten und Pflichten. 


Art. 3. Der Kirchfpielsverband wird in oͤrtlicher Hinſicht bes 
flimmt nad der gegenwärtig beftehenden geographifchen Eintheilung 
des Landes und näheren Begrenzung einzelner Kirchfpiele; in perföns 
licher Hinſicht nad) den unten folgenden Beftimmungen (Art. 7—15.). 
Da wo bie Kicchfpielsgrenzen von den Parochialgrenzen abweichen, 
fol, fo viel es die Verhältniffe geftatten, dahin gewirkt werden, daß 
beide zuſammentreffen. 

Art. 4 Bon jenem Grundfag findet nur da eine Ausnahme 
Statt, wo größeren Gorporationen, 3. B. Städten, welche in einem 
Kicchfpiele belegen find, eine eigene Gemeindeverfaffung und Verwal⸗ 
tung gegeben if. Der übrige Theil folcher Kirchfpiele bildet dann 
eine eigene weltliche Gemeinde, und das gegenfeitige Verhaͤltniß 
folher Gemeinden in Beziehung auf ihre gemeinfamen Angelegenhei— 
ten wird für jeden Fall diefer Art, wo folches nicht ſchon gefchehen . 
ift, durch befondere Vorfchriften feftgeftellt werden. 

Art. 5. Abänderungen ber Grenzen einzelner Kicchfpiele können 
nur von ber Regierung verfügt werden. Diefelbe hat auch Ungewiß— 
heiten oder Streitigkeiten über Kirchfpielsgrenzen zu befeitigen und zu 
entfcheiden. 

Art, 6. Die Vereinigung zweier ober mehrerer Kirchfpiele, ganz 
oder zum Theil, für immer oder für eine gewiffe Zeit, zu einer ges 
meinfhaftlihen Kicchfpielsverfaffung oder Verwaltung bedarf der Lan- 
desherrlichen Beſtaͤtigung. - 

Art. 7. Jeder Kandesunterthban muß einem Kirchfpiele angehören 
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In Anfehung der Mititärperfonen, Hofofficianten und Hofbedienten 
jedoch kommt die deshalb beftehende befondere Gefeggebung in Ans 
wendung, bis nähere Beflimmungen erfolgen. — Für jest ift jeder 
Landesunterthan Mitglied desjenigen Kirchfpieles, wo er an dem Tage, 
da diefe Verordnung in Kraft tritt, feinen felbftftändigen Wohnfig 
(Domicil) hat oder dem eines anderen folgt. — Diejenigen, welche 
in einem Kirchſpiele einen Grundbefig, oder außerhalb deffelben ihren, 
im In- oder Auslande belegenen, Wohnfig haben (Forenfen), find 
nicht Mitglieder diefes Kirchfpieles, nehmen aber an deren Rechten 
und Pflichten in Anfehung ihres in bdemfelben belegenen Grundbes 
figes in der durch Gefeg oder Herkommen beftimmtem Maße Theil. 

Art. 8. Innerhalb des erften Jahres nad Einführung dieſer 
Verordnung bleibt es jedoch fowohl den Kirchfpielen vorbehalten nach» 
zumweifen, daß einzelne in ihnen felbftftändig domiciliirte Perfonen 
nach der bisher beftandenen Gefeßgebung ihnen nicht angehörig find, 
als auch den Individuen geflattet, nad der Älteren Gefeggebung bie 
Kirchfpielsmitgliedfchaft in einem anderen Kirchipiele zu begründen. 

Art. 9. In Zukunft kann die Kicchfpielsmitgliedfhaft nur be: 
gründet werden: durch die Kirchfpielsmitgliedfhaft der Eltern, durch 
Anftellung im Staats: oder Gemeindedienft, durch ausdrückliche oder 
ſtillſchweigende Aufnahme, und für Frauensperfonen aud durch Ver: 
heurathung mit einem Kicchfpielsmitgliede. 

Art. 10. Die Kirchfpielsmitgliedfhaft des Waters erftredit fich 
auf alle eheliche Kinder deſſelben und geht bei deffen Tode auf diefe 
über, fofern fie nicht fhon vorher Mitglieder eines Kirchfpieles gewor: 
den find. Uneheliche Kinder folgen ebenfo ber Mutter, und bie ver: 
heurathete Frau, auch wenn fie Ausländerin war, folgt ihrem Ehemanne. 

Art. 11. Staatsdiener jeder Klaffe, Geiftlihe, Schullehrer und 
Gemeinde = Vorgefegte, = Officialen und » Unterbediente find Mitglieder 
bes Kirchfpieles, wo fie angeftellt find und ihren Wohnfig haben. Miti: 
taͤrperſonen, welhe an dem Drte ihrer Garnifon einen Grundbeſitz 
haben, find dafelbft Mitglieder des Kirchfpieles. 

Art. 12. Die ausdrüdlihe Aufnahme kann nur von dem 
Kicchfpielsausfchuffe bewilligt werden. Derfelbe kann fie einem Lanz 
desunterthan nicht verweigern, welcher in dem Kirchfpiele ein Grund: 
ftüd, es fei behaufet oder unbehaufet, wovon jaͤhrlich wenigftens 
2 Thaler zu einer die freien wie die pflichtigen Smmobilien treffenden 
Steuer beigetragen werden, zu Eigenthum, zu erblihem Nugungss 
rechte oder zu Nießbrauch erworben und in biefem Kirchfpiele feinen 
MWohnfig genommen hat. — Außerdem muß einem Landesunterthan 
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die Aufnahme in der Regel bewilligt werden, wenn er: 1) fein bis- 
heriges untadelhaftes Betragen vorfchriftsmäßig (Verordnung 22. März 
1780. Regierungsbefanntmahung 30. Jun. 1816. Gef. Samml. 
3. Bd. 1.9. ©. 69 ff.) nachweißt, und 2) den Befig der Mittel, 
in dem Kirchfpiele, wo er aufgenommen werden will, für ſich und die 
Seinigen den nöthigen Unterhalt auf die Dauer zu finden, wahr: 
fheinlih madıt. — Berfagt der Ausfhuß die Aufnahme, fo kann 
der, welche folhe nachſucht, ſich befchwerend an das Amt wenden, 
gegen deffen Entfcheidung ihm fowohl, als dem Ausfhuffe der Recurs 
an die Regierung offen fteht. 

Art. 13. Adgefehen von dem Falle der Berheurathung - einer 
Ausländerin mit einem Landesunterthan (Art. 10), foll den Kicchfpie: 
len die Aufnahme von Ausländern gegen den Beſchluß des Ausſchuſſes 
nicht auferlegt werden, wenn fie nicht für die Gemeinde felbjt oder 
für das öffentliche Intereffe vortheilhaft oder gar nothwendig if. — 
Ein Ausländer muß mit dem an die Regierung zu richtenden Ge: 
fuhe um Aufnahme in den Unterthanenverband den Beſchluß bes 
Ausfchuffes des Kirchfpieles, in welchem er ſich niederzulaffen beabſich— 
tigt, über fein Gefuh um Aufnahme als Kirchfpielsmitglied beibringen. 

Art. 14. Jeder Einländer, weldher, ohne in dem Falle ber 
Art. 10— 12 fid zu befinden, in ein Kirchfpiel einzieht, um fich 
dafelbft haͤuslich niederzulaffen, fol fofort durch den Kirchfpielsvogt 
aufgefordert werden, wegen feiner Aufnahme als Kirchipielsmitglied 
das Erforderliche (Urt. 12 Nr. 1. 2.) beizubringen. — Geſchieht 
diefe Aufforderung nit, bleibt fie ohne Erfolg, oder wird die Auf: 
nahme verweigert, fo bleibt der Eingezogene in feinem früheren Kirch: 
fpielsverbande, und das Kicchfpiel, in welches er eingezogen ift, kann 
feine Zurüdweifung verlangen, wenn er nicht, außer den zur Verftats 
tung, des Umzuges nach der beftehenden Geſetzgebung (Negierungsbe: 
kanntmachung 30. Juni 1816. Gef. Samml. Bd. 3. 9.1. ©. 69 ff.) 
erforderlichen Nachweiſungen, auch von dem Kirchſpiele, welchem er an: 
gehört, eine fchriftliche Befcheinigung beibringt: daß es ihn, des Umzuges 
ungeachtet, fortwährend als fein Kirchſpielsmitglied in jeder Beziehung 
anerkennt. Diefe Verpflihtung kann immer nur auf eine beftimmte 
Zeit geftellt, jedocy nach deren Ablauf verlängert werden. — Wenn 
ber Eingezogene aber ohne Beibringung folher Nachweiſungen und 
Beſcheinigung, oder nach Ablauf der in der legteren beftimmten Zeit, 
in dem Kicchfpiele, in welches er eingezogen ift, geduldet wird, und 
darin 1) entweder 2 Jahre unter Concurrenz zu den öffentlichen und 
Gemeindelaften, infonderheit zu den Beiträgen zur Armenpflege oder 
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2) 4 Jahre ohne eine Unterflügung irgend einer Art aus Armenmit: 
ten für fich ober feine Familie in Anfprucd zu nehmen und zu er: 
halten, feine Wohnung behalten hat, fo wird er dadurch Mitglied 
dieſes Kicchfpieles und kann in feinen früheren Aufenthaltsort nicht 
mehr zurüdgemwiefen werden. — Ausländer koͤnnen durch folchen 
Aufenthalt im Kirchfpiele die Kirchfpielsmitgliedfchaft nicht erwerben. 
Werden fie aber nad den Gefegen ihrer Heimath wegen längerer 
Abwefenheit dort nicht wieder zugelaffen, fo follen fie dem Kirchfpiele 
beigezählt werben, welches ihren Aufenthalt zulegt geduldet hat; vor: 
behältlidy etwaiger Entfhädigungsanfprüche deſſelben an diejenigen 
Kirchfpiele, welche durch frühere Duldung des Ausländers die Anz 
wendung der auswärtigen Deimathgefege gegen ihn zunächft verſchul⸗ 
bet haben. 

Art. 15. Niemand kann Mitglied mehrerer Kicchfpiele fein. — 
Mer bei Einführung diefer Gemeindeordnung Wohnfige in verfchiedes 
nen Kirchſpielen hat, foll wählen, welchem Kicchfpiele er als Mitglied 
angehören will und besfalls bei dem dieſem vorgefegten Amte Ans 
zeige machen. 

Art. 16. Die Kirchfpielsmitgliedfchaft geht verloren: 1) durch 
den Berluft der Eigenfhaft eines Unterthans (Verordnung 10. Zuli 
1820. $.2 und 10. Gef. Sammi. Bd. 4. 9.2. ©. 75 ff.); 2) 
durch den Umzug in ein anderes Kicchfpiel von der Zeit an, da bie 
Aufnahme in legterem erfolgt und gegen biefelbe Fein Recurs mehr 
zuläffig ift, wofern nicht der im Arc. 14. Abfag 2 vorgefehene Kal 
eintritt; 3) für Frauensperfonen aud durch Verheurathung mit dem 
Genoffen eines anderen Kirchfpieles. | 

Art. 17. Der Kicchfpielsgemeindeverband erſtreckt fih auf alle 
innerhalb beffelben befindliche Perfonen und Sachen (Art. 7. 3.)., 
infofern fie nicht ausdrüdlih ausgenommen find. — Die hiernach 
ſich beftimmenden Kirchfpielsgemeinden bilden vom Staate anerkannte 
Gorporationen, und find in bdiefer Eigenfchaft eben fo berechtigt ale 
verpflichtet, die auf den Gemeindeverband ſich beziehenden Angelegen: 
beiten wahrzunehmen, vornehmlid das Gemeindevermögen nach den 
deshalb gegebenen Vorfchriften zu verwalten. — Zu ihren Rechten 
gehört insbefondere auch die Zheilnahme an den Wahlen zum Land: 
tage, woruͤber das Grundgefeg über die landftändifche Verfaffung die 
näheren Beftimmungen enthalten wird. — Als Theile des Staates 
find die Kicchfpielsgemeinden den allgemeinen Staatszwecken unterge: 
‚ordnet und verpflichtet, an den Staatslaften Theil zu nehmen; ale 
einzelnen Gefellfchaften liegt ihnen ob, alles dasjenige zu leiften, 
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was zur Erreichung der beſonderen geſellſchaftlichen Zwecke erforderlich 
iſt, wie auch die ſonſtigen Verbindlichkeiten der Corporation zu er— 
fuͤllen. — Alle Verbindlichkeiten, welche den Kirchſpielsgemeinden, 
als ſolchen, obliegen oder von ihnen uͤbernommen werden, haften, in 
Ermangelung beſonderer Vertragsbeſtimmungen zunaͤchſt auf dem Ge— 
meindevermoͤgen, welches — unter Beruͤckſichtigung der desfalls be— 
ſtehenden geſetzlichen Vorſchriften — gleich jedem Privatvermoͤgen zu 
Erfuͤllung jener Verbindlichkeiten angegriffen werden kann; ſodann 
aber auf dem Vermoͤgen und den Perſonen der einzelnen Gemeinde: 
genoflen bergeftalt, daß diefelben zu den erforderlichen Beiträgen und 
Leiftungen gezwungen werden Eönnen. 

Art. 18. Die Kirhhfpielsgemeindemitglieder find berechtigt: 1) an 
dem Vermögen, welches der Gemeinde, als folcher, zuftceht, und an 
den Communalanftalten und Einrichtungen Theil zu nehmen; aud) 
2) bei eintretender Hilfsbedürftigkeit nach den beftehenden Verord— 
nungen Unterflügung vom Kirchfpiele zu verlangen. — Nod von 
anderen Vorausſetzungen und Erforberniffen haͤngt die Theilnahme an 
der Ausübung der nach den unten folgenden Beflimmungen der Ge: 
meinde zuftehenden Rechte, und die Wählbarkeit zum Bertreter oder 
Dfficialen der Gemeinde ab. 


Titel U. Bon der Kichfpielsverfammlung. 


Art. 19. Die Kirchfpielsverfammlung befteht aus denjenigen 
Kirchfpielsmitgliedern und Forenfen (Art. 7), welche in Kicchfpielsan: 
gelegenheiten eine Stimme zu führen berechtigt find. — Die nächfte 
und Hauptbeftimmung berfelben ift, die Mitglieder des Kirchfpiels: 
ausfhuffes und den Kirchipielsvogt auf die weiter unten beftimmte 
Meile zu wählen. — Die Bereinigung zweier oder mehrerer Kirch: 
fpiele (Art. 6) muß gleichfalls vor die Kirchfpielsverfanmlung ge: 
bracht werden. — Ob andere Gegenflände der Berathung und Be: 
fhlußnahme diefer Verfammlung übergeben werden follen, bat in 
jedem einzelnen Falle die Regierung zu beftimmen. | 

Art. 20. Stimmberehtigt in der Kicchfpielsverfammlung find 
alle Kirchſpielsmitglieder, welche in diefem Kicchfpiele einen alleinigen 
Grundbefig zu Eigenthums- erblihem Nugungs= oder Nießbrauchs— 
Rechte haben. Gemeinfchaftlicher ungetheilter Grundbefig berechtigt 
nur im ehelihen Berhältniß den Ehemann, und im Verhältniß des 
überlebenden Ehegatten und der Kinder den Vater oder die Mutter, 
zur Stimmführung; in allen anderen Fällen ruht das Stimmredt 
bis zur Zheilung. Auch kann ber Eigenthuͤmer eines Grundftüdes, 
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welches in eines anderen Nießbrauch ſteht, davon keine Stimme 
fuͤhren. 

Art. 21. Diejenigen Kirchſpielsmitglieder, welche keinen Grund: 
befis im Sinne des Art. 20 haben, werden zu der Kirchfpielsver- 
fammlung nur unter der Befchränkung zugelaffen, daß ihre Zahl den 
vierten Theil der flimmberechtigten in der Lifte (Art. 25) aufgeführ- 
ten Grundbefiger nicht überfteigen darf. Ueber die Zulaffung ber 
Einzelnen foll ber höhere Armenbeitrag, wo folches aber nicht ge: 
fchehen ann, eine vor jeder Kirchfpielsverfammlung von ihnen aus 
ihrer Mitte unter Leitung des Amtes oder des Kirchfpielvogts vorzu: 
nehmende Wahk entfcheiben. 

rt. 22. Diejenigen, welche in dem Kicchfpiele einen Grundbe⸗ 
fig im Sinne des Art. 20 haben, aber außerhalb deffelben wohnen, 
(Kirchipielsforenfen; Urt. 7) follen ein Stimmredyt haben, wenn von 
biefem Grundbefig zu einer die freien wie die pflichtigen immobilien 
treffenden Steuer ſaͤhrlich mwenigftens 6 Thaler bei Einländern, und 
12 Thaler bei Ausländern beigetragen werben. 

Art. 23. In der Kicchfpielsverfammlung zu erfcheinen und das 
Stimmrecht auszuüben find unfähig: 1) Frauensperfonen; 2) Min 
derjährige und unter Guratek ftehende Perfonen; 3) Kinder unter 
väterliher Gewalt; 4) mer in dem ber Verfammlung vorhergegange: 
nen legten Jahre aus Armenmitteln unterftügt worden ift; 5) wer 
in Goncurs befangen ift, bis zum Verkaufe des Concursgutes und 
in. dem darauf folgenden Jahre; 6) wer in Specialinquifition ſich 
befindet; mer wegen eines Verbrechens verurtheilt oder nur von der 
Inſtanz entlaffen iſt; wer aus anderen Gründen unter Polizeiaufſicht 
geftelle ift, bis er von ber Regierung mieder ftimmfähig erklärt iſt; 
7) wer wegen wunfittlichen ober unhürgerlichen Betragens aus ber 
Lifte der Stimmfähigen einftweilen gefteichen iftz welches nur auf 
einen Antrag des Kirchſpielsausſchuſſes und des Amtes, oder bes Amtes. 
nah Anhörung des erfteren, durch einen Beſchluß der Regierung bis 
zu 4 Jahren gefchehen kann. ine folche Verfügung kann nah Um: 
fländen erneuert werden. 

Art. 24. Durd Stellvertreter kann das Stimmrecht in ber 
Regel nicht ausgeübt merden. — Ausnahnısweife können vertreten 
werden: 1) FSrauensperfonen durch Bevolmächtigte; die Ehefrau wird 
durch ihren Ehemann vertreten; 2) Minderjährige und unter Curatel 
ftehende Perfonen durch den Vormund oder Gurator; 3) Kinder unter 
väterlicher Gewalt durch den Vater; 4) außerhalb des Kirchfpieles 
wohnende Stimmberechtigte (Art. 22) durch Bevollmächtigte, in deren 
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Ermangelung die Pächter oder Verwalter als ſtillſchweigend bevoll⸗ 
maͤchtigt anzuſehen ſind. — Als Stellvertreter oder Bevollmaͤchtig⸗ 
ter wird nur ein Einlaͤnder zugelaſſen, welcher nicht nach Art. 23 
zu Ausuͤbung des Stimmrechtes unfaͤhig iſt. Niemand kann zwei 
Stimmen fuͤhren. Auch ein Stellvertreter kann nur dann eine be— 
ſondere Stimme fuͤr den Vertretenen fuͤhren, wenn er nicht ſelbſt 
ſtimmberechtigt iſt (Art. 20. 21. 22.). 

Art. 25. Von den in der Kirchſpielsverſammlung Stimmbe— 
rechtigten hat der Kirchſpielsvogt nach ihren 3 verſchiedenen Klaſſen 
(Art. 20. 21. 22.) drei vollſtaͤndige Liſten zu fuͤhren, welche in ſeiner 
Wohnung zur Einſicht niederzulegen ſind. Wer darin unrichtig auf— 
gefuͤhrt oder ungeſetzlich ausgelaſſen zu ſein glaubt, iſt berechtigt, 
Vorſtellungen dagegen bei dem Kirchſpielsvogt anzubringen und die— 
ſelben bei dem Amte und noͤthigenfalls bei der Regierung zu verfol— 
gen; jedoch muß erſteres zeitig und ſpaͤteſtens 3 Tage vor der Ver: 
fammlung gefchehen. — Der Reclamant kann an der Berfammlung 
feinen Theil nehmen, bevor die Berichtigung der Lifte verfügt ift. 

Art. 26. Eine Kirchipielsverfammlung darf nicht ſtatt haben 
als auf Verfügung des Amtes, welches diefelbe jedesmal zu berufen 
und in der Verfammlung den Vorſitz zu führen hat. 

Art. 27. Wenn eine Kirchfpielsverfammlung Statt haben fol, 
fo ift diefes, fowie der Zwed, die Zeit und der Dre der Verſamm— 
fung den ftimmberechtigten Einwohnern des Kirdyfpieles durch ben 
Kirchfpielsvogt wenigftens 8 Tage vorher duch Anſchlag und Kündi: 
gung, auf jedes Drtes gewöhnliche MWeife, bekannt zu machen. Die 
außerhalb des Kirchfpieles wohnhaften Stimmberechtigten werden nicht 
befonders geladen, fondern haben felbft dafür zu forgen, daß fie von 
Derufung der Kirchfpielsverfammlung Kunde erhalten. 

Art. 28. Ein verbindlicher Befchluß wird nad) der Stimmen: 
mehrheit gefaßt, und zwar wenn bei gleicher Zahl der Stimmenbden 
wenigftens eine Stimme über die Hälfte derfelben, oder, bei un: 
gleicher Zahl der Abftimmenden, die Uebereinftimmung der größeren 
Hälfte derfelben eine Mehrheit (abfolute oder einfache Stimmenmehr: 
heit) nicht ergibt, fondern die Stimmen mehrfach getheilt find, nad 
derjenigen Anficht, welche die meiften Stimmen für fidy hat (relative 
Stimmenmehrheit). — Wenn die Vereinigung zweier oder mehrerer 
Kicchfpiele in Antrag gebracht ift (Art. 6. 19), fo entfcheidet über bie 
Trage: ob dieſelbe gefchehen foll? nur abfolute Stimmenmehrheit in 
jedem Kirchfpiele. 

Art. 29. Ueber das Ergebnig der Verhandlung einer jeden 
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Kicchfpielsverfammlung muß ein Protokoll aufgenommen werben, 
weldhes, nachdem 168 der Verſammlung vorgelefen und erklärt und 
dagegen nichts zu erinnern gefunden ift, der Beamte, der Kirchfpiels: 
vogt und die anmefenden Mitglieder des Kicchfpielsausfchuffes zu un: 
terfchreiben haben. 

Art. 30. Bedarf der Befchluß der Kirchfpielsverfammtung ber 
Genehmigung bes Amtes, fo kann diefes ſolche unmittelbar ertheifen 
oder fich feine Entſchließung vorbehalten, melde in der“ Regel inner: 
halb 8 Zagen erfolgen foll; ift die Genehmigung der Regierung er: 
forderlih (Art. 6. 41. Abſ. 3), fo hat das Amt das Protokoll mit 
feinem gutachtlichern Berichte unverweilt an diefelbe einzufenden. 


Zitel II. Bon dem Kirchſpielsvogt, Beigeordneten, 
Kirhfpietsausfhuffe, Kichfpielsrehnungsführer und 
Kichfpielsunterbebdienten. 


4, 3m Allgemeinen, 


At. 31. Jedem Kirchfpiele ift ein Kirchſpielsvogt vorgefeßt. 
Zur Berathung, Beſchlußnahme und Gontrote befteht ein Kirchfpiet: 
ausfhuß. Der Verwaltung ift ein Kicchfpielsrechnungsführer zuge: 
ordnet. Unterbediente in den Kicchfpielen find die Feldhuͤter. — Das 
beftehende Dienftverhäftniß der Bauervögte wird durch dieſe Gemeinde: 
ordnung nicht verändert. 


2, Bom Lirhfpielsvogt und Beigeorbneten insbefondere. 


Art. 32. Der Kirchfpielsvogt iſt der dem Kirchfpiele zunächft 
vorgefegte Official, deffen Wirkſamkeit fi unter Aufficht des Amtes 
auf alle Kicchfpielsgemeindeangelegenheiten erfiredt; er bat bei den‘ 
Berathungen und Verhandlungen im Kirchfpielsausfchuffe den Vorfitz 
zu führen, wenn diefes nicht vom Amte ſelbſt gefchieht, und die ge— 
fegmäßig gefaßten Befchlüffe deſſelben, fowie alle fonftigen das Kirch: 
fpiel betreffenden WVorfchriften und Beftimmungen zur Ausführung 
zu bringen. 

Art. 33. Zugleich wird der Kirchfpielsvogt von der Regierung 
mit der polizeilichen Aufſicht im Kicchfpiele und mit der Ausführung 
alles desjenigen beauftragt werden, was in einer ihm zu ertheilenden 
befonderen Inſtruction enthalten if. 

Art. 34. Jeder Kirchſpielsvogt fol einen Beigeorhneten haben, 
welcher ihn in feinen Dienftobliegenheiten mit Rath und That nad) 
befter Einficht unterftüse und ihn in Verhinderungsfällen vertritt, 
auch bei Erledigung der Stelle des Kirchfpielsvogts die Gefchäfte 
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deſſelben einſtweilen übernimmt. — Der Kirchſpielsvogt darf mit 
Genehmigung des Amtes ganze Zweige ſeiner Geſchaͤfte dem Beigeord⸗ 
neten zur Verwaltung uͤbergeben; auch kann zu dem Ende bei zu 
großer Haͤufung der Geſchaͤfte die Zahl der Beigeordneten in einem 
einzelnen Kirchſpiele auf Antrag des Ausſchuſſes nach Verfuͤgung der 
Regierung vermehrt werden. 

Art. 35. Der Kirchſpielsvogt mag in wichtigeren Kirchſpielsan— 
gelegenheiten mit dem Beigeordneten ſich berathen, ohne gleichwohl 
an die Anſichten und Vorſchlaͤge deſſelben gebunden zu ſein. — Wo 
der Beigeordnete als Stellvertreter des Kirchſpielsvogts handelt, tritt 
er in deſſen Dienſtbefugniſſe und Obliegenheiten. 

Art. 36. Die Dauer der Dienſtfuͤhrung wird beſtimmt: 1) bei 
dem Kirchſpielsvogt auf 12 Jahre; 2) bei dem Beigeordneten auf 
6 Jahre. — Nach Ablauf der Dienſtzeit iſt jedoch der Abgehende 
wieder wählbar. 

Art. 37. Der Kirchfpielsvogt ift verbunden: 1) zur Berathung 
und Berhandlung mit dem Ausfchuffe und dem Beigeordneten, fomwie 
zur Bewahrung der Kirchfpielsgemeindeacten, Dienftpapiere u. f. w. 
ein angemefjenes Local einzuräumen oder zu verfchaffen, auch daffelbe 
bei Zufammenfünften im Winter heigen zu laffen; 2) die mit feinem 
Gefhäfte verbundenen ſchriftlichen Arbeiten ſelbſt zu verrichten oder 
auf ſeine Koſten durch Perſonen, welche dazu die Genehmigung des 
Amtes erhalten haben, verrichten zu laſſen; 3) die dazu noͤthigen 
Schreibmateriallen anzufchaffen. 

Art. 38. Der Dienſt eines Kirchſpielsvogts iſt ein J 
und es iſt ein Gehalt damit nicht verbunden. Doch ſoll derſelbe fuͤr 
verſchiedene mit ſeinem Dienſt verbundene Obliegenheiten, namentlich 
fuͤr die im Art. 37 angegebenen Leiſtungen, eine jaͤhrliche billige auf 
den Vorſchlag des Ausſchuſſes von der Regierung fuͤr die Dauer der 
Dienſtzeit feſtzuſetzende Entſchaͤdigung erhalten. Dieſe Entſchaͤdigung 
wird aus der Kirchſpielscaſſe geleiſtet, und es ſollen, wenn es der 
Caſſe an den dazu erforderlichen Mitteln fehlt, die zu deren Beſtrei— 
tung noͤthigen Beitraͤge vorerſt auf die bisherige Weiſe aufgebracht 
werden. — Der Dienſt eines Beigeordneten iſt ebenfalls ein Ehren— 
amt und wird unentgeltlich verwaltet. Auf eine Entſchaͤdigung hat 
derſelbe nur dann Anſpruch zu machen, wenn er bei Erledigung der 
Kirchſpielsvogtsſtelle dieſelbe Länger als 6 Wochen verwaltet. — Für 
etwaige Reifen und Dienflleiftungen in Kirchfpielsangelegenheiten 
außerhalb des Amtes foll ſowohl dem Kirchfpielsvogt, als dem Beige: 
orbneten eine befondere Vergütung beftanden werden. — Außerdem 


x 


Verordnung Über die Verfaffung und Verwaltung ꝛc. 409 


befreit das Amt eines Kicchfpielsvogts die Bau = oder Hofitelle, welche 
er feldft bewohnt (jedoch da wo keine gefchloffene Stellen find, nicht 
über 40 Süd oder 60 Grafe), vom Kicchfpielshofdienft, nicht aber 
von Fuhren in Deich und Sielangelegenheiten und für fremdes Mi: 
litar, auch nicht von ber Kinquartirung, baaren Geldanlagen und 
Naturallieferungen, zu welchem Zwecke folhe auch ausgefchrieben 
werden mögen. — Endlich ift ein Kirchfpielsvogt frei von der Ver: 
bindlichkeit, Vormundfchaften und Guratelen zu übernehmen, nicht 
aber von der ferneren Verwaltung derjenigen, welche er zur Zeit ſei— 
ner Anftellung ſchon hatte. 


Art. 39. Der Kirchfpielsvogt führt das Siegel, welches einem 
jeden Kicchfpiele beigelegt werden foll. 


3. Vom Kirhfpielsausfhuß insbeſondere. 


Art. 40. Der Kirchhfpielsausfhuß (Art. 31) ift beftimmt, das 
Kicchfpiel in allen feinen gemeinfamen Verhältniffen zu vertreten und 
die Intereſſen deffelben wahrzunehmen, zu welchem Ende er auch dem 
Kicchfpielsvogt berathend, controlirend und befchließend zur Seite fteht. 

Art. 41. Die Größe des Ausfhuffes wird durd) die Seelenzahl 
der Bevölkerung des. Kirchfpieles dergeftalt beftimmt, daß für- je 
200 Seelen ein Ausfhußmann, jedoch in der Regel mindeftens 6 
und nie mehr als 18 Perfonen gewählt werden. — Bei den Wahlen 
des Ausfchuffes, ſowie bei denjenigen, wovon der Art. 129 handelt, 
fol die Größe der Seelenzahl, wie folche in dem Staatskalender für 
das Jahr 1831 angegeben ift, in jedem einzelnen Kirchfpiele big wei: 
ter zum Grunde gelegt werden. — Für Kirchfpiele, welche nicht über 
600 Einwohner haben, Bann die Zahl der Ausfhußmänner, nad 
Bernehmung der Kicchfpielsverfammlung, mit Genehmigung der Re: 
gierung, allenfalls bis auf drei herabgefegt werden. — Zwei Drit: 
tel der Mitglieder des Ausfchuffes müffen einen Grundbefiß im Sinne 
des Art. 20 haben, von welchem wenigſtens das im Art. 12 feftge- 
feste Steuerquantum entrichtet wird, — Ein Drittel kann aus 
allen flimmberechtigten Kirchfpielsmitgliedern (Art. 20. 21) frei ge: 
wählt werden. | 

Art. 42. Der Dienft eines Ausfchußmannes dauert 4 Jahre. — 
Die Wahlen zum Ausfhuffe follen alle 2 Jahre flatt haben, und es 
treten dann diejenigen Ausfhußmänner aus, welche 4 Jahre Mitglies 
der gemwefen find. — Bei Erneuerung bes Ausfchuffes ift jedesmat 
der in Anfehung feiner Zufammenfesung im Art. 41 aufgeftellte 
Grundfag aufrecht zu erhalten. — Damit in der Folge nicht ſaͤmmt— 
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liche Ausfhußmänner ſtets zugleich abgehen, fol im dritten Jahre 
nah Cinführung diefer Gemeindeordnung der Ausfchuß zur Hälfte 
erneuert werden und das Loos entfcheiden, welche von den zuerft er= 
wählten Ausfhußmännern zu dem Ende abgehen müffen. Sft bie 
. Anzahl der Mitglieder des Ausfchuffes ungleich, fo fell der Eleinere 
Theil zuerft austreten. i 

Art. 43. Die ausgetretenen Mitglieder des Ausfchuffes dienen 
als Erfagmänner für die vor einer neuen Wahl etwa abgegangenen 
oder zur Zeit verhinderten. Bei dem Aufrufe dazu durch den Kirch 
fpielsvogt ift zunachft dahin zu fehen, daß das im Art. 41 feflgefegte 
Verhaͤltniß der Grundbefiger im Ausfchuffe zu den übrigen Mitgliedern 
aufrecht erhalten werde, und, fo weit Damit vereinbar, der zulegt Aus— 
getretene, und unter zugleich Ausgetretenen der jüngere dem Lebens: 
alter nach, zuerfi zum Erſatz aufzurufen. 

Art. 44. Der Dienft eines Ausfhußmannes wird unentgeftlich 
verwaltet, jedody mit der im Art. 38 in Anfehung der Reifen außer: 
halb des Amtsbezirkes feitgefegten- Ausnahme. 


Art. 45. Der Ausſchuß kann ſich verfammeln: 1) ordentlich, 
an den mit Genehmigung des Amtes dazu ein für allemal beftimmten 
Tagen; 2) außerordentlih, auf Berufung des Amtes oder des Kirch: 
fpielsvogts; und zwar aus eigener Bewegung oder auf Antrag ber 
Mehrheit der Mitglieder des Ausfchuffes bei dem Amte oder Kirch: 
fpielsvogt, welchem Antrage jederzeit zu genügen ift. — Außeror: 
dentliche Zufammenfünfte follen den Ausfhußmännern in der Regel 
3 Tage vorher bekannt gemacht, und bdenfelben die Gegenftände der 
Verhandlung dabei angezeigt werden. Auch ift das Amt von der 
Zufammenfunft und deren Gegenflande durch den Kicchfpielsvogt zu 
benachrichtigen. 

‚ Art. 46. Jeder Ausfhußmann, welcher in einer gehörig zu 
feiner Kunde gebrachten Verfammlung des Ausfchuffes ohne genügende 
Entfehuldigungsurfahe ausbleibt, und von der eingetretenen Verbin: 
derung dem Kirchfpielsvogt nicht fo zeitig, daß ftatt feiner ein Er: 
fagmann berufen werden kann, Anzeige macht, foll eine Brüche von 
36. gr. bis 2 Rthlr. Gold zur Kirchfpielscaffe bezahlen. Der Aus: 
ſchuß hat hierüber zu erkennen. 

Art. 47. Der Kichfvielsvogt, oder, wenn derfelbe dem Aus: 
fchuffe beizumohnen verhindert ift, der Beigeorbnete, hat in demfelben 
den Vorfig zu führen, fofern nicht das Amt foldhen zu übernehmen 
in einzelnen Fällen zwedmäßig findet, oder durch die Vorſchriften 
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biefer Verordnung ausdrücklich verpflichtet if: — Außer dem Kalle 
ber Vertretung ift der Beigeordnete der Verſammlung beizumohnen 
nicht verpflichtet, es fei denn, daß der Ausfchuß feine Anwefenheit 
ausdrüdlich verlange. — Der Kirchfpielsvogt, oder der Beigeordnete, 
muß im Ausfchuffe gegenwärtig fein und das Protokoll führen, ober 
unter feiner Unterfchrift und Verantwortlichkeit durch ein dazu tuͤch— 
tiges Mitglied des Ausfchuffes, oder durch eine andere geeignete Per: 
fon (Art. 37 Ne. 2) führen laffen. Nur bei der Wahl eines Kirch: 
fpielsvogts darf weder der: bisherige Kirchfpielsvogt noch der Beige: 
ordnete im Ausfchuffe zugegen fein. 

Art. 48. Die Ausfchußmänner follen nad) ihrer eigenen ges 
wiffenhaften Ueberzeugung flimmen. — Zur Gültigkeit eines Be: 
ſchluſſes ift erforderlich, daß alle Mitglieder des Ausfchuffes, und 
ftatt der zeitig entfchuldigten, Erfagmänner geladen und wenigftens 
zwei Drittel erfchienen find und abgeftimmt haben, aud) bag Reful: 
tat zu Protokoll genommen und diefes von den Anwefenden unter: 
zeichnet ift. Eind nicht zwei Drittel erfchienen, fo ift eine zweite 
Berfammlung anzufegen. — Die gefchehene Radung ift jedesmal zu 
den Acten zu bejcheinigen. — Wird in nicht vollzähligem Ausfchuffe 
-ein Beſchluß gefaßt, fo ift im Eingange des Protokolls zu bemerken, 
daß und wie wegen Berufung des vollzähligen Ausfchuffes das Vor— 
gefchriebene gefchehen fei.r — Der Befchluß des Ausfchuffes wird 
nach abfoluter Stimmenmehrheit (Art. 28) der Erfchienenen genom: 
men. Geht bei Wahlhandlungen eine folhe aus der erften Wahl 
nicht hervor, und ift auch nicht Gleichheit der Stimmen vorhanden, 
fo find immer diejenigen beiden, welche die meiften Stimmen gehabt 
haben, auf eine engere Wahl zu bringen, bergeftalt, daß vermöge 
neuer Abftimmung für einen derfelben abfolute Stimmenmehrheit fich 
ergibt. Iſt mehr als einer Einer zu wählen, fo ift jenes Verfahren 
fo oft als erforderlich zu wiederholen. — Der Kirchfpielsvogt und 
an deſſen Stelle der Beigeordnete, haben im Ausihuffe blos eine be: 
rathende Stimme. Nur bei Gleichheit der Stimmen unter ben 
Ausfhußmännern wird die Stimme bed Kirchipielsvogts oder Beige: 
ordneten als entfcheidend mitgezählt, und bei der Wahl eines Kirch: 
fpielsvogts entfcheidet bei Gleichheit der Stimmen das Loos. 

Art. 49. Ob der Befhluß, bevor er in Anwendung kommen 
kann, der Genehmigung des Amtes oder der Regierung bedarf, hängt 
von dem Gegenftande und den dabei gegebenen Vorfchriften ab. — 
Jeder gefegmäßig innerhalb feiner Befugniß gefaßte Befchluß des 
Ausfhuffes ift für das ganze Kirchfpiel verbindend. 
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4. Vom Kirchſpielsrechnungsführer insbeſondere. 


Art. 50. Der Kirchſpielsrechnungsfuͤhrer (Art. 31) muß ein im 
Rechnungsweſen geübter und in jeder Hinſicht zuverläffiger Mann 
fein. — Sein Dienft iſt mit dem des Kirchfpielsvogts, Beigeord- 
neten und eines Ausfhußmannes unvereinbar. — Mehrere Kirch— 
fpiele deffelben Amtes können einen gemeinfchaftlichen Rechnungsfuͤh— 
rer wählen; auch kann dem Amtseinnehmer das Gefchäft eines Kirch- 
fpielsrechnungsführers ganz oder theilweife übertragen werden, wenn 
beffen vorgefegte Behörde diefes genehmigte. — Vorerſt, und bis 
deshalb eine andere Einrichtung getroffen ift, haben die Amtseinneh— 
mer die ihnen uͤbertragenen Gommunalhebungen wie bisher fortzufegen. 


Art. Hl. Die Dienftbeftimmung des Rehnungsführers ift im 
Allgemeinen, die Einkünfte der Kiccyfpielscaffe forgfaltig zu heben, 
alte auf diefetbe gehörig angemwiefene Zahlungen zu leiften, Einnahme 
und Ausgabe treu zu berechnen, fowie überhaupt alle die Geld: und 
Rechnungsverhältniffe des Kicchfpieles angehende Aufträge zu überneb: 
men und pflichtmäßig auszurichten. 

Art. 52. Der Rehnungsführer foll, wenn der Ausfhuß ſich 
‚werfammelt, um über die Vermögensverhältniffe des Kirchfpieles zu 
berathen, auf deffen Verlangen zugegen fein, um erforderliche Aus: 
kunft zu ertheilen. 

Art. 53. Der Rechnungsfuͤhrer hat für die getreue Verwaltung 
feines Dienftes eine angemefjene Sicherheit zu leiften, deren Größe 
vom Ausfhuffe mit Vorwiſſen des Amtes feftzufegen if. Wird fie 
in baarem Gelde geleitet, fo muß für deffen fichere Unterbringung 
vom Ausfchuffe, ebenfalls unter Vorwiffen des Amtes, geſorgt und 
das Capital bis zum Erlöfhen der Gaution und Zurüdzahlung ber: 
felben dem Nechnungsführer verzinft werden. Wird fie aber in dem 
liegenden Vermögen des Rechnungsführers oder duch Bürgen geftellt, 
fo hat der Kicchfpielsvogt die Ingroffation bderfelben auf den Mech: 
nungsführer oder Buͤrgen zu beforgen, welche Eoftenfrei geſchehen foll. 

Art. 54. Der Gehalt oder die Dienfteinkünfte des Rechnungs. 
führers find vom Ausfchuffe nach Verhäftniß der Kirchfpielseinnahme 
und nach vorgängiger Anzeige bei der Regierung zu beftimmen. — 
Der Rechnungsführer wird unter Vorbehalt fehsmonatlicher Kündi: 
gung angeftellt, welche dem Ausfhuffe mit Vorwiffen der Regierung 
wie dem Rechnungsführer frei ftehen foll. — Die Dienftobliegen: 
heiten des Rechnungsführers ergeben fich näher aus der von der Re: 
gierung demfelben zu ertheilenden Snfteuction. 
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5. Bom Kirhfpielsfeldhüter insbefondere, 


Art. 55. Die Beftimmung des Kirchfpielsfeldhüters (Art. 31) 
ift, die Gefchäfte eines Amts: und Kirchfpielsunterbedienten im 
Kirchfpiele wahrzunehmen, demnadh alle von dem Amte und dem 
Kirchfpielsvogt oder deffen DBeigeordneten in Juſtiz-, Polizei: und 
Kirchfpielsgemeindeangelegenheiten ihm ertheilten Befehle und Aufträge 
nad) Anleitung der von der Regierung zu erlaffenden Snftruction 
auszuführen. — Den Gehalt des Feldhüters hat das Amt auf 
Antrag des Ausihuffes und nad) dem Umfange feiner Dienftverriche 
tungen feftzufegen; jedoch foll derfelbe die Summe von 25 Rthlr. 
Gold jährlich nicht überfteigen. — Der Feldhüter wird unter Vor: 
behalt dreimonatlicher Kündigung angeftellt; die Kündigung gefchieht 
vom Amte in Einverftändniß mit dem Kirchfpielsvogt. In Ermange— 
lung einer Uebereinftimmung zwifchen beiden hat die Negierung zu 
entſcheiden. Die vorbehaltene Kündigung fleht auch dem Feldhüter zu. 


6. Bon der Wahl, Ernennung und Beftätigung bes Kirch— 
fpielsvogts, Beigeordbneten, Ausfchuffes, Rehnungsführers 
und Feldhüters. 


Art. 56. Waͤhlbar zu der Stelle eines Kicchfpielsvoges, Bei— 
geordneten und Ausfhußmannes find alle in der Kirchfpielsverfamm: 
lung perfönlic zur Ausübung des Stimmredhtes Berechtigte (Art. 20. 
21. 23), welche fich zur chriftlichen Religion bekennen und ihren Wohnfig 
im Kichhfpiele haben. — Zum Kirchfpielsvogt kann außerdem nur 
gewählt werden, wer Grundbefiger in dieſem Kicchfpiele im Sinne 
des Art. 20 ift, und das nah Art. Al für zwei Drittel der Aus: 
[hußmänner erforderlihe Steuerquantum (Art. 12) entrichtet. — 
Ausgenommen von der Wählbarkeit find: 1) diejenigen, welche mit 
dem Kicchfpielsvogt, Beigeordneten oder einem Ausfchußmanne bes 
Kicchfpieles in aufs oder abfteigender Linie verwandt find; auch Bann 
der Bruder eines Kicchfpielvogts nicht deffen Beigeordneter, oder Mit: 
glied des Ausfchuffes fein, und eben fo ift der Bruder des Beigeord: 
neten oder eines bereits gewählten Ausfhußmannes von der Wahl 
ausgefhloffen; 2) Geiftlihe und Scullehrer; 3) Mititärperfonen 
während ihrer Dienftzeit; 4) active Staatsbeamte, welche zu einer 
dem Kirchfpiele vorgefegten DVBerwaltungsbehörde gehören. — Sn Er: 
mangelung gehörig qualificirter Perfonen kann von der Regierung 
nah Vernehmung des Ausfchuffes und gutachtlihem Berichte des 
Amtes eine, wenn aud von den Beflimmungen diefes Artikels und 
des Art. 41 abweichende, Verfügung getroffen werden. — Berliert 
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ein Kirchſpielsvogt, Beigeordneter oder Ausſchußmann waͤhrend der 
Dauer feines Dienſtes diejenigen Eigenſchaften, welche ihn früher wähl- 
bar machten, fo muß er feine Stelle niederlegen, mit Vorbehalt jedoch 
der Beitimmung des Art. 65, und der Erfagmann kann in gleihem 
Verhaͤltniß nicht ferner in den Ausſchuß berufen werden. 

Art. 57. Die Mitglieder des Ausſchuſſes werden von der Kirch— 
ſpielsverſammlung gewählt (Art. 19). — Bei Eröffnung der Ver: 
fammlung bat das Amt die Anwefenden noch befonders auf die Er: 
forderniffe der Wählbarkeit (Act. 20. 21. 23. 41. 56) aufmerffam zu 


machen, damit etwaige Irrthuͤmer nody vor Abgebung der Stimm: 


zettel (Art. 59) berichtigt werden Eönnen. 

Art. 58. Um jeden Zweifel darüber zu befeitigen, welche Kirdy= 
fpielsmitglieder zu den wählbaren Grundbefigern (Art. 41 Abf. 4) 
gehören, ift durch den Kirchipielsvoge mit Hilfe des Kirchſpielrech— 
nungsführers, fo weit nöthig nach vorgängig zu bewirkenden Mitthei— 
lungen des Amtes, eine Lifte derfelben anzufertigen, und in ber 
Wohnung des Kirchfpielsvogts zur infiht der Etimmberechtigten 
niederzulegen, demnädhft aud gehörig zu berichtigen. — Wegen 
etwaiger Erinnerungen gegen die Nichtigkeit diefer Lifte gilt dasjenige, 
was im Art. 25 verordnet ift. 

Art. 99. Die Wahlhandlung gefchieht nach Anleitung der des— 
falls den Aemtern vorgefchriebenen, diefer Verordnung unter Nr. 1 
angehängten Inſtruction. — Seder Stimmberechtigte, welcher fein 
Stimmreht ausüben will, hat einen nad einem gewiffen Formular 
eingerichteten Stimmzettel, nad dem Ermeffen des Amtes entweder 
vorher beim Kirchfpielsvogt oder in Gegenwart ded Dirigenten der 
MWahlhandlung, in Empfang zu nehmen, und dann denfelben mit 
dem vollftändigen Namen und Angabe des Wohnortes der von ihm 
gewählten Perfonen verfehen, in ein verdedites Behaltniß abzugeben. — 
Nach beendigter Stimmgebung ift eine Abftimmungstifte anzufertigen, 
in welche die Nummer eines jeden Stimmzetteld und die Namen ber 
- auf demfelben genannten Perfonen "einzutragen find. — Diefe Ab: 
flimmungstlifte wird 3 Zage lang offen gelegt, damit jeder, welcher 
abgeftimme hat, duch Einficht derfelben ſich überzeugen könne, daß 
die Nummer feines Stimmzetteld darin aufgeführt und feine Abſtim— 
mung gehörig eingetragen, auch bie Zählung der Stimmen richtig 
gefchehen fei. — Unter den Abflimmungen entfcheidet Stimmenmehr- 
heit, bei Gleichheit der Stimmen das Loos. — Wenn nad voll- 
zogener Wahl fich ergeben follte, daß ein zum Ausfhußmann- erwähl- 
tes Kirchfpielsmitglied wegen Unfähigkeit nicht zugelaffen werden- ann, 
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- oder baffelbe die Annahme ber Wahl aus zuläffigen Gründen (Art. 62) 
- verweigert, fo ift derjenige, welcher nach den Gewaͤhlten die meiften 
Stimmen erhalten hat, in den Ausfhuß zu berufen. Unter Mehres 
ven, welche gleiche Stimmen erhalten haben, entfcheidet das Loos. 

. Art. 60. Zu der Stelle des Kirchfpielsvogts hat der Ausfhuß 
unter dem Borfig des Amtes nah geheimer Stimmgebung 3 Per: 
fonen in Borfchlag zu bringen, über welche die Kirchfpielsverfamms 
lung -auf die vorgefchriebene Weife (Art. 59) abftimmen foll, damit 
die Negierung erfahre, welche Perfon von ber Gemeinde zum Kirch— 
fpielsvogt vorzugsweife gewünfht wird. — Kinen der drei Borges 
fchlagenen hat dann die Regierung zum Kircyfpielsvogt zu ernennen, 
oder bei befundener Unzulafjigkeit derfelben anderweite Vorfchläge zu 
fordern. i 

Art. 6l. Der Beigeordnete wird vom Ausſchuſſe, in welchem 
der Kirchfpielsvogt bei diefem Act gleiches Stimmrecht mit den übrigen 
Mitgliedern hat, gewählt. Der Gewählte wird auf den Bericht des 
Amtes von ber Regierung, infofern Eeine Bedenken dagegen obwalten, 
beftätigt. 

Art. 62. Die zu der Stelle eines Kicchfpielsvogts, Beigeord⸗ 
neten und Ausfhußmannes auserfehenen Perfonen find zu deren An: 
nahme verpflichtet; ausgenommen: 1) diejenigen, welche unmittelbar 
zuvor die beftimmte Dienftzeit hindurch diefelbe Stelle verwaltet haben, 
fofern noch andere qualificiete Perfonen vorhanden find; 2) diejenigen, 
welche zur Zeit der Wahl das 60. Lebensjahr zuruͤck gelegt haben; 
3) ausübende Aerzte und Wundärzte; 4) diejenigen, welche ihres 
Gefundheitszuftandes. wegen entfchuldigt find, oder bei welchen fonfti: 
ger ganz befonderer Gründe halber die Annahme der Stelle wefent: 
liche Nachtheile zur Folge haben würde, und unter diefer Voraus: 
fegung auch 5) öffentliche Beamte und Advocaten. — Wenn in 
einzelnen Fällen über die Statthuftigkeit eines Ablehnungsgrundes 
Zweifel entftehen, fo hat die Regierung zu entfcheiden. 

Art. 63. Der zum Kichhfpielsvogt Ernannte erhält eine Ans 
ftellungsurkunde von der Regierung. Der Beigeordnete und bie 
Ausfhußmänner befommen zu ihrer Legitimation eine Befcheinigung 
bes Amtes. 

Art. 64. Der Kirchfpielsvogt und der Beigeorbnete find vor 
dem Amte durch Ablegung eines auf Protofollführung mit zu richten: 
den Dienfteides zu verpflichten. Die Ausfhußmänner follen mittelft 
Handfchlages an Eidesftatt verfihern, nad) ihrer gewiffenhaften Ueber: 
zeugung das Befte des Kirchfpieles wahrnehmen und, fo viel an ihnen 
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ift, befördern infonderheit die Vorfchriften ber Gemeindeordnung be= 
folgen zu wollen. 

Art. 69. Der Kirchfpielsvogt, Beigeordnete und Ausfhußmann 
darf feine Dienftführung nicht als beendigt anfehen, bevor er derfel= 
ben vom Amte ſchriftlich enthoben ift. 

Art. 66. Den Kirchfpielsrehnungsführer hat der Ausfchuß zu 
wählen und das Amt zu beftätigen, falls daffelbe kein Bedenken das 
bei findet. Können das Amt und der Ausfhuß fih über die Wahl 
nicht vereinigen, fo entjcheidet die Regierung. — Der Rechnungs: 
führer ift demnädhft vom Amte eidlicy zu verpflichten. 

Art. 67. Zum Kirdyfpielsfeldhüter werden von dem Kirchſpiels— 
vogt 3 Perfonen in Vorfchlag gebracht; aus diefen ift vom Ausfchuffe 
einer zu erwählen, und vom Amte, nad) vorgängiger Prüfung feiner 
Tüchtigkeit, zu beftellen und eidlich zu verpflichten. 

Art. 68. Die Wahl und Ernennung der Kicchfpielsvögte wird 
durch die Dldenburg’fhen Anzeigen bekannt gemacht; die Wahl und 
Beftätigung der Beigeordneten, imgleihen die Wahl der Ausfchuß: 
männer, die Beftellung des Rechnungsführers und des Feldhüterg 
duch Anſchlag im Kicchfpiele. 

Art. 69. Wegen freiwilliger Entlaffung, Sufpenfion und Ent: 
fegung fowie wegen fonftiger Dienftftrafen der Gemeindeofficialen, 
follen die in Anfehung der nicht mit landesherrlihen DBeftallungen 
verfehenen Staatsdiener beftehenden Grundfäge in Anwendung ge: 
bracht werden. 


Abfhnitt . Von der Kirhfpielöverwaltung. 


Zitell. Bon dem Gegenftande der Kichfpielsvermwal: 
tung, den Befugniffen und Verpflihtungen der Kirch: 
fpiele. 


Art. 70. Der Kicchfpielsausfhuß und Kirchfpielsvogt haben ihre 
angelegentlihe Sorge auf alle die gemeinfamen Zwede des Kirch: 
fpielsvereines und den Wohlftand der Kirchfpielsglieder fördernden 
Anftalten und Einrichtungen zu erftreden, und Alles, was dem hin: 
derlich ift, fo viel in ihren Kräften fteht, abzuwenden. Cie find ver: 
pflichtet zu dem Ende in geeigneten Fällen in gefeglihem Wege locale 
Berbefferungen oder nothivendige Vorkehrungen zu veranlaffen,, fowie 
andererfeits die landesherrlichen Behörden in Abfiht auf Localver— 
fügungen, wo es angemeffen ift, die gutachtlichen Erklärungen des 
Ausfhuffes und Kirchfpielvogts einziehen werden. 
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Art. 71. Die gemeinfamen Berhältniffe und Intereffen, welche 
das einzelne Kirchipiel als Theil des Amtbezirkes oder Kreifes, dem 
daffelbe angehört, angeben, find zwar nicht unmittelbar Gegenftand 
ber Fürforge des Kirchfpielsausfchuffes; feine Wirkfamkeit in diefer 
Beziehung äußert fich jedoch bei Bildung der Amts: und Kreisaus: 
fhüffe, nah Maßgabe der unten (Art. 129. 130) folgenden -näheren 
Beftimmungen. 
| Art. 72. In Anfehung der ausdrüdlichen und ſtillſchweigenden 
Aufnahme neuer Kirchfpielsmitglieder (Art. 12—14) hat der Aus: 
ſchuß das Beſte des Kicchfpieles wahrzunehmen und insbefondere 
bahin zu fehen, daß fo wenig dem Kicchfpiele eine Beldftigung daraus 
erwachfe, als. durch Verweigerung der Aufnahme demfelben ein tuͤch— 
tiges und nügliches Gemeindeglied entzogen werbe. 

Art. 73. Der Ausfhuß hat weiter alles und jedes Wermögen 
und jede Berechtigungen des Kirchfpieles auf alle Weife in gefeglichem 
Wege zu vertheidigen, und für Erhaltung, Nusbarmahung und Ver: 
mehrung des Verinögens möglihft Sorge zu tragen. 

Art. 74. Dem Ausfhuffe liegt auch ob, darauf Bedacht zu 
nehmen, wie dem Kirchfpiele zu Erleichterung feiner Laften und Ver: 
befferung feines Vermögenszuftandes Mittel oder Zuflüffe auf eine ans 
gemefjene Weife verfchafft werden Eönnen. — Zu biefen Zwede 
follen die Kirchfpiele, neben ihrer bisherigen Einnahme, folgende Eins 
fünfte haben, fo lange deren Erhebung überhaupt gefeglich befteht: 
3) ein Einzugsgeld von jedem in das Kirchfpiel einziehenden von 
der Regierung als Randesunterthan aufgenommenen Fremden, welches 
diefelbe von 5 bis 25 Rthlr. jedesmal zu beflimmen hat; 2)" die 
Markftättegelder, wo ſolche bisher noch in die herrfchaftliche Caſſe ges 
floffen find, oder welche künftig von der Regierung etwa bemilligt 
werden, gegen Uebernahme der daraus herkoͤmmlich zu beftreitenden 
Koften ; 3) die in dem diefer Verordnung unter Nr. 2 angehängten 
Berzeichniffe aufgeführten Bruch: und Strafgelder, welde bis hiezu 
in die herrfchaftliche Gaffe floffen, mit Vorbehalt jedoch bes dem 
Denuncianten etwa begleichenden Bruchantheiles. Die der Amtsdiſtricts⸗ 
caffe bisher zugemwiefenen Brüche follen kuͤnftig ebenfalls in die ver: 
fhiedenen Kirchfpielscaffen fließen, und bleibe den Kirchſpielen über: 
laffen, eine gleiche Beftimmung binfichtlich der nach der beftehenden 
Gefesgebung. für andere Communalcaffen zu erhebenden Bruchgelder 
zu treffen. 

Art. 75. Sn Anfehung aller Kirchfpielslaften foll die Sorge 
des Ausfchuffes wie des Kirchfpielsvogts dahin gehen, daß fie. zwar 
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gehörig und im der gefeglichen oder herkoͤmmlichen Maße, jedoch immer 
auf die zwedmäßigfte und am wenigften drüdende Weife, getragen, 
daß infonderheit etwaige Ungleichheiten aufgehoben und in Zukunft 
vermieden werden, und daß in Anfehung der Einführung neuer Kirch: 
fpielslaften und Erweiterung der beftehenden die gefeglihen Borfchrif: 
ten beobachtet werden. 

Art. 76. Im Allgemeinen find Laften der Kirchfpiele alle Leiſtun— 
gen, welche erfordert werden durd die Verpflichtung derfelben: 1) in 
Beziehung auf die Eirchliche Gemeinſchaft; 2) in Beziehung auf das 
Schulweſen; 3) in Beziehung auf die Armenpflege ; in der Maße wie 
ſolche Verpflichtungen durch die beftehenden Verordnungen beftimmt 
find, und mit Bezugnahme auf den fechften Zitel diefes Abfchnittes 
(Art. 118— 126); 4) zur Bezahlung der Entfchädigung des Kirch: 
fpielsvogts, des Beigeordneten, der Ausfhußmänner, und der Ge: 
halte des Nechnungsführers und Feldhüters; fowie 5) der Koften der 
öffentlichen Anzeigen und der Gitterkaften für öffentliche Anſchlaͤge; 
6) zu Beftreitung der Koften der Feuerlöfhungsanftalten und der 
Brandgeräthfhaften; 7) zum Bau und zur Unterhaltung der Wege, 
Etrafen, Brüden und Höhlen und ihrer Zubehörungen, fo weit 
folche den beftehenden Gefegen oder dem Herkommen nad) dem Kirch: 
fpiele obliegt; 8) zur Bezahlung der Koften, melde die Aushebung 
der MWehrpflichtigen des Kirchfpieles veranlaßt, fo weit foldhe dem 
Kirchfpiele gefeglich oder herkoͤmmlich obliegt; endlich 9) zur Bezah— 
lung der Zagegelder bei Befichtigungen wegen Ausrottung der Wucher: 
blumen, bei Grabenfhauungen und dergleihen. — Kirchfpielslaften, 
welche nad; Geſetz oder Herkommen in eimem Bezirke des Landes oder 
in einzelnen Kirchfpielen außerdem noch beftehen, werden hiedurch 
nicht aufgehoben. 

Art. 77. Neue Kicchfpielslaften follen einem Kirchfpiele nur 
auferlegt werden mit Einwilligung des Kicchfpielsausfchuffes und Ge: 
nehmigung der Regierung, oder durch ein Gefeg. 

Art. 78. In Anfehung der zu Erfüllung ber Berpflichtungen 
des Kicchfpieles (Art. 76. 77) erforderlichen Leiftungen an Geld und 
Arbeit, welche in dem aufzuftellenden Voranfchlage aufgeführt werden 
(Art. 90), foll von den Berwaltungsbehörden Feine denfelben über: 
fhreitende Berfügung erlaffen werden, ohne zuvor den Ausſchuß 
darüber gehört zu haben, es fei denn daß Gefahr auf dem Verzuge 
bafte. Anordnungen und Entfheidungen der Verwaltungsbehoͤrden, 
welche entweder eine Ueberfchreitung des WBoranfchlages nothwendig 
machen würden, oder neue Einrichtungen oder Anlagen in Beziehung 
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auf bie Gegenftände der Kirchfpielslaften bezweden, oder welche über 
den in Zweifel geftellten Umfang der Verpflichtung oder über bie 
Art und Weife der Ausführung und. eiftung von den bisherigen 
abweichende Beftimmungen enthalten, follen nicht eher vollzogen wer: 
den, als bis die Verwaltungsbehörde verfichert ift, daß ihre Verfü: 
gung dem Kirchſpielsvogt als vorfigendem Mitgliede des Ausfchuffes 
ordnungsmäßig bekannt gemacht und entweder von dem Ausfchuffe 
feine Zufriedenheit damit erklärt worden, oder die Frift zur Einlegung 
bes Recurfes (Regierungsbefanntmahung 20. December 1814. Gef. 
Samml. Bd. 2. 9.1. ©. 74 ff.) abgelaufen ift. 


Titel 1. Bon der Berwaltung des Kirchſpielsvermoͤ— 
gene und Beftreitung der auf dbemfelben ruhenden 
Laſten. 


Art. 79. Nach der Wahl des erſten Kirchſpielsausſchuſſes iſt 
von demſelben, untet Anweiſung des Amtes, zur Grundlage der Ver— 
waltung ein genaues Verzeichniß des Vermoͤgens und der allgemeinen 
und beſonderen Berechtigungen und Laſten des Kirchſpieles anzufertigen, 
worin alle Zuſtaͤndigkeiten und Obliegenheiten deſſelben in dieſen Be— 
ziehungen, nach ihrem Umfange, Gehalte und Werthe, aufzunehmen, 
auch in der Folge eintretende Veraͤnderungen, Ab- und Zugaͤnge, ge— 
hoͤrig nachzufuͤhren ſind. 

Art. 80. Neben bdiefem Inventarium find in jedem Kirchſpiele 
Megifter über die ftändigen und unftändigen, aber muthmaßlichen, 
Einnahmen deffelben, fowie über die Kirchfpielsdienfte, unter Mit: 
wirkung des Amtes, anzufertigen und durch vorfchriftsmäßige Re: 
vifion flets in guter Ordnung zu erhalten. 


Art. 81. Verpachtungen follen in der Regel öffentlich, und 
nicht auf zu kurze Zeit, an den Meiftbietenden gefchehen. — Wenn 
Arbeiten und Lieferungen nicht durch die Pflichtigen felbft geleiftet 
werden, vielmehr vom Ausfchuffe eine Ausdingung rathfam gefunden 
wird, fo foll diefe in der Regel öffentlich an den Mindeftfordernden 
gefchehen. — Beträge der Gegenftand folder Ausdingungen wahr: 
fcheinlih 25 Rthlr., fo fol ein Anfıhlag von Sadverftändigen zum 
Grunde gelegt werden; und wenn der Segenftand 50 Rthlr. überfteigt, 
fo folen Beftid und Koſtenanſchlag der Regierung zur Genehmigung 
vorgelegt werden, infofern ſolches nicht ſchon bei Einfendung des Bor: 
anfchlages gefchehen ift. — Verpachtungen und Ausdingungen deren 
wahrfcheinlicher Berrag 100 Rthlr. überfleigt, find vom Amte vorzu: 
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nehmen, andere vom Kirchfpielsvogt, beide regelmäßig in Gegenwart 
einiger Mitglieder des Ausfchuffes. 

Art. 82. Auf Antrag des Ausfhuffes kann von diefen Bor: 
fchriften (Art. 81) aus erheblichen Gründen von der Regierung oder 
dem Amte, je nachdem der Gegenftand in dem einen Falle (Art. 81. 
Abf. 3) die Summe von 50 Rthlr., und in dem anderen Falle 
(Urt. 81. Abſ. 4) die Summe von 100 Kehle. muthmaßlich überfteigt 
oder nicht, eine Ausnahme gejtattet werden. — Auch iſt eine öffent: 
(iche Ausdingung an den Mindeftfordernden nicht erforderlich bei allen 
Arbeiten, welche entweder 1) eine befondere Kunftfertigkeit voraus: 
fegen, infofern ein dazu auserfeheneer Sachverſtaͤndiger genuͤgende 
Sicherheit gewährt und deffen Forderung vom Ausſchuſſe billig gefun= 
den ift; oder 2) wegen dringender Gefahr beim Verzuge auf ber 
Stelle gemacht werden müffen; endlid 3) wegen Unerheblichkeit des 
Gegenftandes — wenn berfelbe nicht mehr als 10 Rthlr. beträgt — 
eine Ausdingung unzweckmäßig erſcheinen laffen. 

Art. 83. Die Zufchlagsertheilung bedarf bei allen Verpachtun: 
gen und Ausdingungen, mit Ausnahme des im Art. 82 unter 2 ge: 
dachten Falles, der Genehmigung des Amtes oder der Regierung, 
fobald das Gebot oder die Forderung die Summe von 25 oder 
50 Rthlr. überfteigt. 

Art. 84. Der die Kicchfpielsmitglieder und die — 
Grundbeſitzer nach den beſtehenden Geſetzen oder dem Herkommen 
treffende Theil der Kirchſpielslaſten, ſowie die Art und Weiſe der 
Vertheilung derſelben (Beitragsfuß) kann nur durch freie Vereinbarung 
der Betheiligten unter Genehmigung der Regierung, oder durch ein 
Geſetz abgeändert werden; mit Vorbehalt jedoch der Abſtellung von 
Ungleichheiten in der Vertheilung, welche bei der oberen Behörde nad) 
Maßgabe der beftehenden Verordnungen zu bewirken ift. 

Art. 85. Einkünfte, Ausgaben und Laften, welche mehreren 
Kicchfpielen gemeinfchaftlich zuftehen und obliegen, follen, wo e8 nur 
immer zwedmäßig gefchehen kann, unter Leitung der Regierung 
zwifchen den betheiligten Kirchfpielen auseinandergefegt und unter die— 
jelben vertheilt werden. 

Art. 86. Größere nur in langen OT TERN wiederfehrende 
Ausgaben follen fo viel möglich auf die Zwifchenzeic vertheilt werben. 

Art. 87. Beräuferungen von Grundvermögen, Aufnahme von 
Gapitalien zu Laften eines Kirchfpieles und. Verwendung von Activ— 
capitalien zu Zweden bes Kirchfpieles follen auf Antrag des Aug: 
Fhuffes nur mit Genehmigung der Negierung gefchehen. : Bei An: 
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feihen muß allemal, vorher beſtimmt fein, tie und in welchen. Zer: 
minen die Schuld getilgt werden fol. | 

Art. 88. Fuhren und Handdienſte in Ktrchfpielsgemeindeange: 
kegenheiten’ werden, wenn nicht etwas Anderes gefeglich beftimmt oder 
bergebracht ift, der Reihe nach von den dazu Verpflichteten geleiftet. 

Art. 89. Ein Kicchfpiel kann verbindlicher MWeife einen Procteß 
als Kläger nur beginnen mit Zuftimmung des Ausfhuffes und Ge: 
nehmigung der Regierung. Diefe Vorfchrife ift jedoch auf Einklagung 
von Zinfen, jährlichen Renten und Pachtgekdern nicht anmendbar. — 
Das Berfahren bei. Anftellung einer Klage wider ein Kicchfpiel richtet 
ſich nad den beftehenden Vorfchriften (Regierungsbekanntmachung, 
20. Sept. 1817. Gef. Samml. Bd.3. 2.2. ©. 9), mit der Ab- 
Anderung, daß Alles, was darin der Kummer vorgefchrieben ift, jest 
ber Negierung obliegt, und daß dem Kläger nach Ablauf von 6 Wochen, 
vom Tage des Sühneverfuches, die Ausfertigung des Sühneprotofolls 
zu Betretung des Rechtsganges nicht verweigert werden uf. 


Titel IM. Von dem Kirhsfpielsvoranfhlage. 


Art. 90. Es foll fuͤr jedes Kirchſpiel jährlich, oder mit Geneh— 
migung der Negierung für mehrere, höchftens drei, Jahre, ein Vor: 
anfchlag oder Budget nad) der von der Regierung vorzuſchreibenden 
Form angefertigt werden. — Das Rechnungsjahr fol knufen vom 
1. Mai bis zum 30. April. — Der Voranfhlag muß mit den er: 
forderlihen Nachweiſungen und Belegen enthalten: 1) die gewiſſe 
und mutbmaßliche Kirchfpielseinnahme und zwar fowohl die fländige, 
als die unſtaͤndige; 2) die gemiffe und muthmaßlide Kirchſpielsaus— 
gabe, wobei auf nicht vorherzufehende Källe einige. Rüdficht zu neh— 
men iſt; 3) die Dedungsmittel für die verſchiedenen Ausgaben, 
wobei audy etwaige Kircyfptelsdienfte anzugeben find, — "Diefer Vor: 
anfchlag fall fo weit als möglich den ganzen Vermögenshaushalt — 
activ und paffio — des Kicchfpieles umfaffen. Da aber vor ber 
Hand noch verfchiedene befondere Verwaltungen flattfinden, fo follen 
wenigftens die Hauptergebniffe der darauf ſich bestehenden befonderen 
Boranfhläge (Art. 121) in dem Kicchfpielsvaranfchlage a 
aufgeführt werden. 

Art. 94. Bei Anfertigung des Voranſchlages iſt auf die aus 
der Berfchiedenheit der Beitragspflichtigkeit. hervorgehenden verfchiebe: 
nen Verhältniffe, nah Maßgabe der Art. 73 und 84, NRüdfiht zu 
nehmen. — Die erfte Aufftellung des Entwurfes deffelben gefchieht 
durch den Kirchfpielsvogt, unter Zuziehung: bes Beigeorbneten und 
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des Kirchſpielsrechnungsfuͤhrers, im December jedes Jahres für das 
folgende Rechnungsjahr. 

Art. 92. Diefer Entwurf ift in der erften Woche des Januar 
mit dem Ausfchuffe genau durchzugehen, und über die Befchlüffe deffel: 
ben in Anfehung der Zuläffigkeit oder Unzuläffigkeit eines jeden ein= 
zelnen Poften, befonders aud der Nothwenbigkeit etwaiger Kicchfpiels: 
anlagen (Art. 115), ein Protokoll aufzunehmen. 

Art. 83. Mit diefem Protokoll ift der Voranſchlag, nad vor: 
sängiger Belanntmahung, bei dem Kirchfpielsvogt oder an einem 
anderen angemeffenen Orte zur Einficht der Betheiligten 8 Tage lang 
niederzulegen. 

Art. 94. Nah Ablauf diefer 8 Tage ift ber Entwurf mit bem 
in ber Verſammlung des Ausfchuffes aufgenommenen Protokoll vor 
dem 20. Januar an das Amt einzufenden, welches benfelben forgfäls 
tig durchzugehen und die Berichtigung etwaiger Mängel zu veranlaffen, 
und dann beide Stüde mit feinem gutadhtlichen Berichte vor dem 
15. Februar der Regierung vorzulegen hat. 

Art. 95. Die Regierung hat den Voranfchlag in allen feinen 
Theilen genau zu prüfen und, wenn fie kein Bedenken dabei findet, 
zu genehmigen, außerdem aber Ausgaben, melde nicht nöthig oder 
nüglich erfcheinen, ihre Zuftimmung zu verweigern, und Anfäge, 
welche zu hoch befunden werden, herabzufegen. Auch iſt fie ermädh- 
tigt, die Summe ber Ausgaben alsdann zu erhöhen, wenn bie zu 
gehöriger und vollftändiger Erfüllung der Verpflichtungen des Kirch: 
fpieles erforderlihen Summen in den Boranfchlag zu bringen unter: 
kaffen ift, (wobei dann die Vorfchrift des Art. 78 in Anwendung 
fommt). — Diefes Gefhaft muß fpäteftens vor dem 1. Mai von 
der Regierung beendigt fein. 

Art. 96. Der genehmigte Voranfchlag geht ſodann an das Amt 
zurüd, welches denſelben dem Kirchfpielsvogt zufertigt, und das zu 
beffen Ausführung Erforderliche weiter vorbereitet oder verfügt, nach 
dem es bie erfolgte Genehmigung durch Anfchlag im Kirchſpiele be: 
kannt gemacht hat. — Der Kirchfpielsvogt theilt dem Kirchfpiele: 
rehhnungsführer eine Abfchrift des Voranſchlages mit, welche von 
beiden als richtig zu beglaubigen ift. 

Art. 97. Sobald der Boranfchlag genehmigt ift, iſt bderfelbe 
erecutorifch, und haben alsdann Erinnerungen dagegen in der Regel 
feine auffchiebende Kraft. 

Art. 98. Innerhalb des genehmigten Woranfchlages weißt ber 
Kirchfpielsvogt bie einzelnen Poften in Einnahme und Ausgabe auf 
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die Kirchfpielscaffe an. Er muß ſich hiebei unbedingt an ben geneh- 
migten Voranſchlag haften und darf nicht, was bei einem Poften 
erfpart worden, auf einen anderen Übertragen und verwenden. Daher 
ift auch der Rechnungsführer nicht befugt, auf Anweifung des Kirch- 
fpietsvogts ſolche Zahlungen zu feiften, welche nicht im Boranfchlage 
genehmigt find, vielmehr follen bei der Rechnungsabnahme derartige 
Ausgaben abgefegt und dem Nechnungsführer zur Luft gelegt werben, 

Urt. 99. In Anfehung nothiwendiger Weränderungen des ge: 
nehmigten Voranſchlages if, fobald diefelben eine Vermehrung ber 
Ausgaben veranlaffen, ebenfo wie bei Aufitellung des Voranſchlages 
felbft (Art. 91. 92. 94. 95. 96) zu verfahren. 

Art. 100. Der Voranfchlag bleibt in den Händen bes Kirch: 
fpielsvogts und die Abſchrift (Art. 96) in den Händen des Rechnungs: 
führers. Beide müffen dem Amte, dem Beigeorbneten und ben Aus: 
ſchußmaͤnnern auf Verlangen zur Einſicht mitgerheilt werben. 

Art. 101. Gleichzeitig mit dem Voranfchlage iſt ein Verzeichniß 
der im verfloffenen Jahre wirklich aufgebrachten Gelder, nad) Orb: 
nung des genehmigten Voranfchlages und mit Rüdficht auf die im 
Art. 91. Abf. 1 enthaltene Beftimmung, aufzuftelen, beim Amte ein: 
zureichen und von biefem mit dem Voranfchlage (Art. 94) ber Re: 
gierung vorzulegen. Iſt eine veranfchlagte Summe gar nicht oder 
nur zum Theil aufgebracht, fo ift davon bie Urfache anzugeben. 

Art. 102. Eine Ueberficht aus fämmtlichen Voranfhlägen, aus 
den im Art. 101 gedachten Verzeichniffen und der Kirchfpielsrechnun: 
gen (Art. 103 — 113) foll alljährlich dem landesherrlichen Cabinet 
von der Regierung vorgelegt werben. 


Titel IV. Bon der Kirhfpielscaffe und Rechnungs— 
führung. 

Art. 103. Die Kirchfpielscaffe befindet ſich im Gewahrfam des 
Kicchfpietsrechnungsführers, iſt jedoch von deſſen eignem Vermögen 
gaͤnzlich getrennt zu halten. 

rt. 104. Die Eaſſencontrote liegt dem Kirchſpielsvogt und 
dem Amte ob, und hat erfterer zu dem Ende ein Journal über alle 
von ihm ertheilten Hebungs = und Zahlungsanweifungen zu führen. — 
Der Rechnungsführer hat jedes Vierteljahr eine Caffenüberfiht beim 
Kicchfpielsvogt einzureichen, und diefer folde dem Amte zur Einſicht 
vorzulegen. 

Art. 105. Ergeben ſich Hinderniſſe bei dem Hebungsgeſchaͤft, 
welche der Rechnungsfuͤhrer ſofort zu beſeitigen nicht vermag, ſo hat 


‘ 


424 DOfdenburg. 


derfelbe dem Amte davon Anzeige zu machen, welches ben Umftän- 
ben nach entfcheider und nöthigenfalls erecutivifhe Maßregeln verfügt. 

Art. 106. Wegen etwaiger Nüdftände hat der Rechnungsfühs 
rer die Säumigen zu mahnen, demnähft zur Eprecution anzugeben 
und überhaupt möglihft dafür zu forgen, daß die Rüdftände ein 
gehen. — Erklären der Ausfhuß und das Amt rüdftändige Poften 
für unbeibringlih, fo follen diefelben vom Amte zum Abgange beor: 
dert werden. 

Art. 107. Der Rechnungsführer hat vor dem 1. Juli bie 
Kirchfpielsrechnung,, in der von der Regierung vorzufchreibenden Form, 
für das verfloffene Rechnungsjahr aufzuftellen und bei dem Kicchfpielg= 
vogt in zweifacher Ausfertigung einzureichen. Iſt derſelbe hierin faus 
mig, fo hat das Amt auf Anzeige des Kirchfpielsvogts den Mech: 
nungsführer durch angemeffene Zwangsmittel zu Erfüllung feiner 
Obliegenheiten anzuhalten. 

Art. 108. Nachdem der Kirchfpielsvogt die Rechnung erhalten 
hat, legt er diefelbe mit feinen Bemerkungen und der legten Jahres— 
vehnung dem Ausfchuffe vor. Diefer hat dann die Rechnung zu 
prüfen, insbefondere auch die etwaigen Rüdftände, und ob der Rech— 
nungsführer dieferhalb der Vorfchrift des Art. 106. Abf. 1 nachgefom: 
men ift, einer näheren Unterfuchung zu unterziehen. — Das bei 
diefem Gefchäfte aufgenommene, die Erinnerungen des Ausfhuffes 
befaffende, Protokoll (Eraminationsprotokoll) fendet der Kirchfpielsvogt 
mit der Rechnung vor dem 1. Auguft an das Amt. 

Art. 109. So meit e8 dem Amte zweckmaͤßig erfcheint, zieht 
daffelbe über die Erinnerungen des Ausfchuffes noch die Erklärung 
bes Nechnungsführers ein und es hat jedenfalls dahin zu fehen, daß 
die Rechnung mit dem Eraminationsprotofoll und den etwaigen Ge: 
genbemerkungen des Rechnungsführers vor dem 1. September an bie 
Regierung eingefandt werden Eann. 

Art. 110. Die Regierung hat dann bie Rechnung revidiren, bie 
etwaigen Erinnerungen durch den Rechnungsführer beantworten zu 
laffen, und mit der Decifion und Anfertigung des Schluffes zu ver: 
fahren. — Es foll auf alle Weife dahin gewirkt werden, daß diefes 
Gefhäft vor Ablauf des Jahres beendigt werde. — Die decidicten 
Motaten und den Rechnungsſchluß hat der Kirchfpielsvogt dem Aus: 
fchuffe bekannt zu machen und ſodann dem Rechnungsführer zuzufertigen. 

Art. 111. Innerhalb 14 Tagen, nachdem ſolches gefchehen, 
müffen, bei Strafe, nicht weiter damit gehört zu werden, etwaige 
Befchwerden gegen die Decifionen von Seiten des Ausfhuffes, Kirch: 
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fpielsvogts oder Nechnungsführerse, dem Amte vorgetragen werden, 
welches dann etweder an die Regierung darüber berichtet, oder, den 
Umftänden nad), über die Befchwerben der legteren beiden zuvor das 
Gutachten des Ausfchuffes einzieht. — Gegen den weiteren Befcheid 
der Negierung hat der Recurs an das landesherrliche Cabinet Statt. 

Art. 112. Iſt das ganze Rechnungsabnahmegefchäft folcherges 
ftalt beendigt, fo foll, nad) vorgängiger Bekanntmachung durch öffent: 
lichen Anſchlag, die Kirchfpielsrechnung zu aller Betheiligten Einficht 
14 Tage lang, in einem angemeffenem Local nad) Beftimmung des 
Ausfhuffes, niedergelegt werden, damit jeder fich von der Ordnungs⸗ 
mäßigkeit des Verfahrens überzeugen koͤnne. — Was in Anfehung 
der Offenlegung anderer Communalrechnungen befonders vorgefchrieben 
oder gewöhnlidy ift, bleibt bis weiter unverändert. 

Urt. 113. Das eine Eremplar der Kirchfpielsrechnung mit den 
Belegen ift alsdann in der Amtsregiftratur niederzulegen, das andere 
dem Rechnungsfuͤhrer zuzuftellen. 


Titel V. Bon den Kirchfpielsanlagen. 


Art. 114. Eine Kicchfpielsanlage kann nur von der Regierung 
zur Ausfhreibung beordert werden. Diejes foll jedoch nicht anders 
gefchehen, als wenn: 1) feftfteht, daß das Kirchfpiel zu Beſtreitung 
der vorliegenden Ausgaben verbunden ift, wobei die Vorfchriften ber 
Art. 77 u. 78 zu berüdfihtigen find; und 2) der Ertrag des Kirch: 
fpieldvermögens dazu nicht beſtimmt ift oder nicht hinreicht; auch 
3) nicht etwa vorgefchrieben ift, daß die in Rede ftehende Ausgabe 
nur duch Verwendung bejtimmter Kirchfpielsauftünfte gedeckt werden 
fol. — Die Ausschreibung gefhieht vom Amte mittelft Bekannt: 
machung durch. öffentlihen Anfclag, worin des Zwedes und der von 
der Negierung allgemein (Art. 95) oder befonders (3.8. Art. 99) 
dazu ertheilten Ermädtigung Erwähnung zu thun ift. 

Art. 115. Nach jenen Bedingungen (Art. 114. Nr. 1. 2. 3) 
haben auch der Kirchfpielspogt und Ausfhuß bei Aufftellung und 
Prüfung des Voranſchlages (Art. 91. 92. 99) die Nothmwendigkeit 
und die Größe einer Kicchfpielsanlage fowie den Beitragsfuß in. Er- 
wägung zu ziehen, jedoch zugleich dasjenige gebührend zu beruͤckſich⸗ 
tigen, was im Art. 75 und 84 vorgefchrieben ilt. 

Art. 116. Soll. eine Kicchfpielsanlage ausgefchrieben werben, 
fo hat der Kicchfpielsvogt das Hebungsregifter, nachdem ihm bie dazu 
erforderlihen Materialien, fo weit nöthig, vom Amte mitgetheilt 
find, unter Zuziehung des Nechnungsführers anzufertigen und mit 
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dem Ausſchuſſe durchzugehen. — Das Hebungsregiſter iſt dann, mit 
den etwaigen Bemerkungen des Ausſchuſſes, zu der bei Ausſchreibung 
der Anlage (Art. 114 letzter Abſ.) bekannt gemachten Zeit, 8 Tage 
lang in der Wohnung des Kirchſpielsvogts zur Einſicht der Beitrags 
pflichtigen niederzufegen und nad) deren Ablauf von ihm mit den Er— 
innerungen des Ausfchuffes und der Beitragspflichtigen nebft etwaigen 
eigenen Gutachten an das Amt einzufenden. 

Art. 117. Das Amt hat die Erinnerungen gegen das Hebungs⸗ 
tegifter fo weit möglich zu erledigen oder zur weiteren Ausführung 
auszufegen, demgemäß bafjelbe unter Bezugnahme auf die Ermädy- 
tigung der Regierung (Art. 114. Abf. 1. Art. 95. 99) für erecutorifch 
zu erklären und dem Kirchfpielsvogt zur Abgabe an den Rechnungs 
führer zuzufertigen. — Nachdem das Hebungsregifter für erecutorifch 
erklärt ift, find fernere Erinnerungen gegen daffelbe für das laufende 
Rechnungsjahr unzuläffig. 


Titel VI. Befondere Beflimmungen für die Kirhen=, 
Schul: und Armenfaden. 


Art. 118. In Anfehung ber Kichen=, Schul: und Armenfachen, 
beren Berwaltung von ben übrigen in diefer Verordnung befaßten 
Kicchfpielsgemeindeangelegenheiten getrennt ift, foll, da eine gänzliche 
Aufhebung ihrer bisheriger Verwaltungsformen und eine völlige Ver: 
einigung mit der neugeordneten Kirchfpielsvermaltung noch zur Zeit 
unthunlich erfcheint, die beftehende Einrichtung vorläufig nad) folgen= 
den näheren Beftimmungen eine Abänderung erleiden. 

Art. 119. Der nach Vorfchrift dieſer Gemeindeorbnung zu er= 
wählende Kirchſpielsausſchuß tritt, mit allen ihm beigelegten Befug— 
niffen und Verpflichtungen, auch in Kirchen⸗-, Armen= und Kicchfpiels= 
fhulfachen an die Stelle bes bisherigen Ausfchuffes. 

Art. 120. Die in anderen Kirchfpielsgemeindeangelegenheiten 
zunaͤchſt dem Kirchfpielsvogt übertragene Verwaltung bleibt zwar: in 
Kirchenſachen bei den Kirchenofficialen oder WVorftänden; in Schul: 
fachen bei den Schulofficialen, und in Armenfachen bei den Special: 
armendireetionen oder Inſpectionen; doch foll der Kirchfpielsvogt ober 
beffen Beigeorbneter (Art. 34. Abf. 2) diefen Berwaltungsbehörben als 
flimmführendes Mitglied beitreten, vornehmlich um das Befte des Kirch- 
fpieles bei Verwaltung dieſer Gemeindeangelegenheiten wahrzunehmen 
und insbefondere mit der Dbliegenbeit, alle Zahlungen nah dem 
Beſchluß der Behörde und in Uebereinftimmung mit den beftehenden 
Gefegen anzumeifen, mit. Ausnahme der Fälle, wo der Jurat oder 
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Provifor aud bisher einer Anmweifung nicht bedurfte. — Dringende 
Fälle beim Armenmwefen können ebenfalls eine Ausnahme von diefer 
Regel begründen, doch find diefelben jedesmal in der nächften Sigung 
der Specialdirection oder Infpection zu rechtfertigen. 

Art. 121. Bon den im Art. 120 genannten Behörden find unter 
Buziehung des Ausfchuffes für die Kirchen-, Schul: und Armenfachen 
jährlich ordentlihe Voranſchlaͤge anzufertigen, für welche im Allge—⸗ 
meinen die Beftimmungen des dritten Titels (Art. 90 bis 101) gel: 
ten. Der Kirchfpielsvogt hat folche feinen Zahlungsanweifungen zum 
Grunde zu legen. 

Art. 122. In Anfehung der Führung und Abnahme der Red: 
nungen ift fo viel möglich nach den Beftimmungen bes vierten Titels 
(Art. 103— 113) zu verfahren, und foll namentlih der Ausſchuß 
die erfte Prüfung (Eramination) der Rechnungen haben. 

Art. 123. Ueber die Nothwendigkeit einer Anlage und beren 
Vertheilung foll der Ausfhuß vollftändig gehört werden; eben fo über 
die Grundfäge, wornach die Anfegung der Armenbeiträge gefchieht. 
In erfterer Beziehung haben der Kirchfpielsvogt und Ausfhuß nad 
Vorfchrift des Art. 115 zu verfahren. 

Art. 124. Die in den Artikeln 75. 77. 78. 84. 114 gegebenen 
Vorſchriften werden hiedurch ausdruͤcklich auf die Kirchen-, Schul: 
und Armenfahhen erftrede uud für anwendbar auf biefelben erklärt, 
und hat insbefondere der Kirchfpielsvogt auf Beobachtung derſelben 
auch in diefer Hinficht fein forgfältiges Augenmerk zu richten. 

Art. 125. Alle übrige’in den fünf vorhergehenden Ziteln biefes 
Abſchnittes (Art. 70 — 117) enthaltene Beftimmungen follen auf die 
Verwaltung der Kirchen-, Schul: und Armenfachen allenthalben ans 
gewandt werden, fo weit fie den befonderen Verhältniffen und ben 
fonft beftehenden Vorſchriften nicht widerſtreiten. — Sowie aber 
durch die Beftimmungen, welche in Anfehung verfchiedener Haupt: 
gegenftände diefer Verwaltung in den Art. 119— 124 gegeben find, 
die Nothmwendigkeit ausgefprochen iſt, biefelbe Überhaupt ſchon jegt 
damit in Einklang zu bringen, fo haben auch bie für- die Kirchen:, 
Schul: und Armenſachen beftehenden Oberbehörden dahin zu fehen, 
daß nad und nad) ſolche Einrichtungen vorbereitet werden, wodurch 
die Verwaltung derfelben mit denjenigen der übrigen Kicchfpielsge: 
meindeangelegenheiten mehr und mehr in Hebereinftimmung oder Ver: 
bindung gefegt wird. 

Art. 126. Den Kirchfpielsausfhüffen foll es unbenommen fein, 
zu dem Ende durch das Amt angemeffene Anträge bei den Oberbe— 
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hörden zu machen. Snsbefondere aber bfeibt es benfelben nachge— 
offen, um die Aufhebung der durch eine unbedingte Haftung und 
duch die unbeflimmten Ingroſſate den Credit benachtheiligenden 
Kirchen-, Schul: und Armenjuratfhaften und Proviforate herbei zu 
führen, in bdiefer Beziehung auf eine verbefferte Einrichtung anzu— 
tragen, in der Art: daß der Kirchfpielsrechnungsführer die Rechnungs: 
gefchäfte, der Kirchfpielsvogt oder deſſen Beigeordneter die übrigen 
Geſchaͤfte des Juraten, der Kicchfpielsausfchuß aber in allen die Ver— 
waltung angehenden: Angelegenheiten die Berathung und Beſchluß— 
nahme, und der Kirchfpielsvogt deren Ausführung, übernehmen ; unter 
der befonderen Verpflichtung, allentbatben nad ihrer gemwiffenhaften 
Ueberzeugung mit der nöthigen Vorſicht zu verfahren, bei deren Anz 
wendung fodann etwa eintretende Verluſte oder fonftige Nachtheile 
an dem Vermögen des Kirchfpieles in Zukunft nicht Einzelnen. zur 
Laſt fallen, fondern von dem ganzen Kicchfpiele getragen werden. 


Theil IH. Bon der Amts: und Kreisgemeindeverfaſſung 
und Bertvaltung. 


Art. 127. Sämmtlicye Kirchfpiele eines Amtes bilden die Amts» 
gemeinde, ſaͤmmtliche Kicchfpiele eines Kreifes die Kreisgemeinde, in 
Beziehung auf die fie insgefammt und gemeinfchaftlid angehenden 
Gemeindeangelegenheiten. 

Art. 128. Die Amtsgemeinde wird durch den Amtsausfchuß, 
die Kreisgemeinde durch den Kreisausfchuß vertreten. — Die Aus: 
führung der von diefen Ausfhüffen gefaßten Beſchluͤſſe liegt einem 
Amtsbevollmadtigten und einem Kreisbevollmächtigten ob. — Su 
alten Fällen, wo bei Intereſſen der Landgemeinden eines Amtes oder 
Kreifes, welche Gegenftand der Berathungen der Ausfchüffe werden, 
auch Städte betheilige find, follen nad näherer Vorfchrift der Re— 
gierung ebenfalls Deputirte bderfelben zu ben Amts- und Kreigauss 
fhüffen zugezogen werden. 

Art. 129. Der Amtsausfhuß fol aus einem Deputicten auf 
400 Seelen ber Bevölkerung eines jeben Kirchfpieles beftehen; Kirch: 
fpiele, deren. Bevölkerung nicht 400 Seelen beträgt, ſenden jedoch 
ebenfalls einen Deputirten. Loͤſt die Zahl der Bevölkerung ſich durch 
400 nicht auf, fo fommt auf die .Uebrigbleibenden, fobald deren Ans 
zahl 200 Seelen überfleigt;, noch ein Deputirter. — Der Kreisaug: 
fhuß fol, unter analoger Anwendung diefer Beftimmungen, aus 
einem Deputirten auf 600 Seelen der Bevölkerung eines jeden Kirch: 
fpieles_beftehen (Vergl. Art. 41). | 
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Art. 130, Die Amts: und Kreisausfhußmänner. find von den 
Kirchſpielsausſchuͤſſen aus ihrer Mitte nach abfoluter Stimmenmehr: 
heit (Art. 28) zu erwählen. — Die Kirchfpielsvögte find zu Amts: 
und Kreisausfhußmännern nicht wählbar; fie Eönnen gleichwohl, ein: 
zeln oder fämmtlih, zu den Verfammlungen des Amts- oder Kreis: 
ausfchuffes nad) dem Ermeffen des Dirigenten befonders zugezogen . 
werden, haben jedoch alsdann blos eine berathende Stimme. — Die 
Amtsausfhußmänner, und in jedem Kicchfpiele ein Erfagmann, follen 
gewählt werden, fobald nad Einführung diefer Gemeindeordnung die 
Kichfpielsausfhüffe gebildet find. — Die Kreisausfhußmänner follen 
immer nur auf befondere Verfügung der Regierung für eine beftimmte 
Berfammlung gewählt werden. — Die Eigenfchaft eines Amtsaus— 
fhußmannes erlifcht fofort, wenn berfelbe diejenige eines en 
ausfhußmannes verliert (Art. 56 letzter Abſ.). 

Art. 131. Zum. Amtsbevollmadhtigten ift von dem Amtsaug: 
ſchuſſe, zum Kreisbevollmächtigten von dem Kreisausfchuffe ein Kirch: 
fpielsvogt des Amtes oder Kreifes nach abfoluter Stimmenmehrheit 
zu erwählen und der Regierung von der getroffenen Wahl Anzeige 
zu machen. 

. Art. 132. Der Amtsausfhuß kann fich nicht ohne Genehmigung 
des Amtes verfammeln, doch ift daffelbe auf den Antrag von mindeſtens 
drei Amtsausfhußmännern den Amtsausfhuß zu berufen verbunden. 

Art. 133. Im Amtsausfhuffe führt der Amtmann-, im Kreise 
ausfhuffe ein für jede Verfammlung von der Negierung ernannter 
(andesherrlicher Commiffar den Vorfig. — Der Amts= und Kreie: 
bevollmächtigte hat im Ausfchuffe eine berathende, bei Stimmengleich: 
heit aber.eine entfcheidende Stimme. — Die Befchlüffe des Amts: 
und Kreisausfehuffes werden erftere durch Genehmigung der Regierung, 
legtere durch Betätigung des Landesheren, für das Amt oder ven 
Kreis, als Corporation, verbindend. 

Art. 134. Im Uebrigen follen die für die Kicchfpielsverfaffung 
und Verwaltung gegebenen Beflimmungen auf die Amts- und Kreis: 
gemeindeverfaffung und Verwaltung analog angewandt werden. 


Theil III. Bon der Berfaffung und Verwaltung der in 
oder neben dem SKirchfpielöverbande mit Gemeinderecht 
beftebenden Berbindungen, 

Zitell. Allgemeine Beflimmungen. 

Art. 135. Die Verfaffung und Verwaltung der in oder neben 
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dem Kirchfpielsverbande zu befonderen Zwecken beftehenden Gemeinden, 
Gorporationen und Genoffenfhaften, als Bauerfchaften, Deih=, Siel⸗ 
und Schlengenachten und anderer, kann nad den Grundfägen bdiefer 
Gemeindeordnung auf eine dreifache Weife eingerichtet werden. — Es 
koͤnnen diefelben nämlich: 1) für ihren befonderen Zwed gänzlich von 
der Kirchipielsverfaffung und Verwaltung getrennt bleiben und fo= 
wohl eine eigene Vertretung als Verwaltung behalten; oder 2) die 
Verwaltung ihrer gemeinfamen Angelegenheiten den für Verwaltung 
der Kirchfpielögemeindeangelegenheiten eingefegten Ausfchüffen und Offis 
cialen übergeben; oder endlid 3) ihre Verwaltung theilweife auf die 
für die Kicchfpielsverwaltung niedergefegten Ausſchuͤſſe und Officialen 
übertragen. — Der zweite und dritte Weg kann nur infoweit ein- 
gefchlagen werden, als die Verſchiedenheit der Intereſſen diefer Com: 
munen und der ntereffen der Kicchipiele kein Hinderniß gibt. 

Art. 136. Im erften Falle (Art. 135. Nr. 1) foll die Corpora⸗ 
tion für ihre gemeinfamen Angelegenheiten gleih den Kicchfpielen 
(Art. 31) einen Vorſteher, Ausfhuß und Rechnungsfuͤhrer haben. 
Der Dienft des lesteren ift jedoch hier mit bem des Vorſtehers ver: 
einbar. — Die Zahl der Vorfteher, falls deren mehrere erforderlich 
find, der Mitglieder des Ausfhuffes und die Zufammenfegung deffel: 
ben, ift für jede diefer Genoſſenſchaften befonders zu beflimmen, und 
in Anfehung der letzteren foll vornehmlich die größere oder geringere 
Theilnahme der Mitglieder der Corporation an deren Laften und Bor: 
theilen zur Richtſchnur dienen. 

Art. 137. Im zweiten Falle (Art. 135. Nr. 2) werden die ge: 
meinfamen Angelegenheiten der Corporation wie Kirchipielsgemeinde: 
angelegenheiten behandelt; jedoch feßt Ddiefes die Zuftimmung des 
Kirhhfpielsausfhuffes voraus. Die Corporation unterwirft ſich dem: 
nad), gleich) dem ganzen Kicchfpiele, den Befchlüffen des Kirchfpiels: 
ausfhuffes; die Verpflichtung der Mitglieder der Corporation in Anz 
fehung ihrer befonderen Luften bleibt jedoch unverändert: 

rt. 138. Im dritten Falle endlich (Art. 135. Nr. 3) kann 
mit Einwilligung des Kirchfpielsausfchuffes diefer oder ein Theil deffels 
ben, mit Ruͤckſicht auf die Vorfchrift des Art. 136. Abf. 2, den Aus: 
ſchuß der Corporation bilden, und diefe dann einen befonderen Bor: 
fteher wählen; oder es kann ein eigener Ausfchuß berfelben beftehen, 
und der Kirchfpielsvogt, mit Einwilligung des Kirchfpielsausfchuffes, 
oder deffen Beigeordneter, mit Bewilligung des Kicchfpielsausfchuffes 
und Kirchfpielsvogts, die Verwaltung im Sinne diefer Gemeindeorb: 
nung übernehmen. 
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Art. 139. Der Antrag auf neue Gonftituirung einer beftehen« 
den Corporation, nah Maßgabe der Art. 135 — 138, kann .nur auf 
den gemeinfamen Zweck berfelben, für welchen fie befteht, gerichtet 
fein. Es genügt, wenn 6 Mitglieder der Corporation dazu fich ver: 
einigen. — Der Antrag wird bei dem vorgefegten Amte gemacht. 
Erftredt eine Corporation fih über die Grenzen eines Amtsbezirkes 
hinaus, fo haben die Mitglieder der Corporation, welche einen ſolchen 
Antrag zu machen einig geworden find, davon einem derjenigen 
Aemter, welchen biefelbe angehört, Anzeige zu machen, auf beffen 
Bericht dann die obere Behörde eines der vorgefegten Aemter zu Ent» 
gegennahme bes Antrages und Leitung der ferneren Verhandlungen zu 
beftimmen hat. 

Art. 140. Das Amt hat über die Frage: ob dem Antrage 
Folge zu geben fei? die Corporation in einer allgemeinen Verſamm— 
fung zu vernehmen, wozu fämmtlihe Mitglieder derfelben zu laden 
find. Das Ergebniß der abfoluten Stimmenmehrheit (Art. 28) der 
Erfchienenen fol als Beſchluß der Genofjenfhaft angefehen werben. 
Iſt diefer für den Antrag ausgefallen, jo hat die Verfammlung zur 
weiteren Berathung Über deffen Ausführung Bevollmachtigte zu ernennen. 

Art. 141. Auf diejenigen Gemeinden, Gorporationen und Ge: 
noffenfhaften, weldye von der im Art. 135 ihnen gegebenen Befugniß 
Gebrauch machen und nach Maßgabe der Art. 136— 140 fidy neu 
conftituiren, find die für die Kirchfpielsverfaffung und Verwaltung in 
diefer Gemeindeordnung aufgeftellten Grundfäge analog anzuwenden; 
es foll jedoh: 1) das Stimmreht im Allgemeinen nur von ber 
Mitgliedfehaft oder Intereſſentſchaft abhängig fein, und es kann 
2) die Wahl und Beſtaͤtigung des Vorftehers, der Ausfchußmänner 
und des Rechnungsführers, nach anderen Bedingungen als bei den 
Kicchfpielen auf eine den jedesmaligen Umftänden angemeffene Weife, 
regulict werden. — Dbigem nad follen auf die neu conftituirten 
Gorporationen vornehmlich auch die Vorfchriften der Art. 75. 77. 78. 
81. 82. 83. 84 und 114 angewandt werden. Es bleibt jedoch diefen 
GSorporationen auch nacgelaffen, bei ihrer neuen Gonftituirung auf 
Seftftellung näherer, ihrem eigenthümlichen Zwecke etwa mehr ent: 
fprechender, wenn auch von ben allgemeinen Beftimmungen diefer Ge: 
meindeordnung abweichender, Grundfäge,, fowohl in Anfehung ihrer 
Verfaffung als Verwaltung, anzutragen. 

Art. 142. Jede neue Gonftituirung einer Corporation bedarf 
der Genehmigung der oberen Behörde; in dem Falle aber, wenn in 
ihre Statuten auch von diefer Gemeindeordnung abweichende Grund: 
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füge aufgenommen werben follen, ift landesherrliche Beftitigung berz . 
felben erforderlich. 


Titel I. Bon den Bauerfhaften. 


Art. 143. Die Eintheilung der, Kirchfpiele in Bauerfchaften, 
als Polizeibezirke, bleibt in bisheriger Weiſe beibehalten. Es foll 
einer Bauerfchaft, welche für gewiffe Gemeindezwede, nad” Maßgabe 
des erften Titels diefes Theiles (Art. 135 — 142), ſich als Genoſſen— 
fhaft neu conftituiren will, geflattet fein, aud den Bauervogt in 
diefer Beziehung zu ihrem Vorfteher zu wählen. 


Titel II. Befondere Beftimmungen in Anfehung größe: 
rer Wafferbaucommunionen und Intereſſentſchaften. 


Art. 144. Wenn Mafferbaucommunionen und Intereffentfhafz 
ten, welche über mehrere Amtsbezirke oder Theile derfelben fidy er— 
fireden, in Gemäßheit der Beſtimmungen des erften Titels diefes 
Theiles (Art. 135 — 142) ſich neu zu conftituiren beabfichtigen, fo 
genügt zu Einleitung weiterer Verhandlungen der Antrag von zwölf 
Intereſſenten einer jeden ſolchen größeren Genofjenfchaft. 

Art. 145. Das Amt (Art. 139. Abſ. 2) hat diefen Antrag mit 
feinem gutadhtlihen Berichte der Regierung vorzulegen, welde in 
jedem vorkommenden Falle zu beflimmen bat, ob blos Ausſchuͤſſe der 
Sntereffenten, oder diefe ſaͤmmtlich in angemeffenen Abtheilungen , über 
den Antrag gehört werden follen, und find dann von diefen, im Falle 
die neue Gonftituirung befchloffen wird, wie im Art. 140 vorgefchrie: 
ben ift, ebenfalls Bevollmäadjtigte, mit denen die weitere Ausführung 
berathen werden foll, zu erwählen. 

Art. 146. Bei folder Gonftituirung foll diefen Intereſſentſchaf— 
ten die Verwaltung ihrer Angelegenheiten nach den Borfchriften dies 
fer Gemeindeordnung überlaffen werden; jedoch, wegen des wichtigen 
Einfluffes der hier in Rede ftehenden GCommunalanftalten nidt nur 
auf die unmittelbar betheiligten Communen, fondern aud auf andere 
Randestheile, und wegen ber technifchen Kenntniffe, weldye die Anords 
nung, Einrihtung und Erhaltung derfelben vorausfegt, mit der Bes 
fiimmung , daß, nachdem die Intereffenten jederzeit über die nöthig 
befundenen Einrichtungen und Anlagen, über den dafür zu beftreitens 
den Koftenaufwand, und über die erforderlichen Arbeiten, Lieferungen 
u. f. w. zuvor gehört worden find, der mit der Oberauffiht über 
diefen DVerwaltungszweig beauftragten Staatsbehörde und den von 
berfelben dabei angeftellten Sachverftändigen eine entfcheidende Ein: 
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wirkung auf die Anordnung, Ausführung und Leitung erhalten bleibt. — 
Diefem nad) wird nicht nur vorbehalten, hierüber nähere gefegliche Vor: 
fhriften zu erlaſſen, fondern es follen audy den ald Gemeinden, im 
Sinne des gegenwärtigen Gefeges, neu fich conftituirenden Commu— 
nionen, nad) Anhörung der Wünfche und Anträge derfelben uͤber das 
Berfahren bei Verhandlung ihrer Gemeindeangelegenheiten, die ihren 
Berhältniffen angemeffenen Statuten ertheilt werden. 


Schlußbeffimmung. 
Art. 147. Diefe Gemeindeordnung foll nad Ablauf von 3 Jah: 
ven einer forgfältigen Revifion unterzogen werden. 


Anlage Nr. 1. Inſtruction für die Vemter wegen 
der Wahlhandlungen. 


81. Sn ber Bekanntmachung, wodurch die bevorftehende Wahl 
angekündigt und der Tag berfelben beftimme wird, ift zugleich feftzu: 
fegen, wo und zu welcher Zeit die Stimmzettel in Empfang genom= 
men werden Eönnen. 

$. 2. Die Stimmzettel find auf der Nüdfeite mit fortlaufen= 
ben Nummern zu bezeichnen, und zugleich ift darauf anzugeben, wie 
viel Perfonen gewählt werden follen und aus welcher Klaffe der Wähl: 
baren. Auch find fie mit dem Amtsftempel zu bedruden. 

$. 3. Die Stimmzettel müffen an die Wählenden fo abgegeben 
werden, daß unbemerkt bleibt, welche Nummer der Einzelne erhält. 
Eine alphabetifche Lifte der Wählbaren, mit Bezeichnung der Klaffe, 
zu welcher fie gehören, ift nad) näherer Beftimmung des Amtes vor 
der Wahlhandlung zur Einſicht niederzulegen. 

$. 4 Am Wahltage hat der Vorfigende eine alphabetifche Lifte 
der Wahlfähigen vor ſich liegen und fordert darnach die Erfchienenen 
auf, die Stimmzettel in ein verdedtes undurchſichtiges Behältniß 
einzulegen. 

8. 5. Findet er bei dem einen oder anderen der Erfchienenen 
Bedenken rüdfichtlih der Legitimation, fo muß er diefe berichtigen, 
ehe der Stimmzettel eingelegt ift. Iſt der Erfchienene mit der Ent: 
fheidung des Vorfigenden nicht zufrieden, fo wird dadurch die Wahl: 
handlung nicht aufgehalten, fondern nach dem Art. 25 der Gemeinde: 
ordnung verfahren. 

$. 6. Der Protokollführer verzeichnet die Namen der Erſchie— 

28 
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nenen und bemerkt dabei, wer als Bevollmächtigter oder Stellvertre⸗ 
ter auftritt. . 

$. 7. Diejenigen, welche etwa erft nad) dem Aufruf erfcheinem, 
find noch zuzulaffen, fobald aber mit dem Ziehen der eingelegten 
Stimmzettel der Anfang gemacht ift, ift kein Stimmzettel mehr ans 
zunehmen. — 

$. 8. Sind die fammtlihen Stimmzettel eingelegt, fo bat der 
Vorfigende diefelben einzeln zu ziehen und die Nummer eines jeden 
nebft den Namen der Gemählten laut zu verlefen. 

$. 9. Iſt ein Namen undeutlich gefchrieben oder nicht bezeich- 
nend genug, fo wird er nicht berudfichtigt. Finden fih auf einen 
Zettel mehr Namen als erforderlih, fo werden die legten als nicht 
gefchrieben angefehen. 

$. 10. Der Protokollführer hat die Lifte der Wählbaren vor 
fi) liegen, und bemerkt hinter jedem Namen die Nummern der er: 
haltenen Stimmen. 

$. 11 Eind alle eingekommene Stimmzettel abgelefen, fo hat 
der Vorfigende fofort aus der MWahllifte die Namen derjenigen aus: 
zuziehen, welche die meiften Stimmen erhalten haben, weldhe dann 
im Protokoll aufzuführen find. 

$. 12. Finder fih, daß aus den wählbaren Grundbefigern nicht 
genug, dagegen aus den übrigen Wählbaren zu viele gewählt worden, 
oder umgekehrt, fo werden von den letzteren diejenigen, welche bie 
wenigften Stimmen haben, geftridyen und von den erfteren diejenigen 
genommen, welchen die meiften Stimmen ertheilt find. — Bei 
Stimmengleihheit entfcheidet das Loos. — Das Protokoll darf nicht 
eher gefchloffen werden, als bis die erforderliche Anzahl der Ausfchuß: 
männer als gewählt darin aufgeführt ift. 

$. 13. Die Stimmzettel find nad) den Nummern geordnet zu 
bewahren und nad) Ablauf der im Art. 59 der Gemeindeordnung zu 
Einficht der Abftimmungstifte feftgefegten Frift zu vernichten. 


Anlage Nr.2. Verzeichniß der Bruchgelder zu 
| Art. 74. 


Den Kirchfpielscaffen follen alle Bruchgelder überwiefen fein, 
welche erkannt werden in Gemäßheit: 1) der Polizeiverordnung vom 
8. März 1814, betreffend Einftelung der Nachtſchwaͤrmereien ıc; 
2) des $.5 des Polizeireglements vom 4. November 1814, wegen 
Beherbergung unlegitimirter Perfonen; 3) des Regierungsreferiptes 
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vom 1. Februar 1817, wegen unrichtigen Maßes und Gewichtes; 
4) der Regierungsbekanntmachung vom 17. März 1817, wegen poli⸗ 
zeiwidriger Einfaffung der Brunnen; 5) der Regierungsbekanntmachung 
vom 15. Auguft 1818, betreffend Bedeckung der Schneide der Sicheln 
und Senfen beim Tragen derfelben ; 6) der Regierungsbefanntmachung 
vom 18. December 1819, betreffend die Ausübung des Viehſchnittes; 
7) der Regierungsbefanntmahung vom 10. Juni 1820, betreffend 
das Mitnehmen nicht angebundener Hunde über beweidete Viehweiden; 
8) bes Negierungsreferiptes vom 28. Detober 1820, wegen mangelhaf: 
ter Befchaffenheit der unentbehrlichften Lebensbedürfniffe; 9) der Re: 
gierungsbefanntmahung vom 1. März 1823, betreffend die Schuß: 
blatternimpfung ; 10) der Regierungsbefanntmahung vom 20, Auguft 
1825, betreffend die Eichung der Honigfaffer; 11) der Negierungs: 
bekanntmachung vom 5. September 1825 ‚betreffend die Beſchaffen— 
beit der Butterfäffer in der Erbherrſchaft Jever; 12) der Megierungs: 
befanntmadhung vom 7. April 1827, betreffend das Flüchtigwerden 
der Pferde ıc.; 13) der Regierungsbefanntmahung vom 30. Novems 
ber 1829, betreffend Abftelung verſchiedener Mißbraͤuche beim Handel 
mit inländifhen Hanfe; 14) der Verordnung, über die Handwerks: 
verfaffung vom 28. Januar 1830, foweit nicht die darin angedroheten 
Brüche in die Innungs- oder Gewerkscaffe fließen. 


Shwarzsburg:Nudolftadt. 


Gemeindeverwaltungsordnung. 


Mon Gottes Gnaden Wir Friedrih Günther, Fürfk zu Schwarz⸗ 
burg-Rudolſtadt. Nachdem in Folge früherer, auf die Revifisn und . 
BVerbefferung ſaͤmmlicher Städte: und Gemeindeordnumgen in dem 
Fuͤrſtenthum gerichteter Anträge Unferer getreuen Landesreprafentantern, 
nunmehr in den fämmtlichen Städten die den jegigen Verhaͤltniſſen 
und Umftänden angemeffene Anordnungen getroffen worden find und 
ſich bisher als zweckmaͤßig und nüglich dargelegt haben, fo haben 
Wir Uns bewogen gefunden, audy in Anfehung der ſaͤmmtlichen Dorf 
gemeinden in Unferen fürftl. Landen, mit Beirath und Zuſtimmung 
Unferer getreuen Landftände, folgende allgemeine Vorſchriften, mit 
welchen die nach den befonderen Localverhäteniffen und Beduͤrfniſſen 
jedes Drtes mit Genehmigung Unferer oberen Landesadminiftrationd- 
28* 
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behörden fchon beftehenden oder noch zu machenden oͤrtlichen Einridy: 
tungen nicht in Widerſpruch ftehen dürfen, zu erlaffen, umd befehlen 
hierdurch fämmtlihen Landesbehörden und Unterthanen, foldhe gebuͤh— 
rend zu befolgen. 

$. 1. In jeder Gemeinde Unferer fürftt. Lande befinden ſich 
a) wirkliche Gemeindeglieder, welche zum vollen Genuffe der’ gemeinen 
Vortheile, Tragung der gemeinen Laften und zur gemeinfamen Ber: 
twaltung des gefammten Gemeindeeigenthums berechtiget und verpflichtet 
find; b) Hausgenoffen und Schugverwandte, bei denen die obige Be: 
rechtigung und Verpflihtung nicht in gleihem Maße ftattfindet. 

$. 2. Nur diejenigen haben in den Gemeindeverfammfungen 
Eis und Stimme, welche a) durch erlangtes Eigenthum folcher Sm: 
mobilien im Gemeindeflure, mit denen, dem Herkommen zu Folge, 
das Gemeinderecht verbunden ift, wenn zugleich b) die fragliche Per: 
fon die Volljährigkeit beftritten bat, der wirklichen Rechte eines 
Staatsunterthans theilhaftig geworden und als folde förmlich ver: 
pflichtet find. 

$. 3. Vormuͤnder für ihre Mündel können, fobald fie ſelbſt 
-Gemeindeglieder fein follten, Eeine befondere Stimme in der Gemeinde: 
verfammlung für diefelben führen; Nichtgemeindeglieder führen ſolche 
nur dann, wenn. erweislih das Intereffe der Unmündigen bei dem 
zu faffenden Gemeindefchluffe in Frage ift. Bei Wittwen eines Ge: , 
meindegliedes oder bei eines folchen Erben weiblihen Gefchledhtes ent: 
fcheidet die bisherige Obfervanz eines jeden Ortes; jedoch verfteht es 
fih von felbft, daß bei der MWiederverheurathung in beiden Fällen bie 
Stimmführung in der Gemeinde auf den Ehemann übergeht. — 
Sogenannte Forenſen, das heißt, nicht in demfelben Flure Wohnhafte, 
welche aber in demfelben Smmobilien, mit denen dag Gemeinderedht 
verbunden, befigen, koͤnnen duch Pachter oder Verwalter ihrer Güter 
nur dann eine Stimme in der Gemeinde erereiren, wenn die Ge— 
meinde ihnen für die Perfon der obengenannten die Stimmführung 
vorher‘ zugefagt haben wird, und biefelben nicht ſchon felbft Gemeinde: 
glieder find. 

$. 4. Da eine Gemeinde bie ihr als Gefammtheit Zuftehenden 
Rechte und obliegenden Pflichten nicht durch ihre ſaͤmmtlichen Mit: 
glieder zugleich ausüben und erfüllen Eann, fo werden aus ihr, unter 
obrigkeitliher Genehmigung, einzelne Mitglieder gewählt, welche darauf 
zu fehen haben, daß allen, die Gemeinde betreffenden, gefeglichen 
Vorſchriften genau nachgelebt, das Vermögen derſelben wohl verwaltet 
und der Gemeinde Beftes befördert werde, und die Überhaupt bie 
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Gemeinheit fowohl ruͤckſichtlich des Staates, als auch anderer Ge: 
meinden und Privatperfonen, in Fällen, wo bie Rechte kein Syn: 
dicat erfordern, vertreten. — Diefe Gemeindeglieder, unter denen 
der Schultheiß, der an einigen Orten auch Richter oder Vogt genannt 
wird, der erfte ift, bilden und heißen: die Gemeindevormundfcaft, 
deren Obtliegenheit und Wirkungskreis in dem Nachfolgenden näher 
beftimmt wird. 

$. 5. Ein jedes Gemeindeglied ift berechtigt, über alle, die 
Gemeinde betreffende Angelegenheiten, deren gewöhnlicher Gang nicht 
fhon geſetzlich beſtimmt ift, insbefondere bei den Wahlen der Vor: 
mundfchaftsmitglieder, bei den alljährlich vorzunehmenden Revifionen 
ihrer Amtsführung und der Verwaltung des Gemeindevermögens, und 
bei diefer Gelegenheit vorzüglih, fowie auch in dringenden Fällen 
bei jeder amtlihen Gemeindeverfammlung vorkommende Vorſchlaͤge, 
welche jedem in der Verfammlung Anwefenden, oder auch mit legaler 
Entfhuldigung Abwefenden, kegteren auf eine beglaubte Weiſe fchrift: 
lich, zu thun verſtattet ift, fei es zu Verbeſſerung ſchon beftehender 
Einrichtungen oder zu Einführung irgend einer neuen zweckmaͤßigen 
Anftalt, eine Stimme zu dem in der Gemeinde darüber durch Mehr: 
zahl zu faffenden Beſchluſſe abzugeben. Es iſt ferner berechtigt, den 
entweder gefeglichen oder durch Gemeindebefchluß beftimmten Antheil 
an den Früchten des Gemeindevermögens zu genießen, ſaͤmmtliche aus 
ber Mitgliedfchaft der Gemeinde fließende Rechte und Vortheile der: 
einft eintretenden Falles für feine Erben, infofern fie ihren Wohnfig 
unter ber Gemeinde auffchlagen wollen und außerdem den in $.2 
erwähnten Beflimmungen Genüge leiften, auch nicht durch eigene 
Schuld oder Verbreden fich diefer Rechte verluftig maden, zu for: 
dern, endlich aber im gänzlihen Verarmungsfalle nothbürftige Unter: 
flügung zu gewarten. — Das Redt der nothdürftigen Erhaltung 
im DVerarmungsfalle genießen, nad) ſchon beftehenden Gefegen, aud) 
bie im $. 1 erwähnten Schugverivandten, ſowie alle die, welche 
durch Geburt oder zehnjährigen ununterbrocdhenen Aufenthalt an dem 
fraglihem Drte ein fogenanntes Heimathsrecht in Anſpruch neh: 
men £önnen. 

$. 6. Es iſt aber aud dafür jedes Gemeindeglied verbunden, 
fid) ftets fo zu betragen, daß durch ihn der Gemeinde kein Aergerniß 
gegeben, fondern vielmehr Ehre gemacht und den einigen mit 
einem guten Beifpiele vorgegangen werde, auf dieſe vornehmlih, da 
er für fie gewiffermaßen der Gemeinde verantwortlich ift, ſowohl als 
Hausvater, als ald Dienftherr, ein folhes wachſames Auge zu hal 
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ten, daß durch ihr Betragen der "Gemeinde fein böfes Beifpiel, 
Schaden oder Nachtheil, fondern vielmehr Nugen und Vortheil er— 
wachſe. Es ift ebenmäßig verbunden, die durch feinen Eintritt in 
die Gemeinde übernommenen Laften ohnweigerlich feines Zheiles tragen 
zu helfen, ſich denfelben weder durch Arglift oder förmlihe Wider: 
fpenftigkeit zu entziehen, denen Verordnungen und Landesgefegen, 
welche er ſich gehörig bekannt zu machen hat, für fi und die Geis 
nigen genau nachzuleben, einen jeden Gemeindebeichluß, felbjt wenn 
er duch Mehrzahl gegen feine Stimme gefaßt worden, eifrig und 
willig ausführen zu helfen, in den Gemeindeverfammlungen, bie er 
nicht ohne die dringendfte Nothwendigkeit und vorausgegangene Ent— 
fyuldigung verfäumen darf, allen Zank, Streit und vorlautes Werfen 
zu vermeiden, fondern vielmehr ein in jeder Beziehung anftändiges 
Benehmen zu beobachten, bei feinen Abftimmungen den eigenen Vor: 
theil dem Beften des gemeinen Weſens unterzuordnen, dem Schults 
beißen und Mitgliedern der DBormundfchaft als feinen Vorgeſetzten 
ſtets mit der gebührenden Achtung zu begegnen, und im Falle, daß 
die Wahl feiner Mitnahbarn in Hinfiht eines folhen Amtes auf 
ihn felbft fallen follte, daffelbe nicht ohne die triftigften Gründe aus: 
zufchlagen , fondern e8 vielmehr nach beften Wiffen und Gemiffen dienfts 
eifrig und ohne alle Parteilichkeit oder Menfchenfurcht zu verwalten. 
6. 7. Die Rechte der Gemeindeglieder werden erworben: 1) durch 

die Geburt, das heißt, die Erben der Gemeindeglicder haben, wenn 
fie denen in $. 2 erwähnten Exforderniffen Genüge leiften koͤnnen, bie 
Befugniß, auch als foldye angenommen zu werden. 2) Durch obrig: 
Peitliche Aufnahme. Ein jeder, der das obige Vorrecht der Geburt 
nicht nachzumweifen vermag, muß, gleichviel, ob er innerhalb des 
, biefigen Landes oder im Auslande geboren ift, bei derjenigen gericht: 
lichen Behörde, der die Gemeinde zunaͤchſt untergeordnet ift, um feine 
Aufnahme in derfelben nachſuchen und um die diesfallfige Erlaubniß 
zu erlangen, find bis jegt erforderlich: a) ein pfarramtliches Geburts: 
zeugniß, b) ein Zeugniß derjenigen Obrigkeit, unter deren Bezirke 
das Vermögen des Aufzunehmenden bisher befindfich gewefen, daß 
berfelbe nicht weniger, als die Summe von 200 Reichsthaler für 
einen Ausländer und 100 Reichsthaler für einen. Inländer, wovon 
zu bispenfiren ber fürftt. Regierung jedoch vorbehalten bleibt, ſchul— 
denfrei und als fein unbefchränttes Eigenthum .befige, welches ent: 
weder duch Ankauf von Immobilien oder bis dahin duch Baarzah: 
Inng an die Gemeinde gegen gewöhnliche Zinfen wirklich zu inferiren 
iſt; ©) desgleichen im Halle der Aufzunehmende ein Ausländer, von 
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feiner Landesobrigkeit einen fogenannten Auswanderungsfchein, ber 
die Erlaubniß zum Auswandern und die Beglaubigung enthält, daß 
er denjenigen Anforderungen, die der Staat, dem er bisher ans 
gehört, an ihn gemacht, entfprochen habe. Inſofern ein befonderes 
Gartel unter den treffenden Staaten ftattfindet, welches von ber 
Obrigkeit näher beſtimmt werden wird, muß dieſe Beglaubigung 
hauptſaͤchlich auch auf die Befreiung von der Militärpflichtigkeit aus: 
gedehnt werden, welches aber auch häufig noch Durch ein eigenes Atteft 
dargethan wird. d) Ferner ein Sittenzeugniß derjenigen Gemeinde, 
unter welcher der Aufzunehmende zulegt längere Zeit gelebt. e) End: 
lich aber ein Zeugniß, daß diejenige Gemeinde, deren Mitglied er 
werden will, in feine Aufnahme millige. — Nach Beibringung dies 
fer Erforderniffe wird dem Aufzunehmenden die gebetene Erlaubniß, 
wenn keine höheren Bedenken dagegen obmwalten, Obrigkeitswegen er: 
theilt, und derfelbe gegen Erlegung der gerichtlichen und in diefem 
Falle herkömmlichen Gemeindegebuͤhren, welche durch bie bisherige 
Obſervanz eines jeden Ortes beftimmt werden, zum Untertban, und 
wenn er ein folches Eigenthum acquirirt, mit welchem das Gemeinde: 
recht verbunden, zum Gemeindemitglied förmlich; auf: und angenoms 
men. Er erhält dadurch im legteren Kalle ſaͤmmtliche in 8.5 er= 
wähnte Rechte eines Gemeindegliedes, im erften Falle wird er indeffen 
blos als Schugverwandter aufgenommen. 

$. 8. Diefe Rechte der Gemeindeglieder aber erlöfchen 1) durch 
ben Tod, umd ferner in Dinfiche der Stimmenführung 2) durch den 
bürgerlichen Tod, bas heißt, durch den Verkuft der bürgerlichen Ehre. 
Pierunter werden gezählt: a) gerichtlich als Verſchwender erklärte. 
Wegen der Stimmführung deren Vormuͤnder gilt die im $. 3 über 
die VBormünder im allgemeinen gegebene Beftimmung. b) Mit Zucht: 
haus wegen Verbrechen oder ‚fonft mit einer infamirenden Strafe, 
Halseiſen, Karvenfchließen zc. Belegte, infofern in der diesfallfigen recht⸗ 
lichen Entſcheidung ausdrücklich darauf erkannt fein wird. c) Wegen 
abfichtlichen oder ftrafbaren Leichtfinnes halber herbeigeführten Banque: 
rottirens obenangeführte Perfonen. 3) Durch den Verluſt der Ver: 
ftandeskräfte, duch Wahn: und Blödfinn, jedoch muß dies in einem 
folhen Grade fein, daß dem damit Behafteten Obrigkeitswegen ein 
Bormund beftellt worden, bei dem das ad 2 a Gefagte ebenfalls in 
Anwendung zu bringen ift. (Anmerkung. Den unter 2. und 3. Ge: 
nannten verbleibt bei notorifcher Arbeitsunfähigkrit das Recht der Er: 
haltung im Berarmungsfalle für fi) und die Seinigen nad ben 
Beftimmungen im 8.5, ſowie ber Vererbung ber früher befeffenen 
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Gemeinderechte auf ihre Nachkommen und bes auf ihren Theil kom: 
menden Genuffes der Früchte des Gemeinvermögens.) 4) Durch 
gänzliche Entfernung mit Aufgabe des Grundbefiges. 5) Durch Wer: 
äußerung deffelben. 

$. 9. Der Schultheiß und bie Mitglieder der Gemeindevor: 
mundfchaft werden von den Gemeindegliedern aus ihrer Mitte gewählt, 
jedoch muß diefe Wahl, ehe fie als in Kraft getreten angenommen 
werden ann, obrigkeitliche Beftätigung erlangt haben; wird dieſe 
verfagt, fo hat die Gemeinde zu einer anderen Wahl zu fchreiten. — 
Die durch eine folhe Wahl’ uͤberkommene Stelle in der Gemeinde: 
vormundfhaft bekleidet der Gewählte auf feine Lebenszeit, jedoch 
fteht es demfelben frei, von 6 zu 6 Jahren dieſelbe niederzulegen, 
fowie es der der Gemeinde unmittelbar vorgefegten Obrigkeit ober 
der fürftl. Regierung und fuͤrſtl. Landeshauptmannſchaft nachgelaffen 
ift, Subjecte, von welchem fidy ergibt, daß fie fich nicht dazu eignen, 
zu jeder Zeit ohne zu geflattende Weitläuftigkeiten von demfelben zu 
temoviren und der Gemeinde eine neue Wahl aufjuerlegen. Alle 
wirklichen Gemeindeglieder männlichen Geſchlechtes, oder alle die, 
welche nad $. 2 chätigen Antheil an den Gemeindeverfammlungen 
nehmen Eönnen und nad 8.8 davon nicht ausgefchloffen find, find 
wahlberechtigt. Wählbar find alle Gemeindeglieder, die das 25. Jahr 
erreicht haben, und wahlberechtige find, mit Ausfhluß derer Bor: 
mundfchaftsglieder, welche freiwillig ausgetreten find, auf einen Zeit: 
raum von 6 Jahren, und derer, welche von der obrigkeitlichen Bes 
hörde zum Austritt aus der Vormundfchaft beftimmt worden. — 
Die Wahl kann rüdfihtlid ihrer Form nur von der Obrigkeit be: 
flimmt und abgehalten werden, jedoch muß dies auf eine den Gemein» 
den fo wenig Koften als möglich verurfachende Weife, aud in nicht 
dringenden Fällen gelegentlich gefchehen. — Sie ift ungültig, wenn 
nicht zwei Drittel der Wahlberechtigten dabei erfchienen, und ein ges 
richtliches Protokoll mit namentlicher Aufzählung der Stimmführen: 
den und Bemerkung ihrer Wahl darüber aufgenommen iſt. Im erften 
Falle wird die Wahl auf Koften der ungehorfamlich Ausgebliebenen 
von neuem abgehalten. Sollte diefer Sal noch öfter eintreten, fo 
bat die Obrigkeit die vacante Stelle proviforifch zu befegen. Schrift: 
liche Vota werden nur dann angenommen, wenn fie mit einem ge: 
richtlichen Zeugniß ihrer Echtheit verfehen find. — Der fo Gemählte 
kann die ihm angetragene Stelle nur dann fofort ausfchlagen, wenn 
er ermweislich das 65. Jahr erreicht hat, in welchem Alter es ihm 
auch freifteht, eine fchon bekleidete Gemeindevormundfchaftsftelle nie: 
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derzulegen. Außerbem kann bie angetragene Stelle in der Regel nicht 
ausgefchlagen werden, es hat jedoch der, ber triftige Gründe dazu zu 
haben glaubt, folche der Obrigkeit vorzulegen und deren Entfcheidung 
darüber zu gewarten. 

$. 10. Die Zahl der Gemeindevormundfchaftsperfonen beftimme 
die Größe und das Bedürfniß der Gemeinde, fie darf jedoch nicht 
unter 2 und nicht keicht über 6 betragen. Unnöthiger Weife foll in: 
deß die ‚Willkür der Gemeinde in Hinſicht auf die Zahl ihrer Vor: 
fteher nicht geftört werben. 

$. 11. Die Mitglieder der VBormundfchaft nehmen die Verbind: 
lichkeit auf fih, I. alle diejenigen Bedienungen, welche bei der Ge: 
meinde hinſichtlich ihrer Abhängigkeit vom Staate bekleidet werben 
müffen, unter fi, jedody, wie fi von felbft verfteht, mit Geneh- 
migung und Goncurrenz der treffenden Oberbehörden, namentlich der 
geiftlichen Behörde ad a. angemeffen, zu vertheilen. Es ift dies um 
fo nüglicher, als die Vormundſchaft die Gemeinde gewiffermaßen in 
Beziehung auf den Staat vertritt, und von diefem namens der Ge: 
meinde nöthigen Falles jedesmal zuerft in Anfpruc genommen wird. — 
Die Bebienungen aber beftehen in den meiften Gemeinden, und wo 
dieferhalb nicht abweichende, auc ferner beizubehaltende Obfervanzen 
flattfinden, in Folgenden: n) das Amt der Kirchenälteften, infofern 
von den treffenden Drtögeiftlichen Fein Bedenken wegen der Perfönlich- 
keit des Gewaͤhlten obwaltet; conf. die bier einfchlagenden landesherr- 
lichen. Verordnungen. b) Die Verpflichtung zur Zeugnißertheilung 
bei der Militärconfeription, .e) das Amt der Steuergefhtwornen bei 
der Einfommenfteuer, d) die Einfommenfteuereinnahme, e) die herr: 
fchaftlihe Zehent: und Zingeinnahme, fowie ordinaire Steuer: und 
Acciseinahme, fowie die Fertigung der Schußgelderverzeichniffe, f) das 
Amt des Uferauffehers, g) die Auffiht über die Verrichtung ber 
ber Gemeinde obliegenden herrſchaftlichen Frohnen und deren Anfagung 
h) das gerichtlihe Schägeramt, i) das Gerichtsſchoͤppenamt, k) bie 
Fertigung der Spannvichverzeichniffe zu den an die Chauffeen zu 
feiftenden Fuhren,, 1) das Amt des Heimbürgen, m) endlid aber alle 
diejenigen hier nicht namentlich aufgeführten Bedienungen und Ge— 
fhäfte, welche den Gemeindevormundfchaften aus bewegenden Rüd: 
fihten von Seiten der Staatsbehörden aufzuerlegen für nothwendig 
wird erachtet werden. — Sind diefe Bedienungen, mofür die die: 
felben Berwaltenden ſich natürlich auch der dahin gehörigen gewoͤhn— 
lihen Emolumente und gerichtlich genehmigten Befreiungen zu er: 
freuen haben, nach den obigen Vorfchriften gehörig und durch, oder 
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doch wenigftens, im Falle einer vorgängigen freiwilligen Uebereinkunft 
unter den VBormundfchaftsgliedern, mit Genehmigung der vorgefegten 
Obrigkeit vertheilt und übernommen, fo liegt den VBormunfcaftsglie= 
bern ferner ob: 11. die Verwaltung der Dorfpolizei. Hierzu gehört: 
1) nicht nur feldft eine genaue Kenntniß der dahin einfchlagenden 
Landesherrlihen Verordnungen und amtlichen Befehle, wonach bie 
Gemeinde in den meiften Fällen über ihre desfalls anzunehmende 
Handlungsweife befchieden wird, fondern auch die Fürforge, daß folche 
der Gemeinde fetbft nicht unbekannt bleiben, und bderfelben, fo oft es 
thunlich, in das Gedaͤchtniß zurüdgerufen werden möge, wie z. B. 
duch jedesmaliges Vorleſen einiger Verordnungen bei den Gemeinde— 
verfammlungen, wozu auch dieferhalb die Schugverwandten und Klein= 
bäusler zu berufen find. Es wird hierbei die landesherrlihe Verord⸗ 
nung, daß eine jede Gemeinde ein Eremplar des hieſigen Wochenz 
blattes zu halten und gehörig aufzubewahren habe, nochmals in 
Erinnerung gebracht, und den Schultheißen ftreng zur Pflicht gemacht, 
die darin vorfommenden Tandesherrlihen Verordnungen, infofern fie 
auf Zandespolizei Bezug haben, nicht nur der Gemeinde zu publici= 
ren, fondern auch von Zeit zu Zeit und bei paffenden Gelegenheiten 
ältere darin enthaltene Verordnungen, beren Kenntniß der Gemeinde 
nuͤtzlich, duch Worlefen und zwedmäßiges Erklären in Erinnerung 
zu bringen. 2) Auffiht über das Vormundfchaftsmefen, und haupt: 
ſaͤchtich die Sorge, daß Unmündigen zeitig ein Vormund beſtellt 
werde. 3) Ueber das ſittliche Betragen der Gemeindeglieder und die 
Bewirthſchaftung ihrer Guͤter. 4) Ueber das Dienſtgeſinde im Orte, 
hauptſaͤchlich, wenn es aus Fremden beſteht. Kleine Mißverſtaͤndniſſe 
und Streitigkeiten der Dienſtboten mit ihrer Herrſchaft werden die 
Gemeindevormundſchaftsperſonen vermoͤge der ihnen ebenfalls ſtets 
gegenwaͤrtig ſein ſollenden Geſindeordnung zu ſchlichten ſich bemuͤhen. 
5) Ueber die Gaſthaͤuſer, Schenken, Tanzplaͤtze und Hirtenhaͤuſer. 
6) Vorſorge für die Dorfarmen und moͤglichſte Verhuͤtung des Bettel- 
wefens unter Goncurrenz des Gensdarmen. Während die Gemeinde— 
vormundfchaft berechtigt iſt, über das Benehmen des Gensdarmen 
und ob er feine DObliegenheiten in Bezug auf die Gemeinde burdy 
Thätigkeit und ein angemeffenes anftändiges Betragen gehörig erfülle, 
ein wachfames Auge zu führen, um demnädhft dem vifitirenden Offi— 
zier auf feine dieferhalb an fie gerichtet werdenden Fragen mit Ueber: 
jeugung Auskunft zu geben, find fie aber auch verbunden, darauf 
zu ſehen, daß demfelben dasjenige, was ihm zukommt und ihm von 
der Gemeinde geleiftet werden muß, ohnweigerlid und in der gehörigen 
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Drdnung von jebem Gemeindegliede geleiftet werde, und biesfallfigen 
Befchwerden deffelben, fo bald fie fi) von deren Grunde überzeugt 
haben werden, fehnell und mit Nachdruck abzuhelfen. 7) Aufficht 
über die Tag: und Nahtwachen. 8) Desgleichen über den Flurfhügen 
und Gemeindediener. 9) Genaue Kenntniß und öftere Mevifion der 
Flurgrenzen, und die Eorge für genaue und richtige Vermarkung der 
Privatgrundftüde, damit hierüber möglichft alle Streitigkeiten ver: 
mieden werden möchten, fowie, daß von Zeit zu Zeit, längftens alle 
6 Jahre ein folenner Flurzug unter Beiſein einer Amtsperfon und 
Aufnahme eines genauen Protokolls darüber, hauptfächlich aber nie 
ohne die angrenzenden Gemeinden, weil der Flurzug fonft nur eine 
einfeitige- Handlung bleibt, der keinen Theil verbindet, und wodurch 
etwaige Streitigkeiten nicht befeitigt werden können, gehalten werde. 
10) Zweckmaͤßige Einrichtung der Feuerlöfchanftalten, öftere Haltung 
von Feuerproben, Aufficht über die diesfallfigen Geräthichaften, und 
Öftere Nevifion der Gebäude wegen Feuergefährlichkeit, die Sorge 
wegen fchneller Erpedition der Feuerläufer ; alles Obige refpective nach 
Maßgabe der Feuerordnung. 11) Beforgung der Einquartierungen, 
fowie die Vertheilung der Spanndienfte und Lieferungen in Kriegs: 
zeiten. 12) Auffiht über das- Hebammenwefen. 13) Desgleichen 
über die Reparatur der im Gemeindeflure gelegenen Straßen, Wege, 
Brüden und Stege und deren Inftandhaltung, infofeen folche nicht 
fhon als Ehauffeen unter der befonderen Aufficht der fürftl. Straßen 
baucommiffion ftehen. Ferner: 14) Ueber die Reinhaltung der Bruns 
nen und Dorfbäche, fowie auch der Dorfftraßen durch die anftoßenden 
Häufer: und Güterbefiger. 15) Sorge für die Raupenvifitationen 
und Baumpflanzungen an paflenden Stellen. 16) Auffiht auf das 
Hut- und Zriftwefen. I. Die Obliegenheit der Gemeindevormunds 
fhaft wegen der Berwaltung des Gemeindevermögens. Hierunter 
wird verftanden: 1) die genaue Auffiht über die Gemeindehäufer 
und deren Erhaltung in baulichen Weſen. 2) Ueber das pflicht- 
mäßige Verhalten des Gemeindehirten. 3) Ueber das Gemeindebrau: 
wefen. 4) Ueber die Gemeindewaldung. 5) Ueber das Gemeindein= 
ventarium und vorfommenden Falles vorhandene Acten, Rechnungen 
und Documente. 6) Ueber die der Gemeinde zugehörigen Grundftüde, 
deren Vermarktung und zweckmaͤßige Bewirthſchaftung oder Benutzung. 
7)-Richtige Führung der Gemeinderechnung. 

$. 12. In allen diefen Zweigen eines fo umfafjenden Wirkungs: 
Ereifes ift die Gemeindevormundfchaft berechtigt, theil® die vorhandenen 
Verordnungen, theild das daruber im Gebrauch gewefene Herkommen 
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nach ihrer pflichtmaͤßigen Ueberzeugung auf die vorkommenden Faͤlle 
anzuwenden. In allen folgenden Geſchaͤften aber iſt ſie verbunden, 
durchaus nichts ohne Vorwiſſen und Genehmigung der Gemeinde vor: 
zunehmen. 1) Beflimmung von Communauflagen. 2) Aufnahme 
neuer Gapitalien für die Gemeinde. 3) Neue Erwerbungen von Mo— 
und Jmmobilien für diefelbe. 4) Veräußerung von Communeigenthum 
und Verwendung der daraus gelöften Kaufgelder. 9) Bellimmung von 
Remunerationen und Erlaffen. 6) Aufnahme neuer Gemeindemitglies 
der oder Einwohner und Annahme von ‚Gemeindedienern. 7) Ber: 
pachtung von Grundftüden oder Gerechtfamen der Gemeinde. 8) Ans 
nahme oder Aufgebung von Proceffen. 9) Uebernahme neuer Ver: 
bindlichkeit für die Gemeinde. 10) Neubauten und Reparaturen, welche 
einen Koftenaufivand von mehr als 5 Gülden verurfachen. 11) Unge: 
wöhnlihe Benugung der Gemeindewaldung dur flärkeren Holzfchlag 
oder Holzverkauf. 12) Abhör der Gemeinderechnung. — Ueberhaupt 
Alles, woraus für die Gemeindecaffe oder die Gemeindeglieder neue 
Verbindlichkeiten oder ftärkere Geld= oder Dienftleiftungen, als gewöhn= 
lich), hervorgehen, oder wobei deren Intereſſe fonft in höherem Grabe 
betheilige ift, abgefehen, daß bei allen diefen Gegenfländen auch noch 
nachft der Genehmigung der Gemeinde Unterfuhung und Beftätigung 
feitens ber Obrigkeit erforderlich ifl. ad 1. Die Gemeindevormund: 
fhaft hat hier zuvörderft die Gemeinde aus einer Gegenüberftellung 
ber Rechnungen und der Bebürfniffe der Commun von ber firengen 
Nothwendigkeit zu Überzeugen, dann aber, wenn die treffende Geneh— 
migung dazu erlangt, darauf zu fehen, daß bei der Beſtimmung der 
Communauflagen die fchonendfte und zugleich dem gewöhnlichen Her: 
fommen am nädhften ftehende Art dazu gewählt und die ohne alles 
Anfehen der Perfon möglichft gleiche und billige Vertheilung derfelben 
getroffen werde. Es wird hierbei der Commun zu bedenken gegeben, 
wie es weit vortheilhafter, ein zufälliges oder momentanes Beduͤrfniß 
derfelben lieber durdy Anlagen, die, an Einzelne repartirt, wenig 
druͤckend erfcheinen werden, als durch die Veräußerung eines Gemeinde: 
eigenthums, deſſen fortwährende, wenn audy nody fo geringe, Be— 
nusung der Gemeinde dann auf immer entgeht, zudeden. ad 2. Hier 
ift zuvoͤrderſt auf den möglichft niedrigften Zinsfuß, der 4 Procent in 
der Regel nie überfchreiten darf, und auf ausreihende Sicherheit für 
ben Gläubiger, um den einer jeden Gemeinde fo nöthigen Credit zu 
erhalten, von der Gemeindevormundfchaft Rüdfiht zu nehmen. ad 3. 
Hier ift befonders wegen ber ſchweren Verantwortlichkeit und den vie— 
len Mifdeutungen, den ein foldhes Gefhäft in Hinficht derer, die es 
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für die Gemeinde fchließen, ausgefegt ift, mit größter Vorſicht und 
Behutfamkeit zu Werke zu gehen, auch nur auf ausdrüdliches Ver: 
langen der Gemeinde und bei der augenfcheinlichften Evidenz des da— 
burch für die Gemeinde zu erlangenden Vortheils der Kauf abzus 
fchließen. ad 4 Was bei 3 gefagt ift, gilt hier ebenfalld im um» 
gekehrten Verhältniß und ift außerdem auf öffentliche Ausbietung des 
zu veraußernden Gegenftandes, Sicherheit von Seiten des Erftehers 
und in Hinficht der Verwendung der daraus gelöften Gelder zuvoͤrderſt 
auf Tilgung der Communfhulden Bedacht zu nehmen. ad 6. Die 
Gemeindevormundfchaft hat ſich zuvörderft genau nad dem aufs oder 
anzunehmenden Subjecte zu erkundigen und wohl zu überlegen, ob 
die Art und Weiſe feiner Nahrung mit den VBerhältnijfen der Ge: 
meinde und ihrer Mitglieder gehörig zufammentreffe, und ob es das 
her ſowohl wahrfcheinlich fei, daß der Aufzunehmende gehörigen Ver: 
dienft und Nahrung finden, als auch denfelben nicht denjenigen, welche 
fhon Einwohner des Drtes find, und die entweder durch Geburt oder 
durch fonft erlangtes Heimathsrecht im Verarmungsfalle der Gemeinde 
zur Laft fallen würdeng rauben oder bedeutend ſchmaͤlern werde, end» 
lidy aber wegen der Nachtheile übervölferter Gemeinden diefe Aufnah— 
men nicht zu fehr zu erleichtern. ad 10. Bei neuen Bauten oder 
beträchtlichen Reparaturen ift befonders darauf zu fehen, daß von ber: 
jenigen WBormundfchaftsperfon, welcher die fpecielle Auffiht darüber 
übertragen wird, feparate Rechnung geführt, über welche einem anderen 
Mitgliede dann wiederum die Gontrolführung aufgegeben wird, und 
jede einigermaßen bedeutende Dandwerksarbeit mehrerern Handwerkern 
zu Ermittelung des niedrigften Preifes, auf welchen jedody nur unber 
fchadet der Eolidität des Baues zu halten ift, angeboten und wegen’ 
des hier jedesmal zu fchließenden Accordes mit ihnen verhandelt werde. 

$. 13. Der Schultheiß ift als Vorfteher der Gemeindevormund: 
fhaft als. Erxfter des Ortes anzufehen und von den übrigen Mitglies 
dern der Vormundfchaft fowohl, als von fammtlihen Einwohnern des 
Drtes in allen Verhältniffen ftets mit der befonderen Achtung zu be: 
handeln, die er als derjenige, welcher duch die Wahl feiner Mit: 
nachbarn und die obrigkeitliche Beſtaͤtigung einftimmig als der wuͤr— 
digfte in der Gemeinde erkannt worden, verdient. Er allein ift berech— 
tigt, bie Gemeinde oder die Vormundſchaft zu verfammeln, wozu er 
jedody dann auch verbunden ift, wenn es die Mehrzahl der Mitglieder 
der Vormundſchaft fowie der größere Theil der Gemeinde verlangt, 
zugleich aber auch allein verpflichtet, der Gemeinde ſaͤmmtliche, ihm 
auf officiellem Wege zugefommenen Verordnungen und obrigkeitlicye 
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die Gemeinde als ſolche angehende Befehle zu publiciren ſowie die 
ihm von Obrigkeitswegen aufgegebene Ausfuͤllung der Conſensbogen 
pflichtmaͤßig zu beſorgen; ihm ſind ſaͤmmtliche Gemeindediener oder 
alle die, welche gegen Lohn irgend eine Verpflichtung gegen die Ges 
meinde übernommen haben, in Bezug auf diefelbe unmittelbar unter: 
geben; er ift ferner berechtigt, einem jeden der Gemeinde Vorgefegten 
über die ihnen unter $. 11 bezeichneten, etwa einzeln übernommenen 
Aemter und Verpflichtungen, die unter I. a— i genannten jedocdy nur 
dann, wenn er von ber hier einfchlagenden Staatsbehörde fpeciell 
hierzu aufgefordert worden, Rechenſchaft abzufordern und die Ges 
meindelade unter feinem, jedoch mit der Gontrole des erften Vorge— 
festen, verfehenen Befchluffe zu haben; man verfieht fich jedoch auch 
von ihm, daß er feiner Gemeinde in Hinficht eines chriftlihen und 
fietlichen Lebenswandels mit dem beften Beifpiele vorangehe, in ſei— 
nem eigenen Hausweſen und feiner Wirthfchaft die größte Ordnung 
handhabe, gegen feine Untergebenen ſich zwar feft, aber liebreich und 
mit Schonung benehme, ſtets das ntereffe der Gemeinde im Auge 
und nie den eigenen Vortheil darunter verborgen halte, die Gemeinde: 
gefchäfte mit raftlofem Eifer verwalte und fich gegen die ihm vor: 
gefeste Obrigkeit ftets mit gebührendem Gehorfam und ziemender Ehr— 
erbietung benehme. — Sobald ein neuer Echultheiß gewählt und 
beftätigt ift, fo haben die Gemeindevorgefegten dafür zu forgen, daß 
ihm die Gemeindelade zugeftellt und das Inventarium übergeben werde, 
welches zuvor revidirt, und der gewefene Schultheiß oder deffen Erben 
für dasjenige Fehlende verantwortlich gemacht werden muß, welches 
feiner fpecielen Auffiht anvertraut war. Bei Eurzen Abwefenheiten 
des Schultheifen bat der erfte Gemeindevorgefegte die dringlichften 
feinen Auffchub leidenden Gefchäfte zu beforgen. Längere Abweſen— 
heiten hat der Schultheiß dagegen der ihm unmittelbar vorgefegten 
Obrigkeit anzuzeigen, die das Nöthige darauf verfügen wird. — Für 
feine Amtsverrichtungen genießt dagegen der Schultheiß diejenigen Be— 
freiungen, Emolumente und Vergütungen, wie fie zeithero unter 
obrigfeitlicher Genehmigung bei den Gemeinden üblich gewefen, auch 
ift ihm verftattet, mit Genehmigung der treffenden Behörde vorzugsweife 
irgend eine von den im $. 11 unter a — i verzeichneten und mit einem 
Emolumente verfehenen Bedienungen anzunehmen, vorausgefegt, daß 
Obrigkeitswegen fein Bedenken dagegen obwaltet. 

$. 14. Die Gemeindevorgefegten haben ſich zuvoͤrderſt eines 
chriftlichen und fittlichen Lebenswandels zu befleißigen, gegen ihre höchfte 
Landesherrfhaft und die Mitglieder der von diefer an ihrer Statt 
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eingefesten hoben Collegien, fürftliche Regierung, Confiftorium, Ober: 
fleuercollegium, Landeshauptmannfchaft und fürftl. Kammer und Rent: 
und Forftdepartements fowie gegen das ihnen zunächft vorgefegte fuͤrſtl 
Amt oder adelige Gerichte und endlich auch gegen den Schultheiß ihres 
Ortes jederzeit die gebührende Ehrfurcht und refp. Achtung zu beobachten 
und ſich überhaupt allenthalben und gegen Jedermann fo zu betragen, 
baß fie fi des ihnen durch die Wahl ihrer Mitnachbarn zu erkennen 
gegebenen ehrenvollen Vertrauens würdig erweifen. — Bei der Aus: 
übung ihres Amtes follen fie fich nicht zaͤnkiſch, auffahrend, wider: 
fpenftig oder eigenfinnig benehmen, fondern ihre Meinung wohl über: 
legt mit Ruhe und Befcheidenheit zu erkennen geben und niemals 
hierbei Eigennug, Rachſucht, Schadenfreude oder Rieblofigkeit einfließen 
laffen fowie denn überhaupt bei allen ihren Handlungen hauptſaͤchlich 
die eigene Weberzeugung zu Grunde legen. — In den Gemeindevers 
fammlungen follen fie vornehmlich darauf fehen, daß es ruhig und 
gefittet zugehe und keiner dem Vortragenden ungeftüm und heftig in’s 
Wort falle, fondern follen vielmehr dafür forgen, daß einem jeden 
Zeit und Gelegenheit gegeben werde, feine Meinung ruhig und mit 
Deutlichkeit und Beftimmtheit auszufprehen, um das Urtheil der Ber: 
fammlung darüber vernehmen zu können. Miderfpenflige und ihren 
Ermahnungen kein Gehör Gebende find fie befugt dem Schultheiß 
anzuzeigen, der ihnen nah Befinden Stillfhweigen ober auch Ent: 
fernung aus der Berfammlung auflegen wird, worauf, wenn aud) 
diefe Mittel nicht wirkfam fein follten, fie der Obrigkeit zur Beſtra—⸗ 
fung anzuzeigen find. Anmerk. Die bei diefer Gelegenheit bei eini= 
gen Gemeinden üblichen Gemeindebußen können von den Schultheis 
fen, wo fie herkoͤmmlich, den Gemeindegliedern aufgelegt werden. — 
Die in $. 11 der Gemeindeverwaltungsordnung aufgeführten Aemter 
und verfchiedenen Zweige ihrer Wirkiamkeit follen fie unter obrigkeit 
licher Goncurrenz bergeftalt unter fich vertheilen, daB je zwei und 
zweien, ober bei Eleinen Gemeinden und einer verhäftnißmäßigen ges 
ringen Anzahl Vormundfchaftsperfonen im Nothfall auch nur Einem, 
beftimmte Gefchäfte, fowie fie unter den verfchiedenen Rubriken auf: 
geführt find, übertragen werden. Diefe find befugt, in polizeilichen 
Gegenftänden, wo bie Abhilfe des gefundenen Uebelftandes dringend, 
fofort den Gemeindegliedern Befehle zu ertheilen; glaubt fi aber 
Semand dadurch befchwert, fo muß zwar im betreffenden Falle Folge 
geleiftee werden, jedoch bleibt dem Berheiligten die Berufung an bie 
Gefammtoormundfchaft vorbehalten, welche wegen künftig fi ereignen 
ſollender ähnlicher Fälle Beftimmung fafen wird. In den Verfamm: 
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lungen der Vormundſchaftsperſonen, die ſo oft als noͤthig, noch 
beſſer zu gewiſſen beſtimmten Zeiten abgehalten werden, iſt ein jedes 
einzelne Mitglied der Vormundſchaft befugt, von den anderen uͤber 
die ihnen uͤbertragenen Geſchaͤftsgegenſtaͤnde Rechenſchaft zu fordern, 
und eine jede Vormundſchaftsperſon iſt außerdem noch beſonders ver— 
pflichtet, von allen nur einigermaßen wichtigen Vorkommenheiten ihrer 
Verwaltungsgegenſtaͤnde Anzeige zu machen und ſie der Entſcheidung 
und Beurtheilung der Gemeindevormundſchaft auszuſtellen. — Die 
Gemeindevorgeſetzten ſind einerſeits verbunden, den Schultheiß in ſei— 
nem pflichtmaͤßigen Eiſer in jeder Hinſicht zu unterſtuͤtzen, andererſeits 
aber auch bei Pflichtwidrigkeiten deſſelben oder eines jeden anderen 
Mitgliedes der Gemeindevormundſchaft ſich mit pflichtmaͤßigem Ernſte 
zu widerſetzen, und alles, was fie in dieſer Hinſicht für Unrecht hal: 
ten, bei ihrer vorgefegten Obrigkeit zur Anzeige zu bringen. — 
Außer den bereitö in den $. Il und 12 genannten Gegenftinden 
ihrer Wirkfamkeit haben fie noch ein genaues Augenmerk auf ſolche 
Derfonen im Drte zu richten, welche aus Unverſtand oder Bosheit 
andere duch unziemlihe Ruifonnements gegen ihre Obrigkeit und 
Landesherrſchaft aufhegen und unzufrieden zu machen fuhen. Hierzu 
gehören auch hauptfächlic als fErafbare und ſolche Handlungen, die 
der Obrigkeit angezeigt werden müffen, das unbefugte Sammeln von 
Stimmen oder Unterfchriften in einer Befchwerdefache wider die Dbrig: 
keit. — Sollte ein hier in Rede flehendes Subject den vernünftigen 
Borftellungen und Abmahnungen der Gemeindevormundfchaftsperfonen 
Gehör geben und von feinem firafsaren Beginnen ablaffen, fo hat 
e8 dabei fein Bewenden; im entgegengefegten Falle ift dafjelbe aber 
fofort und bei eigener Ahndung der Obrigkeit namhaft zu machen. — 
Auf bdiejenigen, gegen welche von Seiten der Obrigkeit wegen Ver: 
brechens Zuchthaus: oder fonftige ſchwere Strafe verhängt worden 
ift, oder die Obrigkeitswegen unter polizeiliche Aufficht geſetzt find, 
haben die Gemeindevormundfchaftsperfonen ein wachfames Augenmerk 
zu richten; fie haben zu dem Ende hauptfächlich die Art und Weiſe 
ihrer Befhäftigung und die Mittel, fich ihren Unterhalt zu erwerben, 
zu beobadıten, und follten fie wieder Urfache zu gegründeten Beforg: 
niffen finden, davon ungefäaumt bei der treffenden Obrigkeit Anzeige 
thun, dagegen aber auc bei denjenigen, welche durch ihren Lebens: 
wandel zu erkennen geben, daß es ihnen mit der Beſſerung Ernſt 
fei, nicht dulden, daß fie ein Gegenftand des Spottes oder der Ber: 
ahtung im Drte werden, fondern ihnen vielmehr zu rechtlichem Er: 
werbe und zu zwedmäßiger Beſchaͤftigung allen nur möglichen Vor: 
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[hub angedeihen laffen. Es kann nicht in Abrebe geftellt werden, 
daß die DVerbindlichkeiten der Gemeinheiten wegen Erhaltung ihrer 
Drtsarmen oft eine drüdende Laft werden kann, um fo mehr haben 
aber dba die Gemeindevorgefegten fich zu verwenden, diejenigen, bei 
denen es den Anfchein gewinnt, als wenn fie durch Faulheit, Lieder: 
lichkeit und ſchlechte Wirthſchaft einftens in diefe Lage kommen könn 
ten, durch die ernfteften und eindsinglichften Ermahnungen wieder 
auf die Bahn des Nechten zurud zu bringen, und ihnen die Folgen 
ihrer Handlungsweiſe auf das überzeugendfle vor Augen zu ftellen. 
Sollten fie aber ihren Esmahnungen fein Gehör geben, oder follten 
andere Perjonen in der Gemeinde vorfommen, welde ohne ihre Schuld 
Gegenftand der Unterflügung geworden wären, fo haben fie, um ber 
Gemeinde diefe Laft fo viel als möglich zu erleichtern, zuvörderft fich 
Mühe zu geben, biefen WVerarmten nach Verhaͤltniß ihrer Kräfte 
Arbeit zu verfchaffen, wobei ihnen die Staatsbehörden, wenn es nur 
einigermaßen thunlich, zur Hand gehen wetden, bei völliger Arbeits: 
unfähigkeit aber auch darauf zu fehen, daß die ihnen gereichte Unter: 
flügung zwar nothdürftig, aber auch ausreichend fei und nicht durch 
Vorwürfe und fchnöde Behandlung von Seiten der Gemeinbdeglieder 
verbittert werde. — Großes Unheil in diefer Art kann durch Quad: 
falberei und falfhe Behandlung bei Verlegungen und Krankheiten 
entftehen, indem ſolche Kuren oft gänzliche Verfrüppelungen und Vers 
ftummelungen, folglidy alfo auch Arbeitsunfähigkeit mit ſich bringen. 
Es wird daher den Gemeindevormundfchaftsperfonen ebenfalls zur 
Pflicht gemacht, darauf zu achten, daß fich die Gemeindeglieder ordents 
licher Aerzte und Wundärzte bedienen, und im entgegengefesten Falle 
wider die Pfufcher fofortige Anzeige bei der Obrigkeit zu machen. 
Erft in dem Falle, wenn voraus zu fehen, daß der Kranke an bem 
Orte, wo er ſich befindet, wegen Mangel an beftändiger Aufficht 
und fonft nicht zwedmäßig geheilt werden ann, hat fi die Ge: 
meindevormundfchaft wegen -deffen Aufnahme und weiterer Behandlung 
im biefigen Kranfenhaufe an ihre Obrigkeit zu wenden. — Bei 
allzu leichtfinnigen Heurathen, wo mit der höchften Wahrfcheinlichkeit 
vorauszufehen, daß die diefelbe einzugehen Entſchloſſenen ſich entweder 
ſchwer und fümmerlic oder vielleicht auch gar nicht würden ernähren 
£önnen, haben die Gemeindevormundfchaftsperfonen folche durch bien: 
fame Vermahnungen zu verhindern und diefelben nöthigen Falles aud) 
fogar ber Obrigkeit anzuzeigen. Sie haben mithin ftreng darauf zu 
fehen, daß die auf dem Lande gebräuchlichen Spinnftuben nicht in 
unfittlihe und unzüchtige Gelage ausarten, und nicht tief bie in die 
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Naht hinein anhalten, fondern vielmehr durch den Hauswirth auf 
Drdnung ſehen zu laffen, und im Falle diefes nicht fruchten follte, 
dem Geiftlihen davon Anzeige zu machen. — Da burd) einen un: 
gezähmten Hang zu Prozeffen oft Viele fi und die Shrigen in Elend 
und Armuth ftürzen, fo ift es ebenfalls Pflicht der Gemeindevor: 
mundfchaft, die Streitfuht in ihrer Gemeinde nicht auflommen zu 
lafien, befonders dazu geneigte auf das eindringlichfte zu warnen und 
fi) allen Fleißes zu bemühen, unwichtige Streitfadhen, deren Aus: 
gang denen Parteien unweſentlich, jedoch vorausfegen, daß der dies⸗ 
fallfige Rechtsftreit ihnen zeitraubend und Eoftfpielig fein würbe, wo 
moͤglich durch Verſuche zu gütlicher Beilegung der Sache in ihrem 
Keime zu unterdrüden. Die Gemeindevormundfchaften follen ferner 
darauf fehen, daß die Verordnungen von dem Schulzen gehörig ge: 
ordnet und aufbewahrt, zu dem Ende aud die Wochenblätter Fahr: 
gangsweife gebunden und von Zeit zu Zeit von den darin enthaltenen 
älteren Verordnungen bei paffenden Gelegenheiten ber Gemeinde wie: 
der einige ins Gedaͤchtniß zurüdgerufen werden. — Sollten fid 
endlich, wider VBerhoffen, die Gemeindevormundfchaften ftrafbare 
Handlungen zu Schulden kommen laffen, welche von ber Obrigkeit 
durch Geldftrafe gerügt werden follten, fo dürfen dieſe nicht aus der 
Gemeindecaffe erlegt, fondern müffen aus dem Vermögen ber Ge: 
meindevorgefegten beigetrieben werden, die bie Veranlaffung dazu 
gegeben haben. 

Zu Urkunde deffen haben Wir gegenwärtige Verordnung eigen: 
händig vollzogen und mit Unferem fürftl. Inſiegel wiffentlid bes 
drucken laffen. i 

So gefchehen Rudolſtadt, ben 19. December 1827. 

(L. S.) Friedrih Günther, 
53 S. R. 


BSohenzollern⸗-Sechingen. 
Gemeindeordnung. 


F riedrich von Gottes Gnaden ſouverainer Fuͤrſt von Hohenzollern: 
Hechingen ıc. ıc. Um ber Verwaltung der Landesgemeinden Unſeres 
Zürftenthums eine den Zeitbebürfniffen angemeffene und den Wohl: 
fand derfelben befördernde Einrichtung zu geben, haben Wir, im 
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Einverftändniß mit Unferen getreuen Landesdeputirten für nöthig und 
zwedmäßig erachtet, auf die Grundlage der bereits im Jahre 1814 
von Uns ertheilten Communordnung die Vorfhriften über die Ber: 
foffung und Verwaltung der Landesgemeinden durch gegenwärtige 
Verordnung zu erneuern und fie zur allgemeinen Kenntniß und Nach⸗ 
achtung Öffentlich verkünden zu laffen, wie folgt: 


Abſchnitt l. Allgemeine Beflimmungen über bie Bil: 
bung, bie Rechte, und die Verwaltung der Gemeinden, 


8. 1. Jede Landesgemeinde Unſeres Fuͤrſtenthums bildet mit 
ihren Zugehörungen innerhalb ihres Markungsbezirkes ein für fich 
beftehendes Gemeindewefen. Keine Gemeinde darf fih neu ‘bilden 
oder umgeftalten, ohne ausdrüdtliche landesherrliche Bewilligung. 


8. 2. Jede Gemeinde hat das Recht, die auf ihren Gemeinde: 
verband fich beziehenden Angelegenheiten und die Verwaltung ihres 
Vermögens ordnungsmäßig zu beforgen, fowie die Ortspolizei im 
Umfange des Ortes und feiner Markung nad den beftehenden Gefegen 
zu handhaben. 

$. 3. Die wirkliche fortwwährende Ausübung dieſer Rechte, oder 
die Verwaltung der Gemeinde, bleibt dem jeweiligen Ortsgerichte 
unter dem VBorftand bes Vogts oder Schultheißen anvertraut. 


$. 4. Neben dem DOrtsgerichte und Vorfland beftght in jeder Ges 
meinde ein Bürgerausfhuß und überdies noch die Gemeindeverfamm: 
fung, über deren Befugniffe und Wirkſamkeit, fowie über jene bes 
Vorſtandes und des Gerichtes, die näheren Beftimmungen hier folgen. 


Abfhnitt U. Ortsgericht. 


$. 5. Die Ortsgerichte haben in jeder Gemeinde mit Einſchluß 
bes erften Vorſtehers, des Vogts, in der bisher üblichen Zahl fort 
zubeftehen. — Sollte bei ſich ändernden Umftänden eine Vermehrung 
oder Verminderung ber Zahl der Gerichtömänner nothwendig fcheinen, 
fo Eann eine folhe Abänderung nur nad vorgängiger Unterfuchung 
und mit Bewilligung der Landesregierung ftattfinden. 

$. 6. Die Mitglieder des Gerichtes, oder die Nichter, werben 
duch die gefammte Bürgerfhaft aus ihrer Mitte nach der Stimmen: 
mehrheit gewählt. Diefe Wahl gefchieht unter Leitung bed Ortsvor— 
ftehers, vorbehaltlich des dem Dberamte zuftehenden Rechtes, ſolcher 
Mahl anzumwohnen. 

$. 7. Die Stimmen werden buch, den Gerichts: oder Fleden- 
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fhreiber aufgezeichnet, und die Zählung bderfelben gefchieht mit Zus 
ziehung bes Älteften Nichters und des Obmannes des Bürgerausfchuffes. 

$. 8. Jeder Bürger ift verpflichtet, die auf ihn gefallene Wahl 
wenigftens für die nächjften 2 Fahre anzunehmen. Alle 2 Jahre hat 
die Hälfte des Gerichtes, und zwar das erſte Mal durch das Loos, 
fünftig aber nad) der Reihenfolge auszutreten, wo fodann zur neuen 
Mahl zu fohreiten ift, die ausgetretenen Mitglieder aber wieder wähl- 
bar find. Wird hiebei daffelbe Mitglied zum zweiten Mal gewählt, 
fo ift es von dort an als auf Pebensdauer gewählt zu betrachten. 

$. 9. Ausgefchloffen von der Wählbarkeit zu Nichterftellen find 
a) alle diejenigen Bürger, welche aus den unten, im Abfchnitte von 
der Gemeindeverfammlung, angeführten Urſachen bei den Gemeinde: 
verfammlungen nicht erfcheinen dürfen, b) alle jene Bürger, welche 
mit dem Drtsvorfteher oder mit einem anderen Mitgliede des Gerich— 
tes im erften oder zweiten Grade, nad bürgerlicher Berechnungs: 
weife, verwandt oder verfchwägert find. Diefem nad Eönnen Vater 
und Sohn, Schwiegervater und Zochtermann, Großvater und Enkel, 
Großfchwiegervater und Enkelmann, Bruder und Scwäger nicht 
neben einander im Gerichte figen, wohl aber die Ehemänner zweier 
und mehrerer Schweftern und alle entfernteren Verwandten. 

$. 10. Bereits in Pflichten genommene und 'eingetretene Ge: 
richtsmitglieder koͤnnen nur wegen ſich ergebender Untauglichkeit, oder 
aus anderen genuͤgenden Urſachen, nach Erfund der vorgeſetzten obrig: 
keitlichen Behoͤrde, entlaſſen, in Faͤllen aber gegen ſie eingekommener 
Anklagen koͤnnen ſolche nur nach Urtheil und Recht von ihren Stellen 
entfernt werden. 

$. 11. Die Mitglieder des Gemeindegerichtes genießen als ſolche 
feinen Gehalt, wohl aber die herfömmlichen Ehrenvorzüge, und für 
einzelne Verrichtungen die gefeglichen und rechtmäßig hergebrachten 
Gebühren. 

$. 12. Das Gericht kann ſich nur auf Berufen des Ortsvor: 
ftehers verfammeln. Kein Mitglied deffelben kann bei der Einbe— 
rufung übergangen oder von der Berathung ausgefchhloffen werden, 
außer in folhen Fällen, wenn der Gegenftand daffelbe perfönlich be: 
trifft, oder wenn er deffen nahe Verwandte und Schwäger (nad) Maß: 
gabe des $.9 b.) bis zum 2. Grade einfchließlih angeht. — Die 
Verhandlungen des Gerichtes gefchehen auf collegialifhe Weife. Der 
Drtsvorfteher hat die Gegenftände der Berathung in Vortrag zu 
bringen, und jedes Gerichtsmitglied feine Meinung pflichtgemäß zu 
Außern; fodann wird der Beſchluß nah Stimmenmehrheit gefaßt. 
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Im Falle der Stimmengleichheit hat der WVorfteher die entfcheidende 
Stimme. — Zur Gültigkeit des Befchluffes wird erfordert, daß bei 
Abfaffung deffelben mehr als die Hälfte der Mitglieder des Gerichtes 
gegenwärtig gewefen fei. 

8§. 13. Zu Führung der Gerichtsprotokolle, zu den Ausfertigungen 
aus denfelben, zur Erhaltung der Regiſtratur und ber öffentlichen Bücher, 
fowie zu Beforgung der vorkommenden Schreibereigefchäfte überhaupt, 
wird ein Gerichts= oder Fledenfchreiber von dem Gerichte auf Lebens: 
dauer und Dienfttauglichkeit erwählt, vom Oberamte beftätige und 
in Pflichten genommen. — Er bezieht einen beftimmten Gehalt aug 
der Gemeindecaffe, wogegen er alle im Namen bes Gerichtes zu fer: 
tigenden Berichte, Berzeichniffe, Umlagenberechnungen und ähnliche 
Sertigungen ohne befondere Belohnung beſorgt. — Der Gerichts: 
oder Fledenfchreiber kann auch aus der Mitte des Gerichtes, jedoch 
mit Ausfchluß der Bürgermeifter und Heiligenpfleger, gewählt werben 
und behält alsdann audy die ihm als Gerichtsmitglied gebührende 
Stimme. 

$. 14. Dem Gerichte Liegt unter amtlicher Leitung des Orts— 
vorftehers ob, die Rechte ber Gemeinde vor den obrigkeitlichen Be— 
börden zu vertreten, dieſe Rechte gegen Mißbraͤuche im Innern ber 
Gemeinde und gegen Eingriffe von Außen zu bewahren, im Namen 
und zum Nugen und Vortheil der Gemeinde ſich zu berathen und 
Befchlüffe zu faffen. 

$. 15. Das Gericht berathfchlagt und beſchließt auf obbeſtimmte 
Weiſe, unter Leitung des Ortsvorſtehers, und unter Vorbehalt der 
obrigkeitlichen Genehmigung in den hiezu geeigneten Fällen, 1) über 
alle Angelegenheiten, die nach beftehenden Gefegen und Verorbnungen, 
auch nad Verfügungen der Staatsbehörden feiner Berathung unter: 
legt werden. 2) Ueber alle Angelegenheiten.ber Gemeinde. 3) Ueber 
Alles, was auf die Verwaltung, Vermehrung und Verwendung des 
Gemeindevermögens, fowie auf Stellung und Abhör der Gemeindes 
rechnungen Bezug hat. 4) Ueber Bürgeraufnahmen. 5) Ueber Ge— 
halt und Anftellung des Gemeindedienftperfonales. 6) Dem Gerichte 
ift die Führung der Grund» und Unterpfandsbücher nach den beftehen- 
den und künftigen Gefegen übertragen. 7) Das Gericht ermählt die 
Gemeinderechner aus feiner Mitte auf Lebensdauer, oder auf wenig- 
fiens 5 Jahre, und koͤnnen folhe nur unter den Bedingungen, bie 
oben $. 10. bereits angeführt find, von ihrer Stelle entlaſſen oder 
entfernt werden. Auc behalten biefelben während ber Dauer ihres 
Amtes Sig und Stimme im Gerichte. 
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Abfhnitt HL. DOrtsvorfteher. Vogt. 


$. 16. In jeder Gemeinde ift der von Uns aufgeftellte Vogt 
der erſte Ortsvorfteher und führt den Worfig beim Gerichte und bei 
ben Gemeindeverfammlungen. 

$. 17. Zur Stelle des Vogts werden durch die Wahl der Ge: 
meinde drei taugliche Männer in Vorſchlag gebracht, wobei Stims 
menmehrheit entfcheidet. Unter der VBorausfesung, daß die Worges 
ſchlagenen bie gefeglich erforderlichen Eigenfchaften befigen, welches 
zu prüfen Unferer Regierung obliegt, wird einer berfelben von Uns 
zum Drtsvorfteher ernannt. 

6. 18. Die Leitung der MWahlhandlung gefchieht durch einen 
von Unferer Regierung zu benennenden Commiffair, und zur Gültigs 
keit der Mahl wird erfordert, daß wenigftens zwei Drittheile ber 
flimmberechtigten Ortsbürger bei, derfelben, erfchienen feien und ihre 
Stimmen abgegeben haben. j 

$. 19. Seder Bürger kann zu dem Vogtamte in Vorfchlag ges 
bracht werden, der zum Mitglied des Gerichtes wählbar ift; nur 
bleiben jene davon ausgefchloffen, welche Wirthfchaftsgewerbe treiben. 

$. 20. Die Ernennung zum erften Ortsvorfteher oder Vogt 
gefchieht im der Megel auf Lebenszeit. In Ruͤckſicht auf Entlaffung 
wegen hiezu geeigneter Umftände, oder auf Entfernung vom Amte, 
nad vorgängiger Unterfuhung, find die Voͤgte nach den geſetzmaͤßigen 
Beſtimmungen zu behandeln. 

8. 21. Der Ortsvorſteher erhält aus der Gemeindecaffe eine 
ben Kräften berfelden und dem Umfange feiner Gefchäfte angemeffene 
Befoldung, wogegen er alle und jede Dienftverrichtungen in Gemeinde: 
ſachen ohne weitere Anrechnung zu beforgen bat. Bei auswärtigen 
Verrihtungen erhält er die gefegliche Entfhädigung. — In ſolchen 
Gemeinden aber, wo eine beftimmte jährliche Befoldung aus der 
Commun- oder VBürgermeiftereicaffe nicht gereiht werden könnte, 
follen die dem Vogt für feine Dienflverrichtungen zu zahlenden Ges 
bühren durch gefeglihen Zarif beftimmt werben. 

8. 22. Die amtlichen Obliegenheiten und Befugniffe des Vogts 
find- vorzüglich folgende: er hat die Landesgefege, forwie alle von den 
Staatsbehörden ausgehenden Verordnungen und Verfügungen, der Ge» 
meinde zu verkünden und für deren Vollziehung Sorge zu tragen. — 
Alle amtlihen Erlaffe werden an ihn gerichtet, und er unterzeichnet 
alle Berichte und fonftigen Eingaben und Ausfertigungen. 

8. 23. Der Vogt führt den Borfig in dem Gerichte; er hat 
bie Verhandlungen beffelben zu ordnen und zu leiten, die Stimmen 
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zu fammeln und nah deren Mehrzahl den Schluß zu ziehen. Im 
alle der Stimmengleichheit hat er die entfcheidende Stimme. Er 
beforgt die Vollziehung der gefaßten Befhlüffe. 

$. 24. Eben fo hat der Vogt in der Gemeindeverfammlung den 
Vorfig zu führen, und bei Stimmengleichheit entfcheidet feine Stimme ; 
auch hat er die in den Gemeindeverfammlungen zu Stande gefom: 
menen Befchlüffe ordnungsmäßig vollziehen zu Laffen. 

$. 25. Der Vogt allein in der Gemeinde ift berechtigt, folche 
zu einer Verfammlung zu berufen ; jede andere Zufammenberufung ift 
bei Vermeidung angemeffener obrigkeitlicher Beftrafung verboten. Soll: 
ten bei unerlaubten Zufammenberufungen oder Verfammlungen einer 
Gemeinde frevelhafte Umtriebe, Aufreizungen oder fonftige verbreches 
riſche Handlungen flattgefunden haben, fo werden folche nach gericht 
licher Unterfuchung mit der gefegmäßigen Strafe geahndet werden. 

$. 26. Sowohl bei Gerichts = und Gemeindeverfammlungen, als 
aud) ‚bei anderen vogtamtlichen Dienftverrichtungen, hat in Abmwefen= 
heit oder legaler Verhinderung des Vogts der anmefende ältefte Rich— 
ter deſſen Stelle zu vertreten. 

$. 27. Die Verwahrung und der Gebrauch des Gemeindefiegels 
ift dem Vogt anvertraut, und er hat fich deffelben bei den von ihm 
zu erſtattenden Berichten und fonftigen innerhalb feiner Amtswirkfam: 
feit zu fertigenden Schreiben und Beglaubigungen zu bedienen. Die 
Voͤgte und Drtsvorgefegten follen aber, bei Vermeidung angemeffener 
Strafe, ſich nicht ermächtigen, weder für in= noch ausländifche Per— 
fonen Aufenthalts= oder Deimathsfcheine oder fonftige Atteflate, als 
Sammelbriefe und dergl., nocd überhaupt irgend andere fhriftliche 
Fertigungen auszuftellen, welche den Gemeinden auf irgend eine Weife 
im In- oder Auslande zum Nachtheil gereichen könnten. — Alle 
dergleichen Auffäge, oder von den Voͤgten ertheilte Atteftate, ehe 
davon Gebrauch, befonders im Auslande, gemacht werden darf, follen 
vorher ben betreffenden fürftlihen Behörden zur Einficht und Beftäti- 
gung vorgelegt werden, da nur allein diefe Behörden befugt find, 
Päffen, Tauf- und Heimathfcheinen, und allen anderen berlei Atteftaten 
bie gefegmäßige Beglaubigung zu ertheilen. 

$. 28. Ueber das Vermögen der Gemeinde hat fich der Vogt 
keine einfeitige Verfügung anzumaßen; er darf feine durch das Gericht 
nicht genehmigte Ausgabe auf die Gemeindecaffe anmweifen, und ohne 
deſſen Zuſtimmung eine Accorde oder fonftige Verträge im Namen 
und auf Rechnung der Gemeinde abfchließen. 

$. 29. Innerhalb feines Amtsbezirkes hat ber Vogt die Orts⸗ 
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polizei Namens der Gemeinde und die zur Landespolizei gehörigen 
Geſchaͤfte Kraft beftändigen Auftrages der Negierung auszuüben. Er 
hat für die Aufrechthaltung der öffentlichen Drdnung, Ruhe und 
Sicherheit, fowie für die Vollziehung aller ſchon beftehenden ober 
fünftig zu erlaffenden Gefege, Verordnungen und Inftructionen Sorge 
zu tragen, welche die Erhaltung der Sittlichkeit, der Gefundheit und 
Neinlichkeit, fowie die Beförderung des MWohlftandes und’ des Ver: 
fehres nach allen feinen Theilen zum Zwede haben. Insbeſondere 
bat fih aud der Vogt der Armen in der Gemeinde anzunehmen 
und dafür zu forgen, daß den Arbeitsfähigen nach aller Möglichkeit 
Arbeit und Verdienft verfchafft, den anderen wahrhaft Armen und 
Mothleidenden aber von der Gemeinde die nöthige Unterftügung ges 
leijtet werde. 

$. 30. Polizeilihe Anordnungen, welche mit befonderen Koſten 
verknüpft find, hat der Vogt dem verfammelten Gerichte vorzutragen, 
und falls er bei deſſen Beſchluß ſich nicht beruhigen könnte, oder 
felbigen dem Beſten der Gemeinde nicht angemeffen finden follte, fo 
hat er die Entfcheidung der Sache bei der vorgefegten höheren Be: 
hoͤrde nachzuſuchen. Nur allein in ben Fällen, wo Gefahr auf dem 
Berzug ſchwebt, und wo die vorläufige Vernehmung des Gerichtes nicht 
möglich ift, kann der Vogt, auf feine Verantwortung, foldhe polizei: 
liche Anordnungen treffen, welche eine Koftenzahlung zur Folge haben. 

$. 31. Das Dienftz und Polizeiperfonale des Drtes fleht unter 
der Leitung und den Befehlen des Vogts. 

$. 32. Er kann im fich ergebenden Fällen die Vornahme von 
Hausfuhungen veranftalten. 

$. 33. Er ift befugt, gegen Uebertreter wegen Ungehorfams 
und Polizeifrevel Strafen zu erkennen und in Vollzug bringen zu 
laffen, und zwar: a)- Geldftrafen bis zum Betrag von einem Gulden, 
b) Sreiheitsftrafen in einem anftändigen bürgerlichen Gefängniffe bis 
zur Dauer von 24 Stunden. Gegen , Gerichtsmitglieder barf der 
Vogt nicht auf Gefaͤngniß, fondern nur auf Geldjtrafen erkennen. 

$. 34. Gegen die von dem Vogt oder feinem gefeglichen Stell: 
vertreter innerhalb der fo eben angeführten Grenzen feiner Etrafge: 
walt gefällten Erxkenntniffe fteht den Geftraften der Recurs, nach den 
beftehenden und künftigen Verordnungen über Recurfe, an das fürft: 
lihe Oberamt offen. 

$. 35. Ausgenommen von biefer polizeilichen Strafgewalt des 
Vogts find Staatsdiener, Geiftlihe, Schullehrer und herrfchaftliche 
Foͤrſter, infofern fie in ihrem Dienftbezirke eine Uebertretung begehen. — 
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Polizeifrevel aber, welche fie verüben, hat er feiner ihm vorgefegten 
Behörde zur weiteren geeigneten Verfügung anzuzeigen. 

8. 36. Polizeiliche Geldſtrafen, welche für gewiffe Uebertretungs— 
fälle fhon verordnungsmäaßig im Voraus beftimme find, werden von 
dem Vogt gegen jeden Uebertreter erkannt und vollzogen; mit ber 
Beihränkung jedoch, daß hinfichtlicy der Vollziehung gegen feine uns 
mittelbare Vorgefegte und den Ortsgeiſtlichen, die denfelben zunächft 
vorgefeste Behörde anzugehen ift. 

$. 37. Andere Vergehungen, namentlich) bedeutende "Gemeinde: 
befhädigungen, find bei den gewöhnlichen Gemeinderuggerichten abzu= 
wandeln, und falls fie deren Strafbefugniß überfteigen, bei der höhe: 
ten Behörde anzuzeigen. 

$. 38. Bei fchweren Vergehen oder Verbrechen, hat der Vogt 
zur Entdedung und Fefthaltung des Thäters unverzüglich Vorkehrung 
zu treffen, den Vorgang bei der höheren obrigkeitlichen Behörde ſogleich 
anzuzeigen und Sorge zu tragen, daß die vorhandenen Spuren des 
Verbrechens auf keinerlei Weiſe verlöfcht, vielmehr bis auf höhere 
Berfügung Alles im nämlichen Zuftande unverrüdt erhalten werde: 
Einen Verhafteten aber hat er mit Anwendung der gehörigen Vor: 
fihtsmaßregeln an die betreffende Behörde einliefern zu laſſen. 

$. 39. In allen vorkommenden bürgerlichen Nechtsftreitigkeiten 
hat der Vogt das Amt des Friedenrichters auszuüben, und es muß 
jeder Gemeindeangehörige, welcher gegen ein anderes Mitglied berfel: 
ben Gemeinde einen Prozeß erheben will, fein Vorhaben zuerft dem 
Drtsvorfteher muͤndlich anzeigen, welcher vorläufig Einficht und Kennt: 
niß von dem Rechtsſtreit nimmt, fodann die flreitenden Theile vor 
ſich ladet und nad Beſchaffenheit der Umſtaͤnde einen Verzicht des 
Klägers auf die Klage oder eine Anerkennung bderfelben von Seite 
bes Beklagten oder aber einen Vergleich zwifchen beiden Zheilen zu 
bewirken fuht. — Wird auf eine der vorbefchriebenen Arten ein 
Nechtöftreit erledigt, fo ift hierüber mit genauefter Angabe der feft: 
gefegten Bedingungen ein Protokoll zu fertigen, daſſelbe von den 
Partien zu unterzeichnen, und fofort von dem Vogt nad) vorheriger 
Beglaubigung mittelft Unterfchrift und Beidrüdung des Amtsfiegels 
forgfältig aufzubewahren. 

$. 40. Mißlingt aber der Verfuh, fo muß dem Kläger, zum 
Behuf der förmlichen Anftellung feiner Klage in fürftt. Juftizcanzlei, 
von dem Vogt ein Bericht oder Zeugniß hierüber mit Angabe ber 
Urfache des Mißlingens binnen längftens 8 Tagen ausgeftellt werden. 

$. 41. Sind die Partien aus verfchiedenen Gemeinden, fo hat 
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der Vogt, in beffen Bezirke der Beklagte den Wohnfig hat, das Amt 
des Friedensrichters zu verfehen. 

$. 42. Bürgerliche Rechtsftreitigkeiten aber, bie fich zwifchen 
einer Gemeinde und einem ihrer Mitglieder oder zwifchen einer Ge: 
meinde und den Mitgliedern einer anderen oder endlich zwifchen ver— 
fhiedenen Gemeinden erheben, find zunaͤchſt in der fürftt. Juſtizcanz⸗ 
lei anzubringen; ebenfo gehören Klagen gegen Staatsdiener, Geiftliche 
und andere von den gewöhnlichen Ortsgerichten befreite Perfonen uns 
mittelbar vor die betreffende höhere Behörde. 

$. 43. In dringenden Fällen ift der Vogt befugt und auf Ans 
rufen verpflichtet, Perſonal- oder Realarreft vorläufig anzulegen, Ber 
weife zum ewigen Gedädhtniß urkundlich aufzunehmen und polizeiliche 
Vorkehrungen gegen Ausbrüdhe von Selbfthilfe zu treffen. 


Abfhnite IV. Bürgerausfhuß. 


8. 44. Zu Vertretung der Bürgerfchaft gegenüber von dem bie 
Öffentliche Verwaltung führenden Gerichte ift, anftatt der bisherigen 
Gemeindedeputirten oder Vierern, ein beftändiger Bürgerausfhuß 
angeordnet. 

$. 45. Diefer Bürgerausfhuß wird von. der Buͤrgerſchaft aus 
ihrer Mitte gewählt; die Zahl feiner Mitglieder beflimmt fich in jeder 
einzelnen Gemeinde nad) der Zahl der Glieder des Gerichtes mit Ein: 
ſchluß des Vogts. Zur MWählbarkeit werden diefelben Eigenfhaften, 
wie zum Sig im Gerichte, erfordert. — Der Bürgerausfhuß wird 
je auf zwei Jahre gewähle. Alljaͤhrlich hat die Hälfte deffelben aus: 
zutreten. Diefer Austritt wird das erftemal durch das Loos entfchie= 
den, nachher aber gefchieht er durch die Meihenfolge. — Die aus: 
tretenden Mitglieder Eönnen erft nach Sahresfrift wieder gewählt wer: 
den, find aber zur Annahme der Stelle erft nah Verfluß zweier 
Sahre (vom Austritte an zu rechnen) verbunden. 

$. 46. Gerichtsmitglieder als folche können nicht in den Bür- 
gerausfhuß gewählt werben. 

$. 47. Verwandtſchaftliche Verhäftniffe zu dem Vogt und ben 
Richtern oder zu anderen Mitgliedern des Ausſchuſſes find fein Hin— 
derniß der Wählbarkeit. 

$. 48. Wird einem Mitgliede des Bürgerausfchuffes ein Ges 
meindeamt übertragen, fo bat daffelbe für den Fall der Annahme bie: 
fes Amtes aus dem Bürgerausfchuffe zu treten. 

$. 49. Jeder Bürger iſt als folcher verbunden, bie auf ihn 
gefallene Wahl unweigerlich anzunehmen, und nur derjenige kann 
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ſolche ablehnen, ber biefe Stelle die gefegliche Zeit über ſchon beklei⸗ 
det ober ber das Vogt- oder Richteramt drei Jahre lang verfehen 
hat oder endlich der wegen aͤrztlich erwiefener Kränklichkeit eine Ent: 
fhuldigung beibringt. 

$. 50. Die Wahl erfolgt unter Leitung des Vogts mit Zu: 
siehung von zwei Urkundsperfonen, welche für das erflemal die zwei 
älteften Gemeindevierer find; in Zukunft aber follen diefe Urkunde: 
perfonen von dem Bürgerausfhuffe aus der austretenden Hälfte ſei— 
ner Mitglieder erwählt werden. 

$. 51. Die Wahl gefchieht mittelft förmlicher Stimmzettel nach 
der Stimmenmehrheit der Bürger, mit Ausfchluß der Gerichtömitglieder. 

$. 52. Die Gemwählten find der Gemeinde öffentlich befannt zu 
machen und fofort durch den Drtsvorfteher in Gegenwart von zwei 
Urkundsperfonen auf dem Rathhaufe dahin zu beeidigen, daß fie den 
ihnen durch gegenwärtige Verordnung vorgezeichneten Pflichten getreus 
lich nachkommen werben. 

$. 53. Der Bürgerausfhuß wählt aus feiner Mitte nad Stim: 
menmehrheit einen Obmann. Sein Amt dauert zwei Sabre; er ift 
nad deren Ablauf wieder wählbar. — Der Obmann iſt zwar befugt, 
aud ohne Zufammenberufung von Seite des Drtsvorftandes den Aus: 
ſchuß zu verfammeln, hat aber dem Vogt vorerft über den Drt, bie 
Zeit und den Gegenftand der ftattzufindenden Verfammlung die 
Anzeige zu machen. 

$. 54. Wird eine Stelle im Ausfchuffe durch Tod oder Ent: 
laffung eines Mitgliedes fehs Monate vor Ablauf der gefeglichen 
Dienftzeit erledigt, jo wird vom Ausfchuffe ein Stellvertreter erwaͤhlt, 
deſſen Stellvertretung nur bis zur nächften regelmäßigen, bei Erneue: 
rung bes Bürgerausfchuffes eintretenden, Wahl dauert. Der bei bie: 
fer Wahl Gewählte tritt zu ber Zeit wieder aus, in welcher derjenige, 
an beffen Stelle er gewählt ift, auszutreten gehabt hätte. — Bei 
einer fpäteren Erledigung unterbleibt die Wahl eines Etellvertreters. 

$. 55. Bei wichtigen, das Intereſſe der ganzen Gemeinde be: 
treffenden, Angelegenheiten ift der Ortsvorftand, Vogt und Gericht, 
verbunden, die Zuftimmung des Bürgerausfhuffes einzuholen, insbes 
fondere 1) bei Regulirung des Gemeindeetats Über die jährlichen Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben und der hiezu etwa erforderlichen Umlagen; 
2) bei unvorhergefehenen größeren Ausgaben, welche den Etat berges 
ftalt überfteigen, daß eine neue ober erhöhte Umlage nöthig wird; 
8) bei folchen Verleihungen oder fonftigen Verträgen über Gemeinde: 
einkünfte, welche nicht im Wege des öffentlichen Aufſtreichs gefchehen ; 
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4) bei Vornahme von Qulturveränderungen des Gemeindegutes im 
Ganzen oder einzelner Theile deffelben, als 3. B. beim Umbruch von 
Allmenden und dergl.; 5) bei allen Verträgen mit einzelnen Mit: 
gliedern des Gerichtes, ohne vorgängigen Auf- oder Abftreidh; 6) bei 
außerordentlichen Belohnungen, Verehrungen oder fonftigen Begünfti: 
gungen für einzelne Mitglieder des Gerichtes; 7) bei allen und jeden 
Nachläffen von richtig befundenen und einbringbaren Forderungen der 
Gemeinde; 8) bei allen und jeden Befchlüffen, wodurd der Gemeinde: 
etat bleibend verändert, der Vermoͤgensfond der Gemeinde und deſſen 
Ertrag für die Zukunft vermehrt oder vermindert wird, ſowie auch 
9) bei Feftjegung von Befoldungen für Gemeindediener. 

$. 56. Endlich muß der Ausfhuß aud zur Prüfung der Ger 
meinderechnungen beigezogen und feine Bemerkungen, Wünfche und 
Beſchwerden follen zu Protokoll genommen werden. 

$. 57. In den Fällen nun, in melden bie Zuftimmung des 
Ausfhuffes zur Wirkfamkeit eines gerichtlichen Befchluffes erforderlich 
ift, hat der Vogt denfelben in die Gerichtsfigung zu berufen, ihm 
den Gegenftand der Berathung und die Anficht des Gerichtes zu ers 
Öffnen und feine Meinung zu vernehmen. Bei einer folhen Ber: 
fammlung haben fih, wenn die Verhandlung gültig fein foll, wenig: 
ſtens zwei Drittheile mit Einfchluß des Obmannes einzufinden. 

$. 58. Wenn die Mehrheit der erfchienenen Ausfchußmitglieder 
mit dem Gerichte einverftanden ift, fo wird die Erklärung derfelben in 
das Protokoll eingetragen und von dem Obmanne fammt den zwei 
älteften Ausfchußmitgliedern unterzeichnet. 

$. 59. Iſt der größere Theil des Ausfchuffes gegen den Antrag 
des Gerichtes, fo ift die Verweigerung der Zuftimmung gleichfalls in's 
Protokoll aufzunehmen, und der zu berathende Gegenftand hat-nun 
entweder in feinem vorigen Zuftand zu verbleiben, oder aber, wenn 
e8 die Dringlichkeit der Sache erfordert, fo foll diefelbe der ganzen 
Gemeinde durch den Drtsvogt vorgetragen und fodann zur Abſtim— 
mung gefchritten werden. 

8. 60. Betrifft aber die Frage, worüber verfchiedene Anfichten 
zwifchen Gericht und Ausfchuß. herrfchen, die Abweichung von gefeß- 
lichen Verwaltungsvorfchriften, fo ift nur das Gefeg in Anwendung 
zu bringen und eine Abflimmung der ganzen Gemeinde findet Bier 
nit Statt. 

$. 61. Uebrigens verfteht es fich von felbjt, daß bie von Ge: 
richt und Ausſchuß gefaßten Befchlüffe über Gemeindeangelegenheiten, 
weiche fi überhaupt zur Kenntniß der Stantsbehörden eignen, zu 
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ihrer Gültigkeit mit der Genehmigung der betreffenden obrigkeitlichen 
Behörde verfehen fein müffen. 


Abfhnite V. Gemeindeverfammlunsg. 


$. 62. Die Bürgerfchaft hat keinen unmittelbaren Antheil an 
der Öffentlichen Verwaltung ($. 3) und darf ohne Berufung des Orts: 
vorftehers fid) nicht verfammeln ($. 25). Sie wird aber dem Gerichte 
gegenüber durch den beftändigen Bürgerausichuß auf die im Abfchnitt IV, 
beftimmte Weile vertreten. 

$. 63. Eine Gemeindeverfammlung muß Statt haben: 1) wenn 
von einer obrigkeitlichen Behörde die Vernehmung der Gemeinde bes 
fohlen wird... 2) Wenn von dem Drtsvorftcher bei Meinungsverfchier 
denheit des Gerichtes und des Bürgerausichuffes der Gegenftand der 
Gemeinde zur Entfdeidung vorgelegt werden muß. 3) Auf Antrag 
bes Gerichtes oder des Bürgerausfchuffes oder einer Anzahl von Bürs 
gern aus der übrigen Bürgerfchaft, die der Zahl der Mitglieder des 
Gerichtes und des Ausfchuffes zufammengenommen gleidy koͤmmt, wenn 
im Namen und aus Aufteag der Gemeinde eine Bitte oder Vorftel: 
lung an den Randesheren oder die Staatsbehörden gerichtet und zus 
vor die Gemeinde um ihre Zuftimmung vernommen werden foll. Im 
einer folhen Bitte, Vorftellung oder Beſchwerde muß ausdrüdlich der 
Zuftimmung der Mehrheit der Gemeinde gedacht fein, um als eine 
Bitte oder Vorftellung der Gefammtheit angefehen werden zu können. 
4) Auf die fchriftliche, von wenigſtens ebenfo viel Mitgliedern der 
Gemeinde, als das Gericht und der Ausſchuß mit einander ftark find, 
unterzeichnete Anzeige bei der Landesregierung, daß fie Beſchwerden 
gegen die Amtsführung und Verwaltung des Vogts oder des Gerichtes 
oder des Ausfchuffes zu führen hätten, und auf ihre Bitte, die Ge: 
meinde zu vernehmen, ob fie diefe Befchwerden als Gemeinbebefchiver: 
den unterfucht wiffen wolle, hat die VBerwaltungsftelle felbft die Gemeinde, 
verfammeln zu laffen und in Abwefenheit derjenigen, gegen welche die 
Befchiwerde gerichtet ift, zu vernehmen. Wird durch die Gemeindever: 
fammlung die Befchtwerde nicht als Gemeindebefchwerde erkannt, fo haben 
diejenigen, welche die Berfammlung veranlaßten, die Koſten zu tragen. 

$. 64. Eine blos von einzelnen Bürgern bei den Staatsbehör: 
den eingereichte nicht auf die im obigen $. 63 bezeichnete Art zu 
Stande gefommene Bitte, Borftellung _oder Beſchwerde wird nicht 
als Sache der Gemeinde, fondern nur der Einzelnen, welche die Bor: 
ftellung unterzeichnet haben, angefehen und von den — 
Stellen nach Beſchaffenheit der Sache erledigt werden. 
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$. 65. Zum Erfheinen bei der Gemeindeverfammlung find alle 
Gemeindebürger berechtigt und verpflichtet, die in der Gemeinde ihren 
ftändigen Wohnfig haben; ausgefchloffen davon find jedoh: a) alle 
jene, welche das 25ſte Jahre noch nicht zurüdgelegt haben; b) bie 
unter VBormundfchaft flehen; ©) die durch eigene Verfhuldung in Gant 
gerathenen Ortsbürger; d) die wegen Griminalverbrechen entweder ab: 
geftraft wurden oder in Unterfuchung geftanden, ohne förmlich freiges 
fprochen worden zu fein, und endlich e) alle diejenigen, welche unge: 
feglihe Verfammlungen veranlaffen oder welche duch Erregung von 
Lärmen oder Unruhen bei verfammelter Bürgerfchaft, durch Aufhetzung 
zum Ungehorfam gegen herrfchaftliche Befehle oder gegen die Orts— 
vorgefegten oder fonft auf andere Weiſe, ihre bürgerlichen Befugniffe 
mißbrauden follten. : 

8. 66. Jeder Bürger muß bei ben ordentlich zufammenberufes 
nen Gemeindeverfammlungen erfcheinen, wenn er fein Ausbleiben nicht 
gefegmäßig entfchuldigen kann. Abwefende Eönnen durch Bevollmädy: 
tigte nicht vertreten werden. - 

8. 67. Der Vogt kann, mit Zuftimmung des Gerichtes, Strafen 
des nicht gerechtfertigten Ausbleibens anfegen, deren Betrag jedoch 
einen Gulden nicht überfchreiten barf. 

$. 68. Zur Gültigkeit eines Gemeindefchluffes wird erfordert: 
1) daß fämmtliche fimmfähige Bürger zeitig zur Gemeindeverfamm: 
lung gehörig eingeladen worden, 2) daß wenigftens zwei Drittheile 
davon erfchienen find, und 3) daß mehr als die Hälfte der Stimmen 
aller in der Gemeindeverfammlung anmefenden Bürger fi für eine 
Meinung entfchieden hat. 


Abfhnitt VL Bon dbem Rehnungswefen und dem 
Steuereinzug. 


$. 69. Saͤmmtliche Gemeinderehnungen follen von ben hiezu 
aufgeftellten und beeidigten Bürgermeiftern, Gemeinderechnern und 
Dflegern, bei ihrer DVerantwortlichkeit und Dafürhaftung, auf das 
genauefte und deutlichfte geführt, mit den erforderlichen Beilagen ver: 
fehen, auch alljährlich, nad) Maßgabe der beftehenden Verordnungen, 
richtig geftellt und abgehört werden. — Bon ber oberamtlichen Bes 
hörde ift dafür zu forgen, daß jede Gemeinde durch öffentliche Vor— 
legung der Gemeinderehnung fowie der Heiligen= oder fonftigen Stif: 
tungsrechnungen, jedes Jahr über die getreue Verwaltung und Ver: 
wendung ihres Vermoͤgens eine vollftändige Kenntniß und Ueberficht 
erhalte, forwie au, daß bie etwa gegen die Nechnungsführer erhobe: 
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nen Befchwerden ungefäumt und rechtlicher Ordnung nad unterfucht 
und erledigt werben. 

$. 70. Alle und jede unnöthigen ber Gemeinde zum Schaden 
gereichenden Ausgaben follen bei Strafe des Wiedererfages und ſtrenger 
Ahndung vermieden werden; insbefondere follen alle überflüffigen Tage: 
Löhne fowie alles Zehen und Zehren auf Koften der Gemeinde für bie 
Zukunft gänzlich und bei namhafter Strafe abgefchafft fein. 

$. 71. Die zur allgemeinen Landesfteuercaffe zu entrichtenden 
jährlichen Anlagen fowie die etwa erforderlichen Ertrafteuern zu Mitte 
tärausgaben, Kriegspräftationen und dergl., find mit den gewöhnlichen 
Gemeindeausgaben durchaus nicht zu vermifchen, fondern felbige follen 
duch einen hiezu eigens aufgeftellten und beeidigten Steuereinnehmer 
oder Einzieher in den beflimmten Zerminen, unter beftändiger fleißi: 
ger Auffiht und Leitung des Drtsvorftandes, befonders eingezogen und 
in die Landescaffe eingeliefert, auc darüber eigene Rechnung geführt 
und diefe alljährlich zur Kenntnif der Gemeinde gebracht werden. — 
Ueber das Steuerwefen überhaupt, als eine nicht nur für jede einzelne 
Gemeinde, fondern für das ganze Land hoͤchſtwichtige Angelegenheit, 
find die bereits beftehenden Verordnungen und Borfchriften fowie die 
ferner mit Zuziehung der Randesdeputirten hierüber bekannt zu machens 
den Berfügungen und Regulative, von den Ortsvorftehern zum Beften 
ihrer Gemeinden ſtets auf das genauefte zu befolgen, damit nicht 
gegen die Saͤumigen mit den nöthigen und unausbleiblichen Zwangs⸗ 
mitteln verfahren werden müffe. 


Abfhnitt VIL Bon den Gemeindebeputationen,und von 
den Gemeindedienern. 


$. 72. Zu Vermeidung aller unnöthigen Ausgaben follen, nad) 
Maßgabe Längft beftehender Verordnungen, die Namens der Gemeinde 
erfcheinenden Deputationen aus nicht mehr als drei Mannern beftehen 
und zwar in ber Negel aus dem Vogt oder beffen Stellvertreter, 
einem Bürgermeifter oder Richter und einem Deputirten aus dem 
Bürgerausfhuffe. — In befonderen Fällen, wo Beſchwerden gegen 
den Drtsvorftand oder das Gericht anzubringen wären, haben die De: 
putationen dennoch niemals in mehr als drei Männern aus der Ge: 
meinde zu beftehen, wo hierauf, nad) Befchaffenheit des Anbringeng, 
von Seite der betreffenden obrigkeitlihen Behörde die Vorkehrung zu 
gleichbaldiger Erledigung folcher Gemeindeangelegenheiten getroffen wer— 
den fol. : 

$. 73.  Sämmtliche Gemeinde: oder Fledendienfte find mit recht⸗ 
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fhaffenen, vertrauten und zu ihren Obliegenheiten ganz tauglichen 
Männern zu befegen; daher die Vergebung eines folchen Dienftes, auf 
kurze oder längere Zeit, blos im Abftreih an den Mindefinehmenden, 
ohne Rüdficht auf deffen Tauglichkeit, fernerhin nicht geflattet werden 
darf, da fonft meift nur unfähige und unvertraute Perfonen, zum 
größten Nachtheil der Gemeinde, zu folchen Dienften gelangen. Durch 
fortwährende genaue oberamtliche Auffiht ift für die Zukunft allem 
derlei gemeinichädlichen Unfug Einhalt zu thun. 


Abſchnitt VII. Vorſorge der Drtsvorgefesten für Ver: 
befferung des Gemeindehaushaltes. Oberamtlihe Rug— 
gerihte. Vollzug diefer Verordnung. 


$. 74. Der Drtsvorftand und das gefammte Gericht haben uns 
abläffig auf das gewiffenhaftefte dafür zu forgen, daß die Gemeinde 
in jeder Beziehung und in allen Vorkommenheiten vor Nachtheil und 
Schaden möglichft verwahrt bleibe, daß fie von der auf ihr haftenden 
Scyuldenlaft befreit und ihr Vermögen fo viel immer möglich ver: 
mehrt und verbeffert werde, damit fie defto eher in den Stand komme, 
die nöthigen Gemeindeausgaben für Erhaltung der Wege und Stege, 
Herftellung der Rathhaus- und Schulgebaude, der Feuerlöfhungsges 
räthe, der Brunnen: und Wafferleitungen und überhaupt alle Ge: 
meindeanftalten und Bedürfniffe aus dem Gemeindeeintommen zu 
beftreiten, ohne diefer wegen befondere Umlagen oder Steuern von den 
einzelnen Bürgern einziehen zu müffen. 

$. 75. . Du defto ficherer Handhabung aller objtehenden das ge: 
meinfame Befte Unferer Unterthanen bezwedenden Anordnungen, und 
zu ungefäumter Abftellung der fich hie und da etiva einfchleichenden 
Mißbraͤuche, follen nad VBefchaffenheit der Umftände in den einzelnen 
Gemeinden, in fhidlichen Zeiträumen, oberamtlihe Ruggerichte ab: 
gehalten und dabei alle nöthigen Verfügungen zu Fortführung einer 
gutgeregelten Gemeindeverwaltung getroffen und in Anwendung ge: 
bracht werden. 

$. 76. Mit Vollziehung diefer Unferer gnädigften Verordnung 
beauftragen Wir hiemit Unfere fürftlihe Negierung. — Alljaͤhrlich 
foU vor verfammelter Gemeinde an einem hiezu ſchicklichen Tage diefe 
Verordnung oͤffentlich vorgelefen werden, und bie Drtseinwohner find 
zu deren pflihtmäßigen Nachachtung von dem Ortsvorſtande zu er- 
mahnen. — Wir verfehen Uns auch gnädigft zu fämmtlichen Orts: 
vorgefegten, Richtern und Gemeindegliedern fowie zu allen Unferen 
getreuen Unterthanen, daß fie zu Beförderung ihres eigenen Wohljtan: 
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bes, und zum allgemeinen Beſten, dieſe Unfere Anordnungen auf 
das genauefte zu befolgen-fich befleißigen werden. 
So gegeben Hechingen den 19. October 1833. 


Friedrich, 
Fürſt zu Hohenzollern: Hechingen. 





Hobenzollern-Sigmaringen. 


Sandesfürftliches Gefetz über die Verfaffung und Berwal- 
tung der Gemeinden. 


R arl von Gottes Gnaden fouverainer Fuͤrſt zu Hohenzollern : Sigs 
maringen ꝛtc. ꝛc. In Gemäßheit des $. 42 der Verfafjungsurkunde, 
wonach die innere Verfaffung der Gemeinden durch ein befonderes 
Gefeg geordnet werden fol, haben Wir nad) Anhörung Unferer ge: 
heimen Gonferenz und mit Zuftimmung Unferer getreuen Ständever: 
fammlung anzuordnen und zu verfügen befunden, wie folgt: 


Zitel I. Allgemeine Beftimmungen, 

$. 1. Die gegenwärtig beftehende Bildung und Zufammenfegung 
ber Gemeinden wird beibehalten, fo weit nicht künftig nad) den Beſtim— 
mungen des gegenwärtigen Gefeges ($. 3— 5) Abänderungen eintreten. 

$. 2. Die Bewohner einer Stadt = oder einer Landgemeinde find 
entweder Gemeindebürger, oder Beifiger (Bürgerrechtögefeg $. 28) oder 
flaatsbürgerliche Einwohner (Bürgerrechtögefeg $. 4 und 17). 

$. 3. Waldungen und andere Güter, die feither Eeiner Ortsge— 
markung zugehört und feine eigene Markung gehabt haben, find der 
nächftgelegenen Gemeinde zuzutheilen. — Höfe und anderes Grund: 
eigenthum mit eigener Markung bleiben als- eigene Gemarkungen aud) 
ferner beftehen. — Sie können aber aud unter Einwilligung der 
Betheiligten mit anftoßenden Ortsgemarkfungen unter Staatsgenehmi: 
gung verbunden werden. — Die Berhältniffe diefer abgefonderten 
Gemarkungen und ihrer Einwohner werden unten $. 143—-147 näher 
beftimmet werden. 

$. 4. Keine beflehende Gemeinde kann aufgelöft, und feine 
neue gebiltet werden, außer nad) Einvernahme der Berheiligten und 
mit Genehmigung der Staatsbehörde. 

8. 9. Die neu zu bildende Gemeinde muß ben Befig einer ab» 
gefonderten Gemarkung nachweifen. — Einzelne Weiler und Hof: 
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güter, bie feither mit einer Gemeinde vereinigt waren, können, wenn 
fie eine eigene Gemarkung haben, ſich mit einer anderen Gemeinde 
mit deren Einwilligung und unter Staatsgenehmigung verbinden. 

$. 6. Jede Gemeinde hat das Recht, die auf den Gemeinde: 
verband ſich beziehenden Angelegenheiten zu beforgen, und ihr Ber: 
mögen felbftftändig zu verwalten. 

$. 7. Die Verwaltung der Gemeinden unterliegt dem Auffichte: 
rechte des Staates nach Maßgabe der un der gegenwärtigen 
oder künftiger Gefege. 


Titel IE. Bon den Berwaltungöftellen und deren Bildung. 


$. 8. Die Berwaltung in jeder Gemeinde ift dem Gemeinde: 
rath anvertraut. Er befteht aus dem Bürgermeifter und den Ge: 
meinderäthen. Ä 

$. 9. Neben dem Gemeinderath befteht in jeder Gemeinde ein 
Bürgerausfhuß und die Gemeindeverfammlung. 


Gapitell. Bon dem Gemeinderath. 


$. 10. Die Zahl der Gemeinderäthe foll betragen in Gemein: 
den von 150 Activbürgern und darüber 10, von 100—-149 8, von 
50—99 6, von 20—49 4, unter 20 3. 

$. 11. Der Bürgermeifter und die Gemeinderäthe werben von 
der Gemeindeverfammlung gewählt und der erftere in den Städten 
von ber Landesregierung, in allen übrigen dem Amte untergebenen 
Drten aber von dem Bezirtsamte namens der betreffenden Gerichts: 
herrſchaft beſtaͤtigt. — Wird von der beftätigenden Behörde ber 
Gewählte perfönlih nicht qualificirt oder der Wahlact formwidrig 
gefunden, fo findet eine neue Wahl flat. — Die Wahl der Ge: 
meinderäthe. ift dem vorgefegten Bezirksamte anzuzeigen, welchem das 
Beftätigungsrecht infofern zufteht, als es die gefegliche Befähigung 
der Gemwählten ($. 13) zu prüfen und für etwa nicht hinreichend Be: 
fähigte. eine neue Wahl durch den Bürgermeifter anzuordnen hat. — 
Die Wahl des Bürgermeifters leitet das Bezirksamt, die der Ge: 
meinberäthe der Bürgermeifter, In beiden Fällen find das aͤlteſte 
und das jüngfte Mitglied der Verfammlung als Urkundsperfonen bei: 
zuziehen. — Zur Gültigkeit der Wahl wird erfordert, daß fämmt: 
liche Wahlberechtigte dazu durch öffentliche Bekanntmachung wenigftens 
3 Tage vor der Wahl vorgeladen und daß mwenigftens zivei Drittheile 
derfelben erfchienen find. Bei der Bekanntmachung muß die Zeit be: 
ſtimmt werden, innerhalb welcher die Abftimmung zu gefchehen hat. 
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Mac Ablauf der beftimmten Frift wird die Wahlhandlung gefchloffen. — 
Bei der Wahl des Bürgermeifters gilt derjenige für erwählt, auf wel: 
chen die meiften Stimmen gefallen find, vorausgefest, daß er wenig— 
ſtens ein Drittel der Stimmen aller Wahlberechtigten erhalten hat. 
Kann diefes Nefultat duch die Abflimmung nicht erreicht werden, 
oder mird der Gewählte von dee Staatsbehoͤrde nicht beftätigt, fo 
muß zu einer weiteren Mahl gefchritten werden, zu welcher die Ein: 
ladung auf die vorgefchriebene MWeife zu gefchehen hat und wobei ber 
wegen Abgang perfönlicher Dualification Nichtbeftätigte nicht mehr 
wählbar if. — Kann die Anzahl ber Bürger durch drei nicht ge: 
theift werden, fo werden eine oder nad) Umfländen zwei Stimmen 
von der Gefammtzahl abgezogen. Erhalten mehrere gleiche Stim: 
menzahl, fo ift eine zweite Wahl vorzunehmen, mobei nur zwiſchen 
denen, welche Stimmengleichheit gehabt haben, gewählt werden darf. — 
Ergibt fich wieder Stimmengleihheit, fo entfcheidet die Beftätigung 
der Staatsbehörde. — Jeder Wahlberechtigte gibt feine Stimme = 
für die VBürgermeifterwahl einzeln, ohne daß er von dem übrigen ges 
hört werden ann, in das Wahlprotöfoll. Die Abftimmungen find 
von der Wahlcommiffion geheim zu halten. — Bei der Wahl ber 
Gemeinderäthe entfcheidet relative Stimmenmehrheit der erfchienenen 
Mahlberechtigten. Haben mehrere gleihe Stimmen, fo entfcheidet 
das Roos. — Die Teftätigung des Bürgermeifters kann nur dann 
erfolgen, wenn das betreffende landes- oder flandesherrliche Rentamt 
über die Wahl mit feiner Erklärung vernommen ift und feine 
etwaigen Einwendungen 'gegen die Perfon des Gemwählten durch Ent: 
fcheidung der Negierungsbehörde als unbegründet verworfen worden find. 

$. 12. Wahlberechtigte find fümmtlihe Activbürger der Ge: 
meinde ($. 3-des Bürgerrechtögefeges). Ausgenommen find: die 
Entmündigten, Mundtodten und in Gant Gerathenen, fowie biejeni: 
gen, welche eine Zuchthausftrafe erftanden haben; ferner diejenigen, 
welche aus Gemeindemitteln oder Localftiftungen ftändige Unterftügung 
erhalten, auch jene, welche ihren fländigen Wohnfig außerhalb des 
Gemeindebezirkes haben (Bürgerrechtsgefeg $. 84). 

$. 13. Waͤhlbar find alle activen Gemeindebürger. — Aus: 
genommen find und Finnen nicht gewählt werden diejenigen, 1) die 
das 25ſte Lebensjahr nicht zurückgelegt haben; die Entmündigten, Mund: 
todten und in Gant Gerathenen; 3) die mit dem Bürgermeifter oder 
einem anderen Mitgliede des Gemeinderaths in auf= oder abfleigen- 
der oder im zweiten oder dritten Grad der Seitenlinie verwandt oder 
verfchwägert find. Hienach Eönnen Vater und Sohn, Großvater und 
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Enkel, Schwiegervater und Tochtermann, Brüder und Schwäger, Oheim 
und Meffe nicht zu gleicher Zeit im Gemeinderath figen, ebenfo auch 
nicht die Ehemänner nod) lebender Schweftern. — Werden fo vers 
wandte oder verfchiwägte Gemeinderäthe in einem Wahlact gewählt, 
fo entfcheidet die geringere Stimmenzahl für den Austritt. Schon 
vorhandene und bleibende Gemeinderäthe fchließen diefe ihre Verwandte 
und Verfchwägerte von der Wahl aus. 4) Die Soldaten im wirk 
lichen Dienfte. 5) Alle, welche eine Zucht: oder Arbeitshausftrafe 
erftanden haben oder durch früheres Erkenntniß von der Wahlbarkeit 
ausgefchloffen worden find. 6) Diejenigen, welche eine ftändige 
Armenunterftügung aus Gemeindemitteln oder localen Stiftungen er: 
halten, fo lange fie im Genuffe diefer Unterflügung ftehen. 7) Wenn 
ein als Bürgermeifter Gewählter das MWirthfchaftsgewerbe treibt, fo 
kann er-nur beflätigt werden, wenn er fein Gewerbe niederlegt. In 
dringenden Fällen kann jedoch von diefer Vorfchrift durch die Landes: 
regierung dispenfirt werden, wenn der Gewählte zwei Drittel ber 
Stimmen aller Wahlberechtigten vereinigt hat oder fein fonftiges ges 
eignetes Subject in der Gemeinde zu finden if. 8) Gemeindebürger, 
die zugleich als Staatsdiener oder ftandes= oder grundherrlihe Be: 
amte, als Drtsgeiftliche oder Schullehrer angeftellt find, koͤnnen die 
auf fie gefallene Wahl alsdann annehmen, wenn fie ihre Stellen 
niederlegen ober die Erlaubniß ihrer Dienftbehörde erhalten ($. 81 des 
Bürgerrechtögefeges). 

| $. 14. Das Amt des Bürgermeifters und der Gemeinderäthe 
dauert 6 Fahre, jedoch vorbehaltlich des Abkündigungsrechtes der Ges: 
wählten nah 3 Jahren, in Gemäßheit des $. 81 des Bürgerrechte: 
gefeßes. Der Austretende ift wieder wahlbar. — Der Gemeinderath 
wird alle 3 Jahre zur Hälfte erneuert. — Wird die Stelle eines 
Gemeinderaths durch den Tod oder Austritt 6 Monate vor dem Ab: 
lauf der gefeglihen Dienftzeit erledigt, fo haben der Gemeinderath 
und der Ausfhuß zufammen einen Stellvertreter für ihn zu wählen, 
deffen Stellvertretung nur bis zur naͤchſten regelmäßigen, bei Erneue⸗ 
tung des Gemeinderaths eintretenden Wahl dauert. — Erfolgt bie 
Erledigung fpäter, fo findet feine Stellvertretung ftatt. 

8. 15. Jeder Gewählte muß die auf ihn gefallene Wahl ans 
nehmen, wenn ihm nicht einer der in $. 81 des Bürgerrechtsgefeges 
enthaltenen Befreiungsgründe zu Statten kommt. — Zerner können 
die Wahl ablehnen diejenigen, welche die Stelle, für welche fie ges 
wählt find, fhon 3 Jahre verfehen haben. Jedoch fteht ihnen die 
Befugniß, die Wahl aus dieſem Grunde abzulehnen, nur 3 Jahre, 
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von ber Zeit ihres Austrittes an, zu; nachher und bis nad) zurück 
gelegter A2jähriger Dienftzeit ald WBürgermeifter oder Gemeinderath 
tritt die Pflihte zur Annahme wieder ein. — Die Bermweigerung 
ber Annahme der auf einen Gemeindebürger gefallenen Wahl, felbft 
wenn er nur ald Stellvertreter gewählt worden ift (8. 14), ohne ge: 
nuͤgende Entfhuldigungsgründe, zieht die Erlegung eined Beitrages 
von 25 bis SO fl. in die Ortsarmencaffe nach fich. 

$. 16. Wird die Stelle des Bürgermeifters durch den Tod oder 
Austritt erledigt, fo muß binnen 4 Wochen zu einer neuen Wahl 
gefchriiten werden. Das Nämlihe tritt auf den Antrag des Ge: 
meinderath8 oder Bürgerausfhuffes ein, wenn die Krankheit des 
Bürgermeifters 6 Monate dauert. — Bleibt der Bürgermeifter über 
die von der Staatsbehörde und dem Gemeinderath ihm bemilligte 
Urlaubszeit aus und kehrt er in dem ihm zur Ruͤckkehr weiter anbe: 
raumten Termin nicht zurüd, fo hat der Gemeinderath nach Ver: 
nehmung des Bürgerausfchuffes bei der Staatsbehörde den Antrag 
zu ftellen, daß der Dienft als erledigt erklärt und eine neue Wahl 
angeordnet werbe. — Auf den im öffentlihen Dienft Abmwefenden 
findet diefe Vorfchrift Beine Anwendung. — Bei Abwefenheit oder 
Berhinderung des Bürgermeifters verfieht derjenige Gemeinderath deſſen 
Stelle, der die meiften Stimmen bei der Wahl erhalten hat, fofern 
er nicht zugleich” Gemeinderechner ift, in welchem Falle der Naͤchſtfol⸗ 
gende einzutreten hat. 

$. 17. Die Rathsſchreiberei wird mit Zuſtimmung bes Ge: 
meinderaths und Ausfhuffes in der Regel von dem Bürgermeifter 
gegen angemeffene Belohnung beforgt werden; nur find ihm in diefem 
Kalle zu Führung der Protokolle und anderer derlei Verhandlungen 
Urkundsperfonen beizugeben. — Wo bdiefes nicht der Fall ift, wird 
ber Mathefchreiber von dem Gemeinderat unter Zuflimmung bes 
Ausfhuffes aus der Zahl ber Gemeindebürger auf längere oder Für: 
zere Zeit ernannt. Nach Ablauf Siefer Zeit kann der Abtretende 
wieder angeftellt werden. — Schullehrer Eönnen, jedody nur nad) 
erlangter Erlaubniß der oberen Schulbehörde, welche jederzeit wider: 
ruflich ift, die Rathefchreiberftelle erhalten, auch wenn fie nicht Ge: 
meindebürger find, — Wenn der Rathsfchreiber aus den Mitgliedern 
des Gemeinderaths mit Ausfhluß des Gemeinderechners ernannt 
wird, fo behält er die ihm als Nathsmitglied gebührende Stimme. — 
Die Anftellung der niederen Gemeindediener, ald Rathsdiener, Orts: 
polizeidiener, Nachtwaͤchter, Hirten zc., fleht dem Gemeinderath zu. 
Die Drtspolizeidiener und Feldwächter unterliegen der bezirksamtlichen, 
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bie Forfiwarthe und Feldſchuͤtzen ber bezirks- und forflamtlichen Be- 
flätigung. Die Drtspolizeidiener und Feldwächter können nur mit 
Genehmigung des Bezirksamtes entlaffen werden. 

$. 18. Die Bürgermeifter, Gemeinderechner und Rathsſchreiber 
erhalten eine fire den Kräften der Gemeinde und dem Umfang ber 
Geſchaͤfte angemefjene Befoldung, wogegen fie alle und jede Dienft- 
verrichtungen in Gemeindefahen inner ihres Amtes und Wohnortes 
ohne weitere Anrechnung zu beforgen haben. — Die Größe wird 
über Einvernahme des Gemeinderarhs und Ausfchuffes von der Lan— 
besregierung fejtgefegt. — Die bisherigen unfländigen Befoldungs: 
theile werden zu der Gemeindecaffe bezogen, fo lange, als deren Er: 
hebung nicht aufhört. Der Gehalt wird jedesmal auf die Dauer ber 
Dienftzeit regulirt. — Die Mitglieder des Gemeinderaths genießen 
als folche keinen Gehalt. 

$. 19. Für Dienftverrihtungen innerhalb des Drtes erhalten 
ber Bürgermeifter, die Mitglieder des Gemeinderathe und ber Raths⸗ 
fhreiber Eeine Belohnung, für Dienftverrichtungen in der Gemarkung 
aber die gefeglihen Gebühren. — Statt diefen letzteren können je: 
doch für einzelne jährlich wiederkehrende Verrichtungen beflimmte Be: 
lohnungen von dem Gemeinderath mit Zuflimmung des Ausfchuffes 
und Genehmigung der Staatsbehörde angeordnet werben. — Auch 
für auswärtige Verrihtungen, fowie für Dienftgefchäfte bei Privaten, 
koͤnnen die gefeglihen Gebühren gefordert werden. 

$. 20. Die einftweilige Enthebung des Bürgermeifters, ber 
Gemeinderäthe und des Rathsſchreibers vom Dienft kann von den 
Staatsverwaltungsftellen erkannt werben, wenn fich gegen fie im 
Laufe einer Anterfuhung nahe Verdachtsgruͤnde eines folhen Ber: 
brehens an den Tag legen, daß, wenn es erwwiefen wäre, bie Ent: 
laffung zur Folge haben würde, oder wenn die Unterfuchung durch die 
fernere Dienftführung des Angefchuldigten fehr erfchwert oder verhin- 
dert würde. — Auf Antrag des Gemeinderaths und des Bürger: 
ausshuffes kann wegen Befchuldigungen, auf deren Grund die Dienft: 
entlaffung eintreten kann, die einftweilige Enthebung vom Dienft 
durch die betreffende Vermaltungsftelle erkannt werben. 

$. 21. Die Dienftentlaffung der gedachten Perfonen muß im 
Wege ber Verwaltung ausgefprochen werden: 1) wegen erwiefener 
Dienftunfähigkeit, 2) wegen jeder peinlichen Strafe, wenn die Ent: 
laffung nicht ſchon im Uetheil ausgedrüdt ift, 3) wegen einer die 
öffentliche Achtung ihnen entziehenden bürgerlichen Strafe, worunter 
insbefondere die Strafe des. Ehebruches begriffen ift, und 4) wenn 
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durch Unfittlichkeit ein folches Aergerniß gegeben wird, daß eine wir: 
fame Dienftführung nicht mehr zu erwarten ift. 

$. 22. Wegen Willkürlichkeiten im Dienfte, infofern fie nicht 
zu einer peinlihen Unterfuchung fich eignen, wegen Dienftnachläffig: 
keiten und Ungehorfam gegen zufländige Verfügungen und Anordnun: 
gen der Staatsbehörde müffen Warnungen zum Zwed der Befferung 
in nachfolgender Drdnung ergehen: 1) Verweiſe oder Ordnungsſtrafen; 
2) Androhung der Dienſtentlaſſung. — Die Betheiligten müffen, 
wenn die Warnung als ein gefeglicher Beſſerungsverſuch gelten fol, 
jedesmal vorher vernommen, fodann muß das Protokoll von ihnen 
unterzeichnet und das Erkenntniß unter Beziehung auf dieſe Gefeß: 
ftelle ertheilt werden. Mit dem zweiten Verweis oder der zweiten 
Drdnungsftrafe kann von der betreffenden Verwaltungsftelle zur An: 
brohung der Dienftentlaffung gefchritten werden, und wenn biefe nicht 
feuchtet, ift in dem weiteren Falle die Entlaffung auszufprechen. 

$. 23. Auch aus anderen Urfachen, welche bie Dienftführung 
ſehr erfchweren oder vereiteln, kann auf Antrag des Gemeinberaths 
und Bürgerausfchuffes die Dienftentlaffung flattfinden; die Urſachen 
müffen nad) gepflogener Unterfuhung im Erkenntniß angegeben und 
ber Gemeinde und den Betheiligten eröffnet werden. ‚Der in diefem 
Falle Entlaffene kann erſt nad) 3 Jahren wieder gewählt werden. 

$. 24. Wenn gegen den Bürgermeifter oder einzelne Gemeinde: 
räche ein förmliches Schuldenverfahren eröffnet werben muß, fo findet 
die Dienftentlaffung Statt. 

8. 25. In allen in $. 20—24 erwähnten Fällen führt das vor: 
gefeste Bezirksamt die Unterfuhung und die Landesregierung füllt das 
Erkenntniß, vorbehaltlid; des gefeglichen Recurſes für die Betheiligten. 


Gapitel 2. Bon dem Bürgerausfhuffe. 


8. 26. Die Zahl der Mitglieder des Bürgerausfchuffes ift der 
Zahl der Gemeinderäthe, mit Einfchluß des Bürgermeifters, gleich. 
Sie werden von der Gemeinde gewählt. — Die Leitung der Wahlhand⸗ 
kung gefchieht von dem Bürgermeifter unter Zuzug des älteften und jüng- 
fien Mitgliedes des Gemeinderaths als Urkundsperfonen. Wo ein bes 
fonderer Rathsfchreiber angeſtellt ift, führt derfelbe das Wahlprotofoll. 

$. 27. Die Mitglieder des Ausfchuffes müffen zu der Hälfte 
aus der Hälfte der Höchftbefteuerten der Bürgerfhaft nad) dem Orts⸗ 
Entafter gewählt werden; für die übrigen findet freie Wahl Statt. 

$. 28. Wahlberechtigt find alle Activbürger der Gemeinde, mit 
ben $. 12 feftgefegten Ausnahmen. 
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68.29. Waͤhlbar ift unter ber fo eben gebachten Ausdehnung 
jeder Gemeindebürger mit der im $. 27 gefesten Beſchraͤnkung. Auss 
genommen find und Eönnen nicht gewählt werben: 1) vorgefegte Staats: 
verwaltungsbeamte. Andere Staatsdiener Eönnen nur mit Erlaubniß 
ihrer vorgefeßten Stellen da8 Amt annehmen. 2) Die Gemeinderäthe. 
3) Die Gemeindebürger, die nicht zu Gemeinderäthen gewählt werden 
fönnen. Doch find verwandtfchaftliche Verhältniffe zu dem Bürger: 
meifter und den Gemeinderäthen oder unter fich felbft kein Hinderniß 
ber MWählbarkeit. 

$. 30. Das Amt eines Mitgliedes des Ausfhuffes dauert drei 
Sahre, nad) deren Umfluß eine neue Wahl ſtattfindet. Wird eine 
Stelle im Ausfhuffe durdy Tod oder Entlaffung ſechs Monate vor Abs 
lauf der gefeglichen Dienftzeit erledigt, fo wird von dem Gemeinderath 
und Ausfchuffe ein Stellvertreter gewählt, deffen Stellvertretung nur 
bis zur naͤchſten regelmäßigen Wahl dauert. — Bei einer fpäteren 
Erledigung unterbleibt die Wahl eines Stellvertreters. 

$. 31. Jeder Gewählte muß die auf ihn gefallene Wahl eines 
Ausfhußmannes annehmen, und nur derjenige kann foldhe ablehnen, 
der diefe Stelle oder die Stelle eines Bürgermeifters oder Gemeindes 
raths die gefegliche Zeit fehon verfehen hat. — Die Verpflichtung 
zur Anflahme tritt jedoch nad) Verlauf von brei Jahren, von der Zeit 
feines Austrittes von einer der obgedachten Stellen an gerechnet, wies 
der ein. — Wegen grundlofer Verweigerung der Annahme einer auf 
einen Bürger gefallenen Wahl tritt der im $. 15 beflimmte Nach: 
theil ein. 

$. 32. Der Ausfhuß waͤhlt unter fih nah Stimmenmehrheit 
einen Obmann auf bie Zeitdauer feines Beſtehens von drei Jahren. 

$. 33. Die Mitglieder des Ausfhuffes erhalten weder Gehalt 
noch Gebühren. — Bei Gemeindeangelegenheiten außerhalb des Ortes, 
wobei der Bürgerausfhuß aus Auftrag des Gemeinderaths oder ver: 
möge Vorladung einer Staatsftelle zu erfcheinen hat, find die Erfchie: 
nenen berechtigt, die gefeglichen Gebühren aus der Gemeindecaffe, gleich 
den Gemeinderäthen, zu fodern. Sn folhen Fällen hat nur der Ob: 
mann mit höchftens zwei Mitgliedern des Bürgerausfchuffes zu erfcheinen. 

$. 34. In Eleineren Gemeinden von weniger ald 20 Bürgern 
hat ein Bürgerausfhuß flattzufinden. In diefem Falle tritt die Ges: 
meindeverfammlung an feine Stelle. 


Gapitel 3. Bon der Gemeindeverfammlung. 
$. 35. Zum Erfcheinen bei der Gemeindeverfammlung find alle 
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activen Gemeindebürger berechtigt und verpflichtet, die in ber Gemeinde - 
ihren fländigen Wohnfig haben, und wo ber $. 12 feine Ausnahme 
macht. — Der Gemeinderath fann mit Zuftimmung bes Bürgerauss 
fchuffes Strafen des nicht gerechtfertigten Ausbleibens feftfegen, deren 
Betrag einen Gulden nicht Überfteigen darf. — Jeder muß in Per: 
fon erfcheinen. Abwefende können durch Bevollmächtigte nicht vertre- 
ten werben. 

$. 36. Zur Gültigkeit eines Gemeindebefchluffes wird erfordert: 
I) daß fämmtlihe flimmfähige Gemeindebürger wenigftens 3 Tage 
vorher zu der Gemeindeverfammlung durcy öffentliche Bekanntmachung 
vorgeladen und dabei die zur Verhandlung kommenden Gegenftände 
bezeichnet werden; 2) daß menigftens zwei Drittheile davon erfchienen 
find; 3) daß mehr als die Hälfte der Stimmen der Erfchienenen ſich 
für eine Meinung entfhieden hat. — Ausgenommen von obgedach: 
ter Mehrheit find die Fälle, in welchen das Gefeg eine größere oder 
Eleinere Stimmenzahl feftgefest. 

$. 37. Eine Gemeindeverfammlung hat ftattzufinden: 1) mern 
die Verkündung eines Gefeges oder einer anderen Anordnung oder Be: 
kanntmachung an die Gemeinde gefhehen muß; 2) wenn bie Wahl 
bes Bürgermeifters, des Gemeinderathe und der Ausfchußmitglieder 
vorgenommen wird; 3) wenn von ber Staatsbehörde die Bernehmung 
ber Gemeinde verfügt wird; 4) wenn ein Gefeg folches gebietet. — 
Andere als bie hier vorgefchriebenen Verfammlungen ber Gemeinde 
find verboten und werden nicht nur bie fie veranlaffenden Gemeinde: 
mitglieder, fondern aud alle Zheilnehmer nah Maßgabe der Um: 
fände, namentlih der aus der ungefeglichen Berfammlung fich er: 
gebenden Folgen, unnachfichtlich beftraft. 


Zitel III. Bon der Verwaltung der Gemeinden. 
Gapitel 1. Bon den Amtsbefugniffen des Bürger: 
meifters. i 


$. 38. Der Bürgermeifter verkündet und vollzieht die Geſetze, 
die allgemeinen und befonderen Verordnungen fowie die Verfügungen 
ber ihm vorgefegten Staatsbehörden und erledigt, foweit in feinem 
Wirkungskreife gelegen ift, die eintommenden Anfragen oder Gefuche, 
Alle amtlihen Erlaſſe werden an ihn gerichtet, und er unterzeichnet 
alle Ausfertigungen. 1) Die Zeugniffe behufs der Ausftellung von 
SHeimathfcheinen und bie Bermögenszeugniffe müffen von zwei ber 
älteften Gemeinderathgmitglieder mitunterfchrieben werben. 2) Der 
Bürgermeifter verwaltet im Auftrag der Gerichtsherrſchaft die Orte: 
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polizei nah Maßgabe der ihm in biefem Gefege gegebenen Befugniffe. 
3) Er führt die Aufficht über das Gemeindevermögen und leitet deffen 
Verwaltung forwie die öffentlichen Bauten und Arbeiten der Gemeinde. 
4) In dem Gemeinderath hat er den Vorſitz, bringt die Gegenftände 
zum Vortrag und die Befchlüffe des erfteren zum Vollzug. 5) Er 
allein in der Gemeinde ift berechtigt, folhe in den gefeglich beſtimm— 
ten Fällen ($. 37) zu einer -VBerfammlung zu berufen. Jede anbere 
Zufammenberufung ift, bei Vermeidung einer angemeffenen polizei: 
lihen Strafe, fofern nicht die Handlung ein gefeglicdy höher zu bes 
firafendes Verbrechen enthält, verboten. 6) In dem Gemeinderath 
und in der Gemeindeverfammlung entfcheidet feine Stimme, wenn, 
diefe miteingerechnet, Stimmengleichheit entfteht. 7) Die Verwahrung 
des Gemeindefiegels ift ihm anvertraut, und er flellt innerhalb ber 
Grenzen feiner Amtswirkfamkeit Beglaubigungen aus. 8) Er verfieht 
gerichtliche Functionen, foweit ihm folche übertragen find. 9) Er oder 
fein Stellvertreter mit zwei Gemeinderäthen verfieht die freiwillige 
Gerichtsbarkeit, infoweit fie bisher dem Bürgermeifter und Gemeinde: 
rath zuftand. Jede Streitigkeit zwifchen Drtsbürgern ift vorerft bei 
dem Detsvorftande vorzubringen, welcher den Vergleich verfucht und 
darüber mit Zuziehung des Nathöfchreibers, wo ein folcher vorhanden 
ift, ein Protokoll aufnimmt. Diefes Protokoll hat volle Beweiskraft 
für den Vergleich und feine Bedingungen. Ohne Nachweis, daß der 
Vergleich bei dem Bürgermeifter verfucht ift, darf das betreffende Be: 
zirksamt in Streitigkeiten der Ortsbuͤrger Eein gerichtliches Verfahren 
beginnen. Ebenfo bildet der Bürgermeifter oder fein Stellvertreter 
mit zwei Gemeinderäthen das Feldgericht, welches allein zu Einfegung 
von Mark: und Grenzfteinen gegen die gefeglichen ganzen, halben 
und Viertelstaggebühren befugt ift. 10) Der Bürgermeifter hat die 
Mitaufficht über die Schulen nach den beftehenden und fünftigen Ver— 
ordnungen, gleichwie über die Verwaltung des Stiftungs= und Schul: 
vermögens, infoweit diefes reine Kocalanftalten find. 11) Wenn der 
Bürgermeifter einen Beſchluß des Gemeinderathe für geſetz- oder rechte: 
widrig hält, fo iſt er verpflichtet, deffen Vollziehung vorläufig auszu: 
fegen und hierüber. ohne Auffhub an das Bezirksamt zu berichten. 
Die Anzeige an das Bezirksamt muß in diefem Falle inner 24 Stun: 
den und bie Erledigung von Seite des erſteren in gleicher Frift erfolgen. 

$. 39. Der Bürgermeifter als Vorſtand der Gemeinde ift befugt: 
1) die unteren Gemeindebedienfteten neben Werweifen bei Dienftver: 
nadhläffigungen mit Geldftrafen bis zu zwei Gulden zu belegen. Mic 
glieder des Gemeinderaths oder Ausfhuffes Eönnen wegen Dienftver: 
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nachlaͤſſigungen nur durch Befchluß des Gemeinderaths mit Verweifen, 
biefes und des Ausfchuffes mit Getdftrafen bis zu 2 fl. belegt werben. 
Dagegen hat 2) der Bürgermeifter die Befugniß, wo es die Aufrecht: 
haltung der Ordnung bei öffentlichen Verhandlungen, die Ausführung 
ber Eraft feines Dienftberufes Eund gemachten Maßregeln fowie bie 
Sicherung feiner gefeglichen Wirkfamkeit und der Schug feiner Amts: 
würde erheifcht, die Ruheſtoͤrer und Ungehorſamen entfernen und nöthi: 
genfalls die erſteren verhaften, fofort aber an das Bezirksamt ablies 
fern zu laffen, gegen die Ungehorfamen auch eine Geldftrafe bis zu 
1 fl. zu verfügen. Diefe Geldbußen, welche wie jene zu 1) in bie 
Gemeinbecaffe fließen, Eönnen im Falle der Zahlungsunfähigkeit im 
verhältnigmäßige Strafarbeit verwandelt werden. Wegen zwangswei⸗ 
fer Beitreibung der Strafen, wenn folche erforderlich, ift das betreffende 
Bezirksamt anzugehen. 3) Den Geftraften fteht der Necurs an das 
Bezirksamt ohne Rüdficht auf die Strafjumme ($. 27 der R. O.) in 
den gefeglichen Formen zu. 4) Ausgenommen von ber Strafbefugnif 
bes Bürgermeifters find: a) Standes: und Grundherren mit ihren 
Familien, b) landes=, flandes: und grundherrliche Beamte, c) Geift: 
liche, Schullehrer, Forftbedienftete innerhalb ihres Dienftbezirkes; d) die 
Hof: und Liordedienerfchaft in den Reſidenzen. Vergehen der unter 
2) genannten Art, die denfelben zur Laſt fallen, find den competenten 
Behörden von dem Bürgermeifter anzuzeigen. 


Gapitel 2. Bon den Amtsbefugniffen des Gemeinde: 
raths. 


8. 40. Der Gemeinderath berathſchlagt und beſchließt: 1) über 
alle Angelegenheiten, die nach den Geſetzen und Verordnungen, ſodann 
nach den Verfuͤgungen der Staatsbehoͤrden ſeiner Berathung unterlegt 
werden; 2) uͤber alle Angelegenheiten der Gemeinde; insbeſondere 
3) über Alles, was auf die Verwaltung, Vermehrung und Verwen— 
dung des Gemeindevermögens fowie auf Stellung und Abhör ber 
Gemeinderechnungen Bezug hat; 4) über Bürgeraufnahmen und über 
Antritt des angeborenen Bürgerrechtes; 9) über den Gehalt und bie 
Anftelung des Gemeindedienftperfonalde. Demfelben ift ferner bie 
Führung der Grund- und. Unterpfandsbücher. nad) den beftehenden 
und kuͤnftigen Gefegen übertragen. - 

$. 41. Die Form der Verhandlungen in dem. Gemeinderath ift 
collegialifh. Der Befchluß wird nad abfoluter Stimmenmehrheit ge= 
faßt. — Das Rathsprotokolt: muß. von allen anwefenden Rathsglie— 
den unterfchrieben werden. — Zur Gültigkeit eines Befchluffes wird 
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erfordert, daß wenigſtens mehr als bie Hälfte ber Mitglieder, ben 
Bürgermeifter nicht eingerechnet, anweſend fei. 

6. 42. Der Gemeinderath kann fih nur auf Berufen bes Ortes 
vorſtehers verfammeln. Diefer ift aber verpflichtet, denfelben zufam: 
men zu berufen, fo oft zu Erledigung der vorliegenden Gefchäfte er: 
forderlich ift. 

$. 43. Wenn ber Gegenftand der Berathung ben Bürgermeifter 
oder ein Mitglied des Gemeinderaths ober deſſen Verwandte und Ver: 
ſchwaͤgerte in auf oder abfteigender Linie und bis zum zweiten Grab 
(oben $. 13. Nr. 3) betrifft, fo dürfen folhe an der Berathung kei: 
nen Antheil nehmen. — Sn allen anderen Fällen see fein Mitglied 
von der Berathung ausgefchloffen werden. 


Gapitel 3. Bon den Pflichten bes Rathsſchreibers. 


$. 44. Der Rathefchreiber führt und beglaubigt das Rathepro: 
tokoll, beforgt die Ausfertigungen des Bürgermeifters und Gemeinde: 
raths und die Regiftratur und bewahrt die Gefeg: und Verordnungs: 
blätter ſowie die Öffentlichen Bücher unter Aufficht des Bürgermeifters. 
Er ift verpflichtet, die ihm vom Bürgermeifter oder dem Gemeinde: 
rath aufgetragenen ſchriftlichen Verhandlungen und Geſchaͤfte aller Art 
fowie auch das $. 96 benannte Tagebuch zu beforgen. Wo kein be: 
fonderer Rathefchreiber befteht ($. 17), Liegen vorftehende Verrichtungen 
dem Bürgermeifter ob. 


Gapitel 4&. Bon ber Berwaltung ber Ortspolizei. 


$. 45. Die Ortspolizei ift von dem Bürgermeifter im Auftrag 
der Gerichtöherrfchaft nach den beftehenden und fünftigen Gefegen, 
Verordnungen und Inftructionen zu verwalten. — Zur Ortspolizei 
gehören die Sicherheits-, Reinlichkeits-, Gefundheitd:, Armenz, 
Straßen:, Feuer:, Markt-, niedere Gewerbs-, weltliche Kirchen, 
Sittlichkeits-, Gemarkungs:, Baus und Gefindepolizei fowie die Auf: 
fiht auf Maß und Gewicht, mit Unterordnung des Bürgermeifters 
unter das Bezirksamt. 

$. 46. Die Gerichtsherrfchaft ift mit Genehmigung der Landes: 
regierung befugt, auf eigene Koften andere Perfonen als die Bürger: 
meifter mit der Ortöpolizei zu beauftragen; in der Regel ift folche 
jedoch dem Bürgermeifter und zwar ohne befondere Anftellung durch 
diefes Gefeg übertragen. 

$. 47. Sin diefem Falle werben bie Koften ber Drtspolizei auf 
die Gemeincaffe übernommen, fo jedoch, daß der Bürgermeifter bie 


Gefeg über die Verfaffung und Verwaltung ıc. 477 


im Voranſchlage hiefür beftimmten Beduͤrfniſſe nur nach vorheriger 
Beiftimmung des Gemeinderaths und der Auffichtsbehörde uͤberſchrei⸗ 
ten darf. — Sn Fällen, wo Gefahr auf dem Verzuge ſchwebt, und 
wo die vorgängige Vernehmung des Gemeinderaths nicht möglich ift, 
tönnen von ihr, jedody auf ihre Verantwortung, Maßnahme und Ans 
ordnungen getroffen werden, bie eine Koftenzahlung zur Folge haben. 

$. 48. Dem Bürgermeifter Eönnen zur Unterflügung in ber 
Verwaltung der Polizei, wo es die Ausdehnung des Dienftes erfodert, 
Mitglieder des Gemeinderaths durch diefen als Beigeordnete mit Beis 
flimmung des Bezirksamtes zugegeben werden. — Das Dienft= und 
Polizeiperfonal fleht unter feinen Befehlen, jedocdy mit Ausnahme des 
Falles 8.46. — In wichtigeren das Gefammtintereffe betreffenden 
Gegenftänden, befonders hinfichtlid der Gemarkungspolizei, hat er fich 
mit dem Gemeinderath zu berathen, in jedem Falle aber zu jedem 
Koftenaufmand aus der Gemeindecaffe vor der Vornahme einer mit 
Koften verbundenen Einrichtung die Zuftimmung des Gemeinderaths 
zu erwirken. — In Notfällen tritt die obengedachte Ermaͤchtigung 
ein. (Vergl. $. 47.) 

$. 49. Bei wichtigen Fällen der Verwaltungspolizei hat der Bür: 
germeifter bei dem Bezirksamte berichtlic anzufragen; nicht minder 
die fich ergebenden Anzeigen von polizeilichen der Strafcompetenz des 
Bürgermeifters nicht unterftehenden Uebertretungen und Verbrechen bie: 
fem alsbald vorzulegen, auch auf frifcher Zhat ertappte Verbrecher zu 
verhaften und ſogleich dem Bezirksamte zu überliefern. 

$. 50. Auf polizeiliche Localvergehen darf der Bürgermeifter 
duch Anſchlag am Gemeindehaufe und öffentliches Ausrufen durch 
den Ortsdiener Strafen bis zu einem Gulden androhen. Auch kann 
er bie auf die Drtspolizei bezüglichen Vergehen an den feiner Strafe 
gewalt nicht entzogenen Perfonen ($. 39. 4) mit Strafen bis zu einem 
Gulden ahnden, vorbehaltlicdy des Mecurfes an das Bezirksamt. Wer: 
ben biefe Strafen inner 10 Tagen von der Rechtskraft des Erkennt: 
niffes an nicht bezahlt, fo werden fie mit Strafarbeit und zwar mit 
2 Zagen für I fl. abgebüßt. Die vom Bürgermeifter erkannten Geld: 
ftrafen fallen in die Gemeindecaffe. 

$. 51. Der Bürgermeifter ift als Beauftragter ber Gerichtsherr=- 
[haft allen Vorfchriften der höheren Polizeiftellen Folge ſchuldig. — 
Rüdfihtlih aller dienftwidrigen Handlungen des Bürgermeifters in feis 
ner vorbemerften Eigenfchaft finden durch die betreffenden Polizeiftellen 
die in F. 20— 23 angeführten Maßregeln Statt. — Wird der Bür: 
germeifter in feiner Eigenfchaft als Drtspolizeibeamter aus den in 
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F. 20— 23 angeführten Gründen entlaffen oder fuspendirt, fo kann 
er auch nicht länger das Amt als Vorſteher der Gemeinde behalten. 


Gapitel 5. Von ber Verwaltung des Gemeindevermögens. 


Allgemeine Beftimmungen, 

$. 52. Alles liegende und fahrende Vermögen der Gemeinden, 
erftereds mag Gemeinde= oder Allmendgut fein, ift das Eigenthum 
ber Gemeindebürger ald Geſammtheit. 

$. 53. Der Ertrag des Gemeindevermögens tft zumächft zu Be: 
flreitung des Gemeindeaufwandes nah den Borfchriften diefes Gefeges 
beftimmt. — Ausnahmsweife verbleibt der Genuß von dem Allmend⸗ 
gut, welcher feither allen Bürgern oder einer berechtigten Kfaffe der 
Gemeindebürger zugeftanden ift, den gegenwärtig und Eimftig Berech— 
tigten mit den darauf ruhenden Laften unter den Beſtimmungen des 
Buͤrgerrechtsgeſetzes 8. 109 ff. 

8. 54. Das Grundflodvermögen darf nur in außerordentlichen 
Fällen zu laufenden Bedürfniffen verwendet werden. — Zu einer 
folhen Verwendung ift ein Befhluß des Gemeinderathbs mit Zuftim- 
mung des Bürgerausfhuffes und die hinzuflommende Genehmigung 
der Staatsbehörde erfoderlich. | 
859. Die Beförfterung der Gemeindewaldungen unterliegt den 
dermal beftehenden und zukünftigen Forftpolizeigefegen. 

Abfhnitt 1. Von Beftreitung ber Gemeindeausgaben und 

von Gemeindeumlagen. 

$. 56. Alle Gemeindeausgaben, einfchließlich jener für Schul: 
dentilgung, werden befteitten: 1) zunaͤchſt aus den Einkünften ber 
Gemeinde, nämlih: a) aus dem Ertrage des liegenden und fahren- 
den Vermögens berfelben; b) aus dem Betrage ihrer Berechtigungen 
und Gefälle, zu welchen aud die Bürger: und Wohnfteuer ($. 18. 
82 und 87 des VBürgerrechtögefeges) fowie die etwa bemwilligte Wer: 
brauchsfteuer gehört; 2) durch Auflagen auf die Bürgernugungen und 
3) dur Umlagen auf das Grund:, Gefälle, Gebäude: und Ges 
werbefteuerfapital der Markung unter den unten folgenden näheren 
Beftimmungen ($. 59 — 73). 

$. 57. Auflagen auf die Bürgernugungen Eönnen nur flattfin 
den, wenn die in $. 56 unter a und b bezeichneten Einkünfte zur 
Beftreitung der Gemeindeauslagen nicht hinreihen. — Unter Bür: 
gernugung werden in diefem Falle nicht gezählt die Weidnugung und 
das Sammeln von Laubſtreu und Lefeholz. — Die Art: und Weife, 
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wie bie Allmendnugung bisher ftattfand, macht keinen Unterfchied 
rüdfichtlich der Befteurung. 

8. 58. . Die Bürgernugung darf nur zur Hälfte bes reinen 
MWerthes befteuert werben. — Bis auf den in $. 94 diefes Gefeges 
angeführten Betrag aber findet Eeine Befteurung ftatt. 

$. 59. Die Gemeindeumlagen, wo folche nad) 8.56 noch er= 
forderlih find, werden auf das Grund-, Gefälle, Gebäude: und 
Gewerbfteuerkapital der Gemarkung gelegt, foweit nicht durch nachfol⸗ 
gende Beſtimmungen befondere Normen feftgefegt find. 

$. 60. Hat ein Steuerpflichtiger an einer Laſt, für welche eine 
Schuld gemaht wurde, feinen Antheil bereits erweislich bezahlt, fo 
bleibt er von der nad) $. 59 auf ihn fallenden Umlage fo lange frei, 
bis der bezahlte Betrag ausgeglichen ift. 

$. 61. Das Gewerbefapital der Fabritanten ($. 79 des Ge: 
feges über die Normen der directen Befteurung von 30. Auguft 1834) 
kommt in der Regel nur fo weit in das Gemeindekatafter, als diefes 
Kapital den höchften Anfag der V. Klaffe für den Kapitalgewinn nicht 
überfteigt (Verordnung vom 6. Juni 1835 Beilage Lit. D.). — Von 
dem Mehrbetrag des Gewerbefapitals und von dem Steuerkapital der 
Fabrikgebaͤude, foweit legtere zur Fabrikation benugt werden, haben 
die Fabrikbefiger einen nad Verhältniß des Nutzens, den ber Fabris 
kant von der Gemeinde und diefe von ihm hat, zu bemeffenden Aver— 
falbeitrag zu ben Gemeindebedürfniffen zu entrichten oder es ift ftatt 
deffen ein geringerer nach denfelben Berhältniffen zu bemeffender 
Theil des Gewerbefapitals und des Steuerkapitals der Fabrikgebaͤude 
in das Katafter aufzunehmen. Kommen der Gemeinderath und Aus: 
fhuß hierüber mit dem Fabrikbefiger nicht überein, fo beftimmt die 
Staatsbehörde den von dem Lesteren zu bezahlenden Averfalbeitrag 
ober einen ſtatt deffen in das Kataſter aufzunehmenden Theil der ers 
wähnten Steuerfapitalien. — Hinfihtlidy aller übrigen Steuerkapie 
talien, namentlih in Bezug auf Wohngebäude und Detailhandel, 
werden die Fabrikanten den fonftigen Steuerpflichtigen gleichgehalten. 

$. 62. Die Pfründen der Ortsgeiftlihen werden zu den Um: 
lagen für ‚Gemeindebedürfniffe nur inſofern beigezogen, ale das 
Pfruͤndeeinkommen nad) $. 117 des Gefeges über die Normen ber 
birecten Befteurung vom 30. Auguft 1834 in den Kataftern über die 
Grund-, Gefäll: und Gebäudefteuer angelegte if. — Nach der 
gleichen Beſtimmung richtet fi die Beitragspflicht aus Einkommens⸗ 
theilen der Schul: und Meßnerdienfte. 

$. 63. Sind die Güter und Gefälle einer kirchlichen Pfründe 
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in mehreren Markungen gelegen, -fo ift das Steuerkapital, infoweit 
es nach 8. 62 beigezogen wird, auf die betreffenden Gemeinden nach 
Berhältniß der in denfelben Eataftrirten Steuerkapitalien der Pfründe 
zu repartiren, wobei aber Steuerfapitalien von weniger als 100 fl. 
nicht in Betracht Eommen. 

$. 64. Ortsgeiſtliche und Schullehrer können in ihren Anftellungs: 
orten mit bem Gemeinderath und Bürgerausfchuffe über ein von ihren 
beitragspflichtigen Einfommenstheilen ftatt der jährlichen Umlage zu 
bezahlendes Averfum auf die Dauer ihrer Anftellung oder auf kuͤrzere 
Zeit übereinfommen. 

6. 65. Die landes: und ftandesherrlichen Verwaltungen haben 
als Befiger fleuerbarer Gegenftinde innerhalb der Drtsgemarkung zu 
folgenden Rubriken des Gemeindeaufwandes ohne Rüdfiht auf das 
Zureichen des ordentlichen Gemeindeeintommens beizutragen: a) beim 
Abgang einer Baupflicht des Kirchſpieles oder des Kirchenvermögend 
oder fonftiger privatrechtlicher Verpflichtung zu den der Gemeinde als 
folcher obliegender Kirchenbaulichkeiten; b) zu den Koften für Damm, 
Fluß-, Brüden: und Wegbau außerhalb des Drtes, fo weit foldhe 
nicht zum Ausfchlag auf das ganze Land fich eignen; e) zu den 
Koften anderer gemeinnüßiger Unternehmungen in der Gemeinde, 
welche den landes= und ftandesherrlihen Befigungen in der Markung 
zum Vortheil gereichen, jedoch mit Einfchränkung des Beitrages auf 
das Steuerkapital des Eigenthums, dem das Unternehmen zu Stat: 
ten fommt. 

8. 66. Die im vorhergehenden Paragraphen beflimmte Beitrags: 
pflicht der landes- und ſtandesherrlichen Verwaltungen zu den Ge: 
meindebedürfniffen kann weder auf andere als die obgenannten, nod) 
auf Befigungen erfiredt werden, welche nicht zur Gemeindemarkung 
gehören. — Es find daher auch jene gefchloffenen Höfe und Wal: 
bungen der Landes: und Standesherrfhaften, die eigene Markungen 
bilden, von jeder Art der Gemeindebeiträge, gewöhnlichen und außer: 
gewöhnlichen, frei. 

$. 67. Die Beitragspflicht der landes- und ſtandesherrlichen 
Verwaltungen Eann ſich auf keine aus der Zeit vor Promulgation 
des gegenwärtigen Gefeges herrührenden WVerbindlichkeiten der Ge: 
meinde erftreden, wenn nicht die Gemeinde, welche frühere Beiträge 
diefe Art fordert, einen fie hiezu berechtigenden befonderen Nechtstitel 
aufzumweifen vermag. — Künftige Ermwerbungen ber Landes- und 
Standesherrfhaft bleiben allen bisher auf ihnen gelegenen Laften, 
auch in Beziehung auf Gemeinbebeiträge, unterworfen. Landes: und 
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ftandesherrliche Beſitzungen, welche durch Kauf oder wie immer anders 
in bürgerliche Hände kommen, müffen zu ben Gemeindelaften ohne 
Ausnahme beitragen. 

$. 68. Die landes= und flandesherrliche Concurrenz zu ben 
Kriegsleiftungen wird nad folgenden Beflimmungen vollzogen. Die 
landes= und flandesherrlihen Verwaltungen haben an allen Kriegs: 
leiftungen ihr fleuerfapitalmäßiges Betreffniß an die Gemeinde in 
Geld oder Naturalien abzutragen, welche von den Landesbehörden in 
dem verfaffungsmäßigen Wege an die Aemter ausgefchrieben und von 
diefen auf die Gemeinden vertheilt werden, gegen Vorlage eines 
Ausweifes über den landes= oder fiandesherrlichen und den Gemeinde: 
betreff auf den Grund der beiderfettigen Steuerkapitalien.- Dagegen 
ift die Landes= oder Standesherrfchaft von Beiträgen zu jenen Schul: 
den frei, welche die Gemeinden zu Beftreitung ihres Betreffniffes an 
Kriegsleiftungen contrahiren. — Auch hat ein landes= oder ftandes- 
herrlicher Beitrag zu den Kriegsleiftungen der Gemeinden bei jenen 
nicht ftatt, woran das landes= oder flandesherrliche Betreffniß von 
den Zandesftellen oder Aemtern unmittelbar auf die betheiligten Wer: 
waltungen nach ihrem Gefammtfteuerfapital ausgefchlagen und von 
ihnen abgetragen wird, 

$. 69. Die landes= und flandesherrlihen Verwaltungen haben 
auch zu den übrigen Kriegslaften der Gemeinde beizutragen, infoweit 
folhe als Communallaften zu betrachten find, namentlich zu den 
Einquartierungen und Borfpannen. Der Beitrag zu den erfteren 
beftimmt ſich nad) dem landes= oder ftandesherrlihen Haus- und 
Gutsbefige innerhalb der Gemeindemarkfung oder nad dem Gebäude: 
und Grundfteuerkapital; der Beitrag zu den legteren nad) dem lan— 
des= oder ftandesherrlichen Zugviehbefig oder jenem der Pächter und 
feinem Berhältniß zu dem Zugviehftande der Gemeinde. 

$. 70. Hat die Landes: oder Standesherrfchaft oder haben ihre 
Pächter nah dieſem Maßſtabe das Ihrige beigetragen, fo hat Feine 
Nacforderung im Wege der Abrechnung an fie mehr flatt oder nur 
auf den Grund und nah dem Mafftabe ihrer Naturalfchuldigkeit. 

$. 71. Die vorfiehenden Beftimmungen ($. 65 — 70) finden 
feine Anwendung auf diejenigen landes= und. ftandesherrlihen Be: 
fisungen, welche vor dem Erfcheinen diefes Gefeges zu allen Ge: 
meindeanlagen beitragspflichtig waren; vielmehr find derlei Befigungen 
ganz fo zu behandeln, ald wenn diefelben einem fonftigen Steuerpflich- 
tigen gehören würden. 

$. 72. Die Ausmärker find hinſichtlich der in 8. 69 bezeichne: 
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ten Ausgaben gleich den landes- und ftandesherrlichen Nentämtern 
ohne Rüdfiht auf die Zulänglichkeit der Gemeindeeinkünfte beitrags⸗ 
pflichtig, zu allen übrigen Ausgaben der Gemeinde aber nur in dem 
Grade, wie die fleuerpflichtigen Drtseinwohner. 

$. 73. Ganz befreit von den Umlagen zu Gemeindebedürfniffen 
alter Art bleiben: 1) die Steuerkapitalien der Gemeinde feibft und 
derjenigen Anftalten, welche auf ihre Rechnung unterhalten werden, 
2) die Iandesfürftlichen Reſidenz- und Luftfchlöffer und Gärten, ſowie 
die der landesfürftlichen Kamilienmitglieder, 3) bie Reſidenzſchloͤſſer 
und die dazu gehoͤrigen Gaͤrten der Standesherren; 4) Kirchen, 
Kapellen, Synagogen, Friedhoͤfe; 5) bie Schulhäufer und Gebäude 
fonftiger öffentlicher Lehranftalten; 6) die Spitäler und andere zu 
Unterkunft für Kranke, Gebrechlihe und Arme bejtimmte Gebäude ; 
7) die Gebäude der auf Koften des Landes beftehenden Anftalten, 
namentlich die Kaferne und andere zum Militärdienfte gehörige Ge: 
bäude; die zur Strafanftalt verwendeten Gebäude; 8) Canzleien, 
Gefängniffe und andere öffentlihen Zwecken gewibmete Gebäude, 
welche Eeinen öfonomifchen Nugen gewähren; 9) die unter dem 
Dienftgehalt verfteuerten Amtswohnungen ber Beamten und Bebienfte: 
ten, Geiftlihen und Lehrer, ſowie der Penfionairs. * 

$. 74. Durch Beſchluß des Gemeinderathd und Bürgerauss 
fhuffes kann nad) eingeholter Staatsgenehmigung eine Örtliche Ver: 
brauchsfteuer eingeführt werden. — Es wird dazu erfordert: 1) Ver: 
wendung zu einem beflimmten Zwecke; 2) Nachmeifung über bie 
Nothmwendigkeit des Zwedes; 3) Nachweiſung über bie Unzulänglidy 
keit des ordentlichen Einfommens; 4) die Auswahl ſolcher Gegenftände, 
deren Befteurung fo viel möglih nur die Einwohner und auch die 
ftaatsbürgerlichen Einwohner nicht mehr, als die Bürger trifft; 9) Be: 
ſchraͤnkung auf eine gewiſſe Zeit, nad) deren Ablauf die Bewilligung 
erlifcht, wenn fie nicht erneuert wird. 

$. 75. Befreit von der Verbrauchsfteuer find die Fabriken hin- 
fihtlich der zu ihrem Gewerbsbetriebe eingeführten Gegenftände. Ge: 
braucht aber der Fabrikinhaber legtere auch zu der Gonfumtion, fo 
bat er dafür einen Averfalbeitrag in die Gemeindecaffe zu bezahlen. 
Kommt er hierüber mit dem Gemeinderath und Ausfchuffe nicht über: 
ein, fo wird der Beitrag durch die Staatsbehörde feſtgeſetzt. 

$. 76. Die Hand» und Fuhrdienfte, deren die Gemeinde be: 
darf, werden an den Wenigfinehmenden verfteigert, und der Aufwand 
biefür wird gleich anderen Ausgaben aus der Gemeindecaffe beftricten. 

$. 77. Der Gemeinderat mit Zuftimmung des Bürgeraus: 
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ſchuſſes kann auch befchliegen, daß die Hand- und Fuhrdienfte unent: 
geltlich oder gegen eine aus der Gemeindecaffe zu bezahlende Ber: 
gütung in Natur geleiftet werden. — In dieſem Falle find hiezu 
die Gemeindebürger, die Beifiger und die im Orte Gewerbe oder 
Landwirthſchaft treibenden anderen Einwohner, wozu nad) $. 65 bis 
71 herrſchaftliche Pächter nicht gehören, mit den in $. 79 des Bürz 
gerrechtögefeges beflimmten Ausnahmen verpflichtet und zwar jene, 
welche zum Betriebe des Gewerbes oder der Landwirthſchaft Zugvieh 
befigen, zu den Fuhrdienſten und die übrigen zu den Handdienſten. 

$. 78. Die Anordnung einer unentgeltlichen Leiſtung von Ge: 
meindedienften, die Nothfrohnen ausgenonmmen, findet nur Statt, 
wenn fowohl die Mehrheit derjenigen, welche vermöge bes Beſitzes 
von Zugvieh zu Freohndienften in Anfprud) genommen werden, als 
auch die Mehrheit der übrigen, die zu Danddienften berufen werden, 
dazu beijtiimmt. 

8. 79. Wurde die Leiftung von Gemeindedienften gegen eine 
Vergütung beſchloſſen, fo wird der Betrag der letzteren vom Ges 
meinderach und Bürgerausfchuffe feitgefegt, darf aber bei Fuhrdienften 
für den Tag und das Pferd 40 Kreuzer und für den Handdienft täg- 
ih 16 Kreuzer nicht überfteigen. 

$. 80. Auch diejenigen flaatsbürgerlihen Einwohner, welche 
weder ein bürgerliches Gewerbe, noch Landwirthſchaft treiben und bie 
Ausmärker find, wenn fein Abſtreich flattfindet, berechtigt, gegen bie 
feftgefegte Vergütung nach Verhältniß ihrer in dem Gemeindekatafter 
aufgenommenen Steuerfapitalien Naturaldienfte zu leiften, die Aus— 
märker jedoch nur unter der Bedingung, daß fie, vorher einen Ortes 
einwohner bezeichnen, welhem an ihrer Stelle die Aufforderung zu 
Leiftung des Dienftes gefchehen foll. 

$. 81. Werden die Hand- und Fuhrdienſte auf Rechnung der 
Gemeinde verfteigert, fo find wenigftens 4 Zage vorher die Ausmär: 
£er, welche in angrenzenden Orten wohnen, durch Umfage oder oͤffent— 
liche Verkündigung in ihren Drten von dem Tage der Berfteigerung 
in Kenntniß zn fegen und unter der im vorhergehenden Paragraphen 
erwähnten Bedingung als Steigerer zuzulaffen. 

$. 82. Wird ein Vicinal- oder Gemarkungsweg zum Behufe 
der gewöhnlichen oder außergewöhnlichen Benugung für größere Wal: 
dungen, von Berg: und Hüttenwerken oder irgend einer anderen 
Gewerbsunternehmung in befonderem Maße gebraudht und verborben, 
fo kann der Eigenthümer oder Unternehmer angehalten werden, außer 
feinem Antheil an der Umlage zu Beftreitung der Gemeindenusgaben 
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noch einen befonderen Beitrag zu Unterhaltung des Weges in bie 
Gemeindecaffe zu bezahlen, welcher mit Rüdfiht auf die Art und 
den. Umfang der flärkeren Benugung bed Weges und auf die ber 
Gemeinde durd die fragliche Unternehmung zugehenden Vortheile güt: 
li mit dem Gemeinderath und Ausfchuffe ausgemittelt oder von ber 
Stantsbehörde regulirt wird. — Wird wegen einer folhen Befigung 
oder Gewerbsunternehmung die neue Anlage eines Weges oder eine 
Hauptverbefferung deſſelben nöthig, fo kann ein verhältnigmäßiger 
Beitrag zu den Koften von dem Eigenthümer oder Unternehmer ver: 
langt werben. 

$. 83. Entftehen Zweifel über die Frage, ob eine Schuld oder 
Laft die Gemeinde als ſolche oder nur einen Theil ihrer Mitglieder 
trifft, fo hat darüber die Landesregierung nah Anhörung der Berhei: 
ligten vorbehaltlich des Recurſes an die hoͤchſte Staatsbehörde zu 
entſcheiden. 

$. 84. Alle bisher beſtandenen Gefege, Verordnungen und Ob— 
fervanzen über Zragung der Gemeindelaften find aufgehoben. 

Abfhnitt , Von den Anleihen ber Gemeinden, 

8. 85. Der Gemeinderath befchließt die Kapitalaufnahmen,, welche 
zu Abtragung aufgekündeter Kapitalien gemacht werden. — Bu an: 
deren nöthigen Anleihen ift die Zuflimmung des VBürgerausfchuffes 
und überdies die Genehmigung ber Staatsbehörden erforderlich. — 
Sie können nur nöthig werden, wenn die ordentlichen Einkünfte der 
Gemeinde erfchöpft und zu einer unvermeidlichen oder höchft nüglichen 
Ausgabe keine anderen zwedmäßigeren außerordentlihen Einnahmen 
aufzufinden find. 

Abfhnitt 3. Bon ben Meberfhüffen der Gemeindecaffe. 

$. 86. Die nad) gefeglicher. Beftreitung ſaͤmmtlicher Gemeinde: 
bedürfniffe, wohin aud die Ecdyuldentilgung gehört, vorhandenen 
Ueberfchüffe find zu Kapital anzulegen. — Die Größe der Kapital: 
anlage richtet fih nah dem Werth der Gemeindegebäude, welche 
duch ein Unglüd zerftört werden können, nad den wahrfcheinlidyen 
Koften, welche Naturereigniffe, denen das Gemeindegut ausgefegt if, 
außergewöhnlich veranlaffen können und nad dem Aufwande, den bie 
periodifhe Erneuerung oder Anfchaffung —— Gemeindebeduͤrf⸗ 
niſſe erfordert. 

$. 87. Eine andere Verwendung der Ueberſchuͤſſe, als zu Kapi: 
talanlagen und über die Verwendung derer, die nicht mehr zu Kapital 
angelegt werden follen, fann nur mit Zuſtimmung des Bürgeraus: 
Ihuffes und Genehmigung der Staatsbehörden befchloffen werden. — 
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Werden foldye Ueberfchliffe unter die Gemeindebürger vertheilt, fo ge: 


fihieht die Vertheilung nad Köpfen. — Die Wittwen der Gemeinde: 
bürger erhalten den vollen Antheil, der ihrem verftorbenen Ehemanne, 
wenn er noch am Leben wäre, zufiele. — Der Antheil der Beifiger 


wird nad dem Mafftabe ihrer Theilnahme an den Gemeindenugungen 
bemeffen , foweit nicht die Obfervanz anders beftimmt. Streitigkeiten 
hierüber entfcheidet die Verwaltungsbehörde. 
Abfhnitt 4. Bon dem Allmendbgenuffe, 

$. 88. Die Art der Benugung der ungetheikten Allmendgüter, 
die Größe der Genußtheile und die Art der veriodifchen Vertheilung 
ber legteren bei getheilten Allmendgütern, ſowie die Größe der Buͤr— 
gerholzgaben richtet ſich nach dem unbeftrittenen Zuftande vom L. Ja— 
nuar 1838, fomweit nicht die Berechtigten nach $. SF und 85 des Buͤr⸗ 
gerrechtsgefeges zeitlich von dem Bürgernugen ausgefchloffen find. — 
Er kann, mit Ausnahme jenes bei Waldungen, durch einen Beſchluß 
von zmei Drittel der Stimmen aller Berechtigten auf eine andere 
Meife fefigefegt werden, jedoch nur infofern, als nicht die Beflim: 
raungen bes Buͤrgerrechtsgeſetzes F. 109 bis 114 entgegenftehen. — 
Eine Verminderung der Größe der Holzabgaben kann in Folge ber 
verminderten nachhaltigen Ertragsfähigkeit der Waldungen flattfinden 
(Bürgerrechtögefeg $- 114). 

$ 89. Der zum Bürgergenuffe Berechtigte rüdt in folchen ein, 
wenn er das angeborene oder durch Aufnahme erlangte active Bür- 
gerrecht wirklich nach 8. 70 des Bürgerrechtögefeges angetreten hat. 

$. 9. Iſt das Allmendgut in beftimmte Theile getheikt und 
die Zahl der Berechtigten größer, als die der Theile, fo findet das 
Einruͤcken erft Statt, wenn ein Theil erledigt wir — Das Gleiche 
tritt bei ben Holzabgaben ein (Bürgerrechtsgefeg F. 114). — Sind 
in einem ſolchen Falle zur nemlichen Zeit mehrere zum Kinrüden 
gleich Berechtigte vorhanden, fo entfcheidet das Loos über den Vor— 
zug des einen vor dem anderen; die, welche in dem Looſe durchfallen, 
find bei der naͤchſten Austheilung der Allmendgenüffe die zuerft Be: 
rechtigten. 

$. 91. Die Berechtigung zum Allmendgenuffe kann. buch Ber: 
Außerung oder Erbfchaft auf andere nicht übertragen werden, außer 
foweit ſolches nach $. 109 bis 114 des Bürgerrechtsgefeges geftattet ift. 

$. 92. Die zeitliche Ueberlaffung des Allmendgenuffes fowie bes 
ganzen oder theilweifen VBürgerholzbezuges an Nichtberechtigte kann 
nur mit Zuflimmung bes Gemeinderaths erfolgen. 

$. 93. Der Verkauf von Bürgerholzgaben ift nur erlaubt, 
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wenn ber Bürger nachgemwiefen hat, daß er für feine eigene Feuerungs: 
bedürfniffe gededt ift und nur unter den durdy die Forftpolizeigefege 
feftgefegten Beftimmungen ($. 28 der Forftordnung). 

$. 94. Soweit der jährlihe Ertrag des Buͤrgernutzens nicht 
20 Gulden überfteigt, darf, wegen Forderungen von Abgaben an die 
Gemeinde ausgenommen, fein gerichtlicher Zugriff darauf erkannt werden. 


Abfhnitt5. Bon der VBertheilung bes Allmend- und Ge 


meindbeguts, 
$. 95. Allmend = und Gemeindegut, fofern fie volles Eigenthum 
ber Gemeinde, find nur zum Genuffe theilbbar. — Es muß mwenig- 


ſtens ein Viertheil deffelden für künftige Zutheilungen bei ſich ver⸗ 
mehrender Bürgerzahl vorbehalten bleiben. — Nur das noch Uebrige 
kann vertheilt werden. — Ausgenommen von aller Vertheilung find 
die Gemeindewaldungen. 

$. 96. Wo die Beibehaltung eines gemeinfhaftlichen Weidfel— 
bes oder eines Tummelplages für das Vieh nöthig ift oder die Ver: 
wendung eines freien Raumes zu öffentlichen Plägen zweckmaͤßig 
erfcheint, muß vor der Vertheilung ein den örtlichen WVerhältniffen 
angemeffener Theil zu diefem Zwecke ausgefchieden werden. 

$. 97. Ruht auf den zu vertheilenden Ländereien eine unbeftrits 
tene unmiderrufliche Berechtigung Dritter, die mit der VBertheilung 
nicht beftehen kann, ber dritte Berechtigte will aber foldye nicht ab» 
treten, fo kann bei der oberften Staatsbehörde nachgeſucht werben, 
daß er dazu gegen vollftändige vorgängige Entfchädigung verbindlich 
erklärt werde. — ft diefe Erklärung erfolgt, und der dritte Berech— 
tigte und die zur Theilung Berechtigten kommen nicht im gütlichen 
Wege über eine Abfindung überein, fo ift der Werth in rechtlicher 
Form abzufchägen und dem Berechtigten vor der Vertheilung zu ent: 
richten; dem Lesteren bleibt der Rechtsweg vorbehalten, jedoh nur 
wegen vermeintlich zu geringen Betrages des abgefchäsgten Werthes. — 
Ein folder Nechtsftreit Eann die Ausführung der WVertheilung des 
betreffenden Grundftüdes nicht hindern ; wohl aber kann der Entfchä: 
digungsberechtigte Sicherheit für den angefprochenen höheren Ent: 
ſchaͤdigungsbetrag fordern. 

$. 98. Steht zwei oder mehreren Gemeinden ein Grundftüd in 
Gemeinfhaft zu, fo muß folches zwifchen den Gemeinden felbft ge: 
theilt fein, ehe die Theilung unter die Einzelnen erfolgen Pann. 
Jede Gemeinde kann die Theilung,, wenn die andere Gemeinde nicht 
beiftimmt, vor Gericht verlangen. 

8. 99. Einzelne Theile des Gemeindegutes koͤnnen nur infoweit 
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vertheilt werden, als ihr Ertrag zu Veftreitung fämmtlicher Ge: 
meindebebürfniffe nicht erforderlich und zugleich nach dem $. 86 für 
mögliche Ereigniffe Fürforge getroffen ift. — Die Vertheilung von 
Gemeindegut kann nur beantragt werden, wenn Gemeinderath und 
Bürgerausfhuß damit einverftanden find, und wenn drei Viertheile 
der Stimmen aller flimmfähigen Bürger in die Theilung willigen. 

$. 100. Sit die Theilung befchloffen, fo find die Art der Theis 
kung, fowie die den künftigen einzelnen Theilnehmern aufzulegenden 
Bedingungen feitzufegen. 

$. 101. Die Theilung gefchieht, wenn nicht eine andere Zheis 
tungsart befchloffen und genehmigt wird ($. 99, 100 und‘ 148 Nr. 14) 
oder nicht ein anderer Maßſtab vermöge Privatrechtstitels einzelnen 
Bürgern Vorrechte gibt, nad Köpfen in möglichft gleihem Werthe 
durch das Loos. 

$. 102. Wittwen erhalten, fo lange fie im Wittwenſtande ver: 
bleiben , dasjenige, was ihr verftorbener Ehegatte erhalten haben würde. 

Z. 103. Bezüglich) auf die Berechtigung ber Beifiger hat es bei 
der in jeder Gemeinde beftehenden Uebung zu verbleiben, fofern nicht 
die Gemeinde bdenfelben da, mo fie bisher keine Genußtheile hatten, 
ſolche einräumen oder bie bisherigen geringeren Genußtheile erhöhen 
will (Buͤrgerrechtsgeſetz $. Sl). 

$. 104. Wo DOrtsgeiftlihe Antheil an dem gemeinfchaftlichen 
Genuffe hatten oder überhaupt denfelben ein Bürgertheil zufteht, muß 
jedem von ihnen zu gleihem Zwede ein im Verhaͤltniß feines Ge: 
nuffes zu bemeffender Antheil zugetheilt werden. — Zu Berbefferung 
der Schullehrerdienfte ift ein Bürgertheil auszufheiden (Verordnung 
vom 27. Februar 1830 ©. ©. 3. Bd. ©. 218). 

8. 105. Zu ber Bertheilung gemeinfchaftlicy benugter Allmend- 
ländereien unter die einzelnen berechtigten Gemeindebürger zur Cultur 
und zum Genuß ift die Zuftimmung der Legteren mit abfoluter Mehr: 
heit erforderlich). 

$. 106. Wo bereits Allmendgut in einzelnen Theilen zum Ge: 
nuf gegeben ift, kann bei zunehmender Zahl ber Berechtigten eine weitere 
Vertheilung diefer Genußtheile ftattfinden, jedoch nur bie zu J Morgen 
bei Aedern und Wiefen und zu 5; bei Krautländern und Gärten. 

$. 107. In dieſe Genußtheile, welche wo möglich alle in ber 
fo eben angegebenen Größe zu bilden, oder injofern einige einen ges 
ringeren Betrag erhalten, nad und nad auf ſolche zu bringen find, 
rüden die neu binzutretenden Berechtigten ein und verbleiben darin, 
dig fie in größere erledigte Genußtheile einruͤcken können. 
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Abihnitt 6: Won der Erwerbung, Veräußerung, VBerpads 
tung unb Verpfändung bes Gemeindbevermögend und von 
Eulturverändberungen. 

$. 108. Die Ermwerbung von Liegenfchaften, Gebäuden und 
Berechtigungen genehmigt der Gemeinderath, wenn der Werth dafür 
aus den ordentlichen Einkünften der Gemeinde beftritten werden kann. — 
Sind auferordentlihe Mittel dazu nöthig, fo wird die Zuftimmung 
bes Bürgerausfchuffes und die Staatsgenehmigung erfordert. — Solche 
Erwerbungen der Gemeinden, fowie neu aufgeführte Gebäude derfel: 
ben, wenn fie ausfchließlid die Vermehrung des Gemeindegutes und 
Einkommens zum Zweck haben, find aus dem etwaigen Ueberfchuffe 
des Ertrages des Gemeindevermögens oder, foweit keiner vorhanden 
ift, aus befonderen Umlagen auf die Gemeindebürger zu beftreiten. 


$. 109. Freiwillige Veräußerung und Bertaufhung von einzel: 
nen Theilen des Gemeindegutes und von Berechtigungen kann infofern 
ftattfinden, als folche zu entlegen find oder aus irgend einem Grunde 
einen weit minderen Ertrag für die Gemeinde abwerfen, als der Erlös 
aus folchen gewähren würde. — Gebäude können veräußert werben, 
wenn fie für die Gemeinde nicht mehr nöthig oder nicht mehr brauch: 
bar find. — Zu allen Veräußerungen von Liegenfchaften, Gebäuden 
und Berechtigungen wird die Zuftimmung bes Bürgerausfchuffes und 
die Staatsgenehmigung erfordert. 

$. 110. Verpachtung und Veränderung bes Gemeindegutes in 
der Gultur genehmigt der Gemeinderath; zu Waldausftodungen und 
außerordentlichen Holzhieben ift die Zuftimmung des Bürgerausfchuffes 
und die Staatsgenehmigung nothwendig, nachdem vorerft das Gut: 
achten der Forftbehörde eingeholt worden ift. 

8. 111. Der Gemeinderath befchließt ferner Uber die Verwer— 
thung des Ertrages des Gemeindegutes und über die Veräußerung und 
Bertaufhung alles beweglichen Vermögens. 

8. 112. Alle Veräußerungen des beweglichen und unbeweglichen 
Vermögens und alle Verpachtungen müffen in öffentlicher Steigerung 
gefhehen. — Eine andere Art der Veräußerung und Berpachtung 
kann nur flattfinden, wenn ein beweglicher Gegenftand zweimal und 
ein unbeweglicher dreimal zur Öffentlichen Verfteigerung ausgefegt war 
und nicht angebracht werden Eonnte, oder wenn bei unbeweglichen 
fowohl, als bei beweglichen Sachen der Gemeinderath und Bürgeraus: 
ſchuß eine andere Veraͤußerungs- oder Berpachtungsart für zweckmaͤßig 
finden. — Verpachtungen auf Lebenszeit der Pächter oder auf mehr 
als 9 Jahre bedürfen der Zuftimmung bes Bürgerausfhuffes. — 
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Wer zweijährige Rüdftände an die Gemeinde fchuldig iſt, darf vor 
deren Berichtigung zu keinem Kaufe von Gemeindevermögen und zu 
keinem Pacht zugelaflen werden. 

$. 113. Der Erlös aus verdäußerten Liegenſchaften und Gebaͤu⸗ 
den, der Erloͤs von ausgeſtockten Waldungen und außerordentlichen 
Holzhieben muß zum Grundſtockvermoͤgen gezogen, daher entweder 
zu Kapital angelegt oder zu Schuldentilgung dder zu neuen Erwer: 
bungen verwendet werden. Es ift jedoch geftattet, einen Theil des 
Erlöfes von Waldausftodungen und SHolzhieben mit Genehmigung 
der Staatsbehörde zur Cultur des ausgeftodten Bodens zu verwenden. 

$. 114. Das liegende Vermögen der Gemeinde darf in folgen: 
der Drdnung zu Unterpfand gegeben werden: 1) bie Grundrenten, 
Gefälle und nugbaren Berechtigungen, das Gemeindegut und bie 
Gemeindewaldungen; 2) das Allmendgut. — Nicht zum Unterpfand 
bürfen gegeben werden: Kirchen, Pfarr: und Schulhäufer, Pfruͤnd⸗ 
und Krankenhäufer. 

Abfhnitt 7. Vom Gemeindebaumefen, 

$. 115. Zur Unterhaltung oder Erweiterung der beftehenden und 
Aufführung neuer Gebäude, fofern folhe zu Erreichung des Gemeinde: 
zwedes oder polizeilihen Einrichtungen nothwendig find, fowie zur 
Erhaltung, Veränderung und neuen Anlage von Gemeindewegen, 
Brüden und fonftigen die Gemeinde angehenden örtlichen Einrichtun— 
gen ift jede Gemeinde verpflihtee. — Sie kann dazu durch die zu— 
ftändigen Etaatsbehörden verhalten werben. — Ueber bie Aufführung 
neuer Gebäude, fowie über Reparation oder Erweiterung ber vorhan: 
denen befchließt der Gemeinderatb und zwar bei Neubauten und 
Hauptreparationen unter Zuftimmung des Bürgerausfhuffes, wenn 
der Aufwand aus den ordentlihen Gemeindeeinkünften beftritten wer: 
den kann. — Bei Neubauten und SDauptreparationen ift fih an 
die VBorfchriften der allgemeinen Bauordnung zu halten. — Die 
Baukoften für Gebäude, infoweit fie die Vermehrung des Gemeinde: 
gutes und Einkommens zum Zweck haben, find nach den Vorſchriften 
des Nachfages von $. 108 zu beftreiten. 
aranttsd Von ben Verträgen, Vergleihen, Forderungen 

und gerihtlihen Verhandlungen. 

$. 116. Vertraͤge, die eine Lieferung von beweglichem Gut 
oder eine Leiftung zur Folge haben, und alle zum laufenden Dienfte 
erforderlichen Anfchaffungen und Koftenaufwendungen genehmigt ber 
Gemeinderath; Vergleiche genehmigt er mit Zuftimmung des Bürger: 
ausfchuffes dann, wenn ber dafür zu entrichtende Betrag oder bie 
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Summe, welche duch den Vergleich zum Opfer gebracht werden fol, 
aus den im VBoranfchlage aufgenommenen Einkünften der Gemeinde 
beftritten werden kann. — Zu anderen Vergleichen, ſowie überall, 
wo der Vergleich ein dingliches Recht an Liegenfchaften zum Gegen: 
ftande hat, 'ift neben der Zuſtimmung des Bürgerausfhuffes die 
Staatsgenehmigung erforderlich. Bei öffentlichen, um Lohn zu ver: 
richtenden Arbeiten und bei Lieferungen, die nicht der laufende Dienft 
erfordert, wird Steigerung eingeleitet, nachdem der Gemeinderath 
einen Ueberfchlag eingeholt hat. Ausnahmen treten nur ein bei Arbei— 
ten, die eine befondere Kunftfertigkeit vorausfegen oder wo Gefahr auf 
dem Verzuge fchwebt oder wo Gemeinderath und Bürgerausfhuß die 
Berfteigerung nicht für zwedmäßig erkennen. 

8. 117. Der Gemeinderath und Bürgerausfhuß hat darüber 
zu berathen und zu befchließen, ob einem gegen die Gemeinde ange: 
brachten Anſpruche gerichtlich zu begegnen oder ob ein Anſpruch oder 
eine Forderung der Gemeinde, deren Richtigkeit und Gültigkeit nicht 
anerkannt oder denen nicht Genüge gethan werden will, in gericht= 
lihem Wege zu verfolgen fei. 

$. 118. Iſt die Uebernahme des Rechtsſtreites in gefeßlicher 
Form befchloffen, fo führt folhen der Bürgermeifter durch alle Rechts— 
züge. — Zur Legitimation des Bürgermeifters muß jedoch eine 
glaubhafte Abſchrift des Befhluffes des Gemeinderaths und Aus: 
fhuffes dem Gerichte vorgelegt werden. Dem Gemeinderath bleibt 
vorbehalten, nad Ermeffen zwei Mitglieder des Gemeinderaths als 
Beigeordnete zum Prozefje beizugeben, auch die ganze Ausführung 
des Prozeſſes einem Rechtsanwalte zu Übertragen. 

Abfhnitt 9, Von dem Gemeindberehnungsmwefen. 

$. 119. Der Gemeinderechner wird von dem Gemeinderath mit 
Zuftimmung des Bürgerausfhuffes auf längere oder kürzere Zeit aus 
der Zahl der Gemeindebürger ernannt. Er Eann zugleih Mitglied 
des Gemeinderaths fein. — Auf gleihe Weife hat der Gemeinderath 
für einzelne VBerwaltungszweige, für welche die Stantsbehörde aus 
befonderen Gründen eigene Verrechner oder Aufjeher anordnet, dieſe 
zu beftellen. Dagegen ift es bei Amtsentlaffung und fchiwerer Ahn: 
dung dem Bürgermeifter und Gemeinderath unterfagt, ohne höhere 
Ermädhtigung Nebenrechnungen über einzelne Einnahmen und Aus: 
gaben zuzulaffen. — Die Gemeinderechner find für die richtige Er: 
bebung der Einkünfte fowie für die Beobachtung der vorgefchriebenen 
Drdnung in den Ausgaben allein verantwortlihd. — Die Vorfchriften 
der 8.18. 20— 25 find aud auf die Gemeinderechner anwendbar. 
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$. 120. Sie erhalten einen beftimmten über Einvernahme bes 
Gemeinderats und Bürgerausfchuffes von der Staatsregierung feſt⸗ 
zuſetzenden Gehalt, der auch auf Einnahmsprocente geſetzt werden 
kann. — Fuͤr die Stellung der Gemeinderechnung wird ein dem Um— 
fange derſelben angemeſſener Betrag ausgeworfen, fuͤr welchen die 
Rechnung zu ſtellen oder durch einen tauglichen Rechner ſtellen zu 
laſſen iſt. Fuͤr Schreibmaterialien duͤrfen keine beſonderen Anſaͤtze 
gemacht werden. 

$. 121. Der Buͤrgermeiſter oder der Rathsſchreiber, wo ein 
folcher befteht, hat die Pflicht, ein genaues Tagebuch über alle wan- 
delbaren und zufälligen Einnahmen der Gemeinde zu führen und dem 
Bürgerausfchuffe vierteljährlich vorzulegen. 

$. 122. Der Gemeinderat decretirt alle Einnahmen und Aus: 
gaben auf die Gemeindecaffe. Diefe Deeretur muß von ben nad) 
$. Al zur Gültigkeit eines Gemeinderathsbefchluffes Erforderlichen 
unterzeichnet werden. — Die Tagsgebühren und Auslagen des Buͤr— 
germeifters, der Gemeinderäthe und des Rathsſchreibers werden von 
der zunächft vorgefegten Staatsverwaltungsbehörde deeretirt. — Jede 
Bezahlung einer Rechnung ohne vorherige Decretur des Gemeinderathe 
oder, foweit folcye die vorerwähnten Gebühren und Auslagen betrifft, 
ohne Decretur der Staatsverwaltungsbehörde gefhieht auf Gefahr des 
Gemeinderechners. 

$. 123. In jeder Gemeinde muß alle drei Jahre, nad Ermeffen 
der Staatsbehörde auch jährlih, auf den Antrag des Bürgermeifters 
ein Voranfchlag der Gemeindebedürfniffe von dem Gemeinderath und 
Bürgerausfchuffe unter Zuzug des Gemeinderechners aufgeftellt werden. 
Er muß enthalten: 1) die Gemeindeeinnahmen; 2) die Gemeindeaus: 
gaben; 3) die Dedungsmittel der legteren. — Den Gemeinden, welche 
ganz geringe Einnahmen und Ausgaben haben, kann die Stellung 
des DVoranfchlages von der Staatsbehörde erlaffen werden. — Das 
Bezirksamt prüft diefen Voranfchlag und beglaubigte denfelben, wenn 
er den beftehenden Verordnungen und Gefegen entfpridht: Ohne Ge: 
nehmigung des Bezirksamtes darf der Ausgabenetat nicht überfchrit: 
ten werben. 

$. 124. Die geftellte Gemeinderehnung mit allen Nebenrech— 
nungen und Belegen ift in dem verfammelten Gemeinderath zu prüfen, 
und fodann mit dem Prüfungsprotofoll dem Bürgerausfchuffe eben- 
falls zur Prüfung mitzutheilen. — Hienach ift die Rechnung mit 
den Prüfungsprotofollen des Gemeinderaths und des Ausſchuſſes in 
dem Rathhaufe oder in einem anderen geeigneten Gebäude vierzehn 
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Zage lang zur Einfiht der Gemeindefteuerpflichtigen aufzulegen und 
diefes öffentlich befannt zu machen. — Mad; diefer Zeit find die Be: 
merkungen der Einzelnen zu Protokoll zu nehmen; endlich ift die 
Rechnung mit fämmtlichen Prüfungsprotofollen zur Revifion an bie 
betreffende Verwaltungsbehörde einzufenden, fofort nach ihrer Revifion 
und Verbefcheidung abermals auf die obgedachte Art aufzulegen. 
$. 125. Die Form bes Rechnungswefens wird auf dem Wege 
der Verordnung beftimmt. 
Abfhnitt 10. Bon den Amtsbefugniffen des Bürgerausfchuffes. 
$. 126. Ohne Zuftimmung des Bürgerausfchuffes Eönnen bie 
Befchlüffe des Gemeinderaths über folgende Gegenftände nicht in Voll: 
zug kommen: 1) wegen dem Antrag auf neue Bürgermeiftermahl aus 
dem Grunde der Krankheit des Bürgermeifters, wegen Uebertragung 
der Rathsſchreiberei an den Bürgermeifter oder über die Ernennung 
und den Gehalt des Rathsſchreibers und der Gemeinderechner ſowie 
über Gebaltsregulirung des Bürgermeifters und bie in $. 19 erwaͤhn⸗ 
ten Gebührenfirirungen ($$. 16— 19 dann 119 und 120); 2) über 
die Errichtung neuer fländiger Gemeindedienfte, den dafür auszumer: 
fenden Gehalt fowie über die Erhöhung ber feither beflandenen Ge: 
halte der Gemeindediener ($. 17 und 18); 3) über die Wahl der 
Stellvertreter in den Gemeinderath und Ausfhuß ($. 14 und 30); 
4) über Strafbeftimmungen wegen ungerechtfertigtem Ausbleiben bei 
den Gemeindeverfammlungen ($. 35); 9) wenn ber Antrag auf Sus: 
penfion oder Dienftentlaffung des Bürgermeifters, eines Mitgliedes 
bes Gemeinderaths, des Rathsſchreibers und Gemeinderechners geftellt 
werden foll ($$. 20. 23 und 119); 6) bei Feftjegung der Frohn— 
leiſtungen oder Beftimmung des Werthes der Spann: und Handdienſte 
(Bürgerrechtsgefeß $. 77 und vorliegendes Geſetz $. 77 u. 79); 7) über 
Verwendung des Grundftodvermögens zu laufenden Bedürfniffen ($.54) ; 
8) über neue Kapitalaufnahmen, fofern fie nicht zu Abtragung auf: 
gekündeter Kapitalien gemacht werden; über die Beftimmung des Be: 
trages, bis zu welchem die Ueberfhüffe der Gemeindecaffe zu Kapital 
angelegt werden follen, und über die Verwendung weiterer Ueberfchüffe 
($$. 85-87); 9) über alle Bertheilungen des Gemeindegutes ($. 99); 
10) über Erwerbung oder Veräußerung unbeweglichen Vermögens oder 
von Berechtigungen, foweit zu Ermwerbungen außerordentliche Mittel 
erforderlich werden, Über Verpfaͤndung des unbeweglichen Vermögens, 
über Berpachtungen auf Lebenszeit oder mehr als 9 Zahre, über 
Waldausftodungen und auferordentlihe Holzhiebe und über Ber: 
Äußerungen, Verpachtungen oder Anfchaffungen, die aus freier Hand 
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gefchehen (88. 108— 110. 112 und 116); 11) über alle neue Baus 
ten und Hauptausbefferungen ($. 115); 12) über Vergleiche, die nady 
8. 116 ber Gemeinderath oder die Staatsbehörde genehmigt, fowie 
über Verträge, Anfhaffungen und Ausgaben, welche nicht den laus 
fenden Dienft betreffen, oder wodurd die im Voranfchlage dafür bes 
flimmten Summen überfchritten werben ($. 116); 13) über Anerken⸗ 
nung und Befriedigung jeder Forderung, die aus Rechtsgeſchaͤften abs 
geleitet wird, zu deren Eingehung die Zuftimmung des Ausfchuffes 
gefeglich erforderlich ift, infofern die Ausgabe nicht fhon im Voran⸗ 
fchlage begriffen oder, als auf einer öffentlichen Urkunde beruhend, 
nah ihrem Rechtstitel und Umfang ganz unzweifelhaft ift; 14) über 
die Eingehung eines jeden Rechtsftreites, fowohl für, als gegen bie 
Gemeinde ($. 117); 15) über die Abgangsdecreturen von Schuldig: 
keiten an die Gemeinde, 16) über etwaige Nachſicht des gefeglichen 
Vermögens oder Leumundes bei Bürgeraufnahmen (Bürgerrechtsgefeg 
8:57); 17) über Einführung von Beiträgen neu eintretender Bürs 
ger zu Localanftalten (Bürgerrechtsgefeg $. 56); 18) über die Auf: 
ftelung der Gemeindevoranfhläge und Scyhuldentilgungsplane ($. 123); 
19) der Ausihuß muß endli zur Prüfung der Gemeinderehnungen 
zugezogen und feine Bemerkungen, Wuͤnſche und Beſchwerden müffen 
zu Protokoll genommen werden. 

8.127. Das Gutachten des Bürgerausfchuffes hat der Gemeinde: 
rath in folgenden Fällen einzuholen: 1) bei dem Antrage auf eine neue 
Bürgermeifterwahl wegen ungebührlich verlängertem Urlaub ($. 16); 
2) über Erwerbung von Liegenfhaften, Gebäuden und Berechtigungen, 
auc wenn hiefür keine außerordentlichen Mittel erforderlich find ($. 108); 
3) über wichtigere Verpachtungen und Gulturveränderungen des Ge: 
meindegutes ($. 110); 4) über Erhöhung oder Schmälerung bürger: 
licher Nugungen, namentlich der Allmend:, Holz-, Weid- und andes 
ver Genüffe; 5) über die Aufnahme neuer Gemeindebürger (Bürgers 
techtsgefeg $. 89); 6) bei Ehebewilligungen im Falle des $. 71 des 
Bürgerrechtsgefeges (Bürgerrechtsgefeg $. 102). — In allen übrigen 
hier nicht aufgezählten Fällen ift der Gemeinderath zu Beiziehung des 
Bürgerausfhuffes nicht verpflichtet, wohl aber ift derfelbe berechtigt, 
auch in anderen Fällen, wo es ihm raͤthlich oder förderlich fcheint, 
den Ausfhuß um feine Meinung zu bören und ſich mit ihm über 
das gemeine Beſte gemeinfchaftlic zu berathen. 

$. 128. Sin allen Fällen, in welchen die Zuſtimmung oder das 
Gutachten bes Bürgerausfchuffes einzuholen ift, hat der Bürgermeifter 
denfelben in den Gemeinderath einzuladen, ihm ben Gegenftand ber 


494 Hohenzollern: Sigmaringen. 


Berathung und die Anficht des Gemeinderaths zu eröffnen und feine 
Meinung zu vernehmen. — Es müffen mehr als die Hälfte, den 
Obmann miteingerechnet, erfcheinen, wenn eine gültige Zuflimmung 
erfolgen foll. 

8. 129. Iſt die Mehrheit der erfchienenen Ausfhußmitglieder 
mit dem Gemeinderath einverftanden, fo ift die Erklärung der erjte: 
ren in das Protokoll einzutragen und von dem Obmanne und den 
zwei älteften Mitgliedern des Ausfchuffes zu unterzeichnen. — Kommt 
eine Bereinigung nicht zu Stande, fo ift die Weigerung ber Zuftims 
mung mit deren Gründen ebenfalls in das Protokoll einzutragen. — 
Sm Falle nur das Gutachten des Bürgerausfchuffes einzuholen war, 
befchließt der Gemeinderath nach eigener Anfiht und Würdigung. — 
Im Falle aber die Zuftimmung des Ausfchuffes erfoderlih ift, und 
der Gemeinderath erachtet, daß durch deren Verweigerung das Ge: 
meindewohl beeinträchtigt werde, oder wenn es deshalb an den noth: 
wendigen Mitteln zur Erfüllung gefeglicher Verpflichtungen der Ge: 
meinde fehlt, fo bat der Bürgermeifter, wenn er eine Vereinigung 
bei einer nochmaligen gemeinfchaftlihen Berathung nicht zu Stande 
bringen kann, fih an die naͤchſtvorgeſetzte Staatsftelle zu wenden, 
welche die Sache genau zu prüfen, eine Vermittlung zu verfuchen, 
und wenn auch diefer Verſuch mißlingt, die nöthige Entfcheidung zu 
ertheilen oder höheren Ortes einzuholen hat. 

$. 130. Schriftliche Verhandlungen zwiſchen dem Gemeinderath 
und dem Bürgerausfohuffe finden nit Statt. — Es ſteht jedoch 
dem Bürgerausfchuffe frei, feine abweichenden Anfichten dem Proto— 
koll fchriftlich beizufügen. 

$. 131. Auf Verlangen der vorgefegten Staatsbehörde muß der 
Ausſchuß aud in anderen Angelegenheiten zu den Berathungen des 
Gemeinderaths zugezogen werden. 


Titel UV. Bon den Gemeinden, Welche aud mehreren 
Drten zufammengefegt find. 

$. 132. Wenn eine Gemeinde aus zwei oder mehreren Orten 
befteht, fo hat fie den Namen von einem bdiefer Drte, in der Regel 
von dem größeren, zu führen, der dadurch der Hauptort wird. 

$. 133. Der Bürgermeifter ift in der Negel aus den Bürgern 
des Dauptortes zu wählen; doch kann er, wenn die einzelnen Drte 
nahe beifammen liegen, aus einem der übrigen gewählt werben. 

$. 134. Die Gemeinderäthe find in der Kegel aus fümmtlichen 
Drten zu wählen, über melche fi) der Gemeindeverband erſtreckt. — 
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Die Wahl des Bürgermeifters und der Gemeindberäthe gefchleht nach 
Vorſchrift diefes Gefeges (Vürgerrechtsgefeg $. 13). — Die Staates 
behörde hat nad WVernehmlaffung der Gemeinde und unter Berhd: 
fihtigung ber Bingerzahl jeden Ortes und der Übrigen Verhältniffe 
zu beftimmen, ob und wie viel Gemeinderäthe aus jedem Drte von 
den einzelnen Orten gewählt werden müffen. — Das Nämliche findet 
hinfichtlicy des zu wählenden Bürgerausfhuffes Statt. 

8. 135. Der Bürgermeifter verwaltet die Polizei in ſaͤmmtlichen 
Orten. Jedoch Eönnen demjenigen Gemeinderath, der bei der Wahl 
die meiften Stimmen erhalten hat, in jedem der übrigen Orte unter 
dem Namen Stabhalter einzelne Zweige ber Drtspolizei, namentlich 
die Sicherheitspolizei und die Erhaltung der Ruhe und Ordnung, von 
der Verwaltungsbehörde Übertragen werden. 

$. 136. Haben fämmtliche Orte eine gemeinfhaftlihe Gemar: 
fung, fo find die Verhäftniffe aller Bürger unter fih und in Bezug 
auf die Gemarkung gleich, foweit nicht diefes Geſetz überhaupt in 
irgend einer Beziehung einen Unterfchied macht. Es befteht nur eine 
Gemeindeverwaltung (Bürgerrechtsgefeg $. 7 und 8). 

$. 137. Hat einer und der andere Nebenort eine von der Ge: 
markung des Hauptortes verfchiedene Gemarkung, fo find diefe Orte 
in Beziehung auf das Gemeindegut, Allmendgut und das Gemarkungs: 
verhältniß als gettennt zu betrachten. — Daffelbe ift in Bezug auf 
das Gemeinde: und Allmendgut der Fall, wenn diefe Drte zwar eine 
gemeinfhaftlihe Gemarkung, aber abgefondertes Gemeindevermögen 
haben (Bürgerrechtsgefeg 8.9 und 10). 

$. 138. Der Bürgermeifter und Gemeinderath beforgen in Fällen 
des 8. 137 nur die Angelegenheiten, welche den Gemeindeverband bes 
treffen, für alle Orte gemeinfhaftlih. Im dem Hauptorte beforgt 
der Bürgermeifter und der Gemeinderath auch die Gemeindevermögens: 
angelegenheiten; jedoch haben in folhen die Gemeinderäthe der Neben: 
orte keine Stimme. 

$. 139. In den Nebenorten verwaltet unter ber Leitung bes: 
jenigen Gemeinderaths, der bei der Wahl die meiften Stimmen er: 
halten, oder des Stabhalters, ein von den Bürgern des Ortes zu 
erwwählender VBerwaltungsrath das Gemeindevermögen. Er kann bie 
Zahl von vier nicht Überfteigen. — Die Gemeinderäthe, welche von 
den Mebenorten gewählt wurden, find von Rechtswegen Mitglieder 
diefes Verwaltungsraths. Die Erneuerung der übrigen Mitglieder 
gefchieht alle drei Jahre, wobei die bisherigen wieder wählbar find. — 
In Fällen, in welchen nach diefem Gefege die Zuftimmung bes Bür: 
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gerausfchuffes erforderlich ift, wird in ben Angelegenheiten biefer Orte 
die Zuftimmung der Bürgerfchaft des Ortes felbft erfordert. — Die 
oben feftgefegten WBorfchriften hinfihtlid der Wahlberehtigung und 
MWahlfähigkeit der Gemeinderäthe finden auch bier Anwendung. 

$. 140. Die Ortsbürger haben ferner einen Drtsrechner auf 
längere oder Fürzere Jahre zu wählen, der in die Zahl der vorgedbachten 
Berwaltungsrathsmitglieder einzurechnen ift. — Derfelbe ift an die dem 
Gemeinderechner vorgefchriebenen gefeglihen Beflimmungen gebunden. 

$. 141. Die geftellte Rechnung hat der Stabhalter den Drts: 
bürgern gehörig zu verkünden und mit ihren Bemerkungen durch den 
Bürgermeifter zur Revifion an die Verwaltungsbehörden einzufenden. 

$. 142. Wo das VBeitragsverhältniß der Nebenorte in die Ge: 
meindecaffe zu Beftreitung der Ausgaben des Gemeindeverbandes noch 
nicht geordnet ift, hat folches, fowie die Rechnungsführung, die Staats: 
behörde nach Vernehmung aller Berheiligten zu regulicen. — Die 
Ausgaben, welche die Bedürfniffe des Drtsverbandes felbft nöthig 
machen, hat derjelbe aus dem Drtsvermögen zu beftreiten nad) Bor: 
fchrift des Geſetzes. 


Titel V. Bon den abgefonderten Waldungen, Hofgü— 
tern und Fabrikorten. 


$. 143. Befinden fih in Waldungen, die eine abgefonderte Ge: 
marfung haben, fie mögen an zwei oder mehreren Gemeindemarfungen 
angrenzen, Cinfaffen, fo ijt die polizeiliche Aufjicht über ſolche dem 
Bürgermeifter des Drtes zu übertragen, welcder diefen Waldeinfaffen 
am nächften liegt. — Der Bürgermeifter hat die Zagsgebühren für 
polizeiliche WVerrichtungen in derlei Golonien von dem Eigenthümer des 
Maldes zu fodern, wenn folder nicht über eine jährlihe Averfal: 
fumme mit ihm übereintommen will, und foweit diefe Gebühren nicht 
gefeglihh von den Einfaffen zu bezahlen find. | 

$. 144. Belaͤuft ſich die Zahl der auf einem abgefonderten Hof: 
gute lebenden Menfhen wenigftens auf vierzig, fo kann einem bes 
Schreibens und Lefens Eundigen Einwohner die polizeiliche Aufſicht 
über folhe unter dem Namen Stabhalter von dem Bezirksamte mit 
Genehmigung der Landesregierung übertragen werden. — Derfelbe 
ift dem Bezirksamte unmittelbar untergeordnet, an welches auch die 
Recurſe zu richten find. — Die Koften billiger Entfhädigung des 
Stabhalters hat die Gerichtsherrfhaft zu tragen. — Wird ein folcher 
Stabhalter nicht aufgeftellt, fo ift das Hofgut der polizeilichen Aufficht 
bes Bürgermeifters des nächftgelegenen Ortes zu untergeben. 
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8. 145. Im abgefonderten Fabrikorten, welche feine eigene Ge: 
meinde bilden, kann die Drtspolizei einem Fabritinhaber oder Beam: 
ten Übertragen werden. Die dafür nöthige Entfchädigung fällt der 
Gerichtsherrfchaft zur Laſt. 

$. 146. Vicinalwege, die durch abgefonderte Waldungen und 
Hofgüter ziehen, hat der Eigenthuͤmer derfelben zu unterhalten, foweit 
nicht ein anderes Verhaͤltniß auf privatrechtlihem Grunde beruht. Er 
ift aber berechtigt, von den Einwohnern auf dem Hofe die durch bie 
Landesregierung feftzufegenden Beiträge zu fordern. — Das Näm: 
liche ift der Eigenthümer eines Waldes in gleichem Halle von den Wald: 
infaffen zu verlangen berechtigt. 

$. 147. Die Eltern in Waldeolonien und auf Hofgütern haben 
bie Koften für den Unterricht ihrer Kinder, wenn fie, der Entfernung 
wegen, nicht einer benachbarten Schule zugetheilt werden Eönnen, ſelbſt 
zu beftreiten. — Der Eigenthümer der Waldungen oder des Hofes 
aber ift zu einem billigen, im Weigerungsfalle von den Staatsbehör: 
ben feftzufegenden Beitrag verpflichtet. — Ebenfo hat er für die Un: 
terhaltung der Einwohner in Zällen der Arbeitsunfähigkeit und Dürf: 
tigkeit zu forgen, wenn fie Bein anderes Heimathsrecht haben und 
nicht der Fall des $. 69 des Vürgerrechtsgefeges eintritt. 


Titel VL Bon der Aufficht ded Staates über die Ge 
meindevertwaltung. 


$. 148. Die Verwaltung der Ortspolizei fteht unter ber unmit: 
telbaren Aufficht der Verwaltungsbehoͤrden. — Hinſichtlich der Übri: 
gen Gemeindeverwaltung wird die Staatsbehörde das Auffichtsrecht im 
Allgemeinen in der Art ausüben, daß fie 1) den Gang derfelben beob⸗ 
“achten und von Zeit zu Zeit davon Einficht nehmen läßt; 2) fie wird 
bie Voranfchläge ſowie die Rechenſchaftsberichte des Gemeindehaus: 
haltes prüfen und genehmigen; ferner 3) die Gemeinderechnungen revi⸗ 
diren, die entdeckten Mängel verbeſſern, die Nachlaͤſſigkeiten ruͤgen und 
vorfägliche Gefegübertretungen beftrafen laſſen. — Außer diefem er: 
fodern folgende Handlungen vor deren Vornahme die Staatsgenehmi: 
gung: 1) die Veräußerung, Vertaufhung und Verpfändung von Ge: 
meindeliegenfhaften oder Berechtigungen, ohne Rüdficht auf deren 
"Werth ($. 109 und 114). 2) Die-Veräußerung beweglicher und un: 
beweglicher Gegenftände außer der Steigerung, wenn der Betrag 50 fl. 
überfteigt ($. 112). 3) Alle Verwendungen des Grundftodvermögeng 
zu laufenden Bedürfniffen (F. 54). 4) Die Erwerbung unbeweglicher 
Güter oder von Berechtigungen, wenn ſolche nicht aus den ordentlichen 
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Einkünften erfauft werden (F. 108). 5) Die Belaftung der Gemeinde 
durch Paffivübernahme von Renten, Zinfen, Gülten und anderem 
(äftigen Eigenthum. 6) Die Kapitalaufnahmen, wenn die aufjuneh: 
menden Gelder nicht zu Zilgung aufgefündeter Kapitafien verwendet 
oder dabei Läftige Nebenbedingungen eingegangen werben follen ($. 85). 
7) Die Verwendung der Gemeindeüberfchüffe ($. 87). 8) Jede Ueber: 
fchreitung der Hauptſumme des Voranfıhlages, wodurd eine neue oder 
erhöhte Umlage nothwendig wird. 9) Jeder außerordentlihe Vorem— 
pfang auf die Einkünfte der folgenden Jahre. 10) Die Einführung 
einer örtlichen Confumtions= oder Verkehrsabgabe (Detroi). Ebenſo 
die Einführung von Beiträgen neu eintretender Bürger zu Localan— 
ftalten (Bürgerrechtögefeg $. 56 und vorliegendes Geſetz $. 74 u. 75). 
11) Alle MWaldausftotungen und auferordentlihen Holzhiebe, aud 
Verwendung des Erlöfes hieraus zur Cultur des ausgeftodten Bodens 
($. 110 und 113). 12) Die Gehaltsvermehrung oder Verminderung 
des Bürgermeifters, der Gemeinderäthe, des Rathsſchreibers und Ge: 
meinderechners fowie die Einführung neuer Gehalte und die Firirung 
der Gebühren der Gemeindebedienfteten (88. 18. 19. u. 120). 13) Die 
Gulturveranderungen, welche auf den Bürgernugen von Einfluß find, 
insbefondere Einführung der Wiefenöhmdung, Weideinftellungen u. dgl. 
($. 110). 14) Die Vertheilung des. Allmend= oder Gemeindeguts 
zum Genuß und die neue Regulirung des Allmöndgenuffes ($. 95). 
15) Bergleiche über dingliche Rechte oder mit Aufiwendung aufer: 
ordentlicher Mittel (F. 116). 16) Aufftellung von Nebenrechnern und 
Führung von Nebenrechnungen für einzelne Verwaltungszweige ($. 119). 
17) Nachſicht des guten Leumundes bei Bürgeraufnahmen (Bürger: 
vechtögefes ($. 57). 18) Bildung neuer oder Auflöfung beftehender 
Gemeinden fowie Zutheilung neuer Gemeindeparzellen (99. 3—-5). 
19) Endlich fteht den Staatsbehörden die Beftätigung der Wahl des Bür: 
germeifters, der Gemeinderäthe und Polizeibedienfteten zu ($. Al u. 17), 

$. 149. In allen oben $. 148 aufgezählten Fällen wird der 
Beſchluß des Gemeinderaths dem Bezirksamte zur Prüfung vorgelegt, 
von diefem aber entiveder von Amtswegen genehmigt oder der Landes: 
regierung mit gutachtlichem Bericht vorgetragen. — Letzteres ge: 
hieht nothiwendig: 1) wenn der Bezirksamte, ein Gehilfe deffelben 
oder ein anderer Staatsbeamter, ein Kitchen» oder ein Corporatione: 
biener bei der Sache perfönlich intereffire ift; 2) wenn einem Mit: 
gliede des Gemeinderaths eine neue oder erhöhte. Befoldung oder 
Penfion bewilligt werden foll; 3) wenn das Gemeinde= oder Allmend: 
gut einer Gemeinde ganz oder theilweife zum Genuß unter die Ge: 
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meindeglieder vertheilt; 4) wenn ein Grundftüd oder irgend ein Real: 
recht der Gemeinde veräußert werden foll, deſſen Kapitalwerth bie 
Summe vom 300 Gulden überfteigt; 5) wenn eine bleibende Verbind: 
lichkeit auf die Gemeinde übernommen, eine neue die Schuldenmaffe 
ber Gemeinde vermehrende Kapitalfhuld von mindeftens 150 fl. auf: 
genommen; 6) wenn das Grundftodvermögen (wohin auch die Activ— 
Eapitalien gehören) im Betrage von wenigftens 150 fl. zu laufenden 
Ausgaben verwendet; 7) wenn der Ueberfhuß des Gemeindeeinkom: 
mens unter die Bürger vertheilt werden foll; ferner 8) in allen 
Sällen, wo eine Gemeinde auf Koften Anderer fi eine Einnahme: 
quelle eröffnen oder die bereits beftehenden erweitern will, z. B. bei 
der Einführung oder Erhöhung von Dctroigebühren, von Pflaſter⸗ 
Bruͤcken-, Weg-, Markt-, Krahnengelder und dgl.; 9) wenn neue 
Jahr- und Wochenmaͤrkte errichtet, erweitert oder mit neuen Abgaben 
beſchwert werden ſollen. Endlich 10) die Beſtaͤtigung der Buͤrger— 
meiſterwahlen in den Städten nad $. IL und $. 13 Nr. 7, ſowie 
die Aufftellung eines befonderen Drtspolizeibeamten ($. 46). 

$. 150. In allen übrigen im $. 149 nicht namentlich aus: 
gedruͤckten Fällen find die Bezirksaͤmter ermächtigt, die ihnen vorge: 
legten Befchlüffe des Gemeinderaths von Amtöwegen zu genehmigen 
oder unter fpecieller Anführung der Gegenftände zur Abänderung zu: 
ruͤckzugeben. — Ks bleibt jedoch den Bezirksämtern unbenommen, 
in Sällen, bei denen fie im Zweifel find, die vorgefeßte Regierung 
um Belehrung und Befcheid zu bitten. 


Zitel VIEL. Bon dem Nechte des Necurſes. 

$. 151. Gegen alle den Beftimmungen diefes Gefeges zuwider: 
laufende entfcheidende Verfügungen und alle Anordnungen in Gemeinde: 
angelegenheiten fteht jedem Berheiligten der Recurs von dem Bürger: 
meifter und Gemeinderath oder eine Beſchwerde gegen folche an die 
nächftvorgefegte Behörde und von dem Erfenntniß diefer letzteren an 
die höheren VBerwaltungftellen, nad den beftehenden und künftigen 
Gefegen über Recurfe, zu. 

$. 152. Hinfihhtlid des Recursverfahrens Eommen die Vor: 
fhriften des 8. 90 des Bürgerrechtsgefeges in Anwendung. 


Zitel VIII. Aufhebung früherer Gefege und VBerord: 
nungen und Vollzugsanorduung. 

$. 153. Alte früheren Verordnungen und Gefege uͤber Gegen: 

ftände der Gemeindeverfaffung und Gemeindeverwaltung, namentlich 

die Stadtordnung vom 5. Juli 1810, find aufgehoben. — Die 
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Beftimmung der Vollzugsvorfhriften zu vorftehendem Gefeg bleibt 
befonderen Verordnungen vorbehalten. 
Sigmaringen den 6. Juni 1840. 


Geſetz über das Gemeindebürger- und Beifitzreht. 


Kart von Gottes Gnaden fouverainer Fuͤrſt zu Hohenzollern: Sig: 
maringen ıc. ꝛc. Um die Gefeggebung hinfichtlich des Gemeindebürger: 
und Beifigrechtes mit den Beftimmungen der Berfaffungsurfunde in Ein: 
Elang zu bringen, verordnen Wir, nad) Anhörung Unferer geheimen 
Gonferenz und mit Zuflimmung Unferer getreuen Stände, wie folgt: 
Abſchnitt l. Allgemeine Beflimmungen. 

8. 1. Jeder Staatsbürger muß, fofern nicht für ihn das ge: 
genwärtige Gefeg ($. 4) eine Ausnahme begründet, einer Gemeinde 
als Bürger oder Beifiger angehören. Nur der Staatsbürger ift fähig, 
ein Gemeindebürger= und Beifigceht im Fürftentbum zu befigen. 

$. 2. Das Gemeindebeifig= oder Heimathrecht gibt die Befug: 
niß, einen jeden erlaubten Nahrungszweig, nad Vorſchrift der Ge: 
fee, in der Gemeinde zu treiben, die öffentliyen Gemeindeanftalten 
zu benugen und endlicdy den Anfpruch an die Gemeinde auf die Unter: 
ſtuͤtzung in Fällen der Dürftigkeit, ausgenommen, wenn dem Staate oder 
dem Schuß = oder Dienftheren die Verbindlichkeit der Unterftügung obliegt. 

$. 9. Das active Gemeindebürgerreht ($. 70) begreift außer 
dem fo eben bezeichneten Deimathrechte noch weiter in fih: 1) das 
Recht, in der Gemeinde, deren Bürger Jemand ift, duch Deurath 
eine Familie zu gründen; 2) die Berechtigung zur Theilnahme an 
den Gemeindenugungen; 3) das Recht der Stimmgebung bei Ge: 
meindeverfammlungen; 4) das Wahlrecht und die Waͤhlbarkeit bei 
Befegung aller Gemeindeämter, 5) das Recht zur gefeglihen Mit: 
wirkung bei der Wahl der Abgeordneten zur Ständeverfammlung, 
unter VBorausfegung der befonderen verfafjungsmäßigen Erforderniffe 
($. 89 der Verfaffungsurkunde), bei Geiftlihen jedoh nur dann, 
wenn fie nicht fhon ein Stimmrecht bei der Aufftellung ihres Stan: 
desabgeordneten befigen. 

$. 4. Don der Verpflichtung, einer beftimmten Gemeinde als 
Bürger oder Beifiger angehören, find ausgenommen: -I) die Glieder 
des fürftlihen Daufes; 2) die Standesherren und die Mitglieder 
ftandesherrlicher Häufer; 3) alle diejenigen, welche bei Verkündung 
diefes Gefeges bereits ein Öffentliches Amt, in Hof:, Militaͤr- oder 
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Civildienſte bekfeiden oder eine Eicchliche Pfründe innhaben; 4) bie: 
jenigen Staatsdiener (im Hof-, Militär: und Civildienfte), welche 
vermöge ihrer Anftellung das Staatsbürgerrecht erlangt haben, (Berf. 
Urt. $. 12) und Über den Vorbehalt eines auswärtigen Heimathsrechtes ' 
fich auszumweifen vermögen; 5) diejenigen Staatsangehörigen, welche 
vor der Verkündigung des gegenwärtigen Gefeges in landes= oder 
ftandesherrlihem Hoffchuge fanden oder einer nicht im Gemeinbever: 
bande ftehenden Befisung zugetheilt worden, für fih und ihre Kin— 
der, infofern legtere nach Erwerbung des Hofichuges oder der Zuthei: 
Lung geboren find oder im gegentheiligen Falle, gleiche Anfprüche mit 
ihren Eltern erworben haben. 

$. 5. Jeder Staatsbürger, der nicht unter ben in vorfichen: 
bem $. Nr. 1, 2 und 4 bezeichneten Ausnahmen begriffen ift, kann, 
ehe er ein Gemeindebürger: oder Beifigrecht erwirbt, weder ein öffent: 
liches Amt übernehmen oder ein Gewerbe auf eigene Rechnung oder 
mit eigenem Haushalte treiben, nod überhaupt einen felbftftändigen 
MWohnfig nehmen. — Um fid zu verehelichen genügt künftig das 
Beifigreht nicht, fondern es ift die Erwerbung eines Gemeindebürger: 
rechtes unerläßlich. 

8. 6. Die Erwerbung des Gemeindebürger: oder Beifigrechtes 
ift von dem Befige eines Grundeigenthums in der Gemeinde unab= 
hängig. — Die bisherigen Hof: oder Feuerftattrechte kommen bei 
künftigen Bürgerrechtsertheilungen nicht in Betracht und auch in den⸗ 
jenigen Orten, in welchen bisher fogenannte Realgemeinderechte be= 
flanden, wird mit dem Befige einer folhen Berechtigung das Bürger: 
echt felbft noch nicht eriworben. 

8. 7. In Gemeinden, die aus mehreren Drten zufammengefeßt 
find und eine gemeinfchaftlihe Matkung haben, kann jeder in folcher 
befindliche Bürger aus dem einen Orte in dem anderen frei überziehen 
und dafelbft fein Gewerbe treiben. 

8. 8. Jeder, der in eine folhe Gemeinde gefegkich neu aufge: 
nommen werden muß, kann in jedem ber zu der Gemeinde. gehörigen 
Drte feinen Wohnfig nehmen. 

8. 9. Haben bie Drte oder einige berfelben, aus welchen bie 
Gemeinde zufammengefegt ift, verfchiedene Gemarkungen, und hat 
feither ein freier Ueberzug aus einem Drte in den anderen flattgefun: 
den, fo behält es dabei fein Bewenden. 

$. 10. Im anderen Falle ift der Ueberzug von einem Drte, ber 
eine eigene Markung hat, in einen anderen wie der Ueberzug aus 
einer Gemeinde in eine andere infofern anzufehen, daß ber Ueber: 
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ziehende fi in den Bürgergenuß der Gemeinde, in welche er zieht, 
einfaufen muß. — Das Naäamliche tritt ein, wenn die fämmtlichen 
Orte zwar eine gemeinfchaftlihe Markung, aber abgefondertes Allz 
mendvermögen haben. | 

$. 11. In zwei Orten Eann feiner den Allmendgenuß und bie 
Bürgerholzabgaben zu gleicher Zeit beziehen. | 

$. 12. ‚Jeder, der in eine zufammengefegte Gemeinde aufge- 
nommen werden will, in welcher ein oder mehrere Dite eine abgefon= 
derte Markung haben, hat fih zu erklären, in welchem er feinen 
Mohnfig zu nehmen gedenkt und folhem das Einfaufsgeld und den 
Betrag des Bürgernugens zu entrichten, fofern legterer zu bezahlen ift. 

8. 13. Jeder Bürger einer aus mehreren Orten zufammenge: 
festen Gemeinde nimmt unter den in dieſem Gefege gegebenen Be: 
fimmungen beziehungsweife an dem Wahlrechte und an der Waͤhl— 
barkeit für die Stellen des erften Vorftehers, des Gemeinderaths und 
des Bürgerausfchuffes der Gefammtgemeinde Antbeil. — Auch ift 
jeder Activbuͤrger und jeder Activbeifiger einer folchen zufammengefeg: 
ten Gemeinde zur Theilnahme an den perfönlichen Leiſtungen (Froh— 
nen) für Zwecke der Gefammtgemeinde auf gleiche MWeife verpflichtet. 

$. 14. Niemand Eann in Zukunft das VBürgerrecht in mehr 
als einer Gemeinde befigen. — Für die dermaligen Befiger mehr: 
faher Bürgerrechte kommen die in $. 109 und ff. in Beziehung auf 
bie bisherigen Hofftattrechte und die damit verbundenen Nugungen 
gegebenen Beftimmungen ebenfalls in Anwendung. 

$. 15. Der Bürger oder Beifiger einer inländifchen Gemeinde 
kann die Genoffenfhaft einer ausländifchen Gemeinde nur mit befen- 
derer Iandesherrlicher Bewilligung und nur unter der Bedingung er: 
werben oder. beibehalten, daß er den ihm obliegenden Pflichten eines 
Staats- oder Gemeindebürgers oder Beifigers in jeder Hinficht Ge: 
nüge leifte und für die Erfüllung diefer Verbindlichkeiten die erforder: 
liche Sicherheit ſtelle. — Daffelbe ift aud dann zu beobachten, 
wenn ber Bürger oder Beiſitzer einer inländifchen Gemeinde in einem 
fremden Staate feine bleibende Wohnung nimmt. 

$. 16. Die Geftattung eines, zeitigen Aufenthaltes, welche nicht 
ohne genügenden Ausweis über ein anderwärtiges Deimathrecht ftatt: 
finden darf, begründer keine Genoffenfhaft mit der Gemeinde des 
Aufenthaltsortes. 

$. 17. Jeder Staatsbürger, ber irgend einer Gemeinde des 
Fürftenthums als Bürger oder Beiſitzer angehört oder von biefem 
Verbande gefeglih ausgenommen tft ($. 4), kann im jeder beliebigen 
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Gemeinde feinen Aufenthalt nehmen und bafelbft einen jeden erlaub: 
ten Nahrungszweig nah Maßgabe der hiefür beftehenden Vorfchriften 
treiben, fo lange ihm der Aufenthalt nicht wegen fchlechten Prädicats 
oder aus anderen polizeilihen Gründen durch die zuftandige Polizei: 
behörde verfagt wird. — Auf Einfpradhe des Gemeinderathd muß 
aber der Aufenthalt verfagt werden, wenn ber fremde Bürger ober 
Beifiger 1) des Bettelns überwiefen ift, 2) in den der Veränderung 
des Aufenthaltsortes vorangegangenen 3 Jahren aus öffentlichen Gaffen 
Beit.äge zu feinem Unterhalte, den Fall eines vorübergehenden uns 
verfchuldeten Unglüds ausgenommen, empfangen hat oder während 
des Aufenthaltes im fremden Drte in eine Lage kommt, daß er mild> 
thätiger Unterftügung bedarf, oder 3) mit Zahlung der im Aufent: 
haltsorte fchuldig gewordenen öffentlichen Abgaben nad erfolgter 
Mahnung über 1 Jahr im Rüdftande geblieben ift, oder 4) fih in 
einem hienach in $. 34 bezeichneten Falle befindet. 

$. 18. Jeder, der in einer Gemeinde, welcher er weder ale 
Bürger noch als Beifiger angehört, freiwillig oder berufshälber feine 
felbftftandige Wohnung nimmt, hat an die Gaffe dicfer Gemeinde 
jährlich eine Abgabe (Mohnfleuer) von wenigftens 1 fl., und höchftens 
3 fl. zu entrichten. — Frauensperſonen, welche einen felbitjtändigen 
Haushalt führen, zahlen den hälftigen Betrag diefer Abgabe, beffen 
Seftfegung für jede einzelne Gemeinde durch die Landesregierung ges 
fhieht. — Frei von der Wohnfteuer find: a) die Mitglieder des 
fürftlihen Haufes, b) die Standesherren, e) die Gendarmen, Unterz. 
offiziere und Soldaten, in denjenigen Orten, wo fie des Dienftes 
wegen ihren Wohnfig haben. 


Abfhnitt U. Von der Erwerbung bes Gemeindebürger: 
und Beiſitzrechts. & 
Gapitel1. Bon ber Erwerbung durch Geburt. 

8. 19. Alte ehelichen Kinder haben das angeborene Bürger: 
oder Beijigrecht in der Gemeinde, in welcher ihr Vater zur Zeit 
ihrer Geburt oder wenn er früher geflorben fein follte, zur Zeit feines 
Abfterbens Bürger oder Beifiger war. 

$. 20. Uneheliche Kinder erwerben durch ihre Geburt das Buͤr— 
ger- oder Veifigrecht in derjenigen Gemeinde, in welcher die Mutter 
zur Zeit der Entbindung das Bürger: oder Beifigrecht hatte. 

; $. 21. Dur nachgefolgte Ehe der Eltern erlangen. die noch 
wicht über 20 Jahr alten, im Ehevertrage oder vorher gefeglich von 
dem Vater anerkannten, Kinder das Bürgerrecht in der Gemeinde, in 
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welcher ber Vater zur Zeit der Verehelichung foldhes hatte, wogegen 
das frühere dur die Mutter erworbene Bürger: oder Beifigrecht 
wieder aufhört, 

$. 22. Hatte das Kind zur Zeit der Verehelihung feiner Eltern 
das 20, Altersjahr ſchon surhdgelegt, fo behält es fein bisheriges 
Bürger: oder Beifigrecht. 

$. 23. Zu dem Antritte des angeborenen Bürgerrechtes wird 
erfordert: 1) das zurüdgelegte 24. Altersjahe oder Altersdifpenfe, 
2) ein guter Leumund nad den näheren Beftimmungen $. 34 und 
$. 57 mit der Befchräntung des $. 34 1. auf bie fechs legten dem 
Antritte vorangegangenen Jahre, 3) der Ausweis über den vorſchrifts⸗ 
mäßigen Beſuch der Schule und des Meligionsunterrichtes, 4) der 
Befig eines den Unterhalt einer Familie fichernden Vermögens oder 
Nahrungszmweiges, und 5) infofern die Ausübung des Nahrungszweis 
ge8 an gefeglihe Bedingungen gebunden ift, bie PNNOTENE: daß 
folhen Genüge gethan fei. 

$. 24. Wer fein Bürgerrecht antreten will, bat beim Ge: 
meinderath feinen Willen zu erklären und die Erforderniffe nachzu: 
weifen. — Der wirkliche Eintritt in die Zahl der activen Bürger 
erfolgt nad) den Beftimmungen $. 70 diefes Geſetzes. 

$. 25. Bürgertöchter haben ein angeborenes Bürgerrecht, Eön: 
nen aber daffelbe erft antreten, wenn fie fih mit einem Gemeinde: 
bürger verheurathen. 

$. 26. Für den Eintritt in das angeborene Bürgerrecht find 
— 5 Gulden — in die Gemeindecaffe zu entrichten. Srauensperfonen 
haben fir den Antritt ihres angeborenen Bürgerrechtes diefe Gebühren 
nicht zu bezahlen. 

$. 27. Außer den vorftehenden Gebühren dürfen feine weiteren, 
unter welchem Namen es auch fei, weder für die Gemeindecaffe, noch 
für den Gemeinderath gefordert werden. — Wo hingegen in einer 
Gemeinde von einem neu aufgenommenen Bürger ($. 56) befondere 
Beiträge für gemeinnügige Localanftalten, welche nicht aus der Ge: 
meindecaffe beftritten werden, gefordert werden dürfen, können ſolche Bei: 
träge auch für den Antritt des angeborenen Bürgerrechtes bezogen wer: 
ben. Die Größe derfelben foll im Wege ber Verordnung geregelt werden. 


Gapitel 2. Bon der Erwerbung durch Aufnahme, 


$. 28. Das Recht, Gemeindebürger aufzunehmen, fteht allein 
dem Gemeinderath zu, nach Vorſchrift diefes Gefeges. — Der Be— 
ſchluß des Gemeinderaths kann aber nur nad erfolgter Zuſtimmung 
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bes Bürgerausfhuffes in Wirkfamkeit treten. — Das bloße Beifig: 
recht ($. 2) kann künftig nicht mehr duch Aufnahme, fondern blos 
buch die Geburt oder Zutheilung erworben werden. 

$. 29. Wenn mit ber Aufnahme eines neuen Bürgers eine 
Berftüdelung von Lehen- oder Zinsgütern oder eine Vertheilung ber 
Grund: und lehenherrlichen Reichniffe veranlaßt werben wollte, fo 
bleibt die Einwilligung zu diefer Zerftücelung oder Vertheilung, in: 
fofern diefe Einwilligung bisher erforderlich war, ber Lehens- oder 
Grundherrſchaft flets frei und fie kann hiezu nicht verpflichtet wer: 
ben. — Auch die lehen= oder grundherrlichen Neichniffe an Bürger: 
und Gemeindeholz werden durch eine Vermehrung der Bürgerzahl 
nicht erhöht, fondern verbleiben auf dem durch Herkommen oder Ver: 
träge fefigeftellten Stande. 

$. 30. Die Bürgeraufnahme darf weder auf eine beftimmte 
Zeit, noch unter einer die gefeglichen Rechte bes Gemeindebürgers 
befchränfenden Bedingung ertheilt werben. 

6. 31. Jeder Eigmaringen’fhe Staatsbürger ohne Ausnahme 
fann unter den Beflimmungen des gegenwärtigen Gefeges durd) die 
zuftändige Gemeindebehörde in das Gemeindebürgerreht aufgenommen 
werden; ebenfo jeder Ausländer, dem die zuftändige Staatsbehörde 
das Staatsbürgerrecht ertheilt hat. 

$. 32. Einem Inländer, welcher zur Ausübung einer freien 
Kunft oder Wiffenfhaft, zum felbftftändigen Betriebe eines Hands» 
werkes, der Handlung oder der Landwirthfchaft perfönlich befähigt iſt, 
kann die Aufnahme in das Bürgerrecht einer Gemeinde für fih und 
feine noch unter väterlicher Gewalt ftehenden Kinder nicht verweigert 
werben, wenn er die perfönlichen Eigenfchafen befigt ($. 33) und 
die gefeglihen Bedingungen erfüllt ($. 37). 

$. 33.. Die perfönlicen Eigenfhaften find: 1) das zurüdgelegte 
24. Altersjahr oder Altersdifpenfe; 2) ein guter Leumund. 

$. 34. Einen ſchlechten Leumund haben: 1) Alle, die dur) 
ein gerichtliches Erkenntniß zu einer mehr als einjährigen Freiheits— 
ftrafe oder zur Dienftentfegung verurtheilt, zu Bekleidung eines öffent: 
lihen Amtes für unfähig erklärt oder unter polizeiliche Aufficht geftellt 
worden find. 2) Alle, die in den fechs legten ihrem Aufnahmsges 
fuche vorangegangenen Jahren wegen Diebflahles, Betruges oder Unter: 
ſchlagung mit irgend einer Strafe belegt oder wegen eines angefchuls 
digten Vergehens diefer Art nur von der Inſtanz entbunden worden 
find. 3) Alle, die im Laufe der legten 6 Jahre wegen Vagirens 
oder außfchweifenden Lebenswandels oder wegen wiederholter Wilderei 
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mit irgend einer Strafe belegt worden find. 4) Alle, welche zur Zeit 
der Anbringung ihres Geſuches in eine gerichtliche Unterfuhung ver— 
wicelt find oder wegen Diebftahles, Betruges, Vagirens oder aus— 
fchweifenden Lebenswandels in polizeilicher Unterfuchung ftehen, und 
5) Alle, die unter Curatel geftellt oder nad) vorliegenden Beweifen, 
auch unabhängig von dem Zeugniffe der DOrtsbehörde ihrer bisherigen 
Heimath, als ſchlechte Haushalter zu betrachten find. 

$. 35. In dem gemeinderäthlichen Zeugniffe, welches dem 
Ueberfiedler zum Behufe feines Aufnahmegefuches ausgeftellt wird, ift 
jedesmal ausdrüdlih zu bemerken, ob der Bittfteller fich in feinem 
der in dem vorfiehenden $. bezeichneten Fälle befinde. 

$. 36. Der Nachſuchende hat das Zeugniß des guten Leumundes 
von dem Gemeinderath feines Heimathsortes und den Drtsbehörden 
derjenigen Gemeinden beizubringen, in melchen er ſich während des 
legten Jahres vor Anbringung feines Gefuches aufgehalten hat. 

$. 37. Die gefeglihen Bedingungen der Bürgeraufnahme find: 
1) die Nachweiſung eines beftimmten Nahrungszweiges nach Vorfchrift 
$. 23. Nr. 4. 5. $. 71; 2) der Beſitz des in dem folgenden &. feft: 
gefesten Vermögens. 

$. 38. Das Vermögen muß betragen: a) wenn. der aufzuneh: 
mende Bürger blos an die Stelle eines abgehenden tritt, mithin durch 
die Aufnahme feine Vermehrung der Activbürger herbeigeführt wird: 
in Gemeinden After Klaffe wenigftens 400 fl., 2ter Klaffe 600 fi., 
Zter Klaffe 800 fl.; b) wenn durch die Aufnahme die Zahl der Activ— 
bürger vermehrt "wird: in Gemeinden Ifter Klaffe wenigftens 800 fl., 
2ter Klaffe 1200 fl., 3ter Kaffe 1600 fl. — Die SKlaffification der 
einzelnen Gemeinden wird auf dem Wege ber Verordnung feftgefegt 
und periodifch revidirt. In die erfte Klaffe Eommen jene Gemeinden, 
bei welchen die Vermehrung der Bevölkerung vorzugsweife wünfchens: 
werth erfcheint, in die zweite Klaffe diejenigen Gemeinden, wo biefe 
Ruͤckſicht nicht eintritt, aber auch Feine dringenden Gründe vorliegen, 
neue Anfiedlungen zu erfchweren, in die dritte Klaffe endlich folche 
Gemeinden, welche im Verhältniß zu den. Erwerbsquellen eine zu ftarke 
Bevölkerung haben. 

-$. 39. Bei der Berechnung des Vermögens find folgende Be: 
flimmungen in Anwendung zu bringen: 1) nur dasjenige Vermögen 
kommt in Betracht, welches der Nachfuchende, defjen Ehefrau oder 
Verlobte.mit vollem Eigenthbum und nad) Abzug der Schulden be: 
figen. 2) Ausgenommen von der VBermögensberechnung find und kom— 
men bei folcher nicht in Anſchlag: die Kleider und das Leibweißzeug, 
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ſodann befteittene oder uneinbringlihe Foderungen. 3) Als nachge: 
wiefenes Vermögen wird nur dasjenige angefehen,. was nad Abzug 
des von dem Bewerber zu entrichtenden Cinkaufgeldes übrig bleibt 
(8.47 u. 51). 4) Soweit das Vermögen eines Ueberfiedlers von 
einer ihm von der Gemeinde feiner bisherigen Heimath für den Zweck 
der Bewirkung feiner UWeberfiedlung gemachten Schenkung herruͤhrt, 
wird daffelbe in die gefeglich erfoderliche Wermögensfumme nicht ein: 
gerechnet. 5) Wenn die Aufnahme zum Behuf: der Verheurathung 
nachgefucht wird, fo iſt das eigenthümtiche fchuldenfreie Vermögen 
beider Berlobten zufammen zu rechnen. Ein Gleiches tritt ein, wenn 
die Aufnahme zweier Ehegatten nahgefuht wird. 6) Sucht der Bes 
werber die Aufnahme nicht blos für fi und feine Ehefrau, fondern 
auch für feine, noch unter väterlicher Gewalt ftehende Kinder nad), 
fo wird für jedes Kind ein Fünftheil der im $&. 38 feftgefegten Ver: 
mögensfumme weiter erfodert. 


$. 40. Einem Ausländer kann von Seiten bes Gemeinderathe 
und Bürgerausfhuffes nur die vorläufige Zuficherung ertheilt werden, 
daß er nach erlangtem Staatsbürgerrechte das Gemeindebürgerrecht er= 
halten werde. — Die Aufnahme tritt erft in Wirkfamkeit, wenn 
der Ausländer das Stantsbürgerrecht erworben hat. 

$. 41. Keinem Ausländer darf die in vorftehendem $. erwähnte 
vorläufige Zuficherung verweigert werden, wenn derfelbe den andert: 
halbfachen Betrag der vorgefchriebenen Bermögensfumme ($. 38) befigt 
und die weiteren Vorausfegungen bei ihm eintreten, unter welchen 
nad $. 32 bis 37 diefes Gefeges die Aufnahme eines Inlaͤnders nicht 
verweigert werben darf. | 

$. 42. Bevor einem Ausländer die vorläufige. Zuficherung des 
Gemeindebürgerrechtes ertheilt wird, muß. demfelben von dem Inhalt 
der $$. 95 und 96 diefes Gefeges Nachricht gegeben und. ihm uͤber— 
laffen werden, eine Erklärung feiner. bisherigen Obrigkeit beizubringen, 
daß er, wenn feine Aufnahme in den dieffeitigen Gemeinde= und Un— 
terthanenverband für nichtig erklärt würde, in feiner früheren Heimath 
wieder angenommen werde. 

8. 43. Wenn ber Aufzunehmende nur mit Hinzurechnung des 
Vermögens feiner Verlobten die nach $. 38 erfoderliche Vermögens: 
fumme befist, fo verliert die Aufnahme ihre Gültigkeit, wenn die 
eheliche Verbindung nicht zum Vollzug kommt. 

$. 44. Die vorftehenden Beftimmungen: ($$. 31—38 a. u. 43) 
finden auch auf jeden Beifiger Anwendung, welcher fi) um die Auf: 
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nahme in das Bürgerrecht der Gemeinde meldet, ber er bereits als 
Beifiger angehört. 

$. 45. Gegen ein Auftahmsgefuh, bei welhem die Voraus: 
fegung der $$. 32 bis 39 und 41 eintreten, ann der Grund nicht 
geltend gemacht werden, daß die Einmwohnerfchaft überhaupt oder das 
Gewerbe, welches der Aufzunehmende treiben will, in dem Orte über: 
feßt fei. _ | 

$. 46. Die unverehelichte Frauensperfon bedarf zu ihrer Ver: 
heurathung mit einem Bürger einer anderen Gemeinde nur der Nach: 
weife des guten Leumundes ($. 33 u. 34). Ebenſo die mit ihrem 
Ehemanne Uberfiedelnde Ehefrau. — Unter diefer Bedingung wird 
jede Ehefrau des Blrgerrechtes ihres Ehemannes von Rechtswegen 
theilhaftig , und felbft nach getrennter oder nichtig erklärter Ehe behält 
fie daffelbe in derjenigen Gemeinde, welcher ihr Ehemann zur Zeit 
der Auflöfung der Ehe angehört; fie hat jedoch, fo lange ihr Ehemann 
lebt, keinen Anſpruch an die Bürgernugungen. 

$. 47. Jeder, der von dem Gemeinderath aus eigener Entfchlie: 
fung oder durch Verfügung der Recursbehörde in das Bürgerrecht auf: 
genommen wird, hat an die Gemeinbecaffe ein Einkrufsgeld zu ent— 
richten, welches in Gemeinden After Klaffe auf die Summe von 30 fl., 
2ter Klaffe 6O fl. und Iter Kaffe 100 fl. feftgefegt wird. Beifiger, 
welche der Gemeinde, in der fie als Bürger aufgenommen werden, 
fhon bisher angehörten, haben nur die Hälfte diefes Betrages als 
Eintaufsgeld zu bezahlen. 

$. 48. Für die Frau des Bewerbers, melde keine Bürgers: 
tochter oder Bürgerswittwe ber Gemeinde ift, in welche die Aufnahme 
geſucht wird, fowie für die fremde Frauensperfon, welche einen Ge: 
meindebürger heurathet, ift die Hälfte des Einkaufsgeldes, welches 
die aufzunehmende fremde Mannsperfon nach diefem Gefege zu bezah— 
len hat, zu entrichten. 

$. 49. Für Kinder des Bewerbers, bie zur Zeit feiner Auf: 
nahme das 20. Altersjahr noch nicht zuruͤckgelegt haben, wird ein 
befonderes Einkaufsgeld bezahlt. 

$. 50. Wird die Aufnahme in das Bürgerreht in ber Abfiche 
nachgeſucht, um ſich mit einer Bürgerstochter oder Bürgerswittwe zu 
verehelichen, fo ift nur die Hälfte des Einkaufsgeldes .($. 47) zu ent: 
richten; zerfchlägt fi die Heurath nad) der Aufnahme, fo ift, infofern 
nicht der Fall des $. 43 eintritt, der Aufgenommene die andere Hälfte 
nahzuzahlen verpflichtet. — Hat ber Tod die Verehelichung unmög: 
lid) gemacht oder, heurathet der Aufgenommene binnen Jahresfriſt, 
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vom Tage ber Aufnahme an gerechnet, eine andere Bürgerstochter 
oder Buͤrgerswittwe, fo ift die zweite Hälfte nicht mehr zu entrichten. 

$. 51. Befinden ſich in einer Gemeinde Allmendnugungen, fo 
hat der Aufzunehmende außer dem Einkaufsgelde nody weiter den nach 
einem Durchfchnitte zu berechnenden dreifachen Betrag ber jährlichen 
Allmendnugungen, nah Abzug der darauf ruhenden Laſten, an die 
Gemeindecaffe, jedoch erſt, wenn er wirklich in den Genuß einrüdt, 
zu entrichten, infofern der Genußberechtigte nicht vorzieht, der Gemeinde 
für drei Jahre den Genuß der Allmend zu überlaffen. — Iſt der 
Allmendgenuß in verfchiedene Klaffen von verfhiedenem Werth getheilt, 
in welche jeder Bürger nah und nad einrüdt, fo ift der dreifache 
Betrag des Durhfchnittswerthes aller Klaffen bei dem Einruͤcken in 
die geringfte Klaffe zu entrichten. Wenn der Genufberechtigte den 
Betrag nicht baar bezahlen Bann, fo wird das ihn treffende Allmend⸗ 
ftü fo lange von der Gemeinde verpachtet, bis durch den Pachtſchilling 
der zu zahlende Betrag gewonnen ift. — Bei denjenigen, welche ſchon 
ald Beifiger Allmendnugungen hatten, ift der Werth derfelben von 
dem künftigen Betrage der Bürgernugungen in Abzug zu bringen und 
hienach die in die Gemeindecaffe zu erlegende Summe zu ermäßigen. 

$. 52. Beſtehen in einer Gemeinde Bürgerholzgaben, fo ift 
auch dafür ein nad) den oben gegebenen Vorfchriften zu — 
Betrag zu bezahlen. 

$. 53. Bon der Entrihtung des dreifachen Jahresbetrages * 
Buͤrgernutzungen ſind gleich denen, die ihr angebornes Buͤrgerrecht 
antreten ($. 27), die erſten Nachfolger der zur Zeit der Verkündung 
diefes Gefeges im DBefige eines Hof: und Feuerftattrechtes befindlichen 
Bürger oder Buͤrgerswittwen befreit, wenn und foweit mit biefem 
Befige der Genuß von Bürgernugungen verbunden war. 

8. 54. Außer der vorgefchriebenen Einkaufsfumme und in dem 
vorkommenden Falle, dem dreifachen Jahresbetrage der Bürgernugungen, 
hat der Neuaufgenommene feine weitere Abgabe in die Gemeindecaffe 
und für den Gemeinderath zu entrichten, unter welhem Namen folche 
feither auch gefodert worden fein mag. — Jeder weitere Bezug fos 
wie das Zechen auf Koften der Neuaufgenommenen ift den Gemeinde: 
räthen bei Strafe des dreifachen Erfages des ungebührlih Empfanges 
nen oder des einfachen Betrages des ungebührlicdy Gefoderten verboten. — 
Die Strafe wird für die Gemeindecaffe verrechnet. 

$. 55. Ueber Bürgereinkaufsgelder, welche feither von anderen, 
als von Gemeinden, in welche die Aufnahme geſchieht, bezogen wur: 
den, wird die nähere Beftimmung einem befonderen Gefege vorbehal: 
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ten. Bis dahin bleiben’ folhe Bezüge in dem bisherigen Betrage, 
ohne daß die gegenwärtigen Geſetzbeſtimmungen eine Erhöhung ober 
Verminderung veranlafjen Eönnen. — Der Aufjunehmende hat jeden: 
falls nicht mehr, ald das gefegliche Kinkaufsgeld zu entrichten, und 
bie Entfhädigung des fonftigen Bezugsberechtigten liegt der betreffenden 
Gemeinde ob. 

8. 56. Wo bisher herkoͤmmlich befondere Beiträge ber neu ein: 
tretenden Bürger zu Armen- oder anderen Rocalanftalten bezahlt wer: 
den mußten, follen diefe Beiträge auch noch ferner erhoben werden. 
Auch in anderen Gemeinden fönnen durch den Gemeinderath, mit Zu: 
ftimmung des Bürgerausfchuffes und Genehmigung der Staatsbehörde, 
ſolche Beiträge zu Localanftalten eingeführt werden. Die Größe der: 
felben wird im Wege der Verordnung geregelt. 

$. 57. Dem Gemeinderach ſteht unter Zuftimmung des Aus: 
ſchuſſes das Recht zu, das einzubringende Vermögen ganz oder theil: 
weife nachzufehen, und das Einkaufsgeld theilweife oder ganz nachzu— 
laffen, wenn es für die Gemeinde von befonderem Werthe ift, den 
Aufzunehmenden zu erhalten. Ebenfo kann von Seiten des Gemeinde: 
raths, mit Zuftimmung des Bürgerausfhuffes und Genehmigung der 
Staatsbehörde, das Erfoderniß des guten Leumundes des Aufzunehmen: 
den nachgefehen werden. 

$. 58. Das Einkaufsgeld und Alles, was für den Antheil an 
dem Bürgergenuffe entrichtet wird, ift zum Grundftodsvermögen der 
Gemeinde zu beziehen, und das Kapital darf nicht zu laufenden Aus: 
gaben verwendet werden. 

Gapitel 3. Bon der Erwerbung burh Zutheilung. 

8. 59. Eine Zutheilung kann nur bei Deimathlofen, d. h. bei 
ſolchen Landesangehörigen flattfinden, welche ohne gefegliche Befreiung 
vom Gemeindeverbande ($. 4) Feiner beflimmten Gemeinde des Fürften: 
thums, vermöge ihrer Geburt oder kraft befonderer Aufnahme, als 
Bürger oder Beifiger angehören. 

8. 60. Seder im Falle des $. 5 befindliche. Staatsbürger Fann 
feine Zutheilung zu einer beflimmten Gemeinde verlangen. — Bon 
Amtswegen findet eine ſolche Zutheilung Statt, wenn es fich entweder 
von. der Ausmittelung eines Aufenthaltsortes oder von der nothdürfti: 
gen Unterftügung eines Landesangehörigen handelt. — in Auslan: 
der, ber unter Vorbehalt feines auswärtigen Heimathsrechtes das 
Staatsbürgerreht vermöge feiner Anftelung im Fuͤrſtenthum erlangt 
bat ($. 12 der B. U.), kann der Gemeinde, bei der er fich während 
feiner Dienftzeit aufhielt, nicht ins Heimathrecht zugetheilt werden. 
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F. 61. Unter den. fo eben ($. 59 u. 60) beſtimmten Voraus⸗ 
fegungen erfolgt die Zutheilung durch die Staatsbehörden: unter Beob: 
achtung folgender Vorfchriften: 1) diejenigen, welche ihr angebornes 
oder durch Aufnahme erlangtes Bürger: oder Beifigrecht durch Aus: 
wanderung oder aus anderem Anlaffe aufgegeben, ein anderes Hei: 
mathrecht aber nicht erlangt haben, werden der Gemeinde zugewiefen, 
der fie früher als Bürger oder Beifiger angehört hatten. 2) Derjenige 
Heimathlofe, der fih fünf Fahre in einer Gemeinde ununterbrochen 
für fi oder mit feiner Familie aufgehalten hat, ift der Gemeinde des 
Aufenthaltes zuzuweifen. Dat er fih in mehreren Gemeinden fünf 
Fahre lang aufgehalten, fo wird er der Gemeinde des lesten fünf: 
jährigen Aufenthaltes zugewiefen. 3) Iſt ein fünfjähriger Aufenthalt 
in einer Gemeinde nicht darzuthun, fo wird er der Gemeinde zuges 
wiefen, in welcher er mit obrigkeitlicher Bewilligung getraut worden 
ift, und zwar, wenn. mehrere Gemeinden zu einer Pfarrei gehören, 
derjenigen Gemeinde, in welcher die Trauung vorgenommen wurde. 
Finder auch diefe Beſtimmung feine Anwendung, fo ift 4) der Hei: 
mathlofe derjenigen Gemeinde zuzumweifen, in welcher er fich zwar 
nicht 5 Jahre aber doc; mehr als 3 Monate zulegt aufgehalten hat 
und wenn dies nicht anwendbar ift, fo fommt 5) die Reihe an die 
Gemeinde, wo er geboren oder als Findling aufgefunden worden ift. — 
Auf Kinder, weldhe in Gebärhaufern, Strafanftalten oder anderen 
Gefängniffen geboren wurden, findet diefe VBorfchrift Feine Anwendung. 
6) Iſt der Geburtsort nicht auszumitteln oder nah Nr. 5 für die 
Zuweifung nicht entfcheidend, fo ift der Heimathloſe derjenigen Ge: 
meinde zuzumeifen, in welcher er fich zulegt aufgehalten hat oder in 
welcher er aufgegriffen worden ift. 7) Die Ehefrauen der Heimath: 
lofen, deren Ehe vom Staate als bürgerlich gültig erklärt wird, er: 
halten in dem Drte das Heimathrecht, welchem ihre Ehegatte zuge: 
theilt worden: ift. 

$. 62. Die Zuweifung der Wittiven von Heimathlofen ift nad) 
den obigen Beftimmungen -($. 61 1 bis 6) zu entfcheiden. — Köns 
nen folche nicht in Anordnung kommen, fo find biefelben der Ge: 
meinde zuzutheilen, in welche ihr Ehemann hätte gewiefen werben 
müffen, wenn er am Leben gewefen wäre. 

$. 63. Die Kinder der Heimathlofen, twelche das 14. Altersjahr 
noch nicht zurüdgelegt haben, erhalten das Heimathrecht in der Ges 
meinde, welcher ihre Water oder bei unehelichen Kindern die Mutter 
zugewiefen worden ift oder zugewiefen worden wäre, wenn die Eltern 
ſich noch am Leben befunden haͤtten. 
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8. 64. Die Heimathverhältniffe der zur Zeit ber Zumeifung ber 
Eltern in eine Gemeinde bereits 14 Jahre alten Kinder werden nach 
den Vorfchriften des $. 61 1 bis 6 beurtheilt. 

$. 65. Wenn der Drt, gegen welchen nad den im $. 61 auf: 
geführten Ziteln der Heimathsanſpruch begründet ift, nicht zu einer 
Gemeindemarkung gehört, fondern als gefchloffene Befigung eine eigene 
Markung bildet, fo wird der Heimathlofe derjenigen Gemeinde zuge— 
wiefen, welcher die fragliche Befisung in gerichtlicher und polizeilidyer 
Beziehung zugetheilt ift. 

$. 66. Die Zutheilung wird, im Falle nur eine Gemeinde oder 
mehrere zu demfelben Amtsbezirke gehörige Gemeinden für die Auf: 
nahme eines Heimathlofen in Anfpruc genommen werden, duch das 
Bezirksamt ausgefprodhen. Wenn es fich aber von Gemeinden ver: 
fhiedener Amtsbezirfe oder von Anfprüchen an auswärtige Staaten 
handelt, fo ift die Entfcheidung. der Landesregierung einzuholen. 

$. 67. Die zufländige Behörde. ($. 66) ift befugt in fo lange, 
bis die endliche Zutheilung eines Heimathlofen erfolgt ift, für den 
nothdürftigen Unterhalt oder die einftweilige Unterkunft deffelben eine 
vorläufige Anordnung zu treffen und nah Maßgabe der bereits er= 
hobenen Zhatfachen die einftweilige Zumweifung beffelben an eine oder 
die andere Gemeinde zu verfügen. 

$. 68. Durch die Zutheilung wird das Beiſitz- oder Heimath: 
echt ($. 2) mit allen Rechten und Verbindlichfeiten der übrigen Ge: 
meindebeifiger erworben. 

$. 69. Bei denjenigen Heimathlofen, welche einer Gemeinde 
aus den in $. 61 unter den Nummern 3. 4. 5 und 6 genannten 
Heimathstiteln zugewiefen wurden, liegt im Falle des Nothftandes 
die Unterhaltspflicht dem Staate ob und eben fo nad ihrem Abjterben 
binfichtli ihrer Kinder. Die gleiche Verbindlichkeit tritt im alle 
bes 8.65 für den Staat ein. 

Abſchnitt UL Von den Rechten und Verbindlichkeiten 
ber Gemeindebürger und Beifiger. 

$. 70. Zur wirklichen Ausübung der in $. 3 bezeichneten Rechte 
find nur diejenigen (activen) Bürger befähigt, welche in dem Ge: 
meinbebezirke, dem fie angehören, felbftftändig auf eigene Rechnung 
leben und entweder bei ihrer Aufnahme oder nady $. 23 und 24 bie: 
ſes Gefeges die zu dem Antritte des Bürgerrechte vorgefchriebenen 
Erforderniffe nachgewiefen haben. Bei Unverehelichten ift der Ein» 
tritt in die Zahl der activen Bürger überdies noch durch das ange: 
tretene 30. Altersjahr bedingt. - 
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8. 71. Was insbefondere den zum Behufe der Verehelichung 
gegen die Gemeindeobrigkeit auszumeifenden genügenden Nahrungs: 
ftand und guten Leumund betrifft, fo wird derfelbe als nicht vorhin: 
den angefehen: 1) bei jedem, der weder zur Ausübung einer freien 
Kunft oder Wiffenfhaft, noch zum felbftitändigen Betriebe der Hand: 
lung, eines Handwerkes, der Landwirthſchaft ober eines anderen für 
den Unterhalt einer Familie hinreichenden Erwerbszweiges perſoͤnlich 
befähigt ift, noch ein für den felbftftändigen Unterhalt einer Familie 
hinreichendes Vermögen befist, und 2) bei jedem, der zur Zeit 
der beabfichtigten Verehelichung wegen gemeiner Verbrechen oder fchirerer 
Vergehen, insbefondere wegen Betruges, Unterſchlagung oder Diebftah: 
les, fodann wegen VBagirens, Verfhiwendung, habituellen Müffigganges, 
notorifhen Hanges zum Trunke oder Bettelns in gerichtlicher oder 
polizeificher Unterfuhung fteht, oder in den naͤchſt vorangegangenen 
3 Zahren deshalb geftraft worden if. 3) Bei jedem, der innerhalb 
bes gleichen Zeitraumes (den Fall eines vorübergehenden unverfchuldes 
ten Unglüds, 3.98. einer Krankheit ausgenommen) aus öffentlichen 
Gaffen Beiträge zu feinem Unterhalte empfangen hat oder zur Zeit 
der beabfichtigten Verehelichung empfängt. 

$. 72. Die. Zulänglichkeit des Vermögens auch beziehungsweife 
der Mittel für den Nahrungszweig ($. 7I Nr. 1) wird mit Berüd: 
fihtigung der verfchiedenen perfönlihen und Örtlihen WVerhältniffe im 
einzelnen Falle bemeffen und hiebei das Vermögen beider Verlobten 
zufammen gerechnet. 

$. 73. Die näheren Beftimmungen über die Theilnahme an 
den Gemeindenugungen, die Stimmgebung bei Gemeindeverfammlun: 
gen und die Ausübung der gemeindebürgerlihen Wahlrechte werden dem 
Gefege über die Verfaffung und Verwaltung der Gemeinden vorbehalten. 

$. 74. Bon dem Zage des Antrittes des Bürgerrechtes an tritt 
der neue Bürger in alle Pflichten ein, welche der Gemeindeverband 
auferlegt und übernimmt alle Gemeindelaften,, welche die allgemeinen 
Gefege, das Herkommen oder die gefegmäßigen Beſchluͤſſe der Gemeinde: 
obrigkeit den Gemeindegenoffen auferlegen. 

$. 75. Zu den Gemeindeabgaben fowohl, als zu perfönlichen 
Dienften für die Gemeinde (Frohnen) find alle felbftftändigen in der 
Gemeinde wohnenden Bürger auf gleiche MWeije verpflichtet, fofern 
nicht für Einzelne nah $. 78 eine Ausnahme begründet ift. 

$. 76. Da, wo gewiffe Abgaben oder Dienfte für die Gemeinde 
einzelnen Gemeindegliedern oder Güterbefigern aus privatrechtlichen 
Gründen obliegen, tritt jene allgemeine Berpflichtung der Gemeinde: 
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glieder (F. 74 und 75) nur fuͤr diejenigen Dienſte oder Abgaben ein, 
welche die Gemeinde neben jenen beſonderen Leiſtungen noch zu for: 
dern genoͤthigt iſt. Hiernach iſt ſich namentlich in jenen Gemeinden, 
wo bisher Realgemeinderechte beſtanden, bei der Vertheilung der oͤffent⸗ 
lichen Laſten zu achten. 

$. 77. unter Feſthaltung dieſer Grundfäge ($. 74— 76) bleibt 
es den gefegmäßigen Beſchluͤſſen der Gemeindebehörden überlaffen, ob 
und gegen welche Vergütung fie gewiſſe Naturaldienfte von den Ge: 
meindegliedern fordern oder ob fie ftatt diefer Naturaldienfte eine Gelb: 
auflage feitfegen wollen. 

$. 78. Wenn Paturaldienfte geleiftet werden, fo fteht es jedem 
frei, folche ſelbſt oder durch einen tüchtigen Stellvertreter zu leiften. — 
Ein Bürger, der wegen Krankheit, Gebrechlichkeit oder Abweſenheit, 
oder aus anderen erheblichen Berhinderungsurfahen im einzelnen Falle 
den Dienft nicht felbft verfehen kann, ift zur Stellung eines Erfag: 
mannes nicht, wohl aber zur Nahholung des Dienftes verpflichtet, 
wenn ihm folcher nicht von dem Gemeinderath nachgelaffen wird, 

8. 79. Brei von perfönlichen Leiftungen, nicht aber von der 
Entrichtung derjenigen Geldabgaben, welche etwa flatt der Natural: 
dienfte auf die Gemeindeglieder umgelegt werden, find: 1) Gemeinde: 
bürger, die zugleich Staatsdiener, landes- oder ftandesherrliche Be: 
amte, Geiſtliche, praftifhe Aerzte und MWundärzte I. Klaffe, oder 
öffentliche Lehrer find; 2) alle zum Hofſtaate des Fürften und ber 
übrigen Mitglieder des fürftlichen Haufes gehörige Diener, desgleichen 
die niedere Hofdienerfhaft; 3) alle dienftthuende Militärperfonen und 
diejenigen, welche einen Snvalidengehalt beziehen; desgleichen Die 
Gendarmen im activen Dienfte; 4) die Förfter und das übrige zum 
Forſtſchutze beftellte Perfonat; 5) die Ortsvorſteher; 6) die Ehemänner 
die Hebammen; 7) Amts: und Gemeindediener, Gefangenwärter; 
8) diejenigen, welche das 65. Jahr ihres Alters erreicht haben. 
8.80. Die Laften, die auf dem Bezuge des Allmendgenuffes 
und der Bürgerholzabgaben liegen, bat jeber erſt von der Zeit an 
zu_tragen, in welcher er in den Genuß einrüdt. 

$. 81. Den Gemeindebürgern liegt noch die befondere Verpflich— 
tung ob, eine Stelle im Gemeinderath oder Bürgernusfchuffe, im 
Kalle fie durch das Vertrauen ihrer Mitbürger hiezu berufen werden, 
wenigftens auf einen dreijährigen ‚Zeitraum anzunehmen. — Bon 
diefer Verpflichtung find jedoch befreit: 1) diejenigen, welche bas 
60. Lebensjahr zurüdgelegt haben, 2) wegen Dienftverhältniffen: 
a) alle in Staats-, landes= oder ſtandesherrlichen Dieniten oder bei 
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den Hofhaltungen der Mitglieder des fürftlihen Hauſes Angeftellten, 
b) alle dienftchuenden Militärperfonen, ec) die Geiftlihen und bie 
Öffentlichen Lehrer. — Zur freiwilligen Annahme der auf fie gefallenen 
Wahl haben diefe Diener die Erlaubniß ihrer Dienftbehörde einzuholen. 

$. 82. Als perfönlihe Steuer zur Gemeindecaffe dürfen von 
jedem activen Bürger jährlich hoͤchſtens 3 fl. bezogen, und es darf bei 
Feftfegung diefer Abgabe durch das Bezirksamt zwijchen eingeborenen 
und neuaufgenommenen Bürgern nicht unterfchieden werden. — Die 
Mittwe eines Activbürgers ift nur zum haͤlftigen Betrage diefer Ab: 
gabe verpflichtet. — Außer der Bürgerfteuer und der etwa flatt der 
Frohndienfte eingeführten Geldauflage ($. 77) dürfen die Gemeinde: 
genoffen mit Feiner jährlichen Perfonalabgabe zur Gemeindecaffe be: 
legt werden. 

$. 83. Hinfichtlih der Gemeindefrohnen und der perfönlichen 
Steuer zur Gemeindecaffe find die Beifiger gleih den Bürgern zu 
behandeln, wenn nicht durch das Herkommen oder durch Verträge 
denfelben geringere Leiftungen auferlegt find. — In keinem Falle dür: 
fen die Beifiger in diefer Beziehung nachtheiliger, als die Bürger be: 
handelt werden, und wo bies bisher gefhehen, hat mit bem Erfcheinen 
des gegenwärtigen Gefeges die feitherige größere Belaftung aufzuhören. 

$. 84. Duch die Verlegung feines ftändigen Wohnfiges außer: 
halb des Gemeindebezirkes wird der Gemeindebürger des Nechtes der 
Stimmgebung bei den Gemeindeverfammlungen fowie der Zheilnahme 
an ‚den perfönlichen Gemeindenugungen und an den Wahlrechten für 
Gemeindeämter auf die Dauer feiner Abwefenheit verluftig. 

$. 85. Der Gemeindebürger, welcher, ohne feinen ftändigen 
Mohnfig in einer anderen Gemeinde aufzufchlagen, ein Fahr lang in 
einer anderen Gemeinde fich aufhält, verliert nad) Ablauf diefes Jahres 
während der Dauer feiner Abwefenheit, das Recht zum Bürgergenuß; 
er wird aber auch auf eben fo lange von der Entrichtung der darauf 
ruhenden Laften befreit. Nach feiner Rückkehr ruͤckt er jedoch bei der 
erften Eröffnung von Genuftheilen wieder ein. — Er hat ferner 
£eine perfönlichen Gemeindedienfte zu leiften, wohl aber die Laſten zu 
tragen, zu welchen die Verpflichtung auf dem Befise von Liegenfchaf: 
ten jeder Art ruht. — Diefe VBorfchrift finder keine Anwendung auf 
denjenigen, der feine eine eigene Haushaltung bildende Familie in 
ber Gemeinde zurüdtäßt. — Der Gemeinderath kann aucd anderen 
Drtsabwefenden, welche einen Stellvertreter zur Erfüllung ihrer ges 
meindebürgerlihen Verpflichtungen beftellt haben, den Buͤrgergenuß 
zukommen laffen. 
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$. 86. Die nämlihen Bellimmungen treten bei ber Wittwe 
eine Gemeindebürgers ein. — Ausgenommen von dem Berlufte des 
Bürgergenuffes für die Dauer ihrer Abwefenheit find die Bürgermitt: 
wen, melde außer dem Orte auf längere oder Zeit in Dienfte treten. 

$. 87. Wer feinen ftändigen Wohnfig außer der Gemeinde ver: 
legt, ift gehalten, für das Bürger: oder VBeifigreht eine jährliche 
Recognition von einem Gulden zu entrichten. — Die ortsanwefenden 
Mittwen find diefer Abgabe gleichfalls unterworfen. — Außer diefem 
Recognitionsgelde koͤnnen ortsabmwefende Bürger und Beifiger nur für 
folhe Abgaben und Dienfte in Anfprud; genommen werden, zu wel 
chen bie Verpflihtung auf beftimmten Vermögenstheilen haftet. 


Abſchnitt IV. Bon dem Aufhören des Gemeinbebürger: 
und Beifigredhtes. 

$. 88. Das Gemeindebürger- oder Beifigrecht erlifcht: 1) durch 
Ueberfiedlung in eine andere Gemeinde des Fuͤrſtenthums von der Zeit 
an, da die Aufnahme bei der legteren erfolgt und gegen biefelbe fein 
Recurs mehr zuläffig if. 2) Durch die Auswanderung aus dem 
Fuͤrſtenthum von der Zeit an, da ber Auswandernde die Vorfchriften 
der Verfafjungsurkunde $. 23 erfüllt hat. 3) Durch die Uebernahme 
fremder Staatsdienfte ohne zugeftandenen Vorbehalt des Staatsbür- 
gerrechtes ($. 24 der V. U.). 4) Durch die bleibende Verlegung des 
Wohnfiges ins Ausland, wenn die für diefen Fall in $. 15 dieſes 
Gefeges gegebenen Vorſchriften nicht beobachtet werden. 5) Bei 
FSrauensperfonen durdy ihre Verheurathung mit dem Bürger einer an: 
deren Gemeinde. 


Abfhnitt Ve Von dem Berfahren. 
1. In Bürgeraufnahmefaden. 

$. 89. Die Gefuhe um Aufnahme in das Gemeindebürgerrecht 
find mit allen erforderlichen Zeugniffen dem Gemeinderath derjenigen 
Gemeinde, in weldhe die Aufnahme gefchehen foll, vorzulegen. — 
Diefer hat vorerft die gutachtliche Aeußerung des Bürgerausfchuffes 
zu veranlaffen und fodann zu entfcheiden, ob nad Worfchrift des ge: 
genwärtigen Gefeges die Aufnahme zu bewilligen oder zu verfagen 
fei. — Gegenüber von einem Ausländer hat ſich der Gemeinderathe: 
befchluß auf die Ertheilung oder Verweigerung der vorläufigen Zu: 
fiherung zur Aufnahme zu beſchraͤnken ($. 40). 

$. 90. Gegen alle entfcheidenden Verfügungen in Bürgerauf: 
nahmejachen fteht den Betheiligten das Rechtsmittel des Mecurfes zu. 
Die in der Necursordnung vom 10. Auguft 1830 enthaltenen Vor: 
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ſchriften kommen biebei mit folgenden Mobificationen in Anwendung: 
a) die Anmeldung des MRecurfes gegen einen gemeinberäthlichen Be: 
ſchluß hat innerhalb-der gefeglichen Frift von 8 Tagen bei dem Vor: 
fteher derjenigen Gemeinde, in welche die Aufnahme nachgefucht worden, 
oder bei derjenigen Behörde, welche den Befchluß eröffnet, mündlich. 
zum Protokoll zu gefhehen, worüber Befcheinigung zu ertheilen ift. 
b)-Auf gleiche Weife ift die Ausführung des Recurſes bei dem Be: 
zirtsamte innerhalb 30 Tagen, von dem Ablaufe der Anmeldungsfriſt 
gerechnet, geftattet, und das fchriftliche Verfahren hat erft bei dem 
weiteren Inſtanzenzuge einzutreten. 

$. 91. DBerheiligte find: 1) diejenigen, welche die Aufnahme 
nachgeſucht haben. 2) Der Bürgerausfhuß, wenn er über eine Bür: 
geraufnahme nicht gehört oder feine Einfprache nicht beachtet worden. 
ift. 3) Der Gemeinderath, wenn er bie Gemeinde durch eine feinen 
Beſchluß abändernde Verfügung einer Recursbehörbe befchwert erachtet. 
4) Grund: und Lehnherren in den Zällen bes $..29 oben. — Ein: 
zelnen Mitgliedern der Gemeinde fteht eben fo wenig ein Recurs zu, 
als der Gemeinde felbft oder einer Zunft. 

$. 92. Die Stelle, an welche der Recurs ergriffen wird, hat 
immer nur darüber zu entfcheiden, ob die Vorfchriften des Gefeges 
in richtige Anwendung gekommen feien oder nicht, und ob hienach bie 
abweifende Verfügung zu beftätigen ober die Gemeinde zur Aufnahme 
verpflichtet fei. — Die Gründe eines abändernden Erkenntniffes find 
jedesmal kurz anzugeben. 

8.93. Den Betheiligten, insbefondere den betreffenden grund: 
und lehnherrlichen Verwaltungen, in Fällen, wo ihr Intereſſe dabei 
obmaltet, foll von ben ergebenden Erkenntniſſen wegen Bürgeraufnah: 
men, Zutheilung von Deimathlofen, Zumweifung von Schußgenoflen ıc. 
zu Wahrung der Friften des Recurfes fogleich Kenntniß gegeben werben. 

$. 94. Jedem, der duch betrügliche Angabe oder auf falfche 
Urkunden, oder auf Urkunden, melde unrichtige Angabe enthalten, 
deren Unrichtigkeit er gewußt hat, um bie Bürgeraufnahme nachſucht, 
kann von dem Gemeinberath die Aufnahme ald Bürger verfagt wer: 
den. Er leidet außerdem bie gefegliche Strafe feines Verbrechens. — 
Diefer unterliegt ebenfo derjenige, der auf ſolche Urkunden oder be: 
trügliche Angaben das Bürgerrecht erfchlichen hat, ferner die Eltern, 
Bormünder, obrigkeitliche Perfonen und alle, welche an der Ausftellung 
falfcher oder unrichtiger Urkunden Theil genommen haben. 

$. 95. Eine von dem Gemeinderath ſelbſt befchloffene oder durch 
ein vechtskräftiges Erkenntniß der Mecursbehörde verfügte Aufnahme 
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kann auf Klage des Gemeinderaths von der zuftändigen Verwaltungs: 
behörde für nichtig erklärt werden, wenn 1) die Aufnahme auf den 
Grund der 88. 32 bis 39 des gegenwärtigen Gefeges erfolgt, jedoch 
2) durch falfche oder unwahre Zeugniffe über die gefeglichen Erforder- 
niffe einer unfreiwilligen Aufnahme erſchlichen worden tft, 3) ber 
Aufgenommene jene Erforberniffe weder zur Zeit der Aufnahme be= 
feffen, noch auch fpäter bis zum Zeitpunfte der Erledigung der Nich— 
tigkeitsklage erlangt hat, und 4) die Nichtigkeitsklage binnen Jahres: 
frift nad) rechtskräftig gewordener Aufnahme angebradyt wurde. 

$. 96. Nacy erfolgter Nichtigkeitserflärung wird der Aufgenom—⸗ 
mene in feine vorige Gemeinde zuruͤckgewieſen, in deren Ermangelung 
aber feine Heimath nad) $. 61 ausgemittelt. — Das bezaßlte Ein- 
Faufsgeld wird demjenigen, deffen Bürgerrecht als nichtig erklärt 
worden ift, nicht zurüdgegeben. Gegen bie Aufnahme von Auslän: 
dern finder die Nichtigkeitsflage nur dann Statt, wenn die auslän: 
diſche Behörde die in $. 42 verlangte Erklärung ausgeftellt hat. 

$. 97. Die Nichtigkeitsktage ift jedenfalls bei dem Bezirksamte 
derjenigen Gemeinde anzubringen, in welche die Aufnahme erfolgt ift. 

1. Bei Butheilung von Heimathloſen. 

$. 98. Gegen das polizeiliche Erkenntniß über die Zutheilung 
eines Heimathlofen ($. 66) fteht fowohl diefem, als auch dem betreffen: 
ben Gemeinderath in der geſetzlichen Inftanzenfolge und unter Beob: 
achtung der in der Recursordnung vom 10. Auguft 1830 enthaltenen 
Vorſchriften das Recht der Befchwerdeführung zu. 

$. 99. Auf gleiche Weife kann gegen vorläufige —— 
($. 67) von dem Heimathloſen und dem betreffenden Gemeinderath 
der Recurs ergriffen werden; jedoch wird hiedurch der Vollzug der 
ergangenen Verfügung nicht gehindert. 

1. Bei der Ehebemilligung für Gemeinbebürger. 

8. 100. Seder Gemeindebürger, welcher ſich verehelichen will, 
hat von feinem Borhaben dem Vorſteher der Gemeinde Anzeige zu 
“machen. — Ueber die geſchehene Anzeige hat der Gemeindevorfteher 
dem Betheiligten alsbald eine Befcheinigung unentgeltlich auszuftellen. 

$. 101. Längftens innerhalb 8 Zagen hat der Drtsvorfteher 
dem Gemeinderath die erhaltene Anzeige mitzutheilen und über bie 
Frage, ob nach $. 71 und 72 diefes Gefeges der Nahrungsftand des 
Berheiligten als genugend erkannt werde, einen Befchluß zu veranlaffen. 
Sm Falle der Gemeinderath kein Bedenken trägt, der Verehelichung Statt 
zu geben, ift dem Berheiligten fogleich ein Zeugniß hierüber zuzuftelfen. 

$. 102. Wenn hingegen der Betheiligte in einem der oben 
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8. 71 bezeichneten Fälle ſich befindet, fo hat der Gemeinderath über 
die Frage: ob feine Verehelihung zugelaffen werden wolle? den Bür- 
gerausfhuß-um feine gutachtliche Aeußerung. zu. vernehmen. und fofort 
feinen Beſchluß zu faffen. 

$. 103. Bon einem Befchluffe, duch welchen die Verehelichung 
eines Bürgers nicht zugelaſſen wird, hat der Ortsvorſteher dem Be: 
theiligten längftens 14 Tage nad der erhaltenen Anzeige von dem 
BVerehelihungsvorhaben mit Angabe der Gründe Eröffnung zu machen. 

$. 104. Gegen einen abweifenden Beſchluß des Gemeinderathe 
ſteht dem Betheiligten das Rechtsmittel des Recurfes. zu. — Die: 
ſelbe Befugniß hat der Gemeinderath gegen ein feinen Beſchluß abän: 
derndes Erkenntniß des Bezirksamtes oder einer höheren Stelle. — 
Die NRecursbehörben haben ihr Erkenntniß darauf zu befchränfen, ob 
‚die Berehelihung nah dem gegenwärtigen Gefeße von Seite der Ges: 
meinde rechtlich zugelaffen werben müffe oder nicht. 

8. 105. Hinfichtlic der Anmeldung und Ausführung des Re: 
curfes gelten die in $. 90 gegebenen Beftimmungen. 

$. 106. Sobald ein bie Verehefihung eines Gemeindebirgers 
für zuläffig erklärendes Erkenntniß einer Recursftelle die Rechtskraft 
erlangt hat, ift dem Betheiligten von dem zuftändigen. Bezirksamte 
ein Zeugniß daruͤber auszuftellen, daß feiner Verehelihung hinſi — 
des Nahrungsſtandes kein Hinderniß im Wege ſtehe. 


Abſchnitt VI. Beſondere Beſtimmungen. 
1. Hinſichtlich einzelner Klaſſen von eandesangehörigen. 
8. 107. Die bürgerlichen Verhaͤltniſſe der Iſraeliten ſollen durch 
ein beſonderes Geſetz geregelt werden. 
$. 108. Hinſichtlich derjenigen Landesangehoͤrigen, welche vor 
der Verkuͤndigung des gegenwaͤrtigen Geſetzes keiner Gemeinde als 
Buͤrger oder Beiſitzer angehoͤrten und in keiner Beziehung weder auf 
Unterſtuͤtzung von dem Lande, noch einem Amtsverbande oder einer 
Gemeinde Anſpruch machen koͤnnen, ſondern nur in dem ſobenannten 
Hofſchutze ſtanden, liegt die Pflicht der Unterſtuͤzung im Falle der 
Duͤrftigkeit der Schutzherrſchaft in dem Maße, wie ſonſt dem Amts: 
verbande oder den Gemeinden ob. — Dieſe Verpflichtung erſtreckt 
ſich auch auf die Kinder ſolcher Schutzgenoſſen, bis dieſelben das 
Buͤrgerrecht einer Gemeinde erlangt haben. 
1. In Beziehung auf die bisherigen Hofſtattrechte und die 
damit verbundenen Nutzungen. 
8. 109. So lange die dermaligen Befiger der bisher anerkann⸗ 
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ten Hofitattrechte leben, bleiben fie in dem Genuffe ber hiemit ver: 
bundenen Nusungen, fo daß legtere durch die Aufnahme neuer Buͤr— 
ger nicht gefchmälert werden bürfen. — Das gleiche Recht fteht den 
Wittwen der gegenwärtigen Befiger der Hofftattrechte auf ihre Lebens: 
bauer und den Waijen berfelben, infofern biefe bisher baffelbe be: 
faßen, fo lange zu, bis entweder eines der hinterbliebenen Kinder 
das elterlihe Haus übernimmt oder biefed auf einen anderen Be: 
figer übergeht. 

$. 110. Die Uebertragung auf ein Kind oder fonftige Veräuße: 
rung der bisherigen Hofftattrechte mit der in dem vorhergehenden $. 
beftimmten Wirkung für den neuen Befiger, beziehungsweife deſſen 
Witwen und Waifen, ift- nur noch innerhalb 3 Jahren von dem 
Beitpunft an, mo gegenmwärtiges Gefeg in Wirkfamfeit tritt und nur - 
für die naͤchſten 20 Fahre geftattet. — Später ann eine Ueber: 
tragung dieſer Rechte durchaus nicht mehr flattfinden. 

$. 111. Ruhende Hofftattrechte find innerhalb der gleichen Frift 
($. 110) in active Bürgerrechte zu verwandeln. — Nah Umfluf 
diefes Zeitraumes begründen die ruhenden Hofftattrechte für die Be: 
figer derſelben Eeinerlei rechtliche Anſpruͤche mehr. 

$. 112. Allmendgüter, welche bei früheren Vertheilungen mit 
ben Häufern in unmiderruflicher Eigenfhaft und nicht blos auf eine 
beftimmte Reihe von Jahren verbunden wurden, werden wie Hofftatt: 
rechte behandelt und uͤberhin wird als Entfehädigung für das Nusungs: 
recht der fechszehnfache Betrag des durchſchnittlichen Reinertrages nad) 
unpartelifcher Schägung aus der Gemeindecaffe vergütet. 

$. 113. Wo befondere (ganze, halbe, viertels) Holzberedhti: 
gungen auf Gemeindewaldungen beftanden, bleibt das bisherige Ber: 
bältniß vorläufig unverändert; es darf aber künftig ein Theil einer 
Holzberechtigung weder einzeln noch in Verbindung mit einem Haufe 
an einen Privaten veräußert werben, und wenn ein Berechtigter mehr 
als die örtliche geringfte Quote befist, fo kann er den Mehrbetrag 
nur an bie Gemeinde gegen angemeffene Entfchädigung abtreten. — 
Nah dem Tode des jegigen Befigers oder, wenn eine Uebertragung 
inner 3 Jahren nad der Publication bes Geſetzes erfolgt, nad 
20 Jahren, von diefem Zeitpunft an gerechnet, kann der Gemeinde 
bie Einlöfung folher Mehrbezüge Über die örtlich geringfte Quote 
gegen Entfhädigung nicht verweigert werden. — Diefe eingelöften 
Holzberechtigungen find fodann an neue Bürger nad) der Reihenfolge 
ihrer Aufnahme und in der Art zu überlaffen, daß feiner mehr als 
bie oͤrtlich geringſte Quote einer Holzberechtigung erhält, bis eine 
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durchgängige Gleichheit hergefteht ift, worauf dann für fämmtliche 
Bürger eine neue Regulirung eintreten kann. 

$. 114. In Orten, wo die Bürgerholzabgaben nah Klaffen 
(Bauern, Söldner, Taglöhner) verfhieden find, bleiben die berma= 
figen Genußberechtigten fo lange in dem unveränderten Bezuge, als 
nicht in ihrem Güterbefige eine folhe Werminderung vorfommt, to: 
durch fie nad den bisherigen Grundfägen in eine geringere Klaffe 
verfegt worden wären. Nach dem Tode bes jegigen Befigers oder, 
wenn eine Uebertragung inner 3 Jahren nach der Publication diefes 
Geſetzes erfolge, nad) 20 Jahren, von dieſem Zeitpunkt an gerechnet, 
hören diejenigen Holzbezüge auf, welche den Betrag ber geringften 
Klaffe den Bürger überfleigen. — Werden aber Bauernhöfe oder 
Söldnergüter ſchon früher vertheilt, fo fallen die damit verbunden 
gewefenen Holzberechtigungen der Gemeinde zu, welche dagegen dem 
bisherigen Befiger die feiner nunmehrigen Klaffe entfprechende und 
jedem neuen Bürger eine Holzgabe zu reichen hat, wie folche bisher 
der geringften Klaffe zulam. — Wenn der Beftand ber Gemeinde: 
waldungen diefes unzuläffig macht, fo hat durch alle Klaffen hindurch 
eine verhältnißmäßige Derabfegung einzutreten, und im Falle hiedurch 
der jährliche Bezug der -geringften Klaffe unter ein halbes Klafter 
vermindert würde, rüden die neuen Bürger, nad der Zeitfolge ihrer 
Aufnahme, erft dann in den Bezug von Bürgerholzgaben ein, wenn 
und foweit durch das Abgehen älterer Bürger derlei Bezüge erledigt 
werden. — Meue Berechtigungen von mehr ale dem einfachen Be: 
trage der geringften Klaffe können nicht erworben werden. 

$. 115. Die Beftimmungen bes vorftehenden $. find nur auf 
ſolche Holzbezüge anwendbar, welche aus Gemeindewaldungen erfolgen, 
und nicht auf einem befonderen Privatrechtstitel (Werjährung und 
Herkommen ausgenommen), namentlid den Lehnverhältniffen beruhen, 
wegen -welcher es bei der Beflimmung des $.29 zu verbleiben hat. 

BVorftehendes Gefeg tritt mit dem Zage feiner gegenwärtigen Be: 
kanntmachung in Wirkfamkeit und mit demfelben in Widerfpruch flehende 
frühere Gefege, Verordnungen und Obfervanzen find hiemit aufgehoben. 

Schloß Krauchenwies den 5. Auguft 1837. 


Karl, F. z. H. ©. 
v. Huber. 


Lippe. 
Sandgemeindeosrdmung. h 


Von Gottes Gnaden Wir Paul Alerander Leopold, regieren- 
ber Sürft zur Lippe, Edler Derr und Graf zu Schwalenberg und 
Sternberg x. x. Cine zweckmäßige Gemeindeverfaffung wird als ein 
dringendes Bedürfaig in neuerer Zeit allgemein anerkannt. Da nament- 
li die Landgemeinden Unferes Fuͤrſtenthums diefelbe bisher gänzlich 
entbehrten, fo haben Wir Uns bewogen gefunden, mit Beirath ge= 
treuer Stände die nachfolgende Landgemeindeordnung zu erlaffen: 

$. 1. Es befichen auf dem platten Lande Dorfs- und Amts: 
gemeinben. 

1. Bon ben Dorfsgemeinden. 
umfang. 

$. 2. Die Bewohner einer Bauerfchaft, mit Einfluß der Flecken 
Böfingfeld, Alverdiffen und Barenholz, bilden die Dorfsgemeinde. — 
Mehrere Eleine Ortihaften können, wenn es für zwedmäßig erachtet 
werben follte, zu einer Bauerfchaft oder Dorfsgemeinde vereinigt werden. 

Ortsſtatuten. 

$. 3. Wo örtliche Verhaͤltniſſe es wuͤnſchenswerth machen, koͤn— 
nen fuͤr einzelne Gemeinden auf deren Antrag Ortsſtatuten errichtet 
werden. Dieſe bedürfen der Genehmigung der Regierung, ohne welche 
fie auch nicht aufgehoben oder abgeändert werden können. Sie duͤr— 
fen feine mit dem gegenwärtigen Gefege in Widerfprudy ſtehende Be: 
flimmungen enthalten. 

Stimmberehtigung. 

$. 4. Stimmberechtigt in den Gemeindeangelegenheiten find nur 
diejenigen Gemeindeglieder, welche eine Haus: oder Hofſtaͤtte im 
eigenthümlichen oder doch im erblichen Beſitze haben und ihr Ver— 
mögen felbft verwalten. 

Erimirte Grundbefiger. 

8. 5. Den erimirten Grundbefigern fteht in ben Gemeindean- 
gelegenheiten daffelbe Stimmrecht wie den contribuablen zu. — Die 
landtagsfähigen Rittergüter und herrichaftlihen Meiereien gehören nicht 
zu dem Dorfsgemeindeverbande, infofern fie fich nicht vermittelft gegen— 
feitiger freier Uebereinkunft demfelben anfchließen. 

Interimswirthe. 

$. 6. Die Interimswirthe find hinſichtlich der Gemeindeange— 

legenheiten den wirklichen Colonen gleich zu achten. 
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rauen. 

8. 7. Wenn eine Haus- oder Hofftätte von einer Frau ver: 
waltet wird, fo ruht das Stimmredt. | 
Einlieger. 

8. 8. Die Einlieger und überhaupt Alte, welche ſich nicht in 
dem eigenthümlichen oder erbpachtweifen Befige eines Wohngebaͤudes 
befinden, find von der Stimmberechtigung in den ‚Gemeinbeangelegens 
heiten ausgefchloffen. Diefelben find nur als Beiwohner und Schu: 
verwandte zu betrachten. 

Dorfsangelegenheiten, 

8. 9. Jede Dorffchaft oder Bauerfhaft verwaltet ihre befonderen 
Angelegenheiten. Dahin gehören: a) die Wahl ihres Vorſtandes; 
b) die Führung ber Dorfscaffe, wo eine folche befteht; c) die Aufs 
fiht über die Dorfswege und deren Unterhaltung ; d) die Anordnungen 
in Betreff der gemeinen Hute und aller fonftigen der Dorfichaft etwa 
zuftehenden Grundbefigungen und Realberechtigungen; e) die Anftel: 
lung der Dorfshirten und Nachtwaͤchter; ſ) die Aufficht über die Feuer: 
löfchungsanftalten, Ernennung der Feuerherren; 3) die Führung ber 
Dorfsproceffe, wobei jedod die Verordnung vom 31. Auguft 1802 
zu beachten if, — Beſondere Intereſſen einzelner Einwohner oder 
einzelner Klaffen derfelben find von diefen allein zu berathen und haben 
diefe allein darüber zu befchließen. 

Dorföverfammlungen. 

$. 10. Die Dorfsangelegenheiten werden in den Dorfsverfahm: 
lungen berathen. — Die Beſchluͤſſe werden nach einfacher Stimmen: 
mehrheit gefaßt. — Die Dorfsgemeinde verfammelt fi regelmäßig 
des Zahres zweimal, im Frühjahr und im Herbft, an den von dem 
Borftande näher zu beftimmenden Zagen. — Außerordentliche Ver: 
fammlungen Eann der Vorftand nad feinem Ermeffen zuſammenbe— 
rufen. — Die Nichterfcheinenden find bei gehörig gefchehener Ladung 
und Bekanntmachung mit dem zu berathenden Gegenftande an den‘ 
Befhluß der Mehrzahl gebunden, jedoch muß wenigftens die Hälfte der 
ftimmberedhtigten Gemeindeglieder in der Verfammlung erfchienen fein. 

VBorftand, 

8. 11. Jede Dorfihaft oder Bauerfchaft wählt ſich einen oder’ 
mehrere WVorfteher, welche ihre Amt zwei Jahre hindurch verivaften. — 
In größeren Dorfz oder Bauerfchaften kann außerdem ein aus zwei 
oder drei Gemeindegliedern beftehender Ausſchuß für beftimmte Verrich: 
tungen erwählt und mit angemeffener Inſtruction verfehen werden. — Die 
Erneuerung gefhieht gleichfalls in der Regel nach Ablauf von 2 Fahren. 


524 Lippe. 


Wahl. 

$. 12. Die Wahl geſchieht in den Dorfsverſammlungen, unter 

Leitung des abgehenden Borftandes nah einfacher Stimmenmehrheit. 
Wählbarkeit, 

8. 13. Zu Vorftehern und Mitgliedern des Ausſchuſſes Eönnen 
nur folche Gemeindeglieder erwählt werden, welche das 25. Jahr 
zurüdgelegt haben, ſich zur chriftlichen Religion bekennen, ihr Vermögen 
ſelbſt verwalten und weder im Concurs noch in der location ftehen. 

Ablebnungsgründe., 

$. 14. Jeder Gemeindebürger ift zur Annahme ber auf ihn 
fallenden Wahl verpflichtet. Ablehnen kann er diefelbe nur, a) wenn 
er das 60. Fahr bereits zurüdgelegt oder b) das Amt, mozu er 
erwählt worden, bereitd dreimal verwaltet hat, und c) wegen anhal⸗ 
tender vom Arzte befcheinigter Kränklichkeit oder d) wegen nothwendi⸗ 
ger längerer Abwefenheit. 

Entfheibung. 

$. 15. Ueber den Grund oder Ungrund ber verweigerten An: 
nahme hat eintretenden Falles das Amt, vorbehältlic) des Necurfes an 
die Regierung, zu entfcheiten. Bis zur erfolgenden endlichen Entfchei: 
dung hat der abgehende Vorftand die vorfallenden Gefchäfte zu beforgen. 


Dbliegenheiten bes Borftanbes,. 

8. 16. Der Borftand hat das Beſte der Dorfsgemeinde pflicht: 
mäßig zu befördern. — Er beruft die Dorfsverfammlungen,, bringt 
die Gemeindeangelegenheiten in denfelben zur Berathung, läßt darüber 
abftimmen und forgt für die Ausführung der gefaßten Beſchluͤſſe. — 
Der Borfteher, oder wenn deren mehrere find, einer von ihnen, vertritt 
die Dorfichaft bei der Amtsgemeinde und erfüllt alle als Mitglied des 
Gemeinderaths ihm obliegende Berpflihtungen. — Der Vorſtand forgt 
für die gehörige Leitung der Proceffe, nah NRüdfpradye mit der Ge: 
meinde. — Er verwahrt die auf die Gerechtfame der Dorfichaft be: 
züglihen Documente, Brieffchaften und Nachrichten, welche bei einem 
Dienftwechfel wohlgeorbnet überliefert werden müffen. — Im Xllge: 
meinen bat der Vorftand in feiner Dorffchaft auf Ruhe und Ordnung 
zu halten und die vorfallenden Verbrehen und Polizeivergehen zur 
Unterfuhung und Beftrafung zu befördern. — Die ihm vom Amte 
zugehenden Aufträge hat er puͤnktlich auszurichten und den Amtsunter: 
bedienten auf Erfordern den nöthigen Beiftand zu leiften. — Der 
Vorftand hat die Hirten, Nachtwächter und andere im Dienfte ber 
Gemeinde ftehende Perfonen zu beauffihtigen. — Ihm liegt die An: 
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ordnung der nächtlichen Patrouillen ob. In Brandfällen hat er, fo 
lange kein Beamter anwefend ift, bie Löfchanftalten zu leiten. Die 
Keuerlöfhungsgeräthfchaften der Gemeinde find feiner Auffiht anver: 
traut. — Der Vorſtand hat ferner darauf zu fehen, daß die Dorfes 
wege, Wafferleitungen, Abzugsgräben und überhaupt alle zum ge: 
meinen Belten dienende Anlagen flets in gutem Stande erhalten wer— 
den. — Ebenfo liegt ihm die Auffiche über die Gemeindegüter, ins: 
befondere über die gemeine Hute, die Gemeindehölzer u. f. w. ob und 
hat er darauf zu achten, daß folche nicht gefchmälert oder fonft beein: 
trächtigt, vielmehr forgfältig erhalten, aud nad Möglichkeit verbeffert 
und in zwedmäßigfter Art benugt werden. — Er hat in Gemäßheit 
des $. 16 des Heimathsgeſetzes die Qualification derjenigen, welche 
fich verheurathen oder das Heimathsrecht erwerben wollen, zu prüfen 
und eine Befcheinigung darüber auszuftellen. — Endlih muß er in 
Gemäßheit der Verordnung vom 2. Juli 1811 bei Ausmittelung der 
Gonferibirten behitflid fein. 
Befugniffe des Vorſtandes. 

$. 17. Der Vorſtand kann verlangen, daß feinen Anordnungen 
innerhalb der Grenzen feines Amtes ohne Widerrede die ſchuldige Folge 
geleiftet werde. Ungehorfam oder Widerfeglichkeit find auf desfalffige 
Anzeige nachdruͤcklich zu beftrafen. Wer fi) durch eine Verfügung 
des Vorftandes beſchwert erachtet, kann, nachdem er zuvor Folge ges 
leiftet haben wird, feine Beſchwerde beim Amte anbringen. — In 
eiligen Fällen kann der Vorftand die für öffentliche und allgemeine 
Zwede erforderlihe Mannfhaft im Reihedienfte aufbieten. — Bei 
vorfallenden Verbrechen oder Vergehen ift er ermächtigt, die uͤberfuͤhr⸗ 
ten oder muthmaßlichen Zhäter, wenn deren Entweichung zu beforgen, 
arretiren und duch Schuͤtzen an das Amt abliefern zu laffen. — Die 
Amtspolizeidiener und Flurfhügen haben auf ihren Rundgängen ſich 
bei den Drtsvorftehern zu melden und beren Aufträge und Mei: 
fungen zu befolgen. 

Dorfscaffe, 

$. 18. Iſt eine Dorfscaffe vorhanden, oder find für beftimmte 
Zwede Gelder für die Dorfsgemeinde zu erheben und zu verrechnen, 
fo liegt dem Vorftande bie Nechnungsführung ob, und er. auf Ver: 
fangen der Gemeinde Caution zu leiften. 

Verpflichtung. 

$. 19. Nach vollzogener Wahl find die Vorſteher von. ihren 
Dienftvorgängern dem. Amte vorzuftellen, welches diefelben, wenn ſich 
keine Erinnerungen ergeben eidlich zu verpflichten. hat. 
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- Unentgeltlihe Dienftführung. 
$ 20. Das Amt eines Vorftehers ift ein Ehrenamt, welches 
in der Regel unentgeltlich verwaltet wird. Etwaige Koften und Aus: 
lagen müffen den Vorftehern jedoch erfegt werden; auch können fie 
für gehabte Wege und geleiftete Dienfte in Privatangelegenheiten ſowie 
in allen Unterfuchungsfachen , in welchen die Koften in Folge der Verur— 
theilung zur Erftattung fommen, ordnungsmäßige Gebühren berechnen. 


1. Bon den Amtsgemeinden. 
Bildung ber Amtögemeinben. 

$. 21. Die fämmtlidhen Bewohner eines Amtes, ohne Rüdficht 

auf Eremtion, bilden die Amtsgemeinde. 
Gemeinderath. 

$. 22. Die Amtsgemeinde wird vertreten durch den Gemeinde— 
rath, beftchend: a) aus je einem der Vorfteher fümmtliher Bauer: 
ſchaften; b) aus den Befigern der im Amtsbezirke belegenen Landtags: 
fähigen Rittergüter, welche ſich duch ihre Vormuͤnder fowie durch 
ihre Pächter oder Adminiftratoren vertreten laffen Eönnen; c) aus 
den Paͤchtern oder Adminiftratoren der daſelbſt belegenen herrfchaft: 
lihen Meiereien. 

Gemeinbevorftanbd, 

$. 23. Der Gemeinderath verfammelt fid) unter dem Vorſitze 
bes Amtes, welches als Gemeindevorftand die laufenden Gefchäfte 
zu beforgen hat. 

Gemeindeangelegenheiten. 

$. 24. Die Wirkfamkeit des Gemeinderaths erftredt ſich auf 
folgende Gemeindeangelegenheiten: A. Aufnahme neuer Gemeindeglie: 
der. B. Verwaltung der örtlichen Polizei. C. Kirchen: und Schul: 
fahen. D. Armenwefen und E. Gemeindehaushalt. 


A. Aufnahme neuer Gemeindegliedber. 
Berweifung auf das Heimathsgefes. 
$. 25. Bei der Aufnahme neuer Gemeindeglieder find die in dem 
_ erlaſſenen Deimathögefege ertheilten Vorfchriften zu beachten. 
Berfahren, 

8. 26. Wer fih in einem Amtsbezirke, wo ihm bisher Bein 
Heimathsrecht zuſtand, niederlaffen will, hat fich zunaͤchſt bei dem 
Vorftande der betreffenden Bauerfhaft zu melden, welder, wenn er 
bei der Aufnahme nichts zu erinnern findet, eine Erklärung darüber 
Ausftellt oder im anderen Falle die entgegenftehenden Gründe bemerf: 
ich macht. — Wird die Niederlaffung auf einer herrſchaftlichen Meie: 
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vei ‚oder auf einem landtagsfähigen Rittergute beabſichtigt, fo hat der 
Eigenthümer oder der dazu bevollmädtigte Pächter oder Adminifkrator 
feine Zuſtimmung ſchriftlich zu erklären. — Der um die Aufnahme 
Nachſuchende hat fih fodann an das Amt zu wenden, demfelben feine 
Legitimationspapiere vorzulegen und nad) Befinden der Umftände einen 
Neceptionsfchein zu gewartigen, — In zweifelhaften Füllen hat der 
Gemeinderath über die Aufnahme zu entfcheiden. 


B. Berwaltung der Örtlihen Polizei. 
Allgemeine Beftimmung. 

. F. 27. Die Handhabung der Polizei ſteht zwar nad wie vor 
ben Aemtern zu; indeß hat der Gemeinderath mit dahin zu wirken, 
daß in dem Amtsbezirke ein geordneter, gefitteter und geficherter Rechtes 
zuftand flattfinde. Insbeſondere gehören Straßen: und Wegepolizei, 
Seuerpolizei, Sitten-, Geſundheits- und Sicherheitspolizei mit zu 
feinem Wirkungskreiſe. 
— Wegepolizei. 

$. 28. Der Gemeinderath hat dahin zu ſehen, daß die Com— 
municationsiwege im Umfange des Amtes nad Vorſchrift der beftehen: 
ben Gefege in guten Stand gefegt und darin erhalten werden. — Auch 
auf die gehörige Unterhaltung der vorhandenen Brüden, Stege, Ab: 
zugsgräben u. f. w. hat er fein Augenmerk zu richten. 

Geuerpolizei, 

$. 29. Derfelbe hat darüber zu wachen, daß die zur Abwendung 
von Feuersgefahren erlaffenen gejeglihen Vorſchriften gehörig beachter 
werden. Insbeſondere hat er auf die Seuerlöfhungsgeräthfchaften und 
deren Unterhaltung fein Augenmerk zu richten. 

Amtsdiener ober Polizeidiener, 

8. 30. Zur Befoͤrderung der Ordnung, Gefegmäßigkeit und Si: 
cherheit im Umfange des Amtsbezirkes iſt die erforderliche Anzahl von 
Amts- oder Polizeidienern anzuftellen. 

Deren Anftellung. 

$. 31. Die Anftellung derfelben fowie die Feſtſetzung ihres Ge: 
haltes fteht dem Gemeinderath zu. Jene gefchieht, auch wenn es 
nicht ausdrüdlich bedungen fein follte, ſtets mit dem Vorbehalt einer 
halbjährigen Looſe. 

Eigenfhaften. 

$. 32. Zu Amts- oder Polizeidienern. müffen unbeſcholtene bes 

Refens und Schreibens kundige Männer auserwählt werden. 
Obliegenheiten. 
$. 33. Diefelben haben, ein jeder in dem ihm — 
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Bezirke, auf die Befolgung ber beftehenden Polizeigefege zu achten. 
Sie haben die Spuren der begangenen Verbrechen forsfältig zu ver: 
folgen und insbefondere auf Bettler, Vagabunden und anderes ver: 
dbächtiges Gefindel ihe Augenmerk zu richten. — Die Amtsdiener 
führen zugleich die Aufficht über die Feldfluren; Entwendungen und 
fonftige Flurerceffe haben fie gebührend zur Anzeige zu bringen und 
zur Beftrafung zu befördern. — Die nähere Beftimmung ihrer Obliegen: 
heiten bleibt der ihnen zu ertheilenden fpeciellen Inftruction vorbehalten. 


| Beauffihtigung,. 
8. 34. Die Amtsdiener ftehen unter der Auffiht und Controfe 
des Amtes und des Gemeinderaths. Cie haben ſich aufihren Rundgängen 
bei den Dorfsvorftehern zu melden und deren Weifungen zu befolgen. 


C. Kirhen: und Schulfaden. 
Concurrenz ber Gemeinden. 

$. 35. Kirchen und Schulen gehören zu dem Verwaltungszweige 
der geiftlichen Behörden, indeß werden die Gemeindebehörden fich an: 
gelegen fein laffen, diefe für die Volksbildung und die allgemeine Wohl: 
fahrt fo wichtigen Inftitute zu unterftügen und ihr Gedeihen auf alle 
Meife zu befördern. — Nach der Verordnung vom 16. Mai 1827 
($. 12) müffen bei wichtigen Bauten, deren Koften durch befondere 
Gemeindeumlagen aufzubringen find, die Vorſteher der betheiligten 
Dorfihaften zur Berathung und Beſchlußnahme zugezogen werden. 
Diefelben werden in Fällen diefer Art gleichmäßig dahin ftreben, daß 
auf der einen Seite die Gemeinden nicht überlaftet, daß auf der an: 
dern Seite aber auch die kirchlichen und Schulgebäude in einem ihrer 
hohen Wichtigkeit entfprechenden untadelhaften und würdigen Zuftande 
erhalten werden. — Die Kirchen: und Schulrechnungen find dem 
Gemeinderath auf deffen Erſuchen zur Einficht mitzutheilen. 


D. Armenmwejen. 


$. 36. Die vorhandenen Armenmittel, einfchließlidy der freiwilliz 
gen milden Beiträge, werden von dem Armenvorftande unter der Reis 
tung des Pfarrers in der bisherigen Art verwaltet und unter die Armen 
des betreffenden Kirchfpieles nach dem Grade ihrer Hilfsbedürftigkeit 
vertheilt. — Dem Gemeinderath bfeibt die Einficht der Armenrech: 
nungen unbenommen, welche ihm zu dem Ende auf Verlangen mit: 
zutheilen find. — Inſofern die vorhandenen Armenmittel dazu außer 
Stande find, muß die Gemneinde ihren veracmten Mitgliedern bie er: 
forderliche Unterftügung gewähren. 
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E. Gemeindehaushalt. 
Amtögemeindecaffe, 
$. 37. Zur Beftreitung der den Amtsgemeinden —— Aus⸗ 
gaben wird in jedem Amte eine Amtsgemeindecaſſe gebildet. 


Fundirung derſelben. 
a. Hundeſteuer. 
$. 38. Die bisher auf dem platten Lande beſtandenen Polizei: 
caffen find mit den Amtsgemeindecaffen zu verfchmelzen. Sn die legte: 
ven fließt demnach hinführo die den erfteren durch die Landesherrlichen 
Verordnungen vom 17. Februar 1829 und 21. Mai 1833 überwiefene 
Hundefteuer. 
b. Strafgelber, 
$. 39. Derfelden werden ferner die für Feld- und Flurerceffe 
fowie alle durch das Heimathsgefeg angedrohten und wirklich eingehen: 
den Strafgelder Überwiefen. — Im Falle der Unbeitreiblichkeie ift 
die Geldftrafe zum Wortheil der Amtsgemeinde in Strafarbeitstage 
zu verwandeln, dergeftalt, daß für je LO Mgr. Strafe ein Arbeits: 


tag gerechnet wird. 
c. Gemeinbeumlage, 


$. 40. Der weitere Bedarf wird durch Gemeindeumfagen auf: 
gebracht und zwar nah dem Gontributionsfuße, infofern ſich nicht 
wenigftens zwei Drittel des Gemeinderaths über einen anderen Steuer: 
fuß vereinigen. Herrfchaftlihe Meiereien ſowie ritterfchaftlihe und 
andere erimirte Güter find dazu gleihmäßig heranzuziehen. — Bevor 
eine Gemeindefteuer veranlagt wird, ift darüber zur Genehmigung an 
die Regierung zu berichten. 

Ausgaben ber Amtsgemeinde, 

$. 41. Aus der Amtsgemeindecaffe find alle zufolge des gegen- 

wärtigen Gefeges den Amtsgemeinden obliegenden Ausgaben zu beftreiten. 
Koften ber Polizeiverwaltung,. 

$. 42. Dahin gehören die Koften der Polizeiverwaltung, nament: 
(ich die Gehalte der Amtsdiener fowie die bisher aus den Polizeicaffen 
befteittenen Koften der Arreftation, der Verpflegung und des Trans⸗ 
ports von Bettlern, Vagabunden u. f. w. — Die dem Amtsperfonal 
für die Abhaltung der Flurgerichte zuftehenden Diäten fowie die den 
Unterbedienten durch die Verordnung vom 20. April 1824 für die 
BVorladung zu den Smpfterminen zugeficherten Gebühren erfolgen ind: 
fünftige aus der Amtsgemeindecaffe. — Auf diefelbe find auch fonftige 
für allgemeine polizeilihe Zwecke, wie 3.3. für die Vifitation ber 
Pleggen, ſich nöthig machende Ausgaben anzumweifen. 
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Unterhaltung ber Feuerlöfhungsgeräthfhaften, 

$. 43. Die Sprigen, mit Allem, was zu ihrer Ausrüftung 
gehört, fowie die Sprigenhäufer, werden auf Koften der Brandaffe: 
curanzcaffe unterhalten. — Alle fonftigen, die Verminderung der 
Feuersgefahr bezwedenden Anftalten und Geräthfchaften find von den 
Gemeinden zu unterhalten und zu ergänzen. Es bleibt dem Ermeffen 
des Gemeinderaths überlaffen, ob die desfallfigen Koften auf die Amts- 
gemeindecaffe oder von jeder einzelnen Dorfihaft übernommen werden 
follen. — Sn dem einen wie in dem anderen Falle ift jedoch dafür 
zu forgen, daß jene Geräthfchaften und Anftalten flets in einem un= 
tadelhaften Stande erhalten werden. 

Unterhaltung ber Wege. 

$. 44. Die Unterhaltung der Communications: und Bicinal: 
wege liegt den durch die Verordnung vom 10. December 1833 dazu 
verpflichteten Intereffenten od. — Es bleibt jedoch dem Ermeffen 
des Gemeinderaths überlaffen, die Wegebaufoften und andere Ausgaben 
für gemeinnügige Zwede auf die Amtsgemeindecaffe zu übernehmen. 

Rechnungsführer. 

$. 45. Die Rechnungsfuͤhrung liegt dem Hebungsbeamten ob, 
Fann jedoch nad Befinden der Umftände auch anderen dazu qualificir: 
ten Perfonen übertragen werden. Der Recdnungsführer bezieht für 
feine Bemühung drei Procent der laufenden Einnahme, fofern ber 
Gemeinderath mit demfelben Eeine andere Vereinbarung trifft. 

Rehnungsftellung. 

$. 46. Die Rechnung geht von Neujahr zu Neujahr und ift in 
den drei erften Monaten nah Ablauf des Jahres aufzuftellen und fo: 
dann fammt den Belegen dem Gemeinderath zur Nevifion vorzulegen. 

Einfendung an bie Regierung. 

$. 47. Nady vollzogener Revifion iſt diefelbe mit den Belegen 
und den Revifionsverhandlungen zur Superrevifion an die Regierung 
einzufenden, welche die Erledigung der ſich ergebenden Erinnerungen 
befördert. Hiernächft wird der Gemeinderat dem Rechnungsfuͤhrer 
Decharge ertheilen. 

Voranſchlag. 

§. 48. Der Rechnung liegt ein Voranſchlag zum Grunde, mel: 
cher im Herbfte jeden. Jahres für das nachfolgende Jahr aufzuftellen 
und dem Gemeinderath zur Prüfung und Feftfegung vorzulegen if. 

Gaution bes Rehnungsführers, 

$. 49. Die Caution, welche der Debungsbeamte zur Sicherheit 

der Staatscaffen beftellt hat, kommt der Amtsgemeindecaffe gleich: 
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maͤßig zu Statten. — Wird ein anderer Rechnungsfuͤhrer angeſtellt, 
ſo hat derſelbe eine beſondere von dem Ermeſſen des Gemeinderaths 
abhaͤngige Caution zu leiſten. 
Beitreibung ber Gemeindeſteuern. 

$. 50. Alle an die Amtsgemeindecaſſe zu entrichtenden Steuern 
und Abgaben werden für erecutorifch erklärt, fo daß der Nechnungs: 
führer ohne Weiteres die Beitreibung verfügen und foldhe den Amtes 
oder Polizeidienern auftragen kann. Im Falle eines Goncurfes find 
die Gemeindefteuern gleich anderen öffentlichen Abgaben in die erfte 
Klaffe zu lociren. 

Gefhäftsordnung. 
geitung ber Gefhäfte, 

$. 51. Die Auffiht und Leitung aller Gemeindeangelegenheiten 
liegt dem Amte ob, welches nad) Maßgabe des gegenwärtigen Gefeges 
die laufenden Gefchäfte zu beforgen und die von dem Gemeinderath 
gefaßten Befhlüffe forwie die von der Regierung ergehenden Verfügungen 
zur Ausführung zu bringen hat. 

Dbliegenheiten und Befugniffe des Gemeinberaths, 

$. 52. Der Gemeinderath hat im. Allgemeinen das Befte der 
Amtögemeinde thunlichft zu befördern und Schaden von derfelben abs 
zumenden. — Insbeſondere liegt ihm die Revifion des Rechnungs— 
wefens fowie die Controle der Einnahme und Ausgabe ob. — Außer: 
ordentliche Ausgaben, welde ſich nicht auf den Voranfchlag oder auf 
eine Verfügung der Regierung gründen, bedürfen feiner Zuftimmung. — 
Er befchließe wegen der zu veranlagenden Gemeindefteuern und beför: 
dert die Genehmigung der Regierung. — Die Anftellung der Amts: 
diener fowie die Beflimmung ihres Gehaltes hängt von dem Gemeinde: 
rath ab. — Es bedarf feiner Zuftimmung, wenn für Rechnung und 
auf Gefahr der Amtsgemeinde Proceffe geführt oder Vergleiche abge: 
fhloffen werden follen. — Dem Gemeinderath bleibt es unbenom⸗ 
men, etwaige Beſchwerden oder gemeinnüsige Vorfchläge bei der Re— 
gierung anzubringen und die Entfchließung darauf zu befördern. — 
Derfelbe hat alljährlid über feine Wirkfamkeit einen Generalberiche 
an die Regierung zu erftatten. 


 Berfammlungen bes Gemeinderaths, 
a. Regelmäßige, 

8. 53. Der Gemeinderath verfammelt fich regelmäßig zwei Mal 
des Jahres, ein Mal im Frühjahre und das andere Mal im Herbft. — 
In der Frühjahrsverfammlung muß die Rechnung bes vorhergehenden 

34 * 


932 Lippe. 


Sahres, in der HDerbfiverfammlung aber der Etat für das naͤchſtfol 
gende Fahr zur Prüfung vorgelegt werden. 
b. Außerorbentlide Berfammlungen, 

$. 54. Das Amt kann, fo oft es die Umftände erfordern, ben 
Gemeinderath außerordentlid zufammenberufen. Es ift dazu verpflid: 
tet, fobald drei Mitglieder des Gemeinderaths darauf antragen. 

Drt und Beit. 

8. 55. Der Gemeinderath verjammelt fid) der Regel nad) an 
dem Orte des Amtefiges, in dem vom Amte bejtimmten Local und 
zu der von diefem beftimmten Zeit. 

Einladung. Eröffnung. 

8. 56. Das Amt hat die betreffenden Dorfsvorfteher fowie bie 
übrigen Mitglieder des Gemeinderaths ($. 22) durch die Amtsdiener 
zeitig zu den Berfammlungen einladen zu laffen. — Um die Eigung 
des Gemeinderaths eröffnen zu Eönnen, ift die Anwefenheit von zwei 
Dritteln der Mitglieder erforderlih. Sollte ſich diefe Anzahl nice 
eingefunden haben, fo wird auf Koften der ohne hinreihende Entſchul⸗ 
digung ausgebliebenen Mitglieder ein anderer Termin angefegt. 

Vortrag. Abflimmung. 

8. 57. Der vorfigende Beamte eröffnet die Sigung mit einem 
Vortrage, worin er die zur Berathung und Befhlußnahme vorliegen: 
den Gegenftände auseinanderfegt. Es bleibt hiernaͤchſt jedem Mit: 
gliede überlaffen, gemeinnüsgige Vorſchlaͤge zu eröffnen und die Ab: 
ſtimmung darüber zu befördern. Die lestere gefchieht nach einfacher 
Stimmenmehrheit. Bei gleicher Vertheilung der Stimmen entfcheidet 
diejenige des vorfißgenden Bramten. 

Seftftellung gleihförmiger Grundſätze. 

$. 58. In den Verfammlungen des Gemeinderaths ift ein 
Hauptaugenmerk darauf zu richten, daß in den Gemeindeangelegen: 
heiten nad) gleihmäßigen Grundfägen verfahren und auf thunlichfte 
Sparfamkeit Bedacht genommen werde. 

Protokoll, 

$. 59. Ueber die ftattgefundenen Verhandlungen ift ein Prote: 
koll aufzunehmen, welches die gefaßten Befchlüffe kurz und deutlich 
enthalten muß. Den Mitgliedern des Gemeinderaths ift . etwaiges 
Verlangen eine Abſchrift mitzutheilen. 

Recurs. 

§. 60. In allen Gemeindeangelegenheiten geht der Recurs an 
bie Regierung, deren Entfcheidung zu. befolgen ift. — Die Eröffnung 
bes Rechtsweges ift nur dann zuläffig, wenn die Klage fi auf einen 
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ſpeciellen privatrechtlihen Zitel gründet. Ueber allgemeine Verwal: 
tungsgrundfäge und deren Anwendung — den richterlichen Behoͤrden 
keine Entſcheidung zu. 
Schlußbeſtimmung. 
$. 61. Gegenwaͤrtiges Geſetz tritt am 1. Juli d. J. in Kraft. 
Die Aemter haben daher in fämmtlihen Bauerfchaften die Wahl 
neuer DVorfteher zu veranlaffen und mit deren Verpflidhtung zu ver: 
fahren. Sodann ift noch vor dem beſtimmten Xermine eine Ver: 
fammlung des Gemeinderaths zu veranftalten, um die Wahl eines 
Rechnungsführers vorzunehmen und wegen ber Anzahl, ſowie wegen 
bes Gehaltes des Amts: oder Polizeidiener die erforderliche Beſtim— 
mung zu treffen. Die bereits angeftellten Polizeidiener find, wenn 
gegen ihre Qualification nichts einzuwenden tft, vorerft beizubehalten. 
Gegeben Detmold, ben 2. März 1841. 
(L. S.) Leopold, Fürft zur Lippe. 
W. A. Eſchenburg. 


Frankfurt. 


Gemeindeordnung der zur freien Stadt Frankfurt gehörigen 
Ortſchaften. 


Wir Buͤrgermeiſter und Rath der freien Stadt Frank— 
furt verordnen hiermit auf verfaſſungsmaͤßigen Beſchluß der geſetz— 
gebenden Verſammlung vom 17. Juli I. J. folgendes: Um bie 
Angelegenheiten ber Landgemeinden ſowohl in Anſehung der Rechts— 
verhaͤltniſſe ihrer Glieder unter ſich, als auch ruͤckſichtlich der Be— 
ziehungen dieſer Mitglieder und der in der Gemarkung Wohnenden 
und Beguͤterten zu der Geſammtheit der Gemeinde feſtzuſtellen, 
desgleichen um eine ſelbſtſtaͤndige Verwaltung des gemeinheitlichen 
Vermoͤgens durch, von den Gemeindegliedern gewaͤhlte, Perſonen, 
unter Oberaufſicht des Staates, gehoͤrig anzuordnen, ſo wird unter 
Aufhebung der durch das Geſetz vom 30. December 1819. 8. 1pro⸗ 
viſoriſch beftätigten Dienftvorfchrift über das Nechnungswefen der 
Landgemeinden vom 29. December 1812, bdesgleichen der Snftruction 
für die Schultheißen ıc. vom 16. Mai 1809, infomweit legtere die Ad: 
miniftrativeinrichtungen betrifft, nad) auf verfaffungsmäßige Weife 
von der gefeggebenden- Berfammlung ertheilter Sanction, nadhftehen: 
bes verordnet. 
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Titel J. Bon der Bildung und dem Geſchaͤftskreis de; 
Dresvorftandes. 
Abfhnitt 1. Bon dem DOrtsvorftande im Allgemeinen, 


Art. 1. Den DOrtsvorftand jeder Gemeinde bilden 1) der Schult: 
heiß, 2) ein oder mehrere Beigeordnete deffelben, 3) der Gemeinde: 
ausfhuß. 

Art. 2. Der alfo gebildete Ortsvorftand ift der gefegliche Stell: 
vertreter der Gemeinde in allen Angelegenheiten, welche die Gemeind: 
und die Verwaltung ihres Vermögens betreffen. 


Abfhnitt 2. Von dem Schultheißen, 

Art. 3. Der Schultheiß ift der erfte Drtsvorgefegte und bie 
hanbelnde und ausführende Behörde in der Gemeindeverwaltung. Er 
hat ben Vorfig und die Leitung bei den Verſammlungen des Ge: 
meindeausfhuffes und übt die vollziehende Gewalt in Hinficht ber 
Gemeindeverwaltung nad) den beftehenden Gefegen. — Co lange 
nit der Eenat für die einzelnen Orte eine befondere Beftimmung 
getroffen hat, hat der Ecyultheiß zugleih auch als obrigkeitlicher Die: 
ner die ihm zugehenden MWeifungen der ihm vorgefegten Regierungs: 
und Juftizbehörden Zu "befolgen: auch wird derfelbe bei Handhabung 
ber Verordnung vom 1. Februar 1780 belaffen. — Als obrigkeit: 
licher Diener übt er auch die vollziehende Gewalt in polizeilicher Hin: 
fiht aus, forget für die Aufrehthaltung der beftehenden Ordnung und 
hat das Recht, in Fällen, die eine fchleunige Vorkehrung erfordern, 
Anordnungen zu treffen, welche jeder vor der Hand zu befolgen fchul: 
big ift, die aber fogleich dem ihm zunaͤchſt vorgefesten Landamte an: 
zuzeigen find. — Eine befondere Inſtruction beftimmt den Umfang 
und die Gegenftände des dem Schultheißen überwiefenen Gefchäftskreifes. 

Art. 4. Der Schultheiß wird dergeftalt ernennt, daß die Ein: 
mwohner einer Gemeinde 3 Perfonen wählen, von welchen der Senat 
auf Bericht des Landamtes eine beftätigt. 

Urt. 5. Alle 6 Jahre werden die Schultheiße von neuem ge: 
wählt; die abtretenden find wieder wählbar, aber vor Ablauf von 
6 Jahren, nad) ihrem Austritt, zur Wiederannahme diefes Amtes 
nicht verbunden. — Die in Gemäßheit diefes Gefeßes zum erftenmal 
eintretenden Wahlen der Schultheißen ‚erfolgen nur auf 3 Jahre. 

Art. 6. Das Amt eines Schultheißen ift ein Ehrenamt. Er 
hat außer Befreiung von perföntichen -LReiftungen, weder Befreiung 
von Laften, melde auf dem Vermögen haften, zu genießen, nod 
Defoldung zu beziehen, noch Gebühren oder Diäten fir Gemeindege— 
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fchäfte innerhalb der Ortsgemarkung zu empfangen. — Außerhalb 
diefer Gemarkung erhält er die vorfchriftsmäßigen Entfhädigungen. - 

Art. 7. Bei befonderen Verhältniffen des Gemeindevermögens, 
welche die Thätigkeit des Schultheißen auf vorzügliche Weife in An: 
ſpruch nehmen, foll der Gemeindeausfhuß eine Entfhädigung unter 
ber Nubrit: Vergütung für außerordentliche Bemühung, in Antrag 
zu bringen oder dem Schultheißen im Budget eine Summe zur per: 
fönlihen Verfügung zu flellen und ihm zu geftatten haben, foldye 
ohne weitere Nachweifung zu quittiren. 

Art. 8. Für die Beforgung der zu feinem Dienft erforderlichen 
Schreibereien, fodann für fonftige Erforderniffe, als da find: Holz 
zur Heizung des Gemeindehaufes, Licht, Papier, Dinte, Drudkoften, 
Briefporto u; f. w., fol eine angemefjene Entfhädiguug für ben 
Scultheißen, nad dem Umfange der in jeder Gemeinde vorkommen: 
den und ihm obliegenden Gefchäfte, von dem Gemeindeausfchuffe var: 
gefchlagen werden. — Es ift übrigens dem Schultheißen überlaffen, 
die in feinem Amte vorkommenden Schreibereien entweder felbft zu 
beforgen oder durch einen von ihm zu wählenden und von ihm zu 
bezahlenden Gemeindefchreiber beforgen zu laffen. In beiden Fällen 
unterzeichnet er die Ausfertigungen und muß dafür forgen, daß fie 
für Sedermann lesbar und verftändlich find. 

Art. 9. Dienftentfegung findet nur durch richterliches Erkennt: 
nid Statt. Sie ift zugleich mit jeder wegen eines gemeinen Der: 
brechens oder Vergehens zuerfannten Zuchthaus = oder Correctiongftrafe 
nothivendig verbunden, fowie die Suspenfion vom Dienft mit jeder 
gerichtlichen Specialunterfuhung. — Bei Anfhuldigung oder Ver: 
dacht einer Amtsverlegung, kann das Landamt die vorläufige Unter: 
fuhung anftellen und auf einftweilige Suspenfion bei dem Senat 
antragen, diefer aber folche ausfprechen. — Der Erfolg diefer Unter: 
fuhung, wobei das Landamt eidliche Zeugniffe abfordern darf, iſt 
Erklärung der Unfhuld oder Erkennung einer Disciplinarfirafe. oder, 
wenn entweder eine höhere Strafe zu erkennen oder gerichtliche Spe— 
cialunterfuchung nothwendig ift, Stellung vor Gericht, womit ftets 
Suspenfion vom Dienft verbunden ift. — Disciplinarftrafen, finden 
bei Fahrläffigkeit, Ungehorfam und Unfleiß und anderen dienftwibdri- 
gen oder das Subordinationsverhältniß im Dienft verlegenden Hanb: 
lungen Statt. Sie beftehen in fchriftlichen und mündlichen Verweiſen, 
in Geldftrafen, weldye das Landamt bis auf 50 Gulden — der Senat 
aber bis auf höhere Summen erkennen Eann. 

Art. 10. Dem Scuitheißen bleibt entweber auf Widerruf ober 
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auf die Zeit feiner Amtsverwaltung die Ernennung des Gemeinde: 
dienerd überlaffen. Die Ernennung der übrigen niederen Gemeinde: 
diener (Nachtwaͤchter, Feldfhügen u. f. mw.) erfolgt auf den Vorſchlag 
bes Gemeindeausfchuffes, entweder von dem Schultheißen oder, wenn 
derfelbe diefem Vorſchlag nicht beiftimmt, von dem Landamte. 


Art. 11. Die jegigen Schulcheißen und Gerihtsmänner legen 
unmittelbar nad der Beftätigung der zunächlt bevorftehenden Wahlen 
ihr Amt nieder, Eönnen aber durch diefe bevorftehenden Wahlen aller: 
dings ald Schultheißen, Beigeordnete oder Mitglieder des Gemeinde: 
ausfchuffes wieder gewählt werden. — in jedem Falle find die ges 
nannten Schultheißen, wenn fie nicht proviforifch oder auf Widerruf 
angeftellt find, berechtigt, ihr gefammtes Dienfteinfommen fort zu 
beziehen. In der Regel hat die Gemeinde diefen Gehalt zu entridy: 
ten, wobei jedoch dem im Amte beftätigten alten Schultheißen bie 
nad) Art. 8 ausgefprochene Entfhädigung aufgerechnet wird; haben 
aber die Staatscaffen dazu beigetragen, fo übernimmt der Staat bie 
fernere Entrihtung diefes Beitrags, fobald dieſer jegige Schuftheif 
fi unter den drei, nad dem Art. 4 zum Schultheißendienft vorzu: 
[hlagenden, Perfonen befindet. 


Abfhnitt 3. Bon den Beigeorbneten ber Schultheißgen, 

Art. 12. Der Beigeorbnete ift der Stellvertreter des Schult: 
beißen, fobald diefer verhindert oder wenn er von diefem zur Ber: 
fehung einzelner Gefchäfte beauftragt ift. 

Art. 13. Sede Gemeinde hat einen oder mehrere Beigeorbnete, 
von welchen bei Verhinderungen des Schultheißen zunaͤchſt der erfte 
DBeigeordnete, bei deffen Verhinderung der zweite u. f. w. eintritt. — 
Zur Erlangung der in foldhen Fällen erforderlichen Geſchaͤftskenntniß 
haben die Beigeordneten den Sigungen bes Gemeindeausfchuffes jedes: 
mal beizumohnen, jedoch blos mit berathender, nicht aber entfcheiden= 
der Stimme. u 

Art. 14. Was in den Art. 4 bis 6 und 9 von den Schule: 
heißen gefagt ift, gilt auch von den DBeigeordneten. 

Abfhnitt 4. Bon dem Gemeindeausſchuſſe. 

Urt. 15. Der Gemeindeausfhuß fteht als berathende und mit: 
auffehende (controlirende) Behörde dem Schultheißen zur Seite. Sein 
Mitglieder werden aus den fämmtlichen wählbaren Einwohnern einer 
Gemeinde gewählt. Jedoch muß der dritte Theil des Gemeindeaus: 
ſchuſſes aus der Höchft befteuerten Hälfte der Wählbaren gewählt werben. 

Art. 16. Der Gemeindeausfhuß foll mindeftens 9 und hoͤch— 
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ſtens 15 Mitglieder haben. Der Senat wird nah Verhältniß der 
Bevölkerung die Anzahl diefer Mitglieder feftfegen. 

Art. 17. Ale 3 Jahre tritt ein Drittheil aus dem Gemeinde: 
ausfhuffe aus und wird dur neue Wahlen erfegt. Die abtretenden 
Mitglieder können wieder gewählt werden, find aber zur Annahme 
der neuen Wahl vor Ablauf von 3 Fahren nicht verbunden. Die 
nad) Berlauf von 3 und 6 Jahren zum erflenmal austretenden zwei 
Drittheile werden durch das Loos beftimmt. — Bei der regelmäßigen 
dreijährigen Ergänzung des Gemeindeausfchuffes werden zugleich die 
in der Zwifchenzeit abgegangenen Mitglieder erfegt, wenn nicht der 
Senat auf den Fall, daß in der Zwifchenzeit mehr als ein Deittheil 
des Gemeindeausfchuffes abgegangen ift, deffen Ergänzung bereits 
früher ‘angeordnet hat. — Diefe in der Zwifchenzeit erfolgten Er: 
fegungen dauern jedoch nur bis zur regelmäßigen dreijährigen Ergän- 
zung bes Gemeindeausfchuffes. 

Art. 18. Was im Art. 6 von den Schultheißen gefagt ift, 
findet hier gleichfalls Anwendung. 

Art. 19. Die gegenwärtigen Mitglieder der Ortsvorftände —— 
dem im Art. 11 bereits genannten Schultheißen) haben das Recht 
zu verlangen, daß ihre fire Befoldung, wo fie deren genießen, ihnen 
aus der Gemeindecafje als Ruhegehalt fo lange gezahlt werde, als 
fie ihe genanntes Amt behalten hätten, wenn die durch dieſes Gefeg 
eingeführten Veränderungen nicht erfolge wären. Auch behalten fie 
ihre Ehrenvorzüge bei. 

Art. 20. Bei Berathungen des Gemeindeausfchuffes Über Ge: 
meindefachen entfcheidet Stimmenmehrheit, wobei die Stimme des 
Schultheißen mitgezahlt wird und bei Stimmengleichheit entfcheibet. 
Zur Gültigkeit der Berathung gehört, daß alle Mitglieder des Ge— 
meindeausfchuffes zur Verfammlung eingeladen wurden, daß wenig— 
ſtens zwei Drittheile bderfelben erjchienen find und abgeftimmt haben, 
und daß das Refultat der Berathung niedergefchrieben und von den 
Abftimmenden unterfchrieben wird. 

Art. 21. Der Gemeindeausfhuß verfammelt fi jährlich) — 
regelmaͤßig und zwar nach der mit Ruͤckſicht auf die örtlichen Verhaͤlt— 
niffe erfolgenden Beftimmung des Landamtes auf höcftens 14 Tage, 
außerdem nur in ben gefeglich vorgefehenen einzelnen Fällen oder auf 
ausdrüdliche Ermächtigung des Landamtes. 

Art. 22. Die regelmäßige Verſammlung ift der Prüfung ber 
Rechnung für das verfloffene Jahre, der Prüfung des Voranfchlages 
für das künftige Jahr und der Berathung über Verbefferung in ber 
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Verwaltung des Gemeindevermoͤgens uͤberhaupt, beſtimmt. — Ueber 

dieſe drei verſchiedenen Gegenſtaͤnde find beſondere Protokolle aufzu⸗ 

nehmen und dem vorgeſetzten Landamte vorzulegen. 

Abſchnitt 5. Bon der Wahl des Schultheißen, der Beigeorb: 
neten und des Gemeindeausſchuſſes. 

Art. 23. Die Wahlen der Schultheißen, der Beigeordneten 
und der Gemeindeausfhüffe erfolgen in Gemeindeverfammlungen der: 
geftalt, daß 1) für den Schultheißen und für jeden Beigeordneten je 
3 Perfonen vorgefchlagen, 2) die, nad Beftätigung des Schuitheißen 
von den dazu vorgefchlagenen übrig bleibenden 2 Perfonen als eben= 
falls zu Beigeordneten vorgefhlagen angefehen, 3) die, nach Beitäti- 
gung des oder der Beigeordneten alsdann noch übrig bleibenden, als 
ſtillſchweigend zu Mitgliedern des Gemeindeausfchuffes erwählt betrach⸗ 
tet, und demnach 4) nur nody fo viele Perfonen dazu ernannt wer: 
den, als zur Ergänzung der Zahl der Mitglieder des Gemeindeaus: 
fhuffes erforderlich find. — Stimmfähig find alle, welche das Ge: 
meinderecht in der Gemeinde befigen. — Wählbar tft jeder ſtimm— 
fähige Gemeindemann, weldyer nicht zu einer peinlichen Strafe oder 
wegen eines groben Polizeivergehens verurtheilt worden oder diesfalls 
noch in Unterfuchung befangen ift. — Alle Falliten find von dem 
Wahlgefhäfte und der Wahl ausgefchloffen, es fei nun, daß Jemand 
fein Zahlungsunvermögen gerichtlich angezeigt oder mit feinen Gläu: 
bigern insgeheim Nachlaß- oder Anftandsverträge errichtet hat, bevor 
er feine Gläubiger vollftändig, das heißt ohne Abzug oder Nachlaß, 
bezahlt hat. 2 

Art. 24. Ausgenommen find von der Wählbarkeit: 1) Militär: 
perfonen während des Dienftes; 2) Geiftliche und Schullehrer, ſowie 
diejenigen activen Staatsbeamten, welche zu einer dem Drtsvorflande 
vorgefesten VBerwaltungsbehörde gehören. — Von ber Wählbarkeit 
zum Amte eines Schultheißen oder eines Beigeorbneten find alle active 
Staatsbeamte ausgefhloffen. Auch dürfen die Mitglieder eines Ge: 
meindeausfchuffes fowohl unter fi als auch mit ihrem Scuitheißen 
oder Beigeordneten nicht in auffteigender oder abfleigender Linie ver: 
wanbdt fein, und auf gleiche Weife ift ein Bruder durch den anderen 
Bruder ausgefchloffen. 

Art. 25. Der Gewählte kann aufer dem Falle der Art.5 und 
17 die Wahl nur alsdann ablehnen, wenn er das 60. Lebensjahr 
zuriidgelegt hat oder wenn er activer Staatsbeamter ift. — Der 
zum Schultheiß gewählte kann auch in dem Falle ablehnen, wenn 
nad) dem Erkenntniß bes Landamtes die Annahme ber Wahl mit dem 
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wefentlichften Nachtheile für die häuslichen Verhältniffe des Gewaͤhl⸗ 
ten verbunden ift. 
Art. 26. Jede Wahl wird von dem Schultheifen mindeſtens 
8 Zage zuvor bekannt gemacht, fodann von einem Bevollmächtigten 
des Landamtes mit Zuziehung der zwei hoͤchſt befteuerten und ber 
zwei älteften Gemeindeglieder geleitet und erfolgt auf dem Ge: 
meindehaufe oder, in deffen Ermangelung, an dem von dem Land: 
amtsbevollmaͤchtigten beftimmten Orte, dergeftalt, daß 1) jede Ab: 
flimmung durch infchreiben (oder Einfchreibenlaffen) in einen 
Stimmzettel erfolgt, wobei bie fammtlihen Stimmzettel vorher 
mit fortlaufenden Zahlen verfehen werden und die Zahl, welche ein 
einzelner Stimmzettel bat, nur dem Abftimmenden bekannt wird; 
daß 2) die mit Abflimmungen verfehenen Stimmzettel in ein ver: 
ſchloſſenes Gefäß geworfen werden, daß 3) nach beendigter Abftim: 
mung nad einander drei abgefonderte Abftimmungstiften, die erfte 
von den zum Schultheißenamt, die zweite von den zu VBeigeordneten 
vorgefchlagenen , die dritte von den zu Mitgliedern des Gemeindeauss: 
ſchuſſes gewählten Perfonen, gefertigt werden, in deren jede nur bie 
Zahl eines jeden Stimmzettel und die Namen der darin gewählten 
Perſonen eingetragen werden; daß 4) jeder Stimmzettel, welcher zum 
Scultheißen und zu den VBeigeordneten nicht je drei wählbare Per: 
ſonen benennt oder folhe nicht fämmtlich völlig Eenntlich bezeichnet, 
foweit wie es die Wahl zu einem oder dem anderen diefer Aemter 
betrifft, als ungültig betrachtet wird; die Namen derjenigen Perfonen 
aber, welche zu Mitgliedern der Gemeindeausfhäffe ernannt, jedoch 
zur Unterfcheidung von anderen nicht hinlänglich genau bezeichnet oder 
zur Stelle nicht qualificirt oder deren Namen unleferlich gefchrieben 
find, ganz außer Acht gelaffen werden und von einem, wie von dem 
anderen, in der betreffenden Abftimmungstifte, der alle Stimmzettel 
beigefügt fein müffen, die geeignete Erwähnung gefchehe, und daß 
9) während der im Art. 27 beflimmten 3 Zage einem jeden, telcher 
abgeftimmt hat, freifteht, das Wahlprotofoll und die darin aufgenom: 
menen Abftimmungstiften einzufehen, um fi fowohl von der richz 
tigen Zahlung der Stimmen, als auch davon zu überzeugen, daß 
feine Abftimmung vichtig eingetragen fei. Unter den Abflimmungen 
entfcheibet die Stimmenmehrheit; bei Gleichheit der Stimmen bas 
2008. — Das Protokoll bleibt zu biefem Zwecke in den Eleineren 
Gemeinden 2 Tage lang, in ben größeren, nach Ermeffen des Lund: 
amtes, die erforderliche längere Zeit eröffnet, und es foll bie dazu 
beftimmte Anzahl Tage bei Anberaumung der Wahl mit bekannt ges 
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macht werden. Wer in diefer Zeit nicht abſtimmt, wird angefehen, 
als trete er dem Ergebniß der erfolgten Abflimmung bei. 

Art. 27. Unmittelbar nad) der Wahl find die Namen der Ge: 
wählten, auf die in jeder Gemeinde übliche Art bekannt zu machen, 
bamit jedes Gemeindeglied 3 Tage lang Zeit hat, gefeglihe Einwen: 
bungen gegen die Wahl oder gegen die Gemwählten, bei dem Land: 
amte vorzutragen. 

Art. 28. Mach diefen 3 Tagen ift das Protokoll über die Wah— 
len unterfchrieben von denjenigen, die e8 geleitet haben und dem Pro: 
tofollführer, an das Landamt einzufenden. 

Art. 29. Nachdem die Gefeslichkeit der Wahl und die gefe- 
lichen Eigenfchaften der Gewählten von dem Landamte geprüft worden 
find, wird entweder die Wahl beftätigt oder unter Anführung ber 
Gründe verworfen, im legten Falle eine neue Wahl angeordnet, im 
anderen Falle aber mit gutachtlihem Antrag die Gewählten dem Senat 
zur Auswahl und Beftätigung vorgefchlagen, jedoh nur binfichtlich 
des Schultheißen und der Beigeordneten, weil die Beflätigung der zu 
Mitgliedern des Gemeindeausfchuffes ernannten Perfonen von dem 


Landamte zu gefchehen hat. 
Titel 1. Bon der Erwerbung des Gemeinderedhtes. 


Abfhnitt 1. Bon der Erwerbung des Gemeinderehtes ver: 
möge der Geburt, 

Art. 30. Vermoͤge der Geburt ift jeder Großjährige, infofern 
nicht die Kriegsdienftpflicht im Wege ſteht, berechtigt, Gemeindeglied 
an dem Drte zu werden, wo fein Vater oder feine Mutter zu der 
Beit, wo er biefes thun will, das Gemeinderecht befigt oder als Ge: 
meindemitglied geftorben ift. 

Art. 31. Wer von biefem Rechte Gebrauch macht, hat Dies 
dem Schultheißen anzuzeigen, damit er in das Gemeinderegifter (Ver: 
zeichniß der Gemeindemitglieder) eingetragen werde. 

Art. 32. Andere Förmlichkeiten oder Leiftungen find nicht er- 
forderlich, ohne die Verpflichtung zur Anfchaffung ‚derjenigen Gegen: 
ftände auszufchließen, welche nach verfchiedenem Drtsgebrauhe der 
Gemeindemann zur Erfüllung feiner Gemeindepflichten haben muß, 
wie 3. B. Feuereimer. 

Art. 33. Bei ermangelnder Großjährigkeit kann der Senat 
bispenfiren. 

Art. 34. Was in dem Art. 30 bis 33 verfüge ift, gilt auf 
gleiche Weife, infofern fie nicht bereits anderswo das Gemeinderecht 
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erworben haben, von den Kindern der Givilftaatsbeamten, der Geift: 
lihen und Schullehrer, der Militärperfonen (wenn diefe nicht ihr 
früheres Domicil beibehalten haben) fowie anderer, welche vermöge 
ihrer im Namen oder in Auftrag des Staates erfolgten Anftellung 
an einem Drte wohnen und zwar in Beziehung auf den Drt der 
Anftelung des Vaters, fei es, daß der Vater daſelbſt entweder noch 
angeftellt fei oder nach feiner Entlaffung feine Wohnung behalten 
habe oder geflorben fei. 

Abfhnitt . Bon der Erwerbung bes Gemeinberehtes durch 

Aufnahme, 

Art. 35. Wer nicht vermöge der Geburt zu der Aufnahme in 
das Gemeinderecht befugt ift, kann um die Aufnahme in eine Ges 
meinde anftehen. 

Art. 36. Die Beftimmung des Art. 33 tritt auch hier ein. 

Art. 37. Die Gefuhe um Aufnahme find bei dem Landamte 
vorzubringen, das hierüber das Gutachten des Gemeindeausfchuffes 
einzuziehen und, fulls alsdann Fein Anftand gefunden wird, durch 
Bericht die Entfcheidung des Senates auszuwirken hat. — Findet 
aber das Landamt Anftände, fo kann es fogleih das Gefuch abfchla= 
gen, jedoch vorbehältlidy der Berufung an den Eenat. 

Art. 38. Wegen der von dem Aufgenommenen zu bezahlenden 
Receptionggelder bleibt es, fo lange von dem Senat feine neue Vers 
fügung getroffen wird, bei dem Herkommen. 


Abfchnitt 3. Allgemeine Beflimmungen, 

Art. 39. Mit Erwerbung des Gemeinderechtes ift die Befugniß 
zu Eingehung der Ehe mit Ausländern fo wenig, wie mit bem Be: 
fig deffelben, verbunden, vielmehr muß zuvor die Ernährungsfühigkeit 
für eine Familie dargethan werden, worauf das Landamt, nad) ver: 
nommenem Gemeindeausfhuffe, die Erlaubniß hierzu ertheilt. — Um 
eine Ehe eingehen, ein Gewerbe betreiben oder einen befonderen Haus: 
halt anfangen zu Eönnen, ift die vorherige Erwerbung des Gemeinde: 
rechtes erforderlich. | 

Art. 40. Jeder zur Zeit der Verkündigung bdiefes Gefeges in 
irgend einer Landgemeinde bereits aufgenommene Beifaß befigt in 
derjenigen Gemeinde, in welcher er aufgenommen ift, ohne weiteres 
und vermöge dieſes Gefeges, das Gemeinderecht, doch vorbehaltlich 
der Rechte Dritter, und das Eintragen feines Namens in-das Ber: 
jeichniß der Gemeindeglieder Eann ihm aus feinem Grunde verwei: 
gert werben. Ä 
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Zitel II. Bon ber Verwaltung des Gemeindevermögend 
im Allgemeinen. 
Abfhnitt 1. Bon dem Gemeindbeeinnehmer. 

Art. 41. Die Gemeindeeinnahme und Ausgabe hat ein Gemeinde: 
einnehmer zu beforgen, welcher für eine Gemeinde angeftellt wird, 
und ber in der Regel, und fofern nicht befondere Berhältniffe eine 
Ausnahme nöthig machen, in dem Bezirke derfelben wohnen muß. 

Art. 42. Der Gemeindeeinnehmer wird von dem Landamte, 
nach Anhörung des Gemeindeausichuffes, auf Widerruf ernannt. — 
Die Einnehmerftelle ift mit dem Amte eines Steuereinnehmers ver: 
einbarlich, jedoch unvereinbarlic” mit dem Amte eines Schultheißen, 
eines DBeigeordneten, eines Mitgliedes des Gemeindeausfchuffes und 
eines Schullehrers. — Wird ein Beigeordneter oder ein Mitglied 
des Gemeindeausfhuffes dazu ernannt, fo muß erfterer fein Amt nie: 
derlegen und legterer aus dem Gemeindeausfchuffe treten. 

Art. 43. Der Gemeindeeinnehmer hat eine Sicherheit, entweder 
in baarem Gelde oder in liegenden Gütern, zu leiften. Der Gemeinde: 
ausfhuß beftimmt zwar die Größe der Sicherheit, doch kann das 
Landamt, wenn fie ihm zu— hoch gegriffen deucht, folche ermäßigen. 
Wird fie in Geld geleiftet, fo muß fie verzinft werden. 

Art. 44. Der Gehalt des Gemeindeeinnehmerg wird, auf Ane 
trag des Gemeindenusfhuffes, durd das Landamt, nach Verhältnif 
feiner Einnahme, beftimmt. Für die gewöhnlichen Einnahmen dürfen 
nicht mehr als höchftens vier vom Hundert beftimmt werden; bei außer: 
gewöhnlichen Einnahmen, z. B. bei’ Kapitalaufnahmen, bei Empfang 
von Kauffchillingen, bei außerordentlihem Holzhiebe, bei nicht gewöhn: 
lichen Umlagen u. f. w., beftimmt das Landamt, auf Antrag des Gemeinde: 
ausfchuffes, die Größe der dem Einnehmer zu bewilligenden Procente. 

Urt. 45. Der Gemeindeeinnehmer kann aus Gründen der Ver: 
waltung von dem Landamte, nad Anhörung des Gemeindeausfchuffes, 
entlaffen werden. Ebenfo kann er von dem Landamte fuspendirt und 
zugleich vor Gericht geftellt werden. 

Art. 46. Die näheren Beftimmungen über die Verwaltung bes 
Gemeindeeinnehmers und über die von dem Schultheißen zu führende 
Aufficht werden in einer befonderen Injtruction ausgefprochen. 


Abfhnitt . Bon dem Gemeindbevoranfhlage. 
Art. 47. Jaͤhrlich ift für eine jede Gemeinde ein Gemeindevor: 
anfchlag ober ein Gemeindebudget nach der befonders hierüber vorzu⸗ 
fhreibenden Form zu fertigen. Es muß hierin für das künftige Jahr: 
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1) jede Gemeindeeinnahme, ſowohl die ftändige beftimmte, als bie 
ftändige unbeftimmte und die unftändige, 2) jede Gemeindeausgabe, 
auch für unvorhergefehene Fälle, und 3) jedes Dedungsmittel für die 
Ausgaben enthalten fein. 

Art. 48. Der Schultheiß legt den Voranfchlag dem Gemeinde: 
ausfhuffe in feiner jührlihen regelmäßigen VBerfammlung (rt. 21), 
mit Zuziehung des Gemeindeeinnehmers, zur Berathung vor. — Ueber 
die genaue Durchgehung des Gemeindevoranfihlages wird ein Protokoll 
geführt, welches die Gründe für jeden Poften angibt. — Bei Ver: 
fhiedenheit der Meinungen wird der Voranſchlag nach der Mehrheit 
der Stimmen aufzenommen, jedody die abweichende Anficht im Protos « 
koll bemerkt. — Iſt der Voranfchlag vollender, fo wird er dreifach 
ausgefertigt und mit dem Protokoll von der ganzen Verſammlung 
unterfchrieben, fodann nach vorheriger ortsgewöhnlicher Bekanntmadhung 
zur Einficht jedes Intereffenten auf dem Gemeindehaufe acht Tage 
lang niedergelegt und hierauf, mit den während diefer acht Tage etwa 
fchriftlich beigelegten Bemerkungen, von dem Schultheifen an das 
Landamt im Laufe des Monats überfendet, welcher nad) dem Anfang 
der regelmäßigen Verſammlung des Gemeindeausfchuffes eintritt. 

Art. 49. Der von dem Landamte genehmigte Voranfchlag wird 
dem Schultheifen und dem Gemeindeeinnehmer, auf jeden Fall, vor 
dem Ende des laufenden Jahres zugeftellt. Innerhalb der Beftimmung 
defjelben verwaltete der Schultheiß im Namen der Gemeinde, nad) 
ben allgemeinen Verwaltungsregeln, und verfügt (decretirt) die einzel: 
nen Poften in Einnahme und Ausgabe auf die Gemeindecaffe. Er 
muß fich hierin unbedingt an den genehmigten Voranfchlag halten, 
ohne dasjenige, was er bei einer Klaffe von Ausgaben erfpart, für 
eine andere nicht zum voraus genehmigte Ausgabe verwenden zu Eön« 
nen. — Ebenſo ift der Gemeindeeinnehmer nicht befugt, auf die An: 
- weifung des Schultheißen Zahlungen zu leiften, wenn die Ausgabe im 
Voranſchlage nicht vorgefehen ift, vielmehr werden alle in demfelben 
nicht enthaltenen oder nicht berüdfichtigten Ausgaben von dem Gemeinde: 
einnehmer unnachſichtlich geftrichen und zur Laſt gefchrieben. 

Art. 50. Wenn das Landamt bei der Genehmigung bed Bor: 
anfchlages Ausgaben verfügt, zu welchen der Schultheiß oder der Ge: 
meindeausfhuß die Gemeinde nicht verbunden erachtet, fo ift ber Orts: 
vorftand zu einer Gegenvorftellung, fodann zu einer Beſchwerde bei 
der höheren Behörde verpflichtet. 

Abfhnitt 3, Von der Gemeinderehnung. 
Urt. 51. Der Gemeindeeinnehmer hat fpäteftens zwei Monate 
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nach Ablauf des Jahres die Gemeinderechnung nach vorgeſchriebener 
Form zu ſtellen und dem Schultheißen zu uͤbergeben. — Iſt er ſaͤu— 
mig, ſo zeigt dies der Schultheiß dem Landamte an, und dieſes laͤßt 
auf Koſten des Gemeindeeinnehmers die Rechnung durch einen anderen 
Rechnungsverſtaͤndigen ſtellen. 

Art. 52. In die Gemeinderechnung muß alle und jede Gemeinde— 
ausgabe gebracht werden, ſomit alle Geld- und Naturaleinnahme und 
Ausgabe; auch das Loosholz und das Bau- und Werkholz, das den 
Gemeindegliedern und anderen verabreicht wird. — Es koͤnnen daher, 
ohne befondere Erlaubniß des Landamtes, durchaus feine Nebenrech: 
nungen und Nebencaffen bei der Gemeinderehnung und Ggmeindecaffe 
ftattfinden, und die Theilnehmer an folhen Nebenrechnungen find zum 
Erfag der heimlid) verausgabten Summen verbunden, mit Vorbehalt 
der weiter verdienten vom Nichter zu erfennenden Strafe. 

Art. 53. Nachdem der Schultheiß die Rechnung des Gemeinde: 
einnehmers geprüft hat, legt er fhriftlich feine Verwaltungsrechenſchaft 
ab, hinterlegt beide, nad) vorheriger ortsgewöhnlicher Bekanntmachung, 
acht Tage lang auf dem Gemeindehaufe, damit jeder Intereſſent fie 
einfehen und fchriftlihe Bemerkungen darüber dem Schultheißen über: 
geben Eönne, und diefer legt fie alsdann mit diefen Bemerkungen 
dem verfummelten Gemeindeausfhuffe zu Anfang feiner jährlichen 
regelmäßigen Sitzung vor. 

Art. 54. Der Gemeindenusfhuß hat die Rechnung und die Ver: 
waltungsrechenfchaft genau durdygugehen und zu prüfen, und diejeni— 
gen Erinnerungen, worüber er fih mit dem Schultheißen oder mit 
bem Gemeindeeinnehmer, durch die von diefen gegebenen Erläuterungen, 
nicht vereinigt, in fein Gutachten aufzunehmen. — Bei der Prüfung 
ift dag Gegenbuch (Controlebuch), in welches alle nicht ſtaͤndige Ein: 
nahmepoften eingetragen werden müffen, zu vergleihen. Ein Mitglied 
des Gemeindeausfhuffes führe diefes Buh, und wohnt daher allen 
Derkäufen, Berpachtungen und fonftigen die nicht fländigen Einnah— 
men betreffenden Vorgängen bei. — Bei der Prüfung der Verwal: 
tungsrechenfchaft des Schultheißen ift diefer nicht zugegen, fondern der 
Gemeindeausfhuß wählt duch Stimmenmehrheit fowohl ein Mitglied 
aus feiner Mitte, um den Vorfig und die Leitung bei diefer Prüfung 
zu haben, als auch ein anderes Mitglied zum Schreiber. 

Art. 55. Das Landamt hat fchließlich zu prüfen und abzufchließen. 
Die Rehnung des Gemeindeeinnehmers mit dem dazu gehörigen Proto: 
koll des Gemeindeausfchuffes wird von dem Scultheißen, und bie 
Verwaltungsrechenſchaft des Schultheißen mit dem hierüber aufgenom: 
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menen Protokoll des Gemeindeausſchuſſes wird von demjenigen dem 
Landamt überfendet, welchem der Gemeindeausfhuß hierbei Vorſitz 
und Leitung Übertragen hatte. Bei der von dem Landamt vorzuneh: 
menden Prüfung und dem Abfchluß ift vorzüglich richtig zu ftellen, 
bag Alles im Ganzen und im Einzelnen mit den genehmigten Vor: 
anfchlägen und. den gefeglichen Vorſchriften übereinftimmt, und die 
nicht erledigten Anftände find zu entfcheiden. Mur im Falle einer 
Befchwerde über einen Beſchluß des Landamtes findet weitere Wer- 
handlung Statt. 

Art. 56. Iſt diefes Verfahren über die Gemeinderechnung been: 
digt, fo wird fie nochmals nad) vorheriger ortsgewöhnlicher Bekannt: 
mahung, vierzehn Tage lang zur Einficht eines jeden Intereffenten auf 
dem Gemeindehaus aufgelegt, fodann von dem Schultheißen aufbewahrt. 


Titel IV. Von einzelnen Gegenfländen der Berwaltung. 


Art. 57. Alle Verkäufe und Verpachtungen von Gemeindever: 
mögen und alle Lieferungen follen durdy öffentliche Verfteigerung und 
Ausgebot erfolgen, welche von dem Schultheißen geleitet werden. Ein 
Ueberfchlag, durch hierzu verpflichtete Perfonen gefertigt, fol jedesmal 
vorausgehen. Verkäufe, welche die Subftanz des Gemeindevermögens 
zum Gegenftand haben, find unter obigen Beftimmungen nicht be- 
griffen. — Bei öffentlihen um Lohn zu verrichtenden Arbeiten und 
bei allem Bauweſen bleibt es jedoch dem Schultheißen, nach Verneh— 
mung und mit Cinverftändniß des Gemeindeausfchuffes , überlaffen, 
diefe Arbeiten entweder im Wege der öffentlichen Verfteigerung voll: 
ziehen zu laffen, oder unter Anführung der befonderen Gründe und 
unter Vorlage des Ueberfchlages oder der Ueberfihläge fowie des Gut: 
achtens des Gemeindeausfchuffes darüber, auf Abfchließung eines Accor: 
bes aus freier Hand bei dem Landamt anzutragen, welches ſodann 
die weiteren zwedbdienlichen Cinleitungen zu treffen hat. 

Art. 58. Wenn die durch Verfteigerung beftimmte Summe dem 
Betrage des pflihtmäßigen Ueberfchlages entfpricht, fo iſt der Schule: 
heiß berechtigt, Die WVerfteigerung zu genehmigen. Glaubt ein Mit: 
glied des Gemeindeausfchuffes, daß bei der Verfteigerung eine gefeb: 
lich vorgefchriebene zur Giltigkeit des Gefchäftes nothwendige Form 
verlegt worden fei, fo bat es diefe Sache zur Erwägung und Ent: 
fheidung an das Landamt zu bringen. — Dagegen ift Genehmigung 
des Landamtes vorbehalten, wenn eine Summe nicht dem Beträge des 
pflichtmaͤßigen Weberfchlages entfpricht und der Schultheiß dennoch die 
Derfteigerung oder das Ausgebot beftätigen will. 
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Art. 59. Ausnahmsmeife ift öffentliche WVerfteigerung oder das 
Ausgebot nicht erforderlich, fondern ein Accord des Schultheißen aus 
freier Hand genügend bei ſolchen Arbeiten, melde 1) entweder eine 
befondere Kunftfertigkeit vorausfegen, wobei jedoch der Ueberfchlag vor: 
ausgehen muß, oder welche 2) fo unbedeutend find, daß die Koften 
der Verfteigerung vielleiht den Gegenftand erreichen, oder 3) wobei 
Gefahr im Verzug liegt, welche mithin auf der Stelle gemacht wer: 


den müffen. — Die Accorde über die Nr. 1 genannten Arbeiten er: 
fordern Gutachten des Gemeindeausfhuffes und Genehmigung des 
Pandamtes. — Die Beflimmung über die unter Nr. 2 und 3 ge: 


nannten Arbeiten ift dem Schultheißen überlaffen, jedoch hat er über 
die unter Nr. 3 erwähnten Gegenftände zuvor das Gutachten des Ge: 
meindeausfchuffes zu vernehmen. 

Art. 60. Kapitalaufnahmen erfordern Genehmigung des Land: 
amtes mit Inbegriff der zur Abtragung von vorhandenen Schulden 
unter gleichen oder -befferen Bedingungen aufzunehmenden Kapitalien 
gleicher Größe. 

Art. 61. In Beziehung auf die von einer Gemeinde zu füh: 
renden gerichtlichen Proceffe kann jeder als Kläger gegen eine Gemeinde 
ohne befondere Ermächtigung auftreten, und der Schultheiß kann in 
jedem Falle ſich confervatorifcher Rechtsmittel zu Erhaltung des Bes 
fisftandes bedienen. In allen übrigen Zällen darf der Gemeindeauss 
fhuß Activ- und Paffivproceffe nad) eigener Ueberzeugung durd die 
Schultheißen führen laffen; gefhieht dies aber ohne Ermächtigung der 
höheren Regierungsbehörde, und die Gerichtsbehörde findet, daß der 
Proceg von Seiten der Gemeinde muthrwilliger Weife (frivol) geführt 
worden fei, fo muß die Gerichtsbehörde erkennen, daß diejenigen Mit: 
glieder des Gemeindeausfchuffes, welche die Führung des Proceſſes 
beftimmt haben, perfönlich verpflichtet find, alle Proceßkoſten zu tra— 
gen und dem Gegner zu erflatten. 


Titel V. Bon Gemeindbeumlagen. 


Art. 62. Kine Gemeindeumlage kann nur flattfinden, wenn ber 
Ertrag des Gemeindevermögens zur Beflreitung der ihm obliegenden 
Ausgaben nicht zureicht, oder wenn Ausgaben vorkommen, zu deren 
Beftreitung das Gemeindevermögen nicht beſtimmt ift. 

Art. 63. Der Gemeindeausfhuß hat bei der Aufftellung des 
Gemeindevoranfchlages in Erwägung zu ziehen, ob zur Beftreitung 
einer Ausgabe eine Umlage nothwendig ift. — Erkennt der Gemeinde: 
ausfhuß die Nothwendigkeit derfelben, fo hat er in dem, bei der Auf: 
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ftellung bes Voranfchlages zu führenden, Protokolle unter Angabe ber 
Gründe und unter Beruͤckſichtigung der, in den nachfolgenden Xrti: 
keln für die Klafftfication der Gemeindeausgaben ertheilten, Vorſchrif— 
ten die Norm zu bezeichnen, nad) weicher die Umlage erhoben werden fol. 


Art. 64. Bei der Bezeichnung des Maßftabes zur Beſtreitung 
der Gemeindebedürfniffe fol im Alfgemeinen von dem Grundfag aus: 
gegangen werden, daß die in einer Gemeinde Wohnenden oder Beguͤ— 
terten zu ben Gemeindebedürfniffen und zu den dadurch veranlaßten 
- Steuerausfchlägen nur infofern beizutragen haben, als fie an ben 
Nutzungen des Gemeindevermögens Theil nehmen ober von dem Zweck 
der Umlagen Vortheil genießen. 

Art. 65. Jede Gemeindeumlage erfordert Genehmigung bed Se: 
nats. Das Landamt hat für die Bekanntmachung ber alfo genehmig- 
ten Umlagen fowie für die Fertigung der Exheberegifter und die Voll: 
ziehung zu forgen. — Wer unbefugt eine Gemeindeumlage hebt oder 
unbefugt ihre Erhebung anorbnet, muß als Erpreffer vor Gericht ge: 
ſtellt werben. 

Art. 66. Wer fi) durdy eine Gemeindeumlage befchwert glaubt, 
hat feine Beſchwerde in den erften vier Wochen, nad der Bekannt: 
mahung der Umlage, bei dem Landamt vorzutragen. - Später vor: 
gebrachte Befchwerden dürfen nicht berüdfichtige werden. Der Recurs 
von der Entfheidung des Landamtes geht innerhalb gleicher Frift von 
der Bekanntmachung diefer Entfheidung an den Senat, jedoch muß 
die Entfcheidung vorläufig befolgt werden. 

Art. 67. Die Gemeindeumlagen haben den nämlichen Vorzug 
und follen gerade fo beigetrieben werden, wie die Staatsſteuern. 

Art. 68. Die erfte Klaffe der Gemeindenusgaben begreift Dies 
jenigen, zu deren Beftreitung das Gemeindenermögen beſtimmt ift. 
Zur Beftreitung diefer erften Klaffe von Ausgaben muß daher 1) der 
in die Gemeindecaffe fließende Ertrag des Gemeindevermögend ver: 
sendet werden. 2) Reicht diefer nicht hin, und. wird nicht ein Theil 
ber Subftanz des Gemeindevermögens ſelbſt dafır auf gefeglichemn 
Wege verwendet, fo wird das Fehlende in jedem Falle nur auf die— 
jenigen umgelegt, welche Gemeindeeigentbum im Genuſſe haben oder 
Bortheile daraus beziehen, einfchließlich der Berechtigungen, welche 
‚einzelnen Gemeinden auf fremden Eigenthum in bderfelben Gemarkung 
zuftehen, 3. B. Weiderecht, Beholzigungseeht. — Sind bdiefe Ge: 
nußtheile oder Vortheile unter den Zheilnehmenden gleich, fo gefchieht 


die Umlage nad Köpfen. m fie ungleich, fo erfolgt die Umlage 
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nach dem Verhältniß des Genuffes oder durch Verpachtung eines Theiles 
dieſes Gemeindeeigenthums. 

Art. 69. Zu der in dem vorhergehenden Artikel erwähnten erften 
Klaffe der Gemeindenusgaben gehören die Bedürfniffe für die Erhal: 
tung und Verbefferung des eigentlichen Gemeindevermögens und ſei— 
ner Realgerechtſame, 3. B. Bezahlung der Gemeindefhulden und ihrer 
Binfen, infofern fie nicht für Bedürfniffe der zweiten und dritten Klaffe 
(Art. 70 und 73) aufgenommen wurden, Berichtigung der auf Ge: 
meindegütern ruhenden Abgaben, Gultur des Gemeindewaldes, Anz 
pflanzungen auf dem Gemeindegut, Wäfferungsgräben für daffelbe. 

Art. 70. Die zweite Klaffe der Gemeindenusgaben begreift die— 
jenigen, zu deren Beftreitung das Gemeindevermögen und die Gefammt: 
heit der Gemeindeeinwohner verpflichtet if. — Bu biefen in dem 
Bezirk der Gemeinde Wohnenden werden in diefer Beziehung auch 
diejenigen gerechnet, weldye in einer Gemeinde eine bewohnte Hof: 
taithe oder ein bewohntes Haus befigen und die Hofraithe oder das 
Haus durch einen Pachter oder durch einen Verwalter bewohnen Laffen. 
Zur Beftreitung diefer zweiten Klaffe von Ausgaben muß daher zu: 
nächft die Einnahme der Gemeindecaffe aus Gemeindevermögen, fo: 
weit dies die Beſtreitung der erften Klaffe von Ausgaben (Art. 68) 
erlaubt, verwendet werden. — Iſt aber diefe Einnahme nicht vor— 
handen oder reicht fie zur Beſtreitung diefer zweiten Klaffe von Aus— 
gaben nicht hin, fo wird das Fehlende auf alle Gemeindeeinwoh- 
ner, nach Verhältniß ihrer gefammten gemeinheitlichen Beitragspflich- 
tigkeit, umgelegt. 

Art. 71. Bu der in dem vorhergehenden Artikel erwähnten zwei— 
ten Klaffe der Gemeindeausgaben gehören unter anderen die Bebürfniffe 
für folgende Gegenftände. 1) Die Koften, melde die Gemeindever- 
waltung veranlaßt. 2) Erhaltung und Verbeſſerung des für alle Ge: 
meindeeinwohner vorhandenen Vermögens, fowie Errichtung und Un: 
terhaltung von Anftalten und Gebäuden, welche jeder in der Gemeinde 
wohnenden Familie: nügen, können, 3. B. das Ortspflafter, die Brüden, 
Brunnen und Wafferleitungen. in. dem Ort; fodann Kicche, Pfarrhaus, 
Schulen, Drtögefängniffe, Wachthaus, Hirtenhaus, Feuerlöfchungs: 
anftalten und Geräthe, Koften für Hebammen, Leichenhäufer, Kirch: 
böfe. 3) Unterftügung armer Gemeindeeinwohner, auch ärztliche Hilfe 
für fie, Schulunterricht für arme Kinder. 

Art. 72, Wenn zur Beflreitung eines zur zweiten Klaffe ge: 
hörigen Beduͤrfniſſes irgend eine befondere. rechtlich begründete Ver: 
bindlichkeit (z. B. für. Unterhaltung. und Bauung bes. Pfarchaufes) 
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oder ein befonders bazu beftimmtes Vermögen (3. B. milde Stiftungen) 
vorhanden ift, fo wird darin durch die Verfügungen des vorhergehen- 
den Artikels nichts geändert. Es können daher auch Kicchfpielskoften 
nur alsdann auf das gefammte beitragspflichtige Vermögen der Kirch- 
fpielsgenoffen innerhalb des Kirchfpieles ausgefchlagen werden, wenn 
zur Beftreitung derfelben nicht eine befondere Verbindlichkeit oder ein 
beftimmtes Vermögen vorhanden ift, und wenn bazu auch das Ges 
meindevermögen rechtlich nicht verbunden ift. 

Art. 73. Die dritte Klaffe der Gemeindeausgaben begreift die— 
jenigen, zu deren Beftreitung alle in dem Bezirke der Gemeinde Woh— 
nenden fowohl, als auch die darin nur Begüterten (Forenſen, Aus: 
märfer) nad Verhaͤltniß ihrer gemeinheitlichen Beitragspflichtigkeit 
verbunden find. 

Art. 74. So oft der Gemeindeausfhuß auf eine Umlage für 
Ausgaben diefer dritten Klaffe antragen will, foll den in biefer Ge— 
meinde nur Begüterten Gelegenheit gegeben werden, fich von der Noth— 
twendigkeit der Umlage zu überzeugen oder die Gründe ihrer abweichen: 
den Meinung bei dem Gemeindeausfchuffe zur Erwägung zu bringen. — 
In diefem Falle foll nämlich der Schultheiß einem Bevollmächtigten 
aller übrigen in diefer Gemeinde nur Begüterten, oder in deffen Er: 
mangelung dem am ftärkften Begüterten oder feinem Bevollmächtigten, 
fpäteftens drei Zage vor dem Schluffe der Berathungen des Gemeinde: 
ausfhuffes, Nachricht davon geben, daß und warum diefer auf eine 
folhe Umlage antragen will, und ihm auf Verlangen die Einficht der 
betreffenden Papiere geflatten, aud in Ermangelung einer Bereinis 
gung mit demfelben feine fohriftlichen Bemerkungen dem Gutachten des 
Gemeindeausfchuffes beilegen. So lange fich nicht ein Bevollmäch- 
tigter der ſaͤmmtlichen in der Gemeinde nur Begüterten bei dem Schult: 
heißen gemeldet und als Bevollmächtigter derfelben nachgewiefen hat, wen= 
det fich der Schultheiß nur an den am flärkften betheiligten Ausmärker. 

Art. 75. Bu der in dem vorhergehenden Artikel erwähnten drit— 
ten. Klafje der Gemeindeausgaben gehören unter anderen die Bebürf: 
niffe für folgende Gegenftände: 1) Koften für Arbeiten und Anftalten, 
deren Bortheil ſich auf alle in der Gemeinde Wohnenden forwohl, als 
nur Begüterten erflceden kann, z. B. Erhaltung der zu benachbarten 
Drten führenden fogenannten Communications- oder Vicinalwege und 
Brüden (fiets mit Abzug des etwa bezogen werdenden Wege: und 
Brüdengeldes), Erhaltung der Feldwege mit Brüden und Stegen, der 
Gemarfungsgrengen, Entwäfferungsanftalten, Abzugsgräben ; 2) Kriegs: 
Eoften und Lundesbewaffnungstoften; 3) Zinfen und Kapitalien der 
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Schulden, welche zur augenblidfihen Erleichterung der Beitragspflich- 
tigen zu den unter Mr. 1 und .2 ausgefprochenen Zweden aufgenom: 
men find oder werden, ohne daß die Forenfen wegen der in der Zwi— 
ſchenzeit bis zur Publication dieſes Gefeges bereits getilgten Kriegs: 
fhulden und getragenen Kriegslaften nachträgliche Beiträge zu lei: 
fien haben. 


Art. 76. Die zu ber britten Klaffe gehörigen Gemeindeaus: 
gaben werden durch Umlagen auch in dem Falle aufgebracht, wenn 
die Gemeindecaffe fie ganz oder zum Theil beftreiten Eönnte. — Se: 
doch darf in ſolchem Falle auf diefe Umlage für ein Jahre verzichtee, 
und die Ausgabe aus der Gemeindeeaffe beftritten werden, wenn dies 
in dem Protokoll zum Voranſchlage ausdrüdtich erwähnt wird und die 
Mehrheit des Gemeindeausfhufies dafür ſtimmt. 


Art. 77. Derjenige Beitrag für Zinfen oder Kapital von Ges: 
meindekrieasfchulden, meldyer den in der Gemeinde Wohnenden zur 
Laft falle, fol lediglich duch Umlagen auf das fleuerbare Vermögen, 
einfchließlid) des Gemeindevermögens, berichtigt werden; Eeineswegs 
aus dem Ertrage ded Gemeindevermögens oder aus dem Erlös von 
veräußertem Gemeindevermögen, wenn nicht die Mehrheit des Ge— 
meindeausfhuffes dafür ſtimmt. 


Zitel VI. Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 78. Da künftig nur Aufnahmen zu Gemeindemitgliedern 
(Semeindemänner, f. Art. 30 und 35) flattfinden, fo erhalten alle 
von nun an Neuaufgenommenen ein volllommen gleiches Recht unter 
fih. — Den Mitgliedern derjenigen Landgemeinden, worin zur Zeit 
der Bekanntmachung diefes Gefeges, ein Unterſchied zwifchen Bei: 
faffenrechte und vollem Nachbar- oder Gemeinderechte bisher beftanden 
bat, bleibt der bisherige Antheil an der Benugung oder dem Ertrage 
der Gemeindegüter lebenslänglich, und auf gleihe Weiſe foll es auch 
hinſichtlich der jegigen Ortsnachbarn gehalten werden, unter welchen 
feither, in Anfehung des Gemeindenugens, eine Ungleichheit befland, 
Geht aber ein ſolches Gemeindeglied ab, fo foll fein bisheriger Anz 
theil an der Benutzung oder dem Ertrage der Gemeindegüter, zum 
Vortheil der Gemeinde, eingezogen werden. — Diefe legtere Bes 
ſtimmung foll ſich jedoch nicht auf die Holzloofe ausdehnen, die in 
einigen Gemeinden unter. die Gemeindeglieder ausgetheilt werden; 
vielmehr erfterer WVertheilung auch fernerhin ftattfinden. 

rt. 79. Wo die Nechtsverhältniffe Dritter die Aufhebung der 
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im Xrt. 78 enthaltenen Beftimmungen nicht zulaffig machen, behält 
es hierbei fein Bewenden. | 
Art. 80. Wo Regierungsbeamte in Gemeindeangelegenheiten 
handeln, find ihre Verrichtungen durchaus als officiell zu achten und 
zu jenen Gegenftänden zu rechnen, für welche die Gemeinden durdys 
aus Eeine befondere Vergütung leiften dürfen. — Das Landamt ift 
beauftragt, diefes Gefeg zum Vollzug zu bringen, fobald die dazu 
nothivendigen Vorbereitungen vollendet find. 
Befchloffen in Unferer großen Nathsverfammlung den 12. Auguft 1824, 


Gefetz den Fortbeftand der fogenannten Allmendenloofe in 
den Srankfurtifhen Fandgemeinden betreffend. 


Wir Bürgermeifter und Rath der freien Stadt Frank 
furt verordnen hiermit auf verfaffungsmäßigen Beſchluß der gefeg: 
gebenden Verfammlung vom 27. November 1830 Folgendes: 

$. 1. In denjenigen Landgemeinden, worin zur Zeit der Publis 
cation der Gemeindeordnung fogenannte Allmendenloofe beftanden haben, 
welche den Gemeindegliedern nach der Reihenfolge ihres Kintrittes in 
das Gemeindereht, nad eines jeden Drtes Gebrauch, entweder un: 
entgeltlihh oder gegen Entrichtung einer beftimmten jährlichen Geld: 
fumme, zur febenslänglihen Benutzung überlaffen wurden, foll es 
ins Künftige bei demjenigen Herkommen fein Bewenden behalten, 
welches vor Einführung der Gemeindeordnung in jedem Orte beftand. — 
Mas hierüber in dem Art. 78 der Gemeindeordnung vorgefchrieben 
ift, wird deswegen aufgehoben. 

$. 2. Findet der Drtsvorftand, daß ein zu Allmendloofen ver: 
wendetes Grundftüd fih auf eine andere Weife vortheilhafter benugen 
laßt, fo ift derfelbe nad eingeholter und erhaltener Genehmigung des 
Zandamtes befugt, diefe Looſe einzuziehen, jedoch auch verpflichtet, dem 
jeweiligen Befigern berfelben an deren Statt andere Allmendftüde zus 
zutheilen. Es ift nicht erforderlich, daß beide Gattungen von Grunds 
ftüden von einerlei Qulturart find, nur muß der Pachtwerth der 
neuen Looſe demjenigen der alten gleichftehen. Ueber beide entfcheider 
eine pflichtmäßige Abfhäsung von Sachverſtaͤndigen. — Kalle ent: 
weder gar Feine oder noch zur Zeit feine andere Gemeindegrundftüde 
als Erfag gegeben werden Eönnen, fo haben ſich die jeweiligen Be: 
fiser mit dem ihnen alljährlich aus der Gemeindecaffe auszubezahlen: 
den Betrage-des abgefchästen Pachtwerthes zu begnügen. 


552 Frankfurt. 


8. 3. Sind einzelne Allmendlooſe zu einem öffentlichen Zweck 
oder zu Bauplägen erforderlih, fo foll deren jährliher Pachtwerth 
nach der jeweiligen Culturart abgefchägt und die abgefchäßte Summe 
den jeweiligen Befigern als Entfhädigung aus der Gemeindecaffe 
jährlich ausbezahlt werden, Ddiefelben aber dagegen befagte Allmend: 
foofe an die Gemeindeverwaltung zuruͤckzugeben gehalten fein. 

Beſchloſſen in Unferer großen Rathsverfammlung den 7. Dechr. 1830. 
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